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Fünfzehn Jahre Sowjetkunst”). 


Die Jubiläumsausstellung in Leningrad und Moskau. 
Von I. Grabar, Moskau, 
übersetzt von Prof. W. v. Rakint, Berlin. 


I. 
Hauptetappen der Sowjetkunst. 
Im November des vorigen Jahres wurde in Leningrad, im 


Rahmen der Feierlichkeiten aus Anlaß des fünfzehnjährigen 
Bestehens der Sowjetunion, die vom Kommissariat für Volks- 
aufklärung organisierte Ausstellung „Künstler der RSFSR der 
letzten fünfzehn Jahre“ eröffnet. Durch ihren Umfang wie durch 
das hohe Niveau der ausgestellten Werke war sie die erste, 
wirklich bedeutende Schau der Sowjetkunst. Sie gestattete zum 
ersten Mal, das Fazit des russischen Kunstschaffens seit der Revo- 
lution zu ziehen. Die in fünfunddreifiig Sälen des Russischen 
Museums untergebrachte Ausstellung dauerte bis Mai dieses 


*) Der vorliegende Aufsatz über die Jubiläums-Kunstausstellung, über 
die im Monatsberidt von O. Hoetzschh (Septemberheft S. 731) bereits kurz 
berichtet wurde, bringt einen Überblick über die neue russische bildende 
Kunst, wie er bisher nirgends zu finden ist. Das rechtfertigt die etwas kata- 
logartige Anordnung. In der in diesem Heft veröffentlichten Hälfte werden 
die Marksteine der künstlerischen Entwicklung der letzten 15 Jahre über- 
haupt und die Malerei der älteren Generation eingehend dargestellt, im fol- 
genden Heft die Malerei der jüngeren Generation, Plastik und Graphik. 

Der Verfasser des Aufsatzes, Igor Emmanuilowitsch Grabar, 
pesoron 1871, ist eine der hervorragendsten Persönlichkeiten des russischen 

unstlebens, gleichzeitig als Maler, Kunstschriftsteller und Museumsleiter 
bekannt. Die von ihm 1909 bis 1914 herausgegebene mehrbändige „Geschichte 
der russischen Kunst“ ist bis jetzt ein Standardwerk geblieben. Lange Zeit 
war er Direktor der Tretjakow-Galerie in Moskau und Leiter der nach der 
Revolution ins Leben gerufenen Staatlichen Restaurierungswerkstätten. 1929 
organisierte er in Deutschland zusammen mit der Deutschen Gesellschaft 
zum Studium Osteuropas eine Wanderausstellung der altrussischen Kunst. 
Als Maler vertrat er in seinen lichten Landschaften und Stilleben die Rich- 
tung des sogenannten „wissenschaftlichen Divisionismus“ (Pointillismus); spä- 
ter befaßte er sich hauptsächlich mit koloristischen Problemen, und zuletzt mit 
der mehr im realistischen Sinne aufgefaftten Porträtmalerei. Auf der Jubi- 
läumsausstellung hat er durch sein Gruppenbildnis „Lenin im Smolny-Stift“ 
und verschiedene Porträts großes Aufsehen erregt. 

| Die Redaktion. 
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Jahres, dann kam sie nach Moskau, wo sie Ende Juni eröffnet 
wurde. Diese großangelegte Ausstellung wurde ihrerseits ein 
mächtiger Antrieb der künstlerischen Produktion: die schaffen- 
den Künstler arbeiteten viel intensiver, mit viel größerer Be- 
a als je zuvor, da sie das unleugbare Wachstum der 
owjetkunst und die verlockenden Aussichten ihres weiteren 
Fortschrittes vor Augen hatten. 


Eine ausschlaggebende Bedeutung für diesen Aufschwung 
hatte der Beschluß des Zentralkomitees der Partei vom 
23. April 1932 über die Neuregelung der literarischen und 
künstlerischen Organisationen. Bis dahin hatte es unzählige, 
ihren Einstellungen nach bald entgegengesetzte, bald nahe, oft 
kaum unterscheidhäre Gruppierungen gegeben. Alle bekämpf- 
ten einander auf das heftigste. Am erbittertesten wütete der 
Kampf an den beiden äußersten Flügeln: die extreme „Linke“ 
forderte eine revolutionäre Thematik und Verzicht auf jedes 
rein formale Suchen, das ihrer Meinung nach, angesichts der 
„noch unvollendeten Revolution“, nicht zeitgemäß wäre, die 
äußerste „Rechte“ huldigte mehr als je der ästhetisch-formalisti- 
schen Tendenz, indem sie nicht allein den revolutionären, sondern 
überhaupt jeglichen Inhalt aus ihren Werken ausrottete. Der 
oben erwähnte Beschluß des Zentralkomitees traf die beiden 
äußersten Flügel: er befreite die gesunde Mehrheit der Künstler- 
schaft vom Bann der aufgezwungenen Thematik, indem er ihr 
die Rückkehr zur Landschaft, zum Interieur, zum Stilleben ge- 
stattete; gleichzeitig aber brach er die Herrschaft der „Forma- 
listen“, die besonders die jungen Künstler bedrückte. Die einen 
von diesen Extremisten behaupteten mit großer Überzeugung, 
daß außerhalb der proletarischen Thematik die heutige Kunst 
nicht lebensfähig sei; die anderen schrien laut über den Unter- 
gang der Kunst, die das Problem der „malerischen Kultur“ nicht 
in erster Linie beachte. 

Mit einem Schlag wurden alle Gruppierungen — Gesell- 
schaften, Verbände, Vereine — aufgelöst und zu einem „Bund 
der Sowjetkünstler"“ zusammengeschmiedet. Die Lenin- 
grader Ausstellung war die erste Folge des Beschlusses, dessen 
weiteres Ergebnis sich als schöpferisher Aufschwung der 
Künstlermassen erwies, den die Moskauer Ausstellung klar vor 
Augen führte. Eine ganze Reihe von Malern und Bildhauern, 
von denen man in den letzten Jahren so gut wie gar nichts mehr 
hörte, trat plötzlich in die Öffentlichkeit mit Werken von blei- 
bender Bedeutung. Die Künstler der jüngeren Generation 
nahmen sich fest vor, die Qualität ihrer Arbeit zu verbessern; 
das Durchschnittsniveau der künstlerischen Leistung, das in den 
früheren Jahren merklich gesunken war, hat sich entschieden 
erhöht. 

Wenn diese Ausstellung den Anspruch auf eine wahrheits- 
getreue Spiegelung der Entwicklung der russischen Kunst von 
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1917 bis 1932 rechtfertigen soll, so mußten in ihr alle, für die 
vergangenen fünfzehn Jahre bezeichnenden Richtungen ver- 
treten sein. Ist das tatsächlich der Fall? Zeigt sie dem Beschauer 
wirklich, wie die russische Kunst in den Revolutionsjahren 
Schritt für Schritt geworden ist? Ja, dieses Ziel ist erreicht: das 
hier zusammengebracte reiche und mannigfaltige Material er- 
möglicht vollkommen dem Publikum eine Einsicht in diesen Ent- 
wicklungsprozeß. 


Dieses Material legt Zeugnis ab von drei verschiedenen 
Perioden in der Geschichte der russischen Nachkriegskunst. Die 
erste Periode umfaßt die fünf Revolutionsjahre, von 1918 bis 
1922 — d. h. die Zeit des sogenannten „Kriegskommunismus“, die 
Jahre des Bürgerkrieges und der Interventionen. Nach allgemein 
verbreiteter Meinung wurde in dieser Zeitspanne auf dem Ge- 
biete der Kunst nichts Bedeutendes geleistet. Jedoch beweist die 
Ausstellung, daß diese Behauptung völlig irrtümlich ist. Aller- 
dings wucherten gerade zu jener Zeit in der Malerei und Plastik 
verschiedene, aus Paris importierte und in Moskau schon wäh- 
rend der Kriegsjahre eingebürgerte „Ismen“. Wie konnten sie 
sich nach der Novemberrevolution behaupten? Mittels eines 

eistreichen Tricks ganz demagogischer Art: die erfinderischen 
ünstler der „ultra-linken Richtung“ und ihre Presse erklärten 
kurzweg, ihre Kunst sei eben die „revolutionäre“, die heiß 
ersehnte proletarische Kunst, die dem Proletariat am nächsten 
stehe und ihm am zugänglichsten und verständlichsten sei. 


Im ersten Moment übersah man, daß dem Begriff revolu- 
tionär der Begriff „revolutionär“ in Anführungszeichen unter- 
schoben wurde, was jedenfalls keine Synonyme sind. Aber die 
tolle Energie der Enthusiasten war so hinreifend, daf die 

ugend sich ihnen scharenweise anschlofß und die vereinzelten 

timmen, die sich gegen eine solche augenfällige „Links- 
abweichung“ erhoben, bald verstummen mußten. Es versteht sich 
von selbst, daß jene Pariser „Ismen“ in der Theorie, wie in der 
Praxis, zurecht gemacht und auf die Spitze getrieben wurden — 
was allmählich zur Selbstverleugnung der Malerei und Skulptur 
führte. Kandinsky, ein geborener Moskauer, bis vor kurzem 
Professor in Dessau, malt noch mit Farben; er sucht, wenn auch 
nach abstrakten, immerhin noch nach malerischen Flecken und 
Linien. Malewitsch, auch ein Moskowiter, begnügt sich 
schließlich mit einem schwarzen (Quadrat, gemalt auf weiße 
Leinwand. Dieses Quadrat sei „die höchste Errungenschaft der 
Malerei“; so nennt er die von ihm gegründete Richtung, die 
zahlreiche Anhänger gefunden hat, „Suprematismus“. Da hier 
noch etwas von Malerei blieb, weil das Quadrat mit schwarzer 
Ölfarbe angestrichen war, mußte man noch einen weiteren 
Schritt tun, und Malewitsch hat ihn tatsächlih getan. Wohin 
sollte man sich weiter entwickeln nach dem Quadrat? Er ver- 
zichtete gänzlich auf Farben und ging von den gemalten Quadra- 
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ten, Rechteken und Dreiecken zu kleinen Würfeln über, aus 
denen er so etwas wie architektonische Modelle aufbaute. Der 
dritte Moskauer Künstler endlih, Tatlin, warf ebenfalls die 
Farben zum Fenster hinaus: die Malerei sei veraltet, nicht mehr 
aktuell — fort mit ihr! Er tat nur „konstruieren“, indem er aus 
Eisenstücken, Nägeln, Kautschuk, Knöpfen und ähnlichem Zeug 
seine „Konterreliefs“ zusammenleimte. Naive Menschen — sie 
waren festen Glaubens, daß die Malerei für immer begraben sei! 


Aber während Malerei und Plastik verdorrten, blühte in 
denselben Jahren ihre „jüngste Schwester“, die Graphik, um 
so üppiger auf. Das damalige Vorherrschen der Graphik war 
nicht nur dem fast gänzlichen Mangel an Malutensilien zu ver- 
danken, sondern auch dem Umstand, daß für die graphische Be- 
tätigung sich neue Gebiete auftaten: das künstlerische Plakat 
und die Karikatur. Beide sind in der Ausstellung erschöpfend 
vertreten. Die Schärfe der Erfindung und die Ausdrucskraft 
dieser echten Meister des Stiftes und der Feder lassen die er- 
künstelten Produkte der kombinierenden „abstrakten“ Kunst 
weit hinter sich. 

Seit der Einführung der „Neuen OÖkonomischen Politik“ 
(NEP) beginnt eine neue Periode in der Geschichte der russi- 
schen bildenden Kunst. Der böse Zauber der Gegenstandslosig- 
keit schwindet, der Künstler erwacht und schreitet, zuerst no 
schüchtern, dann aber immer mutiger und selbstbewufßter, einer 
„neuen Sachlichkeit“ entgegen. Dieser Weg wird auch von den 
„Gegenstandslosen“ von gestern eingeschlagen, mit Ausnahme 
von Malewitsch selbst und Tatlin. Die Sehnsucht nach Malerei 
und Plastik wächst unaufhaltsam. Gleichzeitig wird die „pseudo- 
revolutionäre“ extreme Linke entlarvt: als Gegensatz zur „Kunst 
für Wenige“ wird die Losung der „Kunst für Volksmassen” ver- 
kündet. Aber diese Kunst soll eine Antithese der Kunst der 
„letzten Ästheten“ sein; darum soll sie vor allem mit revolutio- 
närer Thematik gesättigt sein. 


Auf Grund dieser Leitgedanken wird im Jahre 1923 die 
„Assoziation der Künstler des revolutionären Rußlands“ 
(AChRR) gegründet. Anfangs begegneten die Ausstellungen der 
AChRR einer ausgesprocenen Feindseligkeit seitens der Mehr- 
heit der Künstler, die der Assoziation nicht beigetreten waren. 
Den Hauptgrund für diese ablehnende Stimmung bildeten 
keineswegs die revolutionären Losungen, die auf den Fahnen 
der Gründer und Leiter der Assoziation standen, sondern die 
entschiedene Umkehr zurück zum Realismus der siebziger Jahre, 
die die ersten Kundgebungen ihrer Mitglieder kennzeichnete. 
nachdem uns ein ganzes Jahrzehnt von der Geburtsstunde 

ieser Bewegung trennt, können wir objektiver die Umstände 
beurteilen, welche Entstehen, Bildung und Entwicklung der 
neuen Organisation begleiteten, die in der Zukunft eine überaus 
wichtige, ja entscheidende Rolle spielen sollte. 
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Schon der Hauptgedanke der Führer dieser Bewegung — in 
der Kunst die Rechte des Inhalts wieder herzustellen, die egen- 
standslosigkeit durch eine neue Gegenständlichkeit zu ersetzen, 
bestimmte die Richtung und das Ziel: zurück zur „Erzählung“, 
zur „Fabel“ in der Kunst, zur Tendenz, zur Predigt. All dies 
war nur zu gut bekannt seit den alten Tagen der „Gesellschaft 
für Wanderausstellungen“. Wenn das Hauptziel in der Erzäh- 
lung lag, so sanken schon dadurdı die Formprobleme der Kunst 
zu einer sekundären, dienenden Funktion, wie das schon einmal 
esse Die Form darf hinken, wenn nur der Inhalt der 
enschheit Segen bringt. 

Dasselbe wiederholte sich auch diesmal: im Gegensatz zur 
bewußten Verneinung der Zeichnung, der Anatomie, der Model- 
lierung seitens der „Linken“, wurde jetzt, neben der revolutio- 
nären Thematik, der Kultus der akademischen Form verkündet, 
der aber in ein Epigonentum des Akademismus ausartete, in 
eine konventionelle, farb- und freudlose Malerei. Eben an diesen 
überlebten Tendenzen nahm man Anstoß in den ersten Jahren 
der AChRR-Bewegung. 

Von den Ausstelluneeverbänden der Vorkriegszeit hatten 
sich noch aktive Gruppen der früheren Mitglieder des „Mir 
Iskusstwa“ („Kunstwelt‘, Petersburg) und des „Karo-Buben“ 
(Moskau) erhalten. Die ersteren, die einem retrospektiven, deko- 
rativen und monumentalen Stil huldigten, gründeten die Gesell- 
schaft „Vier Künste“ (Malerei, Skulptur, Baukunst, Graphik); die 
Moskauer, die sich wie früher mit rein malerischen Problemen 
befaßten, bildeten, nach einer Reihe von Zwischenorganisationen, 
die „Gesellschaft der Moskauer Künstler“ (OMCh). Zu dieser 
Zeit war schon die AChRR um ein „R“ gekürzt worden: nachdem 
man in der neuen Unionverfassung das Wort „Rußland“ ge- 
strichen hat, verschwand es auch im Namen der „Assoziation der 
Künstler des revolutionären Rufllands“ und sie wurde nun zur 
„Assoziation der revolutionären Künstler“ (AChR). 

Als Protest gegen die übertrieben rigorose Haltung der 
AChR, und gleichzeitig gegen die Verneinung durch die "Ultra- 
Monumentalisten“ der Tafelmalerei, entstand im Jahre 1924 die 
„Gesellschaft der Tafelmaler“ (OST), die diejenigen Künstler 
vereinigte, welche mit der „Gegenstandslosigkeit“ gebrochen 
und sich sowohl von dem „Mir Iskusstwa“, wie auch von dem 
„Karo-Buben“ losgemacht hatten. Ohne sich um eine tendenziöse 
Thematik oder um besondere malerische Probleme zu kümmern, 
strebten sie nur nach Ausdruck, nach Ungewöhnlichkeit, nach 
pikanter Wirkung ihrer Bilder. Banalität war ihnen ein Greuel. 
Alles wurde der Schärfe der Auffassung, der plastischen Wir- 
kung, der Neuigkeit der Situationen, der Mannigfaltigkeit der 
Faktur geopfert. 

Solch ein buntes Bild zeigte die Kunst um 1928. Mit diesem 

ahre beginnt ihre dritte Phase, die im Leben der Sowjetunion 
der sogenannten „Aufbauperiode“ entspricht. 
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Die Koexistenz einer ganzen Reihe von Gruppierungen 
führte naturgemäß zur Überbrückung der anfangs sehr scharfen 
(Gegensätze. Es wurde mit der Zeit immer schwieriger und schwie- 
er zu bestimmen, worin der Unterschied zwischen den ver- 
schiedenen Richtungen lag. Keine einzige Gruppe blieb in sich 
abgeschlossen: der Zustrom neuer Mitglieder, oft aus feindlichen 
en änderte ständig ihre Physiognomie. Die AChR konnte 
auf die Dauer auch nicht bei ihrer Prinzipienstarrheit verharren ; 
indem sie ihre Pforten neuen Mitgliedern weit öffnete, wurde 
diese Organisation hauptsächlih durch die ihr angeschlossene 
ugend komplettiert, die sie dann von innen zersprengte. Die 
ugend war in formaler Hinsicht sehr radikal gestimmt. Bald 
at sich der AChR fast die ganze „Gesellschaft der Moskauer 
Künstler“, der ganze Kreis der „Vier Künste“ und der bedeutende 
Teil der „Gesellschaft der Tafelmaler“ angegliedert, was zu einer 
völligen programmatischen Umstellung führte und den Prozeß 
der Selbstau ösung der einst in ihren Zieleh einigen Assoziation 
beschleunigte. 

Es war zu erwarten, daß der Zerfall der AChR nicht ohne 
Folgen bleiben würde. Der am radikalsten eingestellte Flügel 
ihres kommunistishen Nachwuchses verließ ihre Reihen und 
gründete seine eigene neue AChR, die sie „Revolutionäre Asso- 
ziation der proletarischen Künstler“ (RAPCh) benannten. Der 
entsprechenden Assoziation der proletarischen Schriftsteller 
(RAPP) nachgebildet, ahmte die neue Künstlergenossenschaft in 
ihrer Taktik wie in ihren öffentlichen Kundgebungen die ältere 
Schwester nach. Es versteht sich von selbst, daß, wenn die alte 
AChR manchmal über die Schnur haute, die RAPCh sich nicht 
nur ihre Losungen zu eigen gemacht, sondern sie sogar schärfer 
ausgeprägt und noch mehr zugespitzt hat. Wieder wird der Ver- 
zicht auf formale Aufgaben gepredigt, wieder wird alles der 
un Thematik geopfert. Die Leistungen 

er neuen Assoziation waren von vornherein einem Mifterfolg 
geweiht — schon wegen der technischen Hilflosigkeit ihrer Mit- 
glieder: ihre thematisch manchmal nicht schlecht erfundenen und 
ausgearbeiteten Bilder waren zu schwach in der Ausführung, um 
die Zuschauer für ihre Ideen einzunehmen, zumal wenn man ihre 
Vorliebe für großartigen Maßstab, der Erfahrung und Kenntnisse 
erfordert, mit in Betracht zieht. | 

Nach Auflösung der RAPCh im April 1932 und nach dem 
Zusammenschluß aller Organisationen zum „Bund der Sowjet- 
künstler“ beginnt die vierte Periode der Sowjetkunst. ie- 
mand könnte voraussagen, nach welcher Richtung hin sie sich 
weiter entwickeln wird; der „sozialistische Realismus“ 
— das Schlagwort von heute — ist ein Begriff, in welchen jeder 
Künstler seinen eigenen Inhalt legt, der oft wesentlich von der 
Ausdeutung seiner Arbeitsgenossen abweicht. 

In Leningrad war die Ausstellung chronologisch aufgebaut, 
von der Periode des Kriegskommunismus bis auf unsere Tage. 
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Michael Nesterow: Doppelbildnis. 


Alexander Deineka: Ballspiel 
(siehe Novemberheft). 


aaia „Google 


In den geräumigen Sälen des Russischen Museums konnte man 
nicht nur die Abteilungen der Malerei, Skulptur und Graphik 
unterbringen, sondern auch einen Teil des Kunstgewerbes, dar- 
unter Erzeugnisse der Staatlichen Porzellanmanufakiur. Nur die 
Fe ante Ausstellung der bildenden Kunst im Dienste des 

heaters mußte man aus Platzmangel auf ein späteres Datum 
verlegen. 


Moskau verfügt nicht über einen solchen Riesenbau. So 
mußte man hier die Ausstellung in mehreren Abschnitten in ver- 
schiedenen Museen vorführen. Ihr Hauptteil, die Malerei, ist 
in den schönen Sälen des Historischen Museums untergebracht, 
die Skulptur — im Museum der bildenden Künste, ein Teil der 
Graphik (Plakat und Karikatur) — in der Tretjakow-Galerie. 
Jetzt sind die Arbeiten im Gange zur Vorbereitung der Theater- 
ausstellung, die im Bachruschin-Theatermuseum stattfinden soll, 
und der Ausstellung der Zeichnungen, Holzschnitte, Radierungen 
und Lithographien im Museum der bildenden Künste; später soll 
eine Kunstgewerbeausstellung den ganzen Zyklus abschließen. 


Die Malereiausstellung ist in Moskau nach einem anderen 
Plan aufgebaut als in Leningrad, — auch hier chronologisch, aber 
nicht nach Entwicklungsstufen von 1917 bis 1932, sondern viel- 
mehr nach Künstlergenerationen: von den älteren zu den jünge- 
ren, von den Toten zu den Lebenden, von der Vergangenheit zur 
Zukunft. Einzelne Etappen sind auch in Moskau mit großer An- 
schaulichkeit ausgearbeitet; die Kunstschau nach Generationen 
gibt überdies ein höchst interessantes Vergleichsmaterial für die 

chlußfolgerungen über die Entwicklung der Sowjetkunst. 


Aber gibt es überhaupt eine Kunst, die man mit gutem Recht 
als „Sowjetkunst“ bezeichnen könnte? Ist es nicht etwa 
eine Täuschung? Handelt es sich nicht einfach nur um besondere 
Themen, deren künstlerische Behandlung die allgemein euro- 
ae formalen Einstellungen voraussetzt, nur angepaftt an 

ie neuen Vorwürfe? 


Ja und nein! Die Formsprace der bildenden Kunst ist frei- 
lich im großen ganzen international. Und wenn dennoch in der 
Kunst jedes Landes, außer allgemeinen Zügen, auch eigene, 
spezifische, nirgends mehr vorkommende zu finden sind, so 

önnen und müssen sie auch in der russischen Kunst vor- 
handen sein. Aber auf dem Territorium des ehemaligen Rußland 

eht schon seit mehr als fünfzehn Jahren eine grundsätzliche 

mbildung aller Lebensformen vor sih — sollte das nicht ge- 
nügen, damit eine, wenn auch nicht ganz neuartige, so wenigstens 
besondere, spezifische Kunst entstehe, die ihr eigenes Gesicht zur 
Schau trägt? Die Sowjetkunst hat zweifelsohne ein solches Ge- 
sicht; unsere Nachkommen werden wohl ihre Züge viel deutlicher 
unterscheiden als wir, die wir Zeugen der Geburt und des Wachs- 
tums dieser neuen Kunst sind. Aber einiges ist uns schon sicht- 
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bar, und zwar zum ersten Mal so deutlich eben auf dieser Jubi- 
läumsausstellung. 


II. 


Malerei. 


Die Malerei-Abteilung der Ausstellung wird durch eine Aus- 
wahl der Werke der bedeutendsten, im Laufe der letzten fünf 
Jahre verstorbenen Künstler eingeleitet. 

Hier fallen zuerst die Werke Abram Archipows (1862 
bis 1930) auf. Er ist der Sänger der Rjasanschen Bäuerinnen, 
oder vielmehr ihrer blendend bunten Trachten: der roten und 

elben Sarafans, der grünen Schürzen, der lila und anilinrosa 

opftücher. Es ist keine qualitativ sehr hochstehende Kunst. 
Sie wirkt mehr durch ihre zügellosen Farbenkontraste als durch 
die Farbenharmonie, durch ihre mehr breite als eindringende 
Malweise — mit einem Wort, eher durch die Äußerlichkeiten als 
durch die Tiefe. Allerdings sind Archipows stillebenartigen 
Babas mit außergewöhnlicher Meisterschaft, Bravour und Farben- 
freudigkeit gemalt. Archipow hat unzweifelhaft seinen eigenen 
Stil geschaffen; obwohl auch eine oberflächliche Analyse seine 
Abhängigkeit von Zorn und Maljawin zeigt. Selbständiger und 
auch besser sind die früheren Gemälde Archipows, die in großen 
russischen Museen hängen: „Vor dem Kirchentor“, „Im Lastkahn 
auf der Oka“ u. a. m. Diese Bilder behandeln die üblichen Archi- 
powschen Themen, sind aber individueller in der Auffassung. Es 
sind wunderbare, gesunde Werke einer kräftig-jugendlichen 
Malerbegabung. 

Der Raummangel gestattete nicht, aus Leningrad zwei Ge- 
dächtnis-Ausstellungen der verstorbenen Golowin undKustodijew 
nach Moskau zu bringen. Auf der Leningrader Ausstellung hatte 
ein jeder von ihnen seinen eigenen großen Saal, in welchem die 
Auslese der am meisten bezeichnenden Werke der Meister ge- 
zeigt wurde. In Moskau waren diese beiden Gedächtnisausstel- 
lungen bedeutend reduziert; so kann man hier eher eine Andeu- 
in von ihrem Schaffen bekommen, als eine ershöpfende Vor- 
stellung. 

Alexander Golo w i n (1863—1930) ist eine der markantesten 
Gestalten der russischen Kunst — nicht nur seinen künstlerischen 
Aufgaben, sondern auch seiner eigentümlichen Maltechnik nach. 
Die größte Hälfte seines Lebens hat er auf dem Gebiet des 
Theaters gearbeitet. Neben Konstantin Korowin war er der 

rößte Vorkämpfer der künstlerischen Gestaltung des modernen 

heaters. Golowin hat seinen eigenen Theaterstil geschaffen, der 
viel schärfer als derjenige Korowins ist. Einige seiner Inszenie- 
rungen der Leningrader Staatstheater sind wahre Meisterwerke 
einer feinen, kultivierten und ausdrucksvollen Kunst. Er hat 
so lange an Theaterdekorationen gearbeitet, sich mit der Technik 
der Leimfarben so vertraut gemacht, daß er die Ölmalerei gänz- 
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lich verließ, um sich ausschließlich der Gouachemalerei zu wid- 
men. In dieser Technik hat er nicht nur Hunderte von Deko- 
rationsskizzen ausgeführt, sondern auch eine ansehnliche Zahl 
glänzender Landschaften, Stilleben und Porträts. Die letzteren 
sind vielleicht das Beste in seinem künstlerischen Nachlaß. Be- 
sonders gut sind ihm Gruppenporträts gelungen und Porträts von 
Schauspielern in ihren Rollen (Schaljapin). Sehr eindrucksvoll 
ist das ausgestellte Selbstbildnis, das er kurz vor seinem Tode 
gemalt hat. 


Boris Kustodijew (1878—1927) ist durch eine für ihn 
typische Ken am Samowar“ und einen „Bolschewik“ 
vertreten. Beide Gemälde stammen aus der Revolutionszeit, da 
auf der Ausstellung überhaupt kein Werk zu sehen ist, das vor 
der Novemberrevolution entstanden wäre. An diesen Gemälden 
merkt man am besten, wie die Kunst, die noch allem Anschein 
nach in der Vergangenheit wurzelt, sich vollständig in den neuen 
Sowjetrahmen gefügt hat. Für Kustodijew war es nicht schwer: 
die feine Ironie, die er immer in seine Lieblingsgestalten der 
fettleibigen, rotbäckigen jungen Kaufmannsfrauen des Wolga- 
in legte, hat auch bis jetzt einen gewissen satyrischen Zug 
eibehalten, mit einem leisen Beiklang der wehmütigen Ver- 
ee romanis Dieses Kustodijew eigentümliche ironische 
ächeln erfüllt seine Sujets mit einer genügenden Dosis sozialer 
Tendenz, damit sie auch jetzt aktuell wirken. Und nun noch ein 
Beispiel der „Gleichschaltung“, ohne sich selbst und seine The- 
malk zu verleugnen. Kustodijew, der Dichter kleiner Provinz- 
städtchen, deren Leben er immer mit der ihm eigenen lyrischen 
Ironie empfand und darstellte! Aber der Rote November bricht 
aus, und im Jahre 1920 malt er seinen „Bolschewik“: es ist wahr- 
lich ein „Bolschewik“ — eine Riesengestalt, der Bauer, schreitet 
durch ganz Rußland, wie ein neuer Gulliver im Reiche der Lili- 
putaner. Dieses alte Rußland ist durch das Kustodijew ans Herz 
gewachsene patriarchalische Provinzstädtchen versinnbildlicht, 
mit seinen drolligen Wachtürmen, winzigen Kirchlein und arm- 
seligen, aber gemütlichen Häusern. All dies reicht dem „Bolsche- 
wik“ nicht mal bis zum Knie, und er schreitet immer weiter und 
weiter durch Städte und Dörfer des unermeßlichen Landes. Der 
anze Stil des Bildes ist der übliche Kustodijewsche „Pfeffer- 
uchen-Stil“. Er hat es fertig gebracht, denselben Stil auch in 
einem so offiziellen Thema, wie die „Demonstration auf dem 
Uritzkij-Platz in Leningrad“ zu bewahren. 

Zwei weiteren versiorbenen Künstlern gebührt, wenn sie 
auch nicht so reich begabt waren, ein Ehrenplatz in der Geschichte 
der russischen künstlerischen Kultur. Nikolaus Kassatkin 
(1866—1930), ein früheres Mitglied der „Gesellschaft für Wander- 
ausstellungen“, war der erste russische Künstler, der sich der 
Darstellung des Arbeiterlebens widmete. Er brauchte sich nicht 
der neuen Zeit anzupassen: seine Gemäldefolge „Die Gruben- 
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arbeiter“ war schon lange vor der Revolution berühmt. Apolli- 
narij Wasnetzow (1856—1933) ist bedeutender als Kenner 
und Schilderer des alten Moskaus denn als Landschaftsmaler; 
aber auch seine Landschaften sind von starker Eigenart. 


Im Saal der älteren Generation gehört mit Recht der 
erste Platz Michael Nesterow (geboren 1862), der ein her- 
vorragendes Doppelbildnis zweier junger Maler, der Brüder 
Korin, ausgestellt hat. (Siehe Abbildung.) Der Komposition, 
der Charakteristik und der malerischen Behandlung nach ist 
es ein Werk großen Stils, welches einen Ehrenplatz in jedem 
europäischen Museum beanspruchen könnte. Nesterow, der 
Maler des Klosterlebens, der jungen Novizen, buckligen Mönch- 
lein, Einsiedler und „Starzy“, hat auch umgesattelt, indem er im 
Laufe der letzten fünfzehn Jahre die Seite seiner Kunst betrieb, 
die ihm immer nahe lag, aber durch seine großen Vorwürfe und 
komplizierten Kompositionen in den Hintergrund gedrängt wurde. 
Damit ist seine Porträtmalerei gemeint, die früher weniger be- 
rücksichtigt wurde, obwohl gerade zu seinen besten Werken die 
Porträts seiner Tochter, seiner Frau und Leo Tolstojs zählten. 
Jetzt ist er ausschließlich Porträtist; eine ganze Reihe in ihrer 
scharfen psychologischen Charakteristik unvergeßlicher Gestalten 
und Kö k ist von ihm geschaffen worden. Trotz seines hohen 
Alters, bleibt er immer noch jugendlich frisch, und von einem 
Bildnis zum anderen schmiedet er seinen neuen, höchst persön- 
lichen Stil. Eines der letzten Porträts, „Die Brüder Korin“, über- 
trifft bei weitem seine früheren Bildnisse und muß als Perle der 
Nesterowschen Kunst anerkannt werden. Sein Talent ist jetzt 
stärker als je zuvor. 

Unter anderen Vertretern der älteren Generation ist auf der 
Ausstellung ein größerer Platz den Porträtmalern Sergius Mal- 
jutin (geboren 1859) und Wassilij Meschkow (geboren 1856) 
eingeräumt. Der erstere hat schon längst der nachdunkelnden 
Olmalerei die unveränderliche Pastellmalerei vorgezogen, die 
Tecnik, die er im vollen Maße beherrscht und der er die Kraft 
der Ölmalerei zu verleihen versteht. Seine Porträts zeichnen sich 
durch ihre treffende Charakteristik und ihre sichere und schöne 
Formbehandlung aus. Die korrekten Ölbildnisse Meschkows 
stehen seinen mit Rötel und Kohle ausgeführten Porträtzeich- 
en weit nach — eine Technik, in der es in Rußland keinen 
gleichen gibt. 

Gut vertreten sind die Meister der Landschaftsmalerei. Der 
erste Platz gebührt hier Arkadij Rylow (geboren 1870), dem 
Maler der nordischen Natur, deren Stimmungen und farbige 
Reize er meisterhaft wiedergibt („Winterweg“, „Waldstrom“, 
„Möwen“). Ganz anders interpretiert die Landschaft Mittel- 
rußlands Witold Bjalynizkij-Birulja (geboren 1872) — 
der Lyriker, verliebt in helle Winternächte mit dem durch die 
zerrissenen Wolken jagenden Mond, bezaubert von den letzten 
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Fetzen des schmelzenden Frühlingsschnees, von den erblühenden 
lila Schneeglöckchen, den himbeerroten saftigen Zweigen der 
Sträucher. Er gibt all dies mit unendlicher Zartheit und Liebe 
wieder, fast wie die Meister der Frührenaissance, als sie ihre 
Madonnen, Engel oder die Pietà darstellten. Es ist noch nicht 
lange her, als diese feine Kunst verpönt war, für langweilig und 
süßlich-fade, eines Meisters unwürdig erklärt wurde. Jetzt aber 
sehnt man sich wie nie zuvor nach der Natur, und die kleinen 
Bilder Bjalynizkij-Biruljas finden wieder volle Anerkennung. 
Die Vororte und Umgebung Moskaus sind die bevorzugten Vor- 
würfe Konstantin Juons (geboren 1875). Die Darstellung der 
Natur gelingt ihm besser als die des Menschen. 

Abseits von der großen Straße der Landschaftsmalerei steht 
Anna Ostroumowa-Lebedewa (geboren 1871), die seit ihren 
Anfängen die Schönheit Petersburg-Leningrads begeistert schil- 
dert. Sie arbeitet in der Aquarell- und Gouachetechnik, in der 
sie die Kraft der Ölmalerei erreicht, wovon ihr großes Stilleben 
zeugt, das einen Gemüsekorb mit einer Leningrader Ansicht im 
Hintergrund darstellt. Ostroumowa-Lebedewa ist ein echter 
Maler, an japanischen farbigen Holzschnitten geschult und selbst 
eine hervorragende Meisterin dieser Technik. Sie betrachtet 
jedes Stück Natur, vor dem sie steht, als eine Quelle von Farben- 

armonien. 

Ihr Kollege vom „Mir Iskusstwa“, Eugen Lanceray (ge- 
boren 1875), einer der begabtesten russischen Graphiker, hat eine 
Skizzenfolge für die Deckenmalerei des großen Speisesaales des 
Kasanshen Bahnhofs in Moskau ausgestellt. Die Decke war 
bereits vor dem Krieg von dem Erbauer des Bahnhofs, Schtschus- 
sew, entworfen als eine Reihe von Stuck-Kartuschen im Rokoko- 
stil. Die Kartuschen sollte ursprünglich Alexander Benois mit 
Darstellungen aus der Zeit der Kaiserin Elisabeth ausfüllen. 
Aber der Krieg und dann die Revolution haben die Ausführung 
dieses Projektes verhindert. a ist der Auftrag an Lanceray 
gegangen, der eine Reihe durchgearbeiteter Skizzen lieferte. Es 
war ein schwieriges Problem, die üppigen Rokoko-Kartuschen 
mit der Sowjetepoche entsprechenden Sujets zu füllen. Aber 
Lanceray blieb Sieger über diese Schwierigkeit. Besonders geist- 
reich hat er die Aufgabe gelöst in der Kartusche mit der Dar- 
stellung der Völker des Ostens (die Kasansche Eisenbahn führt 
ja nach dem Osten), die mit dem dekorativen Rahmen ein organi- 
sches Ganzes bildet: sie erinnert frappant an die Chinoiserien des 
18. Jahrhunderts. 

Noc ein Mitglied des „Mir Iskusstwa“, der Landschaftsmaler 
Konstantin Bogajewskij (geboren 1872), hat hier seine halb- 
stilisierten panoramaartigen Bilder ausgestellt. 

Ganz abseits liegt die Landschaftskunst Nikolaus Krymows 
(geboren 1884). Er ist der Meister kleiner, von Lebenskraft 
strotzender, bezaubernder Bilder. Bald sind es naturgetreue, von 
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jeder Schablone und Mache freie Studien, bald ist es die ver- 
lärte, synthetisierte und im Sinne der primitiven Volkskunst 
vereinfachte Natur. 

In einem besonderen Saal sind die Werke der Maler ver- 
einigt, die vor der Revolution dem „Karo-Buben“ angehörten. 
Die bedeutendsten von ihnen sind Peter Kontschalowskij 
yon 1876) und Ilja Maschkow Eon 1881). Die Kunst 

ontschalowskijs steht unter direktem Einfluß des Cezanne und 
der Nach-Cezannisten. Das Schaffen Maschkows ist selbständiger 
und individueller. Kontschalowskij befafte sich zu seiner Zeit 
viel mit ultralinken Experimenten; die Spuren dieses Experi- 
mentierens bleiben noch an seinen, meistens etwas unreif wirken- 
den Arbeiten haften. Maschkow hat die „linken“ Tendenzen nie 
ernst nun er ist im Grunde stets ein Realist geblieben. 
Kontschalowskijs Stilleben sind immer noch zu wenig gegen- 
ständlich, zu sehr „wattig“ und zerzaust; die Stilleben Maschkows 
sind bis zur Illusion naturähnlih. Kontschalowskij interessiert 
sich vor allem für rein malerische Probleme, für die Beziehungen 
zwischen verschiedenen Farbtönen. Für Maschkow ist die Haupt- 
sache die kräftige Wiedergabe der Natur, ihres mächtigen Reliefs 
und ihrer leuchtenden Farben. Seine Lehrer sind die alten Hol- 
länder, Landschafts-, Tier- und Stillebenmaler. Seine besten Still- 
leben, wie z. B. das „Fleisch“ der Tretjakow-Galerie, können in 
ihrer außerordentlichen Kraft der Naturwiedergabe neben die 
Meisterwerke der holländischen Malerei gestellt werden. 

Von anderen Landschaftern derselben Gruppe, ist Alexander 
Kuprin (geboren 1880) am selbständigsten — ein ernsthafter, 
in die Natur eindringender Künstler, der sich in der letzten Zeit 
ausschließlich mit der Darstellung der riesigen Fabrikbauten 
befaßt; er löst diese für ihn neue Aufgabe mit großem künstle- 
rischen Feingefühl. 

Das dritte Mitglied der Gruppe Wassilij Roshde- 
stwenskij (geboren 1884), hat vom Nord-Ural eine Reihe un- 
vergeßliher Landschaften mitgebracht, die mit tiefem Natur- 
empfinden ausgestattet sind und in ihrer malerischen Behandlung 
eigenartig erscheinen. Noch ein Künstler muß in diesem Zu- 
sammenhang genannt werden — Aristarh Lentulow (geboren 
1882). Seine Olmalerei ist zwar talentvoll, aber nachlässig und 
oberflächlich; seine Aquarelle dafür erfreuen das Auge durch die 
Leuchtkraft ihrer Farbe und die Festigkeit der Form. 

| (Schluß im Novemberheft.) 


UdSSR, Rumänien und die bessarabische Frage. 


Von Josef Hans Lazar- Bukarest. 


Im Rahmen der Randstaatenbildungen nach der zweiten 
russischen Revolution proklamierte der bessarabische Nationalrat 
(Sfatul Tzarii) am 2. zember 1917, nach 105jähriger russischer 


12 


Herrschaft, die „Moldauische Republik“. Knapp einen Monat 
darauf, am 5. Januar 1918, rückten die bolschewistischen Truppen 
in Kischinew ein, sprengten den Nationalrat in alle Winde, ver- 
hafteten, verurteilten, erschossen und machten der „Demokrati- 
schen Föderativen Republik“ ein schnelles und gewaltsames Ende. 
Flüchtige Mitglieder des „Sfatul Tzarii“ wandten sich an die 
rumänische Regierung von Jassy um Hilfe, und acht Tage später 
marschierten elf rumänische Divisionen, unter dem Kommando 
des Generals Brosteanu, in Bessarabien ein und beendeten die 
kurze bolschewistische Herrschaft. Die Rottruppen zogen sich 
eordnet zurück, zerstörten Eisenbahnen, sprengten Brücken und 
atten noch Zeit, die zwei Millionen Rubel der interalliierten 
Verpflegekommission mit sich zu nehmen. Mit der Besetzung 
Bessarabiens durch die rumänischen Truppen war faktisch das 
entstanden, was seitdem die „Bessarabische Frage“ genannt wird. 
Formell erhielt diese Entwicklung noch ihre Vollendung durch 
den unter Teilnahme der bessarabischen Abgeordneten gefaftten 
Beschluß der großrumänischen Konstituante vom 20. Dezember 
1919, Bessarabien als integralen Teil des neuen großrumänischen 
Reiches anzusehen. Dieser Beschluß der Bukarester Konstituante 
erhielt seine Bestätigung im Rahmen der interalliierten Ab- 
machungen durdı das von den Hauptverbündeten Rumäniens, 
England, Frankreich, Italien und Japan, am 28. Oktober 1920 in 
Paris unterzeichnete, von Japan aber niemals ratifizierte soge- 
nannte „Bessarabische Protokoll“, durch welches die unterzeich- 
nenden Staaten die Souveränität Rumäniens über Bessarabien 
anerkannten. Dem rumänischen Wunsch, dieser Anerkennung 
auch eine internationale Garantie für die Unverletzbarkeit des 
bessarabischen Besitzes folgen zu lassen, also die Bürgschaft für 
die Erhaltung des hiermit geschaffenen status quo Bessarabiens 
zu übernehmen, sind die Mächte allerdings niemals nach- 
gekommen. 


Mit der Besitzergreifung Bessarabiens sah Rumänien die 
kühnsten Träume seiner nationalen Ambitionen verwirklicht. 
Das großrumänische Reich umschloß nicht nur alle Gebiete seiner 
früheren Kriegsgegner, auf die es Anspruch erhoben hatte, son- 
dern, infolge ganz unerwarteter Schiksalswendung, auch Gebiets- 
teile eines Kriegsverbündeten. Während aber die von den Kriegs- 
gegnern abgenommenen Gebietsteile auf Grund zweiseitiger Ver- 
träge in den nationalen Besitz Rumäniens übergingen, erfolgte 
die Besitzergreifung Bessarabiens in ausschließlich einseitiger 
Weise. Die einzige Gelegenheit, auch mit Sowjetrußland zu 
einem bilateralen Abkommen zu gelangen, hatte sich übrigens 
in dem Augenblicke ergeben, als iR „Bessarabische Protokoll“ 
zustande kam. Rumänien verpaßte damals den Augenblick der 
Nachgiebigkeit des in innere und äußere Konflikte verwickelten 
Sowjetreiches, weil es die Unterschriften der Mächte der Einigung 
mit einer Regierung vorzog, deren Sturz es in absehbarer Zeit 
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erwarten zu können glaubte. Nach Bekanntwerden der Unter- 
zeichnung des ‚„Bessarabischen Protokolls“ brach Tschitscherin 
die schon begonnenen Verhandlungen schroff ab. In der letzten 
Note dieser Verhandlungsphase ließ die Räteregierung Rumänien 
wörtlich wissen, „daß sie niemals einem Bessarabien betreffenden 
Abkommen, das ohne ihre Teilnahme zustande gekommen ist, 
irgendeine Gültigkeit zuerkennen werde“. Die Standpunkte 
Rumäniens und Sowjetrußlands waren hiermit fixiert und sind 
es bis heute geblieben. Der von der Räteregierung im März 
1924 in Wien gemachte Vorschlag, über das Schicksal des stritti- 
de Territoriums durch eine Volksabstimmung entscheiden zu 
assen, änderte nichts an dieser Sachlage, da er von der Buka- 
rester Regierung abgelehnt wurde. ie Ablehnung erfolgte 
hauptsächlich mit der prinzipiellen Begründung, daß die Besitz- 
ergreifung Bessarabiens nur als ein Fall von Sezession angesehen 
werden könne, da dadurch lediglich ein im Jahre 1812 vom Mol- 
dauischen Fürstentum gewaltsam abgerissener Gebietsteil wieder 
dem moldauischen Besitz, beziehungsweise dem Besitz des die 
früheren Fürstentümer der Moldau und der Walacei vereini- 
genom Königreiches Rumänien, einverleibt wurde. Was die 
elbstbestimmung der Bevölkerung anbelangt, so wäre diese 
bereits durch die Wahlen zur Konstituante erfolgt. Für die Ab- 
lehnung des Plebiszites war praktish auch das Streben Ru- 
mäniens maßgebend, die Gefahr einer neuen Revolutionierung 
Bessarabiens, die durch das ganze Plebiszitverfahren hätte drohen 
können, auszuschalten. Der Plebiszitvorschlag der Räteregierung 
hat also nichts an den Standpunkten der beiden strittigen Teile 
geändert. Die sich daraus ergebende Sachlage ist bis heute die 
gleiche geblieben. Alle Vermittlungsaktionen (türkische, pol- 
nische, französische) scheiterten an der Starrheit der beiderseiti- 
gen Standpunkte. Jede Erörterung der Frage der Wiederauf- 
nahme normaler Beziehungen zwischen Rumänien und Sowjet- 
rußland geriet immer wieder mit dem Augenblick in hoffnungs- 
loses Stocken, da die bessarabische Frage berührt wurde. Zwangs- 
läufig mußte sich also die Ansicht Bahn brechen, daß eine Lösung 
des Problems der rumänisch-russischen Beziehungen nur bei 
völliger Ausschaltung der „Bessarabischen Frage“ möglich sein 
könnte. Da sich aber auch diese Möglichkeit trotz verschieden- 
ster Versuche nicht ergab, weil bei jeder Vermittlungsaktion oder 
Fühlungnahme einer der beiden Teile immer wieder versuchte, 
seinen eigenen Standpunkt auf irgendwelchen Umwegen, in 
irgendwelche Phrasen eingekleidet, einzuschmuggeln, reifte nicht 
nur bei den beiden unmittelbar Beteiligten, sondern auch bei 
allen irgendwie direkt oder indirekt an der Regelung der 
rumänisch-russischen Beziehungen interessierten Staaten die 
Überzeugung, daß eine Einigung zwischen Rumänien und Ruß- 
land vorerst überhaupt nur im Rahmen völkerbundrectlicher 
oeer anderer internationaler Abmachungen erreicht werden 
Onnte. 
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Der am 27. August 1928 unterzeichnete Pakt Briand-Kellogg 
bot die erste Gelegenheit, die Unterschriften der beiden Staaten 
in einem internationalen Vertragsinstrument zu vereinen und 
hiermit den ersten, wenn auch sehr losen und mittelbaren Konnex 
zwischen Moskau und Bukarest herzustellen. Die Lage hatte sich 
allerdings seit der Wiener Konferenz im März 1924 in sehr erheb- 
licher Weise geändert. Die verschiedenen europäischen und 
außereuropäischen „Friedensoffensiven“ hatten immerhin eine 
zumindest theoretishe Milderung der internationalen Gegen- 
sätze und hiermit auch der rumänisch-russischen Divergenz her- 
beigeführt. Auch die „Bessarabische Frage“ war im Laufe der 
Jahre „sterilisiert“ worden. Es handelte sich lange schon nicht 
mehr um einen faktischen und praktischen, sondern nur noch um 
einen theoretischen Streitfall. Rumänien befürchtete nicht mehr 
ernstlich eine besondere militärische Aktion Sowjetrußlands zur 
Wiedergewinnung Bessarabiens, sondern höchstens den „bessara- 
bischen Anlaß“ im Falle eines militärischen Einbruchs Sowjet- 
rußlands in das kapitalistische Europa, und Sowjetrußland sah in 
der „Bessarabischen Frage“ kaum mehr als einen außenpolitischen 
Agitationshebel, als ein Ausfalltor in die europäische Politik. 
Die bessarabische Gefahr bestand für Rumänien im gleichen Maße, 
wie die sowjetrussische Gefahr für ganz Europa, und Rumänien 
tat alles, was in seinen Kräften stand, um die „Bessarabische 
Frage“ so weit als möglich zu „europäisieren“ und hiermit auch 
den Schutz seiner Ostgrenzen nach Möglichkeit in das große 
antibolschewistische Abwehrsystem Europas einzugliedern. Der 
Pakt Briand-Kellogg war also gerade das, was Rumänien 
brauchte. Daß er auch zum Ausdruck einer großen europäischen 
Friedenskundgebung in kontrastierender Gegenüberstellung zur 
Haltung Sowjetrußlands wurde, lag weniger an seinem eigent- 
er inn und Zweck als an der Deutung, die man ihm geben 
wollte. 


Litwinow tat vielleicht dem Pakt Briand-Kellogg viel zu viel 
Ehre an, als er, in offenkundigem Zusammenhang mit der darin 
zum Ausdruck kommenden Politik, zwei Monate nach seinem 
Zustandekommen von der „Antisowjetfront der europäischen 
Staaten“ sprach. Jedenfalls erwies sich aber für Sowjetrußland 
die Notwendigkeit, dieser Friedensoffensive der kapitalistischen 
Welt eine Gegenfriedensoffensive der bolschewistischen ent- 

egenzustellen, und so machte Litwinow im Januar 1929 seine 

orschläge zum weiteren Ausbau des Kellogg-Paktes durch ein 
besonderes Abkommen der osteuropäischen Staaten. Der Vor- 
schlag Litwinows wurde nicht auch an Rumänien gerichtet, weil, 
nach russischer Auffassung, die Möglichkeit hierzu infolge Man- 
gels diplomatischer Beziehungen fehlte, und nach rumänischer 
Auffassung dadurch eine Absprengung Rumäniens von Polen und 
seine weitere koma in der osteuropäischen Politik versucht 
werden sollte. Jedenfalls wurde aber Rumänien durch die sofort 
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“™ kk ebiet zu sein, die durch die Agrarreform niedergerissene, 
Boch nicht wiederaufgebaute wirtschaftliche und soziale 
ner des Landes, die immer noch bestehenden geistigen und 
“s2%;tuellen Affinitäten zu Sowjetrußland sind, potenziert 
® edie nicht nachlassende Wirtschaftskrise und das anstei- 
#5. Elend, allzu sehr geeignet, den Boden für umstürzlerische 
= anda jeder Art und jeder Färbung vorzubereiten. Reli- 
Pr Sektierertum, kommunistische und rechtsradikale Strö- 
Fan kreuzen sich und fließen in diesem Lande ineinander. 
> -umänischer Auffassung ist die Mehrheit der Bevölkerung 
= e abiens moldauisch, sie spricht ein dialektisch verfärbtes 
== ish. Es gibt auch viele Juden, Ukrainer, Russen, Polen, 
”##@ ler, Deutsche und Schweizer Kolonisten in geschlossenen 
=at ngen. National hat das zaristische Rußland seine am Rande 
= = sandes liegende bessarabische Provinz niemals zu erfassen 
ws =s ocht, zweifellos aber administrativ und wirtschaftlich. In 
on a 705 Jahren russischer Herrschaft war Bessarabien wohl nicht 
eis naler, gewiß aber wirtschaftlicher Bestandteil des großen 
os > renreiches geworden. Seitdem die Rottruppen den Dnjestr 
«s or Schritten, starren die rostigen Eisenteile der gesprengten 
— aws aken in die Luft. Seitdem, seit 15 Jahren also, gehen keine 
us r kein Dampfer und kein Kahn, kein Telegraphendraht 
kein Telephonkabel über den Dnjestr. Seit 15 Jahren ist 

D ‚arabien von seinem wirtschaftlichen Absatzgebiet ab- 
=e © _hnürt. Der einzige Verkehr zwischen Rumänien und Sowjet- 
dey s 2# fand wird von den politischen Flüchtlingen und Deserteuren 

= ==" rgt, die den Weg über den Dnjestr suchen, und den Kugeln, 
Le = ihnen von beiden Dnjestrufern nachgesendet werden. Manch- 
«at = = | treffen diese Kugeln auch ihr Ziel und bieten, je nach der 
s ==“ lenpolitishen Stimmung, beiden Teilen Anlaß zur Verbrei- 
= ig er in der internationalen Presse und Publizistik schon zur 
„im # müge bekannten „Dnjestr-Greuel“. Nicht zu vergessen im 
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. æ =*"jschenstaatlichen Verkehr Rumäniens ist auch die gemischte 
ii" #enzkommission, die jeden Monat zusammentritt, um polizei- 
-„ @amische Fragen zu besprechen. In Bukarest residiert aber noch 
== _ „@zussischen Gesandtschaftspalais der kaiserlich-russische Ge- 
es Jerr Poklewski-Koziell. Die Zarenadler sind noch 
"p-> ER . . 
= 7, den Toren seines Hauses, und sein Name steht noch 
ii der Diplomatenliste des rumänischen Außen- 
"7 aE 
ge i * s 
adt P arde in London das sogenannte „Defini- 
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einsetzende Vermittlung seines polnischen Verbündeten in den 
Kreis der über den Vorschlag Litwinows verhandelnden Staaten 
einbezogen. In der Entwicklung der rumänisch-russischen Be- 
ziehungen bedeutete dies insofern einen nicht unerheblichen 
Fortschritt, als hiermit der erste direkie Kontakt zwischen Sow- 
jetrußland und Rumänien hergestellt war. Es ereignete sich der 
serhandlungstechnisch ungewöhnliche Fall, daß der Vertreter 
einer Regierung, die zu einer zweiten keine diplomatischen Be- 
ziehungen unterhält, sich in die Hauptstadt dieser letzteren 
begibt, um seine Unterschrift unter ein Vertragsinstrument zu 
setzen. Der Warschauer rumänische Gesandte Davilla unter- 
zeichnete am 9. Februar 1929, gemeinsam mit den Vertretern der 
anderen Randstaaten Rußlands, das sogenannte „Litwinow- 
Protokoll“. Zwei Monate vor dieser Unterzeichnung hatte Litwi- 
now im Rahmen seiner Erklärungen auf dem Kongreß der Exe- 
kutive der UdSSR wörtlich gesagt: „An unserer südwestlichen 
Grenze wird eine offiziell von der Sowjetunion nicht getrennte 
Provinz von einem anderen Staate besetzt gehalten. Die Hüter 
des Kellogg-Paktes bemerken diese Besetzung gar nicht. Ich will 
von Bessarabien sprechen, dessen Bevölkerung nie aufgehört hat, 
die Vereinigung mit der Sowjetunion zu wünschen, was wir nicht 
vergessen können.“ Daß sich an diesem Standpunkt auch im 
Zeitpunkt der Unterzeichnung des Moskauer Protokolls sehr 
wenig geändert hatte, beweisen die Erklärungen, die Litwinow 
bei dieser Gelegenheit machte: „Die Tatsache“, sagte Litwinow 
unter anderem, „daß sich unter uns, als Delegierter zur Unter- 
zeichnung des Protokolls, der Vertreter eines Staates befindet, 
zu dem die Sowjetunion keine normalen diplomatischen Bezie- 
hungen unterhält, und mit dem alte und ernstliche 
Divergenzen bestehen, dienichtbehoben worden 
sind und die auch das gegenwärtige Protokoll 
nicht behebt, diese Tatsache ist ein weiterer Beweis für den 
Friedensgeist, der Sowjetrußland beseelt“. Mit der gleichen 
Dezidiertheit verfochten zur gleichen Zeit rumänische Staats- 
männer und Politiker den gegenteiligen Standpunkt. 


Es war für beide Teile um so leichter, die Starrheit ihres 
Standpunktes zu wahren, als es nicht nur die UdSSR gar nicht 
eilig hatte, den außenpolitischen Hebel Bessarabien durch eine 
Liquidierung der Frage aus der Hand zu geben, sondern auch in 
Rumänien offenkundig kein Streben bestand, einem Zustand ein 
Ende zu setzen, der, nach vorwiegend herrschender Auffassung, 
am ehesten den eigenen Interessen entsprach. Die Vorteile einer 
Normalisierung des Verhältnisses zur UdSSR, einer Wiederauf- 
nahme diplomatischer Beziehungen und der Erschließung des 
wirtschaftlichen Hinterlandes Bessarabiens erschienen den füh- 
renden Politikern Rumäniens ungleich geringer als die Gefahr 
eines direkten Kontaktes mit der Welt des Bolschewismus. 

Nicht eine Änderung der beiderseitigen Standpunkte und der 
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Sachlage selber, sondern nur Einflüsse bündnispolitischer Art 
waren es demnach, die Rumänien drei Jahre nach Unterzeichnung 
des Litwinow-Paktes nach neuen Möglichkeiten zur Besserung 
seiner Beziehungen zu Sowjetrußland suchen ließen. 1931 wurde 
der französisch-russische, im Januar 1932 der polnisch-russische 
Nichtangriffspakt paraphiert. Der wichtigste große Verbündete 
Rumäniens und sein Partner im Defensivbündnis gegen Sowjet- 
rußland selbst hatten sich hiermit entschlossen, die weitere Rück- 
sichtinahme auf Rumänien zum großen Teile fallen zu lassen und 
in Verfolgung eigener Interessen eigene Wege zu gehen. Die 
französisch-russishe und polnisch-russische Annäherung war 
nicht mehr aufzuhalten. Ebensowenig schien die von Beneš schon 
lange verfolgte Annäherung der Tschechoslowakei an Sowjet- 
rußland aufhaltbar zu sein, während die Weigerung Jugoslawiens, 
irgendwelche militärische Verpflichtungen gegen Sowjetrußland 
einzugehen, schon seit jeher unabänderliche Tatsache war. Es 
war unvermeidlich, daß diese Entwicklung, trotz aller Bündnis- 

arantien, den Eindruck einer zumindest moralischen Isolierung 

umäniens gegenüber der Rußlandpolitik seiner Verbündeten 
aufkommen lassen mußte; selbstverständlich war es, daR dieser 
Eindruck keinesfalls der rumänischen Position im Rahmen der 
osteuropäischen und südosteuropäischen Politik förderlich sein 
konnte. Es ist kaum anzunehmen, daß sich Rumänien ohne diese 
Beweggründe veranlaft gesehen hatte, auf eine neuerliche Ver- 
mittlung der Türkei und Polens hin im Januar 1932 in Riga 
direkte Verhandlungen mit Sowjetrußland aufzunehmen. Wäh- 
rend in Moskau der rumänische Vertreter Davilla lediglich seine 
Unterschrift unter ein internationales Abkommen gesetzt hatte, 
handelte es sich hier um direkte rumänisch-russische Verhand- 
lungen zwecks Abschlusses eines bilateralen Nichtangriffspaktes. 
Das Los der Verhandlungen war unvermeidlicherweise mit dem 
Auftreten der „Bessarabischen Frage“ besiegelt, die sich trotz 
aller Verschleierung und trotzdem beide verhandelnden Teile 
elegentlich der ersten Fühlungnahme zwischen dem rumänischen 
Gesandten und dem Sowjetbotschafter in Ankara, unter aktiver 
Vermittlung des türkischen Außenministers Tevfik Ruschdy 
Beys, übereingekommen waren, daß die Besprechungen unter 
absoluter Ausschaltung des bessarabischen Problems geführt 
werden sollen, in den beiderseitigen Textvorschlägen fühlbar 
machte. Rumänien wollte damals in die Präambel des Vertrages 
den Passus des „Territoriums, über das die beiden vertrag- 
schließenden Teile ihre Souveränitätsrechte ausüben“, einbezogen 
wissen, und stieß hierbei auf den kategorischen Widerstand der 
sowjetrussischen Unterhändler. Die Regierung Iorga und Außen- 
minister Prinz Demeter Ghika, der jetzt Gesandter in Brüssel 
ist, wurden damals sowohl publizistisdı wie parteipolitisch sehr 
heftig angegriffen, wie überhaupt bei jedem Neuauftauchen der 
Möglichkeit einer Wiederaufnahme normaler Beziehungen zu 
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Sowjetrußland und hiermit auch der Wiederaufrollung der Dis- 
kussion über die „Bessarabische Frage“ unvermeidlich die hef- 
tigsten politischen und publizistischen Kontroversen entbrannten. 


Unaufhaltsam ging aber inzwischen jene Entwicklung ihren 
Weg, die ihren bestimmenden Einfluß für die Stellungnahme fast 
sämtlicher europäischer Staaten, und ganz besonders Frankreichs 
und Polens, ausüben mußte: die nationale Erstarkung Deutsch- 
lands! Wenn die Ereignisse im Deutschen Reiche auch vielleicht 
nicht allein entscheidend waren, so waren sie doch zweifellos in 
hervorragendem Maße beschleunigend für die Annäherungs- 
politik Frankreichs und Polens an Sowjetrußland. Es ist mit 
allergrößter Wahrscheinlichkeit anzunehmen, daß weder Frank- 
reich noch Polen sich dazu entschlossen hätten, den Eindruck 
einer außenpolitischen Isolierung Rumäniens hervorzurufen, 
wenn sie nidi die sehr dringende Notwendigkeit empfunden 
hätten, möglichst bald Sowjetrußland vom wieder erstarkenden 
Deutschland abdrängen zu müssen. Ohne sich durch das Schei- 
tern der Rigaer Verhandlungen behindern zu lassen, unterzeich- 
nete Polen den Nichtangriffspakt mit Rußland am 25. Juli. Im 
Bestreben, seiner Pfliht und seiner Loyalität als Verbündeter 
Genüge zu leisten, leitete es aber kurz darauf, bevor es zur Rati- 
fizierung des Paktes schritt, eine neuerliche Vermittlungsaktion 
zwischen Rumänien und Sowjetrußland ein, der es beschieden 
war, die rumänisch-russischen Paktverhandlungen am weitesten 
zu führen, aber auch in Bukarest die leidenschaftlichste aller bis- 
herigen Ruflandkontroversen auszulösen und den Ausbruch einer 
der schärfsten und folgenschwersten Regierungskrisen Rumä- 
niens zu verursachen. 

Im September 1932 war durch Vermittlung Polens die 
direkte Fühlungnahme zwischen Rumänien und Sowjetrufßland 
wiederhergestellt; Litwinow und der Warschauer rumänische Ge- 
sandte, Cadere, kamen auf einer polnischen Eisenbahnstation 
zusammen. Die Verhandlungen wurden zuerst in raschem Tempo 
weitergeführt und in Genf fortgesetzt, verlangsamten sich aber 
mehr und mehr und stockten schließlich knapp vor ihrem Ab- 
schluß infolge der bekannten Gegenaktion Nikolaus Titulescus, 
der, obwohl er damals nichts anderes als Gesandter in London 
und Völkerbundsdelegierter war, nicht zögerte, sich mit aller 
Vehemenz gegen den eigenen Ministerpräsidenten und Außen- 
minister, Dr. Vaida-Voevod, zu wenden und den Kampf bis vor 
die breiteste rumänische und internationale Öffentlichkeit zu 
führen. Weit über die Grenzen des eigentlichen Problems hin- 
aus waren hierbei alle politischen Leidenschaften entfesselt und 
alle politischen Interessen wachgerufen. Alle konstitutionellen 
Faktoren, vom Parlament bis zur Krone, alle politischen Par- 
teien und Parteiengruppen wurden in den Kampf gezogen, alle 
Einflüsse und Mittel angewendet. Als sich die Regierung Vaida- 
Voevod mitten im Kampfgetümmel schließlich zur Demission ge- 
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nötigt sah und Titulescu Außenminister im neugebildeten Kabi- 
nett Maniu wurde, war schon nicht mehr ganz klar ersichtlich, wie- 
weit die Frage des Nichtangriffspaktes mit Sowjetrußland Zweck 
und wieweit sie Mittel war, wieweit das ganze politische Spiel um 
Abschluß oder Abbruch der Verhandlungen der Sache selbst 
diente oder den politischen. Bestrebungen verschiedenster Art, 
die bei dieser Gelegenheit in Erscheinung traten. Sachlich fand 
der Kampf darin seinen Ausdruck, daß Titulescu das seit zehn 
ahren klassisch gewordene Prinzip, keine direkte Einigung mit 
ußland ohne Regelung der Bessarabischen Frage im rumäni- 
schen Sinne einzugehen, mit aller Unbeugsamkeit verteidigte 
und sich für die Beibehaltung des durch das Litwinow-Protokoll 
verstärkten Briand-Kellogg-Paktes ausspradh, solange nicht an 
Stelle dieser internationalen Verträge ein den Interessen Ru- 
mäniens vollkommen entsprechendes bilaterales Abkommen 
gesetzt werden könne. Technisch scheiterten die Verhandlungen 
an einem einzigen Wort. Nachdem Litwinow vorerst die Fin- 
beziehung eines Passus gefordert hatte, der besagen sollte, daf 
durch den neuen Vertrag „kein bestehender Streitfall“ berührt 
werde, dann sich mit der Abänderung auf „bestehende oder . 
künftige Differenz“ begnügte, erklärte er sich schließlich, nach 
Einschreiten Herriots, auch mit dem Worte „Differenz“ allein 
zufrieden, ohne aber dieses selbst opfern zu wollen. Die Anfüh- 
rung dieses Wortes genügte, nach Auffassung Titulescus, als 
Hinweis auf die Bessarabische Frage, um den Vertragsabschluß 
für Rumänien unmöglich zu machen. — 


Am 26. November hielt Titulescu in der rumänischen Kammer 
sein großes Exposé über den Abbruch der Verhandlungen mit 
Sowjetrufßland.. Am 27. November ratifizierte Polen durch ein 
Dekret des Präsidenten der Republik den polnisch-russischen 
Nichtangriffspakt. Zwei Tage darauf, am 29. November, unter- 
schrieben Herriot und der Pariser Sowjetbotschafter Dow- 
re den französisch-russischen Nichtangriffspakt. Daß 

owgalewskij, gleichzeitig mit der Unterzeichnung, an Herriot 
einen Brief richtete, in dem er die Bereitwilligkeit der UdSSR, 
auch mit Rumänien einen Nichtangriffspakt abzuschließen, noch- 
mals bekundete und Rumänien für die Unterzeichnung eines 
solchen Paktes noch eine weitere Frist von vier Monaten belief, 
war insofern nur eine von Herriot ausbedungene Geste ohne 
arts praktischen Wert, als Frist und Unterzeichnung an jenen 

ertragstext gebunden waren, den Rumänien infolge des Ein- 
schreitens Titulescus in dreizehnter Stunde abgelehnt hatte. — 

Es war nicht das erste Mal, daß sich der Einfluß der Bessara- 
bischen Frage weit über den Rahmen ihrer eigenen Bedeutung 
für Rumänien fühlbar machte, und es wird wohl auch nicht das 
letzte Mal sein, solange nicht das rumänisch-russische Verhältnis 
endlich und endgültig normalisiert werden kann. Der Schatten 
Bessarabiens liegt irgendwie immer auf der innen- und außen- 


19 


olitischen, sozialpolitischen und wirtschaftlichen Entwicklung 
Rumanieas, seitdem die Divisionen des Generals Brosteanu aus 
Kischinew die bolschewistischen Truppen vertrieben. Bessarabien 
war in weitem Maße bestimmend für die ganze aufenpolitische 
Einstellung Rumäniens der Nachkriegsjahre. Die Militärallianz 
mit Polen ist einzig und ausschließlich zur Abwehr der russischen 
Gefahr entstanden, die ihrerseits für Rumänien nur im Zu- 
sammenhang mit Bessarabien in größerem Maße als für irgend- 
einen anderen europäischen Staat besteht. Die Militärallianz mit 
Polen hat zwangsläufig viel von der Bewegungsfreiheit Ru- 
mäniens in seiner Einstellung zu Deutschland genommen: sie ist 
noch vor dem Abschluß der militärischen Defensivverträge mit 
den Staaten der Kleinen Entente zustande gekommen, wie auch 
diese Verträge und die ganze mitteleuropäische Politik Ru- 
mäniens unter dem Einfluß der Bedrohung seiner Ostgrenzen 
stehen mußten. Es ist nur zu naheliegend, daß Rumänien die 
Notwendigkeit der Sicherung seiner Westgrenze und hiermit des 
Eingehens der diesem Zwecke dienenden außenpolitischen Bin- 
dungen unter dem Einfluß der Bessarabischen Frage in beson- 
ders starkem Maße empfand. Das Gleichgewicht im Interesse 
‘der drei Bündnispartner der Kleinen Entente am Bündnis wird 
nicht nur durch gemeinsames Abwehrbedürfnis gegen die un- 
arischen Expansionsbestrebungen bedingt, sondern auch durch 
die Stellung zu den drei Groftstaaten, die jedem der drei Ver- 
bündeten vorgelagert sind. Ohne Bessarabien würde kaum 
irgendein Konfliktstoff zwischen Rumänien und Sowjetrußland 
und hiermit auch für Rumänien wohl nicht das gleiche Maß von 
Interesse am Bündnis der Kleinen Entente bestanden haben. Die 
sich aus dieser Sachlage in weiterer Folge ergebende Notwendig- 
keit zu einer größeren Abhängigkeit von Frankreich, vom fran- 
zösischen Geld und von der französischen Rüstungsindustrie ist 
nur mehr selbstverständlich. 


In parteipolitischer Hinsicht hat die Bessarabische Frage 
allen rumänischen Oppositionsparteien jederzeit willkommenen 
Angriffsstoff gegeben. Sowohl die außen- wie die innenpoliti- 
schen Aspekte der Frage, die Bekämpfung der Sowjetpropaganda. 
die Sicherung der Dnjestrgrenze, die Versorgung der notleiden- 

en bessarabischen Bevölkerung, der Ausbau der Verwaltung 
und der Verkehrsverbindungen, waren immer Punkte, an denen 
jede oppositionelle Attacke unschwer angesetzt werden konnte. 

irtschaftspolitisch ist Bessarabien, ohne seine natürlichen Ab- 
satzgebiete, ein langsam verdorrender Ast, und demgemäß auch 
finanzpolitisch ein Kapitel, das für jeden Staatshaushalt beson- 
dere Lasten mit sich bringen muß. Sozialpolitisch war und ist 
schließlich Bessarabien der am meisten gefürchtete und vielleicht 
auch wirklich der gefährlichste Herd propagandistisher Auf- 
wühlung. Die nahe Sowjetgrenze, der Belagerungszustand, das 
Militärregime, das ständige Gefühl, irgendwie Auf- und Durch- 
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marschgebiet zu sein, die durch die Agrarreform niedergerissene, 
aber noch nicht wiederaufgebaute wirtschaftliche und soziale 
Struktur des Landes, die immer noch bestehenden geistigen und 
intellektuellen Affinitäten zu Sowjetrufland sind, potenziert 
durch die nicht nachlassende Wirtschaftskrise und das anstei- 
ende Elend, allzu sehr geeignet, den Boden für umstürzlerische 

ropaganda jeder Art und jeder Färbung vorzubereiten. Reli- 
giöses Sektierertum, kommunistische und rechtsradikale Strö- 
mungen kreuzen sich und fließen in diesem Lande ineinander. 
Nach rumänischer Auffassung ist die Mehrheit der Bevölkerung 
Bessarabiens moldauisch, sie spricht ein dialektisch verfärbtes 
Rumänisch. Es gibt auch viele Juden, Ukrainer, Russen, Polen, 
Armenier, Deutsche und Schweizer Kolonisten in geschlossenen 
Siedlungen. National hat das zaristische Rußland seine am Rande 
des Landes liegende bessarabische Provinz niemals zu erfassen 
vermocht, zweifellos aber administrativ und wirtschaftlih. In 
den 105 Jahren russischer Herrschaft war Bessarabien wohl nicht 
nationaler, gewiß aber wirtschaftlicher Bestandteil des großen 
Russenreiches geworden. Seitdem die Rottruppen den Dnjestr 
überschritten, starren die rostigen Eisenteile der gesprengten 
Brücken in die Luft. Seitdem, seit 15 Jahren also, gehen keine 
Brücke, kein Dampfer und kein Kahn, kein Telegraphendraht 
und kein Telephonkabel über den Dnjestr. Seit 15 Jahren ist 
Bessarabien von seinem wirtschaftlichen Absatzgebiet ab- 
geschnürt. Der einzige Verkehr zwischen Rumänien und Sowjet- 
rußland wird von den politischen Flüchtlingen und Deserteuren 
besorgt, die den Weg über den Dnjestr suchen, und den Kugeln, 
die ihnen von beiden Dnjestrufern nachgesendet werden. Manch- 
mal treffen diese Kugeln auch ihr Ziel und bieten, je nach der 
außenpolitischen Stimmung, beiden Teilen Anlaß zur Verbrei- 
tung der in der internationalen Presse und Publizistik schon zur 
Genüge bekannten „Dnjestr-Greuel“. Nicht zu vergessen im 
zwischenstaatlichen Verkehr Rumäniens ist auch die gemischte 
Grenzkommission, die jeden Monat zusammentritt, um polizei- 
technische Fragen zu besprechen. In Bukarest residiert aber noch 
im russischen Gesandtschaftspalais der kaiserlich-russische Ge- 
sandte, Herr Poklewski-Koziell.e. Die Zarenadler sind noch 
immer über den Toren seines Hauses, und sein Name steht noch 
immer auf der Diplomatenlistte des rumänischen Außen- 
ministeriums. 


* k * 


Am 3. Juli 1933 wurde in London das sogenannte „Defini- 
tionsabkommen“ unterzeichnet. Dem Abkommen traten jene 
russischen Randstaaten bei, die auch am Litwinow-Protokoll teil- 

enommen hatten, und in Manifestierung der türkisch-russischen 
Freundschaft, als neuer Randstaat, auch die Türkei. Für Ru- 
mänien unterzeichnete Nikolaus Titulescu, als Außenminister 
des gleichen Kabinetis Vaida-Voevod, das er im Herbst 1932 in 
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jeder Schablone und Mache freie Studien, bald ist es die ver- 
lärte, synthetisierte und im Sinne der primitiven Volkskunst 
vereinfachte Natur. 

In einem besonderen Saal sind die Werke der Maler ver- 
einigt, die vor der Revolution dem „Karo-Buben“ angehörten. 
Die bedeutendsten von ihnen sind Peter Kontschalowskij 
on 1876) und Ilja Maschkow (geboren 1881). Die Kunst 

ontschalowskijs steht unter direktem Einfluß des Cézanne und 
der Nach-C&zannisten. Das Schaffen Maschkows ist selbständiger 
und individueller. Kontschalowskij befaßte sich zu seiner Zeit 
viel mit ultralinken Experimenten; die Spuren dieses Experi- 
mentierens bleiben noch an seinen, meistens etwas unreif wirken- 
den Arbeiten haften. Maschkow hat die „linken“ Tendenzen nie 
ernst genommen, er ist im Grunde stets ein Realist geblieben. 
Kontschalowskijs Stilleben sind immer noch zu wenig gegen- 
ständlich, zu sehr „wattig“ und zerzaust; die Stilleben Maschkows 
sind bis zur Illusion naturähnlih. Kontschalowskij interessiert 
sich vor allem für rein malerische Probleme, für die Beziehungen 
zwischen verschiedenen Farbtönen. Für Maschkow ist die Haupt- 
sache die kräftige Wiedergabe der Natur, ihres mächtigen Reliefs 
und ihrer leuchtenden Farben. Seine Lehrer sind die alten Hol- 
länder, Landschafts-, Tier- und Stillebenmaler. Seine besten Still- 
leben, wie z. B. das „Fleisch“ der Tretjakow-Galerie, können in 
ihrer aufßerordentlichen Kraft der Naturwiedergabe neben die 
Meisterwerke der holländischen Malerei gestellt werden. 
on anderen Landschaftern derselben Gruppe, ist Alexander 
Kuprin (geboren 1880) am selbständigsten — ein ernsthafter, 
in die Natur eindringender Künstler, der sich in der letzten Zeit 
ausschließlich mit der Darstellung der riesigen Fabrikbauten 
befaßt; er löst diese für ihn neue Aufgabe mit großem künstle- 
rischen Feingefühl. 

Das dritte Mitglied der Gruppe Wassilij Roshde- 
stwenskij (geboren 1884), hat vom Nord-Ural eine Reihe un- 
vergeßlicher Landschaften mitgebracht, die mit tiefem Natur- 
empfinden ausgestattet sind und in ihrer malerischen Behandlung 
eigenartig erscheinen. Noch ein Künstler muß in diesem Zu- 
sammenhang genannt werden — Aristarh Lentulow (geboren 
1882). Seine Olmalerei ist zwar talentvoll, aber nachlässig und 
oberflächlich; seine Aquarelle dafür erfreuen das Auge durch die 
Leuchtkraft ihrer Farbe und die Festigkeit der Form. 

| (Schluß im Novemberheft.) 


UdSSR, Rumänien und die bessarabische Frage. 
Von Josef Hans Lazar- Bukarest. 


Im Rahmen der Randstaatenbildungen nach der zweiten 
russischen Revolution proklamierte der bessarabische Nationalrat 
(Sfatul Tzarii) am 2. Dezember 1917, nach 105jähriger russischer 
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Herrschaft, die „Moldauische Republik“. Knapp einen Monat 
darauf, am 5. Januar 1918, rückten die bolschewistischen Truppen 
in Kischinew ein, sprengten den Nationalrat in alle Winde, ver- 
hafteten, verurteilten, erschossen und machten der „Demokrati- 
schen Föderativen Republik“ ein schnelles und gewaltsames Ende. 
Flüchtige Mitglieder des „Sfatul Tzarii“ wandten sidh an die 
rumänische Regierung von Jassy um Hilfe, und acht Tage später 
marschierten elf rumänische Divisionen, unter dem Kommando 
des Generals Brosteanu, in Bessarabien ein und beendeten die 
kurze bolschewistische Herrschaft. Die Rottruppen zogen sich 
fornet zurück, zerstörten Eisenbahnen, sprengten Brücken und 
atten noch Zeit, die zwei Millionen Rubel er interalliierten 
Verpflegekommission mit sih zu nehmen. Mit der Besetzung 
Bessarabiens durch die rumänischen Truppen war faktisch das 
entstanden, was seitdem die „Bessarabische Frage“ genannt wird. 
Formell erhielt diese Entwicklung noch ihre Vollendung durch 
den unter Teilnahme der bessarabischen Abgeordneten gefaßten 
Beschluß der großrumänischen Konstituante vom 20. Dezember 
1919, Bessarabien als integralen Teil des neuen großrumänischen 
Reiches anzusehen. Dieser Beschluß der Bukarester Konstituante 
erhielt seine Bestätigung im Rahmen der interalliierten Ab- 
machungen durch das von den Hauptverbündeten Rumäniens, 
England, Frankreich, Italien und Japan, am 28. Oktober 1920 in 
Paris unterzeichnete, von Japan aber niemals ratifizierte soge- 
nannte „Bessarabische Protokoll“, durch welches die unterzeich- 
nenden Staaten die Souveränität Rumäniens über Bessarabien 
anerkannten. Dem rumänischen Wunsch, dieser Anerkennung 
auch eine internationale Garantie für die Unverletzbarkeit des 
bessarabischen Besitzes folgen zu lassen, also die Bürgschaft für 
die Erhaltung des hiermit geschaffenen status quo Bessarabiens 
zu übernehmen, sind die Mächte allerdings niemals nach- 
gekommen. 


Mit der Besitzergreifung Bessarabiens sah Rumänien die 
kühnsten Träume seiner nationalen Ambitionen verwirklicht. 
Das großrumänische Reich umschloß nicht nur alle Gebiete seiner 
früheren Kriegsgegner, auf die es Anspruch erhoben hatte, son- 
dern, infolge ganz unerwarteter Shicksalswendung, auch Gebiets- 
teile eines Kriegsverbündeten. Während aber die von den Kriegs- 
gegnern abgenommenen Gebietsteile auf Grund zweiseitiger Ver- 
träge in den nationalen Besitz Rumäniens übergingen, erfolgte 
die Besitzergreifung Bessarabiens in ausschließlich einseitiger 
Weise. Die einzige Gelegenheit, auch mit Sowjetrußland zu 
einem bilateralen Abkommen zu gelangen, hatte sich übrigens 
in dem Augenblicke ergeben, als das „Bessarabische Protokoll“ 
zustande kam. Rumänien verpaßte damals den Augenblick der 
Nachgiebigkeit des in innere und äußere Konflikte verwickelten 
Sowjetreiches, weil es die Unterschriften der Mächte der Einigung 
mit einer Regierung vorzog, deren Sturz es in absehbarer Zeit 
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erwarten zu können glaubte. Nach Bekanntwerden der Unter- 
zeichnung des „Bessarabischen Protokolls“ brach Tschitscherin 
die schon begonnenen Verhandlungen schroff ab. In der letzten 
Note dieser Verhandlungsphase ließ die Räteregierung Rumänien 
wörtlich wissen, „daß sie niemals einem Bessarabien betreffenden 
Abkommen, das ohne ihre Teilnahme zustande gekommen ist, 
irgendeine Gültigkeit zuerkennen werde“. Die Standpunkte 
Rumäniens und Sowjetrußlands waren hiermit fixiert und sind 
es bis heute geblieben. Der von der Räteregierung im März 
1924 in Wien gemachte Vorschlag, über das Schicksal des stritti- 
gen Territoriums durch eine Volksabstimmung entscheiden zu 
assen, änderte nichts an dieser Sachlage, da er von der Buka- 
rester Regierung abgelehnt wurde. ie Ablehnung erfolgte 
hauptsächlich mit der prinzipiellen Begründung, daß die Besitz- 
ergreifung Bessarabiens nur als ein Fall von Sezession angesehen 
werden könne, da dadurch lediglich ein im Jahre 1812 vom Mol- 
dauischen Fürstentum gewaltsam abgerissener Gebietsteil wieder 
dem moldauischen Besitz, beziehungsweise dem Besitz des die 
früheren Fürstentümer der Moldau und der Walachei vereini- 
enden Königreiches Rumänien, einverleibt wurde. Was die 
Selbstbestimmung der Bevölkerung anbelangt, so wäre diese 
bereits durch die Wahlen zur Konstituante erfolgt. Für die Ab- 
lehnung des Plebiszites war praktish auch das Streben Ru- 
mäniens maßgebend, die Gefahr einer neuen Revolutionierung 
Bessarabiens, die durch das ganze Plebiszitverfahren hätte drohen 
können, auszuschalten. Der Plebiszitvorschlag der Räteregierung 
hat also nichts an den Standpunkten der beiden strittigen Teile 
geändert. Die sich daraus ergebende Sachlage ist bis heute die 
gleiche geblieben. Alle Vermittlungsaktionen (türkische, pol- 
nische, französische) scheiterten an der Starrheit der beiderseiti- 
gen Standpunkte. Jede Erörterung der Frage der Wiederauf- 
nahme normaler Beziehungen zwischen Rumänien und Sowjet- 
rußland geriet immer wieder mit dem Augenblick in hoffnungs- 
loses Stocken, da die bessarabische Frage berührt wurde. Zwangs- 
läufig mußte sich also die Ansicht Bahn brechen, daß eine Lösung 
des Problems der rumänisch-russischen Beziehungen nur bei 
völliger Ausschaltung der „Bessarabischen Frage“ möglich sein 
könnte. Da sich aber auch diese Möglichkeit trotz verschieden- 
ster Versuche nicht ergab, weil bei jeder Vermittlungsaktion oder 
Fühlungnahme einer der beiden Teile immer wieder versuchte, 
seinen eigenen Standpunkt auf irgendwelchen Umwegen, in 
irgendwelche Phrasen eingekleidet, einzuschmuggeln, reifte nicht 
nur bei den beiden unmittelbar Beteiligten, sondern auch bei 
allen irgendwie direkt oder indirekt an der Regelung der 
rumänisch-russischen Beziehungen interessierten Staaten die 
Überzeugung, daß eine Einigung zwischen Rumänien und Rul- 
land vorerst überhaupt nur im Rahmen völkerbundrectlicher 
er anderer internationaler Abmachungen erreicht werden 
Onnte. 
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Der am 27. August 1928 unterzeichnete Pakt Briand-Kellogg 
bot die erste Gelegenheit, die Unterschriften der beiden Staaten 
in einem internationalen Vertragsinstrument zu vereinen und 
hiermit den ersten, wenn auch sehr losen und mittelbaren Konnex 
zwischen Moskau und Bukarest herzustellen. Die Lage hatte sich 
allerdings seit der Wiener Konferenz im März 1924 in sehr erheb- 
licher Weise geändert. Die verschiedenen europäischen und 
außereuropäischen „Friedensoffensiven“ hatten immerhin eine 
zumindest theoretische Milderung der internationalen Gegen- 
sätze und hiermit auch der rumänisch-russiscien Divergenz her- 
beigeführt. Auch die „Bessarabische Frage“ war im Laufe der 
Jahre „sterilisiert“ worden. Es handelte sich lange schon nicht 
mehr um einen faktischen und praktischen, sondern nur noch um 
einen theoretischen Streitfall. Rumänien befürchtete nicht mehr 
ernstlich eine besondere militärische Aktion Sowjetrufßlands zur 
Wiedergewinnung Bessarabiens, sondern höchstens den „bessara- 
bischen Anlaß“ im Falle eines militärischen Einbruchs Sowjet- 
rußlands in das kapitalistische Europa, und Sowjetrußland sah in 
der „Bessarabischen Frage“ kaum mehr als einen außenpolitischen 
Agitationshebel, als ein Ausfalltor in die europäische Politik. 
Die bessarabische Gefahr bestand für Rumänien im gleichen Maße, 
wie die sowjetrussische Gefahr für ganz Europa, und Rumänien 
tat alles, was in seinen Kräften stand, um die „Bessarabische 
Frage“ so weit als möglich zu „europäisieren“ und hiermit auch 
den Schutz seiner Östgrenzen nach Möglichkeit in das große 
antibolschewistische Abwehrsystem Europas einzugliedern. Der 
Pakt Briand-Kellogg war also gerade das, was Rumänien 
brauchte. Daß er auch zum Ausdruck einer großen europäischen 
Friedenskundgebung in kontrastierender Gegenüberstellung zur 
Haltun Sowie roRlands wurde, lag weniger an seinem eigent- 
on inn und Zweck als an der Deutung, die man ihm geben 
wollte. 


Litwinow tat vielleicht dem Pakt Briand-Kellogg viel zu viel 
Ehre an, als er, in offenkundigem Zusammenhang mit der darin 
zum Ausdruck kommenden Politik, zwei Monate nach seinem 
Zustandekommen von der „Antisowjetfront der europäischen 
Staaten“ sprach. Jedenfalls erwies sich aber für Sowjetrußland 
die Notwendigkeit, dieser Friedensoffensive der kapitalistischen 
Welt eine Gegenfriedensoffensive der bolschewistischen ent- 

egenzustellen, und so machte Litwinow im Januar 1929 seine 

orschläge zum weiteren Ausbau des Kellogg-Paktes durch ein 
besonderes Abkommen der osteuropäischen Staaten. Der Vor- 
schlag Litwinows wurde nicht auch an Rumänien gerichtet, weil, 
nach russischer Auffassung, die Möglichkeit hierzu infolge Man- 
gels diplomatischer Beziehungen fehlte, und nach rumänischer 
Auffassung dadurch eine Absprengung Rumäniens von Polen und 
seine weitere Be in der osteuropäischen Politik versucht 
werden sollte. Jedenfalls wurde aber Rumänien durch die sofort 
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einsetzende Vermittlung seines polnischen Verbündeten in den 
Kreis der über den Vorschlag Litwinows verhandelnden Staaten 
einbezogen. In der Entwicklung der rumänisch-russischen Be- 
ziehungen bedeutete dies insofern einen nicht unerheblichen 
Fortschritt, als hiermit der erste direkte Kontakt zwischen Sow- 
jetrußland und Rumänien hergestellt war. Es ereignete sich der 
serhandlungstechnish ungewöhnliche Fall, daR der Vertreter 
einer Regierung, die zu einer zweiten keine diplomatischen Be- 
ziehungen unterhält, sih in die Hauptstadt dieser letzteren 
begibt, um seine Unterschrift unter ein Vertragsinstrument zu 
setzen. Der Warschauer rumänische Gesandte Davilla unter- 
zeichnete am 9. Februar 1929, gemeinsam mit den Vertretern der 
anderen Randstaaten Ruflands, das sogenannte „Litwinow- 
Protokoll“. Zwei Monate vor dieser Unterzeichnung hatte Litwi- 
now im Rahmen seiner Erklärungen auf dem Kongreß der Exe- 
kutive der UdSSR wörtlich gesagt: „An unserer südwestlichen 
Grenze wird eine offiziell von der Sowjetunion nicht getrennte 
Provinz von einem anderen Staate besetzt gehalten. Die Hüter 
des Kellogg-Paktes bemerken diese Besetzung gar nicht. Ich will 
von Bessarabien sprechen, dessen Bevölkerung nie aufgehört hat, 
die aa Sun mit der Sowjetunion zu wünschen, was wir nicht 
vergessen können.“ Daß sich an diesem Standpunkt auch im 
Zeitpunkt der Unterzeichnung des Moskauer Protokolls sehr 
ar geändert hatte, beweisen die Erklärungen, die Litwinow 
bei dieser Gelegenheit machte: „Die Tatsache“, sagte Litwinow 
unter anderem, „daß sich unter uns, als Delegierter zur Unter- 
zeichnung des Protokolls, der Vertreter eines Staates befindet, 
zu dem die Sowjetunion keine normalen diplomatischen Bezie- 
hungen unterhält, und mit dem alte und ernstliche 
Divergenzenbestehen, dienichtbehoben worden 
sind und die auch das gegenwärtige Protokoll 
nicht behebt, diese Tatsache ist ein weiterer Beweis für den 
Friedensgeist, der Sowjetrußland beseelt“. Mit der gleichen 
Dezidiertheit verfochten zur gleichen Zeit rumänische Staats- 
männer und Politiker den gegenteiligen Standpunkt. 


Es war für beide Teile um so leichter, die Starrheit ihres 
Standpunktes zu wahren, als es nicht nur die UdSSR gar nicht 
eilig hatte, den aufßenpolitischen Hebel Bessarabien durch eine 
Liquidierung der Frage aus der Hand zu geben, sondern audı in 
Rumänien offenkundig kein Streben bestand, einem Zustand ein 
Ende zu setzen, der, nach vorwiegend herrschender Auffassung, 
am ehesten den eigenen Interessen entsprach. Die Vorteile einer 
Normalisierung des Verhältnisses zur UdSSR, einer Wiederauf- 
nahme diplomatischer Beziehungen und der Erschließung des 
wirtschaftlichen Hinterlandes Bessarabiens erschienen den füh- 
renden Politikern Rumäniens ungleich geringer als die Gefahr 
eines direkten Kontaktes mit der Welt des Bolschewismus. 

Nicht eine Änderung der beiderseitigen Standpunkte und der 
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Sachlage selber, sondern nur Einflüsse bündnispolitischer Art 
waren es demnach, die Rumänien drei Jahre nach Unterzeichnung 
des Litwinow-Paktes nadı neuen Möglichkeiten zur Besserung 
seiner Beziehungen zu Sowjetrußland suchen ließen. 1931 wurde 
der französisch-russische, im Januar 1932 der polnisch-russische 
Nichtangriffspakt paraphiert. Der widitigste große Verbündete 
Rumäniens und sein Partner im Defensivbündnis gegen Sowjet- 
rußland selbst hatten sich hiermit entschlossen, die weitere Rück- 
sichtnahme auf Rumänien zum großen Teile fallen zu lassen und 
in Verfolgung eigener Interessen eigene Wege zu gehen. Die 
französisch-russische und polnisch-russische Annäherung war 
nicht mehr aufzuhalten. Ebensowenig schien die von Beneš schon 
lange verfolgte Annäherung der Tschechoslowakei an Sowjet- 
rußland aufhaltbar zu sein, während die Weigerung Jugoslawiens, 
irgendwelche militärische Verpflichtungen gegen Sowjetrußland 
einzugehen, schon seit jeher unabänderliche Tatsache war. Es 
war unvermeidlich, daß diese Entwicklung, trotz aller Bündnis- 
arantien, den Eindruck einer zumindest moralischen Isolierung 

umäniens Begenu er der Rußlandpolitik seiner Verbündeten 
aufkommen lassen mußte; selbstverständlich war es, daf dieser 
Eindruck keinesfalls der rumänischen Position im Rahmen der 
osteuropäischen und südosteuropäischen Politik förderlich sein 
konnte. Es ist kaum anzunehmen, daß sich Rumänien ohne diese 
Beweggründe veranlaftt gesehen hatte, auf eine neuerliche Ver- 
mittlung der Türkei ug Polens hin im Januar 1932 in mia 
direkte Verhandlungen mit Sowjetrußland aufzunehmen. Wäh- 
rend in Moskau der rumänische Vertreter Davilla lediglich seine 
Unterschrift unter ein internationales Abkommen gesetzt hatte, 
handelte es sih hier um direkte rumänisch-russische Verhand- 
lungen zwecks Abschlusses eines bilateralen Nichtangriffspaktes. 
Das Los der Verhandlungen war unvermeidlicherweise mit dem 
Auftreten der „Bessarabischen Frage“ besiegelt. die sich trotz 
aller Verschleierung und trotzdem beide verhandelnden Teile 
gelegentlich der ersten Fühlungnahme zwischen dem rumänischen 
Gesandten und dem Sowjetbotschafter in Ankara, unter aktiver 
Vermittlung des türkischen Außenministers Tevfik Ruschdy 
Beys, übereingekommen waren, daß die Besprechungen unter 
absoluter Ausschaltung des bessarabischen Problems geführt 
werden sollen, in den beiderseitigen Textvorschlägen fühlbar 
machte. Rumänien wollte damals in die Präambel des Vertrages 
den Passus des „Territoriums, über das die beiden vertrag- 
schließenden Teile ihre Souveränitätsrechte ausüben“, einbezogen 
wissen, und stieß hierbei auf den kategorischen Widerstand der 
sowjetrussischen Unterhändler. Die Regierung Iorga und Außen- 
minister Prinz Demeter Ghika, der jetzt Gesandter in Brüssel 
ist, wurden damals sowohl publizistiscdı wie parteipolitisch sehr 
heftig angegriffen, wie überhaupt bei jedem Neuauftauchen der 
Möglichkeit einer Wiederaufnahme normaler Beziehungen zu 
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Sowjetrußland und hiermit auch der Wiederaufrollung der Dis- 
kussion über die „Bessarabische Frage“ unvermeidlich die hef- 
tigsten politischen und publizistischen Kontroversen entbrannten. 


Unaufhaltsam ging aber inzwischen jene Entwicklung ihren 
Weg, die ihren bestimmenden Einfluß für die Stellungnahme fast 
sämtlicher europäischer Staaten, und ganz besonders Frankreichs 
und Polens, ausüben mußte: die nationale Erstarkung Deutsch- 
lands! Wenn die Ereignisse im Deutschen Reiche auch vielleicht 
nicht allein entscheidend waren, so waren sie doch zweifellos in 
hervorragendem Maße beschlleunigend für die Annäherungs- 
politik Frankreichs und Polens an Sowjetrußland. Es ist mit 
allergrößter Wahrscheinlichkeit anzunehmen, daß weder Frank- 
reih noch Polen sich dazu entschlossen hätten, den Eindruck 
einer außenpolitischen Isolierung Rumäniens hervorzurufen, 
wenn sie nicht die sehr dringende Notwendigkeit empfunden 
hätten, möglichst bald Sowjetrußland vom nieder erstarkenden 
Deutschland abdrängen zu müssen. Ohne sich durch das Schei- 
tern der Rigaer Verhandlungen behindern zu lassen, unterzeich- 
nete Polen den Nichtangriffspakt mit Rußland am 25. Juli. Im 
Bestreben, seiner Pflicht und seiner Loyalität als Verbündeter 
Genüge zu leisten, leitete es aber kurz darauf, bevor es zur Rati- 
fizierung des Paktes schritt, eine neuerliche Vermittlungsaktion 
zwischen Rumänien und Sowjetrußland ein, der es beschieden 
war, die rumänisch-russischen Paktverhandlungen am weitesten 
zu führen, aber auch in Bukarest die leidenschaftlichste aller bis- 
herigen Ruflandkontroversen auszulösen und den Ausbruch einer 
der schärfsten und folgenschwersten Regierungskrisen Rumä- 
niens zu verursachen. 

Im September 1932 war durch Vermittlung Polens die 
direkte Fühlungnahme zwischen Rumänien und Sowjetrußland 
wiederhergestellt; Litwinow und der Warschauer rumänische Ge- 
sandte, Cadere, kamen auf einer polnischen Eisenbahnstation 
zusammen. Die Verhandlungen wurden zuerst in raschem Tempo 
weitergeführt und in Genf fortgesetzt, verlangsamten sich aber 
mehr und mehr und stockten schlieflich knapp vor ihrem Ab- 
schluß infolge der bekannten Gegenaktion Nikolaus Titulescus, 
der, obwohl er damals nichts anderes als Gesandter in London 
und Völkerbundsdelegierter war, nidıt zögerte, sich mit aller 
Vehemenz gegen den eigenen Ministerpräsidenten und Außen- 
minister, Dr. Vaida-Voevod, zu wenden und den Kampf bis vor 
die breiteste rumänische und internationale Öffentlichkeit zu 
führen. Weit über die Grenzen des eigentlichen Problems hin- 
aus waren hierbei alle politischen Leidenschaften entfesselt und 
alle politischen Interessen wachgerufen. Alle konstitutionellen 
Faktoren, vom Parlament bis zur Krone, alle politischen Par- 
teien und Parteiengruppen wurden in den Kampf gezogen, alle 
Einflüsse und Mittel angewendet. Als sich die Regierung Vaida- 
Voevod mitten im Kampfgetümmel schließlich zur Demission ge- 
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nötigt sah und Titulescu Außenminister im neugebildeten Kabi- 
nett Maniu wurde, war schon nicht mehr ganz klar ersichtlich, wie- 
weit die Frage des Nichtangriffspaktes mit Sowjetrußland Zweck 
und wieweit sie Mittel war, wieweit das ganze politische Spiel um 
Abschluß oder Abbruch der Verhandlungen der Sache selbst 
diente oder den politischen. Bestrebungen verschiedenster Art, 
die bei dieser Gelegenheit in Erscheinung traten. Sachlich fand 
der Kampf darin seinen Ausdruck, daß Titulescu das seit zehn 
ahren klassisch gewordene Prinzip, keine direkte Einigung mit 
ußland ohne Regelung der Bessarabischen Frage im rumäni- 
schen Sinne einzugehen, mit aller Unbeugsamkeit verteidigte 
und sich für die Beibehaltung des durch das Litwinow-Protokoll 
verstärkten Briand-Kellogg-Paktes aussprach, solange nicht an 
Stelle dieser internationalen Verträge ein den Interessen Ru- 
mäniens vollkommen entsprechendes bilaterales Abkommen 
gesetzt werden könne. Technisch scheiterten die Verhandlungen 
an einem einzigen Wort. Nachdem Litwinow vorerst die Ein- 
beziehung eines Passus gefordert hatte, der besagen sollte, daß 
durch den neuen Vertrag „kein bestehender Streitfall“ berührt 
werde, dann sih mit der Abänderung auf „bestehende oder . 
künftige Differenz“ begnügte, erklärte er sich schließlich, nach 
Einschreiten Herriots, auh mit dem Worte „Differenz“ allein 
zufrieden, ohne aber dieses selbst opfern zu wollen. Die Anfüh- 
rung dieses Wortes genügte, nach Auffassung Titulescus, als 
Hinweis auf die Bessarabische Frage, um den Vertragsabschluß 
für Rumänien unmöglich zu machen. — 

Am 26. November hielt Titulescu in der rumänischen Kammer 
sein großes Exposé über den Abbruch der Verhandlungen mit 
Sowjetrufßland. Am 27. November ratifizierte Polen durch ein 
Dekret des Präsidenten der Republik den polnisch-russischen 
Nichtangriffspakt. Zwei Tage darauf, am 29. November, unter- 
schrieben Herriot und der Pariser Sowjetbotschafter Dow- 
Be den französisch-russishen Nichtangriffspakt. Daß 

owgalewskij, gleichzeitig mit der Unterzeichnung, an Herriot 
einen Brief richtete, in dem er die Bereitwilligkeit der UdSSR, 
auch mit Rumänien einen Nichtangriffspakt abzuschließen, noch- 
mals bekundete und Rumänien für die Unterzeichnung eines 
solchen Paktes noch eine weitere Frist von vier Monaten belief, 
war insofern nur eine von Herriot ausbedungene Geste ohne 
jeden praktischen Wert, als Frist und Unterzeichnung an jenen 
ertragstext gebunden waren, den Rumänien infolge des Ein- 
schreitens Titulescus in dreizehnter Stunde abgelehnt hatte. — 

Es war nicht das erste Mal, daß sich der Einfluß der Bessara- 
bischen Frage weit über den Rahmen ihrer eigenen Bedeutung 
für Rumänien fühlbar machte, und es wird wohl auch nicht das 
letzte Mal sein, solange nicht das rumänisch-russische Verhältnis 
endlich und endgültig normalisiert werden kann. Der Schatten 
Bessarabiens liegt irgendwie immer auf der innen- und außen- 
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olitischen, sozialpolitishen und wirtschaftlichen Entwicklung 

umäniens, seitdem die Divisionen des Generals Brosteanu aus 
Kischinew die bolschewistischen Truppen vertrieben. Bessarabien 
war in weitem Maße bestimmend für die ganze aufßenpolitische 
Einstellung Rumäniens der Nachkriegsjahre. Die Militärallianz 
mit Polen ist einzig und ausschließlich zur Abwehr der russischen 
Gefahr entstanden, die ihrerseits für Rumänien nur im Zu- 
sammenhang mit Bessarabien in größerem Maße als für irgend- 
einen anderen europäischen Staat besteht. Die Militärallianz mit 
Polen hat zwangsläufig viel von der Bewegungsfreiheit Ru- 
mäniens in seiner Einstellung zu Deutschland genommen; sie ist 
noch vor dem Abschluß der militärischen Defensivverträge mit 
den Staaten der Kleinen Entente zustande gekommen, wie auch 
diese Verträge und die ganze mitteleuropäische Politik Ru- 
mäniens unter dem Einfluß der Bedrohung seiner Östgrenzen 
stehen mußten. Es ist nur zu naheliegend, daß Rumänien die 
Notwendigkeit der Sicherung seiner Westgrenze und hiermit des 
Eingehens der diesem Zwecke dienenden außenpolitischen Bin- 
dungen unter dem Einfluß der Bessarabischen Frage in beson- 
ders starkem Maße empfand. Das Gleichgewicht im Interesse 
‘der drei Bündnispartner der Kleinen Entente am Bündnis wird 
nicht nur durch gemeinsames Abwehrbedürfnis gegen die un- 
Bien Expansionsbestrebungen bedingt, sondern auch durch 

ie Stellung zu den drei Grolistaaten, die jedem der drei Ver- 
bündeten vorgelagert sind. Ohne Bessarabien würde kaum 
irgendein Konfliktstoff zwischen Rumänien und Sowjetrußland 
und hiermit auch für Rumänien wohl nicht das gleiche Maß von 
Interesse am Bündnis der Kleinen Entente bestanden haben. Die 
sich aus dieser Sachlage in weiterer Folge ergebende Notwendig- 
keit zu einer größeren Abhängigkeit von Frankreich, vom fran- 
zösischen Geld und von der französischen Rüstungsindustrie ist 
nur mehr selbstverständlich. 


In parteipolitischer Hinsicht hat die Bessarabische Frage 
allen rumänischen Oppositionsparteien jederzeit willkommenen 
Angriffsstoff gegeben. Sowohl die außen- wie die innenpoliti- 
schen Aspekte der Frage, die Bekämpfung der Sowjetpropaganda, 
die Sicherung der Dnjestrgrenze, die Versorgung der notleiden- 
den bessarabischen Bevölkerung, der Ausbau der Verwaltung 
und der Verkehrsverbindungen, waren immer Punkte, an denen 
jede oppositionelle Attacke unschwer angesetzt werden konnte. 

irtschaftspolitisch ist Bessarabien, ohne seine natürlichen Ab- 
satzgebiete, ein langsam verdorrender Ast, und demgemäft auch 
finanzpolitisch ein Kapitel, das für jeden Staatshaushalt beson- 
dere Lasten mit sich bringen muß. Sozialpolitisch war und ist 
schließlich Bessarabien der am meisten gefürchtete und vielleicht 
auch wirklich der gefährlichste Herd propagandistischer Auf- 
wühlung. Die nahe Sowjetgrenze, der Belagerungszustand, das 
Militärregime, das ständige Gefühl, irgendwie Auf- und Durch- 
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marschgebiet zu sein, die durch die Agrarreform niedergerissene, 
aber noch nicht wiederaufgebaute wirtschaftlihe und soziale 
Struktur des Landes, die immer noch bestehenden geistigen und 
intellektuellen Affinitäten zu Sowjetrußland sind, potenziert 
durch die nicht nachlassende Wirtschaftskrise und das anstei- 

ende Elend, allzu sehr geeignet, den Boden für umstürzlerische 

ropaganda jeder Art und jeder Färbung vorzubereiten. Reli- 
giöses Sektierertum, kommunistische und rechtsradikale Strö- 
mungen kreuzen sich und fließen in diesem Lande ineinander. 
Nach rumänischer Auffassung ist die Mehrheit der Bevölkerung 
Bessarabiens moldauisch, sie spricht ein dialektisch verfärbtes 
Rumänisch. Es gibt auch viele Juden, Ukrainer, Russen, Polen, 
Armenier, Deutsche und Schweizer Kolonisten in geschlossenen 
Siedlungen. National hat das zaristische Rußland seine am Rande 
des Landes liegende bessarabische Provinz niemals zu erfassen 
vermocht, zweifellos aber administrativ und wirtschaftlih. In 
den 105 Jahren russischer Herrschaft war Bessarabien wohl nicht 
nationaler, gewiß aber wirtschaftlicher Bestandteil des großen 
Russenreiches geworden. Seitdem die Rottruppen den Dnjestr 
überschritten, starren die rostigen Eisenteile der gesprengten 
Brücken in die Luft. Seitdem, seit 15 Jahren also, gehen keine 
Brücke, kein Dampfer und kein Kahn, kein Telegraphendraht 
und kein Telephonkabel über den Dnjestr. Seit 15 Jahren ist 
Bessarabien von seinem wirtschaftlichen Absatzgebiet ab- 
geschnürt. Der einzige Verkehr zwischen Rumänien und Sowjet- 
rußland wird von den politischen Flüchtlingen und Deserteuren 
besorgt, die den Weg über den Dnjestr suchen, und den Kugeln, 
die ihnen von beiden Dnjestrufern nachgesendet werden. Manch- 
mal treffen diese Kugeln auch ihr Ziel und bieten, je nach der 
außenpolitischen Stimmung, beiden Teilen Anlaß zur Verbrei- 
tung der in der internationalen Presse und Publizistik schon zur 
Genüge bekannten „Dnjestr-Greuel“. Nicht zu vergessen im 
zwischenstaatlichen Verkehr Rumäniens ist auch die gemischte 
Grenzkommission, die jeden Monat zusammentritt, um polizei- 
technische Fragen zu besprechen. In Bukarest residiert aber noch 
im russischen Gesandtschaftspalais der kaiserlich-russische Ge- 
sandte, Herr Poklewski-Koziell. Die Zarenadler sind noch 
immer über den Toren seines Hauses, und sein Name steht noch 
immer auf der Diplomatenliste des rumänischen Außen- 
ministeriums. 


È * * 


Am 3. Juli 1933 wurde in London das sogenannte „Defini- 
tionsabkommen“ unterzeichnet. Dem Abkommen traten jene 
russischen Randstaaten bei, die auh am Litwinow-Protokoll teil- 

enommen hatten, und in Manifestierung der türkisch-russischen 
Freundschaft. als neuer Randstaat, auch die Türkei. Für Ru- 
mänien unterzeichnete Nikolaus Titulescu, als Außenminister 
des gleichen Kabinetts Vaida-Voevod, das er im Herbst 1932 in 
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der Frage des Nichtangriffspaktes mit Rußland gestürzt hatte. 
Es erwies sich, daß das einzige Opfer des Kampfes um die Nicht- 
angriffspaktverhandlungen nur falius Maniu war, der die Nach- 
folge nach dem Ministerium Vaida-Voevod übernehmen mußte 
und sich bis zur Aussöhnung Vaida-Titulescu und zur Rückkehr 
Vaida-Voevods als Ministerpräsident so sehr abregierte, daß er 
sich von jeder politischen Tätigkeit in das freigewählte Exil 
seiner Siebenbürgischen Heimat zurückzog. Titulescu ergriff die 
Gelegenheit der Londoner Vorschläge Litwinows, um die Lücke 
auszufüllen, die durh die Verhinderung des Zustandekommens 
des Nichtangriffspaktes mit Sowjetrußland offen geblieben war. 


Das Londoner Abkommen ist insofern ein Zusatzvertrag zum 
Litwinow-Protokoll, als es eine einvernehmliche Definierung des 
in diesem Protokoll, ebenso wie im Briand-Kellogg-Pakt behan- 
delten Aggressionsbegriffes festsetzt. Bei der Beurteilung des 
Abkommens hob die offiziös inspirierte rumänische Presse her- 
vor, daß die Londoner Konvention vornehmlich deshalb der 
Stärkung des Kellogg-Paktes diene, weil sie, im Gegensatz zu 
einem bilateralen Nichtangriffspakt, der auf eine bestimmte 
Frist laufen würde, nichts am unbefristeten Charakter des 
Briand-Kelloggschen Nichtangriffsabkommens ändert, und weil 
sie durch die einvernehmliche Definition des Aggressionsbegriffes 
den Kellogg-Pakt versachlicht und vervollständigt. Der Artikel 1 
des Londoner Definitionsabkommens wird insofern als eine be- 
sondere territoriale Sicherung für Rumänien angesehen, als darin 
ausdrücklich das sich im faktischen Besitz der vertragschliefßenden 
Teile befindliche Gebiet als vor dem Angriff zu schützende Terri- 
torium bezeichnet wird. Es haben also, auf Umwegen, im Rahmen 
eines neuen internationalen Abkommens, Sowjetrußland und 
Rumänien durch ihre Unterschriften eine Formulierung bekräf- 
tigt, die gelegentlich der Rigaer Verhandlungen im Jahre 1932 
von Rumänien vergeblich angestrebt worden war. Rumänien 
zieht aus dieser Tatsache die Konklusion, die es schon seinerzeit 
ziehen wollte, und will glauben, durch das Londoner Defini- 
tionsabkommen jene indirekte territoriale Anerkennung erreicht 
zu haben, die es im Laufe der Jahre immer wieder erreichen 
wollte. Daß aber hiermit die Bessarabische Frage irgendeine 
Art der Regelung erfahren haben sollte, kann keinesfalls gesagt 
werden. Die Deutung Rumäniens ist absolut einseitig; sie ist 
auch niemals in offizieller Form zum Ausdruck gebracht worden, 
wie auch in der ganzen Beurteilung des Londoner Vertrages nie- 
mals das ominöse Wort „Bessarabien“ gefallen ist. Hiermit war 
auch Sowjetrußland die Möglichkeit gegeben, von einem Protest 
gegen diese Auffassung Abstand nehmen zu können und Ru- 
mänien gewähren zu lassen. Diese Haltung fällt Rußland um so 
leichter, als es sich nicht um ein zweiseitiges rumänisch-russisches 
Abkommen handelt, dessen Text einzig auf das rumänisch- 
russische Verhältnis bezogen zu werden braucht. Die Basis, auf 
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der die seit dem Zustandekommen des Londoner Definitionsab- 

ommens eingetretene rumänisch-russische Entspannung beruht, 
ist also immerhin sehr labiler Art. Darin mag auch die Erklä- 
rung dafür zu suchen sein, daß auf dem Wege zur Wiederauf- 
nahme diplomatischer Beziehungen seitdem noch kein Schritt 
weiter gemacht wurde. Die Hoffnungen, die allzu große Opti- 
misten, und vor allem die sich an jede ersichtlich werdende Mög- 
lichkeit auf Besserung klammernde Bevölkerung Bessarabiens 
betreffs einer Wiederaufnahme zumindest wirtschaftlicher Be- 
ziehungen Rumäniens zu Sowjetrußland und hiermit der Wieder- 
eröffnung des natürlichen Absatzgebietes für den bessarabischen 
Bodenertrag noch für die Erntekampagne 1933 hegten, sind also 
noch nicht erfüllt worden. Das Bessarabische Problem hat durch 
diese neue Enttäuschung von Hoffnungen nur noch weiter an 
Dringlichkeit gewonnen. Nur direkte rumänisch-russische Ver- 
handlungen, nur ein bilaterales rumänisch-russisches Abkommen 
vermöchten die Lösung zu bringen und hiermit einen Herd stän- 
diger Unruhe und Unsicherheit im Südosten Europas aus der 
Welt zu schaffen. Es dürfte wohl mit der Zeit jede rumänische 
Regierung und jeder rumänische Politiker die Überzeugung hier- 
von gewinnen, und es dürfte auch jede rumänische Regierung, im 
Falle der Möglichkeit einer definitiven Einigung, auch die Ver- 
antwortung auf sich nehmen, die hermetisch geschlossene Grenze 
zu Sowjetrufland zu öffnen und den Einbruch der bolsce- 
wistischen Propaganda, der mit der Wiederaufnahme diplomati- 
scher und wirtschaftlicher Beziehungen wohl unvermeidlich 
wäre, zu verursachen. Keine rumänische Aebierung und kein 
rumänischer Staatsmann dürfte aber jemals die Kraft oder den 
Willen haben, vom rumänischen Standpunkt der Bessarabischen 
Frage abzugehen. Ganz abgesehen von jeder politischen 
Stelfun ahme, geht die nationale Überzeugung Rumäniens da- 
hin, da mit Bessarabien überwiegend rumänisches Land wieder 
in Besitz genommen wurde. Der russische Charakter der Pro- 
vinz, den sie auch nach rumänischen Feststellungen in den 
letzten Jahrzehnten gewonnen hatte, wird auf die Erfassung der 
wenig gebildeten und zu sehr großem Teile auch analphabeti- 
schen moldauischen Bevölkerung durch die russische Kultur 
erklärt. Vor allem die Städte Bessarabiens, die dem sonst wenig 
erschlossenen und bekannten Lande seinen Stempel aufdrückten, 
waren kulturell und sprachlich so sehr russifiziert, daß der Ein- 
druck eines zum größten Teile russischen Landes erweckt wurde. 
Gefördert wurde diese, nach rumänischer Auffassung, ober- 
flächliche Russifizierung durch die Gemeinsamkeit des griechisch- 
orthodoxen Glaubens. Die russische Staatskirche stellte sich 
hiermit mit Erfolg gemeinsam mit Militär und Beamtentum in 
den Dienst der Russifizierung. — Nach rumänischen Statistiken 
ist das Bekenntnis zur moldauischen Bevölkerung in Bessarabien, 
das seit der Annexion durch Rußland im Jahre 1812 von ur- 
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sprünglih 90 % auf etwas über 50% gesunken war, schon im 
Jahre 1923 auf 63 1 gestiegen. Die rumänischen Statistiken 
differenzieren bei der Anführung der Nichtmoldauer zwischen 
Großrussen, Kleinrussen, Lipowanern und Kosaken, ganz ab- 
esehen von Deutschen, Bulgaren und anderen Kolonisten. Diese 
Statistiken ergeben folgendes Bild: 


Nationalitäten aufdemLande inden Städten 
(in Tausenden) 


Rumänen ...:03...00 1 585 98 
Großrussen .....ssssssssssssssso 45 30 
Kleinrussen ........sessssssess.o 225 29 
Lipowaner und Kosaken ........ 41 18 
Juden... ara 138 129 
Deutsche. ..,..uu.030588242588 72 7 
Bulgaren und Tataren .......... 124 23 
Andere Nationalitäten .......... 33 34 
2 263 368 

368 

2 631 


Rumänien ist also überzeugt, mit seiner Unnachgiebigkeit 
in der Bessarabischen Frage nicht nur einen politischen, sondern 
hauptsäclich einen nationalen Standpunkt zu vertreten. Es will 
demgemäß nicht davon abgehen, die letzte entscheidende Nach- 
giebigkeit von seiten Sowjetrufßlands zu erwarten. 


Rußland und Osteuropa. 
Monatsübersichten. 


I. Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch 


Rußland*). 


a) Außenpolitik und Weltstellung. 


Nach dem Inhalt der russischen Zeitungen, die freilich kein 
vollständiges Bild der Lage geben, stand die Außenpolitik 
im Berichtsmonat durchaus im Vordergrund. Wir beginnen mit 
der Hauptrealität und lassen ihr erst die Demonstration folgen. 
Das erste ist der Vertrag mit Italien, das zweite die Reise 
Herriots durch die Sowjetunion — ist in alledem (einschließlich 
der Londoner Paktabschlüsse und der Annäherung an Polen) eine 
Schwenkung der sowjetrussischen Außenpolitik festzustellen? 


*) Da der Stoff für den Teil Polen und Randstaaten den zur 
Verfügung stehenden Raum in diesem Heft zu sehr überschritt, fällt er in 
dieser Übersicht aus. Dafür werde ich im Novemberheft ein Gesamtbild 
dieses Teils von Osteuropa, namentlich der Situation Polens, geben. O.H 
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1. Der Pakt mit ltalien wurde am 2. September in Rom 
von Mussolini und dem russischen Botschafter Potemkin unter- 
zeichnet; die Ratifikationen sollen in Moskau ausgetauscht wer- 
den. Die Verhandlungen, seit Mitte Juli geführt, hatten ver- 
schiedene Schwierigkeiten zu überwinden, beim Schluß hat wohl 
der russische Botschafter in Berlin, Chintschuk, noch mitgewirkt. 
Offenbar wünschte die russische Seite den Vertrag genau nach 
dem bisherigen Schema der neuen Paktverträge und wohl auch 
die gegenseitige Garantie des Besitzstandes. Beides lag nicht im 
italienischen Interesse, für das ja gegenüber Rußland gar keine 
Grenzfrage mitspricht, aber besondere andere Gesichtspunkte 
die Anlage des Verlags bestimmten (Kleine Entente, Vierer- 
Bert). Diese sind in der Vertragsfassung auch durchgesetzt wor- 

en, besonders in der Nichtaufnahme der Angreifer-Definition. 


Dafür hat Italien Rußland Bindungen zugestanden, wie bisher 
keine Großmacht. 


Der aus 7 Artikeln bestehende und auf 5 Jahre abgeschlossene 
„sowjet-italienische Freundschafts-, ichtan- 
riffs- und Neutralitätsvertrag“ (bisher hat die 
Sowjetunion nur einen Freundschaftsvertrag geschlossen, mit 
der Türkei: die Einfügung des Wortes in den italienisch-russi- 
schen Vertrag unterstreicht seine Bedeutung) lautet: 

„In dem Wunsche, mit allen ihren Kräften an der Erhaltung des allge- 
meinen Friedens mitzuwirken, unter Berücksichtigung der Kontinuität der 
Beziehungen beider Länder zueinander und entschlossen, ihre Politik der 
een a Enthaltung von der Einmischung in die inneren Angelegen- 
heiten ihrer Länder fortzusetzen, beschließen beide Staaten, durch den 
Abschluß des Vertrages die zwischen Italien und der Sowjetunion bestehen- 
den Beziehungen zu konsolidieren. 

Artikel 1. Jede der vertragschließenden Seiten verpflichtet 
sich gegen die andere, in keinem Falle gegen sie allein oder mit 
einer oder mehreren dritten Mächten zum Kriege oder irgend- 
einem Angriff zu Land, Wasser oder in der Luft zu schreiten und 
die Unverletzlihkeit der unter ihrer Souveränität stehenden 
Gebiete zu achten. 


Artikel 2. Wenn eine der vertragschliefenden Seiten von 
einer oder mehreren dritten Mächten angegriffen wird, so ver- 
pflichtet sich die andere während des ganzen Konfliktes Neu- 
tralität zu wahren. Wenn eine der vertragschließenden Seiten 
eine dritte Macht angreift, so hat die andere die Möglidikeit, 
ohne vorherige Ankündigung den gegenwärtigen Vertrag auf- 
zusagen (denonsirowatj). 


Artikel 3. Jede der vertragschließenden Seiten verpflichtet 
sich, während der Dauer des Vertrages an keinem internationalen 
Abkommen teilzunehmen, das zur praktischen Folge haben 
könnte die Verhinderung des Kaufs oder Verkaufs von Waren 
gegenüber der anderen Seite oder der Gewährung von Krediten 
an sie, und keine Maßnahme zu ergreifen, die den Ausschluß der 
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anderen Seite von jeder Teilnahme an ihrem Aufenhandel zur 
Folge baben könnte. 

Artikel 4. Jede der veriragschließenden Seiten verpflichtet 
sich, in kein Abkommen politischer oder wirtschaftlicher Art und 
in keine Kombination einzutreten, die gegen eine von ihnen ge- 
richtet sind. 

Artikel 5. Die in den vorhergehenden Artikeln niedergeleg- 
ten Verpflichtungen können auf keine Weise Rechte und Pflichten 
einschränken oder verändern, die für jede der vertragschließen- 
den Seite aus vor Inkrafttreten gegenwärtigen Vertrags durch 
sie abgeschlossenen Abkommen resultieren, wobei jede Seite in 
gegenwärtigem Artikel erklärt, daß sie durch kein Abkommen 
Eebunden ist, das ihr Verpflichtungen für Teilnahme an einem 
Angriff, den ein dritter Staat unternähme, auferlegt. 

Artikel 6. Die vertragschließenden Teile verpflichten sich, 
einem Schiedsverfahren die Fragen zu er die unter 
ihnen Meinungsverschiedenheiten hervorrufen könnten, die auf 
dem gewöhnlichen diplomatischen Wege nicht gelöst werden 
könnten. 

Artikel 7. Ratifikation, Geltungsdauer und Kunaiping. 

Man sieht sofort die Unterschiede gegen die bisherigen 
Pakte dieser Art. Der Vertrag enthält nicht die Definition des 
politischen Angreifers, definiert auch nicht näher die möglichen 
wirtschaftlichen Kampfmafinahmen, wie Boykott, Embargo, 
Blockade usw. Er ist bilateral, d. h. enthält keine Bestimmung 
über Anschluß dritter Staaten. Italien hat seine besondere 
Ostpaktform gewählt und bestimmt und Rußland sie akzeptiert. 
Dafür erhält dies die Verpflichtung des andern zur Nichtteilnahme 
an jeder irgendwie gearteten „Antisowjetfront“ in denkbar 
Be und weitgehender Form: Italien sagt dem in einer 

chärfe ab, wie keine andere Macht bisher. Da politische Pro- 
bleme strittiger Art zwischen beiden Ländern nicht bestehen, 
konnte Italien, dem vor allem am ungestörten Wirtschaftsverkehr 
mit Rußlland liegt, das zugestehen, und es fühlt sich in seiner 
inneren Ordnung so sicher, daß es auf die Propagandaverzichts- 
klausel (es ist das erste politische Abkommen Italiens mit der 
Sowjetunion!) auch verzichten konnte. 


Sinn und Wert des Abkommens vom italienischen 
Gesichtspunkt werden in der italienischen Presse sehr bestimmt 
ausgesprochen. Zunächst das Prinzipielle („Tribuna“ 31. August, 
ähnlich „Gazeta del Popolo“): 


„Das Abkommen erbringt geradezu experimentell den Beweis, daf 
die ideologischen und sonstigen Gegensätze der beiden Länder kein un- 
überwindbares Hindernis einer nützlihen Zusammenarbeit auf den Ge- 
bieten der beiden Völker sowohl wirtschaftlich wie auch politisch darstellen, 
weil die Aufrecterhaltung des Friedens heute alle Nationen am meisten 
interessiert. Die Nationen sind große historische Organismen; wenn auch 
jede ihre eigene politische Persönlichkeit behält, die charakterisiert ist 
durch die Unterschiede des Regimes, so können sie doch bei einer inter- 
nationalen Ordnung zusammenarbeiten, eine Zusammenarbeit, die nicht 
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nur das Zusammenleben aller möglich macht, sondern auch die natürliche 
und geistige Entwicklung eines jeden einzelnen begünstigt.“ 

Dann unter Betonung des weltpolitischen Charakters und 
der Friedenspolitik das taktisch politische, wozu der bekannie 
führende Leitartikler Gaida im „Giornale d’ Italia“ (31. August) 
schreibt: 

„Der neue Pakt erscheint als natürlihe Entwicklung des Vierer- 
paktes. Dieser enthält die Teilnehmer des Locarnovertrags, aber die Mit- 
arbeit muß mit allen anderen Staaten, die guten Willen zeigen, hergestellt 
sein. Das bezieht sich unmittelbar auf die Sowjetunion, denn offensicht- 
lich ist ohne ihre Teilnahme keine reale politische Kombination in Europa, 
kein allgemeines Abkommen möglich.“ 


Indem nachdrücklich die Ablehnung jeder „Antisow jetfront“ 
durch Italien und die Bedeutung des Wirtschaftsverkehrs unter- 
strichen wird, wobei („Stampa 4. Sept.) der Sowjetunion be- 
scheinigt wird, daß „sie immer ihre Handelsverpflichtungen voll- 
ständig erfüllt habe“, wird (eben von Gaida) Italiens zentrale 
Position im Viererpakt und im Pakt mit Rußland, zwischen 
Viererpakt und russischem Paktsystem „mit Frankreich, Polen 
und der Kleinen Entente“ (so die Aufzählung) genommen. 
Sinn, Tendenz und Erfolg dieser italienischen Politik kann 
gar nicht besser gezeichnet werden. | 


Der Hinweis auf die Heranziehung Rußlands zum Viererpakt 
gefällt der Sowjetpresse nicht (so „Iswestija“ 5. Sept.). Aber es 
ist damit genau so, wie mit der Mitarbeit in Genf: grundsätzlich 
will man mit solchen „bourgeois-imperialistischen“ Kombinatio- 
nen nichts zu tun haben, tatsächlich arbeitet man mit. Und man ist 
mit diesem „historischen Realismus“ des Vertrags („Iswestija“ 
3. Sept.) sehr zufrieden und hat auch Grund, mit dem Erfolg vom 
russischen Standpunkt, der schon aus der soeben gegebenen 
Analyse klar geworden sein wird, zufrieden zu sein. Zum 
Prinzipiellen sei auch die russische Fassung zitiert (in jenem 
Iswestija-Artikel): 

„Die Sowjetunion wünscht Frieden mit allen Mächten, und zwar ohne 
dabei zu unterscheiden, ob diese ihre kapitalistische Politik unter der 
Fahne der bürgerlichen Demokratie oder der des Faschismus führen. Der 
Inhalt der außenpolitischen Ziele der imperialistischen Mächte hängt nicht 
davon ab, ob die Diktatur des Bürgertums einen bürgerlich-demokratischen 
Mantel trägt oder ob sie sich als ganz unverhüllte faschistische Diktatur 
darstellt.“ 

Der Erfolg ist so auf beiden Seiten. Der Vertrag ist für beide 
Teile wichtig gegenüber Frankreich und in Südosteuropa. Ver- 
mutlich ed unter diesem Einfluß die russischen Beziehungen 
mit Rumänien, Jugoslawien, Tschechoslowakei in stärkeren Fluß 
kommen, und im russischen System politischer und besonders 
wirtschaftlicher Sicherung fehlt von wesentlichen europäischen 
Staaten jetzt nur noch England. 


Erheblihe Erwartungen werden auf die wirtschaft- 
liche Seite von Rußland und wohl mit Recht gesetzt. In den 
ersten fünf Monaten 1933 führte Rußland nach Italien aus für 
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9,7 Millionen Rubel und daher ein für 9 Millionen (15,4 in der 
gleichen Zeit des Vorjahrs). Das ist noch nicht viel, aber Kredit- 
abkommen und Zollkonvention haben den Boden geebnet. Ruß- 
land führte aus vornehmlich Naphtha, Kohle und Holz und ein 
besonders Maschinen und Maschinenteile (!), Schiffe und Flug- 
zeugmotoren dürften folgen. - 

2. Dieser Erfolg erklärt, warum die Reise Herriots unter 
verhältnismäßig gedämpfter Begleitung verlief. Jedenfalls ent- 
sprach diese nıcht der geräuschvollen Introduktion bei der An- 
kündigung im Juli. 

Herriot war vom 25. August bis 4. September in Rußland, das 
er von Odessa über Charkow und Moskau bis zum Übergang nach 
Riga durchreiste. Er ist von den Volksmassen begrüßt worden 
und hat alle leitenden Persönlichkeiten gesehen, indes Stalin 
nicht. Die Empfänge und Interviews boten nichts Bemerkens- 
wertes, jedenfalls keine Spitzen gegen andere Staaten; nach der 
Rückehr, in Lyon, hat er erklärt, daß es ernsthafte Ernährungs- 
schwierigkeiten in Rußland nicht gäbe. In seinen Händen mit- 
zubringen hatte Herriot nichts; er will nun ein großes Buch über 
die Sowjetunion schreiben. So war seine Reise gewiß ein wich- 
tiges Symptom, aber nicht mehr. Am 15. September landete der 
französische Luftfahrtminister Pierre Cot mit drei Flugzeugen 
in Moskau. 

Zur Begrüßung Herriots schrieb Radek in den „Iswestija“ 
(28. August): 

„Der jetzige Besuch Herriots vollzieht sih während eines gewaltigen 
Aufschwungs der sozialistischen Aufbauarbeit in der Sowjetunion und 
einer schweren Krise in den kapitalistischen Ländern. Dem Bürgertum 
entschwinden die letzten Hoffnungen auf die Möglichkeit einer Umgestal- 
tung des Sowjetstaates in der Richtung des Kapitalismus. In der ganzen 
Welt wird die Tatsache der endgültigen Festigung der sozialistischen Ord- 
nung und Macht im Sowjetlande anerkannt und die Bedeutung der 
Friedenspolitik der Sowjetunion wird von allen hervorragenden Köpfen 
des Bürgertums entsprechend bewertet. Herriot gehört ohne Zweifel zu 
der Zahl derjenigen weitsichtigen bürgerlichen Politiker, welche die Rolle 
der Sowjetunion als eines internationalen Faktors richtig einschätzen.“ 

Auf der anderen Seite warnte der „Temps“ (29. August) vor 
übereilten Schlußfolgerungen aus Herriots und Cots Reise, die 
Sowjetunion bleibe eine revolutionäre Macht, die nur jetzt für 
einige Jahre eine Atempause wünsche. 

Den Fortgang der neuen französischen Politik gegenüber 
Rußland halten solche Stimmen nicht auf, aber verhandelt dar- 
über wird in Paris. Während Herriots Reise wurde in Paris ein 
Rahmenprotokoll der Handelsvertragsverhandlun- 
gon unterzeichnet. Das ist gerade kein großer Fortschritt; die 

chuldenfrage ist im Protokoll überhaupt nicht erwähnt. Dar- 
über hinaus hat der Londoner „Daily Herald“ (29. August) (für 
uns unkontrollierbare) Mitteilungen über Geheimabreden betr. 
Militärlieferungen Frankreichs an Rußland u. dgl. gemacht. Der 
Wirtschaftsverkehr beider Länder ist noch recht unbe- 
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deutend und der russische Anteil an der französischen Ein- und 
Ausfuhr war 1932 je 1,2 % (1913: 5,4 und 1,2 %), die Handels- 
bilanz Rufßlands auf Frankreich ist aktiv. Die Tatsache aber, daß 
der bedeutendste Ausfuhrartikel auch Frankreichs Maschinen 
und Maschinenteile ist und daR Frankreich heute der zweitgrößte 
Abnehmer für russische Naphthaprodukte ist, ist eine Plattform 
zu einer Weiterentwicklung der wirtschaftlichen Beziehungen. 


Im ganzen sind heute ohne Zweifel die französisch- 
russischen Beziehungen endgültig über den toten 
Punkt hinaus, auf dem sie bis in die letzte Zeit waren: die Ab- 
neigung der französischen Bourgeoisie gegen das Sowjetsystem 
an sich ist so überwunden, wie die umgekehrte Abneigung nach 
1890 von Rußland zugunsten des späteren Zweibundes über- 
wunden wurde, und die große Schwierigkeit der französischen 
Politik seit 1918, nämlich zugleich Freund des (auch auf Kosten 
Ruflands geschaffenen) Polens und Rußlands zu sein, glaubt man 


mit Hilfe des neuen Paktsystems auch überwunden. 


3. Jedenfalls lenkt Polen in die gleiche Linie ein und 
macht Rußland keine Schwierigkeiten. Der Berichtsmonat 
brachte dazu eine sehr bemerkenswerte Presseerörterung. Radek, 
der in seinen außenpolitischen Iswestija-Artikeln immer mehr 
offiziöser Leitartikler der sowjetrussischen Außenpolitik wird 
und, wie erinnerlich, kürzlich Polen bereiste, veröffentlichte 
(„Iswestija” 29. August) einen grundsätzlichen Artikel „Das 
wiedererstandene Polen und die Sowjetunion“, der gleichzeitig 
in der „Gazeta Polska“, dem Blatt des Regierungsblocks in 
Warschau, erschien. Mit Zitaten von Marx, Engels, Lenin und 
Stalin wurde belegt, daß diese Führer für die Befreiung Polens 
ewesen wären, für die der Zusammenbruch des Zarismus und der 

eiche Hohenzollern und Habsburg sowie der Sieg des russischen 
Proletariats die Vorbedingungen geschaffen habe: 

„Die Führer der Oktoberrevolution haben nie ein Hehl daraus ge- 
macht, daß sie einen anderen sozialen Inhalt des unabhängigen Polen vor- 
gezogen hätten. Diese Frage müssen allein die werktätigen Massen Polens 
entscheiden. Aber niemals haben jene die Unabhängigkeit Polens in Zwei- 
fel gezogen und niemals Absichten gegen seine Existenz gehabt. Und die, 
die auf die Teilnahme der Sowjetregierung an Unternehmungen in der 
Richtung auf eine neue Teilung Polens gehofft haben und die, die ein Vor- 
handensein soldher Absichten bei der Sowjetregierung angenommen haben, 
gehen gleichmäßig irre. 

Die Sowjetregierung wird jetzt nicht unter dem Einfluß dieser oder 
jener Konjunkturerwägungen die Grundlage ihrer Politik gegenüber 
Polen ändern. Diese Politik erflieft aus der grundsätzlichen nous 
der polnischen Frage, wie sie Marx und Engels gegeben und Lenin un 
Stalin wiederaufgenommen haben und die der öffentlihen Meinung der 
Sowjetunion in Fleisch und Blut übergegangen ist. 

Der Weltfriede windet sich in Krämpfen. Nur ein Blinder kann 
nicht sehen, daß ein neuer Kampf um die Aufteilung der Welt vorbereitet 
wird. Wir wissen nicht, ob diejenigen Tendenzen siegen werden, die ein 
neues Kräfteverhältnis durch eine noch nicht darewesene Erschütterung 
der Welt, durch Kanonendonner und durch einen Hagel von aus Flug- 
zeugen geworfenen Bomben erreichen wollen, die mit dem Schwert neue 
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Grenzen ziehen wollen. Die Sowjetunion macht aus diesen Grenzen keinen 
Fetisch. Sie weiß, wie wenig die im Ergebnis des imperialistischen Krieges 
entstandenen Beziehungen der Völker und neu gezogenen Grenzen den 
Bedürfnissen der Menschheit entsprechen, sie weifl, wieviele Völker heute 
noch durch sie leiden. Aber die Sowjetunion hegt die Überzeugung, daß 
ein neues Weltgemetzel nicht ein einziges Problem lösen könnte, daß es 
nur die Leiden der Menschheit noch vergrößern würde. Die Kräfte, die 
es sich zur Aufgabe setzen, die Karte Europas mit Gewalt zu ändern, hal- 
ten der Welt ein Gorgonenhaupt vors Angesicht. Mit um so größerer Ent- 
schlossenheit wird die Sowjetunion für die Erhaltung des Friedens für die 
Menschheit kämpfen. Um so eifriger wird sie jedes Land begrüßen, das 
sie in diesem Kampfe unterstützt.“ 


Sicherlich kann man darin den richtigen Ausdruck des Stand- 
unkts der Sowjetregierung, personell gesprochen Stalins und 
itwinows, zur Grenz- und Nosisionafrage (tür Rußland also der 

Grenzziehung des Rigaer Friedens von 1920/21, der zweifellos 
russisches Gebiet abriß) sehen. Die Sowjetregierung lehnt jede 
Garantie der Versailler Grenzziehungen ab, aber auch die Unter- 
stützung einer aktiven Grenzrevisionspolitik. So hat man in 
Warschau auch Radeks Emanation aufgefaft. Das bekräftigte 
die amtliche Telegraphen-Agentur „Iskra“: 

„Es kann jetzt mit aufrichtiger Genugtuung festgestellt werden, daf 
die Räteunion gegenüber Polen keine Eroberungsabsichten hat. Entgegen 
den Strömungen des Zarentums könnte das Rätesystem sogar der mächtigste 
Bundesgenosse Polens gegen ein nationalistisches Rußland werden, das 
naturgemäß ein Gegner Polens sein müßte. Einen Vorgeschmack dafür 
geben die russischen Nationalsozialisten, die unter den Bannern des Hitle- 
rismus stehen.“ 


und die „Gazeta Polska“: 


„Wenn man das Zusammenfallen der Friedensinteressen Rufßlands und 
Polens berücksichtigt, die unabhängig von aktuellen taktischen Momenten 
beide Staaten aufweisen, so kann man der Überzeugung Ausdruck geben, 
daß die Koordination der internationalen Zusammenarbeit Polens und 
Sowjetrußlands eine positive Zukunft vor sich hat.“ 


Als dagegen der frühere Außenminister Fürst Eustachij 
Sapieha in einem im Wilnaer „Slovo“ abgedruckten Vortrag die 
These der sog. Westorientierung Polens (mit Frankreich, aber 
auch mit Deutschland) vertrat (Polemik Radeks dagegen 
„Iswestija“ 6. Sept.), lehnte das der Herausgeber der „Gazeta 
Polska“, Oberst Miedzinski, einer der führenden Köpfe im 
Pilsudskiblock, ausdrücklich ab (Leitartikel „Gazeta Polska“ 
15. Sept.), und zwar mit der Spitze gegen Deutschland: 


„Alles, was man in Deutschland rede und schreibe, die Richtung, in 
der das junge Geschlecht erzogen werde, genüge, um die Geltung der 
Losungen zu beweisen, mit denen Hitler an den Kampf um die Macht her- 
angegangen sei. Daraus müsse die polnische Politik ihre Konsequenzen 
ziehen, gemeinsam mit den Staaten, die gleich Polen den status quo nicht 
erschüttert sehen wollen. Zu der Forderung Sapiehas nach einer fran- 
zösisch-deutsch-polnischen Verständigung als Grundlage des europäischen 
Friedens sagte der Artikel: Im gegenwärtigen Augenblick — wenn wir im 
Grundsatz die Notwendigkeit einer solchen ne la nn 
würden — müßten wir das mit einer Verschiebung unserer Westgrenze 
nn Darauf hat aber Polen als Antwort nur ein einziges Wort: Nie- 
mals!“ — 
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Damit wäre also das System im ganzen, die Balance und die 
Sicherheit im Moskauer Sinne nach Westen, hergestellt. 

4. Es ist bekannt, daf die Sowjetpolitik in dieser Weise so 
energisch nach Westen arbeitet, weil sie imOÖsten, imFernen 
Osten unter besorgniserregendem Druck steht. Im Berichts- 
monat haben sich dort entscheidende Veränderungen nicht voll- 
zogen. Der Besetzung von Dolonor in der inneren Mongolei 
(s. Sept.-Heft S. 733) ist die von Kalgan offenbar noch nicht 
folgt. Aber halbwegs zwischen Dolonor und Kalgan sind die 
Japaner am 24. August angekommen. Die Besorgnis in Moskau 
vor den japanischen Mongoleiplänen dauert an; „Prawda“ 
(21. Aus) z. B. 


„Wohin die Politik der japanischen Imperialisten eigentlich zielt, ist 
schwer festzustellen, aber der Vormarsch er japanisch-mandschurischen 
Snuppa auf Kalgan beweist, daß Japan den wichtigen strategischen Punkt 
und Verkehrsknotenpunkt Kalgan besetzen will, der Nordchina, die innere 
Mongolei und die äußere verbindet.“ 


Jedenfalls wirkt diese Sorge als Druckmittel der japanischen 
Politik auf Rußland in Sachen des Verkaufs der Ostchinesi- 
schen Bahn, wobei man in Tokio ganz genau weiß, daß die 
Sowjetregierung wegen der Bahn bestimmt keinen Krieg führen 
wird. Diese wieder benutzt die Anerkennung Mandschukuos, 
zu der sie bereit ist, als Köder in den Verhandlungen, ist aber 
in ihrer Forderung schon von 250 auf 200 Millionen Goldrubel 
heruntergegangen. Ferner ist komplizierend dazu gekommen, 
daß Ende August die Direktion der (japanischen) Sidmandschuri- 
schen Bahn die Abkommen von 1928 mit der Ussuribahn und der 
OÖstchinesischen Bahn über den Frachtverkehr (die Sendungen 
aus der Mandschurei wurden danach zu gleichen Teilen nach 
Dairen und nach Wladiwostok dirigiert) gekündigt hat und so 
deutlich das Monopolstreben der Japaner im Frachtverkehr der 
Mandschurei dokumentiert wurde. Wie überhaupt das Bestreben 
ist, die russische Position zu unterhöhlen, den Russen sozusagen 
„auszuhungern“, ein Bestreben, dem Rußland nichts erfolgreich 
entgegensetzen kann, da die Bahnfrage einen Unruheherd ersten 
Ranges erhält und darüber die Bahn ruiniert. 

s ist ein echt fernöstliches diplomatisches Spiel, das da ge- 
spielt wird. Es wird übrigens nicht mehr von dem bisherigen ent- 
scheidenden Spezialisten auf russischer Seite, Karachan, dirigiert; 
dieser hat dies wichtige Referat abgeben müssen. Und auf der 
Seite Japans ist ein wichtiger Wechsel im Außenministerium ein- 

etreten: an Stelle des lavierenden Uschida ist Hirota getreten, 
rüher Botschafter in Moskau, der die Sowjetunion genau kennt, 
und Freund des Kriegsministers Araki, des Exponenten eines 
sehr aktiven japanischen Imperialismus. Die Kriegsgefahr ist im 
Berichtsmonat für Rußland nicht gestiegen, das natürlich auch 
weiß, welch hohes Spiel Japan auf dem Festlande jetzt spielt. 
Aber in Moskau wäre man sehr froh, wenn man mit der 
Anerkennung Mandschukuos und einem leidlichen Preise die 
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Bahn los wäre und den Weg zum nächsten Ziele frei bekäme, 
nämlich zum Nichtangriffspakt mit Japan, der das „Loch an der 
Grenze“ schlösse und die Fragen: Mandschukuo, Nordcina, 
Be und (für Rußland am wichtigsten) äußere Mongolei still- 
egte. 

5. Aus dem nahen Orient ist nur zu berichten, daß der 
Handelskrieg mit Persien durch die Aufhebung des persischen 
Boykotts von russischen Waren beendet ist, aber ein neuer 
Handelsvertrag an Stelle des von 1931 treten soll. 

Zum Botschafter der Sowjetunion in Madrid ist A. W. 
Lunatscharski, zum spanischen Botschafter in Moskau der bis- 
herige Botschafter in Mexiko, Alvarez de Vajo, ernannt. Damit 
sind die amtlichen Beziehungen beiderseitig aufgenommen. 

Bemühungen sind eingeleitet, den Wirtschaftsverkehr mit 
Belgien zu intensivieren, d. h. Antwerpen in das sowjet- 
russische Verhandlungsspiel über Ein- und Ausfuhr einzubeziehen. 


Am 8. September wurde ein neues Wirtschaftsabkommen mit 
Griechenland unterzeichnet, das den Devisenverkehr regelt. 


6. Die englisch-russischen Wirtschaftsverhandlungen 
wurden am 11. September insofern unterbrochen, als die Einrede 
Kanadas auf Grund des Abkommens von Ottawa (Art. 21) gegen 
die russische Holzeinfuhr nach England dem britischen Zollaus- 
schuß überwiesen wurde. Das kann zum Einfuhrverbot gegen 
russisches Holz und damit zum Scheitern der Vertragsverhand- 
lungen überhaupt führen. In diesem Jahre sollte Rußland nach 
dem Abkommen mit der Timber Distributors Ld. fast % Million 
Standards Holz liefern, wogegen Rußland entsprechend eng- 
lishe Waren bestellt hätte. Der Widerstreit zwischen den 
Reichswirtschaftstendenzen und dem englisch-russischen Wirt- 
schaftsverkehr wird immer größer, zum Schaden der englischen 
Industrie und Schiffahrt, und läßt natürlich an darüber hinaus- 
gehende politische Verhandlungen (Nichtangriffspakt) überhaupt 
nicht denken. 

Auch mit Nordamerika kommen die Beziehungen nicht 
voran. Die Finanzierung langfristiger Kredite für Rußland- 
geschäfte ist in Amerika schwierig. Vor allem hemmt die sehr 
einfache Erwägung, wie man immer öfter hört: Politisch kann 
Rußland keine Stütze sein, wirtschaftlich kann es im Verhältnis 
zur Wirtschaftskrise Amerikas zu wenig aufnehmen, und für die 
Anerkennung, die Rußland wichtiger ist als Amerika, müßte 
letzteres in Form langfristiger Kredite auch noch bezahlen. Mit 
einem raschen Entschluß aber darüber hinwegzugehen, dazu hat 
Präsident Roosevelt die Hände nicht frei genug. 


7. Mit größter Schärfe und Verachtung wurde die Konferenz 
der 2. Internationale in Paris besprochen. die lediglich den 
furchtbaren Zusammenbruch der 2. Internationale vor den Massen 
des Proletariats hätte verbergen sollen. Man nimmt diesen 
Zusammenbruch, der doch wesentlich die Folge des Zusammen- 
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bruchs der deutschen Sozialdemokratie infolge der deutschen 
nationalen Revolution ist, ganz gern zur Kenntnis. 
r man muß sich auch an den anderen Zusammenbruch 
powo nen, daß der „Komintern“ mit der Vernichtung des 
eutschen Kommunismus seine stärkste außerrussische Säule ver- 
loren hat. Es ist nicht zuviel gesagt, daß nach diesem Ende 
Komintern identisch ist mit der russischen bolschewistischen 
Partei. Denn welche etwas ernstes bedeutenden aufßerrussischen 
Sektionen gibt es denn noch? Dieser Form der Weltzusammen- 
arbeit ist ein Halt geboten, und das hat man jetzt im Kreml wohl 
begriffen. Die internationale Zusammenarbeit liegt in jenen 
Vertragsbeziehungen und im Wirtschaftsverkehr mit der Welt. 

Daraus ist zu berichten der Anteil Rußlands an der inter- 
nationalen Konvention zur Einschränkung der Weizen- 
produktion, die in London am 25. August unterzeichnet 
wurde. Rußland hat sie auch unterzeichnet: es geht (Art. 4) nicht 
die Verpflichtung einer Beschränkung der Weizenproduktion ein, 
aber der Beschränkung der Weizenausfuhr 1933/34 in einer mit 
den überseeishen Weizenausfuhrstaaten durch Verhandlungen 
festzusetzenden Weise, ebenso für 1934/35. Tatsächlich wird 
Rußland 1933/34 überhaupt nicht viel exportieren können. 

8. Die deutsch-russischen Wirtschaftsbeziehungen 
sind im Berichtsmonat kaum vorwärts gekommen. (Die Einfuhr 
Deutschlands aus der Sowjetunion im ersten Halbjahr 1933 ist in 
Nr. 15 der „Sowjetwirtschaft und Außenhandel“ nochmals in be- 
kannter Weise dargestellt. Unsere Bemerkung September-Heft 
S. 733: „Daraus |d. h. aus den 50 Millionen RM. des Kredit- 
konsortiums 11] kann eine 60prozentige Ausfallbürgschaft be- 
willigt werden“ war irrtümlich gefaßt; die 50 Millionen Redis- 
kontkredit haben an sich mit der Ausfallbürgschaftserteilung 
nichts zu tun.) Diese Fragen, also praktisch das Bestell- 
programm Rußlands für Deutschland, hängen am 
Ausfall der Ernte, von der ja viel für das russische Export- und 
daher Importprogramm überhaupt abhängt, aber noch mehr an 
dem ganzen Netz von hochpolitischen Verhandlungen, das eben 
wiederum dargestellt wurde und in dem stets der Gesichtspunkt: 
Handel und Kredit sehr wesentlich ist (also mit Italien, Frank- 
reich, auch Belgien, England, Amerika). Über diesem Manövrie- 
ren noch ohne eigentlichen Inhalt verrinnt nur für das eigentliche 
deutsch-russische Geschäft unfructbar viel Zeit: im Oktober muß 
doch nun eine Einigung zustande kommen, die beiderseitig als 
erwünscht und wichtig angesehen wird. Im Juli und August 
waren übrigens die russischen Verkäufe in Deutschland erheblich 
höher als die russischen Bestellungen bei uns, und inzwischen ist 
wohl jedenfalls der russische Naphthaabsatz in Deutschland noch 
meneren Die deutsche Seite hat also nach Möglichkeit das 

hre getan. 

Diese Verhandlungen würden dann ungefähr mit dem Bo t- 
schafterwechsel zusammenfallen. Der Reichspräsident hat 


iu 33 


Herrn v. Dirksen zum Botschafter in Tokio und den Botschafter 
in Angora, Herrn Nadolny, zu seinem Nachfolger ernannt. Mit 
Ende des Jahres wird der Wechsel vollzogen sein. Dann 
hat Herrv. Dirksen in Nachfolge des Grafen Rantzau gerade 
ke seines Amtes gewaltet. Was er darin geleistet hai, unter 
schwierigen Verhältnissen, dafür hat Deutschland Grund ihm 
sehr dankbar zu sein, und auch wir, unsere Gesellschaft und 
Zeitschrift, danken ihm hier aufrichtig für alles Interesse und 
alle Förderung, die wir alle von ihm immer erfahren haben. In 
seiner erfolgreichen und unermüdlichen diplomatischen Arbeit 
ist Herr v. Dirksen, der nicht nur nach dem Dienstalter, sondern 
in jeder Beziehung der Doyen des Moskauer diplomatischen 
Korps geworden war, einer der ersten Kenner Ruflands und des 
russischen Problems geworden. Als solcher wird er ganz von 
vornherein in Tokio eine große Position haben, und wir dürfen 
auch hier ihm unsere Wünsce für den neuen Wirkungskreis 
aussprechen. 
aß der Wechsel kein Kurswechsel ist, zeigt die Person des 
Nachfolgers. Lange vor Kriegsausbruh hat Herr Nadolny, 
der wie Herr v. Dirksen die russische Sprache völlig beherrscht, 
in Rußland als Diplomat gearbeitet. Im Kriege war er mit russi- 
schen Fragen beschäftigt, und was Angora und die Türkei für 
Rußland bedeuten, was daher dort für die russischen Fragen zu 
ewinnen war, weiß man. Wir dürfen auch hier Herrn Botschafter 
adolny, der die Ostfragen im ganzen (wie auch sein Buch gegen 
Masaryk zeigt) und im großen Zusammenhang erfaßt, unsere auf- 
richtigen Wünsche für dieses Amt aussprechen. 

Es ist nicht nötig, die deutsch-russischen Bezie- 
hungen im ganzen zu erörtern. Die längst bekannte, von Adolf 
Hitlers Reichstagsrede maßgebend gezogene deutsche Linie hat am 
15. September Außenminister v. Neurath in seiner Rede vor der 
Weltpresse nochmals gezogen. Wir stellen gern fest, daß beim 
Herriotbesuc in Moskau alles vermieden wurde, was als Spitze 
gegen Deutschland hätte empfunden werden können, und in 
einer Auseinandersetzung mit der „Kölnischen Zeitung“ hat 
Radek (Prawda, 3. Sept.) sich dahin ausgesprochen: „für Ra- 
pallo, d. h. für ein deutsch-russisches Verhältnis, das den Vor- 
teil beider Parteien im Auge hat, das aber nicht gegen irgend 
einen Dritten gerichtet ist.“ Man wird auch im eindringenden 
Überblik über die russische Außenpolitik, wie wir ihn 
zu geben uns bemühen, nicht sagen können, daß in ihr ein grund- 
sätzlicher Wechsel eingetreten sei. Sie bewegt sich in ihrer auf 
Frieden gerichteten Sicherheitspolitik weiter, und sie ist durch 
die deutsche nationale Revolution gezwungen worden, die Er- 
wartungen auf eine kommunistische Weltrevolution im Grunde 
vollständig abzuschreiben, also noch stärker als bisher die realen 
Machtinteressen abzuschätzen und Rußlands Stellung darin. Sie 
wird so im Fortgang eines von uns immer verfolgten Prozesses 
immer stärker auf den von der Sowjetunion beherrschten Boden 
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bezogen, also immer russischer, und sie -wird die Erfahrung 
machen, daf das Deutschland von heute nicht Feind ist, wie ge- 
legentlich noch manchmal in der russischen Presse ausgesprochen 
und befürchtet wird, sondern vielmehr ein erheblich sichererer 
Faktor einer Zusammenarbeit sein wird, als das bisherige. 


b) Wirtschaft. 


1. Ernte und Ernährungslage. 


Bis zum 31. August war das Getreide auf 83,8% der Anbau- 
fläche gemäht (5% Millionen Hektar mehr als im Vorjahr), ge- 
droschen 37,6 % des geschnittenen Getreides. Der Ertrag der 
neuen Ernte ist im ganzen im Augenblick — Mitte September — 
noch nicht genau zu bestimmen. In jedem Falle übersteigt er den 
von 1932 und 1931. Die Ernte ist eine mittlere bis gute Ernte, so 
daß die Sowjetregierung annimmt, der Höhepunkt der Ernäh- 
rungskrise sei überschritten und das Wirtschaftsjahr 1933/34, von 
lokalen Hungersnöten abgesehen, gesichert. 

Mit der gleichen rücksichtslosen Energie wie für die Be- 
stellung ist die Arbeitsdisziplin auch für die Ernteeinbrin- 
pung anges t worden, so sehr, daß erhebliche Schwierig- 

eiten beim Verladen und Versenden des Getreides festzustellen 
waren. Auch ist in den beiden ersten Monaten Juli und August 
der Kampagne bedeutend mehr Getreide an den Staat ab- 
pe liefert worden als im Vorjahr, so im August das Dreifache. 

is zum 5. September waren von der Wintersaatfläche 
14,9 MilL Hektar angebaut gegen 11 Mill. Hektar im gleichen 
Zeitraum des Vorjahres; vom Plan dafür waren 39,3 % durch- 
geführt. Die neue Verordnung über die Fleischnatural- 
steuer für das Wirtschaftsjahr 1934 erging Ende August; sie 
bestimmt, entsprechend der allgemeinen Tendenz in dieser Be- 
ziehung für die Landwirtschaft, eine feste Fleischabgabe, die 
also Steuercharakter trägt. Die Verordnung vom 9. September 
über die Einshränkung der Verwaltungsausgaben in 
den Kolchosen zeigt, daß der Verwaltungsapparat in diesen 
übermäfßi oß geworden ist, und setzt Normen für die Aus- 

aben und die Arbeitstage, die in der Gesamtberechnung für die 

erwaltung angesetzt werden dürfen, fest. Das sind die Haupt- 
daten für die landwirtschaftliche Entwicklung im Berichtsmonat, 
der noch ganz von den Ernteschlufsorgen beherrscht war. 

Auch wenn sich die auf den Ernteausfall gesetzte Hoffnun 
erfüllt, so ist die Not, die nicht zugestanden wurde, aber do 
in erschreckendem und nicht zu bestreitenden Malte da war, 
nicht in Ist doch noch in der letzten Augustwoche der 
Brotpreis in den Regierungsverkaufsläden für die ganze Sowjet- 
union auf das Doppelte erhöht worden! Daher hat die in Gang 
porai Hilfsaktion nicht die Hände sinken lassen, son- 

ern ist erst recht belebt worden durch einen Aufruf des Erz- 
bischofs von Wien, des Kardinals Innitzer, der sich u. a. besonders 
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an das Rote Kreuz wandte, und der auch von den evangelischen 
Kreisen aufgenommen wurde. Desgleichen veröffentlichte der 
griechisch-orthodoxe Episkopat der Ukrainer Ostgaliziens (Me- 
tropolit Andrej Scheptyckyj) einen Hilfs-Aufruf für die 
Hungernden in der Sowjetunion. Die Hilfsaktion des Reichs- 
ausschusses „Brüder in Not“ hat schon 12 000 deutschen Familien 
Unterstützung gebracht. Ebenso hat die „Europäische Zentral- 
stelle für kirchliche Hilfsaktion“ unter Führung von Dr. Keller 
eine Hilfsaktion begonnen, durch die die evangelischen Kirchen 
besonders Englands und Amerikas mobilgemact werden sollen. 

2. Industrie. Die shlehte Warenversorgung der 
Bauern (die übrigens auch auf Konto eines mangelhaften Han- 
delsapparates kommt) und die unausgesetzten Organisa- 
ee ke in der Industrie sind, ohne daß Einzel- 
heiten nötig sind, Inventarstücke jeder Monatsberichterstattung. 
Interessant war das Ergebnis der Automobilproduktion, 
die den Plan in den ersten 8 Monaten 1933 erfüllt hat: Last- 
automobile — erhöhter Plan 25 005, Produktionsergebnis 25 566; 
Traktoren — erhöhter Plan 47 050, fertiggestellt 47 266. Die Sen- 
kung der Selbstkosten wurde im Vergleih mit dem Vorjahr 
auf zwischen 7,2 und 49,7 % festgestellt. 

3. Geld und Währung. Dem Ausweis der Reichsbank 
(Sept.-Heft S. 729) am 21. Juli ist am 2. August, nach einer Unter- 
brechung eines Jahres, der Ausweis des Finanzkommissariats 
nach dem Stande vom 1. Juli gefolgt. Danach läßt sich der G eld- 
umlauf wieder übersehen, wie folgt (nach dem „Ostexpref“): 


Tscherwoneznoten Staatsgeld Insgesamt 
1. Juli 1931 2 234,4 2 365,4 4 599,8 
Januar 1932 2 784,4 2 888,9 5 673,3 
1. Juli 1932 2 925,5 3 257,6 6 183,1 
1. Juli 1933 3 356,2 3 468,8 6 825,0 


Durch schärfste Maßnahmen verschiedener Art ist der Noten- 
umlauf auf einem im Verhältnis zur Bevölkerungszahl an sich 
nicht zu hohem Niveau festgehalten worden. Zu dem damit immer 
sogleich in die Diskussion tretenden Problem, ob es einelnfla- 
tion in Rußland gäbe, sei heute nichts weiter gesagt. Nur die 
Nachricht, die wir nicht kontrollieren können, sei verzeichnet, 
daß die Sowjetregierung plane, das Geldwesen zu reorganisieren, 
indem sie vom Goldstandard ab- und zum Platinstandard über- 
zugehen beabsichtige. 

4. Außenhandel. Die Daten für das erste Halbjahr 1933 
liegen diesmal früher vor als im Vorjahr und en folgendes 


Bild (nach dem „Ostexpref“) in Millionen Rubel: 


1. Halbjahr 1. 1. Maani 
1933 193 193 
Ausfuhr........... 224,6 275,1 366,2 
Einfuhr............ 190,9 405,3 517,3 
Gesamtumsatz .... 415,5 680,4 883,5 
Handelsbilanz .... + 33,7 — 130,2 — 151,1 
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Also wieder die bekannten Züge: zwar eine aktive Bilanz, aber 
Nüdkgang weiter des Volumens und Umsatzes, in 2 Jahren auf 
die Hälfte, und darin besonders stark der Aue pen der Einfuhr. 
Wie lange kann diese Drosselungspolitik wohl noch fortgesetzt 
werden? 
Nach Ländern verteilte sich der Wirtschaftsverkehr fol- 
gendermaßen (nach dem „Östexpref“) in Millionen Rubel: 


Ausfuhr Einfuhr Gesamtumsatz 
1. Halbjahr 1. Halbjahr 1. Halbjahr 


1933 1932 1933 1932 1933 1932 

Deutschland....... 47,8 51,7 99,0 183,9 146,8 235,6 
England ........... 31,8 65,3 18,2 51,8 50,0 117,1 
Italien............. 11,3 11,5 9,4 19,0 20,7 30,5 
Mongolei .......... ; 19,9 6,3 72 19,9 27,1 
EEE D 11,5 9,7 8,5 19,2 20,0 
Frankreich ........ 12,5 3,0 1,2 15,3 13,7 
Belgien ............. 12,1 81 0,3 0,5 12,4 8,6 
Holland ........... 9,0 8,8 2,0 1,7 11,9 10,5 
SEA ehe ‚4 7,1 5,8 19,3 11,2 26,4 
Persien ........... 3,3 14,5 5,7 36,4 11,0 9 


4, ’ 

Auch hier das bekannte Verhältnis. Für die ersten 7 Monate im 
ganzen, für die die Zahlen auch vorliegen, gilt das gleiche; wir 
reproduzieren daher diese Zahlen nicht besonders. — 

Wesentlich Neues bietet das Wirtschaftsbild also nicht. 
Da das dynamische Moment des neuen Fünfjahrplans ganz 
fehlt, wird es von Ernte und „Atempause“ bestimmt. Die Uber- 
anstrengungskrise ist noch nicht überwunden, aber sie hat im 


Augenblick einen schleichenden Charakter. 


c) Innere Politik. 


Von einer zusammenhängenden vorwärtsschreitenden inne- 
ren Politik kann im Augenblick überhaupt nicht gesprochen 
werden. Verwaltungsmaßnahmen oder -reformen erscheinen 
nur sporadisch und unzusammenhängend in den Zeitungen. 
Größere Parteiveranstaltungen sind nicht zu verzeichnen. Ein 
Überblik über die im Gang befindliche „ITschistka“ ist 
immer noch nicht möglich; die Mitteilungen darüber sind ganz 
zusammenhanglos. 

Nur zwei Details seien mitgeteilt: die Verfügung, daß bei 
Geburten die Registrierung jetzt obligatorisch ist und ihre Unter- 
lassung bestraft werde, und die Verordnung, daf die Abzüge 
für Partei- und Gewerkschaftsbeiträge vom Lohn oder Gehalt 
fest normiert werden (Parteibeitrag % bis 3 %, Gewerkschafts- 
beitrag nur 1 %). 

Am 18. August fand in der ganzen Sowjetunion der „Tag 
der Luftfahrt“ statt, der viel Begeisterung und Auszeich- 
nungen, aber auch recht offene und scharfe Kritik an dem bisher 
Erreichten brachte. Wie in „Osteuropa“ wiederholt, besonders 
von Kl. Mehnert berichtet, ist der Enthusiasmus für Flugwesen 
und Flugtechnik in der Sowjetunion erstaunlich. Besonders ist 
die Jugend bis zu den jüngsten Altersstufen von ihm ergriffen. 
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d) Kulturpolitik. 


Am 5. September 1931 erging die erste große Verordnung 
über die Elementar- und Mittelschule, die Verordnun- 
en vom 25. August 1932 und 12. Februar 1933 fügten die weiteren 
irektiven hinzu. Mit dem 1. Oktober begann also das 3. Schul- 
jahr dieses Stils. Über die Vorbereitungen dazu wurde von 
überallher im Berichtsmonat eifrig und typisch berichtet, z. B. 
„Artemowsk, 25. A t. Die Renovierung der Schule zu 90 % 
beendet. Mangel an Tehrküchesn. statt 94000 nur 25 000 geliefert. 
Knapp mit Heizungsmaterial. Schwach die Renovierungen in ver- 
schiedenen Dorfsowjets.“ usw. Aus diesem Mosaik ist freilich, 
abgesehen von den großen statistischen Gesamtangaben der be- 
schulten Kinder, ein Gesamtbild nicht, und noch weniger ein 
Gesamturteil über eine Bildungspolitik zu gewinnen, die 
jedenfalls aber bei einem solchen Einschnitt wie dem Beginn des 
neuen Schuljahrs einen großen Raum im Interesse einnimmt. Im 
Moskauer Gebiet ist man auf die Idee gekommen, „Bildungs- 
pässe“ einzuführen, d. h. Bescheinigungen für bisherige An- 
alphabeten, die Lesen und Schreiben erlernt haben. Die Maß- 
Ban soll besonders Personen erfassen, die demnächst in die 
Armee als Rekruten eingestellt werden. 

Nachdem der Sturm der Ernte etwas vorbeigezogen ist, 
sollen nunmehr die neuen „Politischen Abteilungen“ der 
(Maschinen- und Traktorenstationen) auch in den antireli- 
pi ösen Kampf eingesetzt werden, mit besonderen „Zellen der 

ottlosen“ und dergleichen. Auch die Kolchose sollen darin 
lebendiger werden. Daß das Interesse auch in den Städten nicht 
sehr stark dafür ist, zeigt die geringe Besucherzahl der anti- 
religiösen Museen. 

Am Internationalen Historikerkongreföt in Warschau 
nahm eine sowjetrussische Delegation teil: Wolgin, Lukin, 
Dershawin, Pankratowa, Preobrashenskij und Gorin. 

Der für den Herbst geplante Kongreß der Sowjet- 
schriftsteller unter Vorsitz von Maxin Gorki ist auf den 
Mai 1934 verschoben worden. 

Die Moskauer Theatersaison 1933/34 wird 35 Neuauf- 
führungen bringen, davon 13 Klassiker und 6 moderne ausländische 
Autoren. Gorkis neues Stück „Jegor Bulytshew und die 
andern“ wird im Künstlertheater aufgeführt. Ferner erscheinen 
im Plan eine Dramatisierung der Dickens’schen Pickwickier, 
Shakespeare mit mehreren Stücken, Hauptmanns „Vor Sonnen- 
aufgang“, Shaws „Antonius und Kleopatra“, die „Kamelien- 
dame“, „Uriel Acosta“. Eine einheitliche Linie, wie sie im letzten 
Jahre vorgezeichnet werden sollte, ist darin nicht zu erkennen. 

Abgeschlossen am 20. September 1933. 
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II. Kulturbericht. 
Von Klaus Mehnert. 


Neue Jugendliteratur. 


Im Dezemberheft 1931 der Zeitschrift „Osteuropa“ wurde 
über die damalige Jugendliteratur in der Sowjetunion von mir 
berichtet. Die besprochenen Bücher, typisch für die Jugend- 
literatur der ersten Jahre der Piatiletka. zeugten von einem 
won Reichtum schwerer und damals als entscheidend empfun- 
ener Probleme: fast alles beherrschend die Spannung zwischen 
Individuum und Kollektiv, daraus resultierend die Spannungen 
zwischen Familie und Gesellschaft, zwischen Pflicht und Liebe, 
sehr wichtig die zwischen der alten und neuen Generation oder 
zwischen dem revolutionären Chaos auf der einen, dem Prinzi 
von Ordnung und Gesetz auf der anderen Seite. Eigentlich 
stellte jedes einzelne dieser Bücher den Versuch dar, Ordnung zu 
schaffen und Gesetze aufzustellen, hineinzuleuchten in das 
Chaos, das die Revolution hervorgerufen hatte, und festen 
Grund unter die Füße zu finden, um auf den Trümmern des 
Alten zu neuem Aufbau zu schreiten. Das Innenleben der 
Menschen in jenen Jahren kreiste immer wieder um diese Pro- 
bleme, wie es z. B. besonders deutlich das von mir vor zwei 
Jahren übersetzte Tagebuh einer Moskauer Jugendkommune 
zeigt. 

Schon 1932 hatte sich vieles darin verändert. An die Stelle 
der 1931 geschilderten Literatur — im wesentlichen Romane oder 
Novellen — war eine neue literarische Form getreten: die Skizze, 
die Kurzgeschichte, der „Otscherk“. Die Entwicklung des Fünf- 
jahrplans, die gewaltigen Anforderungen, die er stellte, be- 
stimmten mehr und mehr das persönliche und private Leben. 
Innerhalb des Bereiches der Wirtschaft stand die Technik und 
ihre Beherrschung im Mittelpunkt. Die Technik ist aber nicht 
denkbar ohne die technischen Menschen. So rückte der neue 
Mensch als technischer Mensch in den Vordergrund. Aus jener 
Zeit stammen eine Unzahl kleiner Broschüren — ich habe im 
vergangenen Jahr einige Dutzend mit nach Deutschland ge- 
bracht —, auf deren Umschlag ein Arbeiter, eine Arbeiterin oder 
ein Ingenieur abgebildet ist und in denen das Heldenlied dieser 
verschiedenen, durch hervorragende Leistungen bekannt ge- 
wordenen Einzelpersonen gesungen wird. „Das Land muß seine 
Helden kennen“, hatte Gorki gesagt, und im Zentralpark Mos- 
kaus war die „Allee der Stoßarbeiter“ mit Büsten der hervor- 
ragendsten unter ihnen entstanden. 

Und 1933 wieder ein ganz anderes Bild. Deutlich ist auf 
allen Gebieten die Ermüdung festzustellen, auch auf dem der 
Kunst und Literatur. Man hatte sich während der ersten Pjati- 
letka überanstrengt. Man braucht jetzt eine Atempause, auch in 
seinem persönlichen Leben, auch in der Art, wie man seine Frei- 
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zeit verbringt und seine Mußestunden gestaltet. Jahrelang hatte 
das Leben nur aus Problemen bestanden. Wie oft war allein die 
Frage aufgetaucht: „Ist das ethisch, was ich oder wir hier machen 
wollen? Ist es im Einklang mit den Zielen der Revolution?“ Nun 
will man wieder einmal ohne Probleme leben. Man will im 
Theater Stücke sehen, die nicht einfach die Wiederholung des 
werktäglichen Lebens, der Arbeit in der Fabrik oder im Kolchos 
darstellen (für die Moskauer Bühnen wird für die Wintersaison 
1933 ein Weltrekord von sechs Shakespeare-Inszenierungen an- 
gekündigt!), und man will Bücher lesen, die von den ideologi- 
schen Kämpfen der letzten Jahre und von den Anstrengungen 
jedes einzelnen Tages ausruhen lassen. Dies wird deutlicher 
noch als bei der allgemeinen Belletristik auf dem Spezialgebiet 
der es 

l abe auch in diesem Jahre wieder viele Stunden in den 
Buchhandlungen zugebracht. Ich glaube, daß ich so ziemlich 
alles, was in Moskau an Neuerscheinungen von Jugendliteratur 
vorhanden war, gesehen und das Wichtigste mitgebracht habe. 
Drei große Gebiete stehen in diesem Jahre im Vordergrund: die 
historische Darstellung, das technische Buch und die Reise- 
beschreibung. 


Historie. 

Eines der besten russichen Bücher, die ich in der letzten Zeit 
gelesen habe, ist der Roman „Salawat na von Slobin!). 
Der Held — und zwar Held nicht im literarischen, sondern im 
ursprünglichen Sinne des Wortes — ist ein junger Baschkire, sein 
Kampf um die Freiheit seines Volkes der Inhalt des Romans. 
„Für ältere Kinder“ heißt ein Vermerk am Ende des Buches, und 
ich kann mir denken, daß die russischen pineon dieses Helden- 
und Abenteuerbuch mit nicht geringerer Spannung und Anteil- 
nahme lesen, als die deutschen die Geschichten von dem Kampf 
Widukinds gegen Karl den Großen oder die Erzählungen vom 
letzten Mohikaner. 


Die Fabel umfaßt die acht Jahre zwischen dem 14. und 
22. Lebensjahr Salawats. Als Vierzehnjähriger beweist er auf 
halsbrecherishen Adlerjagden Mut und Kraft in ungewöhn- 
lihem Maße. Als Halbwüchsiger erringt er Lorbeeren bei einem 
Überfall der Baschkiren auf eine russische Fabrik. Als glühender 
baschkirischer Nationalist schlägt er sich mit seinen Kameraden 
auf die Seite Pugatschews, der den Baschkiren im Kampf gegen 
Moskau und Katharina Freiheit und Land verspricht. Mit 18 Jah- 
ren ist er einer der wichtigsten Heerführer dieses Pseudo-Zaren. 
befehligt Tausende von Reitern, erobert russische Städte und 
ficht ruhmvoll mit den Soldaten der Zarin. Als es mit Pugatschew 
abwärts geht, wird auch Salawat von den übermächtigen Feinden 


1) Stepan Slobin: Salawat Julaew, mit Holzschnitten, Verlag Molodaja 
Gwardija (Junge Garde), 1933. 
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gefangen. Zur Strafe und Abschreckung für alle Aufrührer wird 
er durch ganz Baschkirien geschleppt und überall, wo er die 
Russen besiegte, öffentlich ausgepeitscht. Dann brennt man ihm 
ein Schandmal auf die Stirne und reißt seine Nasenflügel aus. 
22 Jahren wird er für den Rest seines Lebens Galeeren- 
sklave. 


Es ist erstaunlich, wie wenig ideologisch das Buch geschrie- 
ben ist. Es ist das Hohelied eines Nationalisten, und selbst wo 
der Verfasser die Gelegenheit hätte, soziale und ökonomische 
Tendenzen einzuflechten, läßt er sie kaum benützt. Wohl spricht 
Salawat zu seinen Kameraden, sie sollten nicht die Hütten der 
armen Russen brennen, sondern nur die Reichen und die Be- 
amten morden. Aber er tut das nicht aus irgendwelchen sozialen 
Erwägungen, sondern er sagt es ganz nüchtern: „Ich erschlage 
nicht die, welche dem Baschkirenland nützen können. Hängt die 
Vögte, wenn ihr Leichen machen wollt, stürmt die Fabriken, er- 
schlagt ihre Verwalter, aber wer gegen uns die Arbeiter und 
Bauern aufstehen läßt, den erschlage ich selbst. Wer Zwietracht 
sät, ist ein Verräter. Der arme Russe ist unser Bundesgenosse. 
Wenn Ihr sein Haus plündert, ist er gegen uns. Jetzt ist er mit 
uns, darum sind wir stark. Wer Zwietracht sät, ist ein Verräter 
und verdient Strafe. Wer eine russische Kirche plündert, der sät 
Zwietracht und verdient auch Strafe.“ Als ihn Pugatschew gegen 
Kasan und Moskau schickt, gehorcht er scheinbar, bleibt aber 
durch eine List zurück, denn ihm geht es nicht darum, Pugatschew 
auf den Thron zu heben und Rußland von Katharina und dem 
Adel zu befreien. Ihm geht es nur um die Freiheit seines Volkes, 
und wer wird sie beschützen, wenn er vor Moskau kämpft? 

Sogar der Übertritt der Arbeiter verschiedener Fabriken zu 
den Heerscharen Pugatschews wird von dem Verfasser nicht als 
ein soziales Ereignis hervorgehoben, sondern lediglich als Faktum 
berichtet. Licht und Schatten werden tendenzlos verteilt. Puga- 
tschew selbst ist sehr menschlich und keineswegs besonders 
Ne gezeichnet. Weder das Bündnis zwischen Thron und 
Adel, noch der soziale Charakter dieser Bauernkriege kommen 
entfernt zum Ausdruck. Gerade dem, was heute Moskau als Heil 
in die Steppen und Berge des Baschkirenlandes transportiert in 
einem Umfang, daß daneben die paar Fabriken der katharinäi- 
schen Zeit zu nichts verblassen, der Fabrik und der Maschine gilt 
der vom Autor nachdrücklich und verständnisvoll dargestellte 
Haß der freiheitliebenden, nomadisierenden Baschkiren. 


Zweierlei gibt dem Buch seinen Wert: einmal die genaue 
Kenntnis, die de Verfasser offensichtlich über Baschkirien und 
die Baschkiren, über ihre Sitten, ihre Mentalität, ihre Sprache, die 
immer wieder angeführt wird, besitzt. Wichtiger noch ist der 
künstlerishe Gehalt des Romans, die Gliederung und Linien- 
führung. Sehr hübsch sind jedem Kapitel ein paar den Inhalt 
kennzeichnende Zeilen vorangesetzt: ein paar Strophen aus den 
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Liedern der Baschkiren oder Galeerensklaven, ein paar Sätze 
aus den russischen Gerichtsakten jener Jahre, aus einem Regie- 
rungserlaß, aus dem Koran oder einem Manifest Pugatschews. 
Am stärksten kommt jedoch die Kunst des Verfassers in den 
Gesängen Salawats zum Ausdruck, aus denen alles andere als 
der historische Materialismus spricht. Bei dem Tode seines klei- 
nen Sohnes singt Salawat: 

„Du warst geboren zum ersten Helden, 

du starbst vor der Zeit. 

Blike vom Himmel auf die jüngeren Brüder, 

tröste Dich damit, daß sie nicht schlechter sind als Du 

geworden wärst...“ 


Die einprägsamste Stelle ist das Lied Salawats, das er Puga- 
tschew singi, als er sich ihm verschreibt, das Lied von der Liebe 
zu seiner Heimat und ihren Schönheiten: 

„Jurusen, heimatlicher Fluß, 
an Deinen Ufern wächst Schilf, 
an den Ufern anderer Flüsse liegen Steine. 
Schön bist Du, Fluß, pfeilgeschwind ... 
Kam der Russe mit seiner Schaufel, 
viele Russen kamen mit ihren Gewehren, 
sie bauten bei uns Fabriken, 
und Deine hohen Ufer, Jurusen, 
beschmutzten sie und weideten ihre Schweine ... . 
Sollen sie mir meine Nasenflügel ausreißen, 
sollen sie mir Ohren und Zunge abschneiden, 
sollen sie meine Augen mit einem Pfeil ausstechen, — 
Dein Wind ist süß auch der zerfetzten Nase, Jurusen, 
die verstümmelten Ohren hören das Plätschern Deiner 
Wellen, Jurusen, 
meine Zunge wird dich nicht mehr preisen können, 
aber auch meine erloschenen Augen erinnern sich Deiner 
Schönheit, Jurusen. 
Sollen sie meinen abgehackten Kopf auf den Spieß stecken, 
wie sie es machten mit unseren Vätern: 
N nen Deine Schönheit nicht aus, Jurusen, Heimat- 
uk, 
nee Deine Wasser nicht von unserem Blut bedeckt 
sind, 
solange wir nicht mit Deinem Wasser das Blut unserer 
Kinder trinken!“ 


Das Beispiel einer völlig tendenzlosen Kunst ist das Bändchen 
von Konstantin Paustowski?): Das Schicksal des Charles 
Lonceville. In seiner ganzen Aufmachung schon scheint das 
Büchlein viel eher der Vorkriegszeit als der Revolution anzuge- 
hören: Hübsch in Leinen gebunden, auf dem Umschlag der Kopf 


3) K, Paustowski: Sudjba Charles Lonceville, Molodaja Gwardija, 1933. 
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eines napoleonischen Offiziers, im Text fast auf jeder Seite 
eschmackvolle und zierliche Federzeichnungen, vorne sogar ein 
arbendruck. Es ist überhaupt festzustellen, daß sich die Auf- 
machung der Bücher ganz außerordentlich gebessert hat. Sämt- 
liche hier von mir dargestellten Bücher sind — zum Teil reich — 
illustriert, auf erheblich besserem Papier als früher gedruckt 
und ordentlich gebunden. 


Charles Lonceville, der als Artillerie-Offizier und Kanonen- 
gorr in Napoleons Heeren diente, wird bei dem Rückzug aus 
oskau von den Russen gefangen und kommt nach Petrosawodsk 
an den ÖOnega-See, um dort im Alexanderwerk Kanonen und 
andere Waffen zu gießen. Als ihm nach Jahren die Freiheit 
winkt — er weiß nicht, daß man ihn betrog und daß er in Wirk- 
lichkeit als eine namenlose Nummer 26 in Schlüsselburg ein- 
gesperrt werden soll —, stirbt er am Fieber. Nach seinem Tode 
sucht seine Frau die Stätte, wo ihr Mann die letzten Jahre seines 
Lebens verbracht hat, auf. 


Worauf es dem Autor ankommt, das ist: durch die Augen 
eines jungen Franzosen, der die Revolution und Bonaparte er- 
lebt hat, das Rußland Alexanders I. zu sehen. Fast unmerklich, 
mit sehr behutsamer Linienführung setzt sich dies Bild Ruf- 
lands aus den einzelnen Eindrücken Loncevilles zusammen, der 
sie zum Teil für sich, zum Teil in Briefen an seine Frau dar- 
stellt. Lonceville selbst ist vom Dichter liebevoll als ein junger 
Idealist gezeichnet, der mit Begeisterung Napoleon von Sieg 
zu Sieg folgte und in den langen, düsteren Nächten des 
Nordens von Melancholie und schließlich von einer wehmütigen 
Liebe zu Rußland erfüllt wird. Wäre er nicht Artillerie-Offizier 

ewesen, sagt der Dichter von ihm, so hätte er sih mit dem 

iederschreiben der Biographien interessanter Menschen befaßt. 
Sein Lieblingsautor war Plutarh. Und so sucht Lonceville in 
allem, was er in der Gefangenschaft erlebt und sieht, immer 
wieder das Einzelschicksal herauszuschälen und zu erkennen. Da 
ist der Giefßer Martynow und dessen stumpfes Arbeiterdasein. 
Wegen eines Vergehens war er eingesperrt worden. „Ein Jahr 
ade fünf Monate habe ich im Gefängnis gesessen, ehe die Ver- 
handlungen begannen, Euer Hochwohlgeboren“, erzählte er 
Lonceville, „Ibr seht daraus, wie glücklich mein Los war. Andere 
müssen manchmal zehn Jahre in Ketten stöhnen, ehe es zur 
Verhandlung kommt.“ — Da ist die reiche und extravagante 
Gräfin Kingston mit ihrem Überfluß an Geld und Unarten. — 
Da ist der Architekt Woronichin, ein ehemaliger Leibeigner 
Stroganows, der durch die Förderung seines Herrn und durch 
ein großes Talent zu einem der bedeutendsten Architekten seiner 
Zeit wird und den Kasaner Dom in St. Petersburg baut. — Da 
ist der schottische Edelmann Gascoin, der das Alexanderwerk zu 
seiner Bedeutung gebracht hat und die besten Geschütze in Ruß- 
land goß. — Da ist schließlich der alte Arbeiter Kostyl, der sich 
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einst an einem Aufstand beteiligt hatte, gefangen wurde und 
die Anfangsbuchstaben W O S des Wortes Wosmutitelj, Auf- 
rührer, auf Stirn und Backen eingebrannt trug. — 

Diese Biographien sind kunstvoll miteinander verbunden. 
Sie sind auch für Lonceville nicht nur Vergangenheit, sondern 
schneiden in den verschiedensten Punkten sein eigenes Leben, 
und alle hängen sie irgendwie mit jenem Aufstand der Onega- 
Bauern im Anfang der siebziger Jahre, unter Katharina also, zu- 
sammen, mit jenem Aufstand, den die Bauern anfachten, weil sie 
an die Zarin glaubten und sich nur — diese uralte russische Vor- 
stellung — durch den bösen Adel und die harten Beamten von 
ihrer Güte getrennt wähnten. 


Die einzelnen Biographien sind auch nicht umständlich und 
rimitiv erzählt — das Büchlein besteht nur aus 115 kleinen 
eiten —, sondern oft mit einigen wenigen Strichen angedeutet. 

Die Sprache ist einfach und a Sie wird dem Sprach- 
rhythmus der Zarin so gut gerecht wie dem der betrunkenen 
Beamten oder des aufrührerischen Bauernführers mit seiner 
starken bildhaften Ausdrucksweise oder der alten Bäuerin, in 
deren Hütte Lonceville stirbt. 


Technik. 


Vor mir liegen zwei sorgfältig ausgestattete Bücher, die 
außerordentlich bezeichnend sind für die neue russische Jugend- 
literatur. „Wieviel Uhr ist es?)?“ heißt das eine, „Die Fabrik der 
Genauigkeit“ das andere‘). Man weiß in Rußland, welche ge- 
waltige Bedeutung für den Kampf um die Beherrschung der 
Technik die Erziehung der Jugend besitzt. Man weiß auch. daf es 
nicht genügt, Mathematik und Physik zu lehren, sondern daß das 
ganze Denken und die Einstellung der Menschen zu den Dingen 

eändert werden muß. Eines der stärksten Charakteristika des 
rüheren russischen Menschen war seine völlige Verständnis- 
losigkeit für die Begriffe des Raumes oder der Zeit. Was be- 
deutete der Raum, wenn man Wochen und Wochen marschieren 
konnte, ohne daß die Landschaft oder die Menschen oder die 
Getreidesorten sich im geringsten geändert hätten? Und was be- 
deutete die Zeit für Menschen, die weit ab von jeglicher Zivili- 
sation das primitive Leben von Kindern oder Tieren führten? 
Will man wirklich die Sowjetunion zu einem der stärksten In- 
dustrieländer der Erde machen, dann muß man hier einsetzen, 
dann muß auch die Literatur in dieser Richtung wirken. Und 
das tut sie in diesen beiden kleinen Büchern. 


„Wieviel Uhr“ ist eines der hübschesten Kinderbücher, die 
man sich denken kann. Es schildert mit Hilfe vieler, oft sehr 
witziger Illustrationen, die Entwicklung des Zeitbegriffes und 


>») M. Tjin: T Tschas? Molodaja Gwardija, 1933. 
t4) K. Merkuljewa: Fabrika Totschnosti, Molodaja Gwardija, 1933. 
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des Zeitmaßtes durch die Jahrtausende, — bei den alten Ägyptern 
und Griechen, im Mittelalter und in der Neuzeit. Da gibt es alle 
nur denkbaren Sonnen-, Wasser- oder Sanduhren, die Uhr am 
Straßburger Münster oder in Dijon, das „Nürnberger Ei“, die 
Wanduhr mit Pendel und Gewichten und die komplizierte 
moderne Taschen- oder Schiffsuhr. Nicht ein Wort von Politik 
oder Tendenz ist zu finden. Es wird z. B. erzählt, wie in einem 
mittelalterlichen Kloster der Mönch Augustin, der Nachtwache 
hat, zur Zeitberechnung in seinem Psalter liest, und wenn er an 
eine bestimmte Stelle kommt, auf den Glockenturm steigt, um zu 
läuten. Das wird als ein Faktum berichtet ohne irgendein ten- 
denziöses Kommentar; ja als später im Buch der Autor noch ein- 
mal darauf zurückkommt, spricht er von dem Mönch als von 
„unserem alten Freund Augustin“. Das einzige, was auf die ver- 
änderten Zeiten hinweist, ist eine kleine Fußnote zu dem Wort 
Psalter, — „das Buch der Psalmen, ein Gebetbuch“, lautet die Er- 
klärung für das Sowjetkind. An einer anderen Stelle werden 
die schönen Märchen von 1001 Nacht erwähnt und der Kalif; der 
als Bettler verkleidet mit seinem Wesir wohltätig durch die 
Strafen Bagdads zieht. Es werden Anekdoten von gekrönten 
Häuptern in aller Freundschaft wiedergegeben. Und in den 
letzten Zeilen, nachdem die ganze gewaltige Entwicklung von 
der ersten Sonnenuhr bis zur modernsten drahtlosen Zeitzeichen- 
übertragung durchschritten ist, wird festgestellt, daß trotz aller 
zivilisatorischen Entwicklung die Himmelsuhren die einzigen 
wirklich richtigen sind. ,„So wenig wie in den alten Zeiten be- 
trügt uns heute der stille Gang der Sternenuhr.“ 


„Die Fabrik der Genauigkeit“ ist das „WIMS“, das „Allbund- 
liche Forschungsinstitut für Meteorologie und Standardisierung“. 
Der Leser wird durch die Laboratorien und Gewölbe dieses 
sonderbaren Hauses geführt, und es werden ihm die unzähligen 
kleinen und großen Apparate, mit deren Hilfe man Entfernun- 
gen, Gewichte, Temperaturen oder Zeiträume mißt, gezeigt. Aber 
es ist nicht nur eine trockene Aufzählung von Instrumenten, 
immer wieder werden Anekdoten und Erzählungen sehr ge- 
schickt eingestreut: Was würde nicht alles passieren, wenn 
unsere Maße durcheinander gerieten! Das Bild des dann ent- 
stehenden Chaos, das Zusammenstoßen der Züge, die völlige Un- 
möglichkeit, in unserem Stadium der Entwicklung ohne genaue 
Maße auszukommen, werden dem Leser mit aller Deutlidhkeit 
perin Es wird erzählt, wie zur Zeit der französischen Revolu- 
tion die Meridiane gemessen, das Meter und die übrigen Maße 
festgestellt und das Meter Nr. 28, das Kilo Nr. 12, in einem 
Petersburger Gewölbe hinter dreifah verschlossenen Türen 
untergebracht wurden, um als letzte entscheidende Instanz die 
Herstellung neuer Maße zu kontrollieren. Keine Seite, auf der 
dem jungen Leser nicht immer und immer wieder eingehämmert 
wird, wie es nicht nur auf das Zentimeter ankommt, sondern auf 
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tausendstel Millimeter, auf tausendstel Sekunden, auf tausendstel 
Milligramme. Wie hätten die von zwei Seiten begonnenen 
Tunnelarbeiten am St. Gotthard genau an der richtigen Stelle 
sich treffen können ohne genaueste Maße? Wie können Maschi- 
nen arbeiten, wenn nicht ihre einzelnen Teile auf das exakteste 
ineinander passen? Wie kann ein Schiff seinen Weg zwischen 
den unsichtbaren Riffen finden, wenn es nicht eine auf die Se- 
kunde funktionierende Uhr hat, — wo jede Minute bei der Orts- 
bestimmung in unseren Breiten der Entfernung von 18 Kilo- 
metern entspricht? „Aus Kleinem wird Großes, also muß das 
ep genau sein.“ Das ist die immer wiederholte Lehre des 
uches. 

Würde man das Buch in eine andere Sprache übersetzen und 
statt Leningrad und WIMS Berlin oder Paris und das ent- 
sprechende Institut sagen, so würde kein Wort mehr darauf hin- 
weisen, daß es ein Buch für die kommunistische Jugend eines 
revolutionären Landes sei. Denn auch die Mahnung, vom Aus- 
lande unabhängig zu werden in der Herstellung der Maschinen 
und Apparate, der Stolz darüber, daß von 100 in Betrieb befind- 
lichen Maschinen 84 eigene Produktion darstellen, ist nicht auf 
die Sowjetunion beschränkt. 

„Untersee-Meister?)“ heißt ein Jugendbuch, das auch in 
diesen Zusammenhang gehört. Es ist die Geschichte eines jungen 
Russen, der die Taucherschule absolvierte und von seinen Aben- 
teuern als Taucher berichtet. Genau werden die Instrumente, 
die Kleidung des Tauchers und die Zeichensprache am Signal- 
strick erklärt; die ersten Tauchversuche, die Arbeiten an unter- 
gegangenen Schiffen oder an Minen, die vom Krieg unik geblie- 

en sind, erzählt. Die Gefahren und Freuden eines Taucher- 
lebens, die Abenteuer auf dem Meeresgrund und die Erlebnisse 
mit Fischen und Pflanzen sind lebendig geschildert. Ein richtiger 
Jules Verne, nur daß er nicht auf Phantasien aufbaut, sondern 
auf wahren Erlebnissen. An einer einzigen Stelle sieht man, daf 
das Buch in der Sowjetunion und nicht in einem anderen belie- 
bigen Lande handelt. Das Vorwort schließt mit den Worten: 
„Wenn die Feinde über die Sowjetunion herfallen, dann werden 
wir Taucher die Revolution mit allen Arbeitern zusammen ver- 
teidigen — wie wir auch mit ihnen zusammen Brücken und 
Dämme bauen —: sie auf dem Lande und auf dem Wasser, wir 
— unter dem Wasser.“ 

Ich habe diese Bücher herausgegriffen, weil sie mir beson- 
ders bezeichnend zu sein scheinen. Ich hätte ebensogut auch das 
Radiobuch von Kolbafßjew, die Eroberung der Stratosphäre von 
M. A. Rynin, den Raketenflug nach dem Mond von J. Perelman, 
ein aus dem Englischen übersetztes Buch a. über 
die großen Naturforscher Pasteur, Koch usw. oder viele andere 
nehmen können. Ihnen allen gemeinsam ist die völlig unpoli- 


») K. Solotowskij: Podwodnyje Mastera, Molodaja Gwardija, 1935. 
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tische und ann technische Einstellung. Da und dort 
wird vielleicht einmal ein Wort über die Sowjetunion oder gar 
die Revolution eingeflochten, aber im Grunde sind die Verfasser 
Techniker und ihr Ziel die Erziehung der Jugend zur Technik. 


Reisebeschreibungen. 


Die dritte Gruppe von Neuerscheinungen ist das Abenteuer- 
buch in der Form der Reisebeschreibung. Ich wähle als Beispiel 
die hübsche und instruktive Schrift „Nach Nowaja Semlja®)“. 
Dieses Buch bringt die Geschichte der Entdeckung dieser großen 
Insel im Eismeer, beginnend mit den ersten Wikin er-Fahrten 
und endend mit der Reise des russischen Eisbrechers „Sibirjakow“ 
im Jahre 1932. Geographische und klimatische Fragen werden 
ebenso behandelt wie die Grundbegriffe der Navigation. In dem 
ganzen Buch ist nur eine einzige Kleinigkeit, die darauf hin- 
weist, daß es nicht im Vorkriegsrußland oder in einem anderen 
Lande erschien: Bei dem Wort „Gouverneur“ wird den Kindern, 
die dieses Buch lesen, in einer Anmerkung erklärt, „Höchster 
Beamter eines Gouvernements unter dem Zarenregime“. 

Ganz ähnlih sind auch die anderen Bücher dieser Gruppe 
wie z. B.: „Zu den nördlichen Völkern“ von W. Lebedew, oder 
„Das Ussurigebiet“ von W. K. Arsenjew, „Die grofte Wolga“ von 
A. S. Jakowlew, das Buch von N. Michailow „Chen Tengri“ über 
eine Expedition nach Tjan-Schan an der chinesischen Grenze 
oder > a TAPEC BeO OEIEdie Schrift „Das Leben der Berge“ 


von arsanowjewa. 


Neu-Amerika. 


Das Ainzipe nennenswerte Jugendbuch des Jahres 1933, das 
auf die spezifischen Probleme eines sozialistischen Landes ein- 
eht, ist die Geschichte von pa dem ee Offensicht- 
ich ist es schon vor zwei Jahren verfaßt worden, da es die Ent- 
wicklung nur bis zum Anfang des Jahres 1931 führt und eine 
Reihe von Fragen ausführlih und dialektish behandelt, die 
augenblicklich gar keine Rolle mehr spielen. Daft man es trotz- 
dem 1933 gedruckt hat, ist wohl darauf zurückzuführen, daß es 
wie kein anderes Buch imstande ist, das Schlagwort von dem 
amerikanischen Tempo und der bolschewistischen Gesinnung, 
die in der Lage seien, die Welt aus den Angeln zu heben, lebendig 
zn machen. Denn während manche literarischen Erzeugnisse der 
Gegenwart fast den Eindruck erwecken, als komme es lediglich 
auf die amerikanischen Tempi und die westliche Technik und 
Zivilisation an, wird hier klug gezeigt, worin sich auch der beste 
und tüchtigste Amerikaner von dem neuen Menschen, den man 


ce) A. K. Pokrowskaja, K Nowoj Semlje. Verlag Posrednik, 1933. 
r ”) N. G. Smirnow: Jack Wosmerkin, Amerikanez, Molodaja Gwar- 
ìja, 1933. 
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in Rußland schaffen will, unterscheide. Gerade indem man zwei 

Amerikaner in die Umgebung des Sowjetdorfes versetzt, wird 

der Unterschied greifbar deutlich, in so geschickter Weise deut- 

lich, so ohne aufdringlihe Tendenz, daß das Buch übersetzt 

Here in Amerika einen großen, propagandistischen Erfolg 
atte. 

Toa ein kleiner russischer Bauernjunge, wird mit einem 
Kindertransport während des Bürgerkrieges erst von den weißen 
Truppen, dann von dem amerikanischen Roten Kreuz, um vor 
den Bolschewiken gerettet zu werden, nach San Francisco in ein 
Kinderlager gebracht. Er bricht aus, schließt sich einem vaga- 
bundierenden amerikanischen Altersgenossen, Charlie, an, 
strolht mit ihm durch die Vereinigten Staaten und wird mit 
seinem Freunde zusammen Plantagenarbeiter. Der beiden 
Jungen Traum ist, eine eigene Farm zu besitzen. Sie sparen sich 
en Cent vom Munde ab, aber immer, wenn sie ein ar 

undert Dollar beieinander haben, kommt etwas dazwischen, 
eine Krankheit oder ein Unglücksfall, und wieder fangen sie von 
vorne an. Schon beginnen sie einzusehen, daß es ihnen vielleicht 
niemals, auch nicht in ihrem Alter, möglich sein wird, eine eigene 
Wirtschaft zu kaufen, als Jack — so ist Jascha in Amerika um- 
worden — von einem amerikanischen Arbeiter hört, in 

er Sowjetunion gäbe es Land umsonst. Er träumt davon, dort 
ein paar Morgen zu erhalten und eine Farm zu eröffnen. Charlie 
bleibt zunächst zurück. Jack fährt als Heizer hinüber. In seinem 
Heimatdorfe versucht er es mit einer Einzelwirtschaft, dann tritt 
er ein in den Kolchos. Charlie kommt nach, durch ihre gemein- 
same Initiative wird ihr Betrieb zu einem Musterkolcdos, der 
schließlich auch siegreich aus dem Kampf mit den Kulaken her- 
vorgeht und sich zu einem Riesenbetrieb von 40 000 Morgen aus- 
wächst. Das ist der Inhalt des 430 Seiten langen Romans. 


In der Art, wie der Autor Jack und Charlie und ihren Ein- 
fluß auf die rückständigen russischen Bauern schildert, könnte 
man geradezu glauben, daß für ihn die amerikanische und 
westliche Zivilisation das höchste sei, und als wenn es nichts 
wichtigeres gäbe, als diese so rasch als möglich auch auf den 
Russen zu übernehmen. Liebevoll werden die amerikanischen 
Charakterzüge Jacks geschildert: er arbeitet ununterbrochen, 
verliert keine Zeit, packt alles am richtigen Ende an, ist sauber 
und pünktlich, geht früh schlafen statt nachts auf Versamm- 
lungen zu sitzen, raucht wenig und trinkt nicht, zum Frühstück 
ißt er Grütze und Milch, am ersten Tag zu Haus räuchert er mit 
Schwefel die Wanzen aus, wissenschaftlich und überlegt geht er 
an die Arbeit, nachdem er die Temperatur des Gebietes, die 
Bodenqualität usw. geprüft hat; er legt seine einzelnen, aus- 
einander gelegenen Parzellen zu einem einzigen Stück zusammen, 
läßt die Obstbäume nicht einfach wachsen, sondern schneidet 
und pfropft sie, führt neue Sorten Getreide ein, er hantiert mit 
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dem Traktor wie andere mit dem Holzlöffel, und ist voll von 
Ideen zur Rationalisierung und Ausgestaltung der Arbeit; ja — 
selbst so kleine Züge vergißt der Autor nicht — als er mit dem 
ersten langersehnten Traktor nachts zur allgemeinen Begeiste- 
rung in das Dorf einfährt, da löscht er in dem Augenblick, wie 
er vom Traktor steigt, sparsam dessen Scheinwerfer. Ein Russe 
hätte sich erst einmal stundenlang an dem Lichte gefreut. 


So weit so gut. Langsam wird aber sein amerikanischer 
Pferdefuß sichtbar. In sehr geschickter Weise läßt ihn der 
Autor auf das Buch „Robinson Crusoe“ stoßen. Jack liest es zum 
ersten Mal und ist begeistert, denn er empfindet sich selbst als 
Robinson Crusoe, der unter die Wilden geraten ist und sich Stück 
für Stück die westliche Zivilisation wieder aufbaut. Und darin 
liegt eben sein Fehler: Robinson ist Individualist. Robinson lebt, 
als wäre er allein auf der Welt. Jack hat zunächst nicht die ge- 
ringste Absicht, sich einem Kolchos anzuschließen. Er hat Land 
bekommen und will Farmer werden. Er pflanzt heimlich und 
ohne den anderen Bauern etwas zu sagen erstklassigen Virginia- 
Tabak auf seinem Felde. Die Saat geht wunderbar auf. Er 
rechnet damit, 5000 Rubel zu verdienen, aber — und hier spürt 
er zum ersten Mal, daft er kein Farmer und nicht in Amerika ist 
— kein Mensch denkt daran, seinen Virginia zu kaufen. Nie- 
mand hat das Geld dafür, ja, unmißverständlich bezeichnet man 
ihn als Kulak und Klassenfeind. Er erkennt, daß er gar nicht 

esehen hat, was um ihn herum vorgegangen ist, daß er in einem 

ande lebt, das den Sozialismus aufbaut. Und mit der raschen 
Entschlossenheit des Amerikaners tritt er in den Kolchos ein. 
Seine Energie bringt den Kolchos auf die Beine. Es geht vor- 
wärts. Täglich werden neue Erfolge errungen. Charlie ist in- 
zwischen gekommen, und beide stecken ihre ganze Energie in 
den Aufbau ihres Kolos. Alles andere kümmert sie nicht, 
sie betrachten die Arbeit rein wirtschaftlich und kommerziell. 
Es kommt zum Kampf mit dem durch Kulaken aufgereizten Nach- 
bardorf, und alles wäre verloren gewesen, hätte nicht Jack die 
Möglichkeit gefunden, seine Sache zu einer Angelegenheit der 
Sowjetöffentlihkeit zu machen, indem er den Kampf in die 
Presse brachte und dann, gestützt auf die Sympathie des ganzen 
Proletariats, den Sieg zu erringen. Dieser Zeischenfall hat ihm 
gezeigt, daf es nicht angeht, sich nur auf sein kleines Gebiet zu 

eschränken, gleichgültig, ob es seine eigenen 16 oder die 500 
Morgen des Kolchos sind. 


Jetzt ist er kein Robinson mehr, jetzt hat er sich eingeglie- 
dert in das große Ganze. Er selbst, der es noch vor wenigen 
Monaten als einen ausgesprochenen Unsinn bezeichnet hätte, 
führt die freiwillige Getreideabgabe über das vom Staat gefor- 
derte Quantum durch. Die Arbeit des Koldhos wird beispiel- 
gebend für die ganze Gegend. Zahlreiche Dörfer schließen sich 
an, es entsteht eine Wasserkraftstation, die elektrische Kraft 
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spendet, in einer Möbelwerkstatt arbeiten die Kolchosbauern 
während des Winters. Und 1931 wird der Kolchos zum Stand- 
quartier einer Maschinen-Traktoren-Station. 


Als die Bauern mit Jack zusammen den Kolchos gründeten, 
da nannten sie ihn ‚„Neu-Amerika“. Als das Buch schließt, hat 
der Kolchos nach fünfjährigem Kampf technisch und wirtschaft- 
lich Amerika eingeholt, menschlich aber und sozial weit hinter 
sich gelassen und neu geformt. Quod erat demonstrandum! 


k k k 


Ich habe mich auf die drei Gruppen der historischen, tech- 
nischen und Reisebücher der Jugend beschränkt, weil sie völlig 
im Vordergrunde stehen. Ich habe zwar auch eine Anzahl von 
reinen Komsomol-Broschüren politischen und agitatorischen In- 
halts gefunden, aber in unver leichlich eringerer Anzahl als vor 
zwei, drei oder fünf Jahren. Das alles fügt sich zu dem Gesamt- 
bild, das Moskau in diesem Jahre bot und das ich im Oktoberheft 
der „Tat“ schildere, in das Bild einer Erschöpfungs- und Er- 
holungspause. 

Man muß aber die Frage aufwerfen, ob dieses völlig ver- 
änderte Bild, das die Jugendliteratur gegenüber der Zeit vor 
einigen Jahren bietet, nicht vielleicht nur von oben her künstlich 
bestimmt, von unten aber, also von der Jugend her, gar nicht 
gewollt wird. Ich glaube das nicht, ich bin vielmehr der Über- 
zeugung, daß diese Art von Literatur, wie ich sie hier darstellte, 
durchaus den heutigen Bedürfnissen der Jugend in Rußland 
entspricht. 


Die Versenkung in einen historischen Roman ist 
nichts anderes als der Versuch, aus der Wirklichkeit, die man seit 
Jahren in jeder einzelnen Faser trägt, in eine andere Welt für 
einige Stunden hinüberzutreten, in die Welt der alexandrinischen 
oder katharinäischen Epoche. Damit paart sich wohl auch bei 
vielen der Wunsch, mehr zu wissen über die alte Zeit und über 
die frühen Vorläufer der Oktoberrevolution. Die Popularität 
der Reisebeschreibung entspringt demselben Bedürfnis; 
auch das Lesen eines Reisebuches führt in eine andere Welt, nicht 
zeitlich wie der historische Roman, sondern räumlich. Hierbei 
wird auch ein zweites erreicht: das Heimatgefühl, das Bewult- 
sein der Vielfalt und des unerschöpflichen Reichtums des „Sozia- 
listischen Vaterlandes“ — wie es so oft jetzt heifft — wird ge- 
weckt und gestärkt. Am unmittelbarsten aber entspricht wohl 
die technische Literatur dem Geschmack der heutigen 
Jugend. Die russische Jugend ist in dieser Beziehung da, wo wir 
vor einigen Jahrzehnten waren, als auch die Phantasie und der 
Betätigungsdrang der Jugend sich auf die Technik stürzte, die 
en populärwissenschaftlichen Verlage wie z. B. der Kosmos- 

erlag entstanden, und die Flut von technischer Jugendliteratur 
— als Beispiel „Das Neue Universum” — gedruckt wurde. Das 
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war die Zeit, in der man die Beschreibungen der Polar- oder 
Tropen-Expeditionen verschlang, als in jeder Familie, die Kinder 
hatte, der Ankersteinbaukasten und der Mekano, die Spieleisen- 
bahn und die kleine Dampfmaschine zu finden waren. 


II. Juristische Übersicht. 
Von Heinrich Freund. 


1. 
Obgleich in dieser Zeitschrift (August-Heft S. 676) bereits 


erwähnt, darf die Schaffung einer Unions-Staatsanwalt- 
schaft hier nicht übergangen werden. Sie tritt als zweite 
zentrale es neben das schon Ende 1923 gegründete 
Oberste Gericht der Union. Da aber beim Obersten Unions- 
gericht bereits eine Unions-Staatsanwaltschaft existiert, nämlich 
die „Staatsanwaltschaft bei dem Obersten Gericht der Union“, so 
ergibt sich das Nebeneinanderbestehen zweier zentraler Unions- 
Staatsanwaltschaften, die voneinander, wie es scheint, völlig 
unabhängig sind. Obgleich die Ausführungsbestimmungen zu 
dem Gesetz vom 20. Juni 1933, das die Unions-Staatsanwaltschaft 
ins Leben ruft, noch nicht vorliegen, wird man die Abgrenzung 
der Kompetenzen der beiden Staatsanwaltschaften der Union 
vielleicht dahin präzisieren können, daß die Staatsanwaltschaft 
beim Obersten Gericht der Union sich auf die Aufgaben des 
Obersten Gerichts beschränkt, das ja vorwiegend die Aufgaben 
eines Verfassungsgerichtshofs und eines Obersten Verwaltungs- 
gerichts verbindet und darüber zu wachen hat, daß die Unions- 
Elze Jung in der ganzen Föderation von den Organen der 

undesrepubliken beobachtet und richtig angewendet wird, wäh- 
rend die neue Unions-Staatsanwaltschaft darüber hinaus die Ge- 
setzmäßigkeit ganz allgemein zu wahren hat, somit auch die Ge- 
setzgebungen der Bundesrepubliken beobachtet. Hierbei scheint 
die Kompetenz dieser neuen Behörde auch in die Zuständigkeit 
der Staatsanwaltschaft beim Obersten Gericht der Union überzu- 
greifen, denn sie hat das Recht der Einforderung beliebiger 
Akten aller Gerichtsinstanzen der Union und der Bundesrepu- 
bliken ohne Ausnahme, und zwar, wie es scheint. unmittelbar, 
während die Staatsanwaltschaft bei dem Obersten Gericht hierbei 
den Instanzenzug zu beobachten hat. Es ist a. a. O. bereits dar- 
auf hingewiesen worden, daf die neue Staatsanwaltschaft auch 
die Aufsicht über die Tätigkeit der GPU hat. Sie tritt also auch 
hier in Konkurrenz zu der Staatsanwaltschaft bei dem Obersten 
Gericht, der das gleiche Recht zusteht. Eine neue Regelung 
dieser Aufsicht über die GPU ist in dem Gesetz vom 20. Juni 
1933 in Aussicht gestellt. Man darf ihr mit besonderem Inter- 
esse entgegensehen, denn die veröffentlichten Bestimmungen 
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über die GPU sind überaus spärlih. Ihre Rechtsverhältnisse 
regelt das Unions-Gesetz vom 15. November 193, das hinsicht- 
lich der Kompetenz zur administrativen Aburteilung auf die 
Gesetze der RSFSR vom 6. Februar 1922 und vom 16. Oktober 
1922 verweist. Es sei daran erinnert, daß das Gesetz vom 
6. Februar 1922 zugleich mit der Auflösung der Tscheka die GPU 
ins Leben rief, deren Befugnisse auf dem Gebiet der admini- 
strativen Justiz sehr eng begrenzt wurden. In dem Gesetz vom 
16. Oktober 1922 wurden dann diese Befugnisse wieder erheb- 
lich erweitert und der GPU das Recht eingeräumt, eine Reihe 
von Delikten ohne Gerichtsverfahren abzuurteilen und alle 
Repressivmaftregeln einschließlich der Erschießung anzuwenden, 
womit die gesetzlihe Grundlage für das Administrativ-Straf- 
verfahren gegeben war. In der Verordnung des Rats der Volks- 
kommissare vom 14. März 1933 werden diese Rechte der GPU 
erneut in Erinnerung gebracht und erläutert, daß die GPU auf 
Grund des Gesetzes vom 15. November 1923 das Recht habe, 
„in den Gerichtssitzungen des Kollegiums der GPU Sachen 
betreffend Brandstiftung, Sprengung, Zerstörung maschineller 
Einrichtungen staatlicher Unternehmungen und sonstige Arten 
der Schädlingsarbeit zu verhandeln und je nach der Art des 
Delikts jegliche Repressivmaßnahme zu verhängen“. Zugleich 
wird angeordnet, daß diese Maßnahmen bei Angestellten staat- 
liher Behörden und Unternehmungen mit besonderer Strenge 
angewendet werden. Es bleibt nun abzuwarten, in welcher Weise 
die angekündigten Bestimmungen über die Beaufsichtigung der 
GPU durch die neue Unions-Staatsanwaltschaft das Äufeichts- 
recht ausbilden werden. 

Als Zweck der Unions-Staatsanwaltschaft wird in der Prä- 
ambel zu dem Gesetz vom 20. Juni 1933 der Schutz der sozialisti- 
schen Gesetzmäfiigkeit und des gesellschaftlihen Eigentums 
vor Angriffen seitens gesellschaftsfeindlicher Elemente ange- 
führt und es erscheint angebracht, auf die weitere Entwicklung 
der Gesetzmäfiigkeit und des Eigentums einzugehen. 


2. 


Rein terminologisch fällt auf, da jetzt — zum ersten Male 
— der Ausdruck „sozialistische Gesetzmäßigkeit“ auftaucht, 
während bisher immer von der „revolutionären Gesetzmäfßig- 
keit“ die Rede war, wie überhaupt mit der fortschreitenden 
Vergesellschaftung die Erreichung des Sozialismus immer stärker 
betont wird. Die revolutionäre Gesetzmäfigkeit ist in den letz- 
ten Jahren sehr viel behandelt worden, freilich in einem anderen 
Sinne als ursprünglich. Als Kind der NEP erschien das Schlag- 
wort von der revolutionären Gesetzmäfßigkeit als die Zusammen- 
fassung aller staatlichen Maßnahmen, die auf die Schaffung von 
Rechtsgarantien, insbesondere im Hinblick auf die neu gewähr- 
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ten Privatrechte des Einzelindividuums, gerichtet waren. In der 
Entschließung des IX. Rätekongresses über die Fragen der neuen 
Wirtschaftspolitik und der Industrie vom 31. Dezember 1921 
lesen wir: 

„Angesichts der Tatsache . . ., daft es möglich geworden ist, 
von der kriegerischen Einstellung auf den auswärtigen un 
inneren Fronten zum wirtschaftlichen Wiederaufbau überzu- 
gehen, besteht die nächste Aufgabe in der Einführung der 
strengen Grundsätze der revolutionären Gesetzlichkeit auf 
allen Gebieten des Lebens ... Die neuen Formen der in dem 
Prozeß der Revolution und auf dem Gebiete der von der 
Regierung herbeigeführten Wirtschaftspolitik entstandenen 
Verhältnisse sollen ihren Ausdruck im Gesetz, ihren Schutz 
durch das Gericht finden. Zur Entscheidung von Streitigkei- 
ten aller Art auf dem Gebiete der Vermögensverhältnisse 
sollen feste privatrechtlihe Normen geschaffen werden. 
Bürger und Genossenschaften, die mit Regierungsorganen in 
Vertragsbeziehungen getreten sind, sollen die Gewiltheit er- 
halten, daf ihre Rechte geschützt sein werden. Die Gerichte 
der Sowjetrepublik sollen zu entsprechender Höhe erhoben 


werden.‘ 
Im gegenwärtigen Stadium stehen die Rechte des einzelnen 
nicht zur Diskussion. Sie sind — wenn man von der Entrecd- 


tung des Kulaken absieht — nicht angetastet, ja, sie sind durch 
das Konfiskationsverbot der neueren Gesetzgebung (immer ab- 
gesehen von der besonderen Behandlung des Kulaken) sogar 
noch verstärkt worden, aber sie sind auf dem weiten Gebiete 
der Produktion und in erheblihem Umfange auch des Handels 
in immer stärkerem Grade gegenstandslos geworden, weil der 
Staat durch seine Organisationen den Privatunternehmer an die 
Wand gedrückt hat. 

Jetzt handelt es sich um den Schutz des vergesellschafteten 
Eigentums im weitesten Sinne — also einschließlich des bäuer- 
lichen Kollektivvermögens — gegen alle Eingriffe und Sabotage- 
akte der Bürger. 

Stalin hat kürzlich („Die Ergebnisse des ersten Fünfjahr- 
plans“, Moskau 1933, S. 43) die Entwicklung der revolutionären 
Gesetzmäligkeit, wie folgt, formuliert: 

„Die revolutionäre Gesetzmäfiigkeit der ersten Periode 
der NEP richtete ihre Spitze hauptsächlich gegen die Aus- 
wüchse des Kriegskommunismus, gegen die ‚ungesetzmäfßigen‘ 
Konfiskationen und Enteignungen. Sie garantierte dem pri- 
vaten Wirt, dem Einzelbauern, dem Kapitalisten die Unver- 
sehrtheit ihres Vermögens unter der Bedingung, daß sie die 
Sowjetgesetze aufs strengste befolgten. Ganz anders steht 
es mit der revolutionären Gesetzmäfigkeit in unserer Zeit. 
Die revolutionäre Gesetzmäfigkeit unserer Zeit richtet ihre 
Spitze nicht gegen die Auswüchse des Kriegskommunismus, 
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die schon seit langem nicht mehr vorhanden sind, sondern 
egen die Diebe und Schädlinge in der gesellschaftlichen 
Wirtschaft, gegen die Banditen und Räuber des gesellschaft- 
lichen Eigentums. Die a der revolutionären Ge- 
setzmäßigkeit besteht in unserer Zeit demnach in dem Schutz 
des zoe naldidien Eigentums und in nichts anderem.“ 


Immer stärker tritt der Begriff des gesellschaftlichen oder 
sozialistishen Eigentums in den Vordergrund. Zunächst auf 
strafrechtlihem Gebiete. Das Gesetz vom 7. August 1932 über 
den Schutz des Vermögens staatlicher Unternehmungen, der 
Koldhosy und Genossenschaften und über die Stärkung des 
gesellschaftlichen (sozialistischen) Eigentums (vgl. darüber De- 
zember-Heft 1932, S. 162), eines der strengsten Strafgesetze der 
Sowjetunion, wird neuerdings auf weitere Tatbestände aus- 
Be nt. Der Beschluß der Janus ae des Zentral-Exekutiv- 

omitees vom 30. Januar 1933 erstreckt die Strafandrohung des 
Eigentumsschutzgesetzes (Erschiefung und Vermögenskonfis- 
kation, in besonders leichten Fällen Freiheitsentziehung nicht 
unter 10 Jahren, gleichfalls mit Konfiskation des Vermögens) auf 
drei neue Gruppen von Tatbeständen. 


In dem ersten Falle wird die betrügerische Verscleierung 
der Produktion eines Kolchos bei der amtlichen Statistik als 
Unterstützung des Kulaken und sonstiger sowjetfeindlicher Ele- 
mente, als Versuch, die Koldios-Produktion dem Staate zu ent- 
ziehen, dem Diebstahl von an gleichgestellt. Die 
gleiche Beurteilung tritt ein, wenn die MTS ihre Traktoren in 
schlechtem Zustande hält. Und schließlich werden Sabotage- 
akte bei der Landbestellung ebenso behandelt. 


Aber auch im Wirtschaftsrecht, das im Begriffe steht, das 
Zivilrecht völlig aufzusaugen, spielt das sozialistische Eigentum 
die beherrschende Rolle, und es verlohnt, die letzten Tendenzen 
in dieser Richtung zu verfolgen. Da neue Lehrbücher in 
letzter Zeit nicht herausgekommen sind, muß man sich an die 
Programme des Instituts für Sowjetaufbau und -recht bei der 
Kommunistischen Akademie halten, die als gedrängte Grund- 
risse den Lehrgang für die Hochschulen auf engstem Raume zu- 
sammenpressen. 


Dieses Institut legt 1933 ein Programm des Wirtschaftsrechts 
vor — eine Kollektivarbeit seiner „Brigade für Wirtschafts- 
recht‘. Also auch auf wissenschaftlihem Gebiete die „Briga- 
dierung“, d. h. das Zurückdrängen des Einzelverfassers, wenn 
auch unter Anführung der Mitarbeiter und unter Heraushebung 
des Leiters L. Ginzburg, der schon früher ein Programm 
des „administrativen Wirtschaftsrechts“ in zwei Auflagen (1929 
und 1931) veröffentlicht hatte. Die Brigademitglieder seien hier 
genannt, als Vertreter der marxistischen Richtung im Sowjet- 
schrifttum: Amfiteatrow, Bratus, Ginzburg, Sagwiasinskij, Kara- 
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waikin, Kostelzew, Lipezker, Moschkarew, Rajewitsch, Rubin- 
stein. 

Von vornherein fällt auf, daß auf die von Stutschka vorge- 
schlagene neue Rechtsdisziplin des administrativen Wirtschafts- 
rechts kein Wert mehr gelegt wird. Sie hatte die Trennung des 
reinen Zivilrechts von dem eigentlichen Wirtschaftsrecht zur 
Voraussetzung, wie Stutschka sie forderte. Nachdem aber mit 
Stutschka der letzte einflußreiche Verteidiger der Aufrechterhal- 
tung der Zivilrechtsdisziplin dahingegangen ist, hat die Ginz- 
burgsche Richtung anscheinend endgültig die Oberhand gewon- 
nen, und es wird die Einheitlichkeit des Wirtschaftsrechts, und 
zwar unter ausdrückliher Ablehnung von Stutschka, in dem 
Programm betont. 


Dem Wirtschaftsrecht wird als leitendes Institut das „ein- 
heitliche staatliche sozialistische Eigentum“ zugrunde gelegt. Es 
wird mit dem genossenschaftlihen und Kolchos-Eigentum dem 

rivaten Eigentum gegenübergestellt und bildet die Grundlage 
ür die wirtschaftsrechtliche Resulierung der gesamten Volks- 
wirtschaft, womit die Rolle des Privateigentums — der wirt- 
schaftlichen Entwicklung doch wohl vorauseilend (vgl. Sowjet- 
handel!) — als volkswirtschaftlich bedeutungslos gekennzeichnet 
wird. Diese Konzeption, bei der — in Anlehnung an das Zivil- 
gesetzbuh — innerhalb des vergesellschafteten Wirtschafts- 
sektors immer noch zwischen staatlichem und genossenschaft- 
lihem Eigentum unterschieden wird, dem mit Rücksicht auf die 
Kollektivierung der Landwirtschaft noch das Kolchos-Eigentum 
hinzugesellt wird, möchte ich als die Vorstufe für die Ausbil- 
dung eines wirklich „einheitlichen“ Staatseigentums, bei dem 
diese Unterscheidung nicht mehr gemacht wird, ansehen. In 
dem Eigentumsschutzgesetz vom 7. August 1932 ist die Verein- 
heitlichung bereits vorweggenommen — dort wird das gesamte 
vergesellschaftete Eigentum, also nicht nur das im engeren Sinne 
staatliche, als geheiligt bezeichnet. Bei den MTS ist bereits ge- 
zeigt worden lA pril Heft, 1933, S. 392 ff.), wie man sie trotz 
ihrer privatrechtlichen Form als staatlich ansieht, die Genossen- 
schaften sind von staatlichen Organisationen kaum noch zu unter- 
scheiden, und die oben erwähnte Tendenz der Einbeziehung der 
Kolchosy und selbst der bäuerlichen Einzelwirtschaften in die 
staatliche Regulierung des Agrarwesens läßt die volle Verstaat- 
lichung aller Produktionsmittel und Handelsgüter nur als eine 
Frage der Zeit erscheinen. 


So strebt das Wirtschaftsrecht zur Vereinheitlichung, zu 
einem einheitlichen Wirtschaftskodex, neben dem für ein Zivil- 
gesetzbuch kein Raum mehr bleibt. Es verlautet, daß die Kommu- 
nistische Akademie mehrere „Brigaden“ mit der Ausarbeitung 
eines Entwurfes eines Wirtschaftsgesetzbuchs beauftragt hat, die 
ihre Arbeit bis zum 1. Oktober 1933 beendet haben sollen. Jeden- 
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falls ist die Sache in Fluß gekommen und über kurz oder lang 
wird die Kodifizierung vorliegen. 

Im Zusammenhang hiermit wird die Diskussion über den 
Vertragsbegriff nach Sowjetrecht weitergeführt. Die Ansichten 
hierüber sind noch keineswegs geklärt. In diesen „Juristischen 
Übersichten“ ist stets auf die eminent praktische Unterscheidung 
zwischen dem Vertrage des Zivilrechts und den Planverträgen 
hingewiesen worden, die unter dem Sammelbegriff der „Kontra- 
hierung“ für das Sowjetrecht charakteristisch sind. Es ist dabei 
davon ausgegangen worden, daR der Planvertrag unter ganz 
anderen Gesetzen steht, als der „freie“ privatrechtliche Vertrag. 
Auch die Sowjetgesetzgebung kennt diese Unterscheidung. Bei 
der Regelung der freien Handelsgeshäfte der Gewerbegenos- 
senschaft, zum Beispiel in dem Gesetz vom 23. Juli 1932, legt sie 
Wert auf die Feststellung, daß diese Geschäfte als „freiwillige 
gegenseitige wirtschaftliche Abkommen“ anzusehen seien, d. N 
also als Verträge des Zivilredhts (vgl. Dezember-Heft, 1932. 
S. 169), was bei den Kontrahierungsverträgen des Plansystems 
nicht der Fall ist. An diesem Punkt hakt das Programm der 
Kommunistischen Akademie ein. Freie Marktpreise, freier Han- 
del? — Nein, auch hier greift der Staat re kerend ein. Auch 
hier ist Vorsorge getroffen, daf die staatliche Preispolitik nicht 
untergraben werde, auch hier wird auf verbindliche Preise — 
mögen sie auch von den eigentlichen Staatspreisen abweichen — 
hingewirkt, auch hier ist von Vertragsfreiheit im klassischen 
Sinne nicht die Rede. Und wenn Amfiteatrow in seinem Aufsatz 
über das „System der Vertragsbeziehungen beim Absatz in der 
Industrie“ an der Unterscheidung zwischen den beiden Vertrags- 
arten festhält, wenn er die Verträge des Kolchos-Handels als 
Verträge des Zivilrechts ansieht und nur für die Zukunft die 
Annäherung beider Vertragsarten aneinander gelten lassen will, 
so wird dies jetzt abgelehnt und ein einheitlicher Vertragsbe- 
griff für das gesamte Gebiet der Wirtschaftsbeziehungen im 
Sowjetstaat als vorliegend erklärt. 

Allein, die oben angedeuteten Argumente für eine solche 
Gleichschaltung sind zu shwadh, um die gewaltigen Unter- 
schiede zwischen den beiden Vertragsbegriffen zu überbrücken. 
Es erscheint aber wichtig, die hier von maßgebender Stelle pro- 
pagierte Tendenz der Deseisune des klassischen Vertragsbe- 
griffs — denn darauf kommt es hinaus — zu registrieren, zumal 
es auch vom internationalen Standpunkt keineswegs gleichgültig 
ist, ob man im Sowjetstaat noch privatrechtlich kontrahieren 
kann, oder ob der daselbst geschlossene oder doch dem Sowjet- 
recht unterstellte Vertrag analog dem Planvertrage mit seinen 
weit schwächeren Bindungen und mit seiner Abhängigkeit von 
eventuellen späteren Eingriffen des Staates behandelt wird. Die 
Entwicklung geht offenbar in dieser Richtung. Aber im posi- 
tiven Recht findet die neue Auffassung noch keine Stütze. Dabei 
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kann man sogar die Verträge des Koldhoshandels eventuell preis- 
geben. Hier mag die staatliche Einwirkungsmöglichkeit noch 
allenfalls eine Annäherung an den Planvertrag zulassen, ob- 
gleich auch das keineswegs feststeht. Es gibt aber noch genü- 
gend andere Verträge, die in diese Auffassung absolut nicht hin- 
einpassen. 


IV. Übersichten zur Vorbereitung des neuen Fünfjahrplans. 


Von R Schweitzer. 


Planwirtschaftliche Kleinarbeit im ersten 
Jahr der zweiten Pjatiletka (Fünfjahrplan). 


Die in dieser Zeitschrift schon oft vertretene Meinung, daß 
es für die UdSSR nicht auf Industrialisierung schlechthin an- 
kommen kann, sondern auf die wirtschaftliche Zweckmäfigkeit 
dieser Aktion, findet in der Wirtschaftspraxis des ersten Jahres 
der zweiten Pjatiletka ihre Bestätigung. Die pathetische und 
harmlos klingende Plandirektive der Gegenwart, „zu ergänzen 
den leidenschaftlichen Aufbauwillen durch die Leidenschaft der 
‚oswoenijea‘ (‚technische Aneignung‘)“, basiert auf bitteren Erfah- 
rungen innerhalb der Planrealisation der jüngsten Zeit. Wir 
haben früher bei Erörterung des Wirtschaftsplanes 1933 darauf 
hingewiesen, daß im laufenden Jahre das Schwergewicht der 
Planungsarbeit weniger in einem Hinaufschrauben der quantita- 
tiven Planziffern besteht als vielmehr in einer Forcierung der 
Arbeiten in bezug auf die qualitative Seite der Planrealisation, 
d. h. insbesondere in bezug auf die Steigerung der Produktivität 
der Arbeit, der Qualität de Erzeugnisse und der Selbstkosten- 
senkung. Dies sind zwar recht alte Probleme, sie drängen sich 
aber immer wieder in den Vordergrund und werden immer 
wieder Gegenstand der verschiedensten Konferenzen, weil eine 
zufriedenstellende Lösung aller dieser Fragen bisher nicht ge- 
funden werden konnte. Der Erfolg ist auf diesem Gebiete auch 
deshalb schwieriger zu erzielen, weil er intensive betriebliche 
Kleinarbeit voraussetzt und vom grünen Tisch der Planungs- 
zentrale oder der untergeordneten Planungsorgane nicht erreicht 
werden kann. 

In der Diskrepanz zwischen der quantitativen und qualita- 
tiven Seite der Planrealisation kommt die gegenwärtige Über- 
anstrengungskrise der russischen Wirtschaft zum Aus- 
druck, worin auch der Grund liegt, daR der zweite Fünfjahrplan 
noch immer nicht fertiggestellt ist. 

Daher verfolgt man gegenwärtig in der Planungskontrolle 
weniger die Realisation der Investierungspläne, auch nicht in 
erster Linie die Steigerung der Bruttoproduktion, sondern die 
wichtigste qualitative Kennziffer: die Produktivität der 
Arbeit. Sie ist nach sowjetamtlichen Angaben im ersten Jahr 
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der zweiten Pjatiletka gegenüber dem Vorjahre bisher um 
11,3 % gestiegen, d. h. die Planziffer ist bei weitem nicht erreicht 
worden. Die entsprechende Ziffer ist im Wirtschaftsplan für 1933 
auf 16,5 % festgesetzt worden. Nebenbei sei bemerkt, daß im 
ersten Halbjahr 1933 auch die Bruttoproduktion hinter den Er- 
wartungen zurückgeblieben ist. Die gesamte Schwerindustrie 
hat im ersten Halbjahr 1933 nach amtlichen Angaben den Jahres- 
Den a zu 42,3 %, die Eisenhüttenindustrie sogar erst zu 35,8 % 
erfüllt. 


Die Hauptschuld an der mangelnden Produktivität der Arbeit 
wird zurzeit offiziell der Verbürokratisierung der Industrie- 
organisation zugeschrieben. Zahlreiche Konferenzen suchen nach 
Maßnahmen zur Abhilfe. Im Dongebiet, wo man im laufenden 
Jahre im Hinblick auf die Hebung der Produktivität der Arbeit 
noch nicht einen Schritt vorwärts gekommen ist, und im Eisen- 
bahnwesen hat die Regierung auf dem Verordnungswege ein- 
gegriffen. Hier waren die Milftstände besonders groß. Es handelt 
sich aber sonst hier keineswegs um eine Einzelerscheinung 
weniger Wirtschaftszweige, sondern nach der Sowjetpresse um 
einen grundsätzlihen Mangel der gesamten heutigen Wirt- 
schaftsorganisation. Der Bürokratismus ist überall fest ver- 
wurzelt. Der ganze industrielle Verwaltungsapparat ist unwirt- 
schaftlih aufgebläht. Zwischen leitender und ausführender 
Arbeit gibt es zahlreiche überflüssige Zwischenglieder. Dazu 
kommt, daß die Spezialisten, d. h. die Ingenieure und Tech- 
niker, größtenteils nicht in den Betrieben zu finden sind, sondern 
in den Büros der Trusts und sonstiger Überformen. Und wenn 
sie bisher mit dem Arbeiter an der Werkbank standen, waren 
sie lediglich Produktionsberater, aber nicht verantwortliche Pro- 
duktionsleiter. Ferner war die Arbeitsfähigkeit der Beleg- 
schaften, ganz besonders im Kohlenbergbau, durch den ständigen 
Arbeiterwechsel herabgemindert. Die Arbeiter kennen einander 
kaum, weil stets neue Gesichter neben ihnen auftauchen. Noch 
größer war der Arbeitswechsel bei den Spezialisten. 


Die wirtschaftlihen Folgen der Verbürokratisierung der 
Industrieverwaltung, der Aufblähung des ganzen industriellen 
Apparates und der sonstigen genannten Mängel bestanden in 
einem bedenklichen Anwachsen der fixen Kosten. Insbesondere 
ab es Schwierigkeiten im Hinblick auf den ungestörten Ablauf 
er Betriebsprozesse bei den neuen Werken und den neuen Be- 
trieben. Die gewöhnliche Eile bei der Inbetriebnahme neuer 
industrieller Anlagen führte oft zum Gegenteil von dem, was 
man hierdurch erstrebte. Die Arbeitsvorbereitung war nicht so, 
wie sie sein sollte. Die neuen Produktionsprozesse waren nicht 
ausreichend studiert. Die Belegschaft war nicht genügend vor- 
bereitet. Es fehlte an Ersatzteilen. Infolgedessen kam es sehr 
oft und sehr bald zu Leerlauf oder Stillstand. Die harte Wirk- 
lichkeit erinnerte dann recht nachdrücklich daran, daß gerade die 
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pigantischen Industriekomplexe für die Volkswirtschaft keine 
u sondern eine Last darstellen, wenn sie nicht wirtschaftlich 
arbeiten. 


Die Ingenieurkonferenzen der letzten Monate haben erneut 
auf die ernsten Folgen der genannten Mängel in der praktischen 
Betriebsarbeit aufmerksam gemacht. Auf der Leningrader Inge- 
nieurkonferenz vom Juli 1933 berichtete B. P. Pozern von Fällen 
ganz unmöglicher Arbeitsmethoden. In der Fabrik „Roter 

ktober“ in Leningrad befanden sich bei einer Besichtigung wert- 
volle Importgüter in völlig vernachlässigtem Zustande. P. sprach 
von barbarischer Behandlung der Arbeitsmittel und der Einrich- 
tungen der Werke. In Anbetracht der Tatsache, daß es sich hier 
überall um vergesellschaftete Produktionsmittel, also um Eigen- 
tum des m... Kollektivs der UdSSR, und nicht um Eigen- 
tum einer Kapitalistenklasse handelt, werden diese Delikte der 
Arbeiterschaft durch die kommunistische Führung naturgemäß 
besonders scharf verurteilt. 


Bei der Neuordnung, die nun Abhilfe schaffen soll, stehen 
Ingenieure und Techniker im Vordergrunde Die Speziali- 
stenfrage, die so alt ist wie die UdSSR selbst, wird von neuem 
aufgerollt. Von der Spezialistenshicht der Vorkriegszeit hat 
der neue Staat nur kümmerliche Reste übernommen. Der übrige 
Teil fiel dem Wahn des Klassenkampfes zum Opfer. An diesem 
Verlust leidet die russische Volkswirtschaft noch heute, weil es 
noch immer nicht gelungen ist, aus den Reihen des Proletariats 
selbst den nötigen Ersatz zu schaffen, zumal der Bedarf an 
Spezialisten durch die Industrialisierung eine außerordentlich 
hohe Steigerung erfuhr. 


Soweit sich nun die alten Spezialisten aus dem zaristischen 
Rußland dem sozialistischen Aufbau loyal zur Verfügung stellten, 
wurden sie vom klassenbewußten Proletariat auf das stärkste 
beargwöhnt und bekämpft. Es hat ganz energischer Schritte von 
Stalin bedurft, um dieser „Spezialistenfresserei”“, wie man sich 
ausdrückt, ein Ende zu bereiten. Stalin braucht diese Kräfte 
für die Aufbauarbeit, und er weiß, daß bei feindlicher Einstellung 
der Arbeiterschaft zu den Spezialisten letztere nicht das leisten 
können, was von ihnen gefordert werden muß, wenn die Betriebs- 
prozesse sich reibungslos abwickeln sollen. 


Gegenwärtig handelt es sih dann vor allem darum, den 
Ingenieuren wieder den richtigen Platz und die richtige Funktion 
zuzuweisen. Die Parole lautet: Die Ingenieure in die Betriebe! 
Ferner soll ihnen die Möglichkeit genommen werden, willkürlich 
ihren Arbeitsplatz zu wechseln. Der Ingenieur soll an einer 
Stelle mehrere Jahre arbeiten und nicht nur mehrere Monate, 
wie es besonders im Don-Kohlengebiet üblich geworden ist. 


Die Ziele der Reform sind dann im einzelnen folgender- 
maßen formuliert worden: 
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1. Der Spezialist hat aus den Bürostuben der Trust- und 
Werkleitungen zu verschwinden und sein ureigenstes Tätigkeits- 
gebiet in Schächten und sonstigen Betrieben aufzusuchen. 


2. Er soll dort in Ruhe arbeiten und möglidıst wenig von 
seiner Produktionsarbeit abgelenkt werden. 


3. Er muß für möglichst lange Zeit vertraglih an seinen 
Arbeitsplatz gebunden und darf nur ausnahmsweise abkomman- 
diert werden. 

4. Um auch die Werke und Schächte in entlegenen Gebieten 
mit einer ausreichenden Zahl von Spezialisten zu versorgen, sind 
hier für diese Kräfte bevorzugte Lebensbedingungen zu schaffen, 
insbesondere höhere Löhne zu zahlen. 


5. Der willkürlihe Arbeitswechsel der Ingenieure ist mit 
allen Mitteln zu verhindern. Unter Umständen ist über diese 
Spezialisten der schärfste Boykott zu verhängen. Jeder einzelne 
Fall des Wechsels der Arbeitsstätte ist von den zuständigen Be- 
hörden in bezug auf seine Gründe zu untersuchen. 

Um dem Spezialisten die Voraussetzungen für produktive 
Arbeit zu verschaffen, wird ihm im Rahmen seiner Zuständigkeit 
die volle Befehlsgewalt übertragen und damit naturgemäß auch 
die volle Verantwortung. Die Parteiorganisation im Betriebe 
hat den Befehl erhalten, sich restlos hinter den Ingenieur zu 
stellen, wenn er nicht den Anordnungen des Zentralkomitees der 
Partei zuwiderhandelt.e Vom Betriebsingenieur wird jetzt er- 
wartet, daß er die sachgemäfßte Behandlung des Arbeitsgeräts ge- 
währleistet, für Arbeitsdisziplin sorgt, die willkürlichen Arbeits- 
versäumnisse der Belegschaft aus den nichtigsten Gründen ver- 
hindert, kurz gesagt, alles tut, um die Produktivität der Arbeit 
so weit wie irgend möglich zu steigern. 

Viele Ingenieure scheuen aber schon deshalb die Übernahme 
der Verantwortung, weil sie sich des Unterschiedes zwischen 
ihrer eigenen Ausbildung nud den technischen Anforderungen 
der modernen Betriebsprozesse bewußt sind. Das beliebte Wort 
im beliebten proletarischen Superlativ, daß sich die UdSSR den 
besten Ingenieur der Welt erziehen muß und kann, ist ein 
schöner Zukunftstraum, der mit der tatsächlichen Lage in den 
Betrieben aber noch wenig zu tun hat. Die Zahl der Ingenieure, 
die sich den modernen Anforderungen nicht gewachsen fühlen 
und über unzureichende Literatur und unzulängliche Versorgung 
mit ausländischen Journalen klagen, ist nicht gering. 

Die Neuordnung der Betriebsorganisation, insbesondere der 
por Ingenieurschub in die industriellen Anlagen und in die 

ohlenschächte, wird nicht ohne Schwierigkeiten vor sich gehen. 
In den letzten Jahren jagte ein Umbau der Industrie- 
organisation den anderen. Die Regierung hat sich nie ge- 
scheut, grundlegende Neugestaltungen vorzunehmen, wenn sie 
damit weiterzukommen gedachte. Sie betrachtet den damit ver- 
bundenen Aufwand als Organisationskosten, wofür sie nach er- 
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folgreiher Durchführung Deckung erhofft. Gerade aber mit 
dieser Kostendeckung sah es bisher noch sehr schlecht aus. Die 
ausführenden Organe sind skeptisch geworden in bezug auf die 
Zweckmäfligkeit der Entscheidungen der zuständigen Organi- 
satoren. Sie rechtfertigen heute gern ihr Zögern in der Durch- 
führung erlassener Verordnungen mit dem Hinweis, daß man nur 
‚nach Kräften und Möglichkeiten“ den Anordnungen nach- 
ommen könne, was praktisch bedeutet, daR sehr viel von dem, 
was dekretiert wird, auf dem Papier stehen bleibt. Man be- 
kämpft dann zwar von oben energisch diese „Opportunisten“ und 
„Saboteure‘, doch scheint der Erfolg bisher noch nicht sehr groß 
gewesen zu sein. 

Wir sehen, daß die Parolen, die gegenwärtig im Hinblick auf 
die Planrealisation in der industriellen Praxis ausgegeben 
werden, sich alle direkt oder indirekt darauf beziehen, die 
betriebliche Arbeit wirtschaftlicher zu gestalten. 
Hierin zeigt sich eben, daß es nicht damit getan ist, Industrie- 
giganten hinzustellen und der Planarbeit eine glänzende Fassade 
zu verschaffen. Wichtiger ist, daß in den Neubauten wirtschaft- 
lihe Arbeit geleistet werden kann. 

Die planwirtschaftliche Kleinarbeit, wie sie 
jetzt unter voller Verantwortung der Ingenieure durchgeführt 
werden soll, kann aber nur dann zu beachtlichen Ergebnissen 
führen, wenn die Grundlagen wirtschaftlich sinnvoll sind, auf 
denen aufgebaut werden muß. Diese aber schafft sich der Inge- 
nieur nicht selbst, sondern die entsprechenden Entscheidungen 
sind bei den Planungsorganen gefallen. Diese haben dem Betriebs- 
ingenieur die neuen Produktionsmittel zur Verfügung gestellt. 
In diesen Anlagen sind finanzielle Mittel gefunden, ist Kapital 
investiert worden, das auch in der UdSSR knapp ist und das zur 
Zeit des ersten Fünfjahrplans bewußt durch die Wirtschafts- und 
Planungszentrale anderen Wirtschaftszweigen, insbesondere der 
Konsumgüterwirtschaft, entzogen worden ist. 

Finanziert hat den Aufbau letzten Endes die breite Masse 
der Werktätigen, deren Bedarfsdeckung bewußt zugunsten der 
Industrialisierung verknappt wurde und heute so schlecht ist wie 
kaum je zuvor. Soweit die neuen Anlagen Kapitalfehlleitung 
darstellen — und wenn sie auf die Dauer unwirtschaftlich arbei- 
ten, ist die Fehlinvestition nicht zweifelhaft —, sind die Opfer 
vergebens gebracht. Ob und in welchem Umfange dies geschehen 
ist, wird in Zukunft vom Grad der Vollkommenheit der 
Bedarfsdeckung der russischen Bevölkerung abgelesen 
werden können. Nur dies ist der Maßstab für die Leistungs- 
fähigkeit eines Wirtschaftssystems. Die Totalität muß letzten 
Endes Gegenstand der Würdigung sein, weil Einzelerscheinungen 
blenden können und, wie die raxis der Rußlandbeurteilung 
immer wieder zeigt, auch zur Genüge tun. 
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Bücherschau. 


Neue Rechtsliteratur. 


Michael, Dr. Franz: Der Streit um die Mandschurei: Die 
cdhinesisch-japanischen Rechtsbeziehungen in den „drei östlichen 
Provinzen“ Chinas vor Ausbruch des Konfliktes im September 
1951. 29. Abhandlung des Instituts für politisches, ausländisches 
öffentliches Recht und Völkerrecht an der Universität Leipzig. 
100 Seiten. Preis: brosciert 5,— RM. 


Nach einem knappen historischen Überblick werden die vertraglichen 
Grundlagen der chinesisch-japanischen und chinesisch-russischen Beziehungen 
eschildert. Verfasser geht die einzelnen Verträge in historischer Reihen- 
olge durch. Die in den Fußnoten en Quellen erwähnen das 
russishe Schrifttum nicht, wie sich der Verfasser überhaupt im 1. Teil in 
erster Linie auf Mac Murray stützt. 

Die Verträge vom 25. Mai 1915, die sehr umfangreih sind, sind in 
apperti Form zusammengefaßt, alle wesentlichen Punkte wiedergegeben. 
Verfasser hält die Verträge für gültig und setzt sih mit den aufgeworfenen 
Zweifeln auseinander. (Zu ergänzen ist, daß das Problem der innerstaat- 
lihen Willenseinigung für das Deutsche Reich [vgl. S. 59 des Werkes] durch 
die neueste Gesetzgebung gegenstandslos geworden ist. Artikel 45 III der 
Reichsverfassung ist durch das Gesetz vom 24. März 1933, Reichsgesetzblatt I 
S. 141 geändert: Zustimmung des Reichstages ist nicht mehr erforderlich.) 
Der von chinesischer Seite erhobene Einwand, die Verträge seien infolge 
Zwanges nichtig, ist gegenüber dem Versailler Vertrage gleichfalls geltend 
gemacht. Zuzustimmen ist dem Verfasser, daß die Verträge vom 25. Mai 1915 
nicht deshalb ungültig seien, weil das „quid pro quo“ fehle. Auch die deutsche 
Doktrin ist überwiegend der Auffassung, daß durch das Fehlen dieses Be- 
standteiles das Essentiale des Vertrages nicht berührt werde. 

Die wichtigsten Bestimmungen des Washingtoner Abkommens von 
1921/1922 sind im Wortlaut wiedergegeben. Das Prinzip der „offenen 
Tür“ ist auni erst im Zusammenhang mit der Verbindung der Grog- 
mächte mit China herausgebildet worden. fn diesem Abschnitt ist dem Ver- 
fasser uneingeschränkt beizutreten, insbesondere in der klaren begrifflichen 
Herausarbeitung der Unterschiede zwischen „Meistbegünstigung“ und „offene 
Tür“. Meistbegünstigung ist in der Tat nur auf einzelvertragliher Grund- 
lage denkbar, während der Grundsatz der „offenen Tür“ begrifflih ein Ab- 
kommen mehrerer beteiligter Staaten untereinander ohne Beteiligung des 
Dritten, hier China, darstellt. Mit einem zivilrechtlichen Ausdruck wird man 
vielleiht von einem „Vertrage zu Lasten eines Dritten“ sprechen können. 

Wichtig scheint uns, daß der Begriff der „offenen Tür“ — substantiell eine 
Belastung eines dritten Staates durh mehrere andere Mächte, ohne den 
Dritten zu ziehen — in jüngster Zeit eine Abwandlung erfahren hat. Die 
für das Problem der Anerkennung der Mandschurei wichtigste Note der 
Mandschurischen Regierung vom 12. März 1932 (Text im Manchuria Year 
Book 1932/1933) lautet nämlich in Punkt 7: „That..... the principle of the 
Open Door shall be observed.“ Hier wird also das Prinzip der offenen Tür 
von einem Staat, der Anspruch auf volle Souveränität und Anerkennung als 
gleichberechtigter Partner macht („the Gouvernement will respect internatio- 
nal justice in accordance with the international laws and conventions“ — 
Punkt 2 ebenda) als Fundament eben dieser Anerkennung statuiert, die 
Grenzen zwischen Meistbegünstigung und offener Tür werden also verschoben. 
Der mandschurische Außenminister Mr. Hsieh Chieh-Shih knüpft offenbar 
bewußt an das festliegende Prinzip als solches an. Die Note selbst ist 
in der Unternehmung, die nur bis 1931 führt, nicht behandelt. 

Dem Verfasser ist es gelungen, die rechtlichen Grundlagen des man- 
dschurischen Konfliktes aufzuzeichnen. Die Redhtswissenschaft wird ihm 
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Dank wissen, daß er ein Gebiet in a und klarer Form bearbeitet hat, 
in dem die politischen penni en völkerrechtliche Probleme und Begriffe 
in großer Zahl hervorgebracht haben. Das Schrifttum ist vollständig bis 
etwa zu Beginn des Jahres 1933 berücksichtigt. v. W. 


Lane, Alexander M.: Die Rechtslage der Deutschen Spezia- 
listen in der Sowjetunion. Mit Tabellen über Aus- und Einfuhr 
und einem Mustervertrag. Kirchhain N.-L. Brücke Verlag Kurt 
Schmersow. 1933, 53 S., Preis brosch. 2, — RM. 


Die vorliegende Schrift ist einer der ersten Versuche, die Gesamtheit 
der Fragen, die sich aus der Betätigung deutscher Spezialisten in Sowjet- 
diensten ergeben, an Hand einer nunmehr schon mehrjährigen Erfahrung 
unter rechtlichen Gesichtspunkten zu behandeln. Es ist dem Verfasser ge- 
glückt, in seiner Analyse der verschiedenen Formen des Anstellungsverhält- 
nisses, die durch Se ee Hinweise auf Sowjetgesetzgebung und 
Rechtsprechung sowie auf deutsche Rechtsprechung belegt wird, nicht nur 
rechtlihe Konstruktionen, sondern einen Ausschnitt unbeschönigter Sowjet- 
wirklihkeit zu geben. Die klar und nn geschriebene 
Arbeit kann allen empfohlen werden, die sich für die tatsächliche Gestaltung 
der Beziehungen zwischen der Sowjetunion und dem Auslande en 


Eurasien. 


Savickij, P. N.: Sestina sveta-Rusko jako zeměpisný a 
historický celek (tschechisch: Ein Sechstel der Welt, Rußland als 
eographisches und geschichtliches Ganzes), 16. Band der „V ý hle- 
y, knihy zkušeností a úvah“ (Bücher der Forschung und des 
Denkens), herausgegeben von Vilém Mathesius und J. B. Kozák. 


Über die bisherigen eurasistishen Thesen hinausgehend, stellt Savickij 
den neuen Begriff dieses Kontinents als eine von Europa (das ist die Länder- 
gruppe etwa westlich der Linie Rıga—Donaumündung) deutlich unterschiedene 

rie von Zonen mit zusammengehörigen klimatologischen (S. 101 ff.), pflan- 
zen- und zoogeographischen (S. 63 und 107 ff.) Merkmalen dar, deren Ent- 
faltungsort durch den scheinbaren Trenner Ural so gut wie gar nicht beein- 
flußt wird. Die neue Lehre kann nur verstanden werden, wenn man sich 
zu kühnen geosophischen Erwägungen aufzuschwingen vermag und den 
neuen Begriffen anschließt, die für diese unerläßlich sind und von Savickij 
in geistvoller Weise verdolmetscht werden. Hierzu gehört insbesondere der 
des „Entwicklungsortes“, das ist die Stelle, an der eine Summe geographischer 
Bedingungen auf die geschichtlich-soziale Entwicklung und eine Summe ge- 
schichtlich-sozialer Schöpfungen auf das geographische Antlitz in organischer 
Gegenseitigkeit einwirkt, und daran anschließend gehören hierher auch Aus- 
drücke, die in anderen Zusammenhängen vielleicht wissenschaftlich bedenklich 
erscheinen können, wie Physiosoziologie, Biosoziologie usw. Man kann schon 
aus diesen PRSeU Lungen den besonderen biologishen und nicht anthro- 
po ea a Aspekt des Buches vermuten: klarer als irgendwo sonst wird 

erausgestellt, daß nicht der Mensch allein über ein Land als Ort und Gegen- 
stand der Geschichte entscheide, sondern er zusammen mit den Bedingungen 
des Bodens, Klimas, der Tier- und Pflanzenwelt eine Symbiose delikater, 
aber schöpferisher Wechselbeziehungen bildet. Die Gedanken des Ver- 
fassers sind besonders bemerkenswert, wo sie in Gegensatz zu den Lehren 
und Vorstellungen der Rassentheorie treten und an deren Stelle die gene- 
tische Funktion des Entwicklungsortes setzen. Eine andere Frage ist es, ob 
der Volkswirt sih der auf jener Voraussetzung entwickelten Forderung 
einer kontinentalen Autarkie der Sowjetunion wird anschließen können. 
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Die Ausführungen des Verfassers werden durch die beigegebenen, allzu 
sehr auf Wohlfeilbeit berechneten Karten nicht unterstützt. Man sollte sie 
wenigstens mehrfarbig machen. Einige Zitate aus teilweise veralteten Wer- 
ken, wie S. 98 aus Danilevskij, erregen nur Widerspruch. Das Bud, das 
sich doch an den Gebildeten und nicht an den Fachgeographen wendet, ver- 
breitet sich allzuweit über das Naturwissenschaftlich-Geographische, während 
der geschichtlihe Teil allzu einseitig als eine Geographie des russischen 
Wehrbaus auftritt. Es läge nahe, die Entwicklung der nicht nur russischen) 
Verkehrs- und Handelsbeziehungen mehr als es geschehen ist in diese Be- 
trachtungen hineinzubeziehen, worüber Savickij gutes Material hat, und die 
vortrefflihen auf S. 157 begonnenen kunst- und kulturgescichtlichen Be- 
trachtungen nicht abzubrechen, sondern fortzusetzen. 


Das Buch enthält eine Menge bisher wenig oder gar nicht bekannter 
Einzelheiten und wird insoweit, ohne den wissenschaftlihen Charakter zu 
verlieren, eine unterhaltende Reportage. Aus dieser Fülle des Erstaunlichen 
und Unerwarteten sei nur die völlig neue Darstellung der Geschichte der 
Steppenvölker (als knappe Zusammenfassung eines überaus verwickelten und 
spröden Stoffes) und ihrer Aufgabe in der Geschichte Eurasiens (nicht nur 

ußlands!) hervorgehoben. H. W. 


Tschechoslowakei. 


Krofta, Kamill: Geschichte der Tschechoslo- 
wakei. Mit 8 Bildern. Berlin. 1932. Erich-Reiß-Verlag. 168 S. 


Viator Secundus: Briefe an Masaryk. Heidelberg 
1933. Bündischer Verlag. 212 S. 


Der frühere tshecdhische Gesandte in Berlin Krofta gibt uns in seiner 
von Camill Hoffmann übersetzten tschechoslowakishen Geschichte einen 
knappen übersichtlichen Abri der geschichtlichen Entwicklung, die in die 
Begründung des neuen Staatswesens ausmündet. Dabei bleibt, wie bei ähn- 
lichen Unternehmungen, die aus dem Geiste dieses Staates heraus entstanden 
sind, ein nicht zu umgehender Widerspruch in der Problemstellung be- 
stehen: eine Tschechoslowakei gibt es nun einmal erst seit 1918; was zeitlich 
davor liegt, kann nur Geschichte der voneinander getrennten Teile sein, und 
da die slowakischen Teile fast tausend Jahre hindurch unter ungarischer 
Herrschaft im eigentlichen Sinne geschichtslos gewesen sind, so wird sich die 
Darstellung im wesentlichen auf die historische Entwicklung Böhmens und 
seiner Nebenländer beschränken müssen. Diese „Böhmische Geschichte“ ist 
daher der Hauptinhalt des Kroftaschen Buches. 

Einteilung und EUDDIEUnE des Buches sind klar und einleuchtend. 
Etwas unvermittelt setzt die Darstellung bei den ersten staatsbildenden Ver- 
suchen der Slawen im böhmisch-mährisch-pannonischen Raume ein, wobei die 
Tendenz deutlich ist, das großmährische Reich als historische Erstauflage eines 
„tschehoslowakischen Staates“ zu kennzeichnen. Die Kontroversen der böh- 
mischen Vorgeschichte (germanische Urbesiedlung, slawishe Einwanderung) 
sind damit geschickt umgangen; das slawisch-germanische Nebeneinander, 
das den Charakter der böhmischen Geschichte ausmacht, kommt dadurch 
nicht deutlid zum Ausdruck; in späteren Bemerkungen (S. 28, 39) ist das 
Problem nur vorsichtig angedeutet. 

Die weiteren Etappen folgen der üblichen Darstellungsweise. Pře- 
myslidenherrschaft, kultureller und machtpolitisher Höhepunkt unter 
Karl IV., Problematik der hussitischen Bewegung (wobei die einzelnen Ten- 
denzen des Husitismus sehr anschaulich gegeneinander abgegrenzt sind), 
Habsburger Herrschaft mit allmählichem Verlust der staatlichen Selbständig- 
keit. Von der neueren Geschichte sind die Partien über den Verfassungs- 
kampf seit den sechziger Jahren (hier auh für die Slowaken) und die 
tshechoslowakische Aktion während des Krieges (Maffia, Legionen, Natio- 
nalrat) etwas ausführlicher behandelt. Das Schlufkapitel enthält die wich- 
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tigsten Akzente in der Geschichte des neuen Staates: die Friedensschlüsse, 
den Teschener Streit, außenpolitische Bindungen (Kleine Entente, Locarno), 
Verfassungs- und Bodenreform, die religiösen Probleme (tschechoslowakische 
Landeskirche, Bruderkirche, Modus Vivendi mit dem Papst). Es schließt mit 
einer allerdings sehr summarischen Erörterung der nationalen Frage, deren 
Hauptschwierigkeiten als überwunden betrachtet werden. 


Von einem tiefen Haß gegen die Geschichts- und Staatsideologie, die 

u. a. auch in dem Kroftaschen Buche zum Ausdruck kommt, zeugen die Briefe 
eines Deutschböhmen, der sih hinter dem Namen Viator Secundus 
verbirgt. Diese Briefe sind voll von erbitterten Angriffen gegen das Staats- 
oberhaupt der tschechoslowakischen Republik, und seine Kriegserinnerungen, 
die er im Jahre 1925 unter dem Titel „Die Weltrevolution“ herausgab. In 
Form einer Polemik werden viel brennende Fragen der heutigen Situation 
in der Tschechoslowakei angeschnitten. Soweit das Buch leidenschaftlihe An- 
klage einer übervollen Seele ist, wird es den Eindruck nicht verfehlen. Was 
es zur Diskussion aktueller und historischer Probleme beiträgt, ist dagegen 
sehr bescheiden. In der Frage der tschechoslowakischen Legionen richtet der 
Verfasser sehr scharfe Angriffe gegen Frau Dr. Klantes Buch, um dann eben- 
so unkritisch auf die Darstellungen Sakharows zu schwören. Die Aufrollung 
gewisser wenig erfreulicher Angelegenheiten der tschechischen Innenpolitik 
ist sicher nützlich, aber es genügt nicht, die in den letzten Jahren angehäufte 
schmutzige Wäsche noch einmal auszubreiten. Am Schluß wird als Ausweg 
aus allen Schwierigkeiten die Lösung für die Zukunft prophezeit, daß das 
Nationalitätenprinzip in Europa „bis ins Kleinste durchgesetzt wird“, und 
„der tschechische Staat auf die bloß tschechischen Gebiete beschränkt wird“. 
Damit sind leider die wesentlichsten Tatsachen der Nationalitätenfrage in 
Böhmen, nämlich die geopolitische Raumeinheit und die unlösbare Verzahnung 
der beiden Nationalitäten (die Prager Deutschen!) nicht gewürdigt. Die 
kritische Auseinandersetzung mit den Masarykschen Memoiren von hoher 
Warte aus (wie dies Nadolny mit Masaryks „Neuem Europa“ in seiner Re- 
lik „Germanisierung oder Slawisierung?‘ in vorbildlicher Weise getan hat), 

leibt auch nach diesen Briefen ein Desiderium. W. L. 


Memoiren. 


Alexander von Rußland: Einst war ic ein Großfürst. 
Paul-List-Verlag. Leipzig 1932. 8°. 341 S. 


Der kürzlich verstorbene russische Großfürst Alexander Michajlowitsch 
war ein Schwager des Zaren Nikolaus II. und ein jüngerer Bruder des durch 
seine Forschungen auf dem Gebiete der russischen Geschichte auch in 
Deutschland bekannt gewordenen, von den Bolschewiki schon 1918 erschosse- 
nen Großfürsten Nikolaus Michajlowitsch. Diese beiden Brüder stachen einst 
von den übrigen Grofffürsten, ihren Vettern und Onkeln, durch einen sym- 
pathischen Betätigungswillen vorteilhaft ab. Sie begnügten sich nicht mit 
der dekorativen Stellung, die einem kaiserlichen Prinzen zugewiesen war, 
sondern suchten, der ältere auf dem Gebiete der Volksbildung, der jüngere 
in der Landesverteidigung, einen Einfluß zu gewinnen, allerdings mit sehr 
geringem Erfolg. Groffürst Alexander, der als Marineoffizier große Reisen 
gemacht und sich auch längere Zeit in Amerika aufgehalten hatte, galt ebenso 
wie sein gelehrter Bruder für einen Mann, der fortschrittlihen und demo- 
kratischen Ideen huldigte.e Nach der Revolution lebte er als Emigrant bald 
in Frankreich, bald in Amerika, wo er durch seine Vorträge über eine ‚Re- 
ligion der Liebe“ eine Zeitlang viel von sich reden ließ. Kurz vor seinem 
Tode verfaßte er seine Memoiren, die zuerst in einer englischen Ausgabe 
erschienen und nunmehr auch in guter deutscher Übersetzung vorliegen. 


Für uns hat naturgemäß das den Weltkrieg und dessen Entstehung be- 
handelnde Kapitel der Memoiren das meiste Interesse. Der Groffürst macht 
keinen Versuch, das Problem der Kriegsschuld zu lösen, stellt aber drei 
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Tatsachen fest, deren historishe Authentizität er dokumentarisch nachweisen 
zu können vorgibt: 


1. Der Konflikt hatte seinen Grund in der englisch-deutschen Rivalität 
um die wirtschaftlihe Vorherrschaft auf der Welt, 2. Nikolaus lI. tat, was 
in seiner Macht stand, um den Ausbruch der Feindseligkeiten zu verhindern, 
doch fand er wenig oder keine Unterstützung für seine versöhnlichen Be- 
mühungen bei seinen Beratern im russischen Auswärtigen Amt und im russi- 
schen Generalstab, 3. bis Schlag Mitternacht des 31. Juli 1914 hätte die eng- 
lishe Regierung das Unheil noh abwenden können durch Kundgabe ihrer 
Bereitwilligkeit, auf seiten Frankreichs und Rußlands zu treten (S. 206). 


Leider wird der Wert dieser Memoiren als einer historischen Quelle 
durch die vielen darin vorkommenden, ganz unverständlichen falschen An- 
gaben stark herabgemindert. Auch die Ereignisse, die in eine Zeit fallen. 
als der Großfürst eine gewisse politische Rolle spielte, und an denen er un- 
mittelbar beteiligt war, wie z. B. die russische Östasienpolitik vor dem 
russisch-japanischen Kriege, werden in einer höchst einseitigen und mangel- 
haften Weise behandelt. Die Darstellung dieser Ereignisse, wie sie uns in den 
Memoiren geboten wird, kann eher zur Verschleierune als zur Enthüllung der 
historischen Wahrheit beitragen. Dagegen ist die Charakterzeichnung einiger 
Persönlichkeiten des zaristischen Regimes, besonders des Grofffürsten und 
vor allem auch des unglücklichen letzten Kaisers, richtig und lebendig. Dabei 

eht Großfürst Alexander mit rücksichtsloser Offenheit und Schärfe ans 

erk. Alles in allem können die Memoiren Alexander Michajlowitschs auls 
ein Beitrag mehr zur Familiengeshihte der Romanows als zur Staats- 
geschichte Rußlands angesprochen werden. 


Ap per Hermann: Unter Doppeladler und Sowjetstern. 
Streiflichter aus Krieg und Gefangenschaft. Im Selbstverlag des 
Herausgebers und Druckers Karl Rieger in Jägerndorf, Tschecho- 
slowakei. 1932. 8°. 194 S. 


Ein Soldaten- und Kriegsgefangenenschicsal wie das von vielen 
Hunderttausenden. Als ein kaum dem Knabenalter entwachsener Jüngling 
geht der Verfasser ins Feld, um nach einer vierjährigen, an Wechselfällen 
und Abenteuern reichen Gefangenschaft als gereifter Mann in seine öster- 
reichisch-schlesische Heimat zurückzukehren. Dank seinem nie versagenden 
Lebenswillen und seinem guten Anpassungsvermögen verkrüppelt er nicht 
geistig und körperlich wie so viele seiner Leidensgefährten, sondern benutzt 
seinen unfreiwilligen Aufenthalt in Rußland, um die Eigenart und Kultur 
des russischen Volkes gründlich kennenzulernen und die gewaltigen Ein- 
drücke der Revolution auf sich einwirken zu lassen. So kann er die schweren 
Jahre der Gefangenschaft als Gewinn für sein Leben verbuchen. Ein tiefes 
und inniges Mitgefühl mit den Leiden des russischen Volkes beseelt Her- 
mann Appel, dessen Schilderung der russischen Zustände im Uralgebiet in 
den Jahren des Bürgerkrieges wahrheitsgetreu und für den Leser Bann nd 
ist. . St. 


Notizen. 


Der VII. Internationale Historikerkongref in Warschau. 


Am 21. August d. J. wurde im Lichthofe der Technischen Hochschule in 
Anwesenheit des polnischen Staatspräsidenten Mościcki und einer Reihe von 
weltlichen und geistlichen Würdenträgern der VII. Internationale Historiker- 
kongrefi durch den Vorsitzenden des Örganisationskomitees, Professor Dr. 
Bronislaw Dembinski-Posen feierlich eröffnet. Daß diese seit Anfang dieses 
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Jahrhunderts bestehende Einrichtung nach den Vorkriegstagungen in Paris 
(1900), Rom (1903), Berlin (1908), London (1913) und den Nachkriegstagungen 
in Brüssel (1923) und Oslo (1928) für dieses Mal in der Hauptstadt des wieder- 
erstandenen Polen stattfinden konnte, zeigt das Interesse der gesamten wissen- 
schaftlichen Welt an den Verhältnissen im europäischen Osten. Die hervor- 
ragendsten Vertreter der Geschichtswissenschaft und der historischen Hilfs- 
wissenschaften von 26 europäischen und außereuropäischen Staaten in einer 
Gesamtzahl von etwa 600 Personen waren der Einladung Polens gefolgt. Die 
deutsche Wissenschaft war mit etwa 50 Teilnehmern unter Leitung von Pro- 
fessor Brandi-Göttingen vertreten, wodurch die starke Verbundenheit der 
Geschichtswissenschaft der beiden Nachbarstaaten miteinander seinen äuferen 
Ausdruck fand. 

Die Eröffnungsfeier brachte neben der Begrüfßungsrede des Vorsitzen- 
den Prof. Dembiński die Ansprache des polnischen Ministerpräsidenten und - 
Kultusministers Janusz Jendrzejewicz mit bemerkenswerten Ausführungen 
über die wechselseitigen Beziehungen zwischen der Geschichtswissenschaft 
und der Politik. Die programmatische Rede über die hervorragende Bedeu- 
tung der Geschichtswissenschaft hielt sodann der Vertreter des Heiligen Stuh- 
les, Bischof Professor Dr. Godlewski-Krakau, worauf der Vorsitzende des 
vorigen Kongresses Professor Halvdan Koth-Oslo den Tätigkeitsbericht über 
die Auswirkungen der Osloer Tagung (1928) erstattete. achdem noch die 
Professoren Jorga-Bukarest und Kutrzeba-Krakau gesprochen hatten, wurde 
anschließend durch den Staatspräsidenten die gleichfalls im Gebäude der 
Technischen Hochschule untergebrachte Historisch-geographishe Kartenaus- 
stellung eröffnet, die von Professor Curschmann-Greifswald organisiert war 
und sowohl bei allen Teilnehmern, als auch in der polnischen Presse ungeteil- 
ten Beifall fand. 

Von den insgesamt etwa 400 Vorträgen der zahlreichen Sektionen ent- 
fielen auf die deutsche Delegation 25, von denen wir einige nennen, nämlich 
die der Professoren Aubin-Breslau, Brackmann-Berlin, Brandenburg-Leipzig, 
Diepgen-Berlin, Doeger-Müncen, Finke-Freiburg, Hoetzsch-Berlin, Jantzen- 
Frankfurt a. M., Kehr-Berlin, Koebner-Breslau, Kornemann- Breslau, Momm- 
sen-Marburg, Ritter-Freiburg, Schramm-Göttingen, Unverzagt-Berlin und 
Vogel-Berlin. | 

Nach einer siebentägigen Tagung in Warschau fuhren die Teilnehmer 
geschlossen nach Krakau, wo der Kongrefi am 29. August sein Ende fand. 


Die Veranstaltung hat bei allen Teilnehmern, besonders auch bei den 
Deutschen, durch den harmonischen Verlauf, durch das Zusammentreffen mit den 
zahlreichen Vertretern vieler Länder bei den wissenschaftlichen Veranstaltun- 

en und mit den führenden Persönlichkeiten des polnischen öffentlichen 
Labe auf den offiziellen Empfängen beim Staatspräsidenten, beim Minister- 
räsidenten und dem Stadtoberhaupt von Warschau tiefe Eindrücke hinter- 
assen, die noch vertieft werden konnten durch Ausflüge in die Tatra, nach 
Lemberg, Wilna, Posen und Gdingen. Dr. A. Loessner. 


Der Allslavische Verein in Warschau. 


In Warschau ist im Juli ein Allslavisher Verein gegründet worden, 
dessen Satzungen von der Regierung am 21. Juli bestätigt wurden. Am 
25. Juli fand die Hauptversammlung statt, in der der Hauptvorstand gewählt 
wurde. Diesem gensren an: Ingenieur Jan Rogowicz (Präsident), Ignacy 
Dygas (Vizepräsident), Professor Stanislaw Szober (Vizepräsident), Dr. Jos. 
Gołąbek (Ceneralsekretär), Direktor Władysław Kwiatkowski (Schatz- 
meister), W. Piechaczek, W. Abderman, Prof. Słoński, F. Gwiżdż, E. We- 

ielski, Dr. Zygmunt Siennicki, Prof. Kurnatowski und Major Henryk Sobo- 
ewski. Die Revisionskommission besteht aus: Dr. J. Kozak, Ingenieur 
St. Wegielski, Redakteur H. Olszewski, Direktor B. Rostkowski und Redak- 
teur L. Krajewski. Vorsitzender der Bildungssektion ist Dr. Golabek, der 
Organisationssektion S. Lewicki, der Propagandasektion E. Wegielski, der 
Kunstsektion I. Dygas, der juristischen Sektion Rechtsanwalt I. Krzymuski. 
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Die Oberleitung des Hauptvorstandes hat Professor T. Zieliński übernommen. 
Der neue Verein bezweckt, eine engere Fühlung unter den slavischen Völ- 
kern auf kulturellem und wirtschaftlihem Gebiet herbeizuführen. Die 
Adresse des Vereins ist: Warschau, Skorupkastr. 7. Ch. 


Eingegangene Bücher: 


Arbusow, Leonid: Frühgeschichte Lettlands. Mit einer Karte. Riga 
1933. Verlag E. Bruhns. 64 S. (Dommuseum der Gesellschaft für Geschichte 
und Altertumskunde zu Riga.) 


Borecký, Miloš: O jmenných větách v památkách staroiränskych. 


(Sur les phrases nominales dans les documents vieux-iraniens.) Prag. Philo- 
sophishe Fakultät der Karls-Universität. 1932. 165 S. Veröffentlichungen 
der Philosophischen Fakultät, Bd. XXX. Preis: 42 Kč. 


Byzantinoslavica. Sbornik pro studiom byzantskoslovanskych 
vztahu. (Recueil pour l'étude des relations byzantino-slaves. Bd. IV. Heraus- 
gegeben vom Slavischen Institut. Prag. Verlag Orbis. 1932. 545 S. 


Dvořák, Josef: Deminutiva v jazycich románských. I. Vulgárni 
latina a španělština. (Les Diminutifs dans les Langues romanes. I. Le latin 
vulgaire et l'espagnol.) Prag. Philosophische Fakultät der Karls-Uni- 
versität. 1932, 156 S. Veröffentlihungen der Philosophischen Fakultät, Band 
XXXI. Preis: 30 Kč. 

Franzis, Emerich: Bernard Bolzano, der pädagogische Gehalt seiner 
Lehre. Zugleich ein Beitrag zur Geistesgeschichte des ostmitteleuropäischen 
Raumes. Münster. Aschendorffshe Verlagsbuchhandlung. 1933. XX, 249 S. 
(Deutschtum und Ausland, Studien zum Auslanddeutschtum und zur Aus- 
landkunde, Heft 54.) Preis: geh. Mk. 8,50, geb. Mk. 9,75. 

Gins, G. K.: Politiieskaja Ekonomija. Na£al’nyj kurs. (Politische 
Wirtschaft. Anfangskursus.) II. Teil der Rectslehre und Politishe Wirt- 
schaft. Charbin. Verlag Cinareva. 1933. 104 S. 

Gins, G. K.: Učenie o prave i polititeskaja ekonomija. (Rechtslehre 
und polifiede Wirtschaft.) Teil I. Charbin. Verlag „Zarja“. 1933. 105 S. 

zvestija ze o fakul’teta. Memoirs of the Faculty of Law 
in Harbin. Band X. Charbin. Verlag Cinareva. 1933. 378 S. 


Jirát, Vojtěch: Platens Stil. Ein Beitrag zum Stilproblem der nach- 
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Die Lage in Polen und den Randstaaten. 
Von Otto Hoetzsch. 


1. Allgemeine Bemerkungen. 


Auf dem internationalen Historikerkongreß in Warschau 
fand eine sehr anregende Aussprache über den Begriff Ost- 
europa, seine Abgrenzung und die Gliederung seiner Geschichte, 
statt!). Der tschechische Historiker Bidlo grenzte im Anschluß 
an die bekannte Lehre von den Kulturkreisen Osteuropa als das 
Gebiet der oströmisch-byzantinisch-orthodoxen Kultur ab. Ich 
stellte dem entgegen als grundlegenden Ausgangspunkt die Ent- 
stehung der Volkstümer und ihrer Staaten, der, wie Ranke sagte, 
historisch-politischen Individualitäten, deren Zusammenhang 
untereinander und mit Europa dann erst die richtige Beleuch- 
tung finde, sowohl für Ruflland als den wesentlichen Teil Ost- 
europas wie das vorgelagerte Stück „Zwischeneuropa“ oder 
„Ostmitteleuropa“. Und nur so sind ja sowohl das Eigen-Rect 
dieser Nationen und Staaten, wie die Beziehungen unter ihnen 
richtig zu sehen. 

In diesem Licht haben wir deutschen Historiker versucht, im 
besonderen das deutsch-polnische Verhältnis histo- 
risch zu erfassen in einem Sammelwerk: „Deutschland und 
Polen. Beiträge zu ihren geschichtlichen Beziehungen.“ (München 
und Berlin 1933, 279 52) Auch für die Übersicht hier sei aus 
dem Vorwort unserer Sammlung zitiert, daß wir ausgehen von 
der Tatsache, daft „beide Völker seit über tausend Jahren in 
engster Raumgemeinschaft und deshalb in besonders nahen 
politischen und kulturellen Beziehungen gestanden haben. Die 
Gemenglage ihrer Siedlung verbietet es, die westeuro- 
päischen Begriffe völkischer Staatsgrenzen auf den Osten zu 
übertragen. Vielmehr zwingt die historisch gewordene enge 
Raumgemeinschaft Polen wie Deutsche, dieser Tatsache 
Rechnung zu tragen und die Geschichte, statt sie zur Erregung 
von Gegensätzen und Leidenschaften mifbrauchen zu lassen, zu- 
nächst einmal in den Dienst des Verständnisses der so erwachse- 


1) Siehe darüber meinen ausführlichen Bericht in „Zeitschrift für ost- 
europäische Geschichte“, Bd. 8, Heft 1 (1935). 
3) Siehe die Besprechung in der Bücherschau dieses Heftes. 
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nen Berührungen zu stellen. Beide Völker werden durch eine 
solche Auffassung von Vergangenheit und Gegenwart zugleich 
dem wohlverstandenen Interesse Europas besser entsprechen als 
durch die Pflege von Vorstellungen und politischen Zielsetzungen, 
die sich nur durch Vergewaltigung historischer Erkenntnis auf- 
rechterhalten lassen“. Es ist wichtig und lehrreich auch für den 
Politiker, damit auch die Gesamtauffassung der polnischen Ge- 
schichte zu vergleichen, die der polnische Gescichtsforscher 
O.Halecki in einem Buche von 350 Seiten dem Historikerkongref 
überreichte: „La Pologne de %3 à 1914. Essai de Synthese 
Historique®).“ 

Der mächtige Schwung, der jetzt durch Deutschland braust, 
hat auch hocderfreulih den Ostraum und das Interesse 
an ihm ergriffen. Wie die Wissenschaft überhaupt, so ist auch 
die Arbeit in unserer Zeitschrift dafür einzusetzen, in einer Art 
geistiger Mobilmachung im „Kampf um den Osten“, wie das 
W. Kothe in einem sehr guten Programmaufsatz unter diesem 
Titel behandelt (Monatsschrift „Volk und Reich“, Heft 8, 1933). 
Zu den wissenschaftlichen Waffen, die dann gemäft auch den 
neuen „Richtlinien“ für Geschichtsunterricht und völkische Er- 
ziehung zu verwenden sind, insonderheit für aufßenpolitisches 
Denken, soll auch die Zeitschrift „Osteuropa“ in ihrer alten 
Arbeit und gemäß ihrer Aufgabe mit aller Kraft beitragen. 
Wenn ihr dabei die Dinge im aufßerdeutschen Osten im 
Vordergrund stehen, so ist das keine Vernachlässigung der deut- 
schen Osifragen oder der Fragen des Auslandsdeutschtums. Sie 
greift auf diese Gebiete nicht über, um nicht Doppelarbeit neben 
anderen Verbänden und Zeitschriften zu leisten, aber die 
innere Verbindung ist hergestellt. 


2. Polen: Allgemeines und Wirtschaftslage. 


Zusammenfassend habe ich über Polens außenpolitische 
Stellung mit Bemerkungen über seine Verfassung und Geistes- 
art zuletzt in „Osteuropa“, 6. Jahrgang (1931), S. 373—390, ge- 
handelt. Dort zeichnete ih die sog. Rekonstruktions- 
periode und die Entstehung des neuen polnischen Staates 
und in ihm zugleich die beiden so Une ut wichtigen Züge: 
„Der geopolitische Charakterzug ist, daß die Weichsel gewiß 
Polens Strom, nicht Polens Grenze ist, daß sie mit ihren Neben- 
flüssen aber den heutigen polnischen Staat ebensowenig zu einer 

eopolitischen Einheit machen kann, wie sie es in der Geschichte 
Polens bis 1772 jemals hat tun können, daß heute, wie vor 1772, 
in West und Ost und Südost große Stücke in andere geopolitische 
Räume und S E hereingehören und hereinfließen. Der 
Westen ist Oderland, der Südosten gravitiert nach Osten und 


3) In der Bücherschau dieses Heftes wird eine Bibliographie der 
deutsch-polnishen Probleme von Kasimir Smogorzewski, „Abrege d'une 
bibliographie relative aux relations polono-allemandes“, besprochen. 
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dem Schwarz-Meer-Gebiet. Noch nicht die Hälfte ist Weichsel- 
land, natürliche Grenzen fehlen nach West und Ost und sind nur 
mit den Karpathen im Südosten vorhanden. Gewiß ist heute der 
Mittelpunkt Warschau in seiner Rolle als Zentrum nicht be- 
stritten (in der polnischen Vergangenheit hat das Zentrum be- 
kanntlich gewechselt). Aber ist dieser Staat Polen eine geogra- 
phische, eine geopolitische Individualität, als Staat der Weichsel, 
der durch diesen großen Strom aus natürlichen Gründen nicht 
zur Einheit zusammengescllossen werden kann, und mit einer 
Küstenstrecke von 73 km, die den Staat so in seiner Konfigura- 
tion dem Kongostaat naherückt? 


Und der nationale Gesichtspunkt, daß von den 32 Millio- 
nen Einwohnern des heutigen Staates jeder dritte ein Nichtpole 
ist: Deutscher, Weifßtrusse, Kleinrusse, Jude, Litauer, und daß 
von diesen nichtpolnischen Nationalitäten die Angehörigen der 
deutschen, russischen und litauischen Nationalität an den Rän- 
dern des Staates sitzen, in unmittelbarem Zusammenhang mit 
dem Raum, auf dem jeweils ihre Nationalität im selbständigen 
Staatswesen existiert. 

Die nächsten Daten sind: 372000 qkm grok — heute 
3214 Mill. Einwohner — 83 Menschen auf 1 qkm — Verhältnis 
von Stadt und Land wie 4 zu 34 — jährliche Bevölkerungs- 
vermehrung %% Million. Aber diese Bevölkerungszunahme 
ist im Zurück Se für 1953 erwartet man einen Geburtenüber- 
schuß nur noch von 10 bis 11 auf das Tausend, während dieser 
im letzten Jahrzehnt im Durchschnitt beinahe 16 war. Die Ur- 
sache dieses Rückganges liegt nicht ganz zutage, da die wirt- 
schaftliche Not oder die Unmöglichkeit der Auswanderung nicht 
alles erklärt. Jedenfalls erhält die Zuversicht Polens, daß der 
bisherige Altersaufbau und die Vermehrung Mitte des Jahr- 
hunderts die gleiche absolute Ziffer der wehrfähigen männlichen 
Bevölkerung für Polen wie für Deutschland bringen werde, 
einen Stof. Immerhin ist heute die relative Vermehrung der 
Bevölkerung im polnischen Staate das Dreifache der deutschen, 
wobei darauf hinzuweisen ist, daß die deutsche Minderheit sich 
am schwächsten, die ukrainische und weißrussische am stärksten 
vermehrt und das polnische Element in der Mitte steht. In sieben 
Kreisen der Woiwodschaft Posen verzeichnete die Volkszählung 
von 1931 keinen Zuwachs, sondern Verlust. 


Die Wirtschaftslage Polens ist im ganzen entsprechend 
der Weltwirtschaftskrise ernst und gedrückt, besonders auch auf 
dem flachen Lande. Die Bauernprozesse, die eben wieder be- 

annen, beweisen das, sie drehen sih nur zum Teil um 
auernunruhen aus nationalen Spannungen, zum anderen, 
in Westgalizien und Mittelpolen, beweisen sie die schwere Wirt- 
schaftsnot auch der polnischen Bauern, deren Konsumkraft fast 
picid Null ist. Auch andere Momente, wie die Kohlenförderung, 
ie Zahl der in der Industrie beschäftigten Arbeiter, das Kredit- 
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wesen, das Verkehrswesen, das Lebensniveau im allgemeinen, 
zeigen, daß die Wirtschaftslage gespannt, zum Teil sehr schlecht 
ist, wenn auch von der Gefahr eines Zusammenbruchs mit seinen 
Rückwirkungen nicht gesprochen werden kann. 

Die Bewegung der Getreidepreise nach unten und der auch 
hier zu führende Kampf um die bekannte „Schere“, sowie das 
Ringen um die Handelsbilanz haben auch in Polen zu weitgehen- 
den Eingriffen des Staates in die Wirtschaft ge- 
führt, in Subventionen, Schutzmaßnahmen, Staatskontrolle 
(Petroleum z. B.), Staatsmonopolen (Streichhölzer, Alkohol), 
Banken, Arbeit, Kartellen, Stützung der Getreidepreise, Kon- 
version der a hier landwirtschaftlihen Schulden im 
letzten Winter und Inangriffnahme derselben Maßnahme für die 
kurzfristige Verschuldung jetzt, Herabsetzung der Preise der 
Industriefabrikate, Ausfuhrdrosselung. Es ist kein eigentliches 
System und kein systematischer Wille, aber im ganzen herrscht 
Protektionismus, Staatsintervention, -Kontrolle und -Hilfe. 


Die Überlegung darüber, ob Polen im ganzen überhaupt 
wirtschaftliih autarkisch sein könnte, kann im Drang der 
Gegenwartsnot nicht recht zu Ende kommen. Man sieht dabei nur 
immer wieder die bekannte Tatsache, daß zwar Polen seiner 
Struktur nach weitgehend dafür befähigt wäre, wenn diese 
Struktur heute eine organische Einheit wäre. Aber sie ist ja aus 
den drei Teilgebieten herausgerissen und heute noch keineswegs 
zu einem Organismus zusammengewacsen. Das ergibt ein 
sonderbares Verhältnis des Zwanges zum Export und des Ein- 
fuhrbedarfs, das wieder ein weiteres Moment der Unsicherheit 
in die Wirtschaftspolitik des Staates hereinträgt. (Diese Frage, 
wichtig auch für die Wirtschaftsbeziehungen Deutschlands zu 
Polen, ist in der Zeitschrift „Osteuropa-Markt“, Heft August/Sep- 
tember, gut besprochen.) 

Wegen der politischen Bedeutung der Hafenfrage sei 
eine Bemerkung über die polnishe Handelsflotte angefügt, 
die seit 7 Jahren mit stärkster Beteiligung des Staates aufgebaut 
wird, freilich erst auf im ganzen 31 Schiffe mit rund 70000 t und 
einem Verkehr von (1933, 1. Halbjahr) 434000 t und 1640 Passa- 
gieren angekommen ist und vom ganzen polnischen Seeverkehr 
über Gdingen und Danzig noch nicht 10% stellt. 


Die polnishe Währung hält am Goldstandard fest und 
hat mit einem Goldbestande von rund 1! Milliarde Zloty eine 
Notendeckung von 44,3%. Die polnishe Finanzpolitik lehnt 
auch alle Erwägungen, den Goldstandard zu verlassen, ab und 
betont auch auf diesem Sondergebiete die enge Verbindung mit 
Frankreich. 

Die Finanzlage ist alles andere als günstig, zwingt zum 
Beamtenabbau, der mit etwa 10 % der gesamten Beamtenschaft 
mit Jahresende durchgeführt sein soll (die Zahl der staatlichen 
Beamten und Angestellten wird auf 450000 berechnet). Die 
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Finanzlast — Gesamtverschuldung des Staates am 1. Oktober 
414 Milliarden Zloty, davon 0,4 innere und 3,8 äußere Verschuldung 
— ist besonders wegen des Heeresetats so schwer, der für 
1933/34 bei 2% Milliarden Zloty Ausgaben im ganzen, nur die 
Ausgaben des Kriegsministeriums gerechnet, 823 Millionen Zloty 
verschlang. Die Armee zählt 256000 Unteroffiziere und Soldaten 
und 17905 Offiziere (die fast doppelt so starke französische 
Armee hat nur rund 26000 Offiziere!). Es ist bekannt, daß Polen 
Hilfe für seine Finanzen von seinen Freunden durch Staats- 
anleihen sehr wenig erhalten hat. Private Anlagen des Auslan- 
des sind, wie z. B. die Beteiligung fremden Kapitals an den 
Aktiengesellschaften beweist, recht hoch vorhanden. Soeben ist 
aus England eine Anleihe von 1,9 Mill. Pfund für die Elektri- 
fizierung des Warschauer Bahnhofs gegeben worden, von der 
a ie Hälfte wieder an englische Unternehmungen zurück- 
iefit. 

Das Defizit im Staatshaushalt hat die Regierung zum 
erstenmal seit Beginn des Regimes von Pilsudski zu einer 
inneren Anleihe ‚gs Wuneen. die durch Notverordnung 
vom 7. September in Höhe von 120 Mill. Goldzloty aufgelegt 
wurde als „Anleihe der Nation“ zur Deckung des Budgetdefizits. 
Von 1926 bis 1929 ist man ohne innere Anleihe durchgekommen. 

etzt hat die Wirtschaftskrise, der Rückgang der Produktion und 
es Auftenhandels die Reserven aufgezehrt, die Steuerschraube ist 
nicht schärfer anzuziehen, und so soll das Defizit dieses Jahres, 
das auf etwas über 44 Milliarde Zloty geschätzt wird, in dieser 
Form san werden. Die Anleihe war freiwillig, aber ein sehr 
lebendiger Werbefeldzug hat einen starken Druck ausgeübt, so 
daß es sich tatsächlich um eine Zwangsanleihe handelt. Der Er- 
folg war auch erheblih. Statt der erwarteten 120 wurden 
316 Millionen gezeichnet. Das ist Beweis einer großen Kraft- 
anstrengung und auch noch Leistungsfähigkeit, und das Blatt 
des Regierungsbloces, die „Gazeta Polska“, fügte hinzu 
(7. Oktober), daß das zugleich auch eine Billigung der Linie der 
Regierung sei. Jedenfalls hat sich deren Frwartane erfüllt, 
daft die Anleihe über das nächste Bedürfnis hinaus neues Geld 
in die Wirtschaft bringen würde. Demgemäß schließt der Haus- 
haltsplan für 1934/35 bei 2,16 Milliarden Zloty Ausgaben und 
2,11 Milliarden Zloty Einnahmen $ diese eingerechnet 175 Mil- 
honen Teilerlös der inneren Anleihe) mit nur rund 48 Millionen 


Zloty Defizit ab. 


3. Innere Politik. 
Der Pomp gegen jede Opposition richtet sich besonders 
o 


gegen den mmunismus. Der Prozeß gegen die Kommu- 
nistische Partei Weißruflands in Kobryn, der zwei Jahre dauerte, 
schloß mit Verurteilung der An eranen zu lebenslänglichem 
Gefängnis (am 28. September). Nach kommunistischen Verhaf- 
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tungen in Galizien glückte Ende August die Verhaftung der 
Zentralleitung der Kommunistischen Partei Polens in Warschau, 
namentlich ihres Hauptleiters Alfred Lampe. Auch die Kom- 
munistische Partei der Westukrainer (in Lemburg) konnte 
festgenommen werden. Die Moskauer „Prawda“ (7. Septem- 
ber) berichtete ausführlih über diese Dinge, die Bauern- 
unruhen, die Streikbewegungen in der Arbeiterschaft und die 
Aufgaben der Kommunistischen Partei in Polen, wobei freilich 
die Fühlung zwischen Arbeitern und Bauern fehle. Das paßt nicht 
s ganz a der polnisch-russischen Freundschaft, die jetzt so in 
üte steht. 


Während von der Opposition der PPS. nicht viel zu spüren 
ist, besteht eine starke Bauernopposition. So wenig davon 
in die Zeitungen kommt, so kann doch nicht verborgen werden, 
daß Lebensmittelstreiks der Bauern, Ausschreitungen und Un- 
ruhen namentlich in Galizien fortwährend stattfinden. Die poli- 
tische Bauernbewegung ist vor drei Jahren ziemlich fest zusam- 
mengeschlossen worden, als die drei Bauernparteien „Piast“, 
„Wyzwolenie“, Stronnictwo Polskie“ unter Führung von Witos 
sich vereinigten. Auf den Tagungen und in den Entschließungen 
dieser Bauernparteien kommen recht häufig radikale Äußerun- 
gen politischer und sozialer Richtung zum Ausdruc: die Bauern- 
partei, die vor allem im südlichen und südöstlichen Polen herrscht, 
steht in unbedingter Opposition gegen die Pilsudskiregierung. 

Ihr Führer Witos gehörte auch zu den Angeklagten im sogen. 
Brester Prozeß. Dieser ist am 5. Oktober endgültig vom 
Obersten Gerichtshof mit der Verwerfung der Revision entschie- 
den. Die Verurteilten verlieren zugleich damit ihre Parlaments- 
mandate, so daß der Bauernführer und frühere Ministerpräsident 
Witos (inzwischen nach der Tschechoslowakei geflüchtet) und 
der sozialistishe Abgeordnete Liebermann mit acht anderen 
Führern des sogen. „Centrolew“ aus dem politischen Leben 
vertrieben sind. Der darüber sehr befriedigte Artikel der 
„Gazeta Polska“ (6. Oktober) bezeichnete den Ausgang nicht recht 
verständlich als „das Ende des Schlachtizenpolens“, obwohl es 
sich, wie der Name sagt, hier um die linke Gruppe des alten 
politischen Zentrums handelt, die mit dem größeren Grundbesitz 
oder Adel gar nichts zu tun hat. Eine Gefährdung für das Regime 
Pilsudskis fie in dieser Bauernbewegung nur, soweit sie von 
der wirtschaftlichen Not getragen wird. Sonst umfaßt sie ja viel 
zu wenig vom ganzen Staat. Namentlich steht außerhalb, während 
im Osten die Lage durch den Nationalitätengegensatz anders be- 
stimmt wird, der Westen, wo in Posen und Pommerellen auch 
auf dem Land die Nationaldemokraten herrschen. 

Gegen deren Opposition geht die Rerierung immer schärfer 
vor. Das sogen. „Lager des großen Polens“ und die Jugend- 
verbände sind verboten. Dem folgte die Auflösung (4. Oktober) 
der „Zentrale der akademischen brüderlichen Hilfe“ an den War- 
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schauer Hochschulen, einer Art Studentenwerk in unserem Sinne, 
das aber scharf politisch gerichtet ist. 


Der Kampf der Regierung gegen die ND. ist nicht 
ganz einfach. Diese ist durchaus deutschfeindlich und dazu scharf 
antisemitisch und verfügt auch über die Jugend. Die antise- 
mitische Richtung scheint in der ND. noch zu steigen, wofür 
eine Stelle aus ihrem Parteiblatt „Gazeta Warszawska“ (18. Sep- 
tember) als recht interessant mitgeteilt sei: 

„Die jüdische Frage ist für uns keine Nebensache, sondern eines der 
politischen Grundprobleme des polnischen nationalen Programms. Irgend- 
welche Unklarheiten in dieser Frage sind bei uns nicht möglih. Wer nicht 
das national-demokratishe Programm gegenüber den Juden in seiner 
ganzen Tragweite annimmt, wer daraus nicht die notwendigen Folgerungen 
zieht, der kann sich nur auflerhalb des nationalen Lagers befinden. Wir 
weisen auf den von Jahr zu Jahr zunehmenden Andrang der polnischen 
Jugend zum nationalen Lager hin, die entschlossen ist, dazu beizutragen, 
daß dieses Programm hinsichtlih der Judenfrage folgerichtig und ohne 
Schwanken durchgeführt wird.“ | 

Das Judentum, in Polen etwa 3 Millionen, ist, wie bekannt, 
nur sehr zum Teil Oberschicht, sondern besonders Proletariat und 
die zweitgrößte nationale Minderheit. 


Ist so gedanklich der Kampf der Regierungspartei gegen die 
ND. nicht ganz leicht, so dringt erstere dagegen in der Jugend 
vorwärts. Die Lage ist die, daR Pilsudski mit seinem Anhang in 
Regierung, Beamtentum, Parlament und Armee die Macht unbe- 
dingt in der Hand hat und daf es nun darauf ankommt, die heran- 
wachsende Jugend zu gewinnen. Darin wieder ist am wesent- 
lichsten die gebildete Jugend, bisher im „Lager des großen 
Polens“, namentlich auf den Hochschulen konzentriert und mit 
den Jugendverbänden der katholischen Kirche sich berührend. 
Diese Trend lebt im Bann der Ideen des Schöpfers der ND, 
Dmowski. Dagegen führt die Regierung ihre Gruppen: die 
Jugendorganisationen der „Harcerze“ und ‚„Strelcy (Schützen)“ 
u. a. (Übrigens gehören dahin auch die Maßnahmen der Regie- 
rung gegenüber den Hochschulen: Umgestaltung der Verfassung, 
Beschränkung der Zahl der Lehrstühle usw.) Aber der ganze 
interessante Kampf verschiebt sich immer mehr und es wird 
besonders wichtig sein, das weiter zu beobachten. Die aus 
früherer Zeit siammenden Gedankengegensätze zwischen 
Dmowski und Pilsudski sind allein nicht mehr programmbildend. 
Pilsudski, der Marschall, ist schlechthin der große und weithin 
volkstümliche Führer und auf die heranwachsende Jugend wir- 
ken heute ganz allgemein die Gedankengänge faschistischer oder 
nationalsozialistischer Art ein. 

Es ist bekannt, daf der Marschall zwar tatsächlich Dik- 
tator ist, aber die Diktatur als ausgesprochene Verfassungsform 
bisher abgewiesen hat. Im Gegenteil arbeitet in seinem Auf- 
trag die Regierungspartei daran, die alte Verfassung Polens von 
1921 im ganzen legal dem heutigen Zustand in Form einer neuen 
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Verfassungsschöpfung anzupassen. Das Parlament, d. h. in ihm 
die Opposition, hat seit 1926 im Ernst nichts zu sagen, aber es 
besteht noch, es kann kritisieren, es wird zur Legalisierung der 
Staatsmaßnahmen herangezogen und es soll legal in eine neue 
Form umgebildet werden, wobei der Marschall durchaus auch die 
Annahme mit Zweidrittelmehrheit für die Verfassungs- 
änderung wünscht. Am 6. August, an dem regelmäßig der 
Verband der polnischen Legionen in Erinnerung an das 
erste Auftreten polnischer Truppen im Weltkrieg gegen Ruf- 
land seine Tagung hält, und vor diesem Verbandstage machte 
der Vorsitzende des Regierungsblockes, Oberst Slawek, Mittei- 
lungen über die Grundlinien der Verfassungsreform: _ 
„Die Rechte des Staatspräsidenten werden erheblich erweitert 
werden. In seiner Hand soll nicht nur, wie bisher, die ausführende Gewalt 
ruhen, sondern er wird auch an der Gesetzgebung entscheidend mitwirken. 
Von den beiden Häusern des Parlaments wird der Sejm, dessen Einfluß 
vermindert werden soll, auch in Zukunft durch das allgemeine und direkte 
Wahlrecht gewählt. Dagegen soll der Senat, dessen Einfluß auf die 
Gesetzgebung wesentlich verstärkt wird, zu einem Drittel seiner Mit- 
glieder vom Staatspräsidenten berufen werden. Die übrigen zwei Drittel 
der Senatoren werden durch besondere Wahlkörper präsentiert. Sämt- 
lichen Bürgern soll die Freiheit des Wortes und der Vereinigung erhalten 
bleiben.“ | 
Die Linie geht in der Stärkung des Staatsführers gegen die 
Parteien und sucht dabei in einer eigentümlichen und interessan- 
ten Form durch die Zusammensetzung des Senats die Führer- 
auslese,den Führernachwuchs sozusagen, kollektiv heranzubilden. 
Der Senat soll nämlich keine Volksvertretung sein, sondern 
eine Versammlung einer Volkselite, die zunächst aus den Inhabern 
bestimmter, und zwar militärischer Orden, gebildet wird. Wahl- 
berechtigt für den Senat werden nämlich nur die Inhaber der 
Militärorden „Virtuti militari“ und „Kreuz der Unabhängigkeit“ 
sein. Man rechnet, da das im ganzen etwa 30000 Männer 
wären, die so gut wie ganz Anhänger Pilsudskis sind, aber 
natürlich allmählich aussterben. Andere Mitglieder, z. B. etwa 
Vertreter der Minderheiten, könnten in den Senat nur durch Be- 
rufung von seiten des Staatspräsidenten kommen. Schließlich 
ist noch interessant, daß niemand, der über 70 Jahre ist, im par- 
lamentarischen Leben mehr tätig sein kann. 


Im Wortlaut liegen diese Entwürfe noch nicht vor, sie 
stehen wohl auch noch nicht ganz fest. Oberst Slawek sagte, 

sie „an die besten Überlieferangen der alten polnischen 
Republik anknüpften und mit den Besonderheiten der polnischen 
Geistesart übereinstimmten“. Soweit man sieht, trit das für 
den Namen und vielleicht auch für die Sache, die mit dem Senat 
gemeint ist, zu. Ist das letztere der Fall, so wäre diese Erinne- 
rung an das alte Polen recht gefährlich. Eine solche Reform des 
Senats würde gewiß dem Pilsudski-Lager dauernden Einfluß 
sichern, auch vielleicht in der Einstellung zum Staat etwas er- 
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zieherisch wirken, aber eine autoritäre Staatsform, die Pilsudski 
vorschwebt und die er verkörpert, würde dadurch nicht ge- 
schaffen. Gerade hier wird, wie man annehmen kann, über die 
Jugend die große Bewegung überall in der Welt um diese Dinge, 
um die Schaffung einer autoritären Staatsverfassung, einwirken. 


4. Minderheitenfragen. 
So kurz dieser Abschnitt ist, so inhaltsschwer ist und bleibt 


er für Polen selbst und unser Verhältnis zu ihm: die Minder- 
heitenfrage, insonderheit die Agrarreform (an den Beschluß des 
Haager Gerichtshofs, 19. Juli, sei erinnert, „Osteuropa“ 8. Jahr- 
ang, S. 689 und 734), der neue Feldzug gegen die deutschen 
inderheitsschulen und die neue Welle der Deutschenhetze in 
Obersclesien. — Über Danzig wird nachher gesprochen. 


5. Außenhandel und Aufßenhandelspolitik. 


Der Außenhandel Polens schrumpft fortgesetzt zusam- 
men, wobei die Ausfuhr sich seit 1932 schneller vermindert als 
die Einfuhr. Die Zahlen sind (nach dem „OÖstexpress“) in Mil- 
lionen Zloty und im Vergleich: 

Einfuhr Ausfuhr Saldo 


1 er 3 111,0 2 813,4 — 297,6 
1930 a.. neen. 2 246,0 2 433,2 187,2 
1931... 1 468,2 1 878,6 410,4 
1932 een. 862, 8 + 21,8 
1. Halbjahr 1933 .. 377,9 435.2 + 573 


Damit wird die Sorge um die Handelsbilanz immer stärker, 
da die Einfuhr unter 60—65 Millionen Zloty im Monat für den 
Bedarf der Wirtschaft nicht heruntergedrückt werden kann. 
Dieser Bedarf ergibt sich aus der oben wenigstens angedeuteten 
unorganischen Struktur der polnischen Volkswirtschaft. 


Zum Kampf um die Handelspolitik hat der Staat sich einen 
neuen Zolltarif gescaffen, der am 11. Oktober mit sehr 
erheblichen Zollerhöhungen in Kraft getreten ist. Das bedeutet 
für Polen den Beginn einer schwierigen Periode von Handels- 
vertragsverhandlungen mit Frankreich, Tschechoslowakei, Bel- 
gien, Schweiz, auch England und besonders Deutschland. Die 
Absicht ist dabei, die Struktur des polnischen Han- 
dels möglichst zu verschieben. Man hat schon länger sich be- 
müht, den Handel von der Land- auf die Seegrenze zu verschie- 
ben. Die Zahlen dafür sind (wieder nach dem „Ostexpress‘“) 
für die Einfuhr: 

1. Halbjahr 1933 1. Halbjahr 1932 


in Mill. Z1. in 0/09 in Mill. ZI. in 9/0 

ber die Seegrenze.. 184,0 48,6 136,1 31,4 
ber die Landgrenze 193,9 51,4 297,5 68,6 
Insgesamt 377,9 100,0 433,6 100,0 
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Die Ausfuhr betrug in der gleichen Zeit: 
1. Halbjahr 1933 1. Halbjahr 1932 


in Mill. 21. in 0/% in Mill. 21. in 0/9 

Über die Seegrenze.. 242,2 55,7 250,2 46,4 
Über die Landgrenze 193,0 44,3 288,8 53,6 
Insgesamt 435,2 100,0 539,0 100,0 


Die Tendenz wurde jetzt in einem Artikel der „Gazeta 
Polska“ über „neue politisch-kommerzielle Methoden“ offen da- 
hin ausgesprochen, daß defensiv zu kämpfen sei um die 
Märkte Mitteleuropas, des Baltikums, Skandinaviens und Eng- 
lands, offensiv in Westeuropa, Belgien, Frankreich, Schweiz, 
Holland (d. h. dem Goldblock), Ungarn, Rußland und Übersee. 
Polen rüstet sich so, in den Kampf um die Revision des Handels- 
systems mit neuen Mitteln und neuen Tendenzen einzutreten. 


Verhandlungen sind im Oktober mit Deutschland er- 
öffnet worden. Es dreht sich dabei nicht um die Wiederbelebung 
des erledigten deutsch-polnischen Handelsvertrags, sondern dar- 
um, einen Kampfzustand zwischen dem neuen polnischen Tarif 
und dem deutschen Obertarif zu beenden und eine Verständi- 
gung anzubahnen, die in erster Linie in der Richtung der Kon- 
tingente (Roggenkonvention) gehen soll. 


Die Zahlen für die drei wichtigsten, mit Polen Handel 
treibenden Länder sind (nach dem „Östexpress“ und nach der 
amtlichen polnischen Statistik): 


Einfuhr nach Polen 


in 1000 Zloty 
Januar — Juli 1933 Januar — Dezbr. 1932 Januar — Dezbr. 1931 
Deutschland .. 82 915 173 118 359 225 
England ...... 42 834 74 841 104 392 
U. 5. A...’ 59 610 103 950 154 884 
Gesamthandel. 449912 861 981 1 468 243 
Ausfuhr aus Polen 
in 1000 Zloty 
Januar — Juli 1933 Januar — Dezbr. 1932 Januar — Dezbr. 1931 
Deutschland .. 84 762 175 902 315 299 
England ...... 105 927 178 133 318 265 
U. S. A... 5859 10 003 12 654 
Gesamthandel. 517131 1 083 801 1 878 597 


Deutschland steht im ganzen als Lieferant noch an erster Stelle, 
wenn es auch im Juni zum erstenmal vorübergehend diese ver- 
loren hat. Als Abnehmer ist es von England überflügelt. In 
gewisser Beziehung wird die Hoffnung auf eine Strukturände- 
rung auf polnischer Seite durch die tatsächliche Entwicklung des 
deutsch-polnischen Verkehrs bestärkt. Daß der Staat sich sehr 
energisch auf diesem Felde rührt, wird ihm dadurch nahegelegt, 
daß Polen von allen Staaten Europas das stärkste Sinken der 
Umsätze seines Aufßenhandels zu verzeichnen hat. 
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6. Außenpolitik. 


Es sei hier die Gesamtzeichnung der Stellung Polens in der 
Außenpolitik nicht wiederholt, sondern nochmals auf meinen 
Artikel im April 1931 verwiesen. Seitdem ist die grundsätzliche 
Stellung gegen jede Revision des Versailler Friedens auf polni- 
scher Seite eher noch stärker geworden und seitdem hat sich in 
einer komplizierten Entwicklung, die in den Übersichten von 
„Osteuropa“ immer verfolgt wurde (zuletzt ausführlich Oktober- 
heft 1933, S. 29 f.), über eine gewisse Veränderung im Verhältnis 
zu Frankreich, eine tiefgreifende Veränderung im Verhältnis 
zu Rufland und damit wieder eine Verständigung mit Frank- 
reich vollzogen — ein Gang, auf dem die Position Polens noch 
dazu durch die Verbindung zwischen Moskau und Rumänien 
stärker geworden ist. 


Den Frieden mit Rußland betrachtet man als endgültig. Das 
Bi jetzt auch die führende konservative Zeitung „Czas“ in 
rakau (25. September) aus: 

„Diese neue Linie der polnischen Außenpolitik ist um so auffallender, 
als weder Marschall Pilsudski noch sein Außenminister mit Rußland- 
schwärmerei irgend etwas zu tun hatten, sondern ihrer ganzen Vergangen- 
heit nach eher auf eine russenfeindliche Haltung eingestellt waren. Gewiß 
ist der Bolschewismus in Polen nicht beliebt, aber zwischen dieser Un- 
beliebtheit und kommunistenfeindlicher Intervention liegt ein Abgrund. 
Einst hat der ‚allerchristlichste® König Franz I. von Frankreih mit der 
Türkei Bündnisse an Mit der Sowjetunion hat Polen in den 
Jahren 1932/33 endgü tig Frieden geschlossen und das ist der ganze Sinn, 
der ganze Inhalt und die ganze Tragweite der letzten polnisch-russischen 
Abmachungen.“ 


Mit großer Genugtuung wurde in der „Gazeta Polska“ 
(30. September und 13. Oktober) ein Artikel der Sowjetzeitschrift 
„Bolschewik“ (31. August Nr. 15/16) über „die wirtschaftliche 
und strategische Bedeutung des polnischen Korridors“ verzeich- 
net, von einem Anonymus „Duo“. Das Warschauer Blatt, das 
besonders die strategische Einsicht und Informiertheit des Ver- 
fassers unterstrich, brachte im Artikel dazu, ohne etwas Näheres 
zu sagen, das Bild des Generals Tuchatschewski, was für alle 
Leser deutlich genug war. 


In diesen Rahmen wurde der Besuch des rumänischen 
Aufßenministers Titulescu am 9. Oktober in Warschau einge- 
spannt, den dieser in seine Besuche in Belgrad, Sofia und Ankara 
eingeordnet hat. Er gab dadurch zu erkennen, daß er die Ver- 
ständigung mit Sowjetruflland (über Bessarabien) über Warschau 
suche, und nutzt so die neue Situation: Moskau-Warschau-Paris 
für sich und zur Freude für Polen aus. Mit großem Geschick 
wurde dabei im Umsehen die Feier der Entsetzung von Wien, 
in Freundschaft und Sympathie für die Türkei umgestellt. So 
klipp und klar in der „Gazeta Polska“ (11. Oktober). die schon 
eine Stabilisierung der Verhältnisse Osteuropas „zwischen Balti- 
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kum und Schwarzem Meer, zwischen Karpathen und Ural“ ent- 
stehen sah. Auch die „Gazeta Warszawska“ markierte das ähnlich: 


„Die grundsätzliche Wendung, die dank dem Ostpakt in den Be- 
ziehungen Polens und Rumäniens zu Sowjetrußland eingetreten ist, er- 
leichtert die politische Konsolidierung in diesem Teile Europas, und die 
Organisierung einer vernünftigen Gegenaktion gegen die deutschen Be- 
strebungen. Das langsam im östlichen Teile Europas entstehende neue 
politische System bedarf noch einer beflissenen organisatorischen Arbeit, 
einer Reihe von wichtigen Vorkehrungen und Bemühungen, durch welche 
die losen Verständigungen, die den gegenseitigen Nichtangriff betreffen, 
sich in eine geschlossenere Annäherung mit deutlicheren und konkreten 
Zielen umgestalten würden. Es ist einleuchtend, daß dieser Prozeß 
viel Zeit und viel Arbeit erfordert. In Anbetracht aber der fieberhaften 
Tätigkeit Deutschlands und der beunruhigenden Entwicklung der Politik 
der Weststanlen sollte dieser Prozeß nach Möglichkeit beschleunigt werden.“ 

Und das Bild rundete der „Czas“ (2. Oktober). in bezug auf 
das Verhältnis zu Frankreich ab: 

„Es handelt sih um zwei Partner mit voller Gleichberectigung. 
Frankreich ist der Eckstein der bestehenden westeuropäischen Ordnung 
und Polen der Schlüssel des Gleichgewichts in Mittel- und Osteuropa. Ohne 
die Unterstützung eines starken unabhängigen Polen würde Frankreich sofort 
seine führende Rolle auf dem europäischen Festlande einbüfßen. Nach Lage 
der Dinge müßten in diesem Verhältnis die Beziehungen zu Deutschland 
den Mittelpunkt bilden. Es wäre töriht und verhängnisvoll, wenn Polen 
sih in die deutsch-französischen Unterhaltungen über Verständigung ein- 
mischen wollte, ebenso fehlerhaft wäre es aber für Frankreich, eine pol- 
nisch-deutsche Verständigung zu erschweren. Nach den trüben Erfahrungen 
mit dem Viererpakt, der Frankreich vereinsamen muf, darf man in War- 
schau glauben, daf die Notwendigkeit der Zusammenarbeit mit Polen in 
Paris heute stärker empfunden wird. Die Zusammenarbeit mit Polen ist 
für Frankreich zuweilen eine Frage zweiten Ranges gewesen. Die Gleich- 
berechtigung der beiden Mächte muf das Gewicht dieser Zusammenarbeit 
in ganz Europa verstärken.“ 

An diesen Äußerungen führender polnischer Organe ist gut 
abzumessen, wie Polen seine Position in Europa augenblicklich 
ansieht. 


In ihr spielen die Beziehungen etwa zu Litauen oder zu 
Italien kaum eine Rolle. Aber man täuscht sich in Warschau 
nicht, daß man um die Beziehungen zu Deutschland nicht 
herumgehen kann, so wenig Positives das Interview des Außen- 
ministers Beck an die TU (5. Oktober) dazu besagte. 

Im ganzen: die ND behauptet heute, daf ihre bekannte Auf- 
fassung der Außenpolitik: „Ostorientierung und gegen den 
Westen“ siegreich geworden sei. Das ist zweifellos übertrieben. 
Der Marschall Pilsudski hält nach wie vor an seiner Politik 
fest, Polen so stark und so gesichert wie möglich zu machen, 
aber nach keiner von beiden Seiten aggressiv vorwärts zu gehen 
und auch gegenüber Frankreich die Selbständigkeit der polni- 
schen Politik zu behaupten. Nur die Ablehnung jeder Revi- 
sion ist natürlich ein Grundfaktor auch der Politik des maf- 

ebenden Mannes in Polen. Und im Grunde kommt es dann 
och zu einer Übereinstimmung der beiden Richtungen in Polen. 
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Pilsudski wird schwerlich viel gegen eine Betrachtung Dmowskis 
einzuwenden haben, die hier a sei aus einem 
Artikel von ihm, betitelt „Chaos“, im „Kurjer Poznanski“, zitiert 
nach „Deutsche Rundschau in Polen“ (3. Oktober): 
„Mit der Zeit beginnen alle sich darin zu verständigen, daß der pol- 
nische Staat nicht in Teile zerlegt werden dürfe, die eine selbständige Re- 
ierung haben, sondern daß er eine Einheit bilden müsse, die von einem 
ntrum regiert wird; daß das Bündnis mit Frankreich den Grund- und 
Eckstein für die polnische Außenpolitik bilden müsse; daf man gegenüber 
dem östlichen Nachbarn keine Angriffspolitik treiben dürfe, wenn dieser 
Nabar nicht selbst die Absicht hat, uns anzugreifen; daf wir in unserer 
e bei der uns vom Westen drohenden Gefahr uns nicht den Luxus 
leisten können, den Osten jenseits unserer Grenzen zu organisieren und 
neue Staaten zu bauen, die Werkzeuge gegen uns in den Händen unserer 
Feinde bilden würden. Die Befestigung der polnischen öffentlihen Mei- 
nung, die in diesen für die Zukunft des Staates wichtigsten Staatsproblemen 
zur Einheit führt, ist ein gewaltiger Fortschritt, den das polnische Volk sich 
selbst, seiner inneren Kraft und seinem gesunden Sinn verdankt, der in 
dem allgemeinen Chaos nicht zugrunde gegangen ist. Die für uns günstigen 
Umstände, denen es zu verdanken ist, daß sich dieser Fortschritt verhältnis- 
mäßig leicht vollzog, — waren die Wandlungen im Nachkriegseuropa. Diese 
Wandlungen bestanden nicht darin, daß in Europa Polen günstige Ten- 
denzen entstanden, sondern darin, daß die Polen feindlichen Faktoren rasch 
an Macht und Kraft zu verlieren begannen und dadurch die Fähigkeit ver- 
loren, auf das innere Leben in Polen und auf die Entwicklung seiner Poli- 
tik Einfluß auszuüben. Wie wir wissen, bildete den Anfang dazu die Wirt- 
schaftskrise.“ 


Darin ist das Zentralproblem kaum angedeutet und doch 
klar: das Verhältnis zu Deutschland. Und dazu darf 
ich noch einmal meinen Artikel vom April 1931 zitieren, mit der 
Erinnerung an jene gewaltige geopolitische Antinomie, die im 
Zusammenhang mit der Gdinger Frage heraustritt: „die Gegen- 
sätzlihkeit einer deutschen West-Ost-Richtung, auf 
der Deutschlands Verbindung mit Ostpreußen beruhte, und einer 
polnischen Süd-Nord-Richtung, die aus natürlichen Ge- 
gebenheiten und mit künstlichen Mitteln eine dauernde geopoli- 
tische Einheit herstellen will. Alles weitere dazu hat bereits im 
Jahre 1848 Otto v. Bismarck mit den Worten zusammengefaßt: 
daß eine Wiederherstellung des polnischen Staates ‚die Seh- 
nen des preußischen Staates durchschneiden würde‘. Liegen 
unlösbare Schwierigkeiten in diesem Problem auf beiden Seiten? 
Hier ist nicht der Ört darüber des längeren zu sprechen. Indem 
wir von der außenpolitischen Stellung Polens ausgehen, ordnen 
wir sie ein in eine Einheit der deutschen ostpoliti- 
schen Probleme, die uns als solche immer vor Augen stehen 
muß. Als eine Einheit sind von uns anzuschauen: alle Sorgen 
um unseren preußisch-deutschen Osten, das deutsche 
Verhältnis zu Polen, das deutsche Verhältnis zu Rußland, 
das russische Verhältnis zu Polen und mit dem Blick auf 
Polens Verhältnis zu Frankreich ist diese zentrale Auf- 
fassung der Ostprobleme auch für uns in den großen 
europapolitischen Zusammenhang eingeordnet. 
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Dem polnischen Volke bestreitet heute niemand auf deut- 
scher Seite das Recht auf seinen unabhängigen Staat. Aber damit 
kann nicht gesagt sein, daß der polnische Staat, wie er heute 
geworden ist, künstlich geschaffen und mit ne bestimmter 

roßer regelnder Prinzipien, etwas sei, mit dem der deutsche 
Nachbar im Westen und der russische Nachbar im Östen sich so, 
wie dieser Staat heute abgegrenzt ist, abfinden könnten und 
müßten. Wird Polens aufßenpolitische Stellung allein auf die 
Macht gestützt, so wird für sie gelten müssen, was vom 17. Jahr- 
hundert an für den polnischen Staat galt, daß dann seine Macht 
mindestens so groß sein muß wie die der beiden Nachbarn zu- 
sammen: 32 Millionen zwischen 65 im Westen und über 150 im 
Osten, zwischen Nachbarn im Westen und Osten, die reale In- 
teressengegensätze und Reibungen zwischen sich nicht haben.“ 
Ob die so ausgesprochene Gegensätzlichkeit der Ten- 
denzen sich auf einer anderen Ebene wird lösen lassen, als 
auf der, auf der sich dieses Verhältnis im 17., 18., 19. Jahrhundert 
bewegte, das ist die schwere Frage an die ganze Zukunft Ost- 
europas! 


7. Danzig. 

Am 18. September wurde in Danzig das Abkommen über die 
Ausführung des Artikels 33 der Pariser Konvention von 1920 
über die polnische Minderheit in Danzig unterzeichnet (s. „Ost- 
europa“, 8. Jahrg., S. 734). Zugleich wurde auch das Ausführungs- 

rotokoll zum Polnish-Danziger Abkommen vom 5. August über 
die Ausnutzung des Danziger Hafens unterzeichnet. Im Proto- 
koll vom 5. August war man ja übereingekommen, daf jede 
Partei bis zum 18. September das Übereinkommen als hinfällig 
bezeichnen könnte, womit auch das Minderheitsabkommen er- 
ledigt gewesen wäre. Die Vereinbarung über den Hafen gelang 
und die beiden Abkommen wurden endgültig, die einen bedeu- 
tungsvollen Einschnitt in den Beziehungen zwischen Danzig und 
Polen darstellen. 

Beide Abkommen sind in Kraft getreten. Die Zugeständnisse 
von Danzig an die polnische Minderheit in ihm gehen weit 
über die Rechte hinaus, die Polen seinen Minderheiten gewährt. 
Das Hafenabkommen soll mit einem Wort dem Danziger 
Hafen die gleiche Beteiligung wie Gdingen am Warenverkehr 
Übersee sichern. Der Gesamtumschlag von Danzig und Gdingen 
wird annähernd gleich mit je 5 Mill. t für beide Häfen festgelegt. 
Es müssen gewisse Waren im Danziger Hafen umee hla en 
werden, die in einer Liste aufgezählt sind. Verständigungen über 
Hafenabgaben, Einfuhrgenehmigungen usw. gehen parallel. 
Beide Seiten haben den Wunsch, daf die festgelegten Verkehrs- 
ziffern tatsächlich überschritten werden, aber die Hauptsache ist, 
daR Danzig einen bestimmten Umschlag von Polen garantiert 
erhält. Wenn dieser Satz freilich auch der früheren Zeit, in der 
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der Umsclag 15 Mill. t erreichte, nicht entspricht, so ist wenig- 
stens ein Halt auf einer sehr bedenklichen Bahn geboten und die 
Konkurrenzgefahr von Gdingen wenigstens eingedämmt. Die 
Hauptsache ist, daß Polen auf die Diskriminierung zuungunsten 
des Danziger Hafens verzichten will. 

Die Entspannung wurde durch die feierliche Erwiderung des 
Besuchs des Danziger Staatspräsidenten Rauschning in Warschau 
jetzt durch den polnischen Minister räsidenten am 22. September 
in Danzig unterstrichen. Die neue Danziger Regierung hat so die 
Initiative zur Neuordnung der Bear ergriffen. Zum 
erstenmal wurde in Genf über diese Beziehungen berichtet und 
sprachen beide Parteien, ohne daß ein Konflikt vorlag. Umge- 
kehrt erwies auch hier der Völkerbund seine Unfähigkeit. Die 
Wahl eines neuen Völkerbundskommissars für Danzig ist nicht 
zustande gekommen, und da der englishe Außenminister das 
Amt des Berichterstellers über Danzig, das England im Völker- 
bundsrat seit Jahren ausübte, niedergelegt hat, hat Danzig im 
Augenblick weder einen hohen Kommissar noch einen Bericht- 
erstatter im Völkerbundsrat! 


8. Litauen. 


Wenn auch die Handelsbilanz Litauens in den ersten 
sieben Monaten aktiv ist, so ändert das nichts daran, daß sein 
Außenhandel im ganzen unaufhaltsam zurückgeht, und zwar in 
Ausfuhr und Einfuhr. In der Einfuhr nach Litauen ist Deutsch- 
land immer noch an erster Stelle, in der Ausfuhr aus Litauen 
nimmt England diesen Platz ein. Litauen bemüht sich in Ver- 
handlungen mit England, die Einfuhr aus England zu steigern. 
Gleichzeitig laufen deutsch-litauische Wirtschaftsverhandlungen. 
Maßtgebend bleibt für Litauen, daß der deutsche Markt für seine 
Ausfuhr die allergrößte Bedeutung hat; der Import Deutschlands 
nach Litauen ist im Gesamtumfang unseres Außenhandels nicht 
bedeutend. Die jüdische Boykottpropaganda gegen Deutschland 
in Litauen hat Litauen selbst ae et. 


In der inneren Politik ist eine Strömung in faschistischer 
Weise in der Tautininkai-Partei, deren Vorsitzender der Mini- 
sterpräsident Tubelis ist, immer stärker geworden. Der Kampf 
darum ist freilich in der Partei noch nicht ausgetragen. Die 
jüdische Propaganda gegen Deutschland hat umgekehrt zu einer 

unahme des Antisemitismus geführt, dem das Regierungsorgan 
„Lietuvos Aidas“ Ausdruck gibt. Auch in den Hochschulkreisen 
nimmt das zu, beträgt doch der Anteil des Judentums an der 
Studentenschaft der Universität Kowno neben 67 % Litauern, 
A ; Polen und 3,3 % anderen Nationalitäten nicht weniger als 

Der ehemalige Ministerpräsident Woldemaras hat den 
ersten Band eines Werkes: „La Lithuanie et ses problèmes“ er- 
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scheinen lassen und damit wieder ein erstes Lebenszeichen nach 
seinem Sturze gegeben. Im Regierungsblatt wurde von einem 
Ministerialdirektor daran sehr scharfe Kritik geübt, auf die 
Woldemaras den Verfasser verklagt hat. Woldemaras hat näm- 
lich die litauische Memelpolitik kritisiert und setzt sich für ein 
Verhältnis zu Deutschland ein, das den wahren Interessen 
Litauens entspricht. Die andere Seite antwortet darauf mit dem 
Vorwurf des Landesverrats. 

Am 13. Jahrestage des Verlustes von Wilna (9. Oktober) 
wurden die üblichen Klagen und Betrachtungen veröffentlicht, 
der Wille ausgedrückt, Wilna nicht preiszugeben. Dabei war 
eine Äußerung wichtig, in „Lietuvos-Zinios“: 

„An diesem 9. Oktober muß man die Lage Wilnas wegen ernstlich 
betrachten. Dabei muf man feststellen, daß die lage schwieriger geworden 
ist. Durch den Ostpakt wird das Wilnagebiet als zu Polen gehörig be- 
trachtet. Rußland, das sich früher auf die Seite Litauens gestellt hatte, ist 
zwar nicht ganz auf die Seite Polens übergegangen, es zeigt sih aber im 
Augenblick desinteressiert.“ 

Das ist richtig. Polen wiederum verschärft nicht die Frage, die 
still liegt. 


9. Memel. 


Am 15. Oktober trat das Gesetz über die Umgestaltung des 
Gerichtswesens in Kraft, dessen Anwendung auf das 
Memelgebiet dem Artikel 22 des Memelstatuts widerspricht (siehe 
„Osteuropa“ 8. Jahrgang, S. 690 f.). Sowohl die Justiz- wie die 
Verwaltungshoheit des Memelgebietes wird dadurch einge- 
schränkt und erschüttert. 

Am 23. August erklärte die litauische Regierung das Abkom- 
men über die evangelishe Kirche des Memelgebietes vom 
31. Juli 1925 als erloschen. Es ist damals zwischen dem Direk- 
torium des Gebietes und dem evangelischen Oberkirchenrat für 
die evangelische Kirche der altpreußischen Union geschlossen 
worden. Im Abkommen ist weder eine Kündigung noch eine 
Außerkraftsetzung vorgesehen. Die litauische Regierung be- 
hauptete aber, daß die Rechtslage der evangelischen Kirche in 
Preußen jetzt grundlegend verändert sei, und strebt die Lösung 
der im Kirchenabkommen ausdrücklich festgelegten Verbindung 
mit Deutschland an. Litauen will eine einheitliche litauisch- 
evangelische Kirche unter seiner Führung schaffen, was natürlich 
zugleich auch der Nationalisierung dienen würde. Eine rechtliche 
Grundlage für sein Vorgehen existiert nicht. 


10. Lettland. 


Auch Lettlands Außenhandel ist unaufhaltsam im Rück- 
gang. Die Handelsbilanz ist in den ersten sieben Monaten 1933 
passiv, weil der Preisabfall der lettländischen Ausfuhr immer 
weiter ging. Dabei hat die Regierung für die Landwirtschaft, 
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die der Hauptwirtschaftszweig ist, weitgehend eingegriffen, u. a. 
mit einem Getreideeinfuhrmonopol im Jahre 1932. Auch Lett- 
land steht in Wirtschaftsverhandlungen mit Litauen, Estland, 
England, Deutschland. 

Die Wirtschaftslage vershärft den Gegensatz im In- 
nern: die Sozialdemokratie die Herabsetzung der Ge- 
treide- und Brotpreise, die Wirtschaft ist dagegen. Dadurch wird 
die politische Unruhe im Lande noch verstärkt. Auch hier haben 
wir den Zug nach stärkerer Vollmacht für die Regierung, Not- 
verordnung usw., und eine faschistische Bewegung, deren Orga- 
nisation „Pehrkonskrusts“ heißt. 

Eine sehr interessante Aufstellung über „die Wirtschafts- 
macht der Minoritäten in Lettland“ veröffentlichte der Statistiker 
Zeichner in „Jaunakas Sinas“, die wir der „Revalschen Zeitung“ 
3. Oktober) entnehmen. Sie stellt die wirtschaftliche Stellung 

er einzelnen Volksgruppen in diesem Staate wie folgt dar: 

„Die Letten (inkl. der Lettgaller, 73 Prozent der Bevölkerung) und 
auch die Russen sind hauptsächlih im Ackerbau beschäftigt und leben auf 
dem Lande. Von den Letten sind mehr als zwei Drittel Ackerbauer. Von 
der deutschen Bevölkerung Lettlands wohnen 11 000 Personen auf dem 
Lande, d. h. 16 Prozent des Gesamtdeutschtums, von den Juden nur 7000 
Personen, d. h. 7 Proz. Sehr unlettisch ist die Zusammensetzung der Hanpi 
stadt Lettlands, Riga. Von den 370 000 Einwohnern sind nur 228 000 Letten, die 
übrigen 150 000 (40 Prozent) Nichtletten: Deutsche, Juden, Russen. Von 
Ausländern und Staatenlosen sind 8000 Deutsche, 10 000 Juden, 9000 Russen, 
12000 Litauer und 5000 Polen. Mit Landwirtschaft befassen sich 6000 
Deutsche gegen 115000 Russen (in Lettgallen) und 650 000 Letten, d. h. von 
je 100 arbeitenden Letten beschäftigen sich mit Landwirtschaft 70, von 
100 Russen 78, von 100 Deutschen 17, von: 100 Juden 1. Der nach der Agrar- 
reform radikal veränderte Bodenbesitz zeigte 1929 folgende Verteilung: 
Von 216000 Wirtschaften, die Privatpersonen gehören, waren in Händen 
von Letten 175000 (80 Prozent) mit Ausnahme von Lettgallen und dem 
TIuxtschen Kreise, in Semgallen und den übrigen Gebieten gehören den 
Letten 9 bis 97 Prozent der Gesamtoberfläce, die in Privatbesitz ist. Alle 
Nichtletten zusammen besitzen 572 000 Hektar, davon am meisten die 
Russen — 392 000 Hektar, die Polen 77 000 Hektar, die Deutschen 1887 
Wirtschaften mit 56000 Hektar (1,3 Prozent) der im Privatbesitz befind- 
lihen Bodenflähe. Die durchschnittlihe Größe einer Wirtschaft beträgt: 
bei den Letten 21 Hektar, bei den Russen 11 Hektar, bei den Polen 
17 Hektar, bei den Deutschen 30 Hektar, bei den Juden 5 Hektar.“ 


11. Estland. 


Die Ernte in Estland ist gut. Das Gesetz über die Neu- 
organisation des Getreideschutzes ist fertig. Danach wird zur 
Regulierung und Stabilisierung der Preise auf dem Getreide- 
markt ein besonderes staatlidies Unternehmen auf kaufmänni- 
scher Grundlage begründet. Es übernimmt die Einfuhr von 
Roggen und Weizen sowie von Roggen- und Weizenmehl und 
hat die Aufgabe, durch Kauf und Verkauf dieser Getreidepro- 
dukte die Preise auf dem Binnenmarkt zu regulieren und gege- 
benenfalls an private Firmen Lizenzen zur Einfuhr von Roggen 
und Weizen zu erteilen. 
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In der Währungsfrage ist, wie bekannt, Estland an das eng- 
lishe Pfund angeschlossen: der Kurs der englischen Krone wird 
danach festgestellt. 

Von allen hier zu behandelnden Ländern ist Estland innen- 

olitisch am stärksten in Bewegung. Der von uns immer 
ortlaufend verfolgte Kampf um die Verfassungsreform 
hatte in den letzten Monaten zu etwas ähnlichem wie in Öster- 
reich geführt: man verglich die Regierung Tönisson mit der Re- 
gierung Dollfuß. Das bedeutete, daß diese Regierung gegen die 
uniformierten Verbände, namentliih den „Verband der Frei- 
heitskämpfer“ und seine Presse, mit den schärfsten Mitteln der 
Auflösung und des Verbots, vorging, eine „demokratische Dik- 
tatur“ einführte, einem sog. „Chef des Binnenschutzes“, also 
einem Militärbefehlshaber, wurden weitgehende Befugnisse über- 
tragen, alles zur Bekämpfung der estnischen Freiheitskämpfer. 
Das sind die Teilnehmer am Freiheitskrieg gegen Rußland 
1918/19, deren Verband seitdem der Hauptträger der Bewegung 
auf Verfassungsreform geworden ist. 


Sein Verfassungsänderungsentwurf stand am 14., 
15. und 16. Oktober zur allgemeinen Volksabstimmung. 
Der wichtigste Punkt daran ist, daß ein Staatspräsident, unmittel- 
bar vom Volke auf fünf Jahre zu wählen, geschaffen werden soll, 
während bisher der Ministerpräsident, abhängig von den Par- 
teien, zugleich Staatspräsident war. Ferner soll die Staatsver- 
sammlung in der Mitgliederzahl verringert werden. Der Entwurf 
Ben also in der Richtung einer autoritären Regierung, während 

er Gegenentwurf des Professors Piip möglichst viel von der 
parlamentarischen Verfassung beibehalten wollte. Die Volks- 
abstimmung brachte dem Vorschlag der „Freiheitskämpfer“ eine 
überwältigende Mehrheit: 405 000 gegen 148 000 Stimmen, 565 % 
aller Stimmberechtigten. 

Damit beginnt für Estland eine neue Periode, die des Auf- 
baus des autoritären Staats. (Die sehr interessanten Vorgänge 
und Folgen werden alsbaldig in „Osteuropa“ im besonderen 
Artikel behandelt.) Die neue Regierung wurde von Konstantin 
Päts gebildet. 


12. Finnland‘). 


Die finnländische Wirtschaft ist in einer fortschreitenden 
Gesundung. Sein Außenhandel hatte im ersten Halbjahr 1933 
einen Gesamtumsatz von 3602,2 Mill. Fmk. gegen 3264,5 Mill. 


4) Anmerkung: Gegen die Einfügung Finnlands in Begriff und Umfang 
der Randstaaten sing mir Einwände erhoben worden. Ich weiß natürlich, 
daß Finnland sich in jeder Beziehung stärker zu Nordeuropa als zu che 
rechnet und dazu auch das Recht hat. Aber die politischen und wirtschalit- 
lichen Zusammenhänge sind doch so stark und wirksam, daß einlach die Voll- 
ständigkeit hier gebietet, auch über Finnland fortlaufend zu berichten. 
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Fmk. Die Handelsbilanz war danach mit 288,2 Mill. Fmk. aktiv, 
in der entsprechenden Zeit des Vorjahres freilich mit 555,9 Mill. 
Fmk. Wichtigster Lieferant Finnlands ist nach wie vor Deutsch- 
land und wichtigster Abnehmer nach wie vor England, das vor 
allem Papier und Holz abnimmt. 


Das Verhältnis der fünf wichtigsten Verkehrsländer für 
Finnland gibt folgende Tabelle wieder: 


Einfuhr Ausfuhr 
1933 1932 1933 1932 
Mill. Fmk. 0°% Mill. Fmk.°%%, Mill. Fmk.% Mill. Fmk./o 
Deutschland ........ 4522 273 4160 30,7 184,5 95 1521 8,0 
England ............ 321,5 19,4 2473 183 841,1 432 894,6 46,8 
Vereinigte Staaten... 116,7 70 1089 80 1936 10,0 233,6 12,0 
Schweden .......... 183,8 11,1 111,7 83 49 25 54,7 2,9 
UdSSR. ....2..2..... 69,0 42 699 52 450 23 29,8 1,6 


Auch hier und hier ganz besonders sind die Bestrebungen 
stark, die Beziehungen mit England zu steigern und 
auszugleichen. Ein neuer Handelsvertrag ist zwischen beiden 
Ländern geschlossen worden, der Finnland verpflichtet, drei 
Viertel seiner gesamten Kohleneinfuhrmenge aus England zu be- 
ziehen, wofür England die Meistbegünstigung und Zollzugeständ- 
nisse für Papier, Holz, Bacon gewährte. Deutschland hat seinen 
Handelsvertrag mit Finnland gekündigt. 


Von der Lappobewegung und der ihr nahestehenden 
faschistischen Kalia Gruppe ist wesentlich Neues nicht zu be- 
richten. Die Regierung und diese Organisation stehen sich 
einander scharf beobachtend gegenüber. Die Sowjetpresse sagt 
der Lappobewegung nach, daß sie ein Groffinnland, also Abtren- 
nung Kareliens und Ingermanland von der Sowjetunion, erstrebe, 
und verfolgt diese „Faschisierung“, ebenso wie die Vorgänge in 
Estland mit Mißtrauen und Sorge. 


Es scheint nun, als wenn die Lappobewegung auch die 
nationale Frage aufrollen, d. h. 15 Kampf gegen das 
schwedische Eis und gegen das Zweisprachensystem 
unterstützen wollte. Es geht gegen die Rechte des Schwedischen 
im Parlament und gegen die Do pelsprachigkeit der Universität 
in Helsingfors. Dem Reichstag liegt ein Gesetzentwurf vor, der 
diese Universität vollständig finnisieren und für die schwedische 
Minderheit in Helsingfors eine eigene rein schwedische Hoch- 
schule gründen will. Das würde den schwedischen Bildungsbe- 
dürfnissen entsprechen, aber die finnischen Parteien bekämpfen 
das. Und auch das Lappoorgan „Ajan Suunta“ tritt dafür ein, 
daß in Finnland nur die finnische Sprache Staatssprache sein 
könne. So wird der innenpolitische Gegensatz recht scharf 
weiterhin kompliziert. 
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13. Gemeinsames. 


Es ist nicht möglich, eine Gesamtschilderung unseres Gebietes 
zu geben. Die Parallelen in der Wirtschaftslage, im Eingreifen 
des Staates in die Wirtschaft und in der innenpolitischen Ent- 
wicklung auf den autoritären Staat hin, sind aus unserem Bericht 
hervorgegangen. Die Frage ist stets aufzuwerfen, ob nicht diese 
Staaten eine stärkere Gemeinsamkeit der Aktion, eine engere 
Verbindung finden werden. Dabei ist die Idee des baltischen 
Bundes unter polnischer Führung zwar nicht begraben, aber so 
akademisch, daß sie lediglich erwähnt zu werden braucht. Eine 
„Union“ besteht zwischen Lettland und Estland, hat es aber zu 
irgendeiner Bedeutung nicht gebracht. Vom 8. bis 10. September 
fand in Riga die 4. Wirtechaftekonfercnz der balti- 
schen Staaten statt, organisiert von den Handelskammern 
Estlands, Lettlands und Litauens. Die Initiative ging von Est- 
land aus, die Konferenz war keine Konferenz der Regierungen, 
sondern der interessierten Organisationen. Sie stand vor der 
Tatsache, daß jeder Staat auch hier in der Zollpolitik seine 
eigenen Wege geht und behandelte die üblichen Fragen der Union, 
der sog. baltischen Klausel, der Valutabeschränkungen usw. Jedes 
Land hat ja auch hier eine verschiedene Währung. Die Konfe- 
renz war nur eine solche der Staaten Estland, Lettland und 
Litauen, aber auch sie hat Wesentliches nicht zustande bringen 
können. Jeder appelliert an die Einsicht, daß eine Zusammen- 
arbeit nötig sei, und jeder sorgt vor allem für sich. Dabei ist 
das Wesentliche der Kampf um die Ausfuhr der hauptsäc- 
lichsten Erzeugnisse, d. h. der landwirtschaftlichen Erzeugnisse, 
d. h. wieder vor allem von Butter und Bacon, so daf es im 
wesentlichen auf das handelspolitishe Verhältnis zu 
Deutschland und zu England herauskommt. Die Be- 
ziehungen zu Rußland werden überall gepflegt, sind aber wirt- 
schaftlich nicht von Bedeutung, wie diese Staaten auch politisch 
ein zu enges Zusammengehen mit Sowjetrußland vermeiden. 

Rein politisch zeigte die Berichtszeit eine nicht geringe 
Aktivierung der französischen Politik. Über Polen 
braucht da nichts gesagt zu werden und Finnland steht dabei 
für sich. Am stärksten eingesetzt wird in Lettland, um von hier 
einen baltischen Bund der drei Staaten mit Freundschaftspakt 
und Handelsvertrag mit Frankreich zu erreichen. Diese Be- 
mühungen haben den schwachen Punkt in der Wirtschaft. 

Hier ist das eigentümliche Verhältnis mehrmals bezeichnet 
worden, das übrigens nicht neu ist, daß Deutschland als 
Lieferant der Länder und Englandals Abnehmer die- 
ser Länder an erster Stelle steht und so für die Handelspolitik 
der Randstaaten oder eines baltischen Bundes eine schwer zu 
meisternde Situation entsteht. In dieser Situation ist England, 
das seit Jahren in dem ganzen Gebiet eine politische Aktivität 
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nicht zeigt, dafür wirtschaftlich immer lebendiger tätig. Es wirkt 
ropagandistisch und es nutzt die Entwertung des Pfundes da- 
ür aus. Es treibt also die alte „Kontorpolitik“ weiter und unter- 
stützt diese selbstverständlich auch durch die Diplomatie, und das 
geht schon gut zwei Jahre. Deshalb sei (nach der Zeitschrift 
„Ostwirtschaft“ Heft 8/9, August/September) die Tabelle über 
den Handelsverkehr dieser Staaten mit Deutsch- 
land und England (ohne Polen) im ganzen wiedergegeben: 


Ausfuhr 


1. Halbiahr 
1932 | 1932 | 1933 


Einfuhr 


1. Halbjahr 
1932 | 1933 | 1930 | 1931 


1930 | 1931 | 1932 


Finnland (In Mill. FMk.) 


Insgesamt.......... 5248| 3464| 3437| 1354| 1657 | 5398| 4456| 4630| 1910| 1945 
Deutschland........ 1937| 1207| 1001) 416; 452| 671) 374| 386| 152; 185 
E o T 36,9) 34,9} 29,1] 30,9) 27,3] 124| 8,4; 831 79 9,4 
England............ 715| 434| 639| 247| 322| 2163 1991| 2165| 895) 841 
VH....cerce 13,6| 12,6| 18,6) 18,3] 19,4 | 38,9; 44,7| 47,1) 46,8| 43,2 
Estland (In Mill. E.-Kronen) 
S ENERET 98,4| 61,2| 36,9) 18,9) 13,7 | 96,4| 71,1) 42,6) 19,7| 14,0 
Deutschland........ 9 18,3) 118 62 351 290 17,3) 11,11 53| 2,7 
Vollmer ds ‚4| 29,81 31,9) 32,7| 25,61 30,1) 24,3] 26,2] 27,1} 18,0 
England............ 85 47 51 20 2831| 31,2] 26,0) 1501 74 51 
U = EEE 86| 7,7) 13,9| 10,6| 16,7 | 32,3| 36,5] 36,6| 37,4| 34,5 
Lettland (In Mill. Lat) 
Insgesamt.......... 296,1) 177,1] 84,6] 39,2] 39,01 247,7] 163,8] 96,5| 48,6) 35,2 
Deutschland........ 110,1) 65,7) 36,1) 13,9; 11,6| 65,9] 44,2) 25,3 129 8,4 
Varna 37,2| 37,1] 35,6) 35,41 29.71 26,6] 27,01 26,2; 26,7; 23,8 
England............ 25,1 15,1] 11,7) 33 711 70,3) 41,6| 29,7) 13,4 14,2 
Vlies 8,5) 8,6] 13,9| 8,41 18,2] 28,3] 25,4| 30,8| 27,5) 40,3 
Litauen (In Mill. Lit) 

Insgesamt.......... 312,4| 278,0| 167,0| 78,8] 67,5 | 333,7] 273,1| 189,1; 99,7) 74,2 
Deutschland........ 151,5) 130,7) 67,2) 31,9; 27,41 199,9| 125,4| 74,0) 37,01 21,3 
1 200 e EN 48,5| 47,0] 40,3] 40,6; 40,51 59,9, 45,9) 39,1] 37,1) 28,7 
England............ 24,0 19,7) 18,0) 6,3; 8,8| 65,0) 99,4| 78,3) 43,3| 35,2 
Verlassen 771 71 10,8; 81] 13,11 19,5; 33,1] 41,4| 43,4| 47,7 


Die Zahlen sagen noch einmal, wie sehr der Handel dieser 
Staaten zusammengeschrumpft ist, und zeigen überall die Lage- 
rung des handelspolitischen Verhältnisses zu Deutschland und 
England, die bei jenen Regierungen die Tendenz verstärkt, die 
Handelsbilanzen in Abkommen vornehmlich mit England auszu- 
gleichen. 

Es sei weiter die Statistik für den Außenhandel 
Deutschlands mit Osteuropa im ersten Halbjahr 1933 
im ganzen im Vergleich mit den Jahren vorher mitgeteilt (das 
folgende nach der Zeitschrift „Osteuropa-Markt“, herausgegeben 
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von Hans Jonas, 13. Jahrg., August/September 1933). Die Aus- 
fuhr Deutschlands war danach in Mill. Mark: 


1. Halbjahr 

1927 1928 1929 1930 1931 1932 1933 
UdSSR......... 131,3 217,1 165,6 182,7 262,4 356,6 1735 
Polen .......... 156,8 203,4 186,8 125,0 75,7 34,7 28,3 
Finnland ....... ‚ 94,6 94,8 66,1 45,7 20,6 17,8 
Danzig......... ‚8 46,5 40,1 35,0 29,2 11,7 18,9 
Litauen ........ 2 25,7 26,7 28,3 25,1 12,3 10,2 
Lettland ....... 22,3 32,3 50,1 33,3 23,8 8,7 8,6 
Estland ........ ‚2 18,5 21,3 15,2 9,6 5,6 3,3 
OÖsteuropa...... 442,1 638,1 584,4 485,6 471,5 450,2 260,5 


Die Einfuhr Deutschlands in der gleichen Zeit gibt 
folgende Tabelle wieder: 
1927 1928 1929 1930 1931 1932 1933 


UdSSR......... 210,3 290,3 177,3 235,6 151,7 147,8 83,1 
Polen ........... 158,8 165,6 141,3 117,1 57,4 28,0 24,1 
Finnland...... 33,1 35,3 36,3 31,0 20,9 11,2 12,1 
Litauen ........ 26,7 23,9 26,1 28,6 18,2 12,3 9,2 
Lettland ....... 23, 30,9 25,7 23,0 15,4 10,6 7,1 
Danzig......... 8,7 9,0 22,0 10,1 12,8 13,1 10,1 
Estland ........ 10,2 14,7 10,4 9,6 7,3 6,1 2,9 
Östeuropa...... 470,8 569,7 439.7 455,0 283,7 229,1 148,6 


Eine Steigerung der Ausfuhr gegen das Vorjahr ist nur für 
Danzig festzustellen, nach allen übrigen Randstaaten Verluste, 
eine Steigerung der Einfuhr nur aus Finnland, bei allen anderen 
Öststaaten Rückgänge. Der Gesamthandelsumsatz 
Deutschlands mit Oeenropa betrug in Millionen RM.: 


I. Halbjahr 1927 .... 2.2 2.. 912,9 
I. en 1928 rc u, we 1207,8 
L E 10290 ed 1024,1 
I 2 1930 =. 25 2m 940,6 
L . IIL sosai e a wu 755 

I. 5 1932. a 2. N 679,3 
I 3 1933 2 4.200 0 a 409,2 


Die Bilanz war im ganzen für das erste Halbjahr 1933 für 
Deutschland aktiv mit 111,9 Millionen RM 

Die letzten Zahlen verschieben insofern das Bild etwas, als 
sie den Verkehr mit Rußland einschließen. Immerhin geht aus 
den Tabellen, wenn man sich in sie versenkt und sich alle struk- 
turellen Gesichtspunkte, die in unserer Übersicht wenigstens 
angedeutet sind, klar macht, auh die Notwendigkeit der 
jetzt in Angriff genommenen positiven Ostpreußen- 
politik hervor, die Ostpreußen mit seiner Wirtschaft in diesem 
ea Bereich immer stärker als produzierendes und verkaufen- 

es Glied vorwärts bringen will! 


Abgesclossen 23. Oktober 1933. 
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Fünfzehn Jahre Sowjetkunst. 


Die Jubiläumsausstellung in Leningrad und Moskau. 
Von I. Grabar, Moskau, 
übersetzt von Prof. W. v. Rakint, Berlin. 


(Schluß?).) 


Eine geschlossene Gruppe bilden die Künstler, welche in den 
ersten Revolutionsjahren in der Genossenschaft „Makowez“ 
vereint waren und nachher in die „Gesellschaft der Moskauer 
Künstler“ übergegangen sind, um schließlich in der „Assoziation 
der revolutionären Künstler“ aufzugehen. 

Der Führer dieser Gruppe und ihr stärkstes Talent ist 
zweifellos ATRE Gerassimow (geboren 1885), ein kräftiger, 
mannhafter Maler, der weiß, was er will, und darum große 
Resultate erreicht. Sein Hauptthema ist das Leben des Sowjet- 
bauern. Er beobachtet und malt ihn bei Feld- und Hausarbeit, im 
Dorfsowjet, in der Versammlung, als Freischärler — überall, wo 
er ihm ein ausgiebiges Material zu psychologischen oder Sitten- 
studien bietet. Es gibt kaum einen zweiten unter den schaffen- 
den Sowjetkünstlern, der den „Mushik“ so vortrefflich kennt, 
wie Gerassimow, der selbst ein Bauer ist und immer noch die 
Hälfte des Jahres in seinem Dorf bei Moskau verbringt. Die 
eindringlich scharfen Dorftypen und Charaktere, die er geschaffen 
hat — Gegner der Kolchose, Schwankende, ihre eifrigen An- 
hänger — bilden eine unvergeßliche Galerie. Seine Formsprache 
ist ein in ihrer Methode vereinfachter Impressionismus, seine 
Malweise ist fest, sicher und lapidar, seine Farbenskala ist knapp. 

sind seine Bauernporträts, seine großen Genrebilder („Fischer 
auf dem Wolchow“), so auch seine Landschaften („Holzverladung 
in Archangelsk“, „Alabasterverladung‘“) gemalt. 


Sein nächster Kampfgenosse vom „Makowez“, Nikolaus 
Tschernyschew (geboren 1885), ist eine ihm völlig entgegen- 
gesetzte Künstlernatur. Gerassimows Kunst ist männlich, die 
seinige weiblich; dort — Arbeitsepos und -pathos, hier — Roman- 
tik und Lyrik. Ebenso entgegengesetzt wie ihre Temperamente, 
sind auch ihre Typen: bei Gerassimow nur Männer, höchstens 
eine Alte, die ein Huhn schleppt; bei Tschernyschew nur Mäd- 
chen und Bacfische. Seine künstlerische Sprache ist auch ver- 
einfacht, aber nicht nach der Richtung der Kraft hin, sondern nadı 
der Richtung der Grazie und Zartheit. Bald sind es badende, 
bald vom Bade zurückkehrende Mädcen, bald junge Wäsche- 
rinnen, bald Pionierinnen, bald Schülerinnen in der Klasse. Als 
der beste Kenner der Freskomalerei in der Sowjetunion hat 
Tschernyschew viel in dieser Technik gearbeitet, er hat an der 


23) Erste Hälfte im Oktoberheft 1933. 
91 


Moskauer Akademie die eigens für ihn geschaffene Klasse der 
Freskomalerei geleitet; so bewahrte er, mit großem Erfolg, auch 
in seiner Öl- und Temperatechnik die Freskogepflogenheiten. 
Das dritte tüchtige Mitglied der Gruppe, Konstantin Sefi- 
row en 1879), hat sich ebenfalls ein eigenes, aber für 
große Ausstellungen wenig dankbares Gebiet abgesteckt; darum 
wird er nur von Künstlern und von selten gewordenen Kunst- 
liebhabern geschätzt. Er malt kleine Interieurs, nähende, 
Strümpfe strickende Frauen, Spitzenklöpplerinnen, Knaben mit 
dem Krug — Motive, die er endlos variieren kann, ohne dabei 
der Monotonie zu verfallen; jedesmal findet er eine neue Farben- 
freude für die Augen und er versteht es, einem aufmerksamen 
und empfindungsfähigen Zuschauer diese Freude zu übermitteln. 
Diesen drei Meistern schließen sich, ihrer Einstellung nach, 
Alexej Karew (geboren 1879), Peter Lwow (geboren 1882) und 
Alexander Iwanow (geboren 1888) an, die mehrere wertvolle 


Landschaften ausgestellt haben. 


Abseits von den erwähnten Gruppen stehen diejenigen 
Maler, welche die Aufgaben eines dekorativ-monumentalen Stiles 
verfolgen und gleichzeitig zur Orientexotik neigen. Hier ist an 
erster Stelle der feine Kolorist Paul Kusnezow (geboren 1878) 
zu nennen, der Gründer und die treibende Kraft der Vorkriegs- 
Ausstellungsgesellschaft „Blaue Rose“. Als erster unter den Mo- 
dernen ist er nach dem russischen Orient gereist, in die kirgisi- 
schen und mittelasiatischen Steppen, an hat von dort merk- 
wurgies Bildervisionen gebracht: Nomadenzelte, Schafherden, 
verschleierte, gespensterische Frauen. Die visionär-mystische 
Art seiner früheren körperlosen Kompositionen wurde allmäh- 
lich seit der Revolution durch eine mehr realistische Auffassung 
der Dinge abgelöst, auch Kusnezow hat sich in den Rahmen der 
Sowjetkunst gefügt. Jetzt malt er nicht nur Kolchosarbeiter und 
-arbeiterinnen, Fabrikbauten und Maschinen, sondern auch 
Schlachtenbilder in einer halbexotischen okenne Bezeich- 
nend ist es, daß der Künstler, der seinem Wesen nach kein Natur- 
maler, sondern ein frei komponierender Erfinder ist, eifrig nach 
der Natur, im Freien wie im Zimmer, malt. Eines von seinen 
letzten Gemälden — das Beste, was er ausgestellt hat —, „Sor- 
tierung der Baumwolle“, muß als eine selbständige, ganz und 

ar Kusnezowsche Lösung des Freilichtproblems anerkannt wer- 
den; die zwar der impressionistischen Formel analog, aber von 
ihr unabhängig erscheint. Hier hat man alles, was man von der 
Freilichtmalerei zu fordern hat: die größte Lichtkraft, die die 
Wirkung eines Lichtmeeres hervorruft, ohne übermäfiige Ver- 
wendung von Weiß; koloristishe Kraft ohne Buntheit; die 
Farben sind zu einer wundervollen Harmonie zusammengestimmt. 
Dabei hat dieses Bild nichts Kleinliches, Überflüssiges, alles ist in 
großen Linien und Formen gesehen und erweckt den Eindruck 
eines Freskos. 
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Sein Kollege von der „Blauen Rose“, Martyros Sarjan (ge- 
boren 1880), hat jetzt auf die etwas billigen Sllisierungssorsuche 
verzichtet, die die Wirkung seiner früheren, in ihrer Absichtlich- 
keit zu schematischen und, trotz der breiten Temperamalerei, 
trockenen Stilleben beeinträchtigten. Er ist auch ein Realist ge- 
worden, aber von einer eigenen Färbung. Sein bestes Werk in 
der Ausstellung — „Bildnis der Künstlerfamilie“ — ruft durch 
seinen Orientalismus persische Miniaturen in die Erinnerung. 


Zu derselben Gruppe kann, unter Vorbehalt, auch Alexander 
Schewtschenko (geboren 1886) gerechnet werden, der einen 
komplizierten Entwicklungsweg zurückgelegt hat: von der Corot- 
Begeisterung, durch den Cezannismus, zu den postimpressionisti- 
schen, sehr „linken“, auf die Formvereinfachung abzielenden 
Bildern mit landwirtschaftlichen Motiven aus dem Kaukasus. In 
einem anderen Sinn spiegelt sich die französische künstlerische 
Kultur in den Werken von Konstantin Istomin (geboren 1887) 
wider, der einen etwas späten Tribut dem flächenhaft-dekora- 
tiven Stil eines Matisse zahlt. 


Außerlich von Kusnezow weit entfernt, aber ihm innerlich 
verwandt, erscheint Kusma Petrow-Wodkin (geboren 1878). 
Er ist durch eine große Anzahl Bilder vertreten, die eine er- 
schöpfende Vorstellung von allen Wandlungen seiner reichen, 
ungemein persönlichen und mannigfaltigen Kunst geben. Auch 
bei ihm überwiegt die dekorative und monumentale Auffassung, 
aber während für Kusnezow die Farbe das Alleinwichtige ist, 
und die Form, die korrekte Zeichnung ihr untergeordnet sind, 
schenkt Petrow-Wodkin der Form die größte Aufmerksamkeit. 
Die Farbe spielt bei ihm keineswegs eine untergeordnete Rolle; 
aber es ist weniger eine Mal- als Illuminierungskunst — aller- 
dings eine viel kompliziertere Illuminierungskunst: im Vergleich 
mit dem Verfahren der mittelalterlichen Miniaturmaler: kein 
einziges von seinen Bildern, mag es auch dem Format und dem 
Gegenstand nach so unbedeutend sein — ein Tischrand mit einem 
daraufliegenden Apfel, ein figürliches Fragment mit einer Land- 
schaft im Hintergrund —, entbehrt eines geistreichen Farben- 

roblems, wenn auch der Zuschauer es nicht immer sofort heraus- 
inden kann. Seine Kompositionen — „Das Jahr Achtzehn in 
Petersburg“, „Mädchen im Garten“, „Phantasie“ — haben etwas 
von echtem Primitivismus, dessen Quelle im unmittelbaren tiefen 
Erlebnis kr Ebenso primitiv und gleichzeitig kompliziert sind 
auch seine Stilleben: „Die Geige“, „Stilleben in rosa“, „Apfel und 
Zitrone“. 

Alles, was wir bis jetzt betrachtet haben, bildet eigentlich das 
„Zentrum“ der Sowjetkunst, wenn wir uns schon der politischen 
Terminologie bedienen- wollen. Der Leser wird bemerkt haben, 
daf das Alter der hier genannten Künstler um die Fünfzig herum 
schwankt; viele haben diese Grenze bereits überschritten. Wie 
steht es denn an den beiden äußersten Flügeln? 
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In einem besonderen Saal, welcher einen Teil des Publikums 
zurückschreckt und den anderen in lustige Stimmung versetzt, 
sind alle Vertreter der extremen „linken“ Richtungen vereint. 
Wir haben hier in nuce den ganzen Entwicklungsweg des Kasi- 
mir Malewitisch (geboren 1880) vor Augen, von den beinah 
noch pleinairartigen Bildern seiner Jugend bis zum berühmten 
schwarzen Quadrat, und schließlich wieder zu den Raumproble- 
men. Wladimir Tatlin (geboren 1885) ist in der Ausstellung 
nur durch die letzte Ausgeburt seiner Phantasie vertreten — 
durch das Modell eines Flugapparates, das er in seiner Beschei- 
denheit „Letatlin“ (Flugtatlin) benannt hat?). Das Modell hängt 
an der Decke, das Publikum gafft es an und will gerne glauben, 
daß man damit gefahrlos von einem Zaun herunterfliegen kann, 
begreift aber nicht, weshalb dieses Spielzeug ein Kunstwerk sein 
soll. Aber so glauben nur die Naiven, die nicht darüber unter- 
richtet sind, daß für Tatlin die Kunst schon längst erledigt und 
durch die „Konstruktion“ ersetzt ist. 

Hier kann man auch Muster des „Suprematismus“ sehen, die 
von Iwan Kljun (geboren 1873), Ljubow Popowa (1889 bis 
1921) und anderen stammen. Die ehemaligen „Suprematisten“, 
Nadeshda Udalzowa (geboren 1886) und Alexander Drewin 
(geboren 1889), die seinerzeit zum Realismus geschwenkt waren, 
kamen von ihm wieder ab, auf der Suche nach einem gesteigerten 
malerischen und koloristischen Ausdruck, was nur zur Unklarheit 
der landschaftlichen Form führte. 

„Die Gesellschaft der Tafelmalerei“ (OST) tritt ebenfalls als 
eine geschlossene Gruppe auf. Geführt von David Steren- 
berg (geboren 1881), ia nach seltenen Situationen, einfachen 

erhältnissen der Farbtöne zueinander und dem Reichtum der 
malerishen Behandlung strebt, vereinigt diese Gruppe talen- 
tierte junge Maler, welche sehr „nach links“ eingestellt sind, die 
Form und die Zeichnung auf Kosten der Farbe vernachlässigen 
und über alles die Ungewöhnlichkeit der Wahrnehmung und 
Auffassung schätzen. Alexander Tischler (geboren 1898), 
Alexander La b as (geboren 1907), Alexander K o slo w (geboren 
1902), Andrej Gontscharow (geboren 1903), Nikolaus 
Denissowskij (geboren 1901), Peter Williams (geboren 
1902) sind ihre Haapiserireier Von ihnen allen ist in formaler 
Hinsiht Williams am stärksten, wovon solche meisterhaften 
Bilder, wie z. B. „Montage einer Werkstatt“ oder das Porträt des 
Schauspielers Leonidow, zeugen. 

Es ist nur natürlich, daß in der Ausstellung diesen linken 
Extremisten die Rechten gegenübergestellt sind, und daß diese, 
im Gegensatz zu jenen, die Form, die Linie, die Zeichnung kulti- 
vieren und die Malerei vernachlässigen. Jene sind Maler, diese 


2) Ein unübersetzbares Wortspiel: „Letatlin“ ist aus letat (fliegen) 
und dem Namen des witzigen Künstlers zusammengesetzt. 
Anmerkung des Übersetzers. 


94 


— Zeichner; jene verabscheuen den Realismus und treiben tolle 
Erfindungs-Equilibristik, diesen genügt nicht mal der Realismus, 
sie gehen bis zum Illusionismus, bis zur kolorierten Photographie. 
Diese Richtung, zu der, unter anderen, Isaak Brodskij (ge- 
boren 1883), Wassilij Jakowlew (geboren 1894), Peter 
Schuchmin (geboren 1894), Seraphima Rjangina (geboren 
1891) und Nikolaus Radlow (geboren 1889) gehören, gräbt die 
längst vergessenen Formeln des alten Akademismus aus; sie 
reden von Stilreinheit, und kopieren genau die Natur. 


Wir sind an den letzten Sälen der Ausstellung angelangt, in 
welchen die Bilder junger Maler hängen. Freilich, sie sind nicht 
gar so jung: die meisten sind schon über vierzig oder nahe daran. 
Aber es sind ausschließlich Künstler, die erst während der Revo- 
lution aufgetreten sind. Es gibt darunter Mitglieder von allen 
möglichen Gruppierungen, von der AChR bis zur OST; so kann 
man hier schon von vornherein kein einheitliches Bild erwarten, 
nicht einmal einheitliche Zielstellungen. Dafür sind unter ihnen 
nicht wenige starke Begabungen vorhanden, die einer Betrach- 
tung würdig sind. 

Eine der stärksten und originellsten Persönlichkeiten, zu- 
gleich einer der jüngsten Sowjetmaler, ist Alexander Deineka 
(geboren 1899), der zwar aus dem Schof der OST hervorging, 

r seinem künstlerischen Temperament nach ganz anders ge- 
artet ist. Er ging von der Graphik und dem Plakat aus; dann 
aber entwickelte er sich erfolgreich in der Richtung eines immer 
mehr und mehr monumental wirkenden graphischen Stiles. Je 
weiter, desto weniger „papieren“ wurden seine Bilder, desto 
fester wurde seine Malerei; jetzt wirkt sie ganz freskenartig. Er 
lenkte die Aufmerksamkeit auf sich im Jahre 1927 durch das auch 
im Auslande bekannt gewordene und hier nochmals ausgestellte 
Gemälde „Petersburgs Verteidigung im Jahre 1921“. Hervor- 
heben muf man das Bild, welches junge nackte „Ballspielerinnen“ 
darstellt. (Siehe Abbildung im Oktoberheft.) Man hat zwar nicht 
oft Gelegenheit, nackte Mädchen auf dem Rasen Ball spielen zu 
sehen, aber das stört den Zuschauer weiter nicht. Er ist damit 
befriedigt, daß die sih dem Bildrahmen gut einfügenden, kräf- 
tigen, sportlich trainierten Körper, die so himmelweit von den 
verführerischen Nuditäten eines Boucher sind und eher an Bron- 
zinos keusche Art erinnern, vom Künstler zu einem schönen 
rhythmischen Ganzen verflochten sind, das zugleich reell und 
dekoralix wirkt. Deinekas Farbenskala ist ebenso vereinfacht, 
wie die Linien und Formen seiner Körper. 

Außerordentlih begabt ist der junge Paul Korin (geboren 
1898), der eine Reihe Landschaften aus Neapels Umgebung und 
ein wuchtiges Bildnis des Maxim Gorkij ausgestellt hat. 

Zwei andere glänzende junge Begabungen, Fedor Bogo- 
rodskij (geboren 1895) und Georgij Rjashskij (geboren 
1895) waren seit ihren ersten Schritten mit der „Assoziation der 
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revolutionären Künstler“ aufs engste verbunden. Nachdem sie 
anfangs schwarz und koloristisch reizlos, in der Art der „Wande- 
rer“ der siebziger Jahre, gemalt hatten, veränderten sie sich 
gründlich seit 1929, nach ihrer Auslandsreise, — dabei jeder nach 
seiner eigenen Weise. Vor allem malen sie jetzt besser. 
Bogorodskij schloß sich, wenigstens teilweise, an die jungen Ita- 
liener an, die im Grunde Realisten sind, aber sich gerne mit 
kühnen Stilexperimenten abgeben: eine Art des über dem Leben 
erhobenen Realismus?). Er brachte aus Italien eine interessante 
Folge städtischer Landschaften, „Italienerinnen mit dem Krug“ 
und dergleichen mehr; daheim malte er eindrucksvolle „Rote 
Matrosen“. 


Rjashskij, von den Pariser Post-Gezannisten, hauptsächlich 
von Derain, ausgehend, hat sih in den vorzüglich gemalten, 
wahrheitsgetreuen Porträts, Landschaften und Stilleben gefunden. 
Unter seinen Altersgenossen. ist er wohl das stärkste rein male- 
rische Talent, wovon am besten seine letzten Arbeiten Zeugnis 
ablegen: das „Selbstbildnis“ und vor allem die „Skiläuferin“, wo 
besonders glücklich das Verhältnis des dunklen Gesichtes und des 
roten Mantels zum Schnee gefunden ist. Der Art ihrer Begabung 
nach. steht ihm Olga Janowskaja (geboren 1900) sehr nahe, 
die ebenso erfolgreich rein malerische Probleme löst. 


Ganz anders stellt sich zur Natur, zur Malerei und zur Men- 
schendarstellung ein anderer Vertreter der revolutionären Jugend, 
Eugen Katzmann (geboren 1890), ein Porträtist, der seinen 
an Stil und eigene Technik geschaffen hat. Er arbeitet aus- 
schließlich mit Rötel und Kohle; nur ganz gelegentlich belebt er 
seine Bildnisse mit anderen Farbstiften. Seine Porträts sind 
eindringend, die Charakteristik vertieft, und seine Darstellungs- 
kraft wächst von Jahr zu Jahr. Er scheint ein ebensolcher Anti- 

ode von Rjashskij zu sein, wie etwa Wassilij Jakowlew von 
Paul Kusnezow; aber während zwischen diesen ein Abgrund 
liegt, trennt jene kein so unüberbrückbarer Unterschied: sie 
beide sind offensichtlich Menschen derselben Zeit und sonderbarer- 
weise ähnlicher Zielsetzungen — vielleicht deswegen, weil Katz- 
manns Zeichnungen so außerordentlich malerisch und von jeder 
akademischen Trockenheit frei sind. 


Zu den Gründern der AChR gehören auch Viktor Perel- 
ınann (geboren 1892), der ebenfalls eine Evolution von der 
schwarzen Malerei seiner ersten Bilder zur lichten Pleinair- 
Malerei der jetzigen Landschaften mitgemacht hat, und Paul 
Radimow (geboren 1887), der einen ähnlichen Weg ging. 


3) Der Verfasser meint hier die Richtung des sogenannten „Surrealis- 
mus“, deren Hauptvertreter Giorgio Chirico ist, und die auch in Deutsch- 


land zahlreiche Anhänger gefunden hat. 
Anmerkung des Übersetzers. 
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Ih muf zuletzt noch die starke Gruppe der Leningrader 
Jugend erwähnen. Der älteste von ihnen, Rudolf Frenz (ge- 
ren 1888), malt halb realistische, halb expressionistische Bilder, 
deren Hauptthema das Pferd ist: Bauernpferd, Kavalleriepferd, 
Droschkengaul. Sie sind nicht uninteressant in ihrer grellen 
Färbung, r riechen zu sehr nach Anilin und sind im Grunde 
unwahr. Nicht ganz realistisch ist ebenfalls die Kunst von Niko- 
laus Dormidontow (geboren Re und seinem alter ego 
Simeon Pawlow (geboren 1893), welche früher das verödete 
und halbverfallene Petersburg von 1919 darstellten, später aber 
zur Schilderung von Fabrikwerken übergingen. Dem ersteren 
pelan es, die ergreifendsten Empfindungen wiederzugeben, die 
anderungen in der Leningrader Umgebung auslösten. Beson- 
ders prägt sich das Bild ein, welches die „Wandernden Musi- 
kanten“ darstellt: einen einbeinigen Knaben an Krücken und 
einen Greis mit der Trommel — Gestalten, die durch die Wucht 
der Charakteristik an den alten Brueghel mahnen. 


Vor kurzem taten sich noch zwei Künstler hervor: der Lenin- 
grader Alexander Samochwalow (geboren 1894), dem in der 
Ausstellung das Porträt eines „Mädchens in Fußballtrikot‘“ ge- 
hört, und Alexis Pachomow (geboren 1900), der Schilderer der 
Kolchosszenen und -typen. 


Es fragt sich nun: was ist überhaupt „sowjetisch“ an der von 
uns betrachteten Kunst? Hier war so oft von den französischen, 
gelegentlih auch italienischen Einflüssen, manchmal sogar von 
den Nachwirkungen der alten Meister die Rede, daß man zu dem 
Schlusse gelangen könnte, daß dieser Kunst — wenn man vom 
Gegenständlichen absieht — spezifische Sowjetmerkmale fehlen. 
Das stimmt aber nicht. Es ist jetzt für uns nicht leicht, jenes 
Spezifikum der Sowjetkunst zu definieren, welches sogar in den 

erken der Künstler älterer Generation, die während der ganzen 
Revolutionszeit gearbeitet haben, zum Vorschein kommt, erst 
recht in den Leistungen der Jugend; daR aber das Milieu, die 
Lebensanschauungen und Lebensformen ihren Stempel der 
ganzen künstlerischen Produktion der letzten fünfzehn Jahre 
aufgedruckt haben, — daran kann kein Zweifel sein. Gerassi- 
mow, Deineka, Bogorodskij, Rjashskij, Janowskaja — um nur 
einige führende Namen zu nennen — sind vom Scheitel bis zur 
Sohle Sowjetkünstler, da in ihren Werken alle fremden Ein- 
wirkungen, die man noch herausfühlen könnte, beinahe bis zur 
Unkenntlichkeit umgearbeitet sind. 


Es darf nicht vergessen werden, daß eine normale Kunst- 
entwicklung in der Sowjetunion sich erst seit verhältnismäßig 
kurzer Zeit vollzieht, und daß ihre Vollendung der Zukunft vor- 
behalten bleibt; aber auch das, was bereits erreicht ist, zeugt von 
dem Vorhandensein genügender Kräfte und schöpferischen Elans 
zum weiteren Fortschreiten. 
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III. 


Plastik. 


Vor der Revolution av die russische Plastik ein ziemlich 
dürftiges Bild; wirkliche Meister gab es nur wenige. Nachdem 
Fürst Paul Trubetzkoj (geboren 1867), der Schöpfer des 
Reiterbildnisses Alexander III. in Leningrad, Rußland verlassen 
hatte, gehörte der plastischen Begabung nach der erste Platz 
Sergius Konenkow (geboren 1874), nah ihm Anna Golub- 
kina (1864—1927) und Nikolaus Andrejew (1873—1932). 
Konenkow emigrierte 1923 nach Amerika, die shwer leidende 
Golubkina konnte kaum arbeiten; tätig blieb bis zum Tode nur 
Andrejew, ein kluger, scharfblickender, kultivierter Künstler, 
der sein Metier völlig beherrschte. Nach seinem Tode fand man 
in seinem Atelier eine große Anzahl von Lenin-Büsten und 
-Statuetten vor, ausgeführt nach den während Berichterstattung 
an Lenin, Telephongespräche oder Besuchsempfanges in Plastelin 
modellierten Entwürfen. Eigentliche Sitzungen hat es nicht ge- 
geben; aber auch diese eilig nach der Natur gemachten Entwürfe 
reichten ihm, vortreffliche Porträts zu schaffen. Bis jetzt sind es 
unbestritten die ähnlichsten Bildnisse Lenins. Als glänzender 
Zeichner skizzierte Andrejew auch eine Reihe von Rötelzeich- 
nungen, die ebenfalls zu den besten Leninschen Porträts zählen. 

ufer diesen drei, vier Künstlern. gab es in Ruflland keinen 
ernst zu nehmenden Bildhauer. Der Kochbegabte: aber unpro- 
duktive Alexander Matwejew (geboren 1875) hat bis jetzt 
noch nichts geschaffen, was den auf ibn esetzten Hoffnungen ent- 
spräche. In der Ausstellung ist er nur durch unbedeutende, wenn 
auch gut modellierte Porzellanfigurinen und durch eine in Holz 
geschnittene „Kniende Frau“ vertreten. 

Ihren Aufschwung nahm die Plastik erst seit der Revolution. 
Dazu waren Gründe genug vorhanden. Die erste Anregung gab 
Lenins Gedanke, die Plätze und Anlagen der Großstädte mit 
Denkmälern der geistigen Führer der Menschheit zu schmücken. 
Es war in den ersten Revolutionsjahren, als die „linken“ forma- 
listischen Tendenzen alle Kunstgebiete beherrschten; selbstver- 
ständlich fanden sie ihre Anwendung auch in der Plastik. Die 
Denkmäler erwiesen sich in ihrer plastischen Wirkung ziemlich 
erbärmlich, in technischer Hinsicht aber so unzulänglich, daß diese 
„futuristischen Vogelscheucden“, wie Lenin sie getauft hat, bald 
von selbst in Stücke zerfielen — sie waren aus Gips —, zur Be- 
lustigung der Einwohner und zur großen Erleichterung ihrer 
Schöpfer, die selber nicht wenig über das Fiasko bestürzt waren. 
Trotzdem der erste Versuch mißlang, hatte er auch eine positive 
Seite: es entstand ein wirkliches Interesse für plastische Auf- 
gaben, und die Skulpturklassen der Moskauer Akademie der 

ildenden Künste, die den Namen „Höhere Kunsttechnische Werk- 
stätten“ (WChUTEMAS) erhielt, hatten einen lebhafteren Be- 
trieb. als die übrigen Abteilungen. Von allen Seiten kamen be- 


98 


eisterte Jünglinge und Mädchen, die sich in der Skulptur aus- 
ilden wollten, und es wurden allmählich Bildhauerkader heran- 
Be unter denen sich bereits jetzt viele geschulte Meister 
finden, die imstande sind, schwierige Aufgaben zu bewältigen. 
Das Interesse für die Plastik wuchs besonders nach der 
u a sausik DE von 1927, als die Bildhauer, gleichzeitig mit 
en Malern und Graphikern, bedeutende Staatsaufträge erhielten. 
Aber am regsten wurde es an der „Skulpturfront“ nach der 
Gründung der kooperativen Genossenschaft „Der Künstler“ und 
der Bildung bei dem Präsidium des Moskauer Sowjets des Trusts 
für Skulptur und Dekoration, welchem die plastische Gestaltung 
aller Neubauten, Plätze und Anlagen obliegt. 


Die Skulpturabteilung der Ausstellung zeugt wiederum von 
einer sehr regen plastischen Betätigung. Der erste Platz gebührt 
hier zwei Bildhauerinnen: Sara Lebedewa (geboren 1895) und 
Wera Muchina (geboren 1891). Das eigentliche Gebiet der 
ersteren ist das Bildnis. Die psychologische Charakteristik ge- 
lingt ihr mühelos; ihre Büsten strotzen von Leben; ihre Technik 
ist breit und malerish. Muchina modelliert mit der gleichen 
Meisterschaft eine monumentale Gestalt der „Baba“, die, mit den 
gespreizten Beinen fest auf dem Boden stehend, ihren Rock auf- 
rafft, wie Porträtbüsten. Was sie aber im Porträt erstrebt, ist 
weniger eine impressionistische Wiedergabe der Natur, als der 
höchste Charakterausdruck, den sie durch Verallgemeinerung und 
Vereinfachung der Form erzielt. In dieser Art ist ihr ausgezeich- 
netes Bildnis des Professor Kotljarewskij ausgeführt. 

Von den Bildhauern der älteren Generation, die sich aber 
erst während der letzten fünfzehn Jahre völlig entwickelt haben, 
ragen drei Künstler hervor: Wladimir Domogazkij (geboren 
1879), der einen vorzüglichen Marmorkopf seines Sohnes, einen 
marmornen Frauentorso und Puschkins Büste ausgestellt hat; 
Iwan Efimow (geboren 1878), der seine Tierdarstellungen — 
einen „Habicht“, einen „ITruthahn“ (beide Stücke aus getriebe- 
nem Kupfer), ein „Zebra“ (Fayence), oder einen „Eber“ (Holz) 
— mehr dekorativ behandelt, und Sergius Bulakowskij (ge- 
boren 1870), ein ausgezeichneter Kenner des Materials, dessen 
Ausdrucsfähigkeiten er an allen möglichen Kombinationen bis 
zum äußersten erschöpft. 

Zu einem Meister von Rang entwickelte sich seit der Revo- 
lution Iwan Schadr (geboren 18%), der vortreffliche Bronze- 
büsten seiner Mutter, Krassins und des Künstlers Kassatkin zeigt. 
Ihm geistes- und stilverwandt erscheinen Boris Jakowlew 
(geboren 1884) und Sergius Mogratschew (geboren 1890). 

In einer ganz anderen Art arbeiten Joseph Tschaikow 
je nozen 1888) und Boris Korolew (geboren 1885), die zur Zeit 

es Kriegskommunismus von der „linken“ Strömung getragen 
waren und sich später dem Realismus näherten. F ür Tschaikow 
sind kompositionelle Aufgaben das Wichtigste, er liebt wuchtige 
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Formen, nn Umrisse; während Korolew der impressionistischen 
Formauf ur schon näher steht. Noch mehr nadı links geht 
die Kunst von Isidor Frisch-Char (geboren 1893), der ande- 
ren Materialien die farbenreiche Majolika bevorzugt; nach links 
ist auch Beatrix Sandomirskaja IeeDoren 1898) orientiert, 
die kleine, seltsame, götzenartige Gestalten aus Holz schneidet. 


Sergius Merkulow (geboren 1881), der sich durch seine 
Denkmäler hervorgetan hatte, trat in der Ausstellung mit weni- 
ger interessanten Werken auf. Er wird in den Schatten gerückt 
von Grigorij Kepinow (geboren 1887; Büste des Dichters Boris 
Pilnjak) und Georgij otowilow (geboren 1892), dessen 
Arbeiten in verschiedenartigem Material gute Lösungen der 
Formprobleme darstellen. 

Von den jungen Bildhauern soll vor allem Alexej Se- 
lenskij (geboren 1903) genannt werden, der in seinem Kopfe 
eines jungen ‚Roten Seemannes“ die beste Marmorplastik dieses 
Jahres geschaffen hat. 

Diese Aufzählung ist keineswegs vollständig. Sie kann den- 
noch einen Begriff von dem Wachstum der Bildhauerkader geben. 
Jetzt ibt es in Moskau allein an zweihundert Bildhauer; und 

er Umstand, daf sie alle bereits beschäftigt sind und in den 
kommenden Monaten und Jahren von Arbeiten monumentaler 
Art direkt überhäuft sein werden, läßt in naher Zukunft eine in 
Rußland noch nie gesehene Blüte dieses Kunstzweiges erwarten. 


IV. 


Graphik. 

Aber nicht in der Malerei, noch in der Plastik lag bis jetzt 
die Stärke der modernen russischen Kunst, sondern in der 
Graphik, die bereits vor dem Krieg auf den Weltausstellungen 
einen nn Platz einnahm. Seit der Revolution entwickelte 
sie sich, gefördert durch eine Reihe auferordentlih günstiger 
Umstände, besonders mannigfaltig und reich. Vor allem war es 
die Notwendigkeit einer Massenpropaganda während des Bürger- 
krieges durch das sprechende Bild, die ihre Blüte zeitigte. 

Man kann nicht gleichgültig die Abteilung der ROSTA 
(„Russische Telegraphenagentur“) betrachten, die in der Tretja- 
kow-Galerie zu sehen ist. Das sind Flugblätter mit Karikaturen 
Çagitki ), die während des Bürgerkrieges in den Schaufenstern 

er Rosta-Häuser ausgestellt waren, und die von den besten 
Plakatmalern und Ze diem jener Zeit stammen: von Wladimir 
Majakowskij (1884-1930), Dimitrij Moor (Pseudonym 
von Orlow; geboren 1883), Viktor Den i (geboren 1892), Iwan 
Maljutin (1892—1932), Wladimir Koslinskij (geboren 
1888), Julius Hanf (geboren 1898), dem schon erwähnten Maler 
Alexander Deineka, den Kukrynix’en und Wladimir 
Lebedew (geboren 189%). 
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Es würde sich lohnen, jeden von diesen Künstlern eingehend 
zu betrachten. Bei den bedeutendsten von ihnen — Majakowskij, 
Kukrynix’en und Lebedew — müssen wir etwas verweilen. 

el schon längst als Dichter anerkannt, war bis 
jetzt als darstellender Künstler unterschätzt. Die Plakataus- 
stellung zeigt seine hervorragende graphische Begabung, seinen 
Witz, Schlagfertigkeit und Originalität. Seine Farben leuchten, 
seine Linien sind fest und sicher, ohne jegliche Annäherung an 
die Druckschablone, die ein graphisches Werk des Hauches der 
lebendigen Form beraubt. 

Das sonderbar klingende Wort „Kukrynix’en“ ist nichts 
anderes als eine Zusammensetzung der Namen von drei gemein- 
sam arbeitenden Künstlern: Michael Kuprianow (geboren 
1903), Porfirij Krylow (geboren 1902) und Nikolaus (Nix) 
Sokolow (geboren 1903). Lustige Gesellen, freche Spötter, er- 
wiesen sie sich nicht nur als glänzende Zeichner, sondern auch 
als tüchtige Maler; darum ind sie sowohl unter den Graphikern 
wie auch in der Malereiabteilung vertreten. Ihre beifenden 
Darstellungen der Interventionspolitiker und -generäle erheben 
sih zum Range der sozialen Satyre. 

Aber das stärkste und eigenartigste Talent ist wohl Wladimir 
Lebedew. Er besitzt von Natur aus eine ungewöhnlich scharfe 
Beobachtungsgabe; sie erlaubt ihm, sozusagen „im Flug“, immer 
unfehlbar seine Opfer auf das Papier zu bannen: dicke Damen 
bei der Anprobe, Foxtrott tanzende Paare, Dirnen, Modistinnen, 
Flaneurs, Hof machende Greise, BIS ae ‚LUD linge — alle und 

les, was durch seine ordinären Seiten den Künstler zum An- 
griff reizt. Auf diesem Gebiet hat Lebedew keine Nebenbuhler, 
weder in Rußland noch im Auslarde. 

Die Plakat- und Karikaturabteilung ist so reichhaltig und 
umfangreich, daf sogar ein kurzer Bericht darüber zu viel Platz 
einnehmen würde; aber wir glauben, daf das bereits Gesagte 
genügt, um eine allgemeine Vorstellung von diesem höchst inter- 
essanten Teil der Tobiläumsaussiellung zu übermitteln. Eine 
vollständige Graphische Abteilung, die Zeichnungen, Aquarelle 
und alle Arten der vervielfältigenden Graphik einschließen soll, 
konnte man bis jetzt noch nicht zustande bringen; was jetzt ge- 
zeigt wird, ist nur ein geringer Teil des gesamten graphischen 
Komplexes. Ein sehr bedeutendes graphisches Material wird 
auferdem auf der Theaterausstellung vorgeführt werden, deren 
Vorbereitung jetzt in vollem Gange ist. 
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Russische Emigranten-Literatur. 


Von S. Postnikow, Prag. 
Übersetzt von Bruno Wille. 
Mit zwei Tabellen. 


Russische ausländische literarische Schriften können ihrer 
Anzahl und ihrer Qualität nach mit der Literatur eines kleinen 
Staates verglichen werden. Leider ist diese Literatur bis jetzt 
nirgends vollständig gesammelt und nirgends registriert. Schon 
in den ersten fünf Emi ationsjahren wurden mehrere Ver- 
suche unternommen, eine Institution ins Leben zu rufen, die diese 
Aufgabe übernehmen sollte. Doch sind nur die ersten Schritte 
Ba worden. Im Jahre 1923 wurde in Prag das sogenannte 

omitee des Russischen Buches gegründet. An der Gründung 
dieses Komitees beteiligten sich die Vertreter von vierzig ver- 
schiedenen Prager kulturellen Emigranten-Organisationen. Der 
Anfang war sehr erfolgreih. Es wurden Geldmittel zur Ver- 
fügung gestellt, und eine ganze Reihe russischer Bücder-Sach- 
verständiger ging energisch an die Arbeit. Als Ergebnis fast ein- 
jähriger Arbeit entstand die erste russische Bücherausstellung 
im Auslande, die am 7. Juni 1924 in Prag eröffnet wurde. Die 
Zahl der Exponate einschließlich der Zeitungen, Journale, der 
Rossica u. a. betrug annähernd zehntausend. Das Komitee hat 
zur Eröffnung dieser Ausstellung ein umfangreiches Werk unter 
dem Titel „Russkaja sarubeshnaja kniga“ (Das russische Buch im 
Auslande) in zwei Teilen, herausgebracht. Der erste Teil ent- 
hielt eine Übersicht der russischen Emigranten-Literatur. Unter 
den Autoren, die an diesen Arbeiten teilgenommen haben, finden 
wir solche Namen wie Struwe, Kisewetter, Ljatzky, Slonim, 
Rosenberg, Makletzow, Ostrogorskij u. a. Der zweite Teil ent- 
hielt die Bibliographie der im Laufe der ersten fünf Emigra- 
tionsjahre, d. h. 1918 bis Mai 1924, erschienenen Literatur. Dieses 
Verzeichnis umfafßte über 4180 Bücher-Titel mit Angabe des 
Jahres und des Ortes ihrer Herausgabe. 

Bedauerlicherweise hat das „Komitee des Russischen Buches” 
mit der Errichtung der erwähnten Bücherausstellung, sowie mit 
der Herausgabe seines ersten Werkes seine Tätigkeit beendet. 
Auch die von ihm gesammelten viele Tausende von Exponaten 
hat es nicht aufbewahrt, und sie sind abhanden gekommen. Fast 
gleichzeitig mit der Arbeit dieses Komitees wurde auch in Paris 
über die Organisation einer ausländischen Bücherkammer ver- 
handelt, welche die gesamte gedruckte Emigranten-Produktion 
sammeln sollte. Unter den Initiatoren einer Zeitschrift wurden 
Namen genannt, wie: Bunin, Aldanow, Kuprin u. a. Jedoch blieb 
es auch hier nur bei Verhandlungen. Aber diese Ergebnislosig- 
keit hat bedeutenden Schaden angerichtet, da das damals im 
Entstehen befindliche „Archiv der russischen Emigration“ in 
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Prag (später umbenannt in „Russisches ausländisches historisches 
Archiv“) mit Paris nicht konkurrieren und um der Sache willen 
keine unnütze parallele Organisationsarbeit hineintragen wollte. 
Es verzichtete deshalb auf eine gleichlaufende Sammlung sämt- 
licher m Literaturerzeugnise und beschränkte 
seine Tätigkeit auf die Sammlung von Periodica und Literatur 
über die Ideologie und das Leben der Emigranten. Die im Sep- 
tember d. J. in Helsingfors gezeigte Bücherausstellung war ein 
erneuter Versuch nach der Prager Ausstellung im Jahre 1924. 


Was die bibliographischen Arbeiten im Bereiche des Emi- 
a puide: anbelangt, sind auch diese keine Weiterführun 
er Arbeiten des Prager Komitees. Allerdings hat der Verban 
russischer Verleger und Buchhändler in Deutschland im Jahre 
1924 einen „Katalog der außerhalb Rußlands erschienenen 
Bücher“ herausgegeben. Dieser Katalog enthielt insgesamt 
3735 Büchertitel, die nach einer besonderen für diesen Katalog 
gewählten Klassifikation eingeteilt waren. Alle diese Bücher 
waren von 130 Verlegern herausgegeben, von denen sich 87 in 
Berlin und 43 in anderen Städten und Ländern befanden. Auch 
dieser Katalog hat den Arbeiten des Komitees fast nichts Neues 
hinzugefügt; er verfolgte einerseits vornehmlich die praktischen 
Interessen der Verleger und der Buchhändler, andererseits — 
des Käufers, den er zu jener Zeit über den Büchermarkt auf dem 
laufenden hielt. In einem ganz anderen Sinne sind die vom 
„Russischen wissenschaftlichen Institut“ in Belgrad im Jahre 
1931 herausgegebenen „Unterlagen für die Bibliographie russi- 
scher wissenschaftlicher Arbeiten im Auslande“ verfaßt. (1920 bis 
1930, erste Ausgabe.) In diesem Buche sind 7038 Titel verschie- 
dener era und kleinerer Werke russischer Gelehrter im 
Auslande registriert. Insgesamt haben 472 Mitglieder akademi- 
scher Organisationen hierzu bibliographische Angaben ein- 
pani Diese Arbeit ist fraglos sehr wertvoll, aber leider sind 
iese Angaben nicht genügend genau und sehr ungleichmäfig: 
während einzelne Professoren ihre sämtlichen Zeitungsartikel 
und Rezensionen, darunter sogar auch ganz unbedeutende, auf- 
zählen, haben andere nur das Allerwichtigste angegeben. 


Die Emigration hat es auch nicht zustande gebracht, ein 
gutes bibliographisches Journal herauszubringen. In den Jahren 
1921—1922 erschien allerdings ein solides periodisches Organ der 
ausländischen russischen Bibliographie „Nowaja russkaja kniga“ 
(Das neue russische Buch) unter der Redaktion des Professors 
Jaschtschenko, aber schon im Jahre 1923 mußte es seine Existenz 
aufgeben. 


Von dem bibliographischen Journal „Nowosti literatury“ 

Neuheiten der Literatur), das vom Verlag „Grani“ in Berlin im 
ahre 1922 herausgebracht wurde, erschienen nur die zwei ersten 
efte. 
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Auch dem Buche „Slawjanskaja kniga“ (Das slavische Buch), 
das in den Jahren 1925—1926 in Prag verlegt wurde, war nur 
eine kurze Lebensdauer beschieden: zur Ausgabe gelangten ins- 
gesamt 9 Nummern. 

In Emigranten-Kreisen sind wiederholt Versuche zur Heraus- 
gabe einer literarishen Zeitschrift unternommen worden. Zu 

iesem Zeitschriften-Typ gehörten: „Ogni“ (Prag, 1924), „Sweno“ 
(Paris, 1923/28) — zuerst als Zeitung, später als Journal, und 
endlich die Zeitschrift „Nowaja Gaseta“ (Paris, 1931), von der 
fünf Nummern veröffentlicht worden sind. Einzelne unbedeu- 
tendere Versuche wurden auch in anderen Städten (Riga, 
Charbin usw.) unternommen, blieben aber ebenfalls erfolglos. 

In der Vorrevolutionszeit enthielten in Rußland einige der 

ginen Monatsjournale (Rur aja myslj“, „Sawety‘ ) am 

chluß neben dem Rezensionsabschnitt ein bibliographisches 
Register der in letzter Zeit in Rußland erschienenen Bücher, wo- 
durch man sich über das Wesentlichste mehr oder weniger in- 
formieren konnte. Leider hat kein einziges Emisranten Journal 
dieses ‚gute Beispiel übernommen, obgleich es hierzu in der Lage 
war, da die emigrantischen Verleger und Autoren in solchen 
Fällen ihre Bücher und Zeitschriften gern zur Verfügung stellen. 

Außer den im Auslande ausgeführten bibliographischen 
Arbeiten müssen solche Ausgaben aufgeführt werden, wie das 
von M. S. Tjunin verfaßte „Register periodisch und unregelmäßig 
in russischer und anderen europäischen Sprachen Bis zum 
1. Januar 1927 in Charbin erschienener Zeitschriften“, ferner 
die vom Russischen ausländischen historischen Archiv veröffent- 
lichten Verzeichnisse von Zeitungen und Journalen, sowie 
Firmenkataloge usw. 

Was das russische Buch in ausländischen Sprachen anbetrifft, 
so sind diesbezügliche Angaben, die französische und die deutsche 
Sprache betreffend, in nachstehenden zwei Büchern zu finden: 


1. Victoroff-Toporoff, V. — Rossica et Sovietica, Paris, 1931. 

2. — Die Sovet-Union 1917—1932, Systematische, mit Kom- 
mentaren versehene Bibliographie, . . . im Auftrag der 
Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas . . . be- 
arbeitet von Klaus Mehnert, Ost-Europa-Verlag, Königs- 
berg—Berlin, 1933. 

Außerdem das von W. Pawlik verfaßte und von dem Verla 
„Plamja“ im Jahre 1925 litographish herausgebrachte Bu 
„Česká Rossica“. 

Wenn die russische emigrantische Literatur nirgends registriert 
und nirgends gesammelt wird, so ist ein bestimmter Teil der- 
selben fast hundertprozentig erfaßt. Dies betrifft zuerst die 
gesamte periodische emigrantishe Presse (Journale und Zei- 
tungen), sowie die Literatur über die Ideologie und das Leben 
der Emigranten. Wir haben schon erwähnt, daß im Jahre 1923 
in Prag das „Russische ausländische historische Archiv“ gegrün- 
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det worden ist. Im Laufe der verflossenen zehn Jahre hat sih ` 
dieses Archiv zu einem großen wissenschaftlichen Institut ent- 
wickelt, das die allgemeine Anerkennung sämtlicher Emigranten- 
Kreise verschiedenster politischer Richtungen genießt. Heute 
ist dies tatsächlich die ausländische russische Bücherkammer, der 
alle Verleger und einzelne Autoren ihre Werke zuschicken. Da 
diese Bücherlieferungen an das russische Archiv jedoch frei- 
willig geschehen, können sie mit solchen, die auf staatliche Ver- 
fügung erfolgen (Verpflichtung der Druckereien, sämtliche er- 
shienenen Bücher an die Staatliche Zentral-Bibliothek abzulie- 
fern), nicht verglichen werden. Deshalb sind in emigrantischen 
freiwilligen Büchersammlungen Lücken unvermeidlich, umso- 
mehr als die Emigranten über die ganze Welt zerstreut sind 
und es kein Land gibt, in dem nicht irgendwelche russischen Zeit- 
schriften erscheinen. Nicht nur in Europa und den großen An- 
sammlungszentren russischer Emigranten in Asien und Amerika, 
sondern auch in Bagdad, Sidney, Kairo erscheinen russische 
Zeitschriften und Bücher. Trotzdem kann man sagen, daß das 
Russische Archiv annähernd 95 % derjenigen Bücher in seiner 
Bibliothek aufbewahrt, welche Fragen behandeln, die das Archiv 
interessieren. An dieser Büchersammlung beteiligt sich eine 
ganze Reihe von Vertretern des Archivs, die in allen größeren 
ammelpunkten der Emigranten ansässig sind. Außerdem sucht 
das Archiv sorgfältig alle erscheinenden Zeitschriften an Hand 
zahlreicher russischer ausländischer Zeitungen und Journale zu 
erfassen und hält mit den Verlegern und Autoren direkte Ver- 
bindung. Abschlägige Antworten auf Bitten betreffs Übersendung 
eines Buches oder eines Journals bilden nur eine seltene Aus- 
nahme. In dem Maße, in dem das Archiv in wissenschaftlichen 
europäischen Kreisen bekannt wurde, begann bei dem Archiv 
auch der Eingang von Gratissendungen der Arbeiten ausländi- 


scher Autoren über Rußland. 


Insgesamt hat das Archiv etwa 2500 Bücher und Broschüren 
über die Ideologie und das Leben der Emigration gesammelt. 
Hierzu gehört die gesamte emigrantische Memoiren-Literatur, 
sowie die Werke russischer, im Auslande ansässiger Gelehrten 
über Sowjetrufland nicht nur in Fragen der Politik, sondern 
auch der Wirtschaft, des Rechtes, der Schule usw. Was die poli- 
tische Ideologie der Emigration anbelangt, so bemüht sich das 
Archiv in dieser Hinsicht, auch die auf den ersten Blick hin un- 
bedeutendsten Zeitschriften sogar zufälliger Autoren, die an 
keine politische Gruppe oder Partei gebunden sind, zu sammeln. 
Alle großen politischen Gruppierungen, angefangen von den 
radikalsten, jegliche Regierungsform ablehnenden Anarchisten, 
die ihre Broschüren und Bücher in großer Anzahl in Amerika 
herausgeben, bis zu den fernöstlihen Fascisten, die in 
letzterer Zeit ihre Verlegertätigkeit ebenfalls entwickelt haben, 
alle übersenden dem Archiv gratis ihre Schriften. Abgesehen 
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von den alten politischen Parteien, wie der konstitutionell- 
demokratischen, der sozialdemokratishen Arbeiterpartei, der 
Partei der Sozialisten-Revolutionäre, der monarchistischen Ver- 
einigungen verschiedener Schattierungen, über deren gesamte 
Schriften das Archiv verfügt, sind auch alle neuesten, nach der 
Revolution entstandenen, politischen Formationen — wie die 
sogenannten „Smenowechowzy“, die „Rückkehrer“, „Nichtrück- 
kehrer“, „Nowogradzy“, „Imperzy“, ungen verschiedene 
Separatisten wie „Freie Kosaken“, Bergvölker, „Prometejzy“ 
u. a. — daran interessiert, daß auch ihre literarishen Erzeug- 
nisse im russischen Archiv vorhanden sind, damit irgend einmal 
der zukünftige Geschichtschreiber alles objektiv studieren und 
sein Urteil über jeden von ihnen gesondert, sowie über unsere 
ganze Epoche fällen könnte. 


Beim Studium der Entwicklung der russischen Emigranten- 
Literatur kann man feststellen, in welcher Reihenfolge die dem 
Sowjetregime unerwünschten politischen Gruppierungen, sowie 
Penn ja sogar wissenschaftliche und literarische Ideen aus 

owjetrußland vertrieben wurden. 

Ir den ersten Emigrationsjahren erschienen Zeitschriften 
überwiegend derjenigen politischen Parteien, die gegen die Bol- 
schewisten aktiv gekämpft haben. Dies waren vornehmlich 
Zeitschriften verschiedener weißer Organisationen, der konstitu- 
tionell-demokratischen Partei und der Partei der Sozialisten- 
Revolutionäre. Sehr bald gesellten sih zu diesen die Sozial- 
demokraten, die nicht emigriert waren, sondern zwangsweise 
aus dem Lande verwiesen worden waren. Fast gleichzeitig hier- 
mit entstand in den Ansichten alter Politiker ein bedeutsamer 
Umschwung, die sogenannte „smenowechowskaja“ Strömung, die 
den Bolschewisten sehr weit entgegenkam. 

Ende des Jahres 1922 wurde eine Anzahl von Professoren, 
Gelehrten und Politikern über die Grenze geschickt!). Mit ihrer 

erbannung mußte in Rußland eine ganze Reihe rein wissen- 
schaftlicher und literarischer Zeitschriften eingehen. Als Kom- 
ae hierfür erschienen entsprechende Ausgaben im Aus- 
ande. Anstatt der in Moskau erloschenen Zeitschrift „Golos 
minuwschego“ (Stimme der Vergangenheit) brachte Meljgunow 
zuerst in Berlin das historische Journal „Na tschushoj storone“ 
(Im fremden Lande) und später in Paris unter dem Titel „Golos 
minuwschego na tschushoj storone“ (Stimme der Vergangenheit 


ı) Eine Anzahl der ausgewiesenen Gelehrten erhielt in Berlin im 
„Russischen Wissenschaftlichen Institut“ ein neues geistiges Zentrum. Noch 
vor dem Entstehen des Prager Archivs gründete eines der Mitglieder des 
Instituts, Meljgunow, ein „Historisches Kabinett“, das ungefähr dieselben 
Ziele verfolgte wie das Prager Archiv. Als Meljgunow 1924 nach Paris zog, 
wurde das Kabinett in die Bibliothek des russischen wissenschaftlichen Insti- 
tuts umgebildet. Bis 1931 bezog das Institut die wichtigsten Emi ranten- 
Zeitungen und -Zeitschriften, die sih auch heute noch in seiner Bibliothek 
befinden. (Anm. d. Redaktion.) 
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im fremden Lande) zur Ausgabe?). S. N. Prokopowitsch eröffnete 
in Berlin ein Wirtschaftsinstitut und unternahm unter Mitwir- 
et ganzen Reihe verbannter russischer Volkswirtschaft- 
ler die Herausgabe des wissenschaftlihen Sammelwerkes ‚„Eko- 
nomitscheskij sbornik“. Die ausgewiesenen Philosophen Losskij, 
Berdjajew, Bulgakow, Frank u. a. veröffentlichten eine Anzahl 
Bl Sammelwerke sowie ihre einzelnen Arbeiten. 
n den nächstfolgenden Jahren haben auch die in Rußland ver- 
folgten Theosophen und Antroposophen ihre Journale und 
Bücher in Ländern mit russischen Emigranten-Kolonien zur 
Ausgabe gebracht. Sogar die Freien Künste waren gezwungen, 
nach Prag überzusiedeln, wo unter der Leitung des berühmten 
N. P. Kondakow ein ganzes Seminar entstanden war, das eine 
umfangreiche Tätigkeit entfaltete.e Nachdem alle nichtsozialisti- 
schen und sozialistischen Strömungen aus Rußland vertrieben 
waren, konnte die Kommunistische Partei sich mit sich selbst 
beschäftigen — auf der Tagesordnung standen verschieden- 
artige Oppositions-Strömungen innerhalb der Partei. Zu allererst 
traf der Schlag die sogenannte rechte Opposition. Dies spiegelte 
sich in der Emigration in der Heraus ale einer ganzen Reihe 
kleiner Journälchen und Broschüren. In dieser Gesellschaft be- 
fand sich auch der bekannte Mjasnikow, der in Paris seine Bro- 
schüre herausgab. 

Mit viel Lärm wurde endlich auch Trotzki aus Rußland ver- 
bannt, der mit dem gleichen Lärm seine literarische Tätigkeit in 
der Emigration aufnahm. Die emigrantische troizkistische Lite- 
ratur nimmt heute schon einen bedeutenden Platz in der allge- 
meinen Emigranten-Literatur ein. 

In der Geschichte der emigrantischen Literatur muß auch auf 
folgende charakteristishe Erscheinung hingewiesen werden. 
Wenn die Bolschewisten sich stark verändert. in ihrer Ideologie 
umgestellt und eine neue Innen- und Außenpolitik eingeschlagen 

n, so ist auch ein bestimmter Teil der Emigranten weit von 
der Ideologie abgerückt, mit der er Rußland verlassen hat. Ob- 

leih die alten russischen Vorrevolutionsparteien mit ihren 

ruckschriften und Broschüren noch bestehen, macht es sich 
stetig bemerkbarer, daß in der Emigration neue Menschen, die 
der sogenannten Nachrevolutions-Generation, die politische Rolle 
zu spielen beginnen. Diese antikommunistisch gesinnten Män- 
ner bringen neue Ideen mit sich und versöhnen sich mehr oder 
weniger mit dem neuen Sowjetrußland, mit der neuen Gene- 
ration, die aus der Revolution hervorgewachsen ist. Hierzu ge- 
hören: die Eurasier, Jungrussen, Nowogradzy, die Gruppe 
„Drittes Rußland“ u. a. Dementsprechend erscheinen auch in der 
emigrantischen Literatur verschiedene Schriften, die ihrem Geiste 
nach mit den früheren traditionellen emigrantischen Zeitschriften 


3) Berdjajew gibt in Paris (YMCA Pref) die 1925 gegründete Zeitschrift 
„Putj. Organ des russischen religiösen Denkens" heraus. (Anm. d. Redaktion.) 
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nicht übereinstimmten. ,„Nowyj grad“, „Tretija Rossija“, 
„Sawtra“, „Nabat“, „Mladoross“ u. a., verschiedene eurasische 
Periodica treten für Ideen ein, die schärfsten Widerstand der 
alten emigrantischen Ideologen hervorrufen. Wenn in diesem 
Augenblick in Rußland eine monotone Gleichschaltung in der 
öffentlichen Meinung und in der Presse herrsht, wenn 
dort sogar die verantwortungsvollsten Bolschewisten es unter- 
lassen, en Wort fallen zu lassen, das Stalin oder dessen 
engsten Umgebung nicht genehm sein könnte, so sehen wir in der 
Emigration das Spiel aller Farben des politischen Regenbogens. 
Mag dies in vielen Fällen nicht ernst und unbeweisbar sein, aber 
jene kann sich ein wahrer Menschengedanke nur in einem 
reien Meinungsaustausch entwickeln. Die Geschichte selbst wird 
das Wertvolle absondern, das Nebensäcdliche und das Veraltete 


verwerfen. 


Neben dem Studium des politischen Denkens der Emigranten 
[eat das Archiv auch Wert auf die Erforschung ihres täglichen 
Lebens. Hier handelt es sich in erster Linie um das religiöse 
Leben der Emigranten. Das Archiv hat die gesamten literarischen 
Schriften über die Unordnung und die Disharmonie im kirch- 
lichen Leben gesammelt. Der Zwiespalt zwischen der Pariser und 
der Belgrader Kirche, sowie der Rechtsstreit mit dem Moskauer 
Statthalter des Patriarchen sind von einer umfangreichen aus- 
ländischen Literatur eingehend behandelt worden. Das Archiv 
hat in dieser Angelegenheit etwa 50 Bücher und Broschüren. 
Verschiedene Abrechnungen der Kirchengemeinden, Broschüren 
über kirchliche Angelegenheiten und Kirchenmänner sowie alle 
möglichen religiösen, polemischen und theologisch-philosophischen 
literarischenSchriften geben eine klare Übersicht des angespannten 
religiösen Lebens der Emigration. Hierzu mu man noch die 
reiche sektantische Literatur, die im Fernen Osten besonders 
zahlreich ist, hinzufügen. 


Das Archiv sortiert sorgfältigst die gesamte Literatur be- 
züglich der russischen emigrantischen Schulen im Auslande. Alle 
möglichen Jahres- und Jubiläums-Schriften verschiedener Schulen, 
diverse Statuten kulturell-aufklärender Verbände, ja sogar hand- 
schriftliche und lithographierte Lehrbücher gewerblicher und 
militärischer Kurse, Programme, Protokolle pädagogischer und 
anderer Kongresse — dies alles findet man eingebunden und 
A geordnet auf den Bücherbrettern der Bibliothek des 

rchivs. 


Abrechnungen und Berichte verschiedener öffentlichen 
Organisationen wie Semgor, Sojus gorodow, verschiedener pro- 
fessioneller und kooperativer Verbände, deren Statuten und 
alles, was zu der Kooperation usw. gehört, geben Aufschluf über 
die Selbsttätigkeit der Emigration. Sogar Berichte über den 
Sport, das Theater, das Schachspiel und die Gesangvereine ent- 
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gehen nicht der Aufmerksamkeit der Vertreter des Archivs und 
werden sorgfältigst in die Zentral-Bibliothek in Prag befördert. 

Irgend einmal wird der Geschichtschreiber beim Studium 
des Wesens von Hunderttausenden zerstreuter Leute mit Staunen 
die Lebensfähigkeit des russischen Menschen feststellen müssen, 
die dieser in den allerschwersten Tagen seines historischen Da- 
seins bewiesen hat, als er, aus der Heimat verbannt, auf der 
Weltbühne auftauchte und ohne jegliche anderweitige Hilfe sich 
in den Existenzkampf stürzte. 


£ š a 

Besonders klar und präzise ist das politische Gesicht der 
Emigranten und ihre Lebensweise in periodischen Zeitschriften 
wiedergegeben. Von der Menge der emigrantischen Periodica 
zeugen nachstehende Ziffern, die das Archiv in seinen Auf- 
stellungen angibt. Insgesamt hat das Archiv im Laufe der Zeit 
von 1919 bis zum 1. Januar 1933 1005 Journal-Titel gesammelt, die 
zusammen in einer Anzahl von 15350 Exemplaren zur Ausgabe 
gelangten. Die Zahl der vom Archiv in derselben Zeit gesam- 
melten Zeitungstitel beträgt etwa 1200. Unter diesen Zeitungen 
gibt es allerdings nicht nur Tages- und Wochen-, sondern ‘auch 
nur einmalige und zufällige Ausgaben. Zur Charakterisierung 
sei erwähnt, daß von den 136 verschiedenen Zeitungen, die im 
Jahre 1952 im Auslande herausgegeben wurden, 41 Tages-, 
39 Wochen-, 37 unregelmäßig und 19 nur einmalig erschienene 
Zeitungen waren. Ännähernd ebenso verteilten sich die Zei- 
tungen auc in den anderen Jahren. Wir werden hier aber auf 
die Zeitungen nicht ausführlicher eingehen, sondern uns mit den 
Zeitschriften genauer beschäftigen. 


Wir geben zwei spezielle Tabellen mit allen Angaben über 
die Verteilung der Journale sowohl vom Gesichtspunkte ihres 
Inhaltes, als auch hinsichtlich des Ortes und des Jahres ihres 
Erscheinens. Die erste große Tabelle enthält Angaben über die 
Verteilung der Journale nach Ort und Jahr ihrer Herausgabe, 
angefangen vom Jahre 1918. Die größte Journalzahl, die sich auf 
185 stellt, ist in Frankreich herausgebracht worden. Die Zahl 
der in Deutschland erschienenen Journale beträgt 122. Während 
in Deutschland die größte Journalanzahl in den Inflationsjahren 
1921 bis 1924 (36 / 39 /26) herausgebracht wurde, hat sie sich in 
Frankreich im Laufe der letzten fünf, sechs Jahre auf der Zahl 
von je etwa 50 stabilisiert. Nach Paris und Berlin ist in Charbin 
die größte Anzahl von Journalen gedruckt worden. Unsere Auf- 
stellung enthält 147 Titel. Wenn aber in den über Frankreich 
und Deutschland veröffentlichten Ziffern fast alles erfaßt ist, so 
kann man dies über Charbin nicht zuversichtlich sagen, da dort 
sehr viel zufällige, wenig bedeutende, sogenannte Boulevard- 
Journale erscheinen, die Europa überhaupt niemals erreichen. 
Alles Wesentlichste hat das Archiv allerdings gesammelt. In der 
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Tschechoslowakei sind 108 Journal-Titel registriert; in Jugo- 
slawien 73, in Bulgarien 51. Obgleich in diesen Ländern die Ge- 
samtzahl der erscheinenden Journale sich nicht verringert hat, so 
muß doch gesagt werden, daß sie in den letzten Jahren in ihrem 
Inhalt zusammengeschrumpft und in ihrer äußeren Aufmachung 
einfacher geworden sind. Ein Teil der Journale ist vom typo- 
graphischen Druckverfahren zur Lithographie und zum Hekto- 
graphen übergegangen. Auch in Shanghai erschien bisher ins- 
gesamt die große Anzahl von 33 Journalen; allein im Jahre 1932 
erschienen hier 14. Diese Anzahl hat sich auch im laufenden Jahr 
behauptet. Aus der Tabelle sind auch die Wege der Emigration 
leicht ersichtlih. So z. B. wurden in der Türkei im Jahre 1920 
6 Journale, im Jahre 1921 14 Journale herausgebracht, später 
1—2 Journale und ab 1926 hörte dort jede Verlegertätigkeit voll- 
ständig auf, da die Emigranten von dort abgeschoben waren. In 
den Jahren 1921—1923 machte sich auch in Afrika die russische 
Verlegertätigkeit bemerkbar, später kommt sie nur gelegentlich 
zum Vorschein. Sogar in Australien ist in den Jahren 1929 und 
1930 die Herausgabe zweier Journale registriert worden. Was 
solche Länder anbelangt wie Finnland, Lettland, Estland und 
Litauen, so ist alles Wesentliche, was sie beirifft, gesammelt und 
nur zufällig erschienene Journale, wie z. B. die Rigaer Boulevard- 
Journale (,„Pljash“ u. a.), der Revaler „Golowolomka“ u. a. feblen 
der Bibliothek des Archivs. Im allgemeinen ändert sich die jähr- 
liche Journalzahl nicht. Man kann, angefangen vom Jahre 1922, 
die jährliche Gesamtmenge der im Auslande erscheinenden 
russischen Journale mit 150 annehmen, wobei diese Ziffer in den 
letzten drei Jahren immer näher an 200 heranrückt. Wenn für 
das Jahr 1932 die Zahl der erschienenen Journal-Titel mit 167 an- 
gege en ist, so ist dies nicht die endgültige Ziffer. Da verschie- 

ene Zeitschriften das Archiv öfters erst mit bedeutender Ver- 
T erreichen, so müßte sich die erwähnte Anzahl mit der 

eit erhöhen. 


Zu der Charakteristik der Journale hinsichtlich ihres Inhaltes 
übergehend, muß gesagt werden, daß politische Ausgaben die 
Hauptmasse der emigrantischen Zeitschriften ausmachen. Die 
Gesamtzahl dieser Journale beziffert sich auf 280, wobei in letzte- 
rer Zeit jährlih etwa 45 politische Schriften herausgegeben 
werden. Den politischen Journalen folgen zahlenmäßig religiöse 
Schriften, von denen insgesamt 102 erschienen sind. Allmählich 
wächst die Jahresanzahl dieser Zeitschriften. Wenn in den 
Jahren 1921 und 1922 etwa 7 und 11 solcher Journale heraus- 
gebracht wurden, so waren es im Jahre 1932 schon 35. Auch die 
verschiedensten militärischen Verbände entwickeln in den letzten 
Jahren eine intensivere Verlegertätigkeit. In den letzten Jahren 
sind jährlich 25 solcher Journale registriert worden. Hierzu 
gehören neben den regulär erscheinenden Zeitschriften, wie dem 
Pariser „Tschassowoj“, dem Shanghaier „Golos Rossii“, „Armija 
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i flot“, „Podtschassok“, dem Prager „Morskoj shurnal“, dem Bel- 
grader „Artillerijskij westnik“ — die unregulären hekto- 
graphierten informatorischen Bulletins verschiedener militäri- 
scher Verbände. Professionelle und öffentliche Organisationen 
haben im Laufe dieser ganzen Zeit insgesamt 201 Journale her- 
ausgebracht. Hierzu müssen die Bulletins des Semgora, des 
„Sojus gorodow“ (Städteverbandes) sowie verschiedener kultu- 
reller Verbände und professionell-korporationeller Vereini- 
gungen hinzugerechnet werden. 

Eine große Anzahl (75) von Journalen haben die Kosaken 
herausgegeben. Diese Zeitschriften haben ihrem Inhalte nach 
keinen bedeutenden Wert; sie sind jedoch für die Lebensweise 
der Kosaken, die diese aus ihren Stanizen nach dem Auslande 
herübergebracdit haben, sehr charakteristisch. 

Im Verlauf dieser Zeit sind 115 die Literatur und Kunst be- 
handelnde Zeitschriften erschienen; hiervon 8 wissenschafitliche 
und wissenschaftlich-populäre, 13 geschichtliche, 10 literarisch- 
öffentliche, 21 für Kinder, 17 über den Sport und 55 verschiedene 
andere. 

Schon allein die Menge dieser Zeitschriften zeugt von der 
Intensität des kulturellen Lebens der Emigranten. Sogar die 
Weltkrise hat sich auf der Verlegertätigkeit nicht in dem Grade 
ausgewirkt, wie dies eigentlich erwartet werden mußte. Finige 
Zeitschriften gehen wohl ein, aber der größte Teil geht zu einem 
billigeren Druckverfahren über und erscheint weiter. 


* * * 


An dem Beispiel der emigrantischen Literatur und Zeit- 
schriften kann man über das Interesse und die Bedeutung der 
Emigranten-Literatur urteilen, die sie für das Studium unserer 
Epoche bieten. Wie wir schon erwähnt haben, läßt das russische 
historische Archiv in Prag nichts unversucht, um diese literari- 
schen Schriften anzusammeln und zu beschreiben. Systematisch 
geordnete Kataloge der vom Archiv angehäuften Bücher und das 
von Mitarbeitern der Archivbibliothek angefertigte bibliographi- 
sche Verzeichnis der in diesen zehn bis zwölf Jahren veröffent- 
lichten emigrantischen Journale gestatten schon jetzt die Auf- 
nahme der Bearbeitung des gesammelten Materials. Leider gibt 
es keine Sammlung und kein bibliographisches Register der ge- 
samten emi Antiedien literarischen Erzeugnisse. Die bereits er- 
wähnten bibhiographiächen Verzeichnisse enthalten nur teilweise 
und unvollkommene Angaben, so daß wir im Augenblick gar 
keine Möglichkeit haben, die Entwicklung und die Richtungen 
der emigrantischen literarischen Schriften genau zu verfolgen. 
Die emigrantische Presse brachte z. B. in letzterer Zeit eine Reihe 
von Aufsätzen über die künstlerische emigrantische Literatur. 
Die Kritiker waren in der Beurteilung dieser Literatur sehr ver- 
schiedener Ansichten: einige hielten sie für null und nichtig, er- 
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wiesen nur den alten emigrantischen Schriftstellern das ihnen 
Gebührende und verwarfen die Hervorbringung einer neuen 
emigrantischen Literatur; andere verneinen vollständig die 
künstlerische und nationale Bedeutung der Sowjet-Belletristik 
und wollen nur die künstlerische Literatur der Emigranten an- 
erkennen. Ein tes vollständiges Register dieser Literatur 
hätte einer gründlicheren Untersuchung (Prüfung) dieser stritti- 
gen Frage, sowie dem Studium einzelner Richtungen der künstle- 
rischen emigrantischen Literatur in einem gewissen Grade bei- 
tragen und das spezifische Gewicht eines jeden von ihnen fest- 
stellen können. In dieser Beziehung ist auch der kleine Versuch 
charakteristisch, den das Komitee des Russischen Buches gemacht 
hat, indem es eine Übersicht der literarischen Schriften der ersten 
vier Emigrationsjahre gegeben hat. S. M. Slonim hat in seiner 
Rundschau der Literatur festgestellt, daß von 1300 Buchtiteln in 
diesem Abschnitt — 700 auf Neuausgaben russischer Klassiker 
entfallen und 600 auf moderne Erzeugnisse. Später erhöht sich 
der prozentuale Anteil der modernen Schriften. Wie sich diese 
modernen Erzeugnisse unter den jungen und alten Schriftstellern, 
sowie ihrem Charakter nach verteilen, vermögen wir im Augen- 
blick infolge Fehlens bibliographisher Angaben nicht zu sagen. 
Trotzdem stehen der Verfassung eines vollständigen biblio- 
Frapniecaen Repertoirs der emigrantischen literarischen Schriften 
eine unüberwindlichen Schwierigkeiten im Wege. Man könnte 
diese Arbeit über einzelne Länder verteilen. Wenn es schon 
komplette Kataloge der in zehn Jahren in Deutschland und in 
Frankreich erschienenen Rossica gibt, so dürfte es, auf Grund 
von Angaben nationaler Bibliotheken, freilich nicht schwer fallen, 
auch in russischer Sprache abgefaßte Verzeichnisse dieser Lite- 
ratur in einzelnen Ländern anzufertigen. Wir möchten be- 
merken, da man in einigen Staaten mit dieser Arbeit schon be- 
gonnen hat. Es ist uns bekannt, daR der Mitarbeiter der Kon- 
reßbibliothek in ee T Winokuroff, die Herstellung eines 
egisters des russischen Buches in Amerika so gut wie beendet 
hat. Die gleiche Arbeit, aber vorläufig nur bezüglich der 
Periodica, hat M. S. Tjunin in Charbin geleistet. Da aber bei- 
nahe in allen Staaten sämtliche erscheinenden Ausgaben fast 
automatisch in die nationalen Zentral-Büchereien gelangen, so 
dürfte die Ausführung dieser notwendigen Arbeit nicht beson- 
ders schwierig sein. Äber alle diese individuellen Bestrebungen 
Tjunins, Winokuroffs und vielleicht vieler anderer, uns noch un- 
bekannter Bucharbeiter, müßten auf irgendeine Weise ver- 
En werden, um eine Arbeitsgemeinschaft der Emigranten zu 
ilden. 
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Rußland und Osteuropa. 
Monatsübersicht. 


Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch 


Rußland*). 
I. Wirtschaft und Inneres. 


1. Ernte und Ernährungslage. 


Das Ergebnis der diesjährigen Ernte steht nunmehr fest: 
eine Mittelernte, nach den einzelnen Gebieten von schwach bis 
t, keine absolut gute oder gar Rekordernte. Man nimmt an, 
af etwa 65 Mill. Tonnen geerntet sind, der Schätzung nach 
etwas mehr als im letzten Jahr. Bestellt waren im ganzen 
127,3 Mill. Hektar; der Plan sah 139,5 Mill. Hektar vor. Die 
tatsächliche Saatfläche blieb um 3 Millionen gegen die des Vor- 
jahres zurück. 
Mit aller Anspannung und Disziplin und durch Gunst des 
Klimas ist ein immerhin günstiges Ergebnis erzielt, und zu- 
nächst wird nicht an das kommende Jahr bis zur nächsten Ernte 
go adi, sondern an den Augenblick. Sind doh auch die 
chwierigkeiten, die Ernte ordentlich (Parteierlaß gegen die 
Ablieferung von feuchtem Getreide!) und an die Bedarisstellen 
zu bringen, außerordentlich grof. Gerade die vier für die 
treideversorgung wichtigsten Eisenbahnlinien: Nordkaukasus- 
bahn, Südostbahn, Samara-Slatoust-Linie und Rjasan-Ural-Bahn, 
arbeiten besonders schlecht. 
An Getreideausfuhr wird gedacht, ohne daß auf große 
Mengen dabei zu rechnen ist. In den ersten 8 Monaten dieses 
Jahres war die Getreideausfuhr (nach dem Östexprefi): 


Januar/August 1933 Januar/August 1932 
int in 1000 Rbl. int in 1000 Rbi. 
Weizen . . . 100226 3516 116 915 4024 
Roggen . . . 88102 2137 259 969 8848 
Gerste . . . 104647 2323 131 662 4616 
Hafer. . . . 23968 539 17 128 4629 
Mais . . . . 117432 2460 212 867 44o 


In der Wintersaatkampagne waren bis zum 10. Oktober 
30333000 ha, d. h. 79,8% des Voranschlages angebaut worden. 
Auch hier in der Vorbereitung auf „die entscheidende Etappe 
des Kampfes für eine si Ernte 1934“ (Iswestija 6. Oktober) 
sind gerade die Getreidegebiete die Sorgenkinder. Während die 


*) Der Monatsberiht über Polen und Randstaaten ist in diesem Heft 
in einem besonderen Artikel am Anfang gegeben. 
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wichtigsten nördlichen, östlichen und Zentralrayons den Plan 
erfüllt haben, bleiben perad die Gebiete Untere Wolga, Nord- 
kaukasus und Zentralschwarzerdegebiet zurück, ebenso das von 
Dnjepropetrowsk. Durch den zitierten Iswestija-Artikel geht 
eine lebhafte Unruhe. 


Die Ernährungslage wird so etwas besser, aber mit 
dem Ernteausfall nach vorwärts bestimmt nicht günstig, und für 
die Vergangenheit kann damit die Tatsache der Hungersnot auch 
nicht bestritten werden. Herriot hat zwar tatsächlich in Vichy 

esagt: „Hunger habe ich nicht gesehen. Ich besuchte die ent- 
erntesten Dörfer und kann sagen, daft, wenn ich 1922 Hunger 
sah, ich ihn 1933 nicht bemerkt habe.“ Es ist seine Sache, mit 
a N Äußerung sein Renommee auf das Spiel zu setzen. 
Ernste Beobachter wissen, daß gewiß in Rußland dieses Jahr nicht 
eine Hungersnot herrschte, die allgemein auf das ganze Land 
und die Städte ausgedehnt war, aber daf gerade die Getreide- 
ne Ukraine, Nordkaukasus und Wolgagebiet schwerste 
ungerzeit durchgemacht haben, und die Folgen davon 
natürlich bei weitem nicht überwunden sind, von den Ver- 
lusten an Menschenleben ganz zu schweigen. (Die physikalisch- 
technische Seite des russischen Getreidebaues heute ist jetzt in 
dem Buche „Die Getreidewirtschaft in den Trocengebieten 
Rußlands. Stand und Aussichten“, von B. Brutzkus, W. v. Poletika 
und A. v. Ugrimoff. Veröffentlihungen des Deutschen For- 
schungsinstituts für Agrar- und Siedlungswesen, Abteilun 
Berlin, Berichte über Landwirtschaft, Sonderheft 67, eindringli 
dargestellt.) 


2. Industrie. 


. Der Plan der Industrieproduktion lag für 1933 nur um 
16,5 % höher als für das Jahr vorher, gemä dem langsameren 
Tempo, das Stalins Rede im Anfang dieses Jahres ankündigte. 
Auch dieser ermäftigte Plan ist nur sehr zum Teil bisher erfüllt: 
die Schwerindustrie hat ihn bisher nur zu einem Drittel erreicht, 
die verarbeitende Industrie hat ihre Produktion überhaupt nicht 
gesteigert. Das Glanzstück ist die Maschinenindustrie und in ihr 
am besten die Herstellung von Automobilen und Traktoren. 
Diese ist erheblich gestiegen. Dagegen blieben Eisen und Stahl, 
Naphtha und ganz besonders der Kohlenbergbau weit 
hinter den Voranschlägen zurück. 

Die Kohle hat ihren Plan in den ersten 8 Monaten erst zu 
knapp 60 % erfüllt, so daf z. B. in Moskau ab 15. Oktober in den 
Wohnhäusern nur zwei- bis dreimal in der Woche geheizt wer- 
den darf. Auch hier „das entscheidende Quartal” (Iswestija 
15: Oktober) mit der Feststellung, daß gerade das Kohlengebiet 
„Donbass“ weder quantitativ noch qualitativ seine Aufgabe er- 
füllt habe und daß „das 4. Quartal des ersten Jahres des zweiten 
Fünfjahrplans den entscheidenden Umschwung in dieser Arbeit 
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bringen müsse“. Es bedarf keines Wortes, was dieses Zurü&k- 
bleiben für die Schwerindustrie und das Transportwesen, das 
zudem auch selbst so im argen liegt, bedeutet. 


Nach der Seite der Technik, von deren Beherrschung ja 
Stalin in e so nachdrücklich gesprochen hat, und 
nach der Seite der Industrieverwaltung sucht man vor- 
wärts zu kommen. Zum ersteren seien die Verordnungen des 
ZIK und Rates der Volkskommissare vom 15. Oktober über die 
Verbesserung der Benutzung junger Spezialisten und über die 
Schulen des Fabrikschulbereichs genannt. Die Umorgani- 
sation der Industrieverwaltung aber ist nun wieder an der 
Ausgangsstelle angekommen. rsprünglich bestanden ja die 

rofen „Bundesvereinigungen‘“, die über das ganze Gebiet der 
nion sowohl die planwirtschaftlichen wie die kaufmännischen 
Aufgaben der Industrieproduktionsleitung vereinigten. Diese 
sind seit 1931 aufgelöst und durch spezielle Industrievereini- 
gungen ersetzt worden. (Ebenso wurde, wie erinnerlich, der 
berste Volkswirtschaftsrat, die Zentralstelle der Industrie, auf- 
elöst und an seine Stelle traten die Volkskommissariate für 
chwerindustrie, leichte Industrie und Holz.) So wurden seit zwei 
a „Hauptverwaltungen“ für die einzelnen Industrien ge- 
ildet, die unter sich die sog. Trusts und dann die Unterneh- 
mungen und neben sich besondere Organisationen für den Ab- 
satz haben. Es ist also eine Rückentwicklung von der Zusammen- 
fassung der planwirtschaftlichen und der kaufmännischen Auf- 
gaben in eine Dezentralisation und Auflösung eingetreten. Fort- 
währende Umorganisation und Ernährungsschwierigkeit erklären 
ohne weiteres, warum fortwährend über den Rückgang der 
Arbeitsleistung geklagt wird. 


3. Gesamtlage. 


Die Gesamtlage ist die, um es immer wieder zu sagen, der 
Überanstrengungs- und, möchten wir hinzufügen, der 
„Übereilungs‘-Krise. Mit letzterem soll gesagt sein, daß 
in wenigen Jahren nachgeholt werden sollte, wozu die westlichen 
Länder Tahrzehnie gebraucht hatten. Erreicht sind die Ziele, wie 
jetzt immer deutlicher wird, überall da, wo die spezifischen 

taatsbedürfnise, also die Bedürfnisse der staatlichen 
Rüstungsindustrie mitsprachen. Daher hat die Maschinen- 
bauindustrie und die chemische Industrie das ihrige erreicht. 
Sonst blieb man hinter dem Plan zurück, und auch dann ist das 
Erzielte auf Kosten ungeheurer Überanstrengung erreicht worden. 
Wir zitieren aus einem kürzlich erschienenen Buche von F. H. 
Kramer: „Das rote Imperium“ (München 1933) eine ganz gute 
Formulierung dieser Situation: 

„Die Lage Rufllands ist nach Abschluß des Fünfjahrplans mit der 


eines Mannes zu vergleichen, der in gigantischer Anstrengung alle Kräfte 
an eine nicht sehr durchdachte Aufgabe gesetzt hat, und nun zitternd vor 
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Schwäche und mit den ersten Zweifeln an dem Sinn seines ganzen Vor- 
habens zurücksinkt. Eine neue Situation ist entstanden: mit größerer Un- 
erbittlichkeit als je unterdrückt die Partei jede grundsätzliche Kritik, mit 
stärkerem Nachdruck als je bisher wird offizielle Staatsliteratur — breite, 
blumige Romane über ihr neues Leben — unter die Leute geworfen, mit 
kalter Systematik die Verantwortlichkeit der Schädlinge festgestellt, aber 
gleichzeitig greift an den Regierungsstellen eine innere Unsicherheit um 
sich. Man bremst, wo man bremsen kann, man locert, wo man nur lockern 
kann, man korrigiert sich selbst von Tag zu Tag!“ 


3 

Darum ist auch, obwohl das Wirtschaftsjahr jetzt dem Ende 
zugeht, von dem neuen, zweiten Fünfjahrplan gar nicht die 
Rede. Gesamtziffern werden nicht veröffentlicht. (Die soeben 
erschienene Veröffentlichung der Staatsplankommission: „Ergeb- 
nisse der Erfüllung des ersten Fünfjahrplans“, Moskau 1933, 
308 S., wird im nächsten Heft besprochen.) Wie diese Über- 
gangslage im Land betrachtet werden soll, dafür gab 
z. B. das vorletzte Heft des „Bolshewik“ (Nr. 15/16, 31. August, 
S. 84f.) eine Anweisung und damit einen interessanten Einblick. 
Die Frage, ob es noch Klassen in der Sowjetunion gäbe, wurde 
behandelt und bejaht. Klassen nämlich des Proletariats und der 
Bauern, welch letztere zwiespältig seien, nicht nur als „Kulak“ 
und „Mittelbauer“, sondern auch letztere als zugleich Prole- 
tarier und „Kleinwarenhändler“. So gehe der Klassenkampf noch 
weiter, in dem nach wie vor das Proletariat zu führen habe. Denn 
nach einem Leninworte sei „der Mittelbauer einerseits Arbeits- 
sklave, was ihn der Arbeiterklasse nahebringt, und andererseits 
Eigentümer, was ihn dem Kulaken nahebringt“. Der Prozeß der 
Kolleküivscrung habe sein Ziel noch nicht erreicht, wenn auch mit 
seinem Siege „die Lage weggefallen sei, da für den Kapitalismus 
in der Union eine stärkere Basis als für den Sozialismus vor- 
handen gewesen sei“. Und wenn auch dafür die „revolutionäre 
Gesetzlichkeit” ein ganz besonders wichtiger, neu erreichter 
Begriff sei, sei die Fortführung des Klassenkampfes unbedingt 
nötig, und unausgesetzt werden in dieser umständlichen Aus- 
einandersetzung die (von uns auch charakterisierten) „MTS“, 

h. ihre politischen Abteilungen, als wesentliches und neues 
Mittel des Klassenkampfes angepriesen. Es ist ein merkwürdig 
defensiver Zug in dieser Darlegung, von der man nicht sagen 
kann, daß sie dem, unter den Schwierigkeiten des Fünfjahrplans 
und der Kollektivierung Leidenden mit diesen Übergangs- 
begriffen und Wiederholungen der Klassenkampfprogrammatik 
etwas Positives böte. 

4. Inneres. 

Weder von Verwaltungs- noch Parteifragen ist etwas zu be- 
richten. Am 19. Oktober wurde der 15. Gründungstag der ..Auto- 
nomen Sowjetrepublik der Deutschen des Wolgagebiets“, am 
29. Oktober der 15. Gründungstag der Jugendorgane der Partei 
(des Komsomol) gefeiert. 

Von Ernennungen sind vielleicht interessant die von 
J. S. Unschliht zum Chef der Hauptverwaltung der zivilen Luft- 
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flotte beim Rat der Volkskommissare, ferner von F. J. Golosch- 
tschekin zum Haupt-,„Arbiter‘, ebenfalls beim Rat der Volks- 
kommissare, und die des früheren Botschaftsrats in Berlin, 
Brodowski, zum Gesandten in Riga. 
Die Aufmerksamkeit im Innern wurde bei dieser Totenstille 
des politischen Lebens auf zwei technische Erfolge lebhaft 
elenkt. Der eine war der Stratosphärenflug von Pro- 
ofjew am 30. September bis zur Höhe von 18400 Meter, wobei 
der Ballon 8 Stunden und 15 Minuten in der Luft blieb. Der 
andere das Automobilrennen am 6. Juli von 23 in der 
Sowjetunion hergestellten Automobilen über 9500 km auf dem 
Wege Moskau—Gorki—Kasan—Samara—Orenburg—Ksil Orda— 
Taschkent— Baku—Tiflis—Rostow a. Don—Charkow— Woronesh, 
wobei die Hauptschwierigkeit die Überwindung der Sandwüste 
Kara Kum war. In beiden Fällen wurde mit Genugtuung darauf 
hingewiesen, daß die Apparate und Maschinen in der Sowjet- 
union fabriziert worden seien und sich vorzüglich bewährt hätten. 


Aber, schrieb die Prawda (4. Oktober), 


„es liegt noch ein langer Weg vor uns. Stalins Losungswort, nach dem 
die Technik in einer Periode des Wiederaufbaus alle Aufgaben entschei- 
dend löst, macht uns noch einen langen schweren Kampf zur Aufgabe. Also 
nicht ruhen, sondern lernen, lernen und nochmals lernen“. 


Wie sehr die Technik auch im Erziehungsprozef der Kinder 
in Sowjetrußland integrierendes Glied ist, ist unseren Lesern 
bekannt, desgleichen, wie der Unterricht darauf eingestellt 
wird. Eine Verordnung des ZIK und Rates der Volkskommissare 
vom 19. September reorganisierte das Volkskommissariat für 
Volksaufklärung in RSFSR, das mehr als 120000 Schulen und 
19 Millionen Schüler in diesem Staat zu betreuen habe, seinen 
neuen Aufgaben entsprechend, damit im Zentrum des ganzen 
Verwaltungsapparates stehe „die operative Leitung der Elemen- 
tar- und mittleren Schule, die Erweisung einer konkreten Hilfe 
für den Lehrer und ebenso die Vorbereitung der pädagogischen 
Kaders“. Demgemäß wurden beseitigt der Staatsgelehrtenrat 
NE und der lehrmethodische Sektor (UNS), die nicht mehr 
ruchtbar die wissenschaftlichen Arbeiter für die Verbesserun 
der Schule eingesetzt hätten. Das Ministerium besteht dana 
aus den Verwaltungen für: Elementar- und mittlere Schule, Leh- 
rervorbereitung, Universitäten und wissenschaftliche Forschungs- 
anstalten, Bibliotheken, Theater und Schauanstalten, und den 
Abteilungen: Vorschulangelegenheiten, Kinderheime, Lehrbedürf- 
nisse, Schulen und Kurse für Erwachsene, Lesehallen, Klubs, 
Häuser und Parks der „Kultur und Erholung“, Musik, Finanz- 
plan, Bauangelegenheiten usw. Die beiden großen Verlags- 
organisationen: Ögis (Vereinigung der Staatsverlage) und Glavlit 
N auptverwaltung für Literatur und Verlag) bleiben an ihrer 
telle im System. Beim Ministerium wird eine Hauptinspektion 
zur Revision der Ausführung der wichtigsten Partei- und Regie- 
rungsbestimmungen errichtet. 
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II. Auswärtige Politik. 


1. Ferner Osten. 


Der zwei Jahre gehende Streit um die Mandschurei 
scheint einer Entscheidung zwischen Rußland und Japan zuzu- 
treiben. Der Berichtsmonat hat eine erhebliche Verschärfung 
der Beziehungen zwischen den zwei Mächten gebracht. Zuerst 
eine Note der russischen Regierung vom 21. September an den 
japanischen Botschafter in Moskau, die sich über die Ausschaltun 
der Sowjetbeamten an der ostchinesischen Bahn beschwerte un 
direkt aussprach, wie bisher noch nicht: „Nicht Mandschukuo, das 
machtlos und unfähig ist, hat für die Ereignisse in der Mandschurei 
die Verantwortung zu tragen, sondern die japanische Regierung, 
die tatsächlicher Herr in der Mandscurei ist, muß die direkte 
Verantwortung für alle Verletzungen der Verträge usw. tragen.“ 
Sofort wurde auch der Ton der Moskauer Presse schärfer als 
bisher gegen Japan. Am 24. September wurden dann vier rus- 
sische Beamte der chinesischen Ostbahn in Charbin plötzlich ver- 
haftet, während in Tokio ja immer noch die Verkaufsverhand- 
lungen schweben. Den Beamten wurde Obstruktion gegenüber 
der mandschurischen Eisenbahnverwaltung vorgeworfen. Ruß- 
land erhob Protest. Kurz: der Streit um die russische Stellung 
in der Bahn erhielt immer neue Nahrung. Am 2. Oktober wies 
die „Prawda“ auf Japans strategische Absichten im ganzen wie 
folgt hin: 

„Die Verbindung der erst vor kurzer Zeit erbauten Bahnlinie Girin— 
Choiren mit den Häfen von Nordkorea hat größte militärisch-strategische 
Bedeutung. Erbaut wurde die Bahn auf Veranlassung des japanischen 
Kriegsministeriums. Die Bahn von Girin nach Choiren bildet ein Grund- 
element im strategischen Plan des japanischen Generalkommandos in der 
Mandscurei. Diese Bahn verbindet nämlich die Mandschurei mit Korea 
in gerader Linie. Der neue Schienenweg verkürzt die Zeit des Truppen- 
transports aus Japan nach der Mandschurei um mehr als das Zweieinhalb- 
fache. Gleichzeitig mit dem Bau verschiedener strategischer Bahnlinien 
in der Mandschurei arbeitet das japanische Generalkommando auch auf die 
Zentralisierung der Verwaltung der mandschurischen Bahnen hin. Als Bei- 
spiel dafür dient die Übertragung der Kontrolle und der Verwaltung aller 
mandschurishen Bahnlinien an die Südmandschurishe Bahn. Nunmehr 
sind also in das System der Südmandschurischen Bahn auch die Bahnlinien 
von Nordkorea einbezogen, die früher dem Generalgouverneur von Korea 
unterstellt waren. Diese Tatsache verdient besondere Beachtung, weil die 
Südmandschurische Bahn ein Instrument der besonders aggressiven militär- 
faschistischen Gruppen des imperialistischen Japan darstellt.“ 

Darauf erfolgte am 9. Oktober ein besonders starker und 
auffälliger Stoß von Moskau aus. Die „TASS“ veröffentlichte vier 
Sarcblich offizielle diplomatische Dokumente des Botschafters in 
Mandschukuo und des Generalkonsuls in Charbin, mit denen be- 
wiesen werden sollte, daß Japan der tatsächliche Inspirator der 
Unordnung an der ostchinesischen Bahn ist: „Diese Dokumente 
werfen volles Licht auf die Rolle Japans und widerlegen die 
offiziellen Erklärungen über die Selbständigkeit von Mandschu- 
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kuo und die Nichtbeteiligung der japanischen Regierung an den 
okkupatorischen Handlungen, die unter der Flagge der mandschu- 
rischen Behörden vor sich gehen. Aus diesen Dokumenten wird 
besonders vollständig offensichtlich, daß die Verhaftungen der 
Sowjetbeamten an der Bahn nicht durch irgendwelche Vergehun- 

en dieser hervorgerufen sind, sondern daß das zu dem Wesen der 

roberungspläne gehört, die auf Konferenzen unter Teilnahme des 
japanischen Militärkommandos und der japanischen Beamten in 

andschukuo gefaßt sind.“ Die japanische Regierung hat diese 
Dokumente als gefälscht erklärt und keinen Zweifel daran ge- 
lassen, daß sie nicht zurückweichen wird. 

Dem entspricht, daß Meldungen über militärische Be- 
wegungen immer zahlreicher werden. Von japanischer Seite be- 
hauptet man schon offiziell, daß die Sowjetarmee aus 75 Infante- 
rie-Divisionen und 13 Kavallerie-Divisionen mit 1,3 Millionen 
Mann Friedensstärke bestehe und daß sie über 2200 Flugzeuge 
und 1500 Tanks verfüge, daß im Fernen Osten 10 Sowjetdivi- 
sionen mit 300 Tanks und mehreren 100 Flugzeugen stünden und 
daß Tokio im Aktionsradius der sowjetrussischen Bombenflug- 
zeuge läge. Rußland antwortet mit entsprechenden Behauptun- 
gen, auch in bezug z. B. auf die Flottille in der Mandschurei, 
namentlich auf dem Sungari, der an das östliche Grenzgebiet der 
Sowjetunion grenzt. 

Im ganzen: der Berichtsmonat hat eine merkliche Verände- 
rung der Lage gebracht, eine auffällige Versteifung des russi- 
schen Widerstandes und ein Spiel mit dem Kriegsausbruc auf 
beiden Seiten, wie es bisher noch nicht zu verzeichnen war. 
Beide Teile werden auch heute noch nicht einen Krieg wollen, 
aber die Lage ist doch ernster und über das Verhandlungsgezerr 
um den Verkauf der ostchinesischen Bahn hinaus. Man fragt 
sich, ob Ruflland im Ernst hier stärker drücken und entschiedener 
ee will, weil es sich nah Westen genügend gesichert 
glaubt. 
2. Auf dem bisherigen Wege dort ist ein Fortschritt wenig- 
stens etwas erzielt gegenüber Rumänien. Der rumänische 
Außenminister Titulescu hat seinen Besuch in Warschau am 
10. Oktober zu einer Fühlungnahme mit dem sowjetrussischen 
Gesandten benutzt und zu der Erklärung: 

„Rumänien wünscht alles, was in seiner Macht liegt, zu tun, damit seine 
Beziehungen zur Sowjetregierung vollkommen herzlich werden. Die Ge- 
spräche, welche ich abgehalten habe, haben mich davon überzeugt, daß 
dieser Wunsch auf Gegenseitigkeit beruht.“ 

Damit ist über Polen eine Fühlung mit Rumänien und eine 
PT adigung über Bessarabien eingeleitet, die bedeutungs- 
voll ist. 

Auf derselben Linie liegt der Besuch des Mitgliedes des 
Außenministeriums Karachan in Persien Ende September, 
über dessen praktischen Inhalt nichts gesagt und bei dem nur die 
Verbundenheit mit Persien für die persishe Unabhängigkeit auf 
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der russischen Seite betont wurde, und der Besuch von Litwinow 
und Molotow in Ankara zum 10. Jahrestag der türkischen 
Revolution. 

Das ist ein Operationsplan, dessen Punkte gut zu erkennen 
sind, über Türkei und Polen hier in einen Zusammenhang zu 
kommen, der nach der Kleinen Entente und nach England reicht 
und nach der letzteren Seite hin einen gewissen Druck aus- 
zuüben gestattet. 

3. Denn die direkten Verhandlungen zwischen England 
und Rußland sind auch im Berichtsmonat wegen des Wider- 
standes von Kanada gegen die russische Holzkonkurrenz nicht 
vorwärts gekommen. Desgleichen sind auch die ersten Verhand- 
lungen über die Weizenkonvention (s. „Osteuropa“, 9. Jahrg., 
S. 33). gnane Ergebnis verlaufen, in denen Kanada ebenfalls aktiv 
eingriff. 

Dagegen scheinen die Verhandlungen mit Frankreich 
vorwärts zu kommen. Wir können freilich nicht kontrollieren, ob 
die Nachricht richtig ist, daß Frankreich die Zustimmung der 
russischen Regierung zu den letzten Ergebnissen der französisch- 
russischen Handelsvertragsverhandlungen erhalten habe. Es 
handelt sich dabei darum, von allen russischen Einfuhrwaren eine 
Abgabe von 10 v.H. zu erheben, um die französischen Inhaber 
russischer Anleihepapiere zu einem Teil zu entschädigen. 

Mit besonderer Genugtuung wurde in Rußland der Artikel 
Mussolinis (ursprünglich für „Universal Service“, dann auch 
in der italienischen Presse nachgedruct) besprochen, der die im 
Oktoberheft (S. 26f.) mitgeteilten Gedankengänge der italieni- 
schen Presse noch einmal von der autoritativsten Stelle Italiens 
wiederholt: „Man muß der Sowjetunion helfen, sich von der Iso- 
lierung zu befreien und sie zur Mitarbeit emit den westeuro- 
Pe Mächten heranziehen, zum allgemeinen Wohl der Zivi- 
isation und des Friedens. Wir können nicht die Kräfte der 
Sowjetunion ignorieren. Man muß mit einem Volk von 164 Mil- 
lionen als mit einer Weltmacht rechnen. Italien hat der Sowjet- 
union den Platz zuerkannt, der ihr gehört. Eben dadurch wur- 
den zwei Probleme gelöst: den Platz der Sowjetunion im Konzert 
der Mächte zu bestimmen und ihr zugleich die Überzeugung zu 
geben, daß die Weltmäcte nicht beabsichtigen, sie zu isolieren.“ 

Aber der größte Erfolg ist, daR Amerika nun zur Aner- 
kennung der Sowjetunion bereit ist. Am 21. Oktober wurde 
folgender Briefwechsel zwischen Roosevelt und Kalinin über- 
raschend veröffentlicht. Roosevelt schrieb: 


„Seit meinem Amtsantritt habe ich es für wünschenswert gehalten, zu 
versuchen, die gegenwärtigen unnormalen Beziehungen zwischen dem 125- 
Millionen-Volk der Vereinigten Staaten und dem 160-Millionen-Volk Ruß- 
lands zu beenden. Es ist höchst bedauerlich, daß diese beiden großen Völ: 
ker, zwischen denen zu ihrem gegenseitigen Vorteil eine mehr als hundert- 
jährige glückliche Freundschaftstradition bestand, jetzt ohne eine praktische 

ethode zu direkter Verbindung miteinander sein sollten. Die Schwierig- 
keiten, die diesen anormalen Zustand geschaffen haben, sind ernst, aber 
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nach meiner Ansicht nicht unüberwindbar, und Schwierigkeiten zwischen 
großen Völkern können nur durch freimütige und freundscaftliche Aus- 
Pa beseitigt werden. Wenn Sie der gleichen Auffassung sind, würde 
ich mich glücklich schätzen, von Ihnen bestimmte Vertreter empfangen zu 
können, die persönlich mit mir alle Fragen prüfen könnten, welche unsere 
beiden Länder berühren. Die Teilnahme an einer solchen Aussprache 
würde natürlich keinen der beiden Staaten zu irgendeiner zukünftigen 
Richtung des Handelns verpflichten, doch würde sie den aufrichtigen Wunsch 
bezeugen, zu einer befriedigenden Lösung der schwebenden Probleme zu 
gelangen. Ich gebe mich der Hoffnung hin, daß solche Ausspracen zu 
einem guten Ergebnis für die Völker beider Länder führen möchten.“ 

Kalinins Antwortschreiben lautete: 

„Ih habe Ihre Botschaft vom 10. Oktober erhalten. Ich habe stets 
einen Zustand für höchst unnormal und beklagenswert gehalten, der wäh- 
rend der letzten sechzehn Jahre zwei große Republiken die üblichen Me- 
thoden des Verkehrs entbehren lief und sie der Vorteile beraubte, die 
solch ein Verkehr geben könnte. Ich freue mich, feststellen zu können, daß 
auch Sie zu derselben Schluffolgerung gekommen sind. Es besteht kein 
Zweifel, daß Schwierigkeiten, die zwischen zwei Ländern vorhanden sind 
oder entstehen, nur überwunden werden können, wenn direkte Beziehun- 

en zwischen den Ländern bestehen, und daß auf der anderen Seite die 
Schwierickeiten keine Aussicht auf Beseitigung haben, wenn solche Be- 
ziehungen fehlen. Ich erlaube mir weiter die Ansicht auszudrücken, daß 
der unnormale Zustand, auf den Sie in Ihrer Botschaft mit Recht hinweisen, 
eine ungünstige Wirkung nicht nur auf die Interessen unserer beiden Län- 
der, sondern auch auf die allgemeine internationale Lage ausübt, indem 
er das Element der Unruhe verstärkt, den Prozeß der Festigung des Welt- 
friedens kompliziert und diejenigen Kräfte ermutigt, die auf eine Störung 
des Friedens gerichtet sind. Daher nehme ich gern Ihren Vorschlag an, 
einen Vertreter der Sowjetregierung nach den Vereinigten Staaten zu ent- 
senden, um mit Ihnen die unsere Länder interessierenden Fragen zu erör- 
tern. Die Sowjetregierung wird vertreten sein durch Herrn Litwinoff, der 
sich zu einem noch zu vereinbarenden Zeitpunkt nach Washington begeben 
wird.“ 

Sicherlich ist Roosevelts Entschluß, der durch den Auf- 
enthalt der Senatoren Williams, G. Mac Adoc nud Reynolds in 
Moskau und weiter besonders durch Henry Morgenthan (Sohn 
des früheren Botschafters in Konstantinopel, der in London das 
Baumwollgeshäft mit Rußland abgeschlossen hat) verbreitet 
wurde, durch die letzte fernöstlihe Entwicklung ausgelöst 
worden. Es bedarf keines Worts, daß das ein Vorgang von sehr 
großer Bedeutung ist. 

4. Ende September wurde von Paris aus gemeldet, daf der 
Vatikan mit der Sowjetregierung Fühlung anstrebe, man er- 
kläre dort, daß der Vatikan niemals in die Verfassungsfragen 
eines Landes habe eingreifen wollen. Die Sowjetstaatsform 
Rußlands würde also kein Hindernis für ein Konkordat sein. 
Der Vatikan vertrete die Auffassung, daß die Freiheit des 
Kuitus der Kirche anerkannt werden müsse und daß die Priester 
die Möglichkeit haben müßten, sich geistlich zu betätigen. Der 
Vatikan seinerseits würde dem Klerus anempfehlen, sich nicht 
in die Politik des Staates einzumischen. Der Vatikan ließ offiziell 
die Nachricht dementieren, da er vorher die Gewährleistung der 
Gewissens- und Glaubensfreiheit und eine Rechtsordnung ver- 
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lange, die den Bestand der Kirche und der Geistlichen nicht be- 
hindert, wie er bereits 1922 in Genf Tschitscherin nahegelegt 
hatte. Das bestätigt indirekt die Geneigtheit des Vatikans zu 
nen. Das bestätigt indirekt die Geneigtheit des Vatikans zu 
einer Fühlungnahme, die auch stattfinden soll. Es ist bekannt, 
daß der Mittelpunkt dieser Arbeit beim Vatikan in der 1926 be- 
gründeten „Päpstlichen Kommission für Rußland“ unter der 


Leitung des Bischofs Michel d’Herbigny ruht. 


5. Deutschland. 


Das Verhältnis zu Deutschland ist von russischer Seite, ab- 
er von den bedenklichen und unerfreulichen Vorgängen 
i der Drusag-Konzession, durch die Ausweisung der vier deut- 
schen in Moskau tätigen Pressevertreter am 26. September 
etrübt worden. Die Maßnahme wurde damit begründet, daß 
ie Vertreter der russischen Presse in Berlin in den letzten 
Monaten durch Haussuchungen, zeitweilige Verhaftungen und 
schließlich durch die Verweigerung der Pressekarten für den 
Leipziger Prozeß in der Ausübung ihrer Berufspflichten behin- 
dert worden seien. Die „TASS“ und die Zeitungen „Iswestija‘“ und 
„Prawda“ hätten daher beschlossen, ihre Korrespondenten aus 
Deutschland zurückzuziehen. Zugleich veranlafte die Sowjet- 
regierung die Ausweisung der deutschen Journalisten. Die Maß- 
nahmen sind durchgeführt, so da seit Ende September eine 
direkte gegenseitige Berichterstattung aus Berlin und Moskau 
nicht ehr stattfindet. Die Deutsche Regierung hat in einer 
ausführlichen Note vom 29. September die russische Maßnahme 
als unbegründet nachgewiesen unter Hinweis auf die Art der 
Berichterstattung der Sowjetpresse, während die deutschen 
Pressevertreter in Moskau zeitweilig nicht einmal ohne besondere 
Genehmigung amtlicher Stellen Moskau verlassen durften. Die 
deutsche Note schloß: 

„Auf Grund dieses Sachverhalts vermag das Auswärtige Amt eine Be- 
rechtigung für die von der Regierung der UdSSR getroffene Maßnahme 
nicht anzuerkennen. Die Repressalie gegen die deutschen Pressevertreter 
in Moskau kann keine Begründung finden in einem Vorfall, für den die 
Berliner Sowjetkorrespondenten selbst die Verantwortung tragen. Die 
Ausweisung der deutschen Pressevertreter aus der Sowjetunion ist auch aus 
pressepolitiischen Gründen gänzlich unverständlih und stellt für die 
freundschaftlichen Beziehungen der beiden Länder eine schwere Belastung 
dar, für die die Regierung der UdSSR die alleinige Verantwortung trägt.” 

Über das Ruflandgeschäft und die Wirtschaftsbezie- 


hungen und Verhandlungen ist nichts Neues zu berichten. 


6. Der Entschluß Deutschlands vom 14. Oktober, 
Abrüstungskonferenz und Völkerbund zu verlassen, wurde in 
Moskau als Ereignis höchster Wichtigkeit beurteilt, die Schwä- 
chung des Völkerbundes dadurch, der einen erschütternden Schlag 
damit erhielte, gekennzeichnet. Es liegt auf der Hand, daf diese 
Entscheidung Deutschlands auch indirekt auf die Stellung Ruß- 
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lands zum Völkerbund zurückwirkt. In den Jahren seiner Zuge- 
hörigkeit zum Völkerbund war bei allen Schwierigkeiten Deutsch- 
land die Brücke zwischen Moskau und Genf. Wenn 
auch Rußland seine Teilnahme an einer etwa weitergehenden 
Abrüstungskonferenz nicht einstellt, so muß die Entscheidung 
Deutschlands und die damit beginnende Auflösung des Völker- 
bundes auf die russische Haltung zu diesem in stark negativer 
Weise wirken. — 
Abgesclossen am 23. Oktober 1933. 


Bücherschau. 


Deutsche Kultur im Osten. 

Engelhardt, von Roderih: Die deutsche Universität 
Dorpat in ihrer geistesgeschichtlihen Bedeutung. (Schriften der 
Deutschen Akademie, Nr. 13.) München. Verlag von Ernst Rein- 
hardt. Preis: brosch. 17,— RM., Leinen 19,50 RM. 

Deutsche Heimat in Polen. Jahresfahrtweiser 1934. 6. Jahr- 

ang. Herausgegeben vom Deutschen Kulturbund für Polnisch- 
Š esien t. Z. Kae ulica Marjacka Nr. 17. 

Niederschlesische Kunstdenkmäler. Zeichnungen von Elfriede 

Springer, Liegnitz. 1932. Im E Dru&k: Graphischer 
roßbetrieb H. Krumbhaar. Liegnitz. 94 S. Preis: 1,50 RM. 

stlandschriften, herausgegeben vom Östland-Institut in 
Danzig. Heft 5. Die Kultur Pommeraniens im frühen Mittelalter 
auf Grund der Ausgrabungen. Bericht über das Buch von Dr. 
W. Lega: „Kultura Pomorza we wczesnem sredniowieszu na 
podstawie wykopalisk.“ Thorn. 1930. Danzig. 1933. Kommis- 
sionsverlag der Danziger Verlags-Gesellschaft m. b. H. 112 S. 

Ostlandschriften, Heft 6. Der Abfall Posens 1918/19 im pol- 
nischen Schrifttum. Bericht von Dr. A. Loefiner. Danzig 1935. 
RSS ER der Danziger Verlags-Gesellschaft m. b. H. 
45 >. 

Schmidt, Axel: Ostpreußen — deutsch in Vergangenheit, 
Gegenwart und Zukunft. Berlin und Leipzig. 1933. Walter de 
Gruyter & Co. 78 S. 


Das Interesse für den Osten ist in Deutschland neuerdings stark ge- 
stiegen, und man kann es deshalb begrüßen, daß in neuerer Zeit einige wert- 
volle Werke die deutsche Kultur im Osten beleuchtet haben, von denen beson- 
ders das große Werk R. v. Engelhardts über die Universität Dorpat her- 
vorzuheben ist. Wirde sich dies Buch auf die rein geschichtlichen Erlebnisse der 

rpater Universität beschränken, so würde das schon ein buntes lohnendes 
Bild ergeben. Aber es geht weit darüber hinaus und will die grofe Bedeutung 
der Dorpater Universität im Geistesleben Nordeuropas kennzeichnen und dabei 
dauernd den Zusammenhang mit dem gesamtdeutschen Geistesleben beleuch- 
ten. Schon 1632 hat Gustav Adolf die Universität Dorpat gegründet, die als 
schwedische Universität bis 1710 bestand, bis sie dann als Opfer politischer 
Umwälzungen auseinanderfiel. Aber schon 1798 hatte der russische Zar 
Paul I. die Gründung einer baltischen Landesuniversität verordnet, die erst 
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1802 als von den baltischen Ritterschaften unterhaltene Landesuniversität 
ins Leben trat, der Alexander I. besonderes Wohlwollen erwies. Philosophie, 
Theologie, Naturwissenschaften und Mathematik wurden zunächst durch aus 
Deutschland geholte Kräfte vertreten: ihre Zahl von 7 hat sih im Lauf der 
ersten 10 Jahre schon um weitere 10 Professoren vermehrt. Die Bedeutung 
der meisten Professoren wird in dem Buche ausführlih gewürdigt, wobei 
immer wieder die Zusammenhänge mit der deutschen Geisteskultur hervor- 
treten. Nach 15jähriger Jugendzeit trat die erste Hocblüte Dorpats ein, 
die hauptsächlich mit dem langjährigen Rektorat des Geschichtsforschers 
Gustav Ewers verknüpft ist. Dorpat gewann als Landesuniversität erheblich 
dadurch, daß der baltische Fürst Lieven ihr Kurator wurde. Die engere Ver- 
knüpfung mit dem baltischen Deutschtum ergibt sich aus der immer häufi- 
geren Berufung einheimischer Gelehrter. Dabei fehlten in dieser Zeit die 
später sich allmählich entwickelnden Gegensätze zum russischen Volkstum 
fast ganz, wenn sich auch schon in den dreißiger Jahren die ersten Zeichen 
solcher Gegensätze bemerkbar machten. Eine neue Hochblüte folgte, die bald 
nach der Berufung von Bradkes zum Kurator einsetzte (1854). Die Pro- 
fessoren waren schon fast alle Balten, Anfang der dreifiiger Jahre lehrte 
der erste aus Dorpats Universität selbst hervorgegangene Professor 
Eschscholtz in der noch recht unbedeutenden medizinischen Fakultät. All- 
gemein traten in den sechziger Jahren die Naturwissenschaften etwas vor 
den Geisteswissenschaften in den Vordergrund. Seit den achtziger Jahren 
begannen die Russifizierungstendenzen, bis schließlich 1893 auf Befehl des 
Zaren die Universität Dorpat in die Kaiserlich-russische Universität Jurjew 
umgewandelt wurde mit dem Zwecke „der Einimpfung russischer staatlicher 
und kultureller Gesichtspunkte in die baltische Grenzmark“. Dorpats geistes- 
geschichtliche Stellung war vorbei, die Opferwilligkeit des Baltischen Adels 
und der Geistlichkeit erlegen. Die Russifizierung ging weiter, beschleunigt 
durch die seit 1905 einsetzende Revolution. Bald waren auch die Reste der 
Selbtsverwaltung dahin, womit auch rein äußerlich ein en verbunden 
war. Auch in der Studentenschaft fand ebenso wie im Lehrkörper das 
russische Element immer mehr Eingang. Mit der Entstehung eines estländi- 
schen Staates fehlte jede Grundlage für eine Wiederbelebung der deutschen 
Universität Dorpat, die im Kriege 1918 versucht worden war. Die heutige 
estnische Universität Dorpat ist nur ein Schatten von einst, wenn auch aus 
deutschen Kreisen versucht wird, deutsches Geistesleben dort lebendig zu 
erhalten. 

Der Abreißkalender bringt eine Fülle von vorzüglichen Bildern 
über deutsche Landschaft und deutsches Volkstum in den deutsch-polnischen 
Grenzgebieten, wobei unter den Bildern besonders die Abbildung des neuen 
deutschen Privatgymnasiums in Kattowitz hervorzuheben ist, die Zeugnis 
dafür ablegt, zu welchen Leistungen sich die deutsche Bevölkerung jener 
Gebiete emporgeschwungen hat. 

Das Büchlein von E. Springer enthält über 100 ansprediende Zeich- 
nungen, die deutsche Bauten und deutsche Landschaft in Oberschlesien uns 
nahe bringen. Die Bilder sind durch ganz kurze Texte zweckmäßig erläutert. 


Das Buch über die Kultur Pommeraniens enthält in der Hauptsache 
die Inhaltsangabe eines großen polnischen Werkes, das den Nachweis ver- 
sucht, daß in vorhistorischer Zeit Westpreußen und sein westliches Grenz- 
gebiet von slavischen Völkern besiedelt war. Der Versuch, dies durch die 
vorhandenen Funde aus der Bronzezeit nachzuweisen, ist kaum gelungen, da 
es mehr als zweifelhaft ist, daß dort tatsächlih eine slavische Besiedlung 
vorhanden war. Die Funde lassen fraglos mehr auf eine germanische Be- 
siedlung schließen. Die meisten Forscher übersehen hierbei auch, daß von 
dem neueren Westpreußen doch der größte Teil überhaupt nicht Siedlungs- 
land war, sondern zum Teil Haff und zum Teil Hochwassergebiet der 
Weichsel bildete. Von einer wirklichen Besiedlung dieses Gebiets kann man 
in der Zeit vor 1200 daher kaum sprechen, es gab vermutlich kleine Sied- 
lungsinseln verschiedener Volksstämme. 
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Die Arbeit über Posen gibt eine ausführliche Besprechung von acht 
Inischen Schriften, die in mehr oder weniger tendenziöser Form die 
ämpfe schildern, die sich in dem heute polnischen Gebiet von Posen um die 

Jahreswende 1918/19 abgespielt haben. Diese polnischen Darstellungen geben 
eine Reihe von nützlichen Einzelheiten darüber, wie sich damals die Abtren- 
nung dieser Gebiete vom Deutschen Reich abgewickelt hat. 


Angesichts der immer wieder auftretenden Äußerungen in der polni- 
schen Presse und in offiziellen Reden, die polnischen Rechte auf Ostpreu- 
Ren hervorzuheben, will Verfasser hier noch einmal zusammenfassend diese 
polnischen Ansprüche ablehnen, weil jede Begründung fehlt. Dazu wird zu- 
nächst ein ziemlich umfangreiches polnisches Schriftenmaterial herangezogen 
und dann der deutsche Standpunkt zusammengefaßt. Tatsächlich fehlt für 
die polnischen Ansprüche vor allem eine Begründung durch eine polnische 
Bevölkerung: diese angeblih polnische Bevölkerung ist in Ostpreußen 
geradezu lächerlich gering. Es ist auf keine Weise gelungen, auch nur 1 Pro- 
zent polnischen Bevölkerungsanteil nachzuweisen. Wirtschaftlih fehlt eine 
Begründung der polnishen Ansprüche ebenfalls, freilich hat Ostpreußen 
durch die Abtrennung des größten Teiles von Westpreußen gelitten, die Ent- 
wicklung hat aber gezeigt, daf auch Ostpreußen für sich allein wirtschaftlich 
weiterkommen kann, und die neuesten Entschließungen lassen die Hoffnung 
berechtigt erscheinen, daß eine neue wirtschaftliche Blüte für Ostpreußen 
durchaus nicht fern liegt. Daß die isolierte Provinz einer besonderen Für- 
sorge bedarf, ist selbstverständlih. Daß eine Vereinigung Ostpreußens mit 
Polen der Provinz Nutzen bringen würde, ist von polnischer Seite nicht nach- 
gewiesen worden. Vielmehr würde eine Abtrennung Ostpreußens vom Reiche 
genau so katastrophal werden, wie die Abtrennung Oberschlesiens für ee 


Deutschland und Polen. 


Deutschland und Polen. Beiträge zu ihren geschichtlichen Be- 
a a an u. Berlin 1933. Verlag R. Oldenbourg. 
27398. 0,— - 


Gegen den Korridor. Polnische Zeugnisse und Tatsachen. Von 
Axel Schmidt. Berlin 1933. Verlag Edwin Runge. 47 S. 0,65 RM. 


Die polnische Minderheit in Oberschlesien. 3 Karten. Von 
Regierungsassessor Dr. O. Ewers. Breslau 1933. Verlagsbuch- 
handlung M. u. H. Marcus. 20 S. 3,— RM. 


Deutschlandund Polen: das Buch enthält 19 Beiträge der besten 
Kenner osteuropäischer Geschichte und Politik, jede Arbeit stellt in gedräng- 
ter Kürze die Quintessenz reifster geschichtliher Einsicht und politischen 
Verständnisses dar. Das Merkmal, das das Werk weit über den Durchschnitt 
der neueren Literatur über deutsch-polnishe Fragen emporhebt, ist die 

rundsätzlich wertungsfreie und leidenschaftslose Klarheit der Untersuchung. 
jeder der Beiträge beweist es, daf aus der über 1000 Jahre währenden Raum- 
gemeinschaft deutschen und polnishen Volkstums sachliche, seelische und 
geistige Tatbestände besonderer Struktur geschaffen worden sind, vor denen 
der hilflos steht, der nicht erkannt hat, was nicht besser als mit einem Satz 
aus dem Vorwort des Buches ausgedrückt werden kann: „Die Gemengelage 
ihrer (der beiden Völker) Siedlung verbietet es, die westeuropäischen Be- 
griffe völkischer Staatsgrenzen auf den Osten zu übertragen.“ Indem das 
Werk so die Frage aufwirft, welches Ordnungsprinzip im Osten einzutreten 
hat, wo ein Jahrtausend kultureller Durchdringung weder aus Sprache noch 
aus Konfession oder Grenzziehung einen eindeutigen Schluß auf das Volks- 
tum zuläßt, gibt es zugleich das geschichtliche Material für die Antwort: es 
zeigt auf, wo der deutsche Einfluß im Osten Bleibendes gesdhaffen hat. 
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Der Untertitel der Schrift „Gegen den Korridor“ erweckt Erwar- 
tungen, die nicht erfüllt werden. Soweit überhaupt polnische Stimmen zitiert 
werden, handelt es sich meistens nicht etwa um einsichtsvolle Verzichterklä- 
rungen, weil der Korridor widersinnig oder unhaltbar ist, sondern nur um 
die Forderung: wir wollen Ostpreußen, dann gibt es keinen Korridor mehr. 
Im allgemeinen ist zu sagen, daß eine Aufzählung von Äußerungen einzelner 
Männer bei den verschiedensten Anlässen und zu verschiedenen Zeiten (hier 
etwa 1918—1931) nur bedingten Wert hat, besonders in einer Frage wie der 
des Korridors. Trotzdem das Heftchen auch sonst nichts Neues an Material 
bringt, wird es seiner übersichtlichen Kürze wegen propagandistischen Wert 
haben können. 

In der Arbeit von Ewers sind die Ergebnisse der Landtagswahlen 
1924, 1928 und 1932 in sorgfältiger Arbeit ausgewertet worden und zu drei 
Karten verarbeitet, aus denen die Größe und Verteilung der polnischen 
Minderheit in Oberschlesien klar hervorgeht. H. G. 


Polen. 


Chlebowski, Bronislas: La Littérature Polonaise au 
XIX siècle. Ouvrage posthume publié et complété par Manfred 
Kridl. Paris 1933. Librairie H. Champion Librairie L. Gebethner 
et Wolff. IV, 533 S. Preis: 60, — Fr. 

Smogorzewski, Casimir: Abrégé d’une bibliographie 
relative aux relations germano-polonaises. Paris 1933. Librairie 
Gebethner et Wolff. 114 S. Preis: 18, — Fr. 


Das von dem Institut d'Études Slaves der Pariser Universität als 
III. Band der „Bibliothèque Polonaise“ herausgegebene Werk des vor kurzem 
verstorbenen Warschauer Professors B. Chlebowski verdient durch die 
lückenlose und gleichmäflige Behandlung des großen Stoffes unumschränkte 
Anerkennung. Es ist jetzt nicht allein für französische, sondern für alle 
Leser, die der polnischen Sprache nicht mächtig sind, das vollständigste und 
zuverlässigste Kompendium der polnischen Literatur der geschichtlich wie 
literarhistorish in sich abgeschlossenen Periode, von der dritten Teilung 
Polens bis zum Ausbruch des Weltkrieges. 

Die messianishe „Sehnsucht nach Wiedergeburt“ der polnischen Nation 
beherrscht diese ganze Periode der literarischen Schöpfung, in deren Mittel- 

unkt das romantische Gestirn Mickiewicz-Slowacki-Krasinski steht. Am 
nde dieser Bahn erglänzt am hellsten die dramatishe Dichtung Wys- 
pianskis, in dessen Werk der Verfasser „den beredsamsten Ausdruck der 
polnishen Seele“ sieht. Kaum eine andere Nationalliteratur des vergange- 
nen Jahrhunderts wird von der patriotischen Grundstimmung in dem Maße 
durchdrungen, wie eben die polnische; das nationale Gefühl bleibt hier 
immer — vielleiht nur mit Ausnahme der „dekadenten“ Richtung eines 
Przybyszewski — die Quelle und das Element der dichterischen Tätigkeit. 

Unberührt blieben die Wecdselbeziehungen der polnischen und der 
russischen Literatur, zum Beispiel das Verhältnis zwischen Mickiewicz und 
Puschkin. Auch der Einfluß der großen zeitgenössischen Dichtung anderer 
Völker wird kaum gestreift. Der Ideengehalt ist für den Verfasser das 
Wichtigste; der historische und kulturelle Hintergrund wird stets beleuchtet, 
dafür die Analyse der literarischen Form etwas vernachlässigt. 

In der Wertschätzung der höchsten Leistungen der pa Dichtung 
geht der Verfasser manchmal zu weit, wenn er zum Beispiel Mickiewicz’ 
„Pan Tadeusz" gleich neben der Ilias und der Odyssee setzt (S. 145), oder die 
künstlerische Kraft Wyspianskis mit der Michelangelos vergleicht (S. 49). 
M. K ridl, Professor der Wilnaer Universität, hat die französische posthume 
Ausgabe redigiert (wobei einiges, für das nichtpolnische Publikum unwesent- 
lihe weggelassen, anderes wieder ergänzt wurde) und sie mit einem wert- 
vollen bibliographischen Verzeichnis versehen. 
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K. Smogorzewski hat es fertiggebracht, sogar ein bibliographisches 
Nachschlagewerk zum Muster einer höchst temperamentvollen und ebenso 
tendenziösen Polemik zu gestalten. Diese „Bibliographie“, die den 4. (Er- 
gänzungs-) Band des 1931-32 erschienenen Sammelwerkes „Problèmes politi- 
ques de la Pologne contemporaine“ bildet, wäre an sich eine sehr brauchbare 
Auswahl aus der die deutsch-polnischen Beziehungen behandelnden Litera- 
tur. Fast alle wichtigsten in Polen, Deutschland, Frankreich, England, den 
Vereinigten Staaten und Italien über diesen Gegenstand nach dem Kriege 
Bee Schriften, sowohl Bücher wie Aufsätze, sind aufgenommen. 

ie meisten sind mit einer mehr oder weniger ausführlichen Inhaltsanalyse 
angeführt (bei den übrigen charakterisiert schon der Titel den Inhalt). 
Weit aber über die hilfswissenschaftlihen Aufgaben einer „bibliographie 
raisonnée“ hinaus, versucht Smogorzewski überall „Stimmung“ für Polen 
und gegen Deutschland zu machen. Wo er eine selbständige, nicht nach den 
polnishen Wünschen orientierte Meinung findet, wittert er sofort die 
„deutsche Propaganda“. Besonders irritieren ihn die sich seit einiger Zeit 
mehrenden französischen Stimmen zugunsten einer, wenn auch sehr limi- 
tierten, Revisionspolitik: siehe seine Ausfälle in den Inhaltsanalysen über 
die Schriften von J. Bainville, H. Béraud, P. Cot, G. Hervé u. a i 
. V. R. 


Russische Emigranten-Romane. 


Beresowskij, S.: Kraffnaja schkatulka (Die rote Scha- 
tulle). Roman. Berlin. Verlag Parabola. 1933. 230 S. Preis: 
3,80 RM. 

Kunina, Irina: Toljko fakty, Ser! (Nur Tatsachen, Sir.) 
Roman. Berlin. Petropolis-Verlag. 1933. 185 S. Preis: 3,35 RM. 


Der Emigrantenschriftsteller S. Beresowskij (nicht zu verwechseln mit 
dem Sowjetschriftsteller gleichen Familiennamens) hat ein ungewöhnliches, 
aber zugleich etwas banales Sujet für seinen Roman gewählt. Zwei Brüder, 
die sich in Paris als Emigranten kümmerlich durchschlagen, beschließen, auf 
Schleichwegen über die russische Grenze durchzubrecdhen, um auf dem väter- 
lihen Gut in Südrußland einen dort vergrabenen Schatz zu heben. Die 
abenteuerliche Reise gelingt nach mancherlei Verwickelungen und Episoden, 
denen bei aller SDann uns doch die rechte Glaubwürdigkeit und psycho- 
logische Vertiefung fehlt. Eine Liebesgeschichte, die sih zwischen dem einen 
der Brüder und einer in der Partei und der GPU. höchst aktiven Frau 
anspinnt, könnte man mit umgekehrtem Vorzeichen in jedem sowjetrussischen 
Dutzendroman wiederfinden. Nur einzelne Teile, wie etwa die Schilderung 
eines Brandes im Koldıos, den die Bauern völlig teilnahmslos beobachten, 
weil sie das Gemeingut nicht mit ihrem eigenen Gut identifizieren, sind gut 
gesehen und machen den Roman, der im übrigen gut geschrieben ist und 
mit einem happy end schließt, zu einer erträglichen Lektüre. 

Mit reiferen künstlerischen Mitteln hat Irina Kunina Erlebnisse von 
der Gefangenschaft im Bürgerkriege, auf der Flucht aus Sowjetrußland nach 
dem Balkan geschildert. Es fehlt in diesen memoirenhaften Aufzeichnungen 
die Spannung, die durch fesselnde Verwicklung zustandekommt, aber dafür 
interessiert die Fülle von typischen Menschen verschiedener Schichten, meist 
Flüchtlingen, und die Brutalität der täglichen Erlebnisse. W. L. 


Notizen. 


Rußland-Studium in Berlin, Wintersemester 1933/34. 


Im kommenden Wintersemester werden an den Berliner Hochschulen, 
abgesehen von zahlreichen Sprachkursen, eine Anzahl von Vorlesungen über 
russische Fragen gehalten. In der Universität liest Prof. Hoetzsch 
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„Russische Geschichte im 19. Jahrhundert“, Prof. Vasmer „Russische Lite- 
raturgeschichte“, Prof. Palme „Entwicklung und gegenwärtige Lage des 
russischen Bauerntums“, ferner Dr. v. Arnim, Prof. Leontieff und Prof. 
Ugrimow. In der Deutshen Hochschule für Politik liest Geh. 
Rat Cleinow über die Grundlagen und Entwicklungen der deutsc-russi- 
schen Beziehungen sowie den Verlust der deutschen Ostmark und Dr. 
von Leers gibt eine Einführung in die Geschichte Polens. 


Osteuropa-Arbeitsgemeinschaft. 


Mit dem Beginn des Wintersemesters nimmt die „OÖsteuropa-Arbeits- 
emeinschaft“ der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas ihre 
ätigkeit auf. Es sind zunächst zwei Arbeitsgruppen gebildet wor- 

den: Die eine Arbeitsgruppe behandelt „Die Vorgeschichte des Bol- 
schewismus und die nationale Idee in Rußland“ und beginnt am 7. November 
1933 um 17,15 Uhr mit einem Referat von Dr. V. Biehahn über die Situation 
der dreißiger und vierziger Jahre in Rußland. In der zweiten Zusammen- 
kunft am 21. 11. werden die Narodniki und ihnen verwandte Bewegungen 
besprochen werden. — Die zweite Arbeitsgru e wird in Fort- 
setzung der in einem ähnlichen Rahmen vor einem fahr aufgenommenen 
Untersuchung deutsch-russishe Wirtschaftsfragen bearbeiten und am 14. 11. 
um 16 Uhr zum erstenmal zusammenkommen. 

Die Sitzungen finden in der Deutschen Gesellschaft zum Studium Ost- 
europas statt, wo auch nähere Auskünfte erteilt werden. 

Eingegangene Bücher: 

Avižonis, Konstantinas: Die Entstehung und Entwicklung des litau- 
ischen Adels bis zur litauisch-polnischen Union 1385. Berlin. Verlag Emil 
Ebering. 1932. 174 S. Historische Studien, Heft 223. Preis: brosch. 7,— RM. 

Barten, Heinrih: Die Siedlungen in Südwestposen. Beiträge zur 
Siedlungsgeographie des Grenzgebietes zwischen Posen und Schlesien. Bres- 
lau. Verlag M. & H. Marcus. 1955. 97 S. (Veröffentlihungen der Schlesi- 
schen Gesellschaft für Erdkunde. 18. Heft.) Preis: 6,— RM. 

Czajky; Fahl, R.; Herrmann, C; Schneider; Vogel, Joseph: Die 
deutsche Ostmark im Unterricht. Breslau. Heinrih Handels Verlag. 1953. 
Preis: 1,20 RM. 

Erofejeff, N. und Raeff, I. A.: Das russische Eisenbahnwesen. Mit 
4 Diagrammen und vielen Zahlentabellen. Berlin. Selbstverlag. 1933. 78 S. 
Monographien „Industrie und Technik Rußlands“, Heft 1. 

Hesse, Kurt: Die Schicksalsstunde der alten Mächte. Japan und die 
Welt. Hamburg. Hanseatische Verlagsanstalt. 1933. 171 S. 

Horn, Werner: Östpreußens Deutschtum im Spiegel der politischen 
Wahlen 1921—1933. Danzig. Danziger Verlags-Gesellschaft. 1933. Ostland- 
Forschungen. Nr. 3. 28 S. 

Kammler, Hans: Das Problem einer deutsch-polnischen Zollunion. 
Danzig. Verlag Kafemann. 1933. 55 S. Preis: 1,25 RM. 
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I. USA und UdSSR 


Von General Professor David P.rescott Barrows*), 
Universität Berkeley, Californien. 


Will man das amerikanische und das russische Volk verglei- 
chen, so muß zunächst festgestellt werden, daf beide eine außer- 
ordentliche Rolle als Pioniere und Kolonisatoren gespielt haben, 
die Russen in Nordasien, die anderen in Nordamerika. Die Be- 
wegung beider Völker lief zeitlih merkwürdig parallel. Die 
Amerikaner drangen vom Osten nach dem Westen quer durch 
Nordamerika vor, die Russen von Westen nach Osten quer durch 
Asien. Beide Völkerwanderungen begannen im Anfang des 
17. Jahrhunderts. Die englischen Kolonisten kamen nach James- 
town (Virginia) und Plymouth (Massachusetts) nur wenige Jahre 
nachdem die russischen Kosaken unter Jermak die asiatische 
überschritten und die Eroberung Sibiriens begonnen 

atten. 

Die russische Eroberung kam viel schneller als die ameri- 
kanische vorwärts. Ehe die Amerikaner ihre Siedlungen über 
den halben Kontinent von Nordamerika vorgetragen hatten, er- 
reichten die Russen die Bering-See und die Alaskaküste und 
hatten ihre Vorposten südlich bıs zur Bucht von San Francisco 
vorgeschoben. Doch die Amerikaner hatten die Besetzung von 
Californien und der Pazifischen Küste im Jahre 1848 fast zur sel- 
ben Zeit vollendet, als die Russen die Provinzen Amur und Pri- 
morsk ihrem sibirischen Reich hinzufügten und auf diese Weise 
sich endgültig an der Pazifischen Küste festsetzten. Wladiwostok 
und San Francisco sind tatsächlich zur selben Zeit Beet 
worden. Beide Orte repräsentieren den Erfolg zweier Pionier- 
völker, die sich nach dem großen kontinentalen Fortschritt 
schließlich an den Küsten desselben Ozeans gegenüberstanden. 


Nach dem amerikanischen Bürgerkrieg verkaufte die rus- 
sische Regierung das große nördliche Gebiet von Alaska und die 
Aleuten-Inseln an die Vereinigten Staaten, wohl in dem Bewultt- 


*) Anm. Dieser Vortrag des diesjährigen Roosevelt-Gastprofessors an 
der Universität Berlin wurde am 13. November vor der „Deutschen Gesell- 


shaft zum Studium Osteuropas" im Haus der Presse gehalten. Die Wieder- 
gabe ist gekürzt. 
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sein, daß die nationale Ausdehnung sich auf den Kontinent zu 
beschränken hätte. Auf diese Weise wurden die amerikanischen 
Besitzungen fast bis zur asiatischen Küste vorgerückt. Durch den 
Kauf waren die Vereinigten Staaten wieder erfolgreich ihrer 
traditionellen Politik gefolgt, die europäische Macht in Amerika 
aufzulösen, und zwar durch vollkommen freundscaftliche Maß- 
nahmen. Außerdem kam dadurch ein großer Besitz im Norden 
zu den Vereinigten Staaten, der sich reich an Pelztieren, Ladıs- 
fischerei, Holz, Gold, Kupfer und Kohle erwies. 

Wenn man die Ausdehnung Rufßlands in Asien mit der Aus- 
dehnung der englisch sprechenden Völker in Nordamerika ver- 
gleicht, so muß der kanadische Teil in die Vereinigten Staaten 
eingeschlossen werden. Kanadier und Amerikaner bilden jedoch 
Staaten, die vollkommen getrennt und verschieden sind. Es läßt 
sich heute keine Bewegung finden, die sie politisch zu vereinigen 
verspricht; im Gegenteil, das Nationalgefühl der Kanadier ist im 
Wachsen und in den Vereinigten Staaten besteht keine Neigung, 
die Union zu vergrößern. Trotzdem bilden diese beiden unab- 
hängigen Nationen ein einziges Volk und eine fast einheitliche 
Gesellschaft. Die kanadische Provinz Ontario wurde nach der 
amerikanischen Revolution von Amerikanern aus Neu-England 
und New York besiedelt. In beiden Ländern hat sich die Zahl der 
Siedler durch Einwanderung aus fast denselben Gebieten ver- 
größert. Die Grenze zwischen Kanada und Amerika, die über den 
genen Kontinent läuft, ist nicht nur unbefestigt, sondern auch 

aum bewacht. Es besteht eine große und dauernde Wanderung 
von Kanadiern nach den Vereinigten Staaten und von Amerika- 
nern nach Kanada. Die Industrien beider Länder sind durch ge- 
meinsamen Besitz und durch gemeinsame Investierungen en 
aneinander gekettet. Die Verflechtung des wirtschaftlichen ad 
esellschaftlichen Lebens schreitet fort. Wenn wir die 11 Mil- 
ionen Einwohner Kanadas zu den 125 Millionen der Vereinigten 
Staaten hinzuzählen, haben wir eine Bevölkerung fast so groß 
wie die Sowjetrußlands. 

Lassen Sie mich die eine Tatsache wiederholen: Die Besitzun- 

en der russisch und englisch sprechenden Völker umschließen 
ast vollständig den nördlichen Polarozean. Sie haben sich fast 
parallel innerhalb nördlicher Breiten vorgeschoben, bis sie sich 
gegenüberstanden. So sind beide Völker, die Russen und die 
Amerikaner, Völker des Nordens, die die bewohnbaren Gebiete 
der kältesten Erdzonen suchen und dort gedeihen. 

Mein Interesse und meine Bewunderung für den Charakter 
des sibirischen Pioniers stammen von persönlichen Erfahrungen 
in Sibirien im Jahre 1918/19. Die Einwohner gehörten verschie- 
denen Klassen an: es gab Kosakengemeinden, Bauerndörfer, die 
zum Teil mit Regierungshilfe in den letzten Jahrzehnten des 
russischen Kaiserreiches angesiedelt worden waren, es gab Ange- 
stellte und Arbeiter an der großen Sibirischen Eisenbahn, Schiffer 
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und Flußarbeiter bei der Schiffahrt auf russischen Flüssen, Jäger, 
Trapper, Bergleute, Bürger in den großen Städten Sibiriens, 
Kaufleute und Kapitalisten, die durch ihre Energie und Schlau- 
heit große wirtschaftliche Unternehmungen organisiert und mit 
dem natürlichen Reichtum des Landes ihr Glück gemacht hatten. 
In mancher Beziehung glichen sie denen in Amerika: dieselbe 
Energie, dieselbe Vorliebe für große Unternehmungen, für die 
Verwendung ungeheurer Maschinen in Fabrik und Bergwerk, 
dieselbe Extravaganz und Rücsichtslosigkeit beim Geldausgeben, 
dieselbe Sucht, sowohl Naturschätze als auch Menschenwerk zu 
verschwenden. 

Meine Reise nach Sibirien fiel in die Zeit des Kampfes zwi- 
schen den Bolschewisten auf der einen, den Weißen und der In- 
tervention auf der anderen Seite. Der Sibirier schien mir auf 
Grund seiner Natur und Erfahrung kein kommunistisches Men- 
schenmaterial darzustellen, und auch Sibirien selbst war kein 
fruchtbarer Boden für die kommunistische Organisation. Gerade 
so wie die Weite und die „Frontier“ (Grenze) in Amerika den 
nach Amerika verpflanzten europäischen Feudalismus zerstörten, 
und zwar durch die Freiheit, die dem Siedler gegeben war, so 
schien es mir, daß die Grenzlandbedingungen Sibiriens jede 
Planung bekämpfen und schließlich besiegen würden, welche das 
Leben eines so großen Grenzlandes der Kontrolle und der Leitung 
der kommunistischen Verwaltung unterwerfen wollte. Wenn 
man den sibirischen Bauer und Siedler betrachtet, so scheint er 
für eine Regierungskontrolle weniger empfänglich, er verlangt 
wirklich nur das geringste Maß an Verwaltung. 

Das Temperament des Russen ist anarchistisch. Es ist sicher- 
lich nicht ohne Bedeutung, daf die großen Führer des philosophi- 
schen Anarchismus Russen gewesen sind — Bakunin, Tolstoj, 
Kropotkin. Dem Russen liegt es jedoch. sein Ziel auf freiwilli- 
gem Genossenschaftswege zu erreichen. Die früheren Genossen- 
schaften Sibiriens waren die größten und erfolgreichsten Unter- 
nehmen dieser Art, die ich kenne. So schien es mir, daß dem 
Russen von Natur die Freiheit vorgesehen war, aber unglück- 
licherweise hat er davon wenig gehabt, weder unter der Zaren- 
regierung noch unter den Revolutionen, die darauf folgten. Es 
schien mir, als ob er Talente und Eigenschaften hätte, die sich, 
wenn er sie ungehemmt entfalten könnte, auf solchen Lebens- 
gebieten betätigen würden, wo Originalität, Schönheit und Kraft 
een Ob die zukünftige Entwicklung des russischen Staates 

er russischen Seele diese Möglichkeit geben wird, kann natürlich 
niemand sagen. 

Im Jahre 1918, als der Weltkrieg zu Ende ging, beteiligte 
sich die amerikanische Regierung mit Japan an einer Interven- 
tion in Sibirien. Die amerikanische Expeditionsarmee ging nach 
Rußland hinein und schob ihre Vorposten westlich bis zum Baikal- 
see vor. Die amerikanischen Ziele dieses Unternehmens brauchen 
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hier nicht erörtert zu werden. Doch in bezug auf die Absichten der 
amerikanischen Regierung muß folgendes besonders betont wer- 
den: Die Unternehmung sollte nicht dem russischen Volke 
irgendeine fremde Lösung seiner innerpolitischen, revolutio- 
nären Schwierigkeiten aufzwingen. Die Befehle an die ameri- 
kanische een betonten immer wieder, daß kein 
Mitglied der Armee sich in den russischen Revolutionskampf ein- 
mischen oder irgendeiner Partei politische Unterstützung geben 
sollte. Diese Befehle gaben der Unternehmung einen neutralen 
Charakter, welche man trotz Schwierigkeiten und notwendig sich 
ergebender Mißverständnisse aufrecht erhielt. 


Warum Amerika innerhalb einer derart großen Bewegung 
seine Neutralität aufrecht erhielt, kann auf verschiedene Weise 
erklärt werden. Die Tatsache, daß die amerikanische Demokratie 
kein militantes Prinzip ist, ist sicherlich ein wichtiger Teil in 
dieser Erklärung. Die amerikanische Demokratie macht keine 
Kreuzzüge, um auf dem Wege des militärischen Zwanges den 
amerikanischen Typ der politischen Einrichtung auf andere Völ- 
ker oder Nationen zu übertragen. Erst die französische Revo- 
lution gab der Demokratie diesen kriegerischen Charakter, nicht 
die amerikanische, welche ihr voranging. Die öffentliche Mei- 
nung Amerikas ist von der Überzeugung aufs stärkste durch- 
drungen, daß jedes Volk von fremden Mächten ungestört seine 

litischen Probleme auf eigene Weise lösen sollte. Es mag sein, 

aß diese Überzeugung aak unberechtigtem Optimismus beruht, 

aber trotzdem ist dies eine tiefe amerikanische Überzeugung über 
die politischen und moralischen Rechte anderer Völker. 


Allerdings ist die amerikanische Regierung bei einer einzigen 
Gelegenheit von diesem Prinzip abgewichen. Das war, als Präsi- 
dent Wilson als Friedensbedingung darauf bestand, daf das 
deutsche Volk seine Verfassung zur demokratischen Form voll- 
ständig verändern sollte. Es ist ohne Frage, daß das amerikanische 
Volk die republikanische Verfassung in Deutschland gern sah, 
aber es war neu in der amerikanischen Außenpolitik, darauf als 
Bedin für die Beendigung der Feindseligkeiten zu bestehen, 
und i Be daß diese eine Abweichung keinen Präzedenzfall 
für weitere Unternehmungen ähnlicher Art darstellen wird. 


Ohne Zweifel ist die kommunistische Ordnung in Rußland 
dem amerikanischen Geiste im allgemeinen verhaft. Doc ich 
glaube sagen zu können, daß die amerikanische Regierung nie- 
mals versucht hat, das russische Volk davon abzuhalten, diese 
Probleme des Kommunismus für sich selbst zu lösen. Ich glaube 
auch, daß die amerikanische Annäherung an die russische Regie- 
rung und die Wiederaufnahme normaler diplomatischer Bezie- 
hungen diese grundsätzliche Politik nicht verändern wird. 
der anderen Seite wird das amerikanische Volk erwarten und 
seine Regierung, wie ich glaube, verlangen, daf weder die Sow- 
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jetregierung noch ihr Werkzeug, die Dritte Internationale, gegen 
die politische Struktur oder die kapitalistische Organisation der 
Vereinigten Staaten etwas unternehmen werden. 

Die möglichen Folgen der Anerkennung können hier nicht 
eingehend diskutiert werden. Ich muß mich mit der Feststellun 
meiner persönlichen Meinung begnügen. Ich glaube nicht, da 
die Vereinigten Staaten vom Kommunismus bedroht sind. Ich 
glaube auch nicht, daf die sehr schwache kommunistische Organi- 
sation ın den Vereinigten Staaten durch diplomatische Beziehun- 
gen mit Ruflland an Stärke wesentlich zunehmen wird. Das 
große Interesse, daß die Vereinigten Staaten dem Fünfjahrplan 
entgegengebracht haben, hat allgemein das Gefühl aufkommen 
lassen, daß nationale Wirtschaft eine durchdachte Planung für 
zukünftige Bedürfnisse und Märkte benötigt. Eine kluge Pla- 
nung scheint nicht nur vernünftig, sondern auch notwendig, um 
unsere zukünftige Produktion mit dem nationalen und dem Welt- 
bedarf ins Gleichgewicht zu bringen. Aber meiner Meinung nach 
wird eine solche Planung in den haare P Staaten einen pri- 
vaten Charakter haben und nicht von der Regierung her kommen. 
Sie wird eher durch freiwilligen Zusammenscluß als durch eine 
Verwaltungsbürokratie erreicht werden. Ich bin der Ansicht, daft 
auf den amerikanischen Geist der Erfolg der Regierungskontrolle 
im russischen Fünfjahrplan keinen guten Eindruck gemacht hat. 
Wir glauben, daf Eea aa Verschwendung und Starrheit, 
die dem bürokratischen System eigen zu sein nen die Er- 
reichung der großen Ziele des russischen Plans weitgehend ver- 
an haben. Amerika wird Ruflland auf diesem Wege nicht 
olgen. 

Bine Anerkennung beider Länder berechtigt zu Hoffnungen, 
daß ein ausgedehnterer Handel sich bald anbahnen wird. Die 
Amerikaner sehen in Rußland den Exportmarkt für die Über- 
schüsse an Industriewaren und Rohmaterialien, mit denen der 
amerikanische Markt überfüllt ist. Sicherlich könnte Ruflland 
eine ungeheure Menge Waren einführen, welche die Vereinigten 
Staaten übrig haben. Doch es ist nicht klar, wie die Russen diese 
Einfuhr mit Geld und Warenaustausch bezahlen können. Ruß- 
land verfügt über verhältnismäfig wenige Exportwaren, die den 
amerikanischen nicht Konkurrenz machen und die der ameri- 
kanische Markt aufzunehmen bereit ist. Es gibt nur einen Weg, 
wie Rußland amerikanische Waren in großen Mengen abnehmen 
kann: durch Kredit oder lang aufgeschobene Zahlung. Doch 
weder die gegenwärtige wirts aftliche Lage Ruftlands noch die 
bekannten Grundsätze des russischen Staates machen Rußland 
zu einem wünschenswerten Schuldner. Es ist außerdem zweifel- 
haft, ob die finanzielle Lage in Amerika eine Erweiterung der 
ausländischen Kredite ermöglicht. In der Zeit zwischen dem 
Krieg und dem Zusammenbruch im Jahre 1929 haben die Ver- 
einigten Staaten im ganzen ein Kapital von 14 Milliarden Dollar 
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nadı fremden Ländern ausgeführt. Es ist ganz offensichtlich, daf 
die Anstrengung des Auslandes, den Zinsendienst für diese Schul- 
den aufrecht zu erhalten, große Schwierigkeiten bereiten wird. 
Außerdem trägt der Verlust des Kapitals selbst sicherlich stark 
zu den finanziellen Schwierigkeiten Amerikas bei. Wahrschein- 
licù wird es lange Zeit dauern, ehe die Vereinigten Staaten 
wieder in der Lage sein werden, ihre Kredite nach dem Ausland 
zu vergrößern. 

Endlich haben wir die politischen Folgen der Anerkennung 
zu betrachten. Wir können annehmen, daR die Regierung der 
Vereinigten Staaten weiterhin die Politik verfolgen wird, die sie 
am Ende des Weltkrieges begann: nämlich, alle Nationen zu 
einer Anerkennung der Integrität des russischen Staates und 
seines Gebietes zu bringen. Dies mag im Fernen Osten zu er- 
warten sein, im Hinblick auf mögliche japanische Absichten, die 
politische Eroberung über die Mandschurei und die Mongolei hin- 
aus auf das russische Gebiet auszudehnen. Der Einfluß der Ver- 
einigten Staaten schien nicht grof genug zu sein, um Japan von 
Angriffen auf chinesisches Gebiet abzuhalten. Japan war Ver- 
tragspartner beim Vertrag von TERON, welcher die terri- 
toriale und verwaltungsmäfige Geschlossenheit Chinas ver- 
teidigen sollte. Vom amerikanischen Standpunkt aus hat Ja 
die Verpflichtung dieses aaia nicht beachtet. In der gleichen 
Weise würde die amerikanische Meinung gegen Japan einge- 
nommen sein, falls japanisch-russische Konflikte auftreten würden 
oder die Japaner in russisches Gebiet eindrängen. Es besteht 
deshalb die Hoffnung, daf Amerikas neue Beziehung mit Ruß- 
land einen mildernden Einfluß auf die gespannte Lage im Fernen 
Osten haben wird, wo die ee eines Krieges zwischen 
Rußland und Japan im Augenblick besteht. Es ist jedoch wenig 
wahrscheinlich, daß die Vereinigten Staaten den Frieden im 
Fornen Osten durch militärischen Zwang zu erhalten suchen 
werden. Im Vertrag von Washington im Jahre 1923, worin sowohl 
England als die Vereinigten Staaten sich bereit erklärten, keine 
Klottenbasis aufrecht zu erhalten, welche innerhalb einer für 
Ylottenaktion gegen Japan möglichen Entfernung läge, haben 
diese beiden Nationen Teen praktisch gegen jede Bedrohung 
von der See her gesichert. Diese Situation gilt auch heute noch. 
Man vertraute auf Japan, daf es das Prinzip der Integrität frem- 
don Besitzes im Fernen Osten aufrecht erhielte. 

Falls die diplomatischen Beziehungen zwischen Rußland und 
Amerika großes Verstehen und große Freundschaft zwischen den 
beiden Völkern schaffen würden, so könnte das nur zum Vorteil 
sein. Denn diese beiden großen Völker haben etwas von ein- 
ander zu lernen: die Verbesserung ihrer eigenen Fehler. Beide 
besitzen Eigenschaften, die sie geistesverwandt machen. Waäh- 
rend ihrer Geschichte haben sie eine ununterbrochene Freundlich- 
keit in ihren Beziehungen gewahrt. Das Sowjetregime hat diese 
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Freundlichkeit unzweifelhaft beeinträchtigt und hat durch hohe 
Mauern gegen freien Verkehr mit dem Auslande einem vorteil- 
haften Zusammentreffen dieser beiden Völker im Wege ge- 
standen. Wenn diese Situation jetzt verbessert werden kann, 
dann ließe sich ein menschliches Verstehen erreichen. Doc ich 
bin der Ansicht, daß ein freier Verkehr zwischen Rußland und 
den Vereinigten Staaten eher den russischen Kommunismus be- 
einflussen als den amerikanischen Kapitalismus ändern wird. 


II. Amerika und Sowjetrußland. 


Von Otto Hoetzsch. 


I 


Die Anerkennung Sowjetrußlands durdh die Vereinigten 
Staaten ist ein Ereignis von solcher Tragweite, daß noch einige 
Bemerkungen vom ne A Standpunkte dazu den ma B 
neten Ausführungen von Professor Barrows angefügt werden 
dürfen. Kommen doch hier zwei Riesenreiche, beinahe zwei Kon- 
tinente, aufeinander zu und steigt doch eine verwirrende Fülle 
von Erinnerungen und Problemen und Fragen dabei auf! Am 
besten ist durch einen kleinen geschichtlichen Rückblick 
ein Weg zu finden, für den u. a. eine vortreffliche größere Arbeit 
eines Amerikaners vorliegt, von F. L. Shuman: „American 
Policy towards Russia since 1917“ (New York 1928, IX u. 399 S.). 

ntstehung und Ausgangspunkt des russischen und des ame- 
rikanischen Staates ist freilich so entgegengesetzt wie möglich, 
und es hat nicht weniger als 33 Jahre nach 1 Unabhängigkeits- 
erklärung Amerikas bedurft, ehe im Jahre 1809 Alexander I. die 
neue Republik anerkannte. Es ist richtig, daf in den Beziehun- 
gen zwischen den beiden Staaten eine „traditionelle 
Freundschaft“ gewaltet hat, die auf der gemeinsamen 
Gegensätzlichkeit gegen England sehr lange ihre Grundlage ge- 
funden hat. Aber die räumliche Entfernung, die Distanzierung 
Amerikas kraft der Monroedoktrin und die Verschiedenartiekeit 
des staatlichen Systems und des politischen Denkens haben ein 
näheres Verhältnis lange nicht aufkommen lassen. 

Dabei griff Rußland ganz am Anfang sogar auf den ameri- 
kanischen Kontinent herüber, im Verfolg der russischen Ent- | 
deckerfahrten im nördlichsten Teil des Stillen Ozeans, die fest- 
stellen wollten, ob Asien und Amerika durch festes Land mitein- 
ander verbunden seien. An die Reise Berings, dessen Name 
das nach ihm benannte Meer heute noch erhält, sei erinnert, der 
1741 die Nordwestküste Amerikas berührte und auf der Rück- 
fahrt die Alëuten und Kurilen entdeckte. Im Verfolg dieser 
Fahrten hat Rußland die Kolonisation von Alaska begonnen mit 
der „russisch-amerikanischen Handelskompany“, 
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die 1779 in Petersburg für den Handel mit Pelzen und Tee ge- 
gründet wurde und die erst 1865 aufgelöst worden ist. Eine der 
ersten Veröffentlichungen unserer Gesellschaft: „Die russisch- 
amerikanische Handelskompagnie bis 1825“ von Dr. Hans Pilder 
(Östeuropäische Forschungen, Heft 3, 1914) behandelt eindringlich 
und anschaulich diese interessanten Zusammenhänge. Sie haben 
1824 zu einer Konvention mit den Vereinigten Staaten „über den 
Stillen Ozean und die Nordwestküste von Nordamerika“ geführt, 
die die erste formelle Abmachung zwischen den beiden Staaten 
war und die Grenzlinie für die amerikanische Kolonisation nach 
Norden festsetzte, wie die gegenseitige Freiheit von Schiffahrt, 
Handel und namentlich die hier so er: wichtige Fischerei. 1832 
ist ein Handels- und Schiffahrtsvertrag zwischen beiden Staaten 
efolgt, der lange Jahre für ihre Beziehungen in Handel und 
chiffahrt ausgereicht hat. 

Erst mit den sechziger en fängt eine Periode 
engerer Beziehungen an. Die beiden großen Kolonisationsbewe- 
gungen Europas, die amerikanische nach dem Westen, die rus- 
sische nach dem Osten, kamen aufeinander zu: Amerika besiedelte 
den mittleren Westen und ging zum fernen Westen bis zur Küste 
des Stillen Ozeans vor, Rußland setzte in den Verträgen von 
1858 und 1860 seinen Fuß auf die fernöstlichen Gebiete, die heute 
im Brennpunkt der Weltpolitik stehen. Die Haltung Ruflands 
während des Sezessionskrieges hatte der alten Überlieferung ge- 
meinsamer Gegensätzlichkeit gegen England entsprochen, war 
also gegen jede Intervention in I Ringen zwischen Norden 
und üden gewesen. Und der Verkauf von Alaska gegen 
die Zahlung von 7,2 Millionen Dollar 1867, zu dem Alexander II. 
sich entschlof und den der amerikanische Staatssekretär Seward 
so energisch zustande brachte, beseitigte Möglichkeiten von Kon- 
flikten, die in der Zukunft auf diesem sowieso für Rußland un- 
natürlich gelegenen Gebiete entstehen konnten. Beim Ankauf ist 
das Land von vielen Amerikanern freilich als wertlos angesehen 
worden. 

Aber enge und keineswegs reibungslose Beziehungen brachte 
erst die eigentlihe Weltpolitik, d. h. die russische Expan- 
sion im Fernen Osten, der Krieg zwischen Japan und China 
und die chinesische Frage überhaupt. Bereits damals, in den 
90er Jahren, legte Amerika seine Grundsätze in bezug auf China 
fest, von denen es bis heute niemals abgewichen ist: „offene Tür“ 
und Unabhängigkeit und Integrität des chinesischen Staatsge- 
bietes, Grundsätze, die sowohl mit der japanischen wie auch der 
russischen Politik im Fernen Osten im Gegensatz standen. Einzel- 
streitigkeiten etwa um die Judeneinwanderung und die be- 
stehende gefühlsmäfige Gegensätzlichkeit zwischen Demokratie 
und Zarismus standen einer Entwicklung engerer Beziehungen 
entgegen. Die weltpolitische Verschlingung ist bekannt, aus der 
heraus ein Zusammenwirken zwischen Theodor Roosevelt und dem 
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deutschen Kaiser die Liquidation des für Rußland verlorenen Krie- 
ges mit Japan im Frieden von Portsmouth herbeigeführt wurde!). 
Die nächste Periode der Beziehungen wird durch den Welt- 
krieg bezeichnet. Solange Amerika draußen stand, entwickelte 
sich eine sehr starke wirtschaftliche und finanzielle Verbindung. 

für die folgende Zahlen interessant sind (in Millionen Dollar): 
Amerikanische Ausfuhr Amerikanische Einfuhr 


nach Rußland: von Rußland: 
1913 5. % &. 0. = 2 % 26 909 707 24 377 070 
1914. 2 2 202020227 956 337 14 569 397 
1915. . . . . . . 109933 904 3 0806 595 
1916. . . . . . . 470508254 8 618 695 


Dazu kam die Inanspruchnahme des amerikanischen Geldmarktes 
für Rußland: Ende 1926 lagen 86 Millionen Dollar russischer 
Regierungskriegsbonds in Amerika. Die Revolution in Rußland 
und der Eintritt Amerikas in den Weltkrieg gegen Deutschland 
fielen zusammen und der Übergang Rußlands zu einer neuen 
Regierungsform machte den Boden noch bereiter für engere Be- 
me die provisorische Regierung Rußlands wurde zuerst 
von Amerika förmlich anerkannt. Botschafter Amerikas war 
seit März 1916 David R. Francis, der für lange Jahre der letzte 
Botschafter in Rußland sein sollte. 

Diesen Beziehungen entsprechend stieg die finanzielle 
Hilfe aus Amerika außerordentlich. Die Zuschüsse an die Provi- 
sorische Regierung, gegeben von dem amerikanischen Staat, 
hatten beim Umsturz im November 1917 die Summe von rd. 
186 Millionen Dollar erreicht. 

Der Novemberumsturz aber und die Ergreifung der Macht 
durch die Bolschewiki führte eine völlige Umstellung in den Be- 
ziıehungen herbei. Amerika nahm scharf Stellung gegen die auf 
Herbeiführung des Friedens mit Deutschland gerichtete Politik 
der Sowjetunion. Es verstärkte immer melır seine Stellung in 
der Front der Alliierten. Es stieß sich begreiflicherweise sehr 
stark an der Annullierung der finanziellen Verpflichtungen, und 
es schritt bis zu dem Entschluß bewaffneter Intervention in Ruß- 
land zusammen mit Japan, England, Frankreich und den anderen 
Alliierten (August 1918). Der Entschluß war sehr stark eben 
durch den Botschafter Francis bestimmt worden, dessen Buch 
„Russia from the American Embassy April 1916 — November 
1918 (New York 1931, 361 S.) eine Übersicht über diese Entwick- 
lung gibt. 

So waren die beiden Staaten nach rund einem Jahrhundert 
freundschaftliher Beziehungen in Krieg miteinander geraten. 
Es ist aber daran festzuhalten, wie Professor Barrows auch mit 
Recht betont, daß Amerika bei dieser Intervention in keiner 


j 1) Vgl. dazu: Klaus Mehnert, Der Einfluß des Russisch-Japanischen 
Krieges auf die große Politik. Diss. 1928. 
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Weise von Absichten auf russisches Territorium geleitet war, daß 
im Gegenteil die amerikanische Beteiligung, die übrigens zahlen- 
mäßig nicht sehr stark war, mäfßiigend auf Gedanken anderer 
Alliierter, d. h. Japans, wirkte. Die amerikanisch-japanische 
Gegensätzlichkeit tritt in der Geschichte dieser Intervention sehr 
deutlich hervor. Erfolg hat dieser Eingriff nidıt gehabt und 
Ruhm hat er Amerika auch nicht gebracht. Im Juni 1919 wurden 
die amerikanischen Soldaten aus Nordrußland zurückgezogen 
und im April 1920 verließ das letzte amerikanische Kontingent 
Sibirien. 

Mit April1920 beginnt die Periode, die bis zum Oktober 
1933 gedauert hat. Rein politisch ist sie durch die Ablehnung 
jeder politischen Beziehung oder gar der Anerkennung Sowjet- 
rußlands von seiten Amerikas bezeichnet. Am klarsten und um- 
fassendsten ist die Auffassung Amerikas von den Beziehungen zu 
Rußland niedergelegt in der Note des Staatssekretärs 
Colby an den italienischen Botschafter vom 10. August 1920. 
Die Bereitwilligkeit, dem russischen Volke beim Wiederaufbau 
zu helfen, wurde darin betont, ebenso wie der bestimmte Wille, 
die territoriale Integrität Rußlands zu respektieren, aber ebenso 
die Unmöglichkeit, Sowjetrußland anzuerkennen, da dieses ein 
stabiles Regierungssystem nicht habe, sein Regierungssystem 
„auf der Negation jedes Grundsatzes von Ehre und gutem Glau- 
ben ruhe“, da es e freiwillig übernommenen Verpflichtungen 
mißachte und da Sowjetregierung und 3. Internationale in der 
EE r und gefährlichen weltrevolutionären Verbindung 
stünden. 


Diese bestimmte Ablehnung, aus der auch der Ausschluß Ruß- 
lands aus der großen Konferenz von Woruin ion (1921/22) 
folgte, hat indessen weder amerikanische humane Beteiligung in 
der russischen Hungersnot von 1921/22 (sog. Ara. unter Führung 
Hoovers), noch die erste Anknüpfung von Handelsbeziehungen 
ausgeschlossen, die schon recht früh begannen und von der russi- 
schen Seite zielbewußt geknüpft wurden. 


Auch die Präsidentschaften von Harding und Coolidge hiel- 
ten an dieser Politik Wilsons gegenüber Sowjetrußland fest. 
Die Handelsbeziehungen stiegen, wenn auch nicht übermäßig: 
so war 1927 die amerikanische Ausfuhr nach Rußland 64,9 Mil- 
lionen Dollar, die Einfuhr aus Rußland 12,8 Millionen Dollar. 
Seit 1924 existierte in New York die sog. Amtorg, die russische 
Handelseinrichtung für den wirtschaftlichen Austausch. Eine 
Reihe von Konzessionen, teilweise in großem Umfang, wurden 
von Amerikanern erworben. Die Petroleumfrage schuf jedenfalls 
Beziehungen. wenn auch durchaus nicht freundschaftliche. Spezia- 
listen verschiedener Art gingen aus Amerika nach Rußland., unter 
denen der bedeutendste Oberst Cooper war, der Hauptingenieur 
des Stauwerks Dnjeprostroj. 
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Auch die Berührungen in der großen Politik wurden je 
reger: in der Abrüstungserörterung, überhaupt in den Genfer 
Verhandlungen, zu denen auch Rußland hinzutrat. 1928 unter- 
zeichnete Sowjetrußland den Kellogg-Pakt, den Litwinow sofort 
im sog. Ostpakt noch einmal für Rußland und seine west- 
lichen Nachbarn wiederholte, so daß also zwei Staaten, die sich 
ec elle nicht anerkannt hatten, in eine gemeinsame Ver- 
tragsverpflichtung größten Stils eintraten. Aber obwohl der 1918 
zum Präsidenten gewählte Herbert Hoover bereits eingesehen 
hatte. daf das Verhältnis zu Sowjetrußland so wie bisher politisch 
nicht bleiben könne, hat er auch auf diesem Gebiete wie überall 
sonst sich zu einem durchgreifenden Entshluß nicht durchge- 
rungen. Auch war die Opposition im Lande gegen eine Aner- 
kennung des kommunistischen Landes noch sehr grof. So ist es 
denn auch zu einer wirklichen Zusammenarbeit der beiden Staa- 
ten in der Abrüstungsfrage in Genf, die für diese Frage und die 
Weltpolitik so notwendig gewesen wäre, nicht gekommen. 


II. 


Diese Lage hatte aber nicht verhindert, daß man sich beider- 
seitig sehr intensiv um einander kümmerte. Zwar glaubte man 
inRußlandein Studium Amerikas nicht nötig zu haben. 
Das war kein Problem für Rußland, dem Amerika der „kapita- 
listischste Staat der Welt“ schlechthin war. Aber natürlich war 
in Moskau nie ein Zweifel, daß eine Anerkennung durch Amerika 
sowohl nach der politischen wie nach der wirtschaftlichen Seite 
im höchsten Maße erstrebenswert sei, und die Berührung mit den 
amerikanischen Technikern, Ben ee führte auch 
zu der für beide Teile merkwürdigen Einsicht, daß trotz einer 
polaren Gegensätzlichkeit der Auffassungen und der Naturen 
eine merkwürdige Möglichkeit der Verständigung sich immer 
ungewollt ergab. 

Auf amerikanischer Seite ist sehr früh und energisch 
das Studium Rußlands aufgenommen worden. Im Lande hatte 
man seit September 1923 eine russische Informationsstelle, einen 
unoffiziellen Agenten Rufllands, den heute häufig genannten 
Boris Skwirskij, der ein „Sowjetunions-Informationsbüro“ unter- 
hielt und eine „Soviet-Union Review“ herausgab. Auf ameri- 
kanischer Seite arbeiteten sehr verschiedenartige Männer, wie 
die Journalisten Chamberlin (Soviet Russia, Boston 1930, 461 S., 
und The Soviet Planned Economic Order, ebenda 1931. 258 S.) 
und Duranty, die Schriftsteller Theodor Dreyser und Maurice 
Hindus, wie der Propagandist Ivy Lee, wie der Professor an der 
George-Washington-University, Pater Edmund Aloysius Walsh 
(seine Bücher: The Fall of the Russian Empire, Boston 1928, 
357 S.. und The Last Stand, Boston 1931, 359 S.), wie weiter die 
Professoren Kerner, Golder und namentlich und an erster Stelle 

Harper, von der Chicago-University (seine Bücher: Civic 
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Training in Soviet Russia, Chicago 1929, 401 S., und Making 
Bolsheviks, ebenda 1931, 186 S.), wenn auch in sich von ganz ver- 
schiedenen Gesichtspunkten und Anschauungen aus über russische 
Fragen. Eine ganze Reihe sehr guter Bücher über Sowjetrußland 
stammt aus der Feder dieser Amerikaner. Seit 1927 gibt es auch 
eine „Amerikanische Gesellschaft für kulturelle Beziehungen mit 
der UdSSR“. Wie stark der Senator Borah sich schon früh für 
die Anerkennung einsetzte, ist ebenso in Erinnerung, wie daß er 
damit nichts erreicht hat. Die Abneigung gegen das russische 
System war aus moralischen und religiösen, aus politischen und 
auch wirtschaftlichen Gründen (Dumpingsorge bei der amerika- 
nischen Arbeiterschaft) noch unüberwindlich Wer sich aber um 
dieses Feld des Studiums russischer Dinge durch Amerika in den 
letzten Jahren gekümmert hat, der weil, daß in dieser Be- 
ziehung Amerika sehr wohl vorbereitet und mit einem guten 
Stabe von theoretischen und praktischen Kennern des Problems 
jetzt an die Aufgaben herantritt, die ihm aus der Anerkennung 
der Sowjetunion erwachsen. 


IlI. 


Als Franklin Roosevelt gewählt wurde, nahm man wohl an, 
daß auch die sozusagen eingefrorene Frage der Beziehungen zn 
Sowjetrußland zu Klärung und Entschluß geführt werden würde. 
Indes enthielt der Programmartikel der Rooseveltschen Außen- 

olitik aus der Feder des Obersten House (Forei Affairs, 
Jenta: 1933) keine Andeutung, daß dieses heiße Fisen ange- 
rührt werden würde. Bekannt war, daß um den Präsidenten 
herum sehr einflußreiche Männer der Politik und der Wirtschaft 
für die Anerkennung arbeiteten. Aber acht Monate vergingen, 
ehe die Sache vom Fleck rückte, und in Moskau begann man schon 
zu zweifeln, ob sich das nicht ebenso abspielen würde wie mit 
Präsident Hoover. 


Die inneren Zusammenhänge, die Präsident Roosevelt zu 
seinem Brief vom 10. Oktober an den russischen Reichspräsi- 
denten geführt haben, sind im einzelnen noch nicht bekannt. 
Daft die Aussicht auf russische Bestellungen in Amerika bei der 
Krise und Arbeitslosigkeit dort die bisherigen Auffassungen 
lockerte, konnte man sich denken. Schwerlich aber ist das für 
den plötzlichen Entschluß entscheidend gewesen. Man wird an- 
nehmen können, dak Roosevelt zunächst mit der Herausarbeitung 
seines innerpolitischen und binnenwirtschaftlichen Antikrise-Pro- 
gramms sein Land aus der Ratlosigkeit und Empfänglichkeit für 
sozialistische Agitation herausführen wollte. Wer Roosevelts 
Bud: „Blick vorwärts“ gelesen hat, weiß, daß hier ein neues 
System auftritt, das im Bund mit der natürlichen Abneigung des 
Amerikaners gegen allenSozialismus gestattet, die Gefahr bolsche- 
wistischer Agitation im eigenen Lande beiseitezuschieben. Man 
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wird auch nicht übersehen dürfen, da ohne Zweifel der Zu- 
sammenbruch des deutschen Kommunismus, der nächst der russi- 
schen stärksten Säule in der 3. Internationale, in bezug auf diesen 
Punkt, der in Colbys Note so eindringlich behandelt ist, dem 
amerikanischen Präsidenten gleichfalls die Wendung erleichtert 
bat. Der entscheidende Anstoß dann ist aber wohl nicht aus der 
Wirtschaft, sondern aus der Politik gekommen, aus einer Kom- 
Piz une des fernöstlichen Konflikts, die mit naherückender 

efahr eines russisch-japanischen Krieges und japani saen Sieges 


Amerika aus seiner Passivität gegenüber der Mandschureifrage 
heraustreiben mußte. | 

Der Wortlaut des Briefwechsels zwischen Roosevelt und 
Kalinin ist in „Osteuropa“ (November-Heft S. 122 f.) schon mit- 
geteilt. Gemäß Roosevelts Aufforderung ist Litwinow nach 
Washington gegangen. Die Verhandlungen dauerten länger, als 
man in Moskau annahm, was kein Wunder ist. Das Programm 
nach russischer Auffassung sollte, wie das Polit-Büro und die 
Sowjetregierung am 21. Oktober festsetzte, folgende Punkte 
umfassen: 1. Die Wiederaufnahme der russisch-amerikanischen 
Beziehungen; 2. die Einleitung von russisch-amerikanischen 
Handelsvertragsverhandlungen; 3. Abschliefung eines Freund- 
schaftsabkommens; 4. Klärung der russischen und amerikanischen 
Standpunkte zur Lage im Fernen Osten; 5. die Behandlung der 
russischen Vorkriegsschulden an Amerika und der russischen 
Forderungen im Zusammenhang mit der amerikanischen Inter- 
vention im Fernen Osten. Außerdem sollte noch die Frage des 
Abschlusses eines russisch-amerikanischen Nichtangriffsvertrages 
geklärt werden. 

In diesem Programm stoßen die Handelsfragen auf die be- 
kannten und nicht von heute auf morgen zu erledigenden Schwie- 
rigkeiten. Aber der kritische Punkt ist die Frage derSchulden. 
Nach der amerikanischen Verfassung bedarf der Präsident für 
die Anerkennung der Sowjetunion nicht der Zustimmung des 
Kongresses. Dagegen muß ein Schuldenabkommen dem Kon- 

ef vorgelegt werden, und damit wird die ganze Frage doch in 

ie parlamentarische Erörterung gezogen, in der noch viele 
Kräfte gegen Rußland vorhanden sind. Aber überhaupt ist die 
Schuldenfrage, wie die Verhandlungen Ruflands mit Frankreich 
gezeigt haben, außerordentlich schwierig, schon die Summen 
selbst. Amerika berechnet seine Ansprüche an Rußland auf rund 
800 Millionen Dollar, davon über ein Drittel die Vorschüsse der 
Regierung an die provisorische Regierung mit Zinsen und rund 
300 Millionen Dollar Schadensersatzansprüche für konfisziertes 
und zerstörtes Eigentum amerikanischer Bürger. Rußland hat 
für seine Gegenansprüche schon 1922 in Genua seine Forderungen 
aus „den Schäden, die Rußland durch die Intervention und Blok- 
kade der Alliierten zugefügt worden sind“, aufgestellt. Die 
Russen berechnen das Amerika gegenüber auf 500 Millionen 
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Dollar. Ein Kompromiß hier zwischen formeller Annullierung 
derartiger Verpflichtungen durch die Sowjetregierung, Zahlungs- 
fähigkeit und Zahlungswillen ist nicht leicht zu finden, aber 
sicherlich keine Unmöglichkeit. Denn auf beiden Seiten war und 
ist der Wille unbedingt vorhanden, zum Abschluß zu kommen. 
Dieser kam am 16. November in Washington zustande und 
wurde in einem umfangreichen Briefwechsel zwischen Roose- 
velt undLitwinow festgelegt. Der amerikanische Präsident schrieb: 
„Ih bin sehr glücklich, Ihnen mitzuteilen, daf als Ergebnis unserer 


Unterhaltungen die Regierung der Vereinigten Staaten beschlossen hat, 
normale diplomatische Beziehungen zur Regierung Sowjetrußlands aufzu- 
nehmen und Botschafter auszutauschen. Ich hoffe, daß die Beziehungen, 
die wir jetzt zwischen unseren Völkern schaffen, für alle Zeiten normal und 
freundlich bleiben, und daß .unsere Nationen ab jetzt zum gegenseitigen 
Wohle und für die Aufrechterhaltung des Friedens in der Welt zusammen- 
arbeiten." 
Litwinow antwortete fast gleichlautend: 


„Ich bin sehr erfreut, Ihnen mitzuteilen, daß die Sowjetregierung die 
Wiederaufnahme der normalen diplomatischen Beziehungen zu den Ver- 
einigten Staaten beschlossen hat. Ich teile Ihre Hoffnung, daß die Be- 
ziehungen zwischen unseren Völkern stets freundschaftlich bleiben werden 
und daß die beiderseitigen Nationen in Zukunft zusammenarbeiten werden, 
um den Frieden der Welt zu bewahren.“ 

Beide veröffentlichten die gemeinsame Erklärung: 

„Neben den Vereinbarungen, die heute unterzeichnet worden sind, 
haben wir Gedanken über alle offenen Forderungen und die Regelung der 
Kreditfrage gewechselt. Dieser Gedankenaustausch gibt die Hoffnung für 
baldige Lösung dieser Fragen.“ 

Die Vereinbarungen aber betreffen vornehmlich fol- 
gende Punkte: 1. Die beiden Länder enthalten sich jeder Ein- 
mischung in die inneren Verhältnisse des anderen Staates. Präsi- 
dent Roosevelt insbesondere verlangte mit Bestimmtheit, daß 
keine kommunistische Propaganda in den Vereinigten Staaten 
Be wird. 2. Freiheit der Religionsausübung der Staatsange- 

örigen in den beiden Ländern. 3. Protokolle über Verhand- 
lungen betreffend Konsularabmachungen, die den amerikanischen 
Staatsangehörigen in Rußland in Zukunft dieselben zivilen Rechte 
geben, wie sie andere Ausländer besitzen. 4. Beendigung der 
russischen Verfolgungen von Wirtschaftsspionage. 5. Keine An- 
‚sprüche Rufllands an die Vereinigten Staaten für Schäden, die 
amerikanische Truppen im Jahre 1918 in Sibirien verursacht 
haben. 6. Während der politishen Verhandlungen über An- 
sprüche und Gegenansprüche zwischen den beiden Ländern ver- 
pflichtet sih Rußland, nichts gegen die Urteile der Gerichte zu 
unternehmen. 7. Beide Länder geben gemeinsam der Hoffnung 
auf eine schnelle Lösung der bisher schwebenden Schulden- 
ansprüche Ausdruck. 

Die erstgenannte Verpflichtung. die eine Verpflichtung Ruß- 
lands ist, nennt die Komintern nicht, aber in dem betreffenden 
Briefe Litwinows verpflichtet sich Rußland, alle in seinem Dienst 
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oder unter seiner Kontrolle stehenden Personen und Organi- 
sationen von Handlungen abzuhalten, die die Sicherheit Amerikas 
verletzen könnten. Darunter fällt auch alles, was eine finan- 
zielle Unterstützung in Rußland erhält! Indem aber beide Teile 
sich verpflichten, nichts, was zu bewaffneter Intervention führen 
könne, zu dulden, erhält dafür Rußland die Sicherung gegen jede 
gegenrevolutionäre (weißgardistische) Bewegung in 
Amerika. Den Schadenersatzverzicht gesteht Rußland 
nur in bezug auf die Expedition unter General Ciara in Sibi- 
rien zu, nicht für die nach Archangelsk. Die Schuldenfrage im 
ganzen ist noch nicht geregelt. Ein Nichtangriffspakt ist noch 
nicht zustande gekommen. 


Aber das Werk der Anerkennung und Aufnahme ist fertig. 
Die Botschafter sind gegenseitig ernannt. Für Amerika geht 
nach Moskau William CB ullitt, Journalist und Diplomat, ge- 
boren 1891, 1917/18 im State Department, Mitglied der Delegation 
bei den Versailler Friedensverhandlungen, 1919 von Staatssekre- 
tär Lansing zu einer Informationsreise nach Rußland entsandt und 
nach Rückkehr Gegner der Interventionspolitik, April 1933 
wieder im State Department eingetreten. Russischer Botschafter 
in Washington wird Alexander Trojanowski, 1882 geboren, 
seit 1902 in der revolutionären Bewegung, dann im Auslande, 
1917 nach Rußland zurückgekehrt, Mitglied des Kommissariats 
für den Außenhandel, seit 1927 Botschafter in Tokio, seit Beginn 
1953 auch Vizepräsident des Gosplan. Beide neuen Botschafter 
sind mithin auf ihrem neuen Felde bereits sehr versierte Männer. 


IV. 


Die Beurteilung der Frage auf russischer Seite rückt das 
politische Moment in den Vordergrund, so die „Tass“ (23. Oktober): 


„In einigen Tokioter Kreisen wird hervorgehoben, daß Roosevelts Vor- 
schlag an Kalinin fast unmittelbar nach der Veröffentlichung der japani- 
schen Dokumente durc die Telegrafenagentur der Sowjetunion erfolgt ist, 
wobei darauf hingewiesen wird, daß der Vorschlag übersandt wurde, wäh- 
rend Amerika gleichzeitig alle japanischen Versuche, sich mit Amerika durch 
‚Missionen des guten Willens‘ zu verständigen, kategorisch ablehnte.“ 


Dann die „Iswestija“ (21. Oktober): 


„Es ist uns bekannt, daß die öffentlihe Meinung der Vereinigten 
Staaten schon seit langem mit ungeschwächter Aufmerksamkeit die grandio- 
sen Erfolge unseres wirtschaftlichen und Kulturaufbaues verfolgt, daf die 
heldenhaften Anstrengungen der Werktätigen der UdSSR, die unser Land 
in kurzer Zeit aus einem rückständigen Agrarland in einen führenden In- 
dustriestaat verwandelten, das Interesse und die Sympathie der breitesten 
Kreise der Vereinigten Staaten hervorrufen. In keinem Land erschien eine 
so reiche, der Sowjetunion und ihrem wirtschaftlichen und kulturellen Auf- 
bau gewidmete Literatur, wie in den Vereinigten Staaten. Kein anderes 
Land entsandte nach der UdSSR eine so große Zahl von Touristen, Gelehr- 
ten, Technikern, Journalisten und politischen Unterhändlern, wie die Ver- 
einigten Staaten. Dieses erhöhte Interesse der Amerikaner an der Sowjet- 
union spiegelt die sich in immer breitere Kreise der öffentlichen Meinung 
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der Vereinigten Staaten eindringende Überzeugung wider, daß überaus 
günstige Voraussetzungen für eine möglichst breite Zusammenarbeit zwi- 
schen beiden Ländern auf den verschiedensten Gebieten vorhanden seien. 
Die öffentliche Meinung der Vereinigten Staaten weiß aber nicht nur um 
jene verschiedenen und ungeheuren Erfolge, die das Sowjetland auf dem 
Gebiete des inneren Aufbaues erzielte. Man weiß in Amerika auch davon, 
daß die Sowjetunion zum 16. Jahrestag ihres Bestehens die höchsten Er- 
rungenschaften auch auf dem Gebiete der Außenpolitik verzeichnen könne. 
In dieser Beziehung hält die Sowjetunion unverändert an dem strengen 
Grundsatz der Nichteinmishung und am Grundsatz der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit fest... In Amerika kennt man die Stellung der UdSSR 
zu den Fragen, die beide Länder interessieren, sehr wohl und dies flößt 
uns die tiefe Überzeugung ein, daf die bevorstehenden Unterhandlungen 
zwischen dem Volkskommissar für Auswärtige Angelegenheiten, Litwinow. 
und dem Präsidenten der Vereinigten Staaten, Roosevelt, in Washington im 
Geiste gegenseitigen Verstehens verlaufen und schnell zu einem positiven 
Ergebnis führen werden.“ 


Ähnlich nach dem Abschluß im Artikel 20. November. 
Und die „Prawda“ vom 24. Oktober: 


„Die ohnehin außerordentlich schroffen Gegensätze zwischen den im- 
rialistischen Mächten haben jetzt ein geradezu drohendes Ausmaß erreicht. 
er Krach der sogenannten Abrüstungskonferenz ist offenkundig. Die Ver- 

einbarungen in London und Washington befinden sich eigentlih schon im 
Stadium der Liquidation. Die Rüstungen zur See verschlingen ungeheure 
Summen. Unaufhaltsam wachsen die Rüstungen der kapitalistischen Staaten. 
Diese verworrene internationale Lage nutzen abenteuerliche Kreise dazu 
aus, um die Welt in neues Unheil zu verstricken. Wer kann daran zweifeln, 
daß normale Beziehungen zwischen den Vereinigten Staaten und der Sowjet- 
union ein solches Kräfteverhältnis schaffen würden, daß auch die am mei- 
sten auf Abenteuer erpichten Kreise, die auf eine Störung des Friedens hin- 
arbeiten, mit ihm rechnen müßten?“ 


Eine Übersicht über die Beurteilung durch die amerikanische 
Öffentlichkeit haben wir noch nicht. In der japanischen Auf- 
fassung wirkt das politische Moment, daß Amerika jetzt aus 
seiner Zurückhaltung in bezug auf Ostasien heraustritt, sowohl 
in der Haltung der Politik wie der Presse mäfligend. 


V 


Die Wirtschaftsverhandlungen betreffen den Son- 
derpunkt des russishen Weizenexports und die Verhandlungen 
um die russische Quote innerhalb der internationalen Weizen- 
konvention. Aber die amerikanischen Absichten und Bewer- 
tungen gehen recht weit. Auf Roosevelts Aufforderung hat Pro- 
fessor Donaldson von der Universität Chikago, der als Spezialist 
in Rußland gearbeitet hat, eine Denkschrift über ein amerikani- 
sches Rußlandsgeschäft verfaßt, das bis zu einer Schätzung von 
350 Millionen Dollar russischer Bestellungen in Amerika geht, für 
die er eine besondere Handelsgesellschaft vorschlägt. Schon 
diese Erwägungen stoßen an die bei uns ja reichlich bekannten 
Schwierigkeiten, die russischen Wünsche auf sehr langfristige 
Kredite und auf Bezahlung der amerikanischen Einfuhr nach 
Rußland mit russischen Produkten, also in erster Linie russischen 
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Damit wird die Frage gleich sehr schwierig. Ruflland hat 
recht wenig, was es von der Exportseite für das Geschäft mit 
Amerika einbringen könnte. Eigentlich kommen nur Eisen- 
und Manganerze in Frage, bei Holz ist es schon sehr schwierig, 
bei Petroleum überhaupt ausgeschlossen. Und die Struktur des 
russisch-amerikanischen Handelsaustausches, nach der Amerika 
eine hohe Aktivität seiner Bilanz hat, läßt sich aus natur- 
ie Gründen gar nicht schnell ändern. Dazu kommt noch, 

wie überhaupt auch Rufllands Handel mit Amerika in der 
letzten Zeit stark zurückgegangen ist und die Mittel für Kredite, 
die in Amerika zur Verfügung stehen, beschränkt sind. Der Um- 
fang des a eh Wirtschaftsverkehrs betrug im 
ersten Halbjahr 1933: 11,2 Millionen Rubel, (1932: 26,4), die Aus- 
fuhr 5,4 (7.4), die Einfuhr 5,8 (19,3). Das sind Zahlen, die für die 
amerikanische Seite jedenfalls nicht sehr ins Gewicht fallen und 
in wirklich großem Maße nicht gesteigert werden können. 


Indes dürfte hier gerade die reine Betrachtung nach Ein- 
und Ausfuhr, Handelsverkehr, Bilanz nicht ausreichen. Aus den 
Ausführungen von Professor Barrows un mit Recht hervor, 
wie sehr durch das sich anbahnende neue Verhältnis der beiden 
Staaten Sibirienin ein anderes Licht rückt. Man hat den Ein- 
druck, als wenn, abgesehen von den bekannten Riesenwerken 
und der Rüstungsindustrie gemäß dem Fünfjahrplan, die Sorge 
für die Erschließung Sibiriens in Moskau nicht gerade im Vorder- 
grund gestanden hätte oder stehen konnte, und man kann si 
wohl denken, daß darin manches anders wird, wenn sich das 
russisch-amerikanische Verhältnis so begründet. Und damit kommt 
man zur Hauptsache, die wir in diesen Vorgängen durchaus bei 


der Politik suchen. 
yI. 


Professor Barrows hebt hervor, was das Ziel Japans heute 
ist und wie stark deshalb für Rußland seine Position am Stillen 
Ozean, d. h. das Küstengebiet (Primorskaja Oblast) mit Wladi- 
wostok gefährdet ist, welch letzteres allerdings wie die Pistole 
auf das Herz von Japan gerichtet wirkt. Jede Vertiefung in die 
Frage lehrt, wie gefährdet alles ist, was Rußland seit dem 
Grafen Murawjew und Witte hier gewonnen hat und was es trotz 
seiner Niederlage im Kriege mit Japan 1905 hat behaupten 
können. Ein Nichtan riffspakt mit Amerika, die Parallelität mit 
ihm in bezug auf offene Tür“ usw., die Möglichkeit, bei einer 
neuen Weltkonferenz, die an die Stelle der Washingtonbeschlüsse 
von 1922 treten würde, an der Seite Amerikas zu stehen, alles 
das verschiebt das Bild für Rußland in günstiger Weise. 


Man soll dabei aber gar nicht an das Militärische, an die Be- 
rechnung des „Potentiellen“ denken. Schwerlich wird Amerika 
militärisch Rußland zu Hilfe kommen, wenn das viel näher- 


jä 147 


elegene und besser gerüstete Japan es zu einem solchen Kon- 

ikte treibt. Aber man braucht ja nur immer wieder an die 
Situation zu denken, in die sich Japan 1895 und 1905, am Ende 
siegreicher Kriege, hereinmanövriert hatte. Noch ist man weit 
davon entfernt, daß die Rivalität zwischen Japan und Amerika 
im Fernen Osten schon eine Realität wäre. Aber mit Roosevelts 
Entschluß deutet sich dergleichen an, und in Moskau hat man da- 
für, und mit Recht, eine gute Witterung. 


VII. 


So ist uns heute wichtiger, als die unmittelbaren Folgen 
wirtschaftlicher und politischer Natur, dies allgemeine, diese 
Aussicht, die Tatsache der Berührung zwischen den beiden Staaten 
über die großen Gegensätzlichkeiten des inneren Lebens und der 
Verfassungen hinweg. Was man mit Recht die „Endlichkeit“ der 
Welt genannt hat, das, was Wesensmoment im modernen Impe- 
rialismus war, das rückt hier deutlich vor unser Auge. Amerika 
hat, wie Roosevelt das so klar sieht und ausspricht, die Grenzen 
seiner Entwicklung erreicht, Rußland wieder nicht die Entwick- 
lung in diesem Sinne, wohl aber die der Entwicklung zur Welt- 
revolution im Sowjetsinne. 


So kommen, wie schon formuliert, die beiden groften Kolo- 
nialvölker und Kolonialbewegungen aufeinander zu, die von 
Europa nach Amerika gegangene und nach Westen vorstoßende 
und die aus Europa von Rußland nach Asien geführte, und ge- 
rade das muß für den japanischen Imperialismus trotz seiner 
Pe Benwe liegen Sotentiellen gewaltigen Stärke etwas Unheim- 
iches haben, weil es ihn mit Isolierung und Umklammerung be- 
droht, weil es droht, ihm die Beherrschung der chinesischen Eni- 
wicklung, der er immer näher kam, doch aus der Hand zu nehmen. 

Was Professor Barrows schließlich in bezug auf das Gei- 
stige, die Möglichkeiten des Verstehens auf beiden Seiten. 
sagt, hat jeder beobachtet, der sich in den letzten Jahren in Ruß- 
land als Deutscher zwischen Amerikanern und Russen bewegt hat: 
scheinbar eine gegenseitige Fremdheit, die gar nicht hoch genug 
geschätzt werden konnte, weil beide jeweils am Extrem der be- 
treffenden geistigen Haltung stehen, und dabei trotzdem die 
Schnelligkeit, im gegenseitigen Verkehr aufeinander zuzukom- 
men, für deren Erklärung der amerikanische Professor auch von 
uns für vollkommen richtig gehaltene Gründe anführt. 


VIII. 


Deutschland hat gar keinen Grund, diese Entwick- 
lung als ihm schädlich zu betrachten. Daf die Bäume eines 
riesigen amerikanisch - russischen Wirtschaftsaustausches nicht 
in den Himmel wachsen, haben wir gesagt. Es bleibt dabel, 
nach der ganzen Lage, wie sie nun einmal ist, noch sehr viel Platz 
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für die deutsche Mitarbeit wie bisher am russischen Geschäft. 
Und es bleibt daneben auch zweifellos und vielleicht noch mehr 
die Möglichkeit der Vermittlung, als Brücke zu dienen, wie das 
Deutschland getan hat zwischen Rußland und Genf und auch in 
diesem Falle zwischen Amerika und Rußland. Schließlich ist die 
amerikanische Beschäftigung mit den ganzen Problemen ja immer 
durch die deutschen Erfahrungen, wie sie zutage lagen, hindurch- 
gegangen. 

Das gleiche schwierige Problem, das Deutschland und 
Italien vor sich hatten und gelöst haben, nämlich bei größter 
Gegensätzlichkeit der Staatsform und Staatsauffassung im Innern 
aus realen Staats- und Wirtschaftsinteressen mit Rußland zu- 
sammenzuarbeiten, das faßt nun auch Nordamerika an. Jenen 
fernöstlichen Zusammenhängen aber und Aussichten ist Deutsch- 
land heute so ferngerückt, daß es dort unmittelbar nicht inter- 
essiert ist, auch nicht Partei zu nehmen irgendwie genötigt ist. 
Etwa unerfreulih wirkende Völkerbundsstellungnahmen ist 
Deutschland mit seinem Scheiden aus dieser Organisation auch 
hier losgeworden, und sein Wunsch kann nur sein, daß durch 
diese große Wendung im Fernen Osten wirklich eine Kriegs- 
gefahr beschworen wird, die ohne Zweifel beim Ausbrechen auch 
Europa nicht unberührt lassen würde! 


Neue Turgenew-Literatur. 
Von Arthur Luther. 


Am 3. September 1933 jährte sich der Todestag Iwan Turge- 
news zum fünfzigsten Mal. Das ist ein willkommener Anlaf, die 
reiche Turgenew-Literatur der letzten Jahre einmal flüchtig zu 
mustern, denn es ist auf dem Gebiete neuerdings sehr viel ge- 
arbeitet und sehr viel Neues zutage gefördert worden, — am 
wenigsten merkwürdigerweise in Deutschland, in dessen lite- 
de Leben der Dichter einst doch eine so große Rolle ge- 
spielt hat. Aber schon in der Zeit der großen Russenbegeisterung 
vor zehn Jahren war er bei uns — sicher mit Unrecht! — von 
Dostojewskij und Tolstoj völlig in den Hintergrund gedrängt 
worden. 

Das meiste und wertvollste kommt aus Frankreih. Von den 
Turgenew-Publikationen Andr& Mazons, dem die Erben der 
Pauline Viardot den Nachlaß des Dichters zur Verfügung gestellt 

en, war an dieser Stelle schon einmal die Rede, insbesondere 
von den wunderschönen „Gedichten in Prosa“, von denen in- 
zwischen auch eine, leider sehr unzulängliche deutsche Über- 
setzung erschienen ist. Dazu kommt nun als neueste Veröffent- 
lihung das Buch eines in Paris lebenden Russen, E. Semjonow 
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in französischer Schreibung: Semenoff) „La vie douloureuse 
"Ivan Tourgueöneff“ (Paris 1933, Mercure de France). 


Hier wird ein Thema behandelt, das von den bisherigen 
Turgenew-Biographen kaum ernstlich beachtet worden ist, -— das 
Verhältnis des Dichters zu seiner Tochter. Über die Existenz 
dieser Tochter wußte man natürlich Bescheid, sie war 1842 von 
einer Leibeigenen, Awdotja Jermolajewna Iwanowa, geboren und 
auf den Namen Pelageja, aus dem später Pauline wurde, getauft 
worden. Der Vater scheint sich im Anfang nicht viel um sie ge- 
kümmert zu haben; erst 1850, als das Mädchen bereits acht jaire 
alt war, veranlafte die schlechte Behandlung, die dem Kind auf 
dem Gut Spasskoje zuteil wurde, den Vater, an seine Freundin 
Pauline Viardot zu schreiben und ihr die traurige Lage aus- 
einanderzusetzen. Daraufhin erbot sich die Viardot sofort, das 
Mädchen zu sih zu nehmen und mit ihren eigenen Kindern zu- 
sammen zu erziehen. So kommt die Kleine nach Paris und wächst 
hier im Viardotshen Hause auf. Sie verlernt die russische 
Sprache sehr schnell und der Vater, der sie erst nach sechs Par 
wiedersah, denkt auch nicht daran, sie russisch lernen zu lassen. 
Pauline Turgenew wurde ganz Französin und hat die Werke 
ihres Vaters nur in Übersetzungen lesen können. Das einzige, 
was sie noch mit russishem Wesen verband, war ihre Zugehörig- 
keit zur griechischen Kirche, der Vater ließ sie — allerdings erst 
nachdem sie selbst, bereits 16 Jahre alt, den Wunsch geäußert 
hatte — bei dem russischen Priester in Paris Religionsunterricht 
nehmen: „Ich habe ihr ihren Gott nicht geraubt“, schreibt er an 
seine Petersburger Freundin, die Gräfin Lambert, „ich gehe sogar 
mit ihr in die Kirche. Ich hätte mir nie einen solchen Angriff auf 
ihre Freiheit erlaubt, und wenn ich selbst nicht Christ bin, so ist 
das meine persönliche Angelegenheit, oder sagen wir lieber mein 

ersönliches Unglück.“ Kurz vor ihrer Vermählung mit dem 
ee Gaston Bruère trat Pauline zur römischen Kirce 
über, und da ist es nun sehr bezeichnend, wie der Vater sich zu 
diesem Schritt verhielt. Er schreibt an die langjährige Erzieherin 
und Gesellschafterin der Tochter, Mme Innis: „Es ıst zu meiner 
Kenntnis gekommen, daß der Fürst Trubezkoj und andere Per- 
sonen beabsichtigen, der Zeremonie der Konversion meiner 
Tochter beizuwohnen. Ich erhebe dagegen schärfsten Einspruch: 
diese Zeremonie soll so still und geheim wie nur irgend möglich 
vollzogen werden, wenn Sie mir nicht die größten Unannehmlich- 
keiten bereiten wollen. Ich zweifle nicht, daß dieses eine Wort 
von mir genügt, und ich verlasse mich ganz auf Ihre Vernunft.“ 


Die Ehe der Pauline Turgenew-Bru£re war sehr unglücklich. 
Sie mußte noch bei Lebzeiten Turgenews gelöst werden. Nach 
dem Tode ihres Vaters war Pauline Bruère völlig vergessen; sie 
starb 1919 in Paris. Den Freunden ihres Vaters war sie ganz 
entfremdet; der einzige, der ihr treu blieb, war der Sohn der 
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Pauline Viardot, Paul, der sich selbst, wohl mit Recht, für einen 
Sohn Turgenews hielt. Von ihren Kindern überlebte sie nur 
ihre Tochter Jeanne, die heute den Namen ihres Großvaters 
trägt und aus deren Besitz Semjonow in seinem Buche eine reiche 
Auswahl aus den Briefen Turgenews an seine Tochter veröffent- 


licht hat. 


Auf diesen Briefen beruht der große Wert des Semjonowschen 
Buches. Wir ersehen aus ihnen, wie sehr Turgenew an seiner 
Tochter hing und wie sehr er darunter litt, daß seine verhängnis- 
volle Bindung an Pauline Viardot es ihm unmöglich machte, 
seinen Vaterpflichten vollauf gerecht zu werden. Seine Briefe 
zeigen ihn immer wieder von widerstreitenden Gefühlen erfüllt, 
vergeblich bemüht, Unvereinbares zu vereinigen; die übermäßige 
Geschäftigkeit, mit der er die Verheiratung seiner Tochter be- 
treibt, die schon eine ganze Reihe von „Prätendenten“ zurük- 
gewiesen hat, ist auch nichts anderes als ein Beweis seiner inne- 
ren Unsicherheit. 


Pauline Viardot hatte sich zwar der Tochter Turgenews an- 
enommen, hatte sich bereit erklärt, sie mit ihren eigenen Kin- 
ern zusammen zu erziehen, aber das Verhältnis zwischen den 

Pflegegeschwistern war nichts weniger als erfreulich, und als 
A ae nach sechsjähriger Trennung seine Tochter in Paris 
im Hause Viardot wiedersah, mußte er erkennen, daß ein weite- 
res Zusammenleben nicht möglich sei, um so mehr, als seine eige- 
nen Beziehungen zu der Herrin des Hauses von der Tochter mit 
Mißtrauen und Eifersucht beobachtet wurden. So kommt das 
vierzehnjährige Mädchen unter die Obhut einer Erzieherin, der 
Vater aber bleibt im Hause Viardot und befindet sih nun 
dauernd „zwischen zwei Feuern“. So erklärt sich auch der reich- 
lidh prätentiöse Titel, den Semjonow seiner Briefausgabe ge- 
geben hat: „La vie douloureuse d' I.T.“ 


Für die Beurteilung des Menschen Turgenew und damit 
mittelbar auch des Dichters sind diese Briefe an die Tochier von 
außerordentlihem Wert. Denn sie zeigen sehr deutlich, in wie 
hohem Maße die unentschlossenen, den richtigen Augenblick zum 
Handeln immer verpassenden Helden seiner Romane Abbild 
seines eigenen Wesens sind. Sie sind aber auch ein neuer Beleg 
für die Hörigkeit Turgenews gegenüber der Viardot. An dieser 
Hörigkeit zerbrach schließlich das Leben seiner Tochter. Er sah 
das wohl, aber er konnte es nicht ändern, ebensowenig wie die 
Helden seiner Romane „Frühlingswogen“, „Rauch“ oder wie sie 
sonst noch heißen mögen. Ein für das Verhältnis zwischen Vater 
und Tochter besonders bezeichnender Brief sei hier als Probe 
mitgeteilt. Er zeigt ebenso deutlich die Besorgnis des Vaters 
wie sein böses Gewissen und zeigt auch, wie schwer das Gemüt 
der Tochter schon durch die unnormalen Verhältnisse, unter 
denen sie aufgewachsen war, gelitten hatte. Der Brief ist datiert 
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„Spasskoje, d. 10./22. November 1859“, Pauline war damals also 
17 Jahre alt. 

„Ich muß dir offen sagen, daß ich bei meinem letzten Auf- 
enthalt in Frankreich wenig mit dir zufrieden war. Ich habe 
verschiedene Fehler bei dir entdeckt, die recht schwer wiegen. 
vor einem Jahr aber noch nicht so stark auffielen. Du bist miß- 
trauisch, eigensinnig und neigst zu Geheimniskrämerei. Du 
magst nicht, da man dir die Wahrheit sagt, und du wendest dich 
leicht von Personen ab, die du liebhaben solltest, bloß weil sie 
dich nicht verwöhnen. Du bist eifersüchtig; oder meinst du, ich 
hätte nicht verstanden, warum du in den ie Tagen meines 
Aufenthaltes in Courtavenel so tatest, als wolltest du mir aus 
dem Wege gehen? Von dem Augenblick an, wo du bemerkt 
hattest, daß ich mich nicht ausschließlich mit dir beschäftige, 
habe ich dich nicht mehr gesehen: du warst verschwunden .. 
Du bist empfindlich sogar mir gegenüber, der sicher nie etwas 
getan hat, was dich verletzen könnte; glaubst du, du zeigst dich 
als gute Tochter, wenn du mir in den zwei Monaten seit unserer 
Trennung nicht ein einziges Mal geschrieben hast?... Du hast 
viele gute Eigenschaften und wenn ich nicht von ihnen zu dir 
rede, so nur, weil ich das ebenso unangebracdt finde, als wenn 
ich mir selbst Komplimente wegen meiner vielleicht vorhande- 
nen Tugenden machen wollte: du stehst mir zu nahe, ich liebe 
dich viel zu sehr, als daß ich dich nicht als einen Teil meiner 
selbst ansehen müßte . . . Als ich so alt war wie du. war ich von 
derselben Empfindlichkeit, die nichts besseres weiß, als sich in 
ihren Schmollwinkel zu verkriechen und auf alle Liebe zu ver- 
zichten. Ach, mein Kind, Liebe ist etwas so seltenes und kost- 
bares, daß es ein Wahnsinn ist, sie zurückzustoßen, woher sie 
auch kommen mag; am allerwenigsten hat man dazu das Recht, 
wenn es sich um einen alten Biedermann von Vater (un vieux 
bonhomme de père) handelt, der nichts heißer wünscht, als seine 
Tochter von Herzen liebhaben zu dürfen.“ 

Wichtiger als das, was er ausspricht, ist, was der Brief ver- 
schweigt: die Ursachen der Überempfindlichkeit und Eifersucht 
der Tochter werden nicht erwähnt, denn dann wäre die gegen 
die Tochter gerichtete Anklage wohl zur Selbstverteidigung und 
weiter zur Selbstankla e geworden. Und schon wenige Tage 
nach diesem Brief sucht Turgenew seine Wirkung abzuschwächen: 
„Ich schrieb dir kürzlich einen Brief, der dich sicher etwas ge- 
ärgert hat; schluk die Pille herunter ohne allzuviel Grimassen 
zu schneiden, und damit mag die Sache erledigt sein. Ich mag 
unrecht gehabt haben, aber meine Absicht war gut, und da Gott 
selbst immer auf die Absicht sieht, so kannst du, die du eine ge- 
wöhnliche Sterbliche bist, doch nicht strenger sein als Er!“ 

Sehr häufig begegnet uns auch der Name der Tochter Turge- 
news in einem andeen etwas früher in Rußland erschienenen 
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Die Briefe fallen in die Zeit zwischen 1851 und 1869 (Todesjahr 
Botkins) und auch hier lernen wir Turgenew als den zärtlichen, 
um seine Tochter besorgten und sich doch ihr gegenüber immer 
ein wenig schuldig fühlenden Vater kennen. r Briefwechsel 
ist 1930 im Verlag „Academia“ Leningrad-Moskau von l 
Brodskij mit dem für die russischen Ausgaben leider so bezeich- 
nenden Mangel an philologischer Akribie herausgegeben. Ein- 
leitung, Anmerkungen und Register sind unzulänelich und die 
fremdsprachigen Sätze wimmeln von Drucfehlern. In der Ein- 
leitung finden sich Stilblüten, die den lebhaften Wunsch nach 
Gründung eines russischen Sprachvereins wecken, z. B.: „Die 
soziale Biographie eines Schriftstellers gewinnt viel in ihrer 
Dokumentalität durch die Publikation der epistolaren Textologie.“ 

Sachlich ist das natürlich ganz richtig: Wir gewinnen tat- 
sächlich neue Einblicke in Leben und Wesen des Dichters durch 
diese Briefe. Und zwar ist es hier weniger der „intime“ Turge- 
new als der Schriftsteller in seinem Verhältnis sowohl zum eige- 
nen Schaffen als zu dem seiner Kollegen. Natürlich fehlen auch 
die ganz persönlichen Bekenntnisse nicht völlig, — so, wenn er 
erzählt, seine Tochter habe die russische Pade ganz verlernt, 
aber darüber freue er sich nur, denn es habe keinen Sinn, daf 
sie die Sprache eines Landes beherrsche, in das sie nie zurück- 
kehren werde. (Dabei aber ließ er sie Deutsch, Englisch und Ita- 
lienisch lernen und war sehr an ihren Fortschritten interessiert!) 
Oder wenn er nach der Wiedervereinigung mit der Viardot (1856) 
schreibt, er wäre sehr glücklich, vielleicht weil — und hier zitiert 
er Puschkin — die letzten Blumen uns teurer seien als die üppi- 
gen Erstlinge der Felder. Oder wenn er, offenbar unter der Ein- 
wirkung der Krise, die sehr bald in seinen Beziehungen zur 
Viardot eintrat, in einem Brief vom 1. März 1857 auch an seiner 
dichterischen Berufung verzweifelt und erzählt, er habe alle seine 
Manuskripte vernichtet. „Es ist ja alles Unsinn. Ein ausge- 
prägtes, in sich abgeschlossenes Talent habe ich nicht; ich hatte 
ein paar poetische Saiten, sie haben ausgetönt, wiederholen mag 
ich mich nicht — also begeben wir uns in den Ruhestand. Das 
ist kein plötzlich aufflackernder Ärger, sondern — glaube mir — 
der Ausdruck oder die Frucht einer langsam gereiften Über- 
zeugung. Der Mißerfolg meiner Novellen war mir keine Über- 
u Ich ziehe mich zurück. Als Tendenzschriftsteller wird 
mich Herr Stschedrin ersetzen (das Publikum braucht jetzt stark 
gewürzte, derbe Sachen) und dichterische Vollnaturen wie 
Tolstoj werden vollenden und klar und rund darstellen, was ich 
nur andeuten konnte... .“ 

Der Name Tolstoj taucht immer wieder in dem Briefwechsel 
auf und es ist eigentümlich, wie Turgenews Verhalten gegenüber 
dem großen Rivalen immer wechselt. In einem Brief aus Peters- 
burg vom 8. Februar 1856 heißt es: „Mit T. habe ich mich beinahe 
verzankt. Nein, Freund, es ist nicht anders möglich: die mangel- 
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hafte Bildung muß so oder so zum Vorschein kommen. Vorgestern 
bei Nekrassow sagte er über George Sand soviel Trivialitäten 
und Roheiten, daß sie sich gar nicht wiedergeben lassen. Der 
Streit ging sehr weit, er hat alle empört und sich in sehr ungünsti- 
gem Lichte gezeigt... .“ Ein Jahr später (4. April 1857) schreibt 
er aus Paris: „T. lernt allmählich Duldsamkeit und Ruhe; wenu 
dieser Wein ausgegoren hat, wird er ein Göttertrank sein .. .“ 
Und wenige Monate später (4. August) aus Boulogne: „Ich habe 
seine kleine, in der Schweiz geschriebene Erzählung („Luzern“) 
gelesen. Sie hat mir nicht gefallen: eine Mischung von Rous- 
seau, Thackeray und dem Kleinen Orthodoxen Katechismus. Er 
steht wie Herkules am Scheidewege: Gott gebe, daR er den 
rechten Weg findet.“ Und nach zwei Jahren (12. April 1859) aus 
Spasskoje: „Mit T. bin ich endgültig fertig. Als Mensch existiert 
er nicht mehr für mich. Gott gebe ihm und seinem Talent alles 
Gute, — mir aber geht es so, daß, wenn ich ihm Guten Tag ge- 
sagt habe, ich den unwiderstehlichen Wunsch habe, gleih auch 
Adieu, und zwar ohne Wiedersehen, zu sagen. Wir sind von zwei 
verschiedenen Polen geschaffen. Wenn ich eine Suppe esse und 
sie schmeckt mir, so wei ich dadurch allein schon, daß sie Tol- 
stoj widerlich sein muß — und vice versa.“ 

Daß der Briefwechsel sehr viel Literatenklatsch und fast noch 
mehr Klagen Turgenews über seine verschiedenen Krankheiten 
enthält, ist selbstverständlich. Interessant aber sind einige Äuße- 
rungen Turgenews über seine Lektüre. So ist er einmal ganz be- 
geistert über Joh. H. Merck, dessen Nachlaß er in der Ausgabe 
von Adolf Stahr gelesen hat. Er nennt ihn einen der größten 
Kritiker, den man nur noch mit Lessing vergleichen könne, und 
er möchte das russische Publikum mit ihm bekannt machen. „Die 
wenigen, die etwas von ihm wissen, glauben, Goethe hätte seinen 
Mephisto nach ihm gezeichnet, — das ist aber auch alles. Zum 
Teil trifft das zu, und das Vorbild einer solchen Gestalt zu sein 
ist auch schon ehrenvoll, aber in Merck war mehr als nur ironische 
Verneinung.“ Ein anderes Mal empfiehlt er Botkin Johannes 
Scerrs „Deutsche Kultur- und Sittengeschichte” — „ein präch- 
tiges Buch, klar wie der Tag, interessant wie ein Roman“. Er- 
staunt ist man, in einem Brief Botkins (nicht Turgenews) Jakob 
Burckhardts „Kultur der Renaissance in Italien“ als „große und 
ungefüge Kompilation“ bezeichnet zu finden. 

Aus Paris nen zwei zusammenfassende Werke, ein fran- 
zösisches und ein russisches: „Tourgueniev“ von Andre Maurois 
(éd. Grasset, 1931) und „Das Leben Turgenews“ von Boris Sai- 
zew („Shisnj Turgenewa“, YMCA Press, 1932). Das Buch von Mau- 
rois enttäuscht — es ist eine flott und elegant geschriebene Mono- 
graphie, gut geeignet als Einführung für den mit Turgenew noch 
nicht vertrauten französischen Leser, dem Kenner aber kaum 
etwas Neues bietend. Seine Kenntnis vom Leben des Dichters 
hat Maurois durchweg aus zweiter Hand, seine Analysen der 
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Werke lesen sich leicht und glatt, gehen aber nirgends in die 
Tiefe. Saizew will nur das Leben des Dichters erzählen, er ver- 
zichtet so gut wie ganz auf eine Würdigung seines Schaffens, aber 
gerade dadurch gewinnt sein Buch eine große Klarheit und Ge- 
schlossenheit. Selbst Dichter und als solcher Turgenew wesens- 
verwandt (er ist ja auch im engsten Sinne des Wortes sein Lands- 
mann, da er wie Turgenew in Orel geboren und in ähnlichem 
Milieu aufgewachsen ist), weiß er sehr lebhaft und anschaulich 
zu erzählen, den Dichter in seiner Umwelt zu zeigen und diese 
Umwelt scharf zu charakterisieren. Man liest diese Darstellung 
eines an großen Ereignissen doch keineswegs reichen Dichter- 
lebens mit wirklicher Spannung. Glänzend erzählt ist die Kind- 
heitsgeschichte; hier spürt man am deutlichsten, daß der Erzähler 
auf heimischem Boden steht. Ausgezeichnet auch in ihrer leicht 
ironischen Färbung ist die Darstellung des Verhältnisses Turge- 
news zu seinen Pariser Kollegen, die er „körperlich wie geistig 
um seinen ganzen silberhaarıgen Kopf überragte“. Das Anek- 
dotische beansprucht viel Raum, aber nirgends wird es Selbst- 
zweck, sondern soll nur das Gesamtbild durch Farben beleben. 
Und so tritt einem die Persönlichkeit des Menschen Turge- 
new, des pessimistischen Romantikers, der das Leben doch so 
leidenschaftlich liebte, des Herrensohns, dem alles Herrische 
fehlte, der gütig war aus Schwäche und schwach aus Güte, durch 
dieses Buch sehr nahe, wenn natürlich auch hier das Problema- 
tische der Gestalt nicht ausgeschöpft, nicht gelöst ist. Aber — 
vestigia terrent! — man möchte dem Verfasser fast danken, daß 
er auf alle tiefsinnigen psychoanalytischen Untersuchungen und 
Betrachtungen verzichtet und sich mit dem bloßen Erzählen be- 
gnügt hat. 

Am bescheidensten ist der Beitrag Deutschlands zur Turge- 
new-Literatur der letzten Jahre. Die schöne Ausgabe der Briefe 
an Ludwig Pietsch von Alfred Doren liegt bereits zehn Jahre zu- 
rück (Berlin. Propyläen-Verlag 1923). Auch neue Ausgaben der 
Werke des Dichters fehlen fast ganz. Reinhold von Walter hat 
im Herbst 1932 eine hübsche Auswahl Novellen mit einem gut 
informierenden Vorwort herausgebracht unter dem Titel „Das 
russische Frauenherz“ (Saarlouis, Hansen) und die große Gesamt- 
ausgabe von Buek und Wildhagen (Berlin, Propyläen-Verlag) 
ist 1931 endlich zum Abschluß gekommen. Der erste Band er- 
schien 1910. der sechste 1914, dann trat durch den Krieg eine 
Pause von zehn Jahren ein und endlich folgten 1924/25 Band 7—10, 
1929 Band 11 und 1931 der Schlußband. Trotz des Titels „Sämt- 
liche Werke“ und obgleich es durch die lange Dauer der Voll- 
endung der Ausgabe möglich geworden ist, auch die erst nach 
dem Kriege bekanntgewordenen Nachlafdichtungen mit aufzu- 
nehmen, ist die Ausgabe keineswegs vollständig: es fehlen vor 
allem sämtliche Versdichtungen mit Ausnahme des einen nur 
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„Croquet in Windsor“. Dafür aber findet sich im 11. Bande auch 
das Vorwort zur russischen Ausgabe von B. Auerbachs „Land- 
haus am Rhein“, obgleich längst allgemein bekannt ist, daß der 
Verfasser dieses Vorworts gar nicht Turgenew, sondern Ludwig 
Pietsch ist. 

So sind schließlich von deutschen Veröffentlichungen nur 
einige Zeitschriftenaufsätze zu nennen. Auch das Jubiläum hat 
wenig zutage gefördert — die „Literatur“ kann in ihrem No- 
vemberheft nur sechs Zeitungsartikel und einen Zeitschriften- 
aufsatz (von E. de Goncourt!) registrieren. Eine sehr wertvolle 
Arbeit ist die im ersten Heft de „Germanoslavica“ 1931/32 
begonnene Untersuchung von J. Eichholz „Turgenew in der deut- 
schen Kritik bis zum Jahre 1883“. Leider ist bisher keine Fort- 
setzung erschienen. Hoffentlich bleibt sie uns nicht ganz vorent- 
halten, denn abgesehen vom rein bibliographischen Wert der 
Studie ist sie ein schwerwiegender Beweis für die große Bedeu- 
tung Turgenews auch in der deutschen Literatur. Der Einfluß 
Turgenews auf die deutsche erzählende Dichtung seiner Zeit 
müßte längst schon erforscht werden, insbesondere das Problem 
Turgenew-Storm, mit dem sich bisher kaum jemand gründlich 
befaßt hat und das doch ungemein reizvoll ist. Bisher aber ist 
weit mehr der Einfluß deutscher Dichtung und deutscher Kultur 
auf Turgenew Gegenstand der Erörterung gewesen. Daß das 
dem Tr unmittelbar vorangegangene Goethe-Jahr 
Anlaß zur Behandlung des Themas Goethe-Turgenew geben 
würde, liegt auf der Hand. Einen sehr instruktiven Beitrag zu 
dem Thema bietet der Aufsatz von E. Rosenkranz im 2. Goethe- 
heft der „Germanoslavica“ (Jg. 1932/33, H. 1). In dem noch 
ausstehenden 3. Heft des Jg. 1932/33 derselben Zeitschrift soll 
eine Studie von Prof. A. Bem in Prag „Faust bei Turgenew“ er- 
scheinen. Hier wird nicht nur Turgenews Faustnovelle, sondern 
auch sein Erstlingswerk, die Verserzählung „Parascha“ in Zu- 
sammenhang mit Goethes Dichtung gebracht mit dem zuerst 
überraschenden, aber dennoch überzeugenden Ergebnis: „Die 
Gretchentragödie ist hier parodiert mit Berücksichtigung der 
Kompositionseigentümlichkeiten des Goetheschen Faust.“ Auf die 
Argumentation Bems soll hier nicht eingegangen werden; zu be- 
dauern ist, daß das Fehlen einer deutschen Übersetzung von Tur- 
genews Dichtung es dem des Russischen unkundigen Leser un- 
möglich macht, die feinsinnigen Darlegungen des Kritikers voll 
zu würdigen. 

Zum Schluß sei noch auf die eigentümliche Tatsache hinge- 
wiesen, da gerade fünfzig Jahre nach seinem Tode der in 
Deutschland halbvergessene Turgenew als handelnde Person in 
— einem deutschen Roman erscheint! Otto Flakes Roman „Hor- 
tense oder die Rückkehr nach Baden-Baden“ (Berlin, S. Fischer) 
spielt in den sechziger Jahren des 19. Jahrhunderts, entwirft ein 
sehr anschauliches Bild von dem gesellschaftlichen Leben in dem 
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berühmten Badeort, und in diesem Bilde kann, wenn es vollstän- 
dig sein soll, das Haus der Pauline Viardot, ihre Soireen und 
Opernaufführungen nicht fehlen. So sehen wir neben der ewigen 
Freundin auch Iwan Turgenew, mit Liebe und Verständnis von 
einem wirklichen Dichter gezeichnet. Wer weiß, ob nicht viel- 
leicht über die vom Dichter Flake gezeichnete Gesialt der deutsche 
Leser den Weg wiederfindet zu dem Dichter Turgenew und seinen 
Gestalten, jenem Turgenew, der Deutschland sein „zweites 
Vaterland“ nannte und auch noch, als er in Paris wieder ganz 
heimisch geworden war, an Julian Schmidt schreiben konnte: 
„Kein Mensch in der Welt wird mir ausreden, daß ich Deutschland 
aufrichtig liebe!“ 


Neue Entwicklungen in Estland. 
Von Axel de Vries. 


Als die jungen baltischen Staaten, unter ihnen Estland, sich 
nach dem Ende des Weltkrieges ihre staatlihe Form schufen, 
schien die Herrschaft der demokratischen Idee im weitesten Sinne 
dieses Wortes im baltischen Raum auf absehbare Zeit gewähr- 
leistet. Die politische und kulturelle Emanzipation der staats- 
führenden baltischen Völker war unter dem bestimmenden Ein- 
fluß liberal-demokratischer Gedanken, zum Teil auch sozialdemo- 
kratischer, vor sich gegangen. Eine über 50jährige Geschichte 
der geistigen Führung der baltischen Völker durch demokratische 
Ideen fand ihren Abschluß und ihre Krönung durch die Staats- 
ordnung dieser Völker. Der soziologische Aufbau des estnischen 
und lettischen Volkes entsprach in weitgehendem Maße dieser 
Herrschaft des demokratischen Gedankens. Denn auch heute noch 
sind die baltischen Völker in bestimmendem Maße Bauernvölker 
geblieben. 

Die baltischen Völker hatten das Unglück, daß sie bei ihrer 
Staatswerdung auf keinerlei traditionellen staatspolitischen Wer- 
ten aufbauen konnten. Unter diesen Umständen ist es ja kein 
Wunder, daf es eine im europäischen Sinne konservative Gruppe 
im estnischen Volk zur Zeit der Staatswerdung überhaupt nicht 
en hat. Die ultrademokratischen Ideen, die bestimmend für 
den Aufbau des estländischen Staates waren, erfuhren dadurch 
keinerlei Korrektur von konservativer Seite aus. Wenn von 
einer solchen Korrektur des liberal-demokratischen Gedanken- 
gutes gesprochen werden konnte, so konnte diese nur von der 
anderen, von der sozialistischen Seite aus erfolgen. Die ersten 
janre der estländischen Staatlichkeit erwiesen das aufs deut- 
ichste. Die einzige Gefahr, die dem demokratischen Staatsauf- 
bau drohte, ging von den Kommunisten aus, die u. a. am 1. De- 
zember 1924 den Versuch zu einem bewaffneten Aufstand mach- 
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ten. Gegen die Ideologie des Kommunismus hat sich das est- 
nische Volk zu wehren gewußt. Das demokratische Ideengut war 
noch so stark im Volk verwurzelt, daß die kommunistische Pro- 
paganda keinen nachhaltigen Rückhalt in Estland finden konnte. 
ber diese absolute Herrschaft der demokratischen Prin- 
zipien hat nicht allzulange gedauert. Es darf hierbei allerdings 
eins nicht übersehen werden. Als die estländische Verfassung 
En wurde, da konnten ihre Schöpfer, wie oben hervorge- 
oben, auf keinerlei traditionelles staatsrechtliches Gut in Est- 
land zurückgreifen, sondern aus dem Nichts heraus mußte eine 
neue Staatsform geschaffen werden. Der Kampf, der. bei den 
damaligen Verhandlungen um die Verfassun Aiae Lagen wurde, 
pleite daher nicht etwa in der Frage: Welche Verfassung ist 
ür Estland die beste?, sondern in der Fragestellung: Welche 
Verfassung ist überhaupt an sich die beste? Die ganzen damali- 
gen Verhandlungen bewegten sich, wenn man so sagen darf, in 
einem luftleeren Raum, sie hätten ebensogut die Verfassung für 
einen südamerikanischen Staat wie die für Estland betreffen 
können. Es ist daher kein Wunder, daß beim Aufbau des est- 
ländischen Staates die weitgehendsten Rücksichten auf theore- 
tische demokratische Prinzipien genommen wurden. Das Prinzip 
der Volkssouveränität wurde in so bestimmendem Maße als 
Grundlage des Staatsaufbaus angesehen, daß der Repräsentation 
dieses vermeintlichen Volkswillens, dem Parlament, die absolute 
und ungeteilte Macht im Lande übertragen wurde. Von der Ein- 
führung des Instituts der Präsidentschaft wurde abgesehen. Dem 
Parlament wurde das alleinige und ungeteilte Recht der Ver- 
waltung und der Gesetzgebung zugleich übertragen. Die Regie- 
rung konnte unter diesen Umständen natürlich nur zu einem 
Ausschuß der die jeweilige Regierung bildenden Koalitionspar- 
teien werden. Sie wurde dadurch vollständig abhängig vom 
Parlament. 

Die eigentlihen Träger dieses sogenannten Volkswillens 
wurden nun die politischen Parteien, die ungehemmt durch Jahre 
hindurch in Estland die politische Macht innegehabt haben. 

Die estnischen politischen Parteien haben leider den üblichen 
Weg der Entwicklung politischer Parteien des europäischen Fest- 
landes beschritten. Sehr bald wurden die Parteien aus für das 
Wohl des Landes verantwortlichen, zum Wohle des Landes arbei- 
tenden Gruppen zu Parteicliquen, deren al Aufgabe 
nicht mehr in der Staatsverwaltung, sondern in der Erhaltung 
und dem Ausbau der eigenen Mactposition im Staat gesehen 
wurde. Hand in Hand damit ging eine wachsende Stellenjägerei, 
politische und wirtschaftliche Korruption machten sich in stei- 
gendem Maße innerhalb der Parteien geltend. Dem starken 
Anteil an der Macht, den die Parteien hatten, fehlte als Äquiva- 
lent das Verantwortungsgefühl innerhalb derselben. Die alte 
Wahrheit, daß in öffentlichen Dingen Gemeinnutz vor Eigennutz 
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gehen mufl, wenn das politische System erhalten werden soll, 
wurde von den Parteien in Estland in keiner Weise beachtet. 

Die Folgen ließen nicht lange auf sich warten. Bereits im 
Jahre 1924, vor dem Kommunistenputsch, hatte eine sehr weit- 
paoe Unzufriedenheit breiter Massen der Bevölkerung mit 

er bestehenden politishen Form um sich gegriffen. Schon da- 
mals hatte das Parlament außerordentlich viel an Autorität ein- 
gebüßt und der Glaube an die Zweckmäligkeit der bestehenden 
ea sr der politischen Formen schon sehr stark abge- 
nommen. Der 1. Dezember brachte dann einen Umschwung mit 
sich. Die gemeinsame Gefahr wurde von allen auf dem Boden der 
estländischen Staatlichkeit stehenden Gruppen der Bevölkerung 
erkannt und beherzigt. Es fand am 1. Dezember in gewissem 
Sinne eine Reinigung der politischen Atmosphäre statt. Aber 
dieser heilsame Einfluß des Kommunistenputsches dauerte nicht 
allzu lange an. Die egoistischen Interessen der Parteien traten 
sehr bald wieder in den Vordergrund. Das Parlament und die 
Parteien verloren immer mehr an Achtung und an Ansehen in 
den Augen breiter Kreise der Bevölkerung. 

chon frühzeitig hatten einige einsichtige Politiker erkannt, 
daß durch die Omnipotenz des Parlaments und der politischen 
Parteien ein unhaltbarer Zustand geschaffen worden war. Die 
Bestrebungen zur Einführung des Präsidentschaftsinstituts liegen 
daher schon viele a zurück. Die Initiative in dieser Frage er- 
griff die Partei der Altlandwirte unter Führung des Staals- 
ältesten Konstantin Päts. Doch die politischen Machthaber haben 
ungeschickt genug den richtigen psychologischen Augenblick nicht 
auszunutzen verstanden, der einen allmählichen Umbau der Ver- 
fassung ermöglicht hätte. Die politischen Parteien befürchteten 
durch die Einführung des Präsidentschaftsinstituts eine Minde- 
rung ihrer alleinigen Herrschaftsstellung und das Parlament ver- 
schloß sich anfangs vollständig allen Plänen zur Änderung der 
Verfassung. Als schließlich einige Parteien des Parlaments unter 
dem Druck der öffentlichen Meinung und der immer lauter ge- 
äußerten Unzufriedenheit mit dem bestehenden politischen 
en daran gingen, auf dem Wege der Volksabstimmung eine 
erfassungsänderung herbeizuführen, war es zu spät. 

Die erste Volksabstimmung über die Verfassungsänderung, 
die im Herbst 1932 stattfand, scheiterte an der zwiespältigen Hal- 
tung gerade der bürgerlichen Parteien. Die Sozialdemokraten 
waren und sind auch heute noch grundsätzlich gegen jede Ände- 
rung der Verfassung eingestellt. Ein Teil der Abgeordneten der 
bürgerlichen Parteien fürchtete infolge der vorgesehenen Herab- 
setzung der Abgeordnetenzahl von 100 auf 70 ihre Mandate zu 
verlieren, so daf die Agitation der bürgerlichen Parteien für die 
Verfassungsänderung sehr schwach war. Nachdem diese Volks- 
abstimmung ergebnislos verlaufen war, trat das Parlament wie- 
der zusammen, und der alte Parteishacher begann von neuem. 
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Er führte in kürzester Zeit zu einer völligen Desorganisation der 
olitischen Verwaltung und einer Ohnmachtserklärung des Par- 
aments. Die Wirtschaftskrise hatte damals, in den letzten 

Monaten des Ing 1932, zu sehr schweren Folgen für die Staats- 

wirtschaft geführt. Der damalige Staatsälteste Päts legte dem 

Parlament ein weitgehendes Ermächtigungsgesetz vor, welches das 

Parlament selbst auf einige Zeit ausschaltete und der Regierung 

sehr weitgehende Vollmacten zubilligte. Unter dem sehr star- 

ken Druck der öffentlichen Meinung mußte sich das Parlament 
rs hergeben, diese Anträge anzunehmen und sich selbst auszu- 
schalten. 


Zugleich ging das Parlament daran, einen neuen Verfassungs- 
änderungsentwurf auszuarbeiten, der im Mai zur Abstimmung 
Be und wiederum durchfiel. Mittlerweile hatten sich aber 

ie politischen Zustände grundlegend geändert. Neben den bis- 

her bestehenden politischen Parteien war nämlich eine neue 
Richtung in Erscheinung getreten, die aber grundsätzlih von 
ganz anderen Kräften bewegt wurde als die politischen Par- 
teien des bestehenden Systems. Das ist die sogenannte Freiheits- 
kämpferbewegung. 


Die Bewegung selbst ist aus einem Zusammenscluß der 
Kämpfer des Freiheitskrieges gegen die Sowjetunion der Jahre 
1919/20 entstanden. Sie tru anfänglich, wenn man so sagen darf, 
einen professionell-ständischen Charakter und war zu Beginn 
ihrer Entwicklung unpolitisch. Erst allmählich ist sie zu einer 
starken politischen Bewegung geworden, und heute kann sie 
wohl nicht mit Unrecht als die estnische Erneuerungsbewegung 
bezeichnet werden. Wohl fehlt ihr heute noch ein klar umrissenes 
politisches Programm. Der einzige von ihr nach außen hin unter- 
nommene politische Schritt programmatischen Charakters, wie er 
in dem von der Bewegung vorgeschlagenen Verfassungsände- 
rungsgesetz zu sehen ist, verrät noch deutlich eine weitgehende 
Rücksicht auf demokratische Prinzipien. U. a. ist in der nunmehr 
angenommenen neuen Verfassung das vierschwänzige Wahlrecht 
vorgesehen. Heute trägt die Bewegung deutlih erkennbar 
faschistische Züge, und ihr Endziel dürfte in der Aufrichtung 
eines faschistischen Staates zu sehen sein. Ihre Kampfparolen 
lauten etwa: Gegen Parteiherrschaft, gegen politische und wirt- 
schaftliche Korruption, für die geistige, sittliche und politische 
Erneuerung des estnischen Volkes! 


Zum Zeitpunkt der Abstimmung über das erwähnte Verfas- 
sungsänderungsprojekt der Parlamentsparteien im Mai d. J. 
hatte die Bewegung der Freiheitskämpfer schon eine weite An- 
hängerschaft in Stadt und Land um sich gesammelt. Zu den Geg- 
nern der Verfassungsänderung gehören also jetzt nicht nur die 
Sozialdemokraten auf der linken Seite. sondern auch diese auf- 
strebende junge Bewegung. Der Antrag auf Verfassungsände- 
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rung der Parlamentsparteien erhielt bei der Abstimmung nicht 
die notwendige Majorität der abgegebenen Stimmen. 


Die Freiheitskämpferbewegung hat seit Beginn dieses Jahres 
aufterordentlih an Schlagkraft gewonnen. Sie ist die einzige 
politische Richtung in Estland, die eine starke werbende Kraft 
entfaltet. Bei der fraglos vorhandenen politischen Cliquenwirt- 
schaft und manchen Zeichen einer politischen Korruption ist es 
nicht verwunderlich, wenn eine junge Bewegung, zu deren Füh- 
rern zudem erprobte Kämpfer des Freiheitskrieges gehören, 
einen sehr starken Zulauf aufweist. Die Freiheitskämpfer haben 
fraglos eine starke Anhängerschaft im Schutzkorps und im jünge- 
ren Offizierkorps, aber ebenso auch unter manchen Kreisen a 
Staatsbeamtenschaft aufzuweisen. Auch in der Polizei und in 
der Politishen Polizei gibt es sehr viele Beamte, die mit der Frei- 
heitskämpferbewegung lebhaft sympathisieren. Noch fehlt der 
Bewegung die große überragende Führerpersönlichkeit, die über 
den Rahmen der Freiheitskämpferbewegung heraus eine starke 
suggestive Anziehungskraft auf die breiten Massen ausüben 
würde. Anders als der Faschismus und der Nationalsozialismus 
ist die Freiheitskämpferbewegung nicht als das Resultat des 
Lebens und der Arbeit eines politischen Genies anzusprechen, 
sondern ist, wenn man so sagen darf, mehr aus dem Zeitgeist 
herausgeboren worden. Ist in dieser Tatsache ein Vorteil zu 
sehen, so ist es doch für die Bewegung nachteilig, daß sie nicht 
unter dem bestimmenden Einfluß einer Führerpersönlichkeit ent- 
standen ist und ihr daher auch die Anziehungskraft eines über- 
ragenden Führers fehlt. An der Spitze der Freiheitskämpferbe- 
wegung steht ein verdienter General des Freiheitskrieges, Larka, 
der aber selbst nicht gesund und keine starke Persönlichkeit ist. 
Neben ihm gewinnt der junge Rechtsanwalt Sirk in der letzten 
Zeit immer mehr an Bedeutung. 


Als das zweite Parlamentsprojekt im Mai d. J. von der Volks- 
abstimmung abgelehnt wurde, ergab sich eine sehr schwierige 
Lage. Das Parlament hatte indirekt durch die Ablehnung des 
Verfassungsänderungsentwurfes ein deutliches Mißtrauensvotum 
vom Volk erhalten. Auf Grund der bestehenden Verfassung ist 
aber in Estland die Selbstauflösung des Parlaments nicht möglich. 
Schon durch die Nichtauflösung des Parlaments ergaben sich 
starke politische Spannungen, die durch die Bildung der neuen 
Regierung Tönisson und den darauf einsetzenden außerordentlich 
scharfen parteipolitischen Kampf zwischen den in der Opposition 
und den an der Macht befindlichen Parteien wesentlich zunahmen. 
Fine mit allen Mitteln geführte Pressekampagne gegen den Re- 
Pen und gegen die Regierung setzte ein, und die Frei- 

eitskäinpferbewegung, die mittlerweile sich militärische Schutz- 
abteilungen gebildet hatte, verstand es sehr geschickt, aus diesem 
Parteihader Vorteil zu ziehen. Es hatte eine Zeitlang wirklidı 
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den Anschein, als ob Estland sehr ernsten machtpolitischen Aus- 
einandersetzungen auf innerpolitischem Gebiet entgegenging. 


Da entschlof sich die Regierung dazu, Anfang August d. J., 
trotzdem keinerlei Ruhestörungen ernsterer Art vorgekommen 
waren, den Kriegszustand zu erklären. In Verfolg der Mafnah- 
men, die zugleich mit der Verhängung des Kriegszustandes durch- 
geführt wurden, wurden die militärischen Schutzabteilungen der 
Freiheitskämpfer aufgelöst, ebenso wie der Verband der Frei- 
heitskömpfer selbst. Für die Presse wurde eine Präventivzensur 
eingeführt. Die Ergreifung dieser Maflregeln zeigte am aller- 
deutlichsten, daß nicht nur in breiten Massen der Glaube an die 
Segnungen des ungehemmten demokratischen Prinzips verloren 
gegangen war, sondern daf auch in führenden Kreisen der politi- 
schen Parteien, die mit den demokratischen Prinzipien groß ge- 
worden waren, die Überzeugung Raum gewonnen hatte, daß die 
bestehende Staatsform Fiasko erlitten hat, da sie zu einer Ver- 
waltung des Landes nicht mehr die notwendigen Handhaben bot. 


Der Kriegszustand und die Zensur waren in erster Linie 
gegen die Freiheitskämpferbewegung gerichtet, deren Agitation 
ür den Volksentscheid die Regierung fürchtete. Nach der Ver- 
hängung des Kriegszustandes hatten Besprechungen zwischen 
dem bisherigen Regierungschef Tönisson und Vertretern der 
Freiheitskämpferbewegung stattgefunden, die aber völlig ergeb- 
nislos verliefen und zu einer weiteren Verschärfung der Span- 
nung führten. 


In welcher Richtung die Pläne des Regierungschefs und der 
Koalitionsparteien liefen, kann man daraus ersehen, daß im Lauf 
des Sommers der sogenannte Piipsche Plan ausgearbeitet wurde, 
der eine Arbeit des Außenministers Piip darstellte. Auf Grund 
dieses Planes sollte innerhalb des Rahmens der demokratischen 
Verfassung eine stabile Regierungsform geschaffen werden. Und 
zwar war u. a. in diesem Plan vorgesehen, daß die Regierung vom 
Parlament auf drei ar gewählt werden sollte. Die Aussicht, 
noch weitere drei Jahre die bestehende Regierung am Ruder zu 
wissen, mußte naturgemäß zu einer weiteren Verschärfung der 
Beziehungen zwischen der Parlaments-Opposition und der Frei- 
heitskämpferbewegung auf der einen Seite und der Regierung 
und den Koalitionsparteien auf der anderen Seite führen. 


Kurz vor der Volksabstimmung selbst versuchten die Koa- 
litionsparteien schließlich dem Antrag der Freiheitskämpfer noch 
ein weiteres Hindernis zu bereiten, indem laut Parlamentsbe- 
schluß das für die Annahme des Verfassungsänderungsentwurfs 
notwendige Quorum auf 50 % aller stimmberechtigten Bürger 
a der bisher in Geltung befindlichen 30% heraufgesetzt 
wurde. 

Die Parlamentsparteien hofften damit endgültig die Chancen 
der Freiheitskämpferbewegung und zugleich des von dieser vor- 
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posten en Verfassungsänderungsentwurfes zunichte gemacht zu 
aben. j 

Am 14., 15. und 16. Oktober fand dann die Volksab- 
stimmung statt, die zu einem gewaltigen Siege der Freiheits- 
kämpferbewegung und zur Annahme der von ihr vorgestellten 
Verfassung führte. 450 000 Stimmen wurden für die neue Ver- 
fassung und nur etwa 170000 Stimmen gegen dieselbe abgegeben. 

Als in den Abendstunden des 16. Oktober die Ergebnisse der 
Volksabstimmung bekannt wurden, bildeten sich in Reval spontan 
Demonstrationszüge, die der Freude über den errungenen Er- 
folg Ausdruck verliehen. Aus diesen Demonstrationszügen er- 
folgte immer wieder der Ruf: „Es lebe die nationale Revolu- 
tion!“ Aus dieser Tatsache ersieht man am deutlichsten, daß es 
sich bei der nunmehr stattgehabten Volksabstimmung nicht um 
eine in einem demokratischen Staat übliche Abstimmung gehan- 
delt hat, sondern um einen wirklichen Volksentscheid im tieferen 
Sinne dieses Wortes. Es ging um mehr als nur um Paragraphen, 
ja selbst mehr als nur um die Änderung der Verfassung: zwei 
Welten standen sich gegenüber, die um die Entscheidung rangen. 
Daß die Freiheitskämpferbewegung einen derartig überwälti- 
genden Erfolg davontragen würde, bat niemand vorausgesehen, 
De die Führer der Bewegung erhofften nicht einen solchen 
jeg. 

Nun hat Estland eine neue Verfassung, die einen radikalen 
Bruch mit dem bisherigen System mit sich gebracht hat. 

Wenn die frühere politische Ordnung auf dem Prinzip der 
Volkssouveränität aufgebaut ist, die im Parlament ihren Aus- 
druck findet, so beruht die neue Verfassung schon auf der Gegen- 
überstellung zweier Faktoren: des Staatspräsidenten und des 
Parlaments, wobei dem Staatspräsidenten fraglos das Überge- 
wicht zuerteilt worden ist. Denn laut der neuen Verfassung 
leitet der Staatsälteste die Innen- und Außenpolitik, ernennt die 
Beamten und Offiziere des Heeres, stellt dem Parlament den 
Staatshaushalt vor und ernennt und entläfßt das Staatsministerium. 

Darüber hinaus steht dem Staatspräsidenten ein suspensives 
und für bestimmte Gesetze ein absolutes Veto den vom Parla- 
ment angenommenen Gesetzentwürfen gegenüber zu. 

Wohl ist vorgesehen, daß der Ministerpräsident und die 
Minister auch das Vertrauen des Parlaments besitzen müssen. 
Doch auf der anderen Seite steht dem Staatspräsidenten das in 
keiner Weise eingeschränkte Recht zu, das Parlament aufzulösen. 
Im Konfliktsfall kann also der Staatspräsident durch immer wie- 
der erfolgende Parlamentsauflösungen die politischen Parteien 
zum Nachgeben zwingen. Hierbei muß hervorgehoben werden, 
daß die Volksabstimmung und die Annahme der neuen Verfas- 
sung unter der Losung der Brechung der Parteiherrschaft vor 
sich gegangen sind. Bei einem künftigen Konflikt zwischen 
Präsidenten und Parlament wird also in der nächsten Zukunft 
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der erstere die Sympathien der Bevölkerung fraglos auf seiner 
Seite haben. 

Die neue Verfassung tritt nicht sofort in Kraft, sondern es 
sind eine Reihe von Übergangsformen vorgesehen. Im Verlauf 
von 99 Tagen nach Publizierung des Ergebnisses der Volksab- 
stimmung muß das Parlament die notwendigen Übergangsgesetze 
ausarbeiten. Nach Ablauf dieser 99 Tage tritt dann die Ver- 
fassung in Kraft und der dann amtierende Staatsälteste erhält 
alle Rechte und Vollmachten des in der neuen Verfassung vor- 
Ben Staatspräsidenten-Staatsältesten (nach der neuen Ver- 
assung trägt der Staatspräsident den Titel Staatsältester). Nach 
dem Ablauf von weiteren 100 Tagen müssen dann die Wahlen 
des neuen Staatsältesten und des Parlaments stattfinden. Für die 
Wahl des neuen Staatsältesten ist ein doppelter Wahlgang vor- 
TE entsprechend dem System der deutschen Reichspräsi- 
entenwahl. Erhält im ersten Wahlgang keiner der vorgestell- 
ten Kandidaten die absolute Mehrheit, so gilt im zweiten Wahl- 
gang derjenige der Kandidaten als gewählt, der die relative 
Mehrheit der Stimmen auf sich vereinigt. Etwa Mitte Mai 1934 
wird Estland mithin seine neue staatliche Form erhalten. 

Der Ausgang des Volksentsheids bedeutet eine schwere 
Niederlage der Regierung und der Koalitionsparteien. Die Kon- 
sequenzen daraus hai die Regierung schon gezogen, indem sie 
in der nächsten dem Volksentscheid folgenden Parlamentssitzung 
ihren Rücktritt erklärte. Zum neuen Regierungschef ist der 
Führer der Altlandwirte Konstantin Päts gewählt, dessen Auf- 
gabe es nun sein wird, für die Ausarbeitung einer Übergangs- 
Gesetzgebung zu sorgen. 

Zum Besiegten der Volksabstimmung gehört auch fraglos die 
Sozialdemokratie, die schärfstens gegen die Freiheitskämpferbe- 
wegung Front gemacht hatte. Es verdient hervorgehoben zu 
werden, daß die Sozialdemokratie in diesem Kampf wieder ein- 
mal zu dem beliebten Mittel der Deutschenhetze, das oft genug 
von estnischen politischen Parteien in Zeiten der Spannung mit 
Erfolg ausgenutzt worden ist, gegriffen hat. Und zwar wurde der 
Freiheitskämpferbewegung vorgeworfen, daß sie in enger Ver- 
bindung zum baltischen Nationalsozialismus und zum National- 
sozialismus überhaupt stände, daß sie aus dieser Quelle Geld er- 
halten hätte und den Weg zu einer „Wiederkehr der Herrschaft 
der Barone“ vorbereite. 

Das Ergebnis der Volksabstimmung hat gezeigt, daß die 
Sozialdemokraten mit dieser Methode keinen Erfolg gehabt 
haben. Und so wird man unter den positiven Ergebnissen der 
Volksabstimmung auc die Tatsache Buchen können, dak zum 
erstenmal eine Deutschenhetze im innerpolitischen estnischen 
Kampf keinen Erfolg gebracht hat und daher hoffentlih für 
immer aus dem Arsenal als Mittel der estnischen innerpartei- 
lichen Kämpfe verschwinden wird. 
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Das baltische Deutschtum hat, wenngleich die offizielle 
politische Führung die Abstimmung freigab, wohl in der über- 
wiegenden Mehrzahl für die neue Verfassung gestimmt. Ob- 
gleich die Gefahr entsteht, daß bei der in der neuen Verfassun 
vorgesehenen Kürzung der Abgeordnetenzahl von 100 auf 50 un 
dem bestehenden Wahlsystem, das einer politischen Gruppe nur 
dann eine Vertretung im Parlament zuerkennt, wenn zwei Abge- 
ordnete einer Gruppe in dasselbe gewählt werden und beim Bei- 
behalten dieses Wahlrechts kein deutscher Vertreter mehr ins 
Parlament einziehen wird, glaubten die baltischen Deutschen doch 
für das Projekt stimmen zu müssen, da die bisherigen politischen 
Verhältnisse in ihren Augen untragbar geworden waren. 

So hat die Volksabstimmung zu einer weitgehenden Klärung 
der innerpolitischen Verhältnisse in Estland geführt. Die neue 
Verfassung ergibt die Möglichkeit, das staatliche Leben auf einer 
völlig neuen Grundlage aufzubauen. Die in der neuen Verfas- 
sung vorgesehene autoritäre Staatsführung wird der bisherigen 
Labilität der innerpolitischen Zustände ein Ende machen und eine 
Politik auf lange Sicht ermöglichen. 

Zum Schluf sei noch auf die außenpolitischen Auswirkungen 
des Volksentscheids hingewiesen. Die Stellungnahme der russi- 
schen Regierungspresse, die den Sieg der Freiheitskämpfer mit 
Verdäctigungen und Verunglimpfungen begleitet und eine Stel- 
lungnahme eingenommen hat, die einer Einmischung in inner- 
estländische Verhältnisse gleichkommt, wird aller Wahrscheinlich- 
keit nach nicht ohne Rückwirkungen auf die aufßenpolitischen 
Beziehungen Estlands bleiben. Die Moskauer Pressekommentare 
schildern die Lage so, als ob nun die Freiheitskämpferbewegung 
ganz offensichtlich zu einem Vortrupp des Faschismus geworden 
wäre, der in Gefolgschaft des Nationalsozialismus in Deutsch- 
land die Offensive gegen Rußland vorbereitet. 

Noch vor kurzem waren die estländisch-sowjetrussischen Be- 
ziehungen ausgezeichnet. Beim Abschiedessen des nunmehrigen 
Außenministers Seljamaa, der vorher estländischer Gesandter in 
Moskau war, war er von sowjetrussischer Seite zum erstenmal als 
Vertreter einer „befreundeten Macht“ bezeichnet worden. Schon 
vor der Volksabstimmung hatte man von Moskau aus in Reval 
zu verstehen gegeben, daß ein Sieg der Freiheitskämpferbewe- 
gung als unfreundliher Akt Sowjetrufland gegenüber ange- 
sehen werden und eine schwere Belastung der estländisch-sow jet- 
russischen Beziehungen bedeuten würde. Die Stellungnahme der 
russischen Presse nach dem Volksentscheid läßt diese Annahme 
nun zur Wirklichkeit werden. Im Hinblick auf diese Tatsache muß 
damit gerechnet werden, daß die sowjetrussisch-estländischen Be- 
ziehungen aller Wahrsceinlichkeit nach eine ernste Trübung 
erfahren werden. 
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Rußland und Osteuropa. 
Monatsübersichten. 


I. Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch 


I. Rußland. 


1. Der?7. November. 
Der 16. Jahrestag des November-Umsturzes ist in der üblichen 


Weise, mit militärischer und Zivilparade, begangen und von den 
üblichen Rückblicken auf die Leistungen des abgelaufenen Jahres 
begleitet worden. Die sog. „Losungen“, die auch diesmal wieder 
vom Zentralkomitee der Partei, 45 an der Zahl, herausgegeben 
wurden, brachten nichts Neues — immer wieder der alte Hinweis 
auf Vorbereitung eines Krieges gegen Rußland durch den Impe- 
rialismus, höchstens war neu, daß die „‚Tschistka“ ihre Stelle fand. 
und eine Anspielung auf die rechte und linke Opposition, von 
der man in der letzten Zeit kaum etwas gehört hat. 


Im Rückblick auf die Leistungen des abgelaufenen Jahres 
wurde, und zwar mit Recht, die Veränderung in der außen- 
politischen Stellung Rußlands hervorgehoben. Aber daß diese 
nicht ohne Schatten ist, wurde bei der üblichen großen Regie- 
rungsrede des Vorsitzenden des Rates der Volkskommissare, 
Molotow, in sehr auffälliger Weise gesagt. In dieser Rede 
vom 6. November, auf der feierlichen Sitzung des Moskauer Sow- 
jets, widmete Molotow den ganzen Schlußteil der Friedenspolitik 
der Sowjetunion und der Kriegsgefahr. Die wichtigsten Stellen 
mit ihren Hinweisen auf die fernöstliche Lage lauteten: 


„Selbst viele unserer Feinde sind gezwungen, die Friedenspolitik der 
Sowjetunion anzuerkennen, die die Grundlage unserer Außenpolitik ist und 
bleibt. Diese Außenpolitik und auch die an der Wirtschafts- und Kultur- 
front errungenen Erfolge festigen die Lage der Sowjetunion in bedeuten- 
dem Maße. Für diese Tatsache ist die Initiative des Präsidenten Roosevelt 
bezeichnend, der der Sowjetunion vorgeschlagen hat, einen Vertreter nach 
Washington zu entsenden, der in Verhandlungen über die Regelung der Be- 
ziehungen der Vereinigten Staaten zur Sowjetunion eintreten soll. Die 
Verhandlungen zwischen dem Präsidenten Roosevelt und dem Außenkom- 
missar Litwinow sind für beide Länder von Bedeutung. Ihre Bedeutung 
reicht aber weit über die Grenzen beider Staaten hinaus und wird inter- 
nationalen Umfang annehmen. 

Aber die Friedenspolitik, die die Sowjetunion unentwegt betreibt, läßt 
sich nicht von uns allein verwirklichen. Die Gefahr eines Krieges oder 
eines Überfalls ist für uns jetzt besonders aktuell. Die Fragen des Fernen 
Ostens und der Beziehungen zu Japan waren und bleiben Fragen, die die 
außerordentliche Aufmerksamkeit unseres Landes erfordern. Unsere Poli- 
tik im Fernen Osten und gegen unseren fernöstlichen Nachbarn ist unent- 
wegt friedlich und auf die Wahrung friedliher Beziehungen mit ihm ge- 
richtet, Das beweist nicht nur unser Vorschlag an Japan, einen Nichtangriffs- 
pakt abzuschließen, sondern auch unser Angebot, die ostchinesische Bahn zu 
verkaufen. Es ist nicht am Platze, diese Politik zu ändern. 
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Allerdings müssen wir die gegenwärtigen Ereignisse in der Mandschurei 
dahin beurteilen, daß die mit uns geschlossenen Verträge gebrochen werden, 
und daß eine Politik des Bruches dieser Verträge betrieben wird. Wir siud 
davon durchdrungen, daf wir alle nach dieser Richtung hin unternommenen 
Versuche enthüllen müssen und verpflichtet sind, die Interessen der Sowjet- 
union zu wahren und ihre Grenzen gegen alle Angriffe zu schützen. Wenn 
wir von den lächerlichen Plänen einiger angesehener japanischer Staats- 
männer lesen, die Sibirien und unsere ostasiatischen Küstengebiete erobern 
möchten, und wenn derartige Pläne und Betrachtungen immer offener und 
frecher hervortreten, dann sind wir gezwungen, ganz besonders aufmerk- 
saın zu werden. 

Die mandschurische Regierung ist kein ernster Faktor in diesen Fra- 
gen. Jedermann weiß, daß die Verantwortung ganz auf Japan als den tat- 
sächlichen Beherrscher der Mandscurei fällt. Einige Japaner haben es als 
eine Dummheit der Europäer bezeichnet, daß sie es für unerläßlich halten, 
vor der Eröffnung von Kriegshandlungen den Krieg zu erklären. Diese 
Herren sind also dafür, möglichst schnell und unerwartet über die Sowjet- 
union herzufallen. An solchen Betrachtungen können wir natürlich nicht 
achtlos vorübergehen. Sie zwingen uns, auf ernste Überfälle vorbereitet 
zu sein. 

Wenn wir unter den gegenwärtigen Umständen unsere Hauptaufgabe 
in der Enthüllung aller auf Sprengung des Friedens gerichteten Abenteuer 
erblicken, und sie ferner in der Sorge um die Stärkung der Roten Armee. 
in der Verteidigung und Führung der Friedenspolitik und in der Festigung 
unserer Beziehungen zu den Nachbarländern sehen, so werden wir in dem 
Augenblick, wo die Sowjetunion überfallen wird, nur ein einziges Ziel 
N die völlige Zerschlagung des Gegners und den Sieg der Roten 
Armee! 


2. Wirtschaftslage. 


Die sog. Getreidekampagne, d.h. die Ablieferung von 
Getreide durch die Bauern an den Staat auf Grund fester Ab- 
lieferungssätze von Steuercharakter, ist nicht voll befriedigend 

elaufen. Die Kollektive und die Einzelbauern haben rd. 20 Mil- 
ionen Tonnen Getreide abzuliefern, 2 Millionen mehr als im 
letzten Jahr. Bis zum 20. Oktober war der Ablieferungsplan 
aber erst zu 253 ausgeführt. Dabei muß die tie: und die 
Presse sehr ee gegen den freien Markthandel der 
Bauern mit Brot und Getreide vorgehen, der trotz des Verbots — 
er ist ja erst nach Erfüllung der Äblieferungspflicht gestattet — 
sehr floriert und an vielen Stellen mit Duldung der lokalen 
Behörden vor sich geht, dabei in offene Getreidespekulation 
ausartet. In einem scharfen Erlaß vom 13. November halten Re- 
pierung und Partei den Standpunkt des Verbots des Markthandels 

is zur Erfüllung der Ablieferungsfrist und Bildung der Reserve- 
fonds unbedingt aufrecht. 

Die Wintersaatkampagne hat bis zum 31. Oktober 
fast 35 Millionen Hektar Snechant und zu 92 % den Voranschlag 
erfüllt, wobei die Kollektive mit 97,2 % am meisten voran waren. 

Die Getreideausfuhr aus der Sowjetunion betrug in 
den ersten 9 Monaten 1933 insgesamt 771 242 Tonnen im Gesamt- 
betrage von 21,85 Mill. Rubel, gegenüber 1 101 908 Tonnen im 
Werte von 35,26 Mill. Rubel im entsprechenden Zeitabschnitt des 
Vorjahres. 
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Ein weiterer Schritt im Wiederaufbau der beinahe ganz zer- 
störten Viehzucht war die Verordnung vom 5. November, die 
eine Staatsbeihilfe für die Kolchosniki ohne Kühe ausdehnte auf 
eine weitere Reihe von Gebieten des Reiches. Eine halbe Million 
Kälber sollen hier erworben werden können zu der einen Million, 
die durch Verordnung vom 14. August schon bereitgestellt war. 
Der Bauer kauft das Vieh mit einem vom Staate gewährten zins- 
losen Kredit in 50 % des Kaufpreises, der in einem Jahr zurück- 
zuzahlen ist. Im ganzen sind für diese Maßnahme einer Erweite- 
rung des Viehbesitzes 50 Mill. Rubel vom Staat zur Verfügung 
gestellt. Praktisch kommt das wohl zunächst nur auf eine Ver- 
schiebung hinaus, insofern mit diesem Gelde vom Kol&hosnik dem 
Einzelbauern das Vieh abgekauft wird. 


Eine recht interessante Übersicht, auf die wir aus Raum- 
gründen leider nicht eingehen können, über die „geographische 
Verteilung der Nahrungsmittelindustrie im 2. Jahr- 
fünft“, die einen Überblick über diese Industrien selbst gab, ist 
im 2. Oktoberheft der Zeitschrift der Berliner Handelsvertretung 
veröffentlicht. 


In der Zeitschrift „Boljschewik“ (15. Oktober, Nr. 19) waren 
„erste Ergebnisse des landwirtschaftlihen Jahres in den Kol- 
chosen“ gegeben. Dieses Jahr 1933 sollte sein „das erste Jahr des 
Kampfes für die Erfüllung der Losungen Stalins, die Kolchosy 
bolschewistisch und die Kolchosniki wohlhabend (sashitotschny]J, 
— das Wort spielt jetzt eine große Rolle in dieser Diskussion) 
zu machen“. Außerdem ist die Diskussion mit dem Verhältnis 
der Maschinen- und Traktorenstationen (MTS) zu den Kollek- 
tiven beschäftigt. Unseren Lesern ist die Bedeutung jener Ein- 
richtung bekannt, die in diesem Jahre schon über die Hälfte der 
Saatfläche (bei Baumwolle und Zuckerrüben schon fast die ganze 


Saatfläche) umfaßt hat. 


Der Beginn des letzten Viertels im Wirtschaftsjahr. 
dem ersten Tahr des zweiten Fünfjahrplans, gab erst recht Ver- 
anlassung zu Übersichten über die Leistungen der Industrie. 
Es ist da immer dasselbe Bild: zwar Produktionssteigerungen 
gegen das Vorjahr, z. B. bei der Schwerindustrie um fast 10 %, 
aber Zurückbleiben hinter den Zahlen des Planes für 1933, z. B. 
bei der Schwerindustrie um 21%. Der Optimismus, der am 
16. Jahrestag der Revolution zutage trat, ist keineswegs berechtigt, 
zumal da die Transportkrise, der unzureichende Waggon- und 
Lokomotivbau und die ununterbrochenen Klagen über unzu- 
reichende Belieferung der Landwirtschaft mit Fertigprodukten 
sich nicht verbessern. Besonders ist es die Verkehrskrise, die 
Sorge macht: „Die Erfüllung der Aufgabe des 4. Quartals steht 
unter einer ernsten Bedrohung. Man muß die Lieferung von 
13000 Waggons im 4. Quartal sichern, nicht weniger!“ (Iswestija, 
1. Oktober.) 
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Die Staatsplankommission hat einen großen Bericht: „Ergeb- 
nisse der Erfüllung des 1. Fünfjahrplans der Entwicklung der 
Volkswirtschaft der RSFSR“ (Moskau 1933, 308 S.) herausgegeben, 
der im nächsten Heft von „Osteuropa“ von verschiedenen Sach- 
kennern nach Einzelgebieten kritisch besprochen werden wird*). 
Darin findet sich eine sehr interessante Bemerkung über den 
zweiten Fünfjahrplan, von dem man sonst überhaupt nichts hört. 
Zwar ist die Zeichnung der Anleihe für den 2. Plan 
beendet, sie hat 7,4 Milliarden Rubel gebracht. Aber von dem 
Plan selber ist nirgends die Rede, nicht beim Gosplan und nicht 
in der Zeitschrift „Planowoje Chosjajstwo“, und jener Bericht 
gibt einen Einblick in die Absichten mit folgenden Bemerkungen: 

„Die gigantischen Errungenschaften des ersten Fünfjahrplanes haben 
die Möglichkeit ee im zweiten Fünfjahrplan die historische Auf- 
abe der endgültigen Liquidierung der kapitalistischen Elemente und 
Klassen überhaupt zu stellen, die ganze werktätige Bevölkerung des 
Landes in überzeugte und aktive Mitarbeiter zum Bau einer klassenlosen 
sozialistischen Gesellschaft zu wandeln. Zugleich erscheint der zweite Fünf- 
jahrplan als Fünfjahrplan der Vollendung der technischen Rekonstruktion 
der ganzen Volkswirtschaft der Sowjetunion, wobei das Land in technischer 
Beziehung an die erste Stelle in Europa gehoben werden soll und die tech- 
nisch-wirtschaftlihe Unabhängigkeit der Sowjetunion endgültig sicher- 
gestellt wird. Diese großen Aufgaben des zweiten Fünfjahrplanes wird 
die Arbeiterklasse der Sowjetunion auf dem Wege der weiteren Festigung 
der proletarischen Diktatur im Kampf mit den Resten des Kapitalismus 
vollenden, indem alle bürgerlichen und kleinbürgerlihen Belastungen der 
Werktätigen überwunden und sie mit fester Hand in sozialistischem Geist 
neu erzogen werden.“ 

Das entspricht dem, was im Novemberheft (S. 118) über die 
Übergangslage gesagt wurde, mit der Richtung auf das Politische, 
den Klassenkampf u. = Das sieht im ganzen danach aus, als 
sei die Absicht, dem 1. Fünfjahrplan entsprechend einen zweiten 
für eine bestimmte Periode in dem vollen Umfange der Wirt- 
schaft und ihrer bis ins kleinste gehenden Regulierung folgen zu 
lassen, aufgegeben worden. Ohne weiteres wird man zudem ver- 
muten können, daß außer den bekannten Gründen der Über- 
spannung der physischen und geistigen Kraft die planmäflige Be- 
handlung der Wirtschaft durch die Kriegsgefahr im Osten gestört 
wird, die vermutlich zu einer noch stärkeren Verlegung des 
Schwergewichts im Plan auf die Rüstungsindustrie zwingt, als 
es bisher schon der Fall war. 


3. Außenhandel. 


Die Zahlen für die ersten 34 Jahre liegen vor und seien nach 
dem „Ostexprefß“ mitgeteilt. Der Außenhandel in diesem Zeit- 
raum stellte sich auf 641,6 Mill. Rubel gegenüber 963,7 Mill. Rubel 


im entsprechenden Zeitabschnitt des Vorjahres, was ein Rückgang 


*) Dazu sei auch auf die soeben erschienene Schrift von Otto 
Auhagen: „Die Bilanz des ersten Fünfjahrplans der Sowjetwirtschaft, 
(Breslau 1933, 75 S.) verwiesen. 
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um 322,1 Mill. Rubel oder 33,4% ist. Die Ausfuhr betrug 
in den ersten drei Quartalen 1933 367,4 Mill. Rubel gegen 
410,8 Mill. Rubel, die Einfuhr 274,3 Mill. Rubel gegen 552,8 Mill. 
ubel. Die Ausfuhr ist so um 43,4 Mill. Rubel oder 10,5 %, die 
Einfuhr um 278,5 Mill. Rubel oder 50,3 % zurückgegangen. Da 
der Sowjetimport weit stärker als der Export zurückging, so hat 
sih die Handelsbilanz mit 93,1 Mill. Rubel aktiv gestaltet 
gegen eine Passivität von 142,0 Mill. Rubel im entsprechenden 
Zeitabschnitt des Vorjahres. 
Auf die wichtigsten Länder verteilte sih die Aus- und 
Einfuhr (in Mill. Rubel): 
Ausfuhr Einfuhr Gesamtumsatz 


neun Monate neun Monate neun Monate 
1932 1933 1932 1933 


Deutschland ...... 67,7 75,2 131,5 254,2 199,2 329,4 
England .......... 61,6 95,7 24,9 71.4 86,5 167,3 
Italien .......... 17,1 17,7 12,5 23,6 29,6 41,3 
Mongolei.......... 27,2 33,8 9,6 10,3 36,8 44,1 
China............. 12,2 14,9 12,9 11,5 25,1 26,6 
Frankreich........ 18,1 20,1 4,0 25 22,1 22,4 
Belgien ........... 19,7 12,2 0,8 0,5 20,5 12,7 
Holland........... 18,6 13,4 3,4 2,3 22,0 15,7 
US A serseri 10,9 11,4 14,1 24,1 25,0 35,5 
Persien ........... 8,1 19,8 6,0 44,3 14.1 64,1 


Deutschland stand danach in der Berichtszeit in Ein- und Ausfuhr 
an erster Stelle, während im Vorjahre im Sowjetexport England 
den ersten Platz einnahm. Der deutsche Anteil an der Einfuhr 
nach Rußland war rund 48 %, an der Ausfuhr aus Rußland 18,4 %. 

Seine Verpflichtungen hat Rußland pünktlich erfüllt, 
allerdings mit Hilfe eines Überbrückungskredites deutscher 
Banken von 140 Mill. RM. Eine sehr sorgfältige Übersicht in der 
„Frankfurter Zeitung“ (Handelsteil, Berlin 3. Nov.) gab folgende 
Einzelheiten: „Von den 700 bis 750 Mill RM., die 1933 allein in 
Deutschland zu bezahlen waren, sind in den beiden letzten Mo- 
naten 1933 nur noch etwa 100 Mill. RM. abzuwickeln. Rechnet 
man von der Gesamtsumme die rd. 200 Mill. RM. Warenverkäufe 
Rußlands in Deutschland ab, sowie den erwähnten Über- 
brückungskredit, so hatten die Russen im Laufe des Jahres etwa 
350 bis 400 Mill. Devisen und Gold für Deutschland bereit- 
zustellen. (Eine weitere kleine Erleichterung wurde ihnen aller- 
dings auch durch die Zubilligung von Sperrmarkkontingenten 
zuteil, die sie im Ausland mit Disagio ankaufen, aber anscheinend 
nicht restlos zusammenbringen konnten.) Das gesamte deutsche 
Kreditobligo in Rußland, das zeitweise etwa 114 Milliarden RM. 
erreicht haben dürfte, wird am Ende des Jahres eher unter als 
über 3 Milliarden RM. liegen. Im nächsten Jahr sind dann in 
Deutschland in starkem Abfall hinsichtlich der späteren Monate, 
noch etwa 350 bis 400 Mill. RM. aus früheren Warenlieferungen 
zu bezahlen, und dann allerdings auch der Überbrückungskredit 
von 140 Millionen, der in Raten von Mai bis August fallig wird.“ 
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Auch das letzte Vierteljahr wird schwerlich an den charak- 
teristischen Symptomen etwas ändern: Einschränkung der Be- 
stellungen Rußlands im Auslande (das Jahr 1933 wird für 
Deutschland sicher nicht die Hälfte der Summe des Vorjahres 
erreichen), zögernde Verteilung der Bestellungen unter politi- 
schen Erwägungen, die aber nicht recht zu Rande kommen, aktive 
Handelsbilanz, eigentümliche Lage der Zahlungsbilanz insofern. 
als „die Einfuhr fast ausnahmslos verhältnismäßig langfristig ge- 
stundet wird, während die Ausfuhr entweder bar oder mit kurz- 
fristigen und diskontierbaren Wechseln bezahlt wird. Die ver- 
hältnismäßig gut gehaltene Ausfuhr gab also zusammen mit der 
laufenden Co dproduktion und dem deutschen Überbrückungs- 
kredit die Möglichkeit. den umfangreichen Fälligkeiten dieses 
Jahres nachzukommen“ (aus dem gleichen Artikel der „Frank- 
furter Zeitung“) — Devisennot, Verringerung des Tempos des 
industriellen Aufbaues überhaupt — schließlich Schwierigkeiten 
überall, auch mit Frankreich, England und selbstverständlich 
auch Amerika, wenn dieses Geschäft beginnt, nicht nur in bezug 
auf die Zahlungs- und Kreditfristen, sondern auf das Verhält- 
nis von Aus- und Einfuhr überhaupt wegen der Ten- 
denz der Handelspolitik Sowjetrußlands, nicht auf die Dauer vor- 
nehmlich zu kaufen und mit Devisen bezahlen zu müssen, sondern 
enisprechend auch nach dem Bezugslande verkaufen und absetzen 
zu können. Und immer wieder ist zu betonen, wie diese nicht 
katastrophale, aber recht gespannte Lage durch die Kriegsgefahr 
im Fernen Osten und die dafür seit langem notwendig gewesenen, 
ee unproduktiven, militärischen Vorbereitungen, be- 
astet wird. 


4. Innere Politik. 


Wie schon im letzten Heft erwähnt, hat am 19. Oktober die 
autonome Sowjetrepublik der Wolgadeutschen ihr fünf- 
zehnjähriges Jubiläum begangen. An diesem Tage unterschrieb 
Lenin eine Verordnung über die Bildung einer ..Arbeitskommune 
des autonomen Gebietes der Deutschen an der Wolga“. Die Presse 
behandelte den Gedenktag sehr ausführlich. In der .„Iswestija“ 
(18. Oktober) gab der Vorsitzende des ZIK der Volksrepublik, 
A. Gleim, Einzelheiten aus den Zuständen. Danach ist die Kol- 
lektivierung der Landwirtschaft in der Wolgarepublik durchge- 
führt, die Kollektivwirtschaften fassen 87000 bäuerliche Wirt- 
schaften von Mittelbauern und Kleinbauern zusammen, 31 große 
Sowjetwirtschaften und 39 Maschinen- und Traktorenstationen 
sind eingerichtet worden, wobei die letzteren über 2000 Trakto- 
ren verfügen. Die Saatfläche erstreckt sich über 1296000 ha. 
Besonders wird hervorgehoben, daß die Sowjetrepublik der 
Wolgadeutschen als erster Teilstaat der Sowjetunion das An- 
alphabetentum vollständig überwunden hat. Selbstverständlich 
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findet man keine Äußerung über die Nahrungsmittelnot gerade 
in diesem Gebiete und die Leiden, die gerade die Wolgadeutschen 
in diesem Jahre zu erdulden hatten. 

Von der Tschistka, die nun monatelang im Gang ist, er- 
fährt man nichts Näheres. Eine Reihe von nicht der Partei ange- 
hörenden Schriftstellern, die an der Arbeit der „Tschistka“ teil- 
nehmen, darunter Namen wie Leonid Leonow, A. Seifullina, 
A. Demidow, veröffentlichten in der „Iswestija“ (22. Oktober) ein 
enthusiastisches Bekenntnis an Stalin, daß die Teilnahme dieser, 
der Partei nicht angehörenden Schriftsteller ihnen gezeigt habe, 
wie verantwortlich das Werk sei und wie es sie der Partei und 
dem sozialistischen Aufbau nahe bringe. Der „Boljschewik“ (Nr. 18, 
30. September) erörterte theoretisch die Parteisäuberung und die 
Heranziehung des Komsomol zu ihr. Eine allerdings wichtige 
Einzelheit wurde bekannt mit dem Ausschluß des Chetredakteurs 
der offiziellen Zeitschrift des Finanzkommissariats „Ekonomi- 
tscheskaja Shisnj“, Maimin, der verstanden habe, seine Teilnahme 
an der Rechtsopposition jahrelang nn zu verschleiern. 

Im Berichtsmonat trat der neue Rekrutenjahrgang 
von 1911 in die Armee ein. Dazu machte die „Prawda“ (8. No- 
vember) instruktive Bemerkungen. 


„Die Rote Armee ist die größte Schule des klassenmäfiigen Zusammen- 
schlusses und der politischen Aktivität. Sie ist voll und ganz unserer Par- 
tei ergeben und dem großen Führer der Werktätigen der ganzen Welt, 
dem Genossen Stalin. Die Rote Armee erzieht den jungen Soldaten zum 
Kämpfer, der rückhaltlos der proletarischen Weltrevolution ergeben ist, 
zum echten Internationalen, zum bewußten Mitarbeiter am Aufbau einer 
klassenlosen sozialistischen Gesellschaft. Innerhalb der Sowjetgrenzen ist 
die Bourgeoisie und das kapitalistische System ausgerottet, aber die Bour- 
geoisie in der Welt ist noch nicht besiegt und noch nicht entwaffnet, noch 
ist in fünf Sechsteln des Erdballs der Ausbeutung, der Armut und den kapi- 
talistishen Kriegen kein Ende gesetzt. Noch mehr als einmal wird die 
kapitalistishe Welt versuchen, mit dem Schwert den Knoten der Gegen- 
sätze zwischen Arbeit und Kapital zu zerschneiden, der Gegensätze zwischen 
dem faulenden kapitalistischen System und dem mächtigen Aufbau des So- 
zialismus. Die Rote Armee ist die treue Hüterin unserer Grenzen, sie ist 
der bewaffnete Stoßtrupp der proletarischen Weltrevolution. Die ‚Siege 
des ersten Fünfjahrplanes’ haben die Möglichkeit gegeben, die Armee mit 
allen Errungenschaften der neuesten Kriegstechnik auszustatten und ihr 
Hunderttausende der modernsten Kriegsmittel zur Verfügung zu stellen. 
Auch die zum Heeresdienst einrückenden Rekrutengruppen werden mit 
jedem Jahr besser und zum Kriegsdienst geeigneter, dank der bolsche- 
wistishen Erziehung der Jugend.“ 


Nach wie vor enthält die Presse gar keine Angaben oder Er- 
örterungen über Verwaltungsfragen. Wir fanden nur die 
Verordnung vom 5. November, die wegen der ungemein gestie- 
| gom Aufgaben der Kolchosverwaltung vom 1. November an die 

ezüge der Vorsitzenden und Sekretäre der Dorfräte erhöht. Es 
sollen an festen Bezügen erhalten in Dorfräten mit einer Bevöl- 
kerung bis 1000 Personen der Vorsitzende 100 und der Sekretär 
80 Rubel, bis zu 1500 Personen 130 und 105, bis zu 3000: 170 und 
135 und darüber 200 und 160 Rubel. 
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Eine statistische Einzelheit noch: nach Angabe des Moskauer 
Stadtsowjets zählt die Stadt Moskau Kinder bis zum 15. Lebens- 
jahr 802988, Erwachsene zwischen 16 und 59 Jahren 2 392 544, 
über 60 Jahren 146667. Unter den Kindern ist die stärkste 
Gruppe die der Neunjährigen, die schwädhste die der 15jährigen, 
was einen starken Geburtenausfall im Anfang der Revolution 
bedeuten würde. Sind die Zahlen richtig, so ergibt sich eine Ge- 
samtbevölkerung von 3342199. Das würde bedeuten, daß 
für Moskau die von uns auch besprochene neue Paßpolitik der 
a ue von der es übrigens auch ganz still geworden ist, 
nichts im Sinne einer Entlastung der Großstädte erreicht hätte. 


5. Kultur: 


Der Nobelpreis für Literatur für 1933 wurde dem in der Emi- 
gration lebenden russischen Dichter Iwan Alexejewitsh Bunin 
zugesprochen. Der Dichter ist 1870 geboren und lebt in Frank- 
reich. Seine Werke sind auch in das Deutsche übersetzt, beson- 
ders der Roman „Das Dorf“ und die Novellen „Der Herr aus 
.San Francisco“ und „Mitjas Liebe“. Unsere Zeitschrift wird über 
den Preisträger, der der letzte Nachfahre Turgeniews in der 
Romanliteratur ist, im nächsten Heft eine Würdigung bringen. 


6. Auswärtige Politik*): 


a) Allgemeines. 


Der Moskauer Korrespondent des „Sozialistitscheskij We- 
stnik“, des ın Paris erscheinenden Organs der Menschewiki, ver- 
öffenilichte einiges über Stalins Tätigkeitinder Außen- 

olitik in dem Sinne, daß er seit Beginn des fernöstlihen Kon- 
ikts die russische Außenpolitik eigentlich leite. Die Mit- 
teilungen machen keinen ganz vertrauenswürdigen Eindruck. Daß 
Litwinow bei Stalin eine gute Position hat, ist kein Geheimnis 
und daß sich Stalin sehr um den fernöstlichen Konflikt kümmert, 
ist doch bei der aufßerordentlichen Bedeutung dieser Verwick- 
lung für Rußland und den Fünfjahrplan nur selbstverständ- 
lih. An der gleichen Stelle wird dabei die Meinung ausge- 
sprochen, Stalin würde heute in einem Kriege mit Japan die 
russische nationale Idee verteidigen und daher das Volk und 
sogar die Emigranten auf seiner Seite in einem solchen Kriege 
en. Das erscheint uns sehr zweifelhaft. Was 1920 Ver- 
teidigung des Heimatbodens gegen die Polen war, würde 1933 
ein Kampf weit im Fernen Osten ganz bestimmt nicht sein. Er 
würde sich wahrscheinlich ebenso ohne Beteiligung des Volkes 
abspielen wie der Krieg mit Japan 1904. 

Ein Rigaer Korrespondent der „Times“ und das „Pariser 

Journal“ haben die Meldung gebracht, daß unmittelbar nach dem 


*) Der Punkt Amerika-Rußland ist im Eingangsartikel dieses Heftes 
behandelt. 
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Notenaustausch zwischen Roosevelt und Kalinin der Zentral- 
verlag der Partei eine Broschüre herausgab unter dem Titel 
„Roosevelts Aushungerungsprogramm“ und mit Anleitung für 
eine Revolutionierung Amerikas, bestimmt vor allem für die 
Farmer. Es habe des ganzen Einflusses von Litwinow bedurft, die 
Übersetzung ins Englische zu verhindern. 


b) Ferner Osten. 


Der Vorschlag des japanischen Kriegsministers, den Konflikt 
auf einer Weltkonferenz beizulegen, wurde in Rußland reser- 
viert behandelt, immerhin aber mit der Genugtuung, daß nun 
Japan damit den russischen Vorschlag eines Nichtangriffspaktes 
zwischen den beiden Gegnern aufnähme. 

Die Spannung hat nach außen insofern nachgelassen, als 
oa Haltung zurückhaltender wurde. Die Angelegenheit der 

eröffentlichung amtlicher japanischer Dokumente durch Rußland 
wird einfach totgeschwiegen. Aber der Streit an der Bahn und 
um die Bahn ist nicht beigelegt. Und am 6. November veröffent- 
lichte Moskau eine sehr ernste Meldung, daß südwestlich von 
Wladiwostok am 3. November japanische Militärflugzeuge 
über russisches Gebiet geflogen seien. Japan hat das in Abrede 
gestellt, dann hat man nichts mehr davon gehört. 

Die militärische Rüstung Rußlands im Fernen Osten 
dürfte jetzt übrigens nicht verachtlich sein. Man rechnet mit neun 
Infanteriedivisionen einer selbständigen fernöstlichen Armee 
(unter dem bekannten General Blücher), die durchaus operations- 
fähig ist, und mit zwei Infanteriedivisionen in der äußeren Mon- 
golei mit Tanks und Fliegerstaffeln, sowie mit einem großen Vor- 
rat von Flugzeugen mit der Reichweite bis Tokio und Osaka. 
Ferner ist Wladiwostok in den letzten zwei Jahren erheblich be- 
festigt worden. Die militärische Macht Japans wird in Mau- 
dschukuo nur auf zwei Divisionen berechnet. 

c) Einen großen Raum im außenpolitischen Interesse nimmt 
der Besuch der russischen Delegation beim Jubelfest der Türkei 
ein, die von dem Kriegsminister Woroschilow geführt wurde und 
die zwei Wochen in der Türkei zugebracht, auch die Dardanellen 
sich gründlich angesehen hat. Auch von türkischer Seite ist das 
mit sehr betonter Herzlichkeit, Telegrammwechsel u. dgl. unter- 
strihen worden. Die türkish-russische politische 
Freundschaft, die so scharf militärisch unterstrichen wurde. 
ist ein nicht unerheblicher Faktor in der türkischen Aktivität, 
namentlich in der Richtung auf einen Schwarzmeerpakt. 


d) Deutschland. 


Der Journalistenkonflikt wurde am 30. Oktober beigelegt 
in einer Verständigung zwischen Minister v. Neurath und Bot- 
schafter Chintschuk. Amtlich wurde dazu mitgeteilt: 
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„Der Ausgangspunkt und Grundlage der Verständigung ist die Über- 
einstimmung der beiden Regierungen darüber, daß die Pflege der beider- 
seitigen Beziehungen von der Verschiedenheit der Regierungssysteme in 
den beiden Ländern unberührt bleiben muß. Die Journalisten der Sowjet- 
union werden ihre Tätigkeit in Deutschland und die deutschen Journalisten 
ihre Tätigkeit in der Sowjetunion wieder ausüben.“ 


Damit ist dieser Streitfall aus der Welt geschafft. Es scheint auch, 

als wenn die russische Rundfunkpolitik und Rundfunkpropa- 

ganda sich in einem für Deutschland erträglichen Sinne wandeln 

wolle. Die Sowjetregierung hat sich übrigens auch ausdrücklich 

bereit erklärt, nationalsozialistischen Korrespondenten die Ein- 
.reise und Aufenthalt zu bewilligen. " 


Über das Wirtschaftlihe wurde oben schon das Nötige ge- 
sagt. 


II. Polen. 


Der Bericht des polnischen Konjunkturforschungsinstituts 
über die Wirtschaftslage im 3. Vierteljahr 1933 bestätigt 
unsere Darstellung der Lage im Novemberheft. 


Dem eben zusammengetretenen Sejm wurde der Haus- 
haltsvoranschlag für das Jahr 1. April 1934 bis 31. März 
1935 vorgelegt. Er schließt in Einnahme mit 2117652880 Zloty 
und in Ausgabe mit 2 165 441 340 Zloty ab, also einem Überschuß 
von 47788460 Zloty. Die Ausgaben des auswärtigen Dienstes 
betragen 40 Millionen, des Innenministeriums 195, des Schulden- 
dienstes 194 und des Kriegsministeriums 761,7 Mill. Zloty. 


Das polnische Heer wird in diesem Rechnungsjahr 1934/35 
17905 Offiziere, 37000 Unteroffiziere und 211110 Mannschaften 
umfassen. Außerdem zählt die Marine 421 Offiziere, 1834 Unter- 
offiziere und 3357 Mannschaften. Das Grenzschutzkorps hat 
6S8 Offiziere, 4981 Unteroffiziere und 20040 Mann. Die beson- 
dere Organisation der Grenzwache ist in einer Siärke von 
563 Offizieren und 5308 Mann angegeben. Die Staatspolizei um- 
faßt 774 Offiziere und 28592 Mannschaften. Die Verbände der 
militärischen Jugendausbildung sind in keiner dieser Ziffern ein- 
begriffen. 


Am 3. November wurde die Herbsttagung des Sejm mit 
einer großen Rede des Ministerpräsidenten Tender er- 
öffnet, der die schwierige Finanz- und Wirtschaftslage nicht leug- 
nen konnte. Die Opposition unterstrich die Schilderung der 
Depression in der Wirtschaft nodı mehr. Zur Verfassungsreform 
> der Ministerpräsident, daß sie „die seit Entstehung des 
polnischen Staates aktuell und heute um so dringlicer sei, als 
die heutige Verfassung von allen Seiten kritisiert werde. Die 
Regierung erkläre, dal sie die Verfassungsänderungen nicht auf- 
zwingen will, daft aber der heutige Sejm zu einer Reform fähig 
sei, deren Grundlage natürlich die Praxis der letzten sieben 
Jahre, d. h. die Zeit der Pilsudski-Regierung, sein müsse“. Die 
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Debatte im Sejm ist bisher wenig belebt, der polnische Parlamen- 
tarısmus bedeutet tatsächlich nichts. 


Ernster für das politische Leben sind die Vorgänge an den 
Hochschulen. An der Universität in Warschau ist es zwi- 
schen nationaldemokratischen Studenten und Mitgliedern der 
Jugendlegion (siehe unsere Zeichnung dieser Verhältnisse No- 
vemberheft, S. 75) zu Zusammenstößen und Überfällen und bluti- 
gen Schlägereien gekommen. Sämtliche Warschauer Hochschulen 
wurden geschlossen. Gegen den Rektor der Universität wurde 
ein Verfahren eingeleitet, weil er die Dinge strafbar nachlässig 
habe laufen lassen. An der Universität in Krakau wurden 
14 studentische Verbindungen aufgelöst. Der neugewählte Rektor 
in Lemberg wurde nicht ed — schon die 4. vom Ministe- 
rium nicht bestätigte Rektorwahl seit Einführung des neuen 
Hochschulgesetzes. 


Die polnische Studentenschaft im ganzen hat einen neuen 
Ehrenkodex beschlossen. In einigen wichtigen Beziehungen ist 
er an deutsche Vorbilder angelehnt. Er führt den Arierpara- 
graphen ein, wonach Juden nicht mehr Genugtuung Ne zu 
werden braucht mit der Ausnahme, daß Juden, die als Offiziere 
im polnischen Heere dienen, satisfaktionsfähig sind. 

Die Beziehungen zu Rußland erlitten eine Trübung durch 
die Ermordung des Sekretärs des Lemberger Sowjetkonsulats 
durch einen Ukrainer am 21. Oktober. Die russische Presse ver- 
E hi Genugtuung. Der Attentäter wurde zu lebenslänglichem 
Gefängnis verurteilt. Er hatte nach eigenem Geständnis im Auf- 
trag einer geheimen ukrainischen Terrororganisation gehandelt 
und wollte den Sowjetkonsul treffen. Die polnische Regierung 
ließ danach eine umfassende Polizeiaktion gegen die Ukrainer 
in Ostgalizien durchführen, die allein in Lemberg zu 100 Ver- 
haftungen führte. 

Das wesentlichste Moment der Berichiszeit ist das Verhältnis 
zu Deutschland. Zum Wahlerfolg des 12. November schrieb 
das Hauptorgan der Nationaldemokraten, die „Gazeta War- 
szawska“: 


„Man muß zugeben, daf das deutsche Wahlergebnis nicht mit den öst- 
lichen Methoden der Wahlpolitik erreicht worden ist, sondern der Ausdruck 
der deutschen Stimmungen und des wirklichen Standes der Dinge ist. In 
ihrer Innen- und Außenpolitik haben die deutschen Nationalisten die ge- 
waltige Mehrheit des Volkes für sich, sie sind die getreuen und recht- 
mäßigen Vertreter der Wünsche des deutschen Volkes. Zerstört wurde end- 
lih die Wilson-Legende von den zwei Deutschlands, dem guten pazifisti- 
schen und dem schlechten kriegerischen, worauf sich die Nachkriegspolitik 
der Siegerstaaten so viele Jahre lang gestützt hat. Adolf Hitler hat den 
Beweis erbracht, daß er nicht nur ein genialer politischer Werber, sondern 
auch ein Staatsmann großen Ausmaßes ist. Das neue Deutschland ist das 
Hitlersche und mit diesem Deutschland werden wir und unsere Nachfahren 
es zu tun haben. Nur die zu einer so neuzeitlichen Politik fähigen Völker 
werden den Wettbewerb mit den Deutschen aushalten können. Die Deut- 
schen sprachen am Sonntag laut und vernehmlih. Wehe denen, welche die 
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Bedeutung dieser Tatsache nicht einsehen und nicht daraus alle Folgerungen 
ziehen! enn die Siegermächte von 1918 nicht verstehen, daß das von 
ihnen 15 Jahre lang angewandte politische System heute eine völlige 
Zeitwidrigkeit ist, so wird Europa mit raschen Schritten auf einen neuen 
Krieg lossteuern." 

Am 15. November empfing der Reichskanzler den neuen 
polnischen Gesandten Lipski, worüber amtlich mitgeteilt wurde: 
„Die Aussprache über die deutsch-polnischen Beziehungen ergab 
volle Übereinstimmung beider Regierungen in der Absicht, die die 

iden Länder berührenden Fragen auf dem Wege unmittelbarer 
Verhandlungen in Angriff zu nehmen und ferner zur Festigung 
des Friedens in Europa in ihrem Verhältnis zueinander auf jede 
Anwendung von Gewalt zu verzichten.“ Die Mitteilung dieser 
ganz unmiltverständlichen und weithin wirkenden Erklärung 
wurde am anderen Tage vom polnischen Außenminister Beck da- 
hin unterstrichen, „daß er großen Wert auf die Erklärung des 
Reichskanzlers im Gespräch mit dem polnischen Gesandten lege. 
Da der Gesandte Lipski über die Haltung der polnischen Regie- 
rung genau unterrichtet sei, müsse seine Erklärung als vollwertig 
und maftgeblich angesehen werden. Der größte Wert der Unter- 
redung liege nach seiner (Becks) Meinung in der Tatsache, daf die 
Bevölkerun en Deutschlands und Polens darüber aufgeklärt wor- 
den seien, daß die beiden Regierungen aufmerksam und ent- 
schlossen bestrebt seien, beide Nationen vor jedem Angriff zu 
sichern und zu bewahren“. Vorbereitet war der Besuch des polni- 
schen Gesandten durch eine lange Audienz beim Marschall Pil- 
sudski in Gegenwart des Außenministers am 4., die als bedeutsam, 
wenn auch ohne nähere Mitteilung, aufgefaft wurde. Die „Gazeta 
Polska“, das Organ des Regierungsblocks, kommentierte die 
Nachricht von der Unterredung von dem Reichskanzler und Lipski 
am 16. November wie folgt: 


„Der Ernst dieses Aktes besteht vor allen Dingen darin, daß die Welt- 
meinung in den Beziehungen zwischen Deutschland und Polen einen ‚emp- 
findlichen Punkt‘ zu erblicken pflegte, von wo aus unerwünschte Verwick- 
Jungen herrühren könnten. Die Nichtangriffserklärung ist eine feierliche 
Versicherung beider Staaten, daß sie derartige Verwicklungen in keinem 
Falle herbeiführen werden. Der Verzicht auf den Angriff zwischen Nadh- 
barn ist stets ein Akt von großer Bedeutung. Man kann feststellen, daf 
eine der Hauptlücken von Locarno am gestrigen Tage beseitigt worden sei. 
Die Bedeutung des Aktes vom 15. November steht für den Weltfrieden 
außer Zweifel. Die Bedeutung wird um so größer sein, je mehr die Stim- 
mung der Masse dem darin enthaltenen Friedensgeist entsprechen würde. 
Die bestehenden polnischen Bindungen und Verträge mit anderen Staaten 
werden in keiner Weise berührt. Durch die Nichtangriffserklärung wird 


die bisherige internationale Politik Polens nur ergänzt aber in nichts ab- 
geändert.“ 


Damit ist durch den deutschen Reichskanzler eine neue Lage in 
den Beziehungen zwischen Deutschland und Polen eingeleitet 
worden. Das deutsch-polnische Roggenabkommen wurde am 
21. November paraphiert. 
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IN. Danzig. 
Am 26. Oktober gelang endlich die Wahl eines neuen hohen 


Kommissars. Gewählt wurde für dieses Amt vom 15. Januar 
1934 an Herr Sean Lester, ein 1889 geborener Irländer, der der 
Partei Sinnfein angehörte, an allen Befreiungskämpfen Irlands 
teilgenommen hat, seit 1929 ständiger Völkerbundsdelegierter 
seines Landes ist, ferner Vorsitzender des Dreier- Ausschusses, der 
vom Rat beauftragt war, die Meinungsverschiedenheiten zwischen 
Bolivien und Paraguay zu verfolgen, und dann des beratenden 
Ausschusses, welcher sich mit der Meinungsverschiedenheit zwi- 
schen Columbien und Peru beschäftigte. Er war auch Bericht- 
erstatter des Rates für die Minderheitenfragen. Er würde also 
danach für sein Amt wohl befähigt sein. Von polnischer Seite 
wurde freilich etwas auffällig betont, daß diese Ernennung den 
Wünschen der polnischen Regierung entspreche. 


IV. Memel. 


Die Wahlen zur memelländishen Landwirtschafts- 
kammer haben der memelländischen sozialistischen Volksge- 
meinschaft einen sehr großen Erfolg und der litauischen Partei, 
die von 8 Mandaten 6 verloren hat, eine sehr großen Verlust ge- 


bracht. 


Zum Gouverneur des Memelgebietes wurde der bisherige 
Direktor des Bürgerschutzdepartements, Dr. Navakas, ernannt, 
der am 1. Dezember sein Amt antrat. Er war in seinem Amte 
Chef der ganzen Polizeigewalt, die er sehr energisch gegen die 
Opposition, besonders gegen Woldemaras, eingesetzt hat, und der 
in Memel wohl ein scharfes Regiment führen soll. Seine erste 
Aufgabe ist, das neue Beamtengesetz durchzuführen, nach dem 
alle Beamten nichtlitauischer Staatsangehörigkeit vom 10. Dezem- 
ber ab ihr Dienstverhältnis mit der litauischen Regierung von 
neuem regeln müssen, wobei für ein Weiterverbleiben die Kennt- 
nis der litauischen Sprache die Hauptrolle spielt. 


V. Lettland. 


Wie zu erwarten war, hat die Bewegung aus Estland sich auch 
in Lettland nun ihre Wege geebnet. Hier hat im Berichtsmonat 
die Fraktion des lettländischen Bauernbundes einen Entwurf zur 
Abänderung der Verfassung vorgelegt nach dem Vorbild der 
estnischen Verfassungsreform. Er sieht eine Herabsetzung der 
Zahl der Abgeordneten auf 50 vor. Der Staatspräsident soll auf 
fünf Jahre vom Volk in direkter Wahl gewählt werden. Ihın 
werden weitgehende Vollmachten gewährt. Er soll das Recht zur 
Auflösung des Parlaments vor Ablauf der Mandatsfrist erhalten. 
Er kann das ganze Ministerkabinett oder einzelne Minister ab- 
berufen. Auch außerhalb eines Ausnahmezustandes soll er das 
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Recht haben, die Freiheit der Presse, der Versammlungen, Ver- 
eine usw. einzuschränken oder aufzuheben. Die deutsche Min- 
derheit stimmt diesem Entwurf im ganzen zu. 

Daft das politische Leben in Lettland in Bewegung gekommen 
ist, beweist auch die Tatsache, daß sowohl eine Te tische 
nationalsozialistische Partei besteht, wie eine neue „deutsch- 
baltische Landespartei“ sich gebildet hat. Die letztere wird 
namentlich die bisher noch nicht vertretene deutsch-baltische 
Kriegsgeneration umfassen. Auch die lettische nationalsozia- 
listische Partei hat einen Verfassungsänderungsentwurf vorge- 
legt, in dem es heißt: 


„Die souveräne Macht des lettischen Staates gehört nur den Let- 
ten. Der § 8 der Verfassung muß in dem Sinne verändert werden, daf 
vom Wahlrecht lettländishe Bürger jüdischer Nationalität ausgeschlos- 
sen sind. Immobilien, Wälder und Landwirtschaften dürfen in Zukunft nicht 
in jüdische Hände übergehen. Kein einziger Jude hat in Zukunft das Recht, 
eine Konzession zur Eröffnung eines Handels- oder Industrieunternehmens 
oder eines Kreditinstituts zu erhalten.“ 

„In Zukunft werden die Ehen zwischen Juden und Nichtjuden durch 
Gesetz verboten. In Staats- und Kommunal-Instituten, Krankenkassen usw. 
haben jüdische Arzte kein Recht auf Praxis.“ 


VL Estland. 


Das politische Leben kommt jetzt in ruhigere Bahn. Der est- 
ländische Freiheitskämpferbund ist jetzt registriert und in seiner 
Tätigkeit gesichert. Die Verfassungsreform geht so wei- 
ter, daf binnen 99 Tagen nach Vollziehung des Volksentscheids 
die notwendigen Durchführungsgesetze fertiggestellt werden 
müssen, namentlich das neue halee ciz für das Parlament. 
100 Tage spätestens nach Inkrafttreten des ersten Teiles der neuen 
Verfassung wird der Präsident und die Staatsversammlung ge- 
wählt. Man rechnet, daß die neue Verfassung in ihrem ersten Teil 
nach drei Monaten, d. h. Ende Januar oder Anfang Februar in 
Kraft treten wird. Die Wahlen des Präsidenten und des neuen 
Parlaments würden mithin entweder Ende April oder Anfang 
Mai voı sich gehen. Von dem Augenblick an, wo die neue Ver- 
fassung in Kraft tritt, d. h. drei Monate nach der Publizierung des 
Resultats der Volksabstimmung, übernimmt der dann noch nach 
der alten Verfassung amtierende Staatsälteste die Funktionen des 
neuen Staatsältesten mit allen Vollmachten. 


VII. Finnland. 


Das politische Leben Finnlands ist unruhig und gespannt. 
Spionageaffären, namentlich eines Leutnants Penttikainen 
und einer Gruppe von kommunistischen Spionen erregen die 
Aufmerksamkeit. Namentlich aber schafft die Finnisie- 
rungsbewegung sehr große Unruhe, die bereits zu Zu- 
sammenstößen zwischen der finnischen und schwedischen akade- 
mischen Jugend geführt hat. Das Verhältnis der beiden Natio- 
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nalitäten ist jahrzehntelang vorbildlih ruhig gewesen, jetzt 
aber in einer immer zunehmenden Reibung und Animosität. 
An der Landesuniversität Helsingfors sind von 6892 Studenten 
1217 Schweden. Der Senat der Universität hat den Vorschlag der 
Regierung abgelehnt, daß für die schwedisch sprechende Jugend 
eine eigene Hochschule gegründet werden solle, dabei aber scharf 
uational-finnische Richtlinien für die Sprache an der Universität 
erlassen. Der Kampf gegen die Gleichberechtigung des schwedi- 
schen Elements und seiner Sprache wird immer schärfer und er- 
greift immer weitere Kreise namentlich der Jugend, so daß hier 
im gunzen eine recht erhebliche Beunruhigung eingetreten ist. 


Abgeschlossen am 23. November 1933. 


II. Bemerkungen zum stenographischen Bericht 
über das XII. Plenum des Exekutivkomitees der Kommunistischen 
Internationale (Ekki) vom 27. August bis 25. September 1932. 


Von Klaus Mehnert. 


Vor einigen Wochen erschien im Parteiverlag in Moskau der 
stenographische Bericht über das XII. Plenum des Exekutiv- 
komiteesderKommunistischenlInternationale in 
drei Bänden mit insgesamt 650 großen, kleinbedruckten Seiten. 
Das Plenum hat vom 27. August bis zum 25. September 1932 in 
32 Sitzungen getagt. Es wurden vier Referate gehalten: Kuusinen 
sprach „Über die internationale Lage und die Aufgaben der ein- 
zelnen Sektionen der Komintern“, Thälmann „Über die Lehren 
der wirtschaftlichen Streiks und des Kampfes der Arbeitslosen“, 
der Japaner Okano „Über den fernöstlichen Krieg und die Auf- 
pon der Kommunisten im Kampf gegen den imperialistischen 

rieg und die kriegerische Intervention gegen die UdSSR“ und 
Manuiljskij „Über den sozialistishen Aufbau in der UdSSR in 
Verbindung mit der Vollendung des ersten Fünfjahrplans und 
den Grundlagen des zweiten Fünfjahrplans“. Zu dem Referat 
Thälmanns wurden zwei Korreferate von dem Polen Lenskij und 
dem Tschechoslowaken Gotwald gegeben. Außerdem beteiligten 
sich an der Diskussion die Vertreter von 31 Staaten oder Nationen- 
gruppen, darunter, abgesehen von den Vertretern der Groß- 
mächte, auch Vertreter von Argentinien, Belgien, Bulgarien, 
Canada, China, Finnland, Holland, Indien, Irland, Mexiko, Nor- 
wegen, Österreich, Portugal, Rumänien, Schweden, Schweiz, 
Spanien, Ukraine, Ungarn, sowie ein Vertreter des Baltikums und 
Indonesiens. Die deutschen Diskussionsredner waren: Pieck, 
Ulbricht, Remmele, Walter, Florin und Münzenberg. : 

Im Mittelpunkt der Tagung standen, wenngleich dies 
nicht ausdrücklich ausgesprochen wurde, zwei Fragen: 1. die 
Situation der Sowjetunion gegenüber der kapitalistischen Umwelt 


180 


und ihren kommunistischen Bruderparteien, 2. die Entwicklung 
in Deutschland. Da dieses Plenum das letzte vor den entschei- 
denden Ereignissen des Januar und Februar 1933 in Deutschland 
war, und seine Richtlinien daher ausschlaggebende Bedeutung 
für die Haltung der deutschen Kommunistischen Partei anfangs 
des Jahres 1933 besaßen, da es zudem wie in einem Brennspiegel 
die weltpolitische Situation der Sowjetunion wiedergibt, lohnt es 
die mühselige Arbeit, die Referate und Diskussionsreden unter 
diesen beiden Gesichtspunkten zu analysieren. Dagegen erübrigt 
sich ein Eingehen auf die mehrfach veröffentlichten, am Ende der 
Tagung angenommenen Thesen und Resolutionen. 


DieSowjetunionunddieUmwelt. 


Auf dem letzten Weltkongreß der Komintern, der im Sommer 
1928 getagt hatte, war die Entwicklung seit der russischen Revo- 
lution in drei Perioden eingeteilt worden: Die erste Periode 
war die akuter Revolutionen und Bürgerkriege, in der zweiten 

elang dem Kapitalismus eine vorübergehende Stabilisierung, 

ie dritte ist durch das Ende der Stabilisierung gekennzeichnet 
und weist auf: Verschärfung der Weltwirtschaftskrise, Anwachsen 
des revolutionären Schwunges, erhöhte Spannungen zwischen 
den einzelnen imperialistishen Mächten, Aufshwung der Sow- 
jetunion und verstärkte Vorbereitungen einer Intervention gegen 
sie. Obgleich nach dem allgemeinen Sprachgebrauch ein „Ende“ 
nicht ein viele Jahre währender Prozeß zu sein pflegt, vor allem, 
wenn die Entwicklung, um deren Ende es sich handelt, selber nur 
wenige Jahre dauerte, hat die Komintern es bisher peinlich ver- 
mieden, den Beginn der vierten Periode, die wieder eine Periode 
akuter Revolution sein sollte, zu proklamieren. Thälmann, der 
bei der Eröffnungssitzung des Plenums präsidierte, deutete schon 
in seinen allerersten Worten darauf hin, und Kuusinen sagte aus- 
drüclich: „Wir sind noch nicht in die Periode einer neuen Serie 
von Kriegen und Revolutionen eingetreten, aber wir befinden 
uns im Prozeß eines raschen Überganges zu ihr... Ich bin nicht 
geneigt, den gegenwärtigen Zeitpunkt als eine neue Phase des 
revolutionären Umschwungs zu bezeichnen, um seinen vorüber- 
gehenden Charakter nicht zu begrenzen.“ In derselben Rede 
einige Minuten später: „Wir gehen einer neuen Periode ent- 
gegen, aber wir haben sie noch nicht erreicht“), und 
wieder etwas später: „Wir gehen einer heroischen Periode ent- 
gegen“, mit anderen Worten, man befindet sich noch nicht in ihr. 

Besonders ausführlich hat sih Manuiljskij in seiner langen 
Diskussionsrede über diese Frage der Periodeneinteilung ge- 
äußert. Er belehrte die Ungeduldigen, daß sich zwischen dem 
Ende der kapitalistischen Stabilisierung und der revolutionären 


t) Diese und die folgenden Sperrungen stammen von mir. K. M. 
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Krise ein gewisser Zeitraum befinde, dessen Dauer er nicht an- 
gibt. Er sagt: „Es gab bei uns eine Zeit, in der verschiedene Ge- 
nossen geneigt waren, einzelne große Streiks oder Demonstra- 
tionen als Ereignisse anzusehen, die schon über die Grenze der 
dritten Periode hinausführen ... man muß entschieden gegen 
dieses Spiel mit Perioden auftreten.“ Aus diesen vorsichtigen 
Formulierungen, die im Verlauf der Tagung häufig wieder- 
kehren, ist ganz deutlich zu sehen, daß man unter keinen Um- 
ständen vom erfolgten Eintritt in eine revolutionäre Phase reden 
will. Die Veranlassung ist klar: Abgesehen von den objektiven 
Gründen, die in der ungenügenden Vorbereitung der kommuni- 
stischen Parteien des Auslandes liegen, ist es nicht im Interesse 
der Sowjetunion, die ihr ganzes Augenmerk auf die Entwick- 
lung im Innern richtet und zur Zeit jenes Plenums angesichts 
einer ungenügenden Ernte einem schweren e entgegen sah, 
eine mit Risiken und Gefahren verbundene neue Entwick- 
lung heraufzubeshwören. In den letzten Jahren ist für die 
Sowjetunion die Frage nach dem Verhältnis zwischen der in Ruf- 
land mit aller Entschiedenheit beschrittenen Politik des .S o z i a- 
lismus in einem Lande“ und dem Prinzip der Welt- 
revolution immer brennender geworden. Es ist kein Zufall, 
daß vor ganz kurzem auch in Amerika eine Sonderuntersuchung 
dieses Problems unter dem Titel „World Revolution and the 
USSR“ von Dr. M. T. Florinsky von der Columbia Univer- 
sity — sein Buch „The End of the Russian Empire“ ist auch in 
Deutschland bekannt — erschienen ist, in der an Hand eines 
Studiums der Kongresse von Partei und Komintern die Entwick- 
lung in der Einstellung Moskaus zur Weltrevolution dargestellt 
wi 


Wie auf fast allen Gebieten, hat: sich auch in der Haltung 
zur Weltrevolution — weniger expressis verbis als vor allem 
durch die Tat — eine interessante Wandlung vollzogen: Auf 
dem ersten und zweiten Weltkongreß der am 4. März 1919 ge- 
gründeten Komintern im Frühling 1919 und im Sommer 1920 
schien die Weltrevolution, d. h. zunächst der kommunistische 
Umsturz in den wichtigsten Staaten Europas, insbesondere in 
Deutschland — darauf hat der damalige Präsident der Komin- 
tern, Sinowjew, unzählige Male hingewiesen — in greifbarer 
Nähe, ja eineFragevon Wochen zu sein. Das war die Zeit. 
in der man von „Sowjetregierungen“ nur im Plural sprach und 
glaubte, Ungarn und Bayern seien nur die Vorläufer in Bälde 
ganz Europa bedeckender Räterepubliken. Von Feinden im 
Innern und von außen umgeben und aufs schwerste bedroht. 
konnte man sich auch gar nicht vorstellen, daß man ohne die 
Unterstützung durch die Revolution in anderen Staaten in der 
Lage sein würde, sich zu halten. Von Lenin liegen aus jener Zeit 
zahlreiche Aussprüche — Trotzki, der alte Internationalist, hat 
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sie mit großem Eifer gesammelt und immer wieder gegen Stalin 
ins F eld geführt — vor, in denen er nachdrücklich die Weltrevo- 
lution fordert. Auf dem VII. Parteitag sagte er sogar: „Es ist 
eine absolute Wahrheit, daß wir ohne die deutsche Revolution 
zugrunde gehen werden.“ Als man aber nach der Beendigung 
des Bürgerkrieges, nach der Einführung der Neuen Ökonomi- 
schen Politik und nach einer Beruhigung, ja gewissen Stabili- 
sierung Europas, die eigene Situation in der Welt nüchterner zu 
betrachten begann, mußte man feststellen, daß auf der einen 
Seite die Entwicklung der Weltrevolution auf der ganzen Linie 
zum Stehen gekommen, ja zum großen Teil zurückgeworfen war, 
und auf der anderen Seite sich durchaus die Möglichkeit abzu- 
zeichnen begann, den Sozialismus, ohne die eltrevolu- 
tion abzuwarten, in dem eigenem Lande aufzubauen. 
Schon auf dem III. Weltkongref im Sommer 1921 läßt sich diese 
veränderte Einstellung bemerken. Damals war es bezeichnender- 
weise ein deutscher Delegierter, der darauf aufmerksam machte, 
daß die Interessen der Sowjetunion mit denen der Proletarier der 
übrigen Welt in Konflikt geraten könnten. In der Teilnahme 
Ruflands an den Konferenzen von Genua, Haag und Lausanne, 
im Abschluß des Rapallo-Vertrages und in mancherlei diplomati- 
schen Verhandlungen kommt die erste Bereitschaft zur Zusam- 
menarbeit mit der kapitalistischen Umwelt zutage, und auf dem 
IV., V. und VI. Kongreß (1922, 1924 und 1928) setzt sich diese Linie 
deutlich fort. 

In der innenpolitischen Auseinandersetzung nach Lenins 
Tode, vor allem zwischen Stalin und der Gruppe Trotzki, 
spielt die Frage nach der Weltrevolution stets eine besondere 
Rolle. Auf der XIV. Parteikonferenz im Dezember 1925 hatte 
Stalin seinen Gedanken des „Sozialismus in einem Lande“ aus- 
führlich dargelegt, und als er sich gegen seine innerpolitischen 
Rivalen siegreich durchsetzt, findet auch seine Theorie in der 
Aufstellung und Durchführung des autarkischen Fünfjahrplans 
ihre Verwirklichung. Zwar ist manchmal — sozusagen am 
Rande — davon die Rede, daß später einmal nach erfolgter Welt- 
revolution zwischen den einzelnen der Weltsowjetunion ange- 
schlossenen Republiken eine Arbeitsteilung durchgeführt 
werden soll, aber' das spielt gegenwärtig nicht die geringste 
Rolle. Und der industrielle Aufbau der Sowjetunion, die In- 
vestierung von unzähligen Milliarden auf Kosten der Lebens- 
haltung eines Sechstels der Erde erfolgt durchaus so, als wenn 
dieses Sechstel auf Jahrzehnte hinaus auf sich selbst gestellt 
bleiben müßte. Es ist auch bezeichnend, daß seit 1928 kein 
Weltkongref der Komintern mehr stattfand, und eine nähere 
Betrachtung des XII. Plenum zeigt, daß die Entwicklung in der- 
selben Richtung weiter verläuft. 

Die Reden und Diskussionen des XII. Plenum sind voll von 
Zitaten, aus denen hervorgeht, daß es im Augenblick nicht darauf 
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ankommt, einen revolutionären Kampf zu beginnen, sondern ihn 
sorgfältig vorzubereiten; erst müßten die wirtschaftlichen 
up Streiks usw. auf ein erheblich höheres Niveau gebracht 
werden, ehe politische Kämpfe am Platze sind. Auf das schärfste 
wird gegen den individuellen Terror Front gemacht. Manuiljskij 
muß sich sogar ausdrücklich gegen den Angriff wehren, als be- 
deute diese Haltung einen Verzichtaufdie Perspektive 
einer weltrevolutionären Bewegung. ine nicht 
unerhebliche Rolle spielt in den Erörterungen das Schlagwort 
von der „Ungleichmäßigkeit der revolutionären Entwick- 
lung“, die es — im Gegensatz zu den Lehren von Marx — unmög- 
lich mache, daß die Revolution in den wichtigsten Ländern gleich- 
zeitig ausbricht. Es muß auffallen, daß, während fast alle übrigen 
Delegierten ihre Reden mit ganz konkreten, auf ihr Land be- 
schränkten Beteuerungen schließen, ausgerechnet die bejahrte 
Intellektuelle Stassowa (als Vertreterin der Roten Hilfe) ihre 
Ausführungen mit der Weltrevolution beendet und außer ihr 
der alte Zchakaja, der sich selbst als einen Berufsrevolutionär 
der 80er und Wer Jahre bezeichnet, seine Rede in dem Wunsch 
gipfeln läßt, der nächste Kominternkongref möge in einem neuen 
ande, dem die Überwältigung der Bourgeoisie gelinge, statt- 
finden. Thälmann sieht die Dinge nüchterner und weiß, was er 
zu erwarten hat. Ebenso wie sich 1926 der kommunistische Auf- 
stand in China mit den Sympathien der russischen Bevölkerung 
und einigen Agenten begnügen mußte, ist sich Thälmann darüber 
im klaren, da auch die KPD auf sich selbst angewiesen ist; er 
wendet sich sogar heftig gegen die „Trotzkistische Theorie“, wo- 
nach für den Fall der Bildung einer Hitler-Regierung die Rote 
Armeenach Deutschland marscieren soll, und bezeichnet 
diesen Vorschlag als eine konterrevolutionäre Provokation. 
Besonders deutlich wird die hier charakterisierte Haltung der 
Sowjetunion in der Frage von Krieg und Rüstungen. Man 
könnte annehmen, daß der Bolschewismus gegen einen Weltkrieg 
gar nichts einzuwenden hätte, da er ja selber im Oktober 1917 
ohne den vorausgegangenen Weltkrieg zweifellos nicht zur 
Macht gekommen wäre. Ein Krieg mit dem aus ihm entstehenden 
Chaos, mit der Mobilisierung und Bewaffnung der Massen, müßte 
eigentlich durchaus als für die Weltrevolution positiv betrachtet 
werden. Das Gegenteil ist der Fall. Die Diskussionen, vor allem 
die, welche der Rede Okanos folgen. sind voll von Aufrufen 
gegen den Krieg. Die Delegierten sind im ganzen recht sparsam 
mit Beifall, wenn aber irgend jemand von erfolgreicher Rüstungs- 
sabotage spricht, kann man sicher sein, im Stenogramm das Wort 
„Beifall“ zu finden. Sogar als ein tschechischer Delegierter als 
besondere Heldentat tschechisher Jungkommunisten erzählt, in 
einem tschechischen Rüstungsbetrieb seien den für Japan be- 
stimmten Kisten mit Gewehren Antikriegsflugbläiter beigepackt 
worden, erfolgte Beifall. Besonders begierig werden natur- 
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gemäß alle Anzeichen von Sabotage a. pan selbst zur Kennt- 
nis genommen und immer wieder wird auf die Bedeutung der 
Rüstungsindustrie im Kriegsfall hingewiesen. Der Deutsche 
Pieck berichtet stolz, in Deutschland sei eine „ernsthafte Mobili- 
sierung der Arbeiter in den Kriegsbetrieben und im Transport- 
wesen gelungen“ und es scheint ihn nicht weiter stutzig zu 
machen, daft seine französischen Kollegen mehrfach gestehen 
müssen, daß bei ihnen auf diesem Gebiet so gut wie nichts erreicht 
sei und Riesenaufträge für die japanische Armee durchgeführt 
werden. Auch in Japan ist, das wird ausdrücklich festgestellt, 
trotz aller Bemühungen der japanischen Kommunisten, die Mobi- 
lisiierung der Armee und die Abwicklung der Kriegshandlungen 
in China und der Mandschurei nicht gestört worden. 


Die Geschäftigkeit auf dem Gebiete der Antikriegspropa- 
fanda erklärt sich aus der nervösen Sorge vor einer neuen 
ntervention. Schutz der Sowjetunion wird allen ausländischen 
Bruderparteien zur Pflicht gemacht, und die französische und 
deutsche Presse erhält einen Tadel, weil sie diese Gedanken- 
änge nicht energisch genug vertrat. Auch in der am Ende der 
agung angenommenen Resolution zu dem Referat Okanos wird 


immer und immer wieder dieser Punkt hervorgehoben. 


Es ergibt sich ein gewisser Widerspruch zwischen der 
immer wieder betonten Unausweichlichkeit eines neuen Welt- 
krieges und dem geforderten Kampf gegen den Krieg. Dieser 
Widerspruch ist so zu erklären, daf die Antikriegsenergien durch 
die Beschwörung der Kriegsgefahr aufs äußerste angespornt wer- 
den sollen, um den Krieg möglichst zu verhindern. Kuusinen 
spricht es einmal direkt aus: „Wir müssen alles tun, um es über- 
haupt nicht zum Kriege kommen zu lassen, so daß die Revolution 
früher kommt, als die Bourgeoisie den Krieg beginnt... . wenn 
aber die Bourgeoisie den Krieg eher beginnt als wir die Revo- 
lution, dann werden wir den Krieg zur Beschleunigung der Re- 
volution ausnutzen.“ 


Deutschlands entscheidende Position. 


Aus den Reden fast aller europäischen Delegierten geht ganz 
deutlich hervor, welche überragende Bedeutung der Entwicklung 
in Deutschland beigemessen wird. Nicht nur daß ein Stalin-Wort 
aus dem Jahre 1924 zitiert wird, nach dem die deutsche Frage 
nach der russischen die ernsthafteste Bedeutung habe (‚Der revo- 
lutionäre Sieg in Deutschland ist der Sieg in ganz Europa... ist 
die volle Garantie des Sieges der internationalen Revolution“), 
immer wieder wird die Rolle Deutschlands, des Landes mit der 
stärksten kommunistischen Partei außerhalb der Sowjetunion, 
hervorgehoben und als entscheidend anerkannt. Knorin 
weist sogar darauf hin, daß Deutschland auf der Mehrheit aller 
Kongresse und Plenarsitzungen der Komintern, ja in der ganzen 
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Arbeit des EKKI die „zentrale Frage“ gewesen sei. Selbst der 
sachliche Manuiljskij findet geradezu einen begeisterten Ton, 
wenn er über die Rolle Deutschlands, „der leuchtenden Wunde 
Europas“, spricht. Und in der 7. Sitzung wird, während sonst 
das Plenum sich nur mit sich selbst beschäftigt, von Pieck ein aus- 
führlicher Bericht über die eben erfolgte Eröffnung des Deut- 
schen Reichstages durch Klara Zetkin verlesen. 

So steht die Bedeutung Deutschlands und des 
Schicksals der KPD für die gesamte Weltrevolution eindeutig 
fest. Die Frage ist aber, ob nicht das fühlbare Nachlassen des 
Nachdrucs a die Weltrevolution, der Wunsch, Komplikationen 
im gegenwärtigen Stadium zu vermeiden, nicht zu der Schluß- 
folgerung führen könnte, die KPD solle sich ebenfalls zurück- 
halten und den Dingen in Deutschland ihren Lauf lassen. 

Nachdem die in Deutschland seit Jahren herandrohende Aus- 
einandersetzung zwischen dem Nationalsozialismus und dem 
Kommunismus Anfang des Jahres 1933 fast kampflos zugunsten 
der Nationalsozialisten entschieden worden war, tauchte, um die 
Größe der Niederlage der KPD zu verringern, die Version auf, 
die KPD sei absichtlich zurückgewichen, um den 
Faschismus zur Macht gelangen zu lassen; nur dadurch sei es 
möglich, erstens die SPD zu zerschlagen und zweitens die Massen 
der Bevölkerung vom faschistischen Wahn zu heilen. Der 
Faschismus sei nun einmal die letzte notwendige Stufe des Kapi- 
talismus, die auf dem Wege zur kommunistischen Revolution 
nicht übersprungen werden könne. 

Es ist interessant, das XII. Plenum, dessen Ansichten und Be- 
schlüsse der linientreuen KPD für ihr Verhalten maßgebend 
waren, von diesem Gesichtspunkt her zu untersuchen. Ganz 
deutlich schält sich dann folgender Gedankengang heraus: 

1. In der Tat ist in Deutschland der Faschismus unvermeid- 
lich, aber — und dies wird wiederholt nachgewiesen — die Re- 
ne Papen-Schleicher, die sih damals am Ruder 

efand, ist schon Faschismus und nicht nur ein Übergang 
zum wirklichen Faschismus. Bela Kun richtete sogar gegen die- 
jenigen, die der Auffassung seien, daß erst unter Hitler von 
einem wirklichen Faschismus gesprochen werden könnte, den 
heftigen Vorwurf, daß sie damit der Sozialdemokratie in die 
Hände arbeiten. Wenn man sich aber bereits im Stadium des 
Faschismus befindet, so liegt keine Notwendigkeit vor, ihn auch 
in der Variation Hitler durchzumachen. 

2. Im Gegenteil, es wird als völlig falsch erklärt, den Ab- 
wehrkampf des Proletariats auf den Fall der Machtergreifung 
durch Hitler zu beschränken. Thälmann wendet sich heftig gegen 
die Theorie des „Ranlassens“, Gussew bezeichnet dies als 
eine fatalistische Auffassung, und Knorin sagt ganz deutlich: 
„Die Hauptsache ist, zu verhindern, daß sich die faschistische 
Diktatur festsetzt. Wenn es ihr erst einmal gelingen sollte, sich 
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festzusetzen, kann sie damit rechnen, eine bestimmte historische 
Zeitspanne hindurch zu existieren.“ Es sei falsch, sich auf die 
Hoffnung zu verlassen, der Faschismus werde von selbst zer- 
fallen, nur ein Gegenstoß des Proletariats könne ihn zum Zu- 
sammenbruch führen. Es werden radikale Reden geäußert von 
Kämpfen, Generalstreik und der Umwandlung wirtschaftlicher 
in politische Kämpfe. Denjenigen aber, die an dem Beispiel 
Italien nachzuweisen versuchen, daß ein Kampf gegen den 
Faschismus aussichtslos ist, wird erklärt, daß einmal der deutsche 
Faschismus, da er zum Ende der Stabilisierung des Kapitalismus 
entstanden sei, als viel schwächer angesehen werden müsse als 
der italienische, der zu Beginn dieser Stabilisierung in Er- 
scheinung trat, und zum zweiten, daß Italien niemals über eine 
Organisation verfügt habe, die sich nur von ferne mit der starken 
KPD vergleichen ließe. Am klarsten drückt Manuiljskij aus, 
worum es sich handelt: „Die fatalistische Einstellung“, 
— die er scharf angreift — „besteht in der Annahme, daft Krieg 
und Faschismus ihre historische Aufgabe in der Vorbereitung der 
roletarischen Revolution leisten ie daß sie den Einfluß der 

zialdemokratie zerstören werden .. . daß es keinen Zweck 
hat, sich auf irgend welche ökonomischen Kämpfe einzulassen, in 
denen man seine Entlassung riskiert. Warum gegen den Faschis- 
mus kämpfen, sagen sie, wenn doch sein Stadium in der Entwick- 
lung des Kapitalismus unumgänglich ist! Der Faschismus werde 
sih um so rascher überleben und bankerott machen, je rascher 
er zur Macht gelangt; dann würde die faschistische Masse end- 
lich von selbst und automatisch zu uns kommen. Dieses Sich-Ver- 
lassen auf die automatische Entwicklung ... ist für uns die 
allergröfte Gefahr. Sie demoralisiert die Arbeiterklasse und 
schafft eine passive Ideologie, eine opportunistische, kapitulan- 
tische Ideologie. Es ist eine Predigt der Schwäche, Angst und 
Verwirrung ... Unsere Hauptaufgabe besteht darin, diese für 
die Sache der proletarischen Revolution gefährliche Stimmung 
zu überwinden.“ 

Vielleicht noch deutlicher als in diesen in die Zukunft ge- 
richteten Erwägungen ist aus der sehr eingehenden Besprechung 
über die Haltung der KPD an jenem entscheidenden 20. Juli 
1932, an dem Papen den „Leutnant mit drei Mann“ marschieren 
ließ, die Einstellung zu entnehmen. Man ist sich völlig nn 
Ein 20. Juli darf niemals wiederkehren! Die KPD muß sich sehr 
viel Vorwürfe gefallen lassen, die sie, soweit sie von russischer 
Seite kommen, einsteckt, sofern sie von anderen Delegierten 
stammen, zu widerlegen sucht. Thälmann selbst gibt eine lange 
Apologie der deutschen Haltung. Er erklärt, die KPD habe am 
20. Juli — das sei auch von der Komintern anerkannt worden — 
völlig richtig die Parole des Generalstreiks ausgegeben, „nur“ 
sei es nicht gelungen, diese theoretisch richtige Linie auch in die 
Praxis umzuwandeln. Man dürfe also der KPD nicht vorwerfen, 
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sie hätte den Ernst der Lage nicht erkannt. Ferner führt er zur 
Rechtfertigung an, daf „schon“ am 2. August auf einer Konferenz 
der KPD die Vorgänge des 20. Juli, die begangenen Fehler und 
die daraus zu chenden Lehren eingehend besprochen worden 
seien. Er wird durch Ulbricht unterstützt, der zu berichten weiß, 
es sei in einigen Betrieben gelungen, Proteststreiks „in einer 
Dauer von vielleicht einer Viertelstunde” zu organisieren. Er 
bezeichnet zudem den Generalstreikbeschluß als ein „rasches bol- 
schewistisches Reagieren“ des Zentralkomitees der Partei. Aber 
das alles ändert nichts daran, daß tatsächlich der 20. Juli ein ge- 
waltiger Erfolg der Gegenseite war und daß, wie Thälmann fest- 
stellen muß, in jenen Nachmittagsstunden die 10000 Demon- 
stranten fehlten, die der an sich kampfbereiten Menge das 
Signal gegeben hätten. 

Obgleich somit der Wille zum Kampf gegen den Faschismus 
und vollends gegen die Machtübernahme Hitlers — das wird 
häufig genug ausgesprochen — eindeutig feststeht, war man doc 
vorsichtig genug, auch an den Fall eines Verbots der KPD 
zu denken. Pjatnitzkij fordert, das Notwendige vorzubereiten, 
Wassiljew gibt neue Instruktionen für das Verhalten während 
einer illegalen Periode, und Pieck teilt mit, die entsprechenden 
Vorbereitungen seien bereits getroffen. 

3. Einen gewissen Erfolg kann die KPD auf Grund der Taten 
der Hitler-Regierung allerdings für sich buchen, den, daß ihr 
Hauptfeind, die SPD. gründlich zerschlagen ist. Daf 
aber die SPD als Hauptfeind zu betrachten ist, wird ge- 
radezu bis zum Überdruß wiederholt. Die SPD ist die Partei, 
welche große Massen von Arbeitern in dem Kampf gegen das 
Kapital neutralisiert, die von der Bourgeoisie als Hauptstütze 
benützt wird, die niemals ernst gegen den Faschismus gekämpft 
hat, die sich, wenn sie ihren Einfluß auf die Arbeiterschaft be- 
droht sieht, radikal und sozialistisch gebärdet, und die über so 
große und so gut eingespielte Organisationen verfügt, daß der 
Arbeiter, wenn er in seinen täglichen Bedürfnissen und Kämpfen 
gegen das Kapital eine Stütze braucht, sich an die SPD und nicht 
an die KPD wendet. Es gäbe zwar — heißt es manchmal — 
Leute, welche die Auffassung vertreten, daß nicht die SPD als 
der eigentliche Feind zu betrachten sei, sondern die NSDAP. 
Aber Zweifel daran, daß die SPD die Hauptstütze der Bourgeoisie 
und also der Hauptfeind des Kommunismus ist, seien völlig 
unverständlich. Den recht einfachen Gegenbeweis führt Kuusinen, 
indem er ausführt: „Stellt euch vor, was sein würde, wenn es 
keine SPD gäbe. Wie einfach wäre dann unsere Aufgabe, denn 
dann hätten wir die Mehrheit der Arbeiterklasse in unseren 
Reihen.“ 

Diese Kampfansage an die SPD als Organisation wird aber 
ausdrücklich von der Haltung gegenüber dem einzelnen SPD- 
Mann unterschieden. Das Ziel ist — nach einem viel gebrauchten 
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Schlagwort — die „Einheitsfront von unten‘, d. h., wie 
Thälmann es ausdrückt, „die Einheitsfront von unten, nicht die 
Vereinigung oben“. Jeglicher a. mit der SPD wird aufs 
schärfste abgelehnt, der einzelne Mann aber soll gewonnen wer- 
den. Man ist sich aber darüber klar, daß man ihn nur dann ge- 
winnen kann, wenn man den Führungsanspruch der KPD nicht 
zu sehr betont, weil man sonst die einzelnen Leute stutzig macht. 
Völlig falsch sei es („Merkerismus“), jeden SPD-Mann — aud ein 
beliebtes Schlagwort — als „kleinen Zörgiebel“ zu betrachten, 
der nicht anders zu behandeln sei als der große. Im Gegenteil 
soll die „proletarische Demokratie“ stets eingehalten, und der 
einzelne SPD-Mann nicht durch Zwang, sondern durch Vertrauen 
gewonnen werden. Es sei auch töricht, die freien Gewerkschaften 
zerschlagen zu wollen. Erstens werde es doch nicht gelingen, und 
zweitens genügten die kommunistischen Organisationen allein 
nicht für den Kampf. Aufgabe sei daher, in die sozialdemokrati- 
schen Verbände einzudringen und in ihnen Einfluß zu gewinnen, 
wenn auch keine Aussicht bestünde, sie ganz zu erobern. 
ehesten liefe sich das Vertrauen der sozialdemokratischen 
Arbeiterschaft dadurch gewinnen, daß sich auch die KPD mehr 
als bisher um die wirtschaftlichen Fragen der Arbeiterschaft be- 
kümmere, statt immer nur an große politische Aktionen zu den- 
ken. Dazu steht allerdings in gewissem Widerspruch der Nach- 
druck, der auf die Führung aal iisher Streiks gelegt wird. 

4. Für das, worum es sich eigentlich in Deutschland handelt, 
ist kein Verständnis zu finden. Die beiden einzigen Mög- 
lichkeiten, die man hat, um den Nationalsozialismus zu verstehen, 
nämlich einmal die Formel, daß es sich um eine „kleinbürgerliche 
Bewegung“ handelt, und zum zweiten, daß „Versailles an allem 
schuld“ ist, sind völlig ungenügend. Mit solch unvollkommenen 
Mitteln läßt sich die Geschichte der letzten Jahre in Deutschland 
nicht begreifen, und die Folge ist eine große Anzahl von Fehlern, 
von denen einige aufgezählt seien: 

Der Nationalsozialismus wird stark unterschätzt. 
Knorin sagt: „Es ist falsch zu glauben, der wesentlichste Prozeß 
in Deutschland sei das Wachsen des Faschismus, nein, der wesent- 
lichste Prozeß in Deutschland ist der Zerfall der deutschen Wirt- 
schaft, die Verschärfung der Gegensätze und das Wachsen der 
Kräfte des Kommunismus.“ Selbst Thälmann, der es besser 
wissen sollte, behauptet, die Nationalsozialisten in den Be- 
trieben seien in erster Linie „Gelbe“ und Angestellte, wenig 
Arbeiter. Man versteigt sich geradezu dazu, die NSDAP mit der 
SPD gleichzusetzen und als einzigen Unterschied zu bezeichnen, 
daf sich die SPD auf die Arbeiterschaft, die NSDAP auf das 
Kleinbürgertum stützt. Ja, man redet sogar von einer Rollen- 
verteilung der beiden Parteien im Dienst des Schutzes des Kapi- 
tals, und vermag im Nationalsozialismus nichts anderes zu sehen 
als das brutale Werkzeug des Kapitals gegen den Arbeiter. 
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Von der rein proletarischen Ideologie, die sich in 
einem Lande mit so großem Bürgertum wie Deutschland schon 
längst als falsh erwiesen hat, wird kein Zentimeter preis- 
gegeben. Das Ziel ist, heißt es immer wieder, die Arbeiter der 
großen Betriebe zu gewinnen. Alles andere tritt in den Hinter- 
grund, und die Bemühungen Heinz Neumanns um andere Kreise 

er Bevölkerung werden als wenig wesentlich abgelehnt. Trotz- 
dem ist der Erfolg in den Betrieben äußerst gering. Selbst in 
besonders günstigen Fällen sind höchstens 20% der neu eintre- 
tenden Mitglieder Betriebsarbeiter, die nicht arbeitslos sind, und 
Thälmann selbst gibt zu, daß nur 12—15 % der Parteimitglieder 
in Betrieben beschäftigt sind. Dabei treten rund 50 % der Neu- 
eintretenden bald wieder aus. 


Trotzdem glaubt man, jetzt von der Welle der Ereignisse 
emporgetragen zu werden. Überall will man erste Anzeichen 
des Zerfalls des Nationalsozialismus sehen und glaubt, es handele 
sich nur noch darum, die miftgeleitete Masse „aufzuklären“, um 
sie für sich zu gewinnen. Nur selten, wie z. B. in der Rede 
Ulbrichts, werden Erfolge des Nationalsozialismus zugegeben. 


Am wenigsten Verständnis findet der deutsche Nationa- 
lismus, und zwar gerade von deutscher Seite selbst. Einer der 
deutschen Delegierten setzt ihn geradezu gleich mit „Revanche- 
pa Man sieht zwar ein, daß man sich mit dem Nationalismus 

eschäftigen müsse und es bisher viel zu wenig getan hat. Wenn 

man aber den Vorsprung der Nationalsozialisten, den sie dadurch 
gewonnen haben, daß sie dem Nationalismus des Volkes ent- 
gegenkamen, wieder einholen will, dann versucht man es mit 
völlig untauglichen Mitteln, etwa mit dem Schlagwort „Volks- 
revolution als Synonym für proletarische Revolution“ oder mit 
dem sogenannten „Programm der sozialen und nationalen Be- 
freiung“, an das niemand, der die prinzipiell nationfeindliche 
Haltung der KPD kennt, im Ernst glauben kann. Oder man gibt 
sich sogar der Überzeugung hin: „Indem wir jungen Kommuni- 
sten die nationale Frage aufrollen und gegen das Versailler 
System kämpfen, haben wir die Möglichkeit, ideologisch auch an 
die nationalsozialistischen Massen heranzukommen.“ 


5. Von einem Verständnis dafür, daß der deutsche Sozialismus 
nicht nur aus kleinbürgerlichem Ressentiment und Revanchegeist 
on ist, sondern etwas prinzipiell Neues ist mit einem star- 

eneigenen Ethos, findet sich keine Spur. Das spürt man 
schon aus dem theoretisierend-intellektualistischen Geist der Ver- 
handlungen, und statt zuzugeben, da man in der bisherigen Be- 
urteilung der gewaltig anwachsenden NSDAP von falschen Vor- 
aussetzungen ausgegangen ist, versucht man, sich mit Worten 
herumzuschlagen. Nicht die falsche Beurteilung trägt die Schuld, 
sondern, wie es einmal heißt, die „redıtsopportunistische Abwei- 
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Und immer wieder die Feststellung der Unfehlbarkeit der 
Komintern. 


Die Zielscheibe besonders zahlreicher und kräftiger An- 
griffe war auf diesem Plenum die KPD. Eine ganze Serie 
von Vorwürfen, die bis in die Zeit Brünings zurückgehen, mufi sie 
ın der Rede Pjatnizkijs einstecken. Ih zähle sie nicht näher 
auf, da diese Rede mit ihren Vorwürfen schon vor einem Jahr 
im Heft 19 (1932) des Bolschewik veröffentlicht worden war 
und keine Aktualität mehr besitzt. Aber auch zahlreiche andere 
Redner haben an der KPD etwas auszusetzen: Die Deutschen 
wollten immer in großem Maßstabe kämpfen — heißt es — und 
vernachlässigten die kleine sorgfältige Arbeit in den Einzel- 
betrieben; sie kommandieren vom grünen Tisch; man dürfe keine 
Sprünge machen, sondern müsse sorgfältig vorbereiten; die KPD 
pinge in ihrem Eifer, Moskau nachzuahmen, allzuweit und führe 

inge ein, die in dieser Form nur im sozialistischen Rußland 
möglich seien; der Reichstagswahlkampf sei nicht genügend mit 
Antikriegspropaganda verbunden gewesen, und man erwarte 
endlich eine klare Antwort, warum es in Deutschland so außer- 
ordentlich wenig Streiks gibt! Besonders die Polen und Tschechen 
tun sich hervor, nur der Italiener Erkoli hat mehr Verständnis 
für die deutschen Kollegen und steuert einige interessante Ge- 
danken zur Parallele Faschismus-Nationalsozialismus bei. 


Die Deutschen wehren sich dagegen so gut es geht, 
vor allem Thälmann in seinem Schlußwort, indem er u. a. darauf 
hinweist, daß auch andere kommunistische Parteien manche Ge- 
legenheit verpaftt hätten. Allerdings betont Pieck die Beredhti- 
gung der Kritik, soweit sie von russischer Seite komme. Dafür 
werden die Deutschen von den Russen in Schutz genommen; 
Losowskij weist die Angriffe der Tschechen zurück und empfiehlt 
ihnen, sich um ihre eigenen Dinge zu kümmern. Mehrfach wird 
die KPD besonders lobend hervorgehoben, so wegen ihrer Folg- 
samkeit gegenüber der Komintern in der Frage des Volks- 
entscheids über die Auflösung des Preußischen Landtags. Als 
Belohnung erhalten die Deutschen die Versicherung, daß das 
EKKI fest hinter dem Zentralkomitee der KPD steht. 


Selbstverständlich bringen die Deutschen auch ihre inneren 
Streitigkeiten vor das Plenum. Thälmann setzt sich z. B. 
eingehend mit Heinz Neumann auseinander, er wirft ihm alle 
seine Fehler vor, u. a. den, daß er entgegen der Weisung der 
Zentrale die Losung „Schlagt die Faschisten, wo ihr sie trefft“ 
nicht als falsch anerkannt habe. Ein weiterer „schwerer“ Fehler 
ist Heinz Neumann unterlaufen, indem er in einem Kommentar 
zu dem Brief Stalins an die Redaktion der Zeitschrift „Prole- 
tarische Revolution“ in der Roten Fahne folgendes schrieb: „Im 
Laufe dieser Entwicklung zerschlug unsere Partei den brand- 
leristischen Rechtsopportunismus und den ‚links‘-ideologischen 
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Sumpf des Trotzkismus.“ Dazu sagt Thälmann: „Der Trotz- 
kismus wird hier also im Gegensatz zu den klaren Anweisungen 
des Genossen Stalin nicht als eine konterrevolutionäre Vorhut 
der Bourgeoisie, sondern als ein ideologischer Sumpf betrachtet.“ 
Auch Remmele erhält von Thälmann einen Verweis. 


Interessant ist die hohe Stellung, die die Russen auf dem 
Kongreß einnehmen und der Stolz, der in ihren Ausführungen 
immer wieder durdhbricht und in dem auch stets ein wenig Ver- 
achtung für die wenig erfolgreichen Bruderparteien mitschwingt. 
Die ausländischen Kommunisten sollten sich, heißt es z. B., an 
den drei russischen Revolutionen ein Beispiel nehmen; sie sollten 
auch nicht bei jedem Mißgeshik gleih über die Grenzen 
fliehen, die russischen Bolschewiken seien auch nur durch ihre 
Standhaftigkeit zu ihrem Erfolge emporgewachsen. Besonders 
stolz ist das Referat Manuiljskijs über den sozialistischen Auf- 
bau der Sowjetunion; sehr deutlich ist seine Mahnung an die 
ausländischen Kommunisten: „Das Proletariat der UdSSR hat 
unter der Führung seiner kommunistischen Partei den Sieg des 
Sozialismus — mit Unterstützung des Weltproletariats, aber bis 
jetzt noch ohne wirkliche Hilfe der proletarischen Weltrevo- 
ution — sichergestellt... . das Weltproletariat muß wissen, daß 
seine Verspätung in der Sache der proletarishen Weltrevolu- 
tion uns in Rußland eine Reihe weiterer Schwierigkeiten 
brachte. Daß unser Proletariat als erstes die imperialistische 
Front ohne die Unterstützung der proletarischen Revolution ın 
anderen Ländern durchbrad, hat seine Aufgabe besonders schwer 

emacht, viel schwerer als sie für die Arbeiter derjenigen Län- 

er sein wird, welche in der herannahenden zweiten Serie von 
Revolutionen und Kriegen den Weg der proletarischen Revolu- 
tion beschreiten werden ... Wir gingen auf Wegen, die noch 
kein Menschenfuß betreten hatte, ihr aber werdet schon auf aus- 

etretenen Pfaden folgen.“ Die Antwort hierauf findet sich in 
dem Schlußwort von Erkoli, der auf der letzten Sitzung des 
Plenums präsidierte: „Wir sind eine Weltpartei . . .“, sagte er 
„und an unserer Spitze steht die allrussische kommunistische 
Partei der Bolschewiki.“ 


k * x 


Die Bilanz dieser Analyse des XII. EKKI-Plenums ergibt 
zweierlei: 

1. Hinsichtlich Deutschlands: Es kann keine Rede da- 
von sein, daß die KPD den Auftrag hatte, sich kampflos in die 
Illegalität zurückzuziehen. Nicht eine einzige Äußerung deutet 
darauf hin, während hunderte den Hinweis bringen, daß sie 
selbstverständlih kämpfen und nur äufßerstenfalls in der 
Illegalität weiterarbeiten sollte. So handelt es sich bei der KPD 
im Frühjahr 1933 nicht um einen strategischen, überlegten Rück- 
zug, sondern um eineeindeutige Niederlage von weitest- 
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gehenden Konsequenzen. Es ist jetzt, nachdem die Entwicklung 
über die kommunistische Partei hinweggegangen ist, eine völlig 
neue Situation entstanden, die jenes an gar nicht voraus- 
sah. Aber diese Einsicht scheint sich noch nicht durchgesetzt zu 
haben; von kommunistischer Seite werden die Ereignisse seit 
dem 30. Januar nur als „Tempoverlust“ gewertet! 


2. Hinsichtlih der Sowjetunion: Allerdings wird auch 
ebenso deutlich, daß der Sowjetunion und ihrer Führung im 
Augenblick nicht an einem akuten Konflikt in Deutschland, in 
ihren Worten nicht an einem „Eintritt in die vierte Periode“, 
gelegen ist. Es besteht ein offensichtlicher Widerspruch zwischen 
dem sich überall äufernden Friedenswillen der Sowjetunion und 
den Resten weltrevolutionärer Ideologie, die traditionsgemäß zum 
Konflikt in Deutschland drängen. Wo aber innerhalb dieses 
Widerspruches der eigentliche Nachdruck liegt, ist klar. Zwei- 
fellos würde es die Sowjetunion begrüßen, wenn weitere, vor 
allen Dingen industriell fortgeschrittene Staaten ihrem Bei- 
spiel folgten, und es ist selbstverständlich, daß sie im Rücken 
er Armee jedes kapitalistischen Staates, der einmal zu ihrem 
Gegner werden könnte, Bundesgenossen in Gestalt der aus- 
wärtigen kommunistischen Parteien zur Sabotage der Inter- 
vention sich zu erhalten wünscht. Aber der Preis, den sie da- 
für zu zahlen gewillt ist, ist nicht allzu groß. Denn im Grunde 
hat die Sowjetunion, seit Stalin und der Gedanke des „Sozia- 
lismus in einem Lande“ sich durchgesetzt haben, einen neuen 
Weg beschritten, der nicht mehr an den alten Platz zurückführt. 
So ist auch das Paradoxon des Amerikaners Walter Duranty in 
der „New York Times“ nicht ohne Sinn, daß „der bolschewistische 
Kreml das Wachsen der revolutionären Bewegung in Europa 
mit wahrer Sorge betrachtet“. Und während die kommunistische 
Internationale zur Zeit ihrer Gründung vor 14 Jahren ausschlief- 
lich das Ziel der Weltrevolution kannte, ist sie jetzt mehr und 
mehr — ohne jenes Ziel völlig aufzugeben — ein Instrument 
zum Schutz des Sowjetstaates geworden?). 


2) Es ist bezeichnend, daß die „Prawda“ vom 11. Oktober 1932 die auf 
dem Plenum angenommenen Thesen nur mit der Fußnote bringt, die Thesen 
seien in dem Zentralorgan der französischen Kommunistischen Partei 
„Humanité“ vom 6. 10. 32 veröffentlicht worden ! 


Bücherschau. 


Neue Memoiren. 


Lockhart, R. H. Bruce: Vom Wirbel erfaßt. Bekenntnisse 
eines britischen Diplomaten. Übersetzt von A. Dombrowsky. 
Stuttg., Deutsche Verlagsanstalt. 1933. 336 S. Preis: 7,25 RM. 
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Maria von Rußland: Leben und Leiden einer Prin- 
zessin. Dresden. Reißner-Verlag. 298 S. Preis: brosch. 5,— RM., 
Lw. 6,80 RM. 


Alexander von Rußland: Kronzeuge des Jahrhun- 
derts. Leipzig. List-Verlag. 1933. 296 S. Preis: etwa 5,— RM., 
1/, Ln. 650 RM. 


Im Spätsommer 1918, als an der Westfront um die letzte Entscheidung 
gekämpft wurde, brach in Moskau und in einigen anderen Städten Rußlands 
ein für die Sowjetregierung höchst gefährliher Aufstand aus, der beinahe 
zu ihrer Vernichtung geführt hätte. Die sichtbaren Schachfiguren dieser Be- 
wegung waren die ententefreundlichen Linken Sozialrevolutionäre, als der 
unsichtbare „Obere“ galt allgemein der damals in einer Geheimmission von 
Lord Milner nach Rußland geschickte ehemalige britische Vizekonsul Lock- 
hart. Dieser wurde nach der Aufdeckung der großen Verschwörung fest- 
genommen, bald aber wieder in Freiheit gesetzt und gegen den ebenfalls ver- 
hafteten Sowjetagenten in London, Litwinow, den gegenwärtigen Außen- 
kommissar, ausgetauscht. Der Held dieser Begebenheit veröffentliht nun 
seine Erinnerungen, deren größter Teil seiner diplomatishen Tätigkeit in 
Rußland gewidmet ist. Das Buch Locharts ist alles andere, nur keine 
pragmatische Berichterstattung über das von ihm Gesehene und Frlebte. Die 
scharfe persönliche Note verleiht der Darstellung etwas ungemein Leben- 
diges. er geschichtlihe Wert wird dadurch keineswegs gemindert. Im 
Gegenteil, Lockhart ist es gelungen, was nur sehr wenige, die die russische 
Revolution miterlebten, zuwege gebracht haben — — den Wirbel dieser Re- 
volution gleichsam in einer Filmrolle festzuhalten. Über einzelne Angaben 
des Verfassers läßt sich streiten. Wenn er z. B. behauptet (S. 107), Sir George 
Buchanan „sei bis zum Ausbruch der Revolution grundsätzlih Beziehungen 
zu den Männern ausgewichen, die später das Zarentum gestürzt hätten“, so 
dürfte wohl hier in erster Linie die Absicht Lockharts vorliegen, jeden Zweifel 
an der Fairnef seines Meisters zu beheben. Dagegen hat er recht, wenn er 
über den Zusammenhang des Bolschewismus mit der Kriegsmüdigkeit des 
russischen Volkes schreibt (S. 152): „Es gab nur ein Mittel, Rußland vor den 
Bolschewisten zu retten: man mußte es Frieden schließen lassen. Weil er 
nicht Frieden schließen wollte, ist Kerenski untergegangen. Nur weil er ver- 
sprach, dem Krieg ein Ende zu machen, hat sidı Lenin durchgesetzt.“ Eine 
Beteiligung am Aufstand der Sozialrevolutionäre wird von Lockhart strikt in 
Abrede gestellt. 


Aufgewadhsen im kaiserlichen Palast, erzogen nach höfischer Etikette, 
in strengster Abgeschiedenheit von der Welt, mehr vorbereitet — wie die 
Verfasserin selbst gesteht — für das Kloster als für das Leben, wird die 
junge Prinzessin Maria Pawlow.na, die jüngste Enkelin Kaiser Alexan- 
ders II., von der Revolution erfaßt und in menschliches Elend gestoßen. Und 
nun die Ironie des Schicksals: Gerade in den Tagen des Zusammenbruchs 
findet die junge Groffürstin ihr persönliches Glück, das sie in ihrer freude- 
losen Jugend vergeblich ersehnt hatte. Sie gewinnt Selbstvertrauen und 
baut, nachdem sie auf abenteuerlihe Weise ihre Heimat verlassen, in der 
Fremde ein neues Leben auf. So wird aus der weltfremden und verhätscel- 
ten Prinzessin eine geschäftstüchtige und klugberechnende Arbeiterin, die in 
New York ein kaufmänniscdies Unternehmen leitet. Einfach und ohne jede 
Verbitterung berichtet sie über ihr Geschick. Ruhig und streng objektiv steht 
sie der jüngsten Vergangenheit gegenüber und sucht sie ihren tieferen Sinn 
zu ergründen. Ihr Urteil über Dinge und Menschen ist überaus klar und 
nüchtern, und doch spürt man überall ihre warme Liebe zu ihrem Volk. Das 
Buch ist eins der reizvollsten und interessantesten Memoirenwerke von der 
Hand einer Frau. Gerade deshalb ist es besonders zu bedauern, daß dieses 
auch äußerlich so sauber herausgegebene Buch in einer geradezu stimper- 
haften Übersetzung vorgesetzt wird. 
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Das fast unmittelbar vor dem im Februar d. J. erfolgten Tode des Ver- 
fassers zu Ende ee ihre und posthum ner usgegebene Buch des Grofßfürsten 
Alexander Michailowitsch ist die Fortsetzung seines ersten Me- 
moirenwerkes „Einst war ich ein Groffürst“ poa uns besprochen Ost-Europa 
9. Jg. H. 1). „Diesmal spielt sich die Handlung außerhalb Rußlands ab“, 
schreibt Alexander Michailowitsch in der Vorrede. Aus dem Großfürsten ist 
mittlerweile ein Emigrant geworden. Aber ebenso wie die junge Prinzessin 
Maria Pawlowna, versteht auch der alte Großfürst aus dem Leben in der Ver- 
bannung Vorteil zu ziehen. Der zweite Teil seiner Erinnerungen kann mit 
dem ersten einem Vergleich nicht standhalten. Einiges Interesse, wenn auch 
nichts wesentlich Neues, bietet die Schilderung der Begegnung Alexanders 
mit einigen führenden Persönlichkeiten der Politik und des Wirtschafts- 
lebens. Dagegen wirken die moralisierenden Auslassungen des Großfürsten 
meist fade und der witzelnde Ton der Erzählung unnatürlich. F. St. 


Parteigeschichte. 


Trebitsch, Oskar: In Moskau saf der Feind. Zur Krise 
des demokratischen Sozialismus. Wien-Leipzig 1933, Reinhold- 
we 198 S. Preis: 2,15 RM. 

eumann, Margarete: Ich kann nicht mehr... Mit 
einem Brief von Leo Trotzki. Leipzig-Wien 1932, E.-Prager-Ver- 
lag. 240 S. Preis: 3,50 RM. 

Alexandrov: Kto upravljaet Rossiej ® Bolsevickij par- 
tijno-pravitel ‘'stvennyj apparat i „stalinizm“. Istoriko-dogma- 
ticeskij analiz. (Wer regiert Rußland? Der bolschewistische 
Partei- und Regierungsapparat und der „Stalinismus‘“. Historisch- 
dogmatische Analyse.) Berlin 1933. Petropolis-Verlag. 414 S. 
Preis: 8,40 RM. 


Drei Bücher zur Krise des Marxismus innerhalb und außerhalb der 
Sowjetunion. „In Moskau saf der Feind“ — für die Sozialdemokratie näm- 
lich. Trebitsch, ein auf deren äufterstem rechten Flügel stehender Österreicher, 
untersucht die „Krise des demokratischen Sozialismus”, die für ihn mit der 
Krise der europäischen Demokratie identisch ist. Es wird nachgewiesen, wie 
die deutsche und österreichische Sozialdemokratie seit 1917 fortschreitend 
von bols&hewistischer Ideologie durchsetzt wurde, ohne dieser noch etwas 
Eigenes entgegenstellen zu können. Der Verfasser sieht für die sozialistischen 
Parteien nur noch die Alternative: Entweder im „asiatischen Sozialismus“ 
sive Bolschewismus aufzugehen unter Preisgabe der europäischen Kultur — 
oder zu deren und ihrer eigenen Rettung Anschluß an den bürgerlichen De- 
mokratismus Englands und Frankreidiıs zu suchten. Das Buch ist im März 
1933 abgeschlossen. 

Ein Gegenstück hierzu bildet die Novelle von Margarete Neumann: 
eine Propagandaschrift für die Trotzki-Opposition, anscheinend Ende 1931 ge- 
schrieben. Der Kampf der Stalingruppe gegen die Opposition wird als Ver- 
nichtung der „Parteidemokratie“ und des „Arbeitersozialismus“ betrachtet. 
„Ih kann nicht mehr..“ ist der Verzweiflungsschrei eines Oppositionellen, 
der in der Krise des Fünfjahrplans am System der .proletarischen Diktatur“ 
selbst zu zweifeln beginnt. In einem Brief an die Verfasserin rückt Trotzki 
von dieser Konsequenz ab. 


Während hier der Kampf innerhalb der bolschewistischen Partei aus 
der Perspektive eines durchschnittlichen Funktionärs gesehen ist, hat 
Alexandrov den sehr interessanten Versuch unternommen, die Neu- 
schöpfung des bolschewistishen Machtapparats während dieser Periode dar- 
zustellen. Die Protokolle der Partei-, Gewerkschafts- usw. Kongresse, die 
bolschewistische Presse und die sonstige Parteiliteratur sind mit viel Gründ- 
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lichkeit ausgewertet. Im Mittelpunkt der Untersuchung steht die Technik 
der Macht und des Machtkampfes: Auf welcher Grundlage regierte Lenin, 
welche Basis fand Stalin vor, was hat er an Neuem geschaffen und mit wel- 
chen Methoden hat er, mit welchen hat Lenin sich gegen die verschiedenen 
Oppositionen durchgesetzt? Das sind die Fragen, welche Alexandrov stellt. 
Er beantwortet sie, indem er Schritt für Schritt die Umbildung des höchsten 
Parteiapparats seit 1917 verfolgt. Wir sehen, wie unter Lenins und dann 
Stalins politischer Regie die verschiedenen Parteiinstitutionen — Kongref, 
Zentralkomitee und Zentral-Kontrollkommission, Politbüro und Orgbüro usw. 
— an Bedeutung gewinnen und wieder verlieren und wie sich in diesem 
Prozeß aus der anfänglich ungefügen Masse der kommunistischen Partei ein 
neuer Machtkörper bildet. Mit vollem Recht wird die — besonders von der 
Opposition verbreitete — Legende von der Leninschen „Parteidemokratie“ 
auf ihr wirkliches Maß zurückgeführt und nachgewiesen, wie unter dieser 
Flagge hauptsächlich der Kampf der „Parteisatrapen“ mit dem Leninschen 
Politbüro ging. Erst Stalin beendete diese Auseinandersetzungen, die sich 
zu einer MAnzIpah on des Staatsapparates von der Parteiführung auszu- 
wachsen drohten. In diesem Zusammenhang tritt auch das Problem des Gene- 
rationswechsels hervor: Die systematische Verdrängung der Oktober-Bolsche- 
wiki durch die nachfolgende Generation, welche Alexandrov an Hand der 
eriodischen Neubesetzung der leitenden Institutionen verfolgt. Mit dem Auf- 
borne der neuen Leute beginnt dann allmählich die alte Revolutions- 
ideologie des Oktober abzusterben. Eine Übersicht der wichtigsten Ereignisse 
der bolshewistishen Partei- und Staatsgeschihte vom Oktober 1917 bis 
September 1932 beschließt das Werk, das, trotz mancher Fehler in der Be- 
urteilung der mitwirkenden Umstände und persönlichen Motive, einen sehr 
erheblichen Wert besitzt. W. B. 


Ferner Osten. 


Hesse, Kurt: Die Schicksalsstunde der alten Mächte. 
Japan und die Welt. Hamburg. Hanseatishe Verlagsanstalt. 
1933. 171 S. Preis: 1/, Ln. 4,50 RM. 

Schnee, Heinrich: Völker und Mächte im Fernen Osten. 
Eindrücke von der Reise mit der Mandschurei-Kommission. 
a Deutsche Buchgemeinschaft. 1933. 365 S. Preis: Hldr. 
4,70 i 

Cohn, Dr. Hans: Orient und Okzident. „Weltpolitische 
Bücherei.“ Bd. 24. Berlin. Zentral-Verlag. 1931. 95 S. Preis: 
1%, Ln. 3,— RM. 


Unter den vielen Werken, die sich seit dem Beginn des Mandschurei- 
konfliktes mit dem Fernen Osten beschäftigt haben, haben nur ganz wenige 
die damit aufgerollten Fragen von so weiten Perspektiven her zu fassen 
und in ihrer Bedeutung gerade auch für unser eigenes Schicksal heraus- 


zuarbeiten sich bemüht wie das Werk von Hesse. In einer — wie es sich 
bei einem so bekannten militärpolitischen Schriftsteller wie dem Verfasser 
nicht anders versteht — stark strategisch orientierten „geopolitischen” Be- 


trachtung wird das Mandschureiproblem über die beiden unmittelbar daran 
beteiligten Mächte hinaus vom Standpunkt sämtlicher wichtigen Anlieger 
des Pazifik der Reihe nach erörtert. Die Darstellung erhält dadurch außer- 
ordentliche Lebendigkeit, wenn man freilich auch über Formulierungen wie 
„der Yangtse als Weltmittelpunkt“ streiten könnte. Außerordentlich zugute 
gekommen ist dem Verfasser jedenfalls ein persönlicher Besuch, der ihn vor 
einigen Jahren von den Vereinigten Staaten her durch die wichtigsten Brenn- 
punkte des Fernen Ostens führte. Leider wird jedoch der sonst überaus 
ansprechende Charakter des Buches entstellt durch einige Fehler, die sich 
— im Gegensatz zu den durchweg auf dem besten Material basierenden 
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Angaben über die Mandschurei — in den wirtschaftlichen Betrachtungen über 
Japan finden. So ist Japan nicht, wie der Verfasser angibt, zu etwa 80 Prozent 
seines Reisbedarfs auf Einfuhr angewiesen, sondern sieht sich im Gegenteil 
im Augenblick einer solchen Überproduktion gegenüber, daß im September 
d. J. der japanische Landwirtschaftsminister offiziell mit dem Plan einer 
zwangsweisen zehnprozentigen Einschränkung der Reisanbauflähe heraus- 
kam. Ebenso betrug die japanische Einfuhr im Jahre 1932 nicht 2,24, sondern 
1,39 Milliarden Yen, so daß sich nicht ein Einfuhrüberschuß von 783, sondern 
nur von 23,5 Millionen Yen ergab. Den Abschluß des Ganzen bildet ein 
wegen seiner Originalität bemerkenswerter Vorschlag des mit seinen per- 
sönlichen Neigungen sichtlich mehr China zugewandten Buches, diesem durch 
Zurverfügungstellung einer größeren deutschen Söldnerarmee zur Befriedung 
und damit zum wirtschaftlichen Aufstieg zu verhelfen. 

Das von der Deutschen Buchgemeinschaft reich ausgestattete Werk von 
Schnee bringt zunächst ein ausführliches Tagebuch der Reise der Kom- 
mission von Amerika über Japan nach Shanghai den Yangtse hinauf, dann 
weiter über Peking nach der Mandscurei, zurück über Dairen und Port 
Arthur durch Nord-China nach Tsingtau, dann durch Korea nach Japan und 
wieder durch die Mandschurei und Sibirien zurück nach Deutschland. In 
lebendiger Sprache, die oft lebhaft an Hans und Margaret Driesch’s bekann- 
tes Buch „Fernost“ erinnert, berichtet das Tagebuch des Verfassers von seinen 
Berührungen mit sämtlichen bei den jüngsten Ereignissen in Ostasien hervor- 
getretenen Persönlichkeiten. Besonders interessant sind dabei die Beobad- 
tungen in der Umgebung von Charbin, dem Mittelpunkte des strittigen 
Gebietes selbst. 

zweiten Teile wendet sich der Verfasser den sachlichen Problemen 
zu, mit denen sih die Mission, deren Mitglied er war, herumschlagen 
mußte; eine um so schwerere Aufgabe, als er sich keineswegs mit einer Be- 
trachtung der jüngsten Ereignisse allein begnügt, sondern bis in die Anfänge 
der ostasiatischen Geschichte zurückgeht. Auf zwei Kapitel über das alte 
und das neue China folgen zwei parallele über die Japaner. Von beson- 
derem Interesse sind dabei seine Bemerkungen zur innerpolitischen Situation 
in Japan, insbesondere die Stellung des Kriegsministers Araki und der jüng- 
sten Verlagerung des Einflusses in der Armee nach unten (S. 265-266). 
Ein weiteres Kapitel führt in geographische Grundlagen, Bevölkerung und 
Wirtschaft der Mandschurei ein, um sodann ihr Hin- und Hergerissenwerden 
in jüngster Zeit zu verfolgen. Besonders wichtig ist sein Hinweis darauf, 
aß dem Vorgehen Japans in der Mandschurei nicht in erster Linie wirt- 
schaftlihe, sondern strategische resp. kriegswirtschaftliche Gesichtspunkte 
zugrunde liegen. Ein weiteres Kapitel enthält den Ausbruch des Konflikts 
und seine weitere Entwicklung in der Mandschurei selbst, während sich die 
drei letzten mit der Stellung der Sowjetunion, des Völkerbundes und der 
übrigen Welt zu ihm beschäftigen. Als Ganzes entspricht die Darstellung, 
die gemäß der Stellung des Verfassers in ihrem Urteil peinlichst exakte 
Neutralität zu wahren sich bemüht, gerade wegen ihrer Gegenüberstellung 
der beiden einander schroff entgegentretenden Versionen in hervorragendem 
Maße dem Zweck, den Kreisen, an die sich die Buchgemeinschaft in erster Linie 
wendet, eine einfache, klare, von wissenschaftlichem Ballast unbeschwerte 
erste Einführung zu geben, 

Angesichts der Größe und Kompliziertheit der Erscheinungen, die sich 
hinter der populären Antithese von „Orient und Okzident"” verbergen, 
kann man auf noch nicht 100 Seiten eine wirklich befriedigende Darstellung 
schlechterdings nicht erwarten. Um so weniger, als der Verfasser obendrein 
noch einerseits sowohl den Fernen Osten wie den Vorderen Orient ein- 
beziehen mufte, andererseits die vorwiegend aktuelle und geopolitische 
nee one der weltpolitishen Bücherei eine Beschränkung auf die 
ganz großen kulturellen und psychologischen Gegensätze — etwa in der Art 
wie Meredith Townshends berühmtes Buch „Europe and Asia“ — unmöglich 
machte. Der dadurch entstandene Widerspruch zwischen dem Versuch, grund- 
legende Strukturdifferenzen hüben und drüben auf knappe und doch zugleich 


197 


leichtfaßlihe Formeln zu bringen, und dem Wunsch nach Übermittelung 
konkreter Details aus der jüngsten politischen, kulturellen, wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung des Orients, erweist sich sichtlich als so stark, 
daß auch ein so guter Kenner wie Hans Cohn ihn nicht wirklich zu über- 
winden vermag. Beide Gesichtspunkte wechseln vielmehr ständig ziemlich 
unvermittelt miteinander ab und auch in manchen Einzelheiten wie der 
unverhältnismäßigen Berücksichtigung des Verkehrs- gegenüber der wirt- 
schaftlichen Erschließung des Orients vermag man nicht immer mit dem Autor 
einer Meinung zu sein. So bleibt die Skizze Cohns mehr ein interessanter 
Versuch, der wohl zahlreiche Anregungen zu geben vermag, aus der Natur 
seiner Aufgabe heraus jedoch notwendig jener Einfachheit und Geschlossen- 
heit des Gedankenganges entbehren muf, der den meisten übrigen Bänden 
der „Weltpolitishen Bücherei“ in ihrem Thema bereits gegeben ist. H.R. 


Eingegangene Bücher: 


Hiller, Friedrih: Deutscher Kampf um Lebensraum. Leipzig. Arma- 
nen-Verlag. 1933. Nationalpolitische Bücherei, Heft 1. 53 S. Preis: 0,80 RM. 

Ischaki, Ajaz: Idel’-Ural. Paris 1933. 52 S. 

Klein, Alfred: Der Einfluß des Grafen Witte auf die deutsch-russischen 
Beziehungen. Inaugural-Dissertation. Bethel v. Bielefeld. Buchdruckerei 
der Anstalt Bethel. 1932. 107 S. 

Großfürstin Maria von Rußland. Leben und Leiden einer Prin- 
zessin. Ein Frauenscicksal aus bewegter Zeit. Übertragen und heraus- 
gesehen von OCOT Goyert. Dresden. Verlag Carl Reißner. 1933, 298 S. 

reis: geh. 5,— RM.; geb. 6,80 RM. 

Melkich, Alexander: Stand und Aussichten des Baumwollbaus in der 
Sowjet-Union. Berlin. Verlag Paul Parey. 1933. 109 S. Berichte über 
Landwirtschaft. 82. Sonderheft. Preis: 10,80 RM.; Abonn. Pr. 9,60 RM. 

Mende, Gerhard von: Studien zur Kolonisation in der Sowjetunion. 
Breslau. Verlag Priebatshs Buchhandlung. 1933. 126 S. Quellen und Studien, 
Abteilung Wirtschaft, Neue Folge, Heft 11, herausgegeben vom Osteuropa- 
Institut. Preis: 4,— RM. 

Munier-Wroblewska, Mia: Die zweite Sintflut. Roman. Leip- 
zig. Verlag Hesse & Becker. 306 S. Preis: kart. 3,50 RM.; Gzin. 5,50 RM. 

Paleologue, Maurice: Alexandra Feodorowna. Der Roman der 
letzten Zarin. Berlin. Universitas Deutsche Verlags-A.-G. 1935. 159 S. 
Preis: Pp. 2,90 RM., Ln. 3,90 RM. 

Das polnische Einkommensteuer-Gesetz nebst Ausführungsvor- 
schriften. Rundschreiben des Finanzministeriums und Entscheidungen des 
Obersten Verwaltungsgericdites. Poznan (Posen). Verlag Concordia-A.-G. 
o. J. 160 S. Preis: 9,— Zł. 

Prawdin, Michael: Eine Welt zerbriht. Ein Tatsachenroman. Stutt- 
gart-Berlin. Deutsche Verlags-Anstalt. 1933. 351 S. Preis: 6,75 RM. 

Schaljapin, Fedor: Ohne Maske. Erinnerungen. 40 Jahre Sänger. 
Unter der Zarenherrschaft — Unter den Bolshewiken — In der Fremde. 
in Drei-Masken-Verlag, o. J]. 293 S. Preis: geh. 5,50 RM., geb. Lw. 
6,50 i 

Schnee, Heinrich: Völker und Mächte im Fernen Osten. Eindrücke 
von der Reise mit der Mandschurei-Kommission. Berlin. Deutsche Buch- 
gemeinschaft G. m. b. H. 1933. 566 S. Preis: Hidr. 4,70 RM. 

Taussig. Stefan: Die Schafzucht in den überseeischen Woll- und 
Schaffleisch-Ausfuhrländern. Mit 3 Abbildungen. 
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Die Ergebnisse des ersten Fünfjahrplans’): 
I. Auf dem Gebiete der Industrie. 
Von Robert Schweitzer. 


I. Die grundlegenden Ziele des ersten Planjahrfünfts. 


Die russischen Wirtschaftspläne sind nicht nur Wirtschafts- 
prognose, sondern Wirtschaftsprogramm, sind konkrete Wirt- 
schaftspolitik. Sie sind Instrumente des Klassenkampfes und in 
der Gegenwart dazu bestimmt, die letzten Reste der kapitalisti- 
shen Wirtschaftsordnung allmählich zu beseitigen und durch 
ständige Ausweitung des staatlichen Sektors die Grundlage für 
die Verwirklidiung einer rein sozialistischen Wirtschaft zu 
schaffen. 

Objekt der Planung ist der volkswirtschaftliche Gesamt- 

rozeß. Der Plan budgetiert, ausgehend von der Analyse der 
namik des Volkseinkommens, Tempo und Richtung der wirt- 
schaftlichen Entwicklung. Grundlegend ist die Generallinie der 
Partei. Für den ersten Fünfjahrplan hat der 15. Parteikongref 
vom Dezember 1927 die Grundrichtung folgendermaßen bestimmt: 
Die UdSSR sollte sich aus einem Agrar-Industriestaat in einen 
Industrie-Agrarstaat verwandeln. Die UdSSR wollte durch diesen 
Prozeß die industrielle Rückständigkeit gegenüber dem Aus- 
lande beseitigen, eine möglichst autarke Wirtschaft erhalten, aus 
wichtigen innerpolitischen Gründen die Basis verbreitern, auf 
der die Diktatur des Proletariats ruht, nämlich die Industrie- 
arbeiterschaft. Daneben wollte man durch eine bestimmte Stand- 
ortspolitik, durch den sogenannten „Zug nach dem Osten“, die 


*) Aus Anlaß des vor kurzem von der Staatlichen Plankommission in 
Moskau herausgegebenen Buches über die Ergebnisse des ersten Fünfjahr- 
plans (lItogi wypolnenija perwogo pjatiletnego plana raswitija narodnogo 
&osjajstwa SSSR) veranstaltete die Deutsche Gesellschaft zum Studium Ost- 
europas am 13. Dezember 1933 in Berlin im Haus der Deutschen Presse einen 
Vortragsabend, an dem die Herren Prof Dr. O. Auhagen, Dipl.-Ing. 
K. v. Pohl, Dr. R. Schweitzer und Dr. K. Mehnert an Hand von gra- 
hishen Darstellungen im Lichtbild eine zusammenfassende Darstellung der 
rgebnisse des ersten Fünfjahrplans gaben. Zwei Vorträge werden in diesem, 
die Vorträge des Herrn Prof. Auhagen über die Landwirtschaft und des 
Herrn Dipl.-Ing. K. v. Pohl über Energetik und Verkehrswesen im Februar- 
heft der eitschrift „Osteuropa“ veröffentlicht. 
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Verteidigungsmöglichkeit des Landes für den Kriegsfall ver- 
bessern und durch die Industrialisierung die Voraussetzungen 
schaffen für den Umbau der Landwirtschaft, für den Ersatz der 
bäuerlichen Individualwirtschaft durch die gesellschaftliche Groß- 
produktion. Es war Aufgabe der Staatsplankommission, die 
Direktiven des 15. Parteikongresses in Teilplänen zu konkreti- 
sieren und die Teilpläne zu einem organisch aufgebauten Ge- 
samtwirtschaftsplan zusammenzufassen. 


II. Planung und Planrealisation auf dem Gebiete 
der Industrieproduktion. 


1. Die Planung der Industrieproduktion. 


a) Die quantitative Seite. 


Einen hinreichenden Überblick über die Budgetierung der 
industriellen Bruttoproduktion!) geben folgende Zahlen: 


Die Grundkennziffern für die Entwicklung der Produktion 
innerhalb der vom OVWR planmäßig erfaßten Industrie 


(in Milliard. Rubel?): 


1932/33 in 0/9, 


Für das Jahrfünft zu 1927:28 


1927/28 


Ausg. Optim. 
Var. ar. 


Die Zahlen sprechen für sich selbst. Bestätigt wurde ledig- 
lich die Optimalvariante. Die gesamte Bruttoproduktion sollte 
im ersten Planjahrfünft auf das 2,8fache steigen, die der Pro- 
duktionsmittelindustrie auf das 3,3fache, die der Konsumgüter- 
industrie auf das 2,4fache. à 


b) Die qualitative Seite. 


An einzelnen konkreten qualitativen Planziffern seien fol- 
gende genannt): 


1) Über die methodischen Mängel der Budgetierung der Bruttoproduktion 
siehe Auhagen, Die Bilanz des ersten Fünfjahrplanes der Sowjetwirtschaft, 
Breslau 1955. 

2) Fünfjahrplan, 2. Bd., 1. Teil, S. 253 (russ.). 

3) In Preisen v. 1926/27. (Gesamte Industrie.) 

4) In dies. Zahl: Gruppe A (Schwerindustrie). 

5) In dies. Zahl: Gruppe B (Leichtindustrie). 

©) Fünfjahrplan, 2. Bd., 1. Teil, S. 253 (russ). 


1932/33 
in 0/ọo zu 1927/28 


Optimalvariante 
í. Brennstoffaufwand pro Produktionseinheit 70 
2. Aufwand industriellen Rohstoffs pro Produktionseinheit 72 
% Aufwand landwirtschaftlichen Rohstoffs pro Produktionseinheit 82 
4. Produktivität der Arbeit 210 
5. Selbstkosten 65 
b. Absatzpreise (1926/27 — 100) 82,5 
7. Reallohn + 69 


Die wichtigste qualitative Richtzahl ist die Selbstkosten- 
senkungsziffer. Die Direktiven des 15. Parteikongresses nannten 
die Selbstkostensenkung das „Zentralproblem der Industrie“, 
dem alle sonstigen Aufgaben unterzuordnen sind. Der Kongreß 
vertrat die Meinung, daß ohne eine solche Selbstkostensenkun 
das geplante Ausmaß der Kapitalinvestierungen nicht innegehal- 
ten werden könne. 


2. Die Realisation der Produktionspläne. 


a) Die quantitative Seite. 


Die vor kurzem erschienene Schrift der Staatsplankommis- 
sion nennt als durchschnittliche Realisationsziffer in bezug auf 
die Bruttoproduktion der gesamten Industrie 93,7 %7). Die ent- 
sprechende Ziffer der Schwerindustrie wird mit 103,4% und die 

er Leichtindustrie mit 84,9 % angegeben: 

Im einzelnen werden in der genannten Schrift folgende Zah- 
len veröffentlicht: 

Realisation der Produktionspläne der Industrie. 
Bruttoproduktion der Hauptindustriezweige 
(in Mill. Rubel; in Preisen des Jahres 1926/27): 


Planziffer Realisation 1932/33 
Industriezweige 1932/33 des 
j Fünfjahrplans von 1928 
Brennstoffindustrie 2 387,0 99,8 220,8 
darunter 
Steinkohlenproduktion 740,0 89,2 175,9 
Naphthaproduktion 1 309,0 107,9 242,5 
Metallindustrie 7 100,0 127,2 331,2 
darunter 
Hüttenindustrie 1 869,0 67,6 179,1 
Allg. Maschinenbau, Schiffsbau 
u. Metallwarenfabrikation 2 899,0 181,2 373,6 
Bau von landwirtschaftl. Maschinen 893,0 9,7 503,3 
Elektrotechnische Industrie 896,0 136,0 509,1 
amter Maschinenbau einschl. 
Elektrotechnik 4 688,0 157,0 401,8 
Chemische Industrie 
„A“ 1 413,0 23,6 298,8 
Holzindustrie 2 803,0 85,6 286,8 
Leichtindustrie 12 233,0 73,5 166,4 
Nahrungsmittelindustrie 3 325,9 103,3 225,6 


7) a. a. O. S. 254. 
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aa) Der Maschinenbau?). 


Hier ist das Bild nach den amtlichen Angaben günstig. Die 
Planziffer für 1932/33 konnte im gleichen Jahre um 57 % über- 
schritten und die Bruttoproduktion im ersten Planjahrfünft um 
das Vierfache gesteigert werden. Nach Angaben des Berliner 
Konjunkturinstituts erhöhte sich der Anteil der UdSSR an der 
Maschinenproduktion der Welt von 1928 bis 19531 von 4% auf 
24,4%, während der Anteil Deutschlands ungefähr gleich blieb 
(etwa 13,8 %). Neu entstanden in der UdSSR Automobil- und 
Traktorproduktion und andere Maschinenbauzweige, die dem Auf- 
bau der Schwerindustrie dienen und Rußland vom Auslande so un- 
abhängig wie möglich machen sollten. Besonders stolz ist man 
darauf, die Produktion von landwirtschaftlichen Maschinen der 
Vereinigten Staaten eingeholt zu haben. Dennoch ist auf dem 
Gebiete des Maschinenbaues noch ein fühlbares Mifßverhältnis 
zwischen Bedarf und Deckung. 

Im allgemeinen muß anerkannt werden, daß hier eine lei- 
stungsfähige Basis für die Schwerindustrie entstanden ist und 
damit auch gleichzeitig die Grundlage für die Technisierung und 
Motorisierung der russischen Landwirtschaft. 


bb) Die Hüttenindustrie. 


Unsere Tabelle zeigt, daß die Planrealisation ganz beträcht- 
lich hinter dem Plansoll zurücblieb, um nicht weniger als 33 %, 
was im Hinblik auf den Charakter der Eisenindustrie als 
Schlüsselindustrie besonders ins Gewicht fällt. 

In allen Planjahren ist die UdSSR in bezug auf die Produk- 
tion von Eisen und Stahl erheblih im Rückstand gewesen. Aus 
diesem Grunde erscheinen — auch wenn man die hohen Import- 
ziffern berücksichtigt — die Bruttoproduktionsziffern der Ma- 
schinenindustrie unwahrsceinlih hoc, da letztere in ihrem 
Rohstoffbezug in entscheidendem Maße von der Hüttenindustrie 
abhängig ist. 

Die große Hüttenindustrie zählte nach den Angaben von 
Minajew®) zu Beginn des ersten Planjahrfünfts 59 Hochöfen und 
135 Martinöfen, am 1. Januar 1932 81 Hochöfen und 150 Martin- 
öfen und am 1. pour 1933 nach dem Plan 107 Hochöfen und 
199 Martinöfen. Die großen Ereignisse des Jahres 1932 in der 
Hüttenindustrie waren der Beginn der Hochofentätigkeit in 
Magnitogorsk, in Kusnezk und die Rekonstruktion des Werkes 
in Makejewka („Tomski“), das 1932 etwa 600000 Tonnen Roh- 
eisen lieferte und seine Produktion bis auf 1,5 Millionen Tonnen 
steigern soll. 

Der früher erörterte „Zug nach dem Osten“ in der indu- 
striellen Standortverteilung hatte schon zur Zeit des ersten Fünf- 

8) Über die hier nicht erörterten Industriezweige folgt ein Sonderbericht 


im Februarheft. 
®) In „Narodnoje Chosjajstwo“, Mai— Juni 1932, S. 14 ff. 
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4. Are 


jan ans die Grundlage für eine zweite schwerindustrielle Basis 
der UdSSR gelegt. Zum Zwecke der Ausbeute der reichen Erz- 
lager des Ural, der Verbindung von Uralerz und sibirischer 
Kohle, hatte der 16. Kongreß der KdSU im Juli 1930 den histo- 
on Beschluß auf die Schaffung des Ural-Kusnezk-Kombinates 
gelaltt. 

Neu entstand in der jüngsten Vergangenheit die Elektro- 
metallurgie. Die Produktion von Elektrostahl beläuft sich gegen- 
wärtig auf 2,1 % der gesamten Stahlerzeugung. Ein besonderes 
Problem der gegenwärtigen Hüttenindustrie der UdSSR ist dann 
die Erzeugung von Qualitätsstahl und Ferrolegierungen. 


cc) Die chemische Industrie. 
Die UdSSR hat sich eine chemische Industrie neu aufgebaut 


und ist dabei, sich für diesen Industriezweig eine eigene Roh- 
stoffbasis zu schaffen. Unsere Tabelle zeigt, daß das Plansoll nur 
zu 73,6 % erreicht worden ist. Die Zahl bezieht sich nur auf den 
schwerindustriellen Teil der chemischen Industrie. Wichtig ist, 
daß nach Auhagen!) die Produktion von Superphosphat, dem 
bedeutendsten Düngemittel für die russische Landwirtschaft, noch 
nicht einmal ein Fünftel der Sollmenge erreichen konnte. 


dd) Die Leichtindustrie. 


Die budgetierten Zahlen für die Steigerung der Bruttopro- 
duktion are bei allen Zweigen der Schwerindustrie beträchtlich 
höher als bei der leichten Industrie. In dieser planmäßig ge- 
wollten Hintanstellung der leichten Industrie ist ein Grund für 
die gegenwärtig überaus schlechte Versorgung der breiten Masse 
der Bevölkerung mit Gebrauchsgütern industrieller Herkunft 
zu suchen. Ein zweiter liegt darin, daß die leichte Industrie schon 
nach den amtlichen Angaben das Produktionssoll nur zu 72,6 % 
erfüllen konnte. Immerhin bleibt nach unserer Tabelle eine 
Steigerung der Bruttoproduktion der Leichtindustrie um 66,4 %. 
Mit diesen Angaben sind aber die übereinstimmenden Aussagen 
von Sachverständigen nicht in Einklang zu bringen, daß sich die 
Versorgung der russichen Bevölkerung mit Produkten der Leicht- 
industrie in den letzten Jahren dauernd verschlechtert hat. 

Die Russen betrachten als positive Ergebnisse auf dem Ge- 
biete der leichten Industrie die Schaffung einer eigenen Rohstoff- 
basis, das Überflüssigwerden des Baumwolleimportes sowie der 
Einfuhr von Einrichtungsgegenständen und Ersatzteilen, die 
Ausweitung der Rohstoffbasis in bezug auf Leinfaser, Tabak, 
Wolle und Leder und die gesteigerte Mechanisierung der ersten 
Verarbeitung auf dem Gebiete der sog. technischen Kulturen. 


b) Die qualitative Seite. 


Mit großem Nachdruck hat Molotow in seiner Rede vor dem 
vereinigten Plenum des Zentralkomitees und der Zentralkontroll- 


10) a. a. O. S. 15. 
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kommission der Kommunistischen Partei vom 8. Januar 1933 darauf 
ingewiesen, daß auf Grund der Erfahrungen des ersten Fünf- 
jahrplans in den nächsten Jahren das Schwergewicht der Plan- 
arbeit nicht auf die quantitative Seite zu legen ist, sondern auf 
die qualitative, d. h. in erster Linie auf die Verbesserung der 
Qualität der Erzeugnisse, auf die Hebung der Produktivität der 
Arbeit und auf die Senkung der Selbstkosten. Damit ist die 
Meinung bestätigt, die in dieser Zeitschrift schon des öfteren ver- 
treten wurde, und die besagt, daß die qualitative Seite der Pro- 
duktion die Achillesferse der gesamten Planrealisation darstellt. 
Diskrepanzen zwischen Soll und Ist auf diesem Gebiete mindern 
das Kapitalaufkommen für die Finanzierung des Aufbaues und 
bewirken letzten Endes weitere Senkung des schon bedenklich 
niedrigen Lebensstandards der Bevölkerung. 
ir wollen uns hier zunächst auf die Erörterung der beiden 
erstgenannten qualitativen Planziffern beschränken. Die ande- 
ren, die mit den Selbstkosten, den Absatzpreisen und dem Real- 
lohn zu tun haben, reichen in die Finanzplanung hinein und 
werden dort erörtert werden. 

Hinsichtlich der Qualität der Produkte ist nicht zweifelhaft, 
daß hier noch recht viel zu bessern ist, wenngleich Teilerfolge 
bei bestimmten Warengruppen zu verzeichnen sind. Insbeson- 
dere wird in der Sowjetpresse immer wieder berichtet, daß auf 
vielen Gebieten die tatsächlichen Ausschufziffern die entspre- 
chenden Normgrößen weit übersteigen. 

Die Hebung der Produktivität der Arbeit ist das arbeits- 
wirtschaftlihe Kernproblem. Gemessen wird sie dadurch, daß 
man in verschiedenen Zeitperioden die Bruttoproduktion in den 
Preisen des bekannten Basisjahres 1926/27 durch die Zahl der 
benötigten Arbeitsstunden oder auch durch die Zahl der Arbeiter 
dividiert und die Ergebnisse zueinander in Beziehung setzt. Auch 
hier ist die Planziffer von 210 % nicht annähernd erreicht worden. 
Die Sowjetregierung hat eine große Zahl von Maßnahmen ge- 
troffen, um eine Besserung zu erzielen. Sie hat die Fluktuation 
der Arbeiterschaft gedrosselt, den Arbeiter an seinen Arbeits- 
platz gefesselt, hat das Prinzip der sogenannten einheitlichen 
Befehlsgewalt in den Betrieben durchgeführt, hat die Lohnnivel- 
lierung über Bord geworfen und auf das stärkste differenzierte 
und progressive Akkordlöhne gezahlt, hat die Partei- und Ge- 
werkschaftsmitglieder mobilisiert und zu Stoßtrupps vereinigt 
usw. Das Resultat war trotzdem dürftig. 

Zusammenfassend läßt sich über die Realisation der Produk- 
tionsplanung folgendes sagen: 

1. Die Realisationsziffer der Schwerindustrie liegt im Hin- 
blick auf die amtlich ausgewiesenen Defizite einzelner Zweige 
der Schwerindustrie unwahrscheinlich hoch. Zum Teil dürfte 
auch dies mit Unstimmigkeiten in der Methode der Erfassung 
der Bruttoproduktion zusammenhängen. 
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2. Das amtlich ausgewiesene und mangelhafte Produktions- 
ergebnis der Leichtindustrie ist einer der Gründe für die kata- 
strophal schlechte Versorgung der russichen Bevölkerung mit 
Gebrauchsgütern industrieller Herkunft. Trotzdem kann hier- 
durch allein die dauernde Verschlechterung der Versorgung der 
Bevölkerung auf diesem Gebiete nicht erklärt werden. 

3. Die stärksten Diskrepanzen zwischen Plan und Realisa- 
non zeigen sih auf dem Gebiete der sog. qualitativen Kenn- 
ziffern. 


HI. Die Investierungsplanung. 
In bezug auf die a a de lanung finden wir die amt- 
lichen Angaben über Plansoll un Bi 
folgenden Tabellen. 


Kapitalinvestierungen in die Volkswirtschaft. 
(Preise in Milliarden Rubel d. entspr. Jahre!!).) 


lanrealisation in den beiden 


In 5 Jahren It. Realisati Investierungen 
Fünfahrplan a Ps in 41, Jahren 
(1928/29— 132/33) 4 in % 
Sektor der nn 

. Zu den 
Volkswirtschaft Zum In vestie- 
ru en 

Absol. In % Absol. In % IFünfjahr- in der 

ieder- 

plan autbau- 

periode 


In amt in der 


olkswirtschalft... 60,0 100,0 93,0 226,4 
A. Staatl. Sektor.... 52,5 87,5 111,9 473,0 
B. Priv. Sektor ...... 7,5 12,5 42,6 48,7 


Kapitalinvestierungen in d. verges. Sektor der Volkswirtschaft. 
(In Milliarden Rubel d. entspr. Jahre'?).) 


In 5 Jahren It. Realisati Investierungen 
Fünfjahrplan in Are in 4!/, Jahren 


(1928/29— 1932/33) in °/ 
Zweige der 
2 Zu den 
Volkswirtschaft Zum Investie- 
rungen 
Absol. | In % i Fünfjahr-| in der 
Wieder- 
plan aufbau- 
periode 
Insgesamt im staatl. 
Sektor ........... 111,9 473,0 
darunter: 
1. Industrie......... 129,8 506,1 
darunt.Gruppe „A“ 144,9 591,7 
2. Landwirtschaft .. 150,0 1542,8 
3. Transport........ 99,0 363,0 
4. Verkehr ......... 186,7 , 


11) a. a. O. S. 253. 12) a. a. O. S. 253. 


Gewertet ist in Preisen der entsprechenden Jahre. Der staat- 
liche Sektor hat hiernach 11,9% mehr Kapital erhalten, als ur- 
sprünglich vorgesehen war. Die entsprechende Ziffer für die 
Industrie allein ist 29,8 %. Weiter geht aus den Zahlen hervor 
die beträchtliche Bevorzugung des staatlichen Sektors und die 
weit mehr als planmäfiige Hintanstellung des privaten Sektors. 
Über die wirtschaftliche Zweckmäfigkeit der Kapitalverwendung 
sowie über den Grad der Planmäfigkeit der Kapitalbeschaffung 
sagen die Zahlen naturgemäß nichts aus. 


IV. Die Finanzplanung. 


1. Das Finanzplansoll. 
Einen Überblick über das Soll der Kapitalbeschaffung und 
. der Kapitaldisposition der Industrie gibt die folgende Tabelle. 
Finanzplan der Industrie!) (in Mill. Rubel). 


Ausgangs- Optimal- 
variante variante 


1. Marktproduktion (in Preisen der entspr. Jahre) 65 520 71 290 
2. Preissenkung (in %) 19,0 24,0 
3. Selbstkostensenkung 30,0 35,0 
4. Anteil des Gewinns am Preis (in %) 16,5 16,8 
5. Reingewinn 10 815 12 000 
6. Abzüge 5 671 6 122 
?. Gewinnrest 5 144 5 878 
8. Amortisation 3 110 3 400 
lnnere Akkumulation insgesamt 8 254 9 278 
9. Finanzbedarf . 16 254 18 700 
in dieser Zahl: 
a) Für das Anlagevermögen 11 754 13 500 
b) Für das umlaufende Vermögen 4 500 5 200 
10. Bedarf an Kapital von „draußen“ 8 000 9422 
in dieser Zahl: 
a) Budget 5 890 6522 
b) Bankkredit 1 250 1 300 
c) Zentrale Kommunalbank 460 600 
d) Ausländischer Kredit u. Bank f. langfr. Kredite 400 1 000 


Es wurde danach für das Jahrfünft bei einer projektierten 
Preissenkung von 24 % und einer geplanten Selbstkosiensenkung 
von 35 % mit einem Erlös von 71,29 Milliarden und einem Rein- 

ewinn von 12Milliarden Rubeln gerechnet. Hiervon waren durch 
die Industrie 6,122 Milliarden für verschiedene Zwecke, insbeson- 
dere für Steuern abzusetzen, so daß der Industrie ein Restgewinn 
von 5,878Milliarden Rubeln verblieb. Zusammen mit einem Amorti- 
sationsbetrage von 3,4 Milliarden wurde eine Summe der inner- 
betrieblichen Akkumulation von 9,278 Milliarden ausgewiesen. 
Wohl zu merken ist, daR hier der Amortisationsposten, der an 


13) Fünfjahrplan ... . 1. Bd, S. 159 (russ.) (gekürzt!). 
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sich Wertkorrektur und nicht Neukapital darstellt, ein- 
bezogen ist't). 

Von diesen 18,7 Milliarden Rubeln waren für das Anlagever- 
mögen 13,5 Milliarden und für das Umlaufsvermögen 5,2 Milliar- 
den bestimmt. Durch Selbstfinanzierung sollten 9,278 Milliarden 
und durch Kreditfinanzierung 9,422 Milliarden bereitgestellt 
werden, und zwar aus dem Budget 6,522 Milliarden, durch kurz- 
fristigen Bankkredit 1,3 Milliarden, aus der Zentralen Kommu- 
nalbank'!°) 600 Millionen und durch Auslandskapital und lang- 
fristigen Bankkredit zusammen 1 Milliarde. 

Da die Industrie 5,39 Milliarden an die Budgets (Staats- und 
Lokalbudgets) abzuführen hatte, blieb ein Aktivsaldo gegenüber 
dem Budget zugunsten der Industrie von 1,132 Milliarden Rubel. 

Wir haben nun die Kapitalquellen der Industrie noch einer 
etwas genaueren Betrachtung zu unterziehen und wollen mit 
der Selbstfinanzierung beginnen. Selbstfinanzierung ist Finan- 
zierung aus dem Gewinn. Budgetiert wird das Ausmaß der 
Selbstfinanzierung durch Bestimmung der wünschenswerten 
Spanne zwischen Aufwand und Erlös. Beide Größen sollten 
sinken, der Aufwand naturgemäß aber stärker als der Erlös. Da 
im Interesse der Industrialisierung die Preise für Produktions- 
mittel so niedrig wie möglich gehalten werden mußten, wurde 
an der inneren Kapitalakkumulation in erster Linie die Konsum- 
güterindustrie beteiligt. Im Hinblick auf den relativ hohen An- 
teil der Selbstfinanzierung an der gesamten Kapitalaufbringung 
war die rechtzeitige Mobilisierung dieser Mittel der Eigenakku- 
mulation für die Gesamtfinanzierung der Industrie von aller- 
größter ann 

Neben der Selbstfinanzierung, der Akkumulation der Unter- 
nehmungen des vergesellschafteten Sektors, kamen als Kapital- 
quelle von Bedeutung nur die staatlichen und lokalen Budgets 
in Frage. Das Budget ist in der Sowjetunion einkommenregulie- 
rendes Klassenkampfinstrument, wie überhaupt alle Wirtschafts- 
faktoren der Union unter dem Gesichtspunkt des immer noch 
lebendigen Klassenkampfes zu betrachten sind und auch durch- 
aus betrachtet werden sollen. Außerdem sind die Budgets 
Akkumulationsstelle für einen Teil der Betriebsüberschüsse des 
staatlichen Sektors und auf dem Wege über die „freiwilligen“ 
Anleihen auch fün Einkommensteile der breiten Masse. Die Be- 
träge, die den planmäfligen Bedarf der staatlichen Unterneh- 
mungen übersteigen, werden ihnen genommen, wofür man sie 
aber wiederum auch planmäßig mit Beträgen alimentiert, die 
zum Aufbau und Ausbau dienen und nicht zurück zuzahlen sind. 


1) Hierbei wird nicht verkannt (s. Fünfjahrplan. 2. Bd., 1. Teil, S. 70), 
daß theoretisch die Amortisation Glied der einfachen Reproduktion und bei 
Berechnung der erweiterten Reproduktion von den gesamten Kapital- 
investierungen abzuziehen sei. 

1) Für Finanzierung von Arbeiterwohnungen. 
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Der Finanzplan der Gegenwart hat ein anderes Aussehen. 
Es wird ein Sinhertlicher Finanzplan aufgestellt, der das Staats- 
budget und die Finanzierung des staatlichen Sektors der Volks- 
wirtschaft zusammenfaft. Finen Einblick in die Struktur des 
einheitlichen Finanzplanes zeigt folgende Aufstellung: 


Der einheitliche Finanzplan der UdSSR für das Jahr 1931?) 
(in Millionen Rubel). 


Einnahmen: Ausgaben: 
1. Einnahmen aus der ver- 1. Finanzierung d. Volkswirt- 
gesellschafteten Wirtschaft. 13 393 De a van SELLER a 
a) Industrie- und Elektri- a) Industrie- und Elektri- 
zitätswirtschaft . . . . 4216 zitätswirtschaft . . . . 8856 
b) Land- und Forstwirt- b) Landwirtschaft . . . . 4835 
shaft . . 2. 2.2... 1164 c) Kommunalwirtshaft. . 915 
c) Kommunalwirtshaft . 75 d) Staatlicher Handel und 
d) Staatliher Handel und Konsumgenossenschaften 2708 
Konsumgenossenschaften 2259 e) Transport und Verkehr 3720 
e) Transport und Verkehr 3517 f) Verschiedene Ausgaben 67 
f) Verschiedene Einnahmen 1 464 2. Finanzierung sozialer und 
2. Steuern . . . 2 . . . . 141278 kultureller Maßnahmen . . 5785 
3. Einnahmen aus der staat- a) Aufklärung . . . . . 3516 
lichen Versicherung . . . 2664 b) Gesundheitspflege . . 1189 
4. Herangezogene Mittel der c) Schutz bei der Arbeit u. 
Bevölkerung . . . . . . 3881 Sozialversiherung . . 1080 
5. Verschiedene Einnahmen . 702 3. Verteidigung, Verwaltung 
und sonstige Ausgaben . . 3534 
4. Reserve . . . 2 2 2 2220 
insgesamt 31 918 insgesamt 31 918 


Der obige Finanzplan erfaßt beinahe 32 Milliarden Rubel, 
d. h. 65 % des für 1931 auf etwa 49 Milliarden geschätzten Volks- 
einkommens. Das Staatsbudget allein verfügt über mehr als 
20 Milliarden Rubel. Wir haben schon vorher über die Bedeu- 
tung der Budgetfinanzierung im Rahmen der Gesamtfinanzie- 
rung gesprochen. Das Staatsbudget erscheint auch heute noch als 
die wichtigste Kapitalverteilungsstelle.e. Daneben fungieren das 
Kreditsystem, die Versicherungsanstalten, die Sparkassen und 

ie gewerkschaftlichen Organisationen als Akkumulations- und 
Verteilungszentren. 

Die Passivseite der obigen Einnahme- und Ausgaberechnung 
zeigt an, daß 63 % der erfaftten Mittel durch das Staatsbudget, 
14% durch das lokale Budget, mehr als 5% durch die Kredit- 
institute und etwa 8 % durch sonstige Finanzierungsinstitute ver- 
teilt werden. Nach Verwendungszwecken geordnet, ergibt sich 
folgende Aufteilung: 67 % für unmittelbar produktive Zwecke 
im vergesellschafteten Sektor, mehr als 17 % für soziale und 
kulturelle Maßnahmen, 6 % für Reservelegung und 6 % für Ver- 
waltung und Verteidigung"). Auf die im Vergleich mit kapita- 


16) Nagler, Die Finanzen und die Währung der Sowjetunion, Berlin 


1952, S. 12. 
17) Nagler, a. a. O. S. 56. 
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listischen Ländern relativ bescheidene Höhe des letzten Postens 
wird von Sowjetseite aus besonders gern aufmerksam gemacht. 


2. Die Finanzplanrealisation. 


Die amtlichen Angaben über die Realisation finden wir auf 
folgender Tabelle: 


Einheitliher Finanzplan des I. Fünfjahrplans und seine 
urchführung'®) 
(in Milliarden Rubel). 


-ilg 5 Lt. Fünf- | Rea- 

ren | ‚jahrplan | lisa- 

i in 5 Jahren | tion 
Index EEEN Biher 


In 4!/; 
Absol.| In % IAbsol.| In °/ | Jahr. 
in 0/o 
A. Einnahmen 
I. Aus der staatlichen Wirtschaft .......... 
darunter Industrie ........0.cccceecccen 
II. Von der Bevölkerung aufgebrachte Mittel 


darunter: 

1. Pflichtzahlungen .............zcrc000. 

2. Freiwillige Zahlungen ............... 
HI. Übrige Einnahmen ........... TRESOR IRRE 


B. Ausgaben 


I. Finanzierung der Volkswirtschaft ...... 
darunter: 
F Industrie. ns rain 


3. Transport und Verkehr .............. 
Il. Finanzierung des soz.-kulturellen Aufbaus 

darunter: 

1. Aufklärung... ..2.222occenseenenane ne 

2. Gesundheitswesen .........ce2en0n0n. 
Ill. Verwaltung und Schutz ................ 
IV. Übrige Ausgaben .......eceseeneeeeeenen 


Summa [120,1 |100,0 | 91,6 | 100,0 | 131,1 


Wir entnehmen dieser Aufstellung folgendes: 77,4% des 
Kapitalaufkommens des einheitlichen Finanzplanes 
stammen aus dem staatlichen Sektor (davon 36,6 % aus der 
staatlichen Industrie allein), 18,9% aus der breiten Masse der 
Bevölkerung und nur 3,7 % aus sonstigen Quellen. Insgesamt 
wäre hiernach das Kapitalaufkommen um 31,1 % größer als plan- 
mäßig vorgesehen. Zu den Positionen II und llI ist wenig zu 
sagen. Die starke Zunahme ist hier durchaus erklärlich. Das 
Schlagwort „Mobilisierung der Mittel der Bevölkerung“ ist be- 


e 


18) Veröffentlichung der Staatsplankommission a. a. O. S. 271. 
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kannt. Die Anleihen sind de jure freiwillig, de facto Zwang. 
Die intensive Propaganda für die Sparkassen tut ein übriges. 
Wenn bei Bedarf hier der staatliche Druck und der der Partei 
verstärkt wird, bleibt die erhoffte Wirkung nicht aus. 

Ganz eigenartig aber ist die Erhöhung der „eigenen Akku- 
mulation“ des staatlichen Sektors, die Position I unserer Tabelle. 
Die Staatsplankommission erklärt diese Erscheinung durch den 
Hinweis auf das ausgeweitete Produktionsvolumen, auf die ge- 
steigerte Produktivität der Arbeit und auf stärkere Verwendung 
der durch Abschreibungen freiwerdenden, Beträge (S. 206). Man 
ist heute sehr stolz auf diese Rentabilität, während man früher 
einmal die Meinung vertreten hatte, daß es auf Profit in der 
sozialistischen Industrie nicht ankomme. In der Tat waren 
Überschüsse der Industrie vom Standpunkte der russischen Ge- 
samtwirtschaft weniger dringlih, weil man damals in der 
steuerlichen Ausbeutung der individuellen Bauernwirtschaften 
vorübergehende Kompensationsmöglichkeiten hatte. Heute ist es 
anders, weil durch die Kollektivierung der Landwirtschaft diese 
Quelle verstopft ist. Heute fordert man Chosrastschjel, d. h. Be- 
triebskontrolle und Wirtschaftlichkeitsmessung, weil man der 
Rentabilität der staatlichen Unternehmungen entscheidende Be- 
deutung beimilßt. 

Es muß aber auf das stärkste bezweifelt werden, daß die aus- 
ewiesene Rentabilität eine wirkliche Rentabilität darstellt. Wir 
aben betriebswirtschaftli zwischen Bilanzrentabilität und 

effektiver Rentabilität sehr scharf zu unterscheiden gelernt. 
Dieser Zweifel ist näher zu begründen. Wer in den letzten 
Jahren die Aufwands- und Erlösplanung der russischen Industrie 
verfolgt hat, weiß, daß sich die budgetierte Spanne, aus der die 
Selbstfinanzierung schöpfen sollte, absolut nicht planmäßig ent- 
wickelte. Wäre es anders gewesen, hätte man den Appell Sta- 
lins 1931 (seine große Rede vom 23. 6. 1931) nicht vertehen 
können. Stalin hat sich bemüht, der Bevölkerung klarzumachen, 
was es gesamtwirtschaftlich bedeutet, wenn die Selbstkosten nicht 
planmäßig gesenkt werden können. Er bezifferte jedes Prozent 
nicht erreichte Selbstkostensenkung auf 150 Millionen Rubel 
Defizit im Finanzplan. 

Wir wissen, daß die Diskrepanzen zwischen Soll und Ist auf 
dem Gebiete der Kostenplanung ganz beträchtlich gewesen sind. 

Einen Überblick über die Fehlschätzungen von 1925 bis 1932 
geben folgende Zahlen (in Prozent): 

Fehlschätzungen der Aufwandssenkung der Gesamtindustrie 
von 1927/28 bis 1932: 
Aufwandssenkung in der Gesamtindustrie (in Prozent): 
27128 28/29 29/50 1931 1932 
Soll —60 —70 —15 —8 —7 
Ist — 6,2 —45 — 06,9 +6 + 1) 
19) Das Ergebnis für 1932 ist nicht mitgeteilt worden. 
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Wir sehen im Jahre 1931 eine sehr charakteristische, für die 
Sow jetwirtschaft r sehr unerfreuliche Kostenkehre. An die 
Stelle einer planmäfligen Kostensenkung tritt eine effektive 
Kostenerhöhung. Die Entwicklung im Jahre 1932 ist noch ernster 
eworden. Die beträchtliche Spanne zwischen Senkungssoll und 
enkungsist und die finanziellen Auswirkungen im ersten und 
zweiten (Quartal 1932 seien an einigen Zahlen aus mehreren 
Industrievereinigungen der Schwerindustrie illustriert. 


FH an N rch 
Industrie- Senkungssoll ee 3 ie Nicht- 
f tatsächliche erreichun 
vereinigung in % zu 1931 Aufwands: des Planes 
erhöhung (in Mill. Rubel) 
Stalj — 6,0%) (— 6,8%)) + 82 (+ 10,0) 10,4 (15,5) 
Dnjeprostalj — 6,6 (—-75) + 45 (+ 5,0) 4,3 (10,0) 
Vostokostalj —50 (—47) +134 (+ 20,0) 9,1 (16,0) 
Specstalj —42 (—6,5) = i7 (— 40) 0,6 (1,0) 
Zentrostalj — 5,0 (— 4,5) +11,7 (+15,0) 1,77 ( 2,2) 
uda — 1,5 15 +94 (+ 8,8) 1,5 ( 1,6) 
Vostokruda — 2,5 (— 2,0) + 27,0 (+ 30,0) 1,8 ( 2,1) 
Sojuzodnepro — 3,0  (— 3,0) +10,7 (+ 21,0) 1,5 (3,7) 


Die Diskrepanzen zwischen Soll und Ist sprechen für sich selbst 
sowohl in bezug auf den Wert einer Planung bei solchen Fehl- 
schätzungen wie auch in bezug auf die Wirkungen hinsichtlich 
des Finanzplans. Die planmäßfige Finanzierung des industriellen 
Aufbaues wurde durch diese Entwicklung völlig über den Haufen 
owon Die russishe Monopolindustrie forderte auf Grund 
er steigenden Produktionskosten Preiserhöhungen. Entspre- 
chende Kaufkraft aber war nicht vorhanden. Der Regierung 
blieb zur Lösung dieser Schwierigkeiten kein anderer Weg als 
der über die Notenpresse, wenn sie nicht das industrielle Auf- 
bautempo verlangsamen wollte. Diese letzte Konsequenz aber 
lehnte sie unter allen Umständen ab. 

Die nun verstärkt einsetzende Geldschöpfung ging weit 
über die Planziffern hinaus. Der Geldumlauf betrug am 1. Ok- 
tober 1928 1,9 Milliarden Rubel und sollte in Anbetracht der 
Ausweitung des Warenvolumens pro Planjahr durchschnittlich 
um 250 Millionen Rubel steigen. Man hatte hier die noten- 
sparende Wirkung der Ausdehnung des bargeldlosen Zahlungs- 
verkehrs, wie sie durch verstärkte Industrialisierung und Kollek- 
tivierung möglich wurde, bereits berücksichtigt. Man wäre auf 
diese Weise am 1. Oktober 1933 planmäßig bei einem Geldumlauf 
von 3,2 Milliarden Rubeln angelangt. Tatsächlich betrug der 
Notenumlauf nach dem Ausweis der Russischen Staatsbank be- 
reits am 1. Juli 1933 6,8 Milliarden Rubel, d. h. daR nach Ablauf 
der ersten Fünfjahrplanperiode der Umlauf mehr als doppelt so 
groR war, als er planmäßig sein sollte. 


æ) Die nicht eingeklammerten Zahlen beziehen sich jeweils auf das 
erste Vierteljahr. Die eingeklammerten Zahlen beziehen sich jeweils auf 
das zweite Vierteljahr. 
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Diese Tatsache muß gesamtwirtschaftlich die schwerwiegend- 
sten Folgen haben. Für die Industrie bedeutet dies die Ver- 
Se Tong der Spanne, aus der die Selbstfinanzierung schöpfen 
muß. 

Einige Zahlen mögen dies veranschaulichen. Eine Leistungs- 
einheit zu 100 Rubel Selbstkosten und 120 Rubel Verkaufspreis 
1928 sollte 1932/33 kostenmäßig beispielsweise auf 70 und preis- 
mäßig auf 95 Rubel zu liegen kommen. Tatsächlich mögen heute 
die entsprechenden Zahlen 110 und 14 sein. Es wäre hierdurch 
eine Steigerung der Akkumulationsmöglichkeit pro Einheit um 
50% (von 20 auf 30) erzielt. Doch sind diese Gewinne nur zum 
Teil echte Gewinne, zum anderen Teil Scheingewinne, weil Rubel 
gleich Rubel gesetzt wird. 

cheingewinne ähnlicher Art dürften sich auch bei den Be- 
ständen der Industrie ergeben. Die Inflation führt zu Bewer- 
tungsgewinnen. Wir bekommen auf diese Weise hohe Ziffern 
als Akkumulationsbeträge in die Bilanzen der Industrie. Die 
tatsächlichen Wertverhältnisse aber sind verschleiert, und ein 
leidlich brauchbarer Index für die Umrechnung auf Festwerte 
steht nicht zur Verfügung. Die Staatsplankommission 'der UdSSR 
hat aus naheliegenden Gründen auch kein Interesse daran, das 
nee deutlicher zu machen, als es sich rein rechnungsmäftig 
ergibt. 

Wenn wir nun nicht in Geld, nicht in allgemein-abstraktem 
Wert denken, sondern substanzmäfig, kommen wir zu einem 
ganz anderen Bild. Es sieht so aus: 

Die Industrialisierung ist nicht nur mit erspartem und um- 
eh Kapital, sondern großenteils durh Geldschöp- 

ung finanziert worden. Diese zusätzliche Geldschöpfung trug 
inflatorischen Charakter, weil sie die Ausweitung des 
Warenumschlages weit übertraf. Die Kaufkraft des Geldes sank 
erheblidh, obwohl der Fünfjahrplan eine Steigerung der Kauf- 
kraft von 20% und eine entsprechende Erhöhung des qualita- 
tiven Gehaltes der Millionenziffern der Finanzpläne badectiert 
hatte. Der traditionelle Warenhunger und die Inflation sind 
der Grund der Teuerung, die naturgemäß auch ihre bekannten 
Rückwirkungen auf die Selbstkostengestaltung haben mußte. 
Da die Löhne weit weniger stiegen als die Preise, ist der Real- 
lohn gesunken, obwohl er planmäfig um 69% steigen sollte. 

Dies alles heißt, daß die Industrialisierung letzten Endes 
finanziert wurde zu Lasten der breiten Masse der Be- 
völkerung durch die Verknappung und Verteue- 
rung ihrer Versorgung. Die rechnungsmäfiigen Gewinne. 
auch soweit sie echte Gewinne darstellen. sind erst eine Folge 
dieser Transaktion der Lebensstandardsenkung der Bevölkerung. 
Gewiß sollte die Bevölkerung im Interesse des industriellen Aul- 
baues Opfer bringen. Aber auch hier war zwischen Soll und Ist 
eine ganz außerordentliche Differenz. Wir sehen, daR auf dem 
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Gebiete derIndustrie in bezug auf die entschei- 
denden qualitativen Planpositionen von einer 
Erfüllung des 1. Fünfjahrplans nicht die Rede 
seinkann. 


Es ergibt sich abschließend folgendes: 


1. Die Industrialisierung des ersten Fünfjahrplans ist, 
mengenmäflig gesehen, in phantastishem Tempo vorwärts ge- 
trieben. Die technische Rücständigkeit der russischen Industrie 
ist gemindert und die Abhängigkeit vom kapitalistischen Aus- 
lande geringer geworden. 

2. Durdi Schaffung einer zweiten industriellen Basis hat sich 
die Verteidigungsmöglichkeit für den Kriegsfall vergrößert. 

3. Die Realisation der Produktionsplanung weist starke Dis- 
proportionalitäten auf, die Störungen im Wirtschaftsablauf her- 
vorrufen müssen, weil die einzelnen Teilpläne aufeinander ab- 
gestimmt sind. 

4. Auf dem Gebiete der qualitativen Planziffern sind ganz 
starke Diskrepanzen vorhanden. 

5. Für die Finanzierung der Industrialisierung ist in weit 
mehr als planmäfigem Umfange die Hilfe der Notenpresse ein- 
gesetzt worden. 

6. Die sinkende Kaufkraft des Geldes und das damit ver- 
bundene Absinken des Reallohnes haben von der breiten Masse 
der ern weit 'stärkere Opfer verlangt, als der Plan 
vorsah. 

7. Erst spätere Jahre werden zeigen, ob die Investierungen 
des ersten Fünfjahrplans wirtschaftlich sinnvolle Anlagen waren, 
ob die Kapitalleitungsprinzipien der Planungszentrale Willkür 
waren oder ob sie als Ersatz für den Marktmechanismus einer 
kapitalistischen Wirtschaft in Frage kommen. | 

8. Solange die Planwirtschaft der UdSSR so beängstigende 
und katastrophale Defizite auf dem Gebiete der Versorgung der 
Bevölkerung mit Nahrungsmitteln und Gebraucsgütern indu- 
strieller Herkunft aufzuweisen hat, hat sie den Beweis ihrer 
Überlegenheit nicht erbracht. 

9. Einzelne realisierte Investierungs- und einzelne erfüllte 
Bruttoproduktionspläne sagen an sich nichts über die Leistungs- 
fähigkeit der Planwirtschaft aus, da die Planungszentrale in der 
Verwendung des Kapitals der Volkswirtschaft frei ist. Letzten 
Endes gibt es nur ein Kriterium für die Leistungen einer Volks- 
wirtschaft: den Grad der Bedarfsdekung der Bevölkerung. 
Diese aber ist in der UdSSR zurzeit sehr schlecht! 
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I. Auf kulturellem Gebiet. 


Mit vier Abbildungen. 
Von Klaus Mehnert. 


Die Russen haben selbst in den letzten Jahren die Kader- 
frage als eines ihrer zentralen Probleme bezeichnet und große 
Energien und Kapitalien aufgewandt, um sie positiv zu lösen. 
Die Kaderfrage entstand durch das Mißverhältnis zwischen dem 
gewaltigen Umfang der Industrialisierung und der geringen 
Zahl qualifizierter Führer und Unterführer auf allen Gebieten 
des wirtschaftlichen, technischen und geistigen Lebens. Die 
Lösung der Kaderfrage war die selbstverständliche Voraus- 
setzung für eine qualitativ befriedigende Durchführung des 
Fünfjahrplans. 

ka da sich die Ergebnisse der ersten Pjatiletka einiger- 
maßen übersehen lassen, ist es möglich, sie auch für das kaltu. 
relle Gebiet zu prüfen, und diese zur wirtschaftlichen Entwick- 
lung in Verhältnis zu setzen. Ich verzichte auf einen Vergleic 
mit der Vorkriegszeit, da er durch die völlige ae der 
einzelnen Kategorien wenig fruchtbar ist, und nehme als Stich- 
jahr das letzte Jahr vor dem Beginn der Pjatiletka, das Wirt- 
schaftsjahr 1927/28, mit dem die Planziffern für das Jahr 1932/35 
und die tatsächlich erreichten Ziffern für das mit dem Kalender- 
jahr nunmehr zusammenfallende Wirtschaftsjahr 1952 ver- 
glichen werden. 

Ein erster Blick auf die drei Bände, in denen der Fünfjahr- 
plan enthalten ist, zeigt, welche verhältnismäßig geringe Bedeu- 
tung dem kulturellen Aufbau zunächst beigemessen wurde. Von 
den 166 Seiten des ersten Bandes sind lediglich 6 dem Kader- 

roblem gewidmet. Der zweite Band, der mit seinen beiden 
Hälften insgesamt 909 Seiten umfaßt, hat nur 66 Seiten für den 
„sozial-kulturellen Aufbau“ — wie dieser Fragenkomplex ge- 
nannt wird — übrig, und der dritte Teil befaßt sich fast gar 
nicht mit ihm. Erst als man an die Durchführung des Plans 
ging und überall auf den Mangel an geeigneten und qualifizier- 
ten Kräften stieß, begann man den kulturellen Fragen größere 
Beachtung zu schenken. In den Kontrollziffern für die RSFSR 
werden sie wesentlich breiter behandelt und erhalten sogar 
einen Sonderband von 400 Seiten. 

Um die Entwicklung auf dem Gebiet des Bildungswesens 
beurteilen zu können, muß man sich kurz dessen gegenwär- 
tigen Aufbau vor Augen halten (siehe Bild I). Ich bringe 
ihn auf die einfachste Form und lasse alle kleineren und weniger 
wesentliche Zweige außer Betracht!). Im Zentrum liegt der 
fünfetagige Bau von Vor-, Elementar-, Mittel-, Ober- und Hoch- 
schule. Die Vorschule umfaßt alle Formen der Erziehung 


1) Ihre Ziffern sind in den großen Gruppen enthalten. 
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des vorschulpflichtigen Kindes bis zum siebenten oder achten 
Jahr, insbesondere den Kindergarten. Die Schule besteht aus 
drei Konzentren: der vierklassigen Elementarschule, der drei- 
klassigen Mittelschule und der dreiklassigen Oberschule. Zu 
Beginn des Fünfjahrplans gab es nur die beiden ersten Konzen- 
tren, der Ausbau des dritten Konzentrums, also der Oberschule, 
kam erst in jüngster Zeit hinzu und erreichte bisher nur einen 
sehr bescheidenen Umfang. Neuerdings wird die Möglichkeit 
diskutiert, aus der bisherigen Vorschule eine Klasse der Elemen- 
tarschule von unten anzubauen und damit auf insgesamt elf 
Schuljahre zu kommen. In der Statistik werden das zweite und 
dritte Konzentrum noch als „Mittelschule“ zusammen geführt. 
Eine Schule mit dem ersten und zweiten Konzentrum wird auch 
„-Jahr-Schule“, d. h. „Semiletka“, genannt. Zur Gruppe der 
Hochschulen gehören sowohl die allgemeinen Hochschulen 
(Wusy) und die technischen Hochschulen (Wtusy), als auch die 
Akademien und Universitäten. Ohne näher auf das Wesen dieses 
zentralen Schulaufbaus in der Sowjetunion einzugehen 
— es ist an dieser Stelle häufig im Detail darüber berichtet 
worden, zudem hoffen wir, demnächst eine eingehende Dar- 
stellung der in diesem Sommer neugeschaffenen stabilen Schul- 
lehrbücher und einen Artikel über die Hochschule zu bringen —, 
läßt sich doch sagen, daß es sich in gewisser Weise mit dem deut- 
schen vergleichen läßt. 


Daneben gibt es aber noch drei Institutionen, die nur Ruß- 
land eigentümliche Formen herausgearbeitet haben: Technikum, 


Rabfak, FSU. 


Das Technikum, das noch am ehesten in europäischen 
Schulformen Parallelen besitzt, ist eine dreijährige Lehranstalt 
zur Ausbildung von Kadern mittlerer Qualifikation, wobei aber 
das Wort „Technikum“ nicht mit „Technik“ gleichzusetzen ist, 
da es z. B. auch pädagogische, musikalische usw. Technika gibt. 
Gewöhnlih wird das Technikum von Absolventen der Mittel- 
schule besuct, die es dann mit dem Namen „Techniker“ ver- 
lassen, um meist unmittelbar anschließend eine mittlere Position 
in der Wirtschaft usw. zu beziehen. 


Die Rabfak ist eine rein russische Einrichtung. Sie ent- 
stand zu einer Zeit, als man die Hochschule rasch und ohne das 
allmähliche Nachwachsen auf dem Wege über die Mittelschule 
abzuwarten, proletarisieren wollte. Sie hatte die Aufgabe, 
Arbeiter und Bauern, die eine Mittelschulbildung nicht genossen 
hatten, in drei- bis vierjährigen Kursen — oft als sogenannte 
Abendrabfak neben der Arbeit im Betrieb — für die Hochschule 
vorzubereiten. Und sie spielt auch heute noch eine Rolle, ob- 
gleich anzunehmen ist, daß sie diese in dem Maße, in dem prole- 
tarischer Nachwuchs aus der inzwischen aufgebauten Mittelschule 
in die Hochschule hereinkommt, wieder verlieren wird. In kleine- 
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re wird die Rabfak aber wohl auch in Zukunft bestehen 
ei 

Die Fabrikschule, auf Russisch FSU abgekürzt, ist eben- 
falls jüngeren Datums. Sie entstand in der Zeit des rapiden 
industriellen Aufbaus aus der Notwendigkeit, alle verfügbaren 
Kräfte in die Fabrik zu holen und doch ihre Qualifikation stän- 
ni zu erhöhen, ohne sie völlig an die Schule abzugeben. Jugend- 
liche, die nach Absolvierung des ersten oder — möglichst — des 
zweiten Konzentrums in einen Betrieb eintraten, sollen in der 
FSU, also in einer Art von Lehrlingsschule, weitergebildet 
werden. Man war sich aber lange Zeit über das Wesen der FSU 
nicht einig. Die Anschauungen schwankten. Sollte sie eine reine 
Fachschule sein oder sich in erster Linie der Allgemein- 
bildung ihrer Schüler annehmen? Ein einheitliches Bild über die 
FSU während der ersten Pjatiletka läßt sich daher nicht geben. 
Erst in der letzten Zeit ist ein grundlegender Erlaß über ihre 
künftige Entwicklung herausgekommen?). 

Der Plan für den Aufbau des Schul- und Bildungswesens, 
wie er im ursprünglichen Fünfjahrplan aufgestellt wurde, war 
weitgehend im Einklang mit den tatsächlichen Vera une, 
über die man verfügte, also mit der Zahl der Lehrer, Schul- 

ebäude, Lehrmittel usw. Aber bald erkannte man, daß die im 
lan vorgesehenen Kader in keiner Weise den Anforderungen 
der rapide sich ausdehnenden Wirtschaft gerecht werden könn- 
ten. Wie wenig zunächst der Kultur-Fünfjahrplan mit dem Wirt- 
schafts-Fünfj lan übereinstimmte, geht z. B. daraus hervor, 


daß in ihm für das ganze Jahrfünft die Ausbildung von lediglich * 


3) Es ist der Erlaß des ZIK und des Sownarkom (Rat der Volkskom- 
missare) der UdSSR vom 15. 9. 1933. Hier wird als Ziel proklamiert, die FSU 
solle zur reinen Fachschule werden, in der 80 % des Unterrichts aus- 
schließlich der Spezialität des betreffenden Betriebes, dem sie angeschlossen 
ist, gewidmet sein sollen, und nur 20 % der Allgemeinbildung, während bis- 
her das Verhältnis gewöhnlich 50:50 war. Da die FSU qualifizierte Arbeits- 
kräfte der unteren Qualifikation produzieren soll und nicht eine Durchgangs- 
station zum Studium am Technikum oder gar der Hochschule sei, müsse von 
jetzt ab vermieden werden, daß ihre Absolventen die Fabrik wieder ver- 
assen und in höheren Lehranstalten weiter studieren. Es heißt ausdrück- 
lich: „Mit der Praxis des Übergangs der FSU-Absolventen in Lehranstalten 
wie Technikum und Hochschule ist Schluß zu machen.“ Anschließend an die 
Absolvierung der FSU wird eine Betriebspraxis von mindestens drei Jahren 
efordert. Die Lehrfristen sollen von zwei bis vier Jahren auf sechs Monate 
is ein Jahr verae werden, und man will dies erreichen, einmal durch 
die Verminderung der allgemein bildenden Fächer und zweitens — das ist 
sehr interessant — durch die Ausmerzung des politischen Unter- 
richts aus dem Lehrplan. Die politische Ausbildung soll in Zukunft vom 
Komsomol (Komm. Jugendverband) und nicht mehr von der FSU durchgeführt 
werden. Dies ist meines Wissens der erste in einem Erlaß eindeutig ausge- 
en. Hinweis auf die eh, und Entpolitisierung der Schule. 

esentlich ist ferner, daf in Zukunft Schüler unter 15 Jahren nicht mehr auf- 

enommen werden sollen und daf die FSU noch stärker als bisher ein Teil 

es betreffenden Betriebes unter der unmittelbaren Verantwortlichkeit des 
Betriebsdirektors sein soll. 
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127 Traktoren-Spezialisten und 130 Agronomen für Großbetriebe 
in Aussicht genommen war! So sah man sich gezwungen, „na 
chodu“, wie die Russen sagen, also „auf dem Marsche“, die An- 
forderungen und Ziffern immer mehr in die Höhe zu treiben, 
insbesondere für die mehr technischen Schularten, wie FSU, 
Rabfak und Technikum auf der einen Seite und für die Vorschule 
auf der anderen Seite, da man durch den Ausbau der Kinder- 
gärten weibliche Arbeitskräfte für die Wirtschaft frei machen 
mußte. Hinsichtlich des 1. Konzentrums ist die allgemeine Schul- 

flicht praktisch durchgeführt, für das 2. erst in den größeren 
tädten. Im einzelnen geht die Entwicklung aus den folgenden 


Ziffern hervor?): 
Plan Erfüllung 


1927/28 1932/33 1932 
Vorshule . . . . . . . . 485000 895 000 5 232 000 
Elementarshule . . . . . 9942000 14186000 18754000 
Mittelshule . . . . . . . 1250000 t 561 000 4 359 000 
Hochschule . . . . 2 . . 185000 209 000 501 300 
Technikum . . . . . . . 222000 327 000 949 200 
Rabfak ET E E 45 000 72 000 444 400 
FSU. .... a a 111 000 267 000 1 177 300 


Ehe ich auf die Auswirkungen dieses quantitativ gewaltigen 
Aufbaus eingehe, nenne ich noch einige weitere Ziffern der 
„Kulturnaja Pjatiletka“. Sie betreffen den Kampf gegen das 
Analphabetentum, die Entwicklung der PD des 
eVerlagswesens und der Lesestuben. Auf diesen Ge- 
bieten sind, die Russen können das mit Recht für sich in An- 
spruch nehmen, außerordentliche Erfolge erzielt worden, die mit 
dazu beitragen, das Wesen der aeda Bevölkerung und ge- 
rade auch des russischen Dorfes bedeutsam zu beeinflussen, ja 
zu verändern. Hinsichtlich der Erfolge im Kampf gegen das 
Analphabetentum wird man allerdings etwas skeptisch sein 
dürfen, da die angegebenen Zahlen der des Lesens und Schrei- 
bens Kundigen auch die sogenannten „Malogramotnyje“, d. h. 


3) Die Ziffern für das Jahr 1927/28 sowie die Planziffern für 1932/33 ent- 
nehme ich dem Fünfjahrplan, die Erfüllungsziffern des Jahres 1952 dem von 
der Staatlihen Plankommission herausgegebenen Werk über die Erfüllung 
der ersten Pjatiletka. Ich gehe nicht darauf ein, daß in der Presse und in 
anderen Publikationen Ziffern gebracht wurden, die mit denen dieses Buches 
nicht in Einklang stehen. Trotz mancher beträchtlichen Differenzen läßt sich 
die Entwicklung in ihren Grundzügen aus den Ziffern des Buches feststellen. 
Jedenfalls sind es die Ziffern, mit denen in der Sowjetunion gerechnet wird. 
Daf sie nicht als endgültig angesehen werden können, geht z. B. daraus her- 
vor, daß eine Anzahl von iffern. die in diesem Buch als Erfüllung des Jahres 
1952 angesehen werden, in der Zeitung „Sa Kommunistitscheskoje Pros- 
weschtschenije” vom 1. Januar 1933 noch als „erwartete Erfüllung” geführt 
werden. — Von einer Unterscheidung zwischen Optimal- und Ausgangsvariante 
kann abgesehen werden, da im Fünfjahrplan ausdrücklich festgestellt wird. 
daß beide Varianten in der Quantität zusammenfallen und ein Unterschied 
lediglich in der Qualität ihrer Erfüllung besteht. (Siehe Bild lI und III) 
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„die im Lesen und Schreiben Schwachen“, mit umfassen. Es sind 
dies Leute, die zwar Kurse — auf russisch abgekürzt „Likbes“- 
Kurse genannt —, mitgemacht haben, die aber infolge mangeln- 
der Übung einen Teil, vielleiht auch alles von dem Erlernten 
wieder vergessen haben. Aber die Erfolge werden dadurch im 
Grunde nicht verringert, um so mehr als der Nachwuchs schon so 

t wie ganz vom Schulsystem erfaßt ist und des Lesens und 

chreibens kundig heranwädhst. 


Plan Erfüllung 
1927/28 1932/33 1932 

Analphabeten unter der 

8—50j. Bevölkerung 46,1% 18% 10% 
Jahresauflage 

der Zeitungen . . 1700 Mill. 340 Mill. 5700 Mill. 
Tagesauflage | 

der Zeitungen . . 88 Mill. 17,6 Mill. 36,0Mill. 
täglich 1 Zeitung auf 

15—50j. Personen . 9 5 2 
veröffentlichte 

Buchtitel . . . . 37 000 45 000 53 800 
veröffentlichte Bücher | 

und Zeitschriften 

in Bogen . . . . 2100 Mil. 4582 Mil. 3500 Mill. 
Lesestuben . . . . 21 876 38 283 46 200 


Zweierlei hätte es bedurft, wollte man den quantitativen 
Erfolg des Schul- und Bildungsaufbaus auch zur qualitativen Be- 
friedigung durchführen: entsprechender pädagogischer 
Kader und materieller Vorbis zais wie Schul- 
räume, Lehrmaterial usw. Beide Fragen müssen einzeln unter- 
sucht werden. 

1. Das Verhältnis der pädagogischen Kader, d. h. der 
Lehrer mit mittlerer oder höherer ädagogischer Ausbildung, zu 
der Gesamtzahl der Schüler in Vor-, Elementar- und Mittel- 
schulen ergibt folgende Aufstellung (siehe Bild IV): 


Plan Erfüllung 


1927 /28 1932/33 1932 
Schüler 20202 e 02.11 677 000 16 642 000 28 345 000 
Lehrer . . . 2.2202. 211 500 410 000 387 200 
Schüler auf 1 Lehrer . . 55 40 73 


Während man also im Plan das an sich schon sehr ungesunde 
Verhältnis zwischen Lehrer und Schüler wie 1:55 in 1:40 ver- 
wandeln wollte, ergab sich tatsächlich zum Ende der Pjatiletka 
ein Verhältnis wie 1:73. Da es unmöglich war, es bei einer der- 
artigen Belastung der Lehrer beenden zu lassen, suchte man 
die Lücken mit Lehrern auszufüllen, die lediglich in Kurzkursen 
vorgebildet wurden. Und je rascher in den letzten Jahren die 
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Zahl der Schüler wuchs, desto größer wurde der Anteil der not- 
dürftig vorgebildeten Lehrer an der Gesamtzahl der Lehrer- 
schaft. 1932 ergab sich folgendes Bild: Allein für die Elementar- 
schulen der RSFSR wurden durch den Zuwachs von 1 184900 Schü- 
lern bei einer Durchschnittsziffer von 42 Schülern pro Lehrer 
28210 neue Lehrer erforderlih. Diese Zahl erhöhte sich zudem 
durch das Ausscheiden bisheriger Lehrer und durch die Über- 
nahme eines erheblichen Defizits von 14000 Lehrern aus dem 
Jahre 1951 auf insgesamt 66 000 neu a Lehrer. Die päd- 
agogischen Technika dagegen waren lediglih in der Lage, 
10600 Absolventen, also nicht einmal den sechsten Teil der er- 
forderlichen Summe zu stellen (SKP 9. 4. 32). Die übrigen fünf 
Sechstel suchte man durch Fernunterricht, der seit 1932 durch die 

ädagogischen Hochschulen und Technika durchgeführt wird, 
durdi Kurzkurse, Radiokurse usw. zu beschaffen. Aber auch auf 
diesem Wege ließ sich die Differenz von 55 200 nicht decken, da 
von den Kursen nur 48000 erfaßt werden konnten (Erlaß des 
Sownarkom der RSFSR vom 19. 8. 32). Auch für die Zukunft 
wird es schwierig sein, selbst bei einem entsprechenden Ausbau 
der pädagogischen Lehranstalten, den gewünschten Nachwuchs 
zu erhalten, da der junge Russe sich augenblicklich aus seiner 

anzen Einstellung heraus ungern zum Lehrerberuf entschließt. 

aher haben auch die pädagogischen Lehranstalten zu Beginn des 
Schuljahres 1932/33 statt Be erwarteten 62630 Studenten nur 
rund 25 000 Anmeldungen erhalten (SKP 6. 9. 1932). 

Unter diesen Umständen ist es selbstverständlich, daß die 
Qualität der überwiegenden Majorität der Lehrer völlig unge- 
nügend ist. Eine Unzahl von Artikeln in der Presse und in den 
einschlägigen Zeitschriften, zahlreiche Erlasse (z.B. der des Kolle- 
giums des Volksbildungskommissariats der RSFSR vom 25.7. 1933) 
weisen immer wieder auf diesen Übelstand hin. Ja, es wird sogar, 
und das darf angesichts der Ausbildung nicht wundernehmen, 
von Lehrern berichtet, die noch halbe Analphabeten sind (z. B. 
SKP 5. 7. 1933). 

Die Qualität der Lehrerschaft leidet ferner unter ihrer 
schwierigen materiellen Lage. (Dieser Umstand trägt auch dazu 
bei, daß ein Drang zum Lehrerberuf kaum besteht) Bis zum 
Sommer 1931 war die Lage der Lehrer besonders schlecht, von 
da ab hat man sich unabläfßlich bemüht, sie zu heben. Eine Un- 
zahl von Erlassen hat allmählich zu einer Verbesserung der 
Lage geführt, vor allem seit den beiden Erlassen des ZK der 
Partei vom 5. 9. 1931 und des STO vom 28. 10. 1931, die die Lehrer- 
schaft hinsichtlich ihrer Versorgung mit der Industriearbeiter- 
schaft gleichgestellt haben‘). Es wurde besser für den Urlaub 


+) Weitere wichtige Erlasse: Über die Versorgung: ZKK und RKI vom 
14. 12. 1932 und Narkomsnab vom 28. 7. 1955. Über die Gehälter: Sownarkom 
31. 3. 1933 und Narkompros 12. 5. 1933. Über den Urlaub: Sownarkom 
11. 3. 1933. 
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gesorgt, die Gehälter wurden, um einen Anreiz für höhere 
Qualifikation zu schaffen, differenziert, das soziale Ansehen des 
Lehrers gehoben. Trotzdem reißen die Klagen nicht ab, vor allem 
auf dem Lande, wo der Lehrer aus dem Nahrungsfonds des 
Kolchos mitversorgt werden muß. In der Auszahlung der Ge- 
hälter treten oft lange Stockungen ein und die Summe der nicht 
bezahlten Gehälter geht hoch in die Millionen (SKP 4. 8. 1933)°). 

Ähnlich wie bei der Elementar- und Mittelschule, von der 
bisher die Rede war, sind die Verhältnisse auch bei den ver- 
schiedenen technischen Lehranstalten. Bei ihrem noch viel rapi- 
deren Wachstum dürften sie sogar noch ungünstiger daran sein. 
Zusammenfassende Ziffern sind jedoch hierüber nicht veröffent- 
licht worden. 

Besser sieht es mit der Kaderfrage bei den Hochschulen 
aus, die von allen Schularten die ruhigste Entwicklung durch- 
gemacht haben. Das ergeben folgende Ziffern (Aspiranten ent- 
sprechen etwa unseren Assistenten und jüngeren Privatdozenten) 


(siehe Bild IV). 
Plan Erfüllung 


i 1927/28 1932/33 1932 
Studenten . . . 185000 209 000 501 300 
Gelehrte . . . . 15000 32 000 
Aspiranten . . . 4000 22 000 


2. Unter den materiellen Voraussetzungen eines 
solch extensiven Aufbaus ist von besonderer Bedeutung die ent- 
sprechende Zunahme der Räumlichkeiten, d. h. sowohl der 
Schulgebäude als auch der Wohnheime, Speiseanstalten usw. Daß 
auf diesem Gebiet keine klaren Zahlen veröffentlicht wurden, ist 
kein gutes Zeichen. Aus der Mitteilung, das in der RSFSR für 
13255000 Elementarschüler 1932 rund 100000 Schulen zur Ver- 
fügung standen, läßt sich wenig entnehmen (SKP 26. 12. 1932), 
denn selbstverständlih entfällt die überwiegende Mehrzahl 
dieser Schulen auf die Dorfschulen, so daß ein Durchschnitt von 
133 Schülern pro Schule sehr hoch ist. Man muß sich aus ein- 
zelnen Angaben ein Bild zu machen suchen, das dann wenig 

ünstig aussieht. Der Plan des Schulbaus in der RSFSR für das 
fahr 1932 wurde nur zu 64 % erfüllt. So sind Schulen mit zwei, 
ja mit drei Schichten von Schülern häufig zu finden. Viele Tau- 
sende von Schulen stehen in unvollendetem Zustand. Im Lenin- 
grader Gebiet wurden z. B. 224 Schulen in Bau genommen, wäh- 
rend 400 unvollendet blieben, im Zentralschwarzerdegebiet sind 
653 in Bau genommen und 427 unvollendet gelassen, in der RSFSR 
und der Ukraine zählte man zusammen 2550 unvollendete Schul- 
bauten (SKP 26. 3. 1933). Dabei wurden für 1933 2,2 Millionen 


5) Die Ziffern für die einzelnen Lohnkategorien sind unwesentlich, da sie 
bei der Entwertung und der Verschiedenwertigkeit des Rubels ohnehin kein 
Bild ergeben. 
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Schüler in den Elementar- und Mittelschulen neu erwartet. Die 
Folge sind zahlreiche Verordnungen (z. B. vom ZIK und SNK der 
UdSSR 7. 4. 1932 und ZIK und SNK der RSFSR 10. 6. 1932), die 
strikt verlangen, daß alle als Schulgebäude bezeichneten Räum- 
lichkeiten unter allen Umständen nur als Schule Verwendung 
finden dürfen und Personen, die angesichts des Wohnungs- 
mangels in Schulgebäuden leben, fristlos zu exmittieren sind. Es 
stellte sich heraus, daß in Tausenden von Schulen Personen, die 
nichts mit der Schule zu tun hatten, wohnten. Die Durchführ 
dieses Erlasses erwies sich aber als Sisyphusarbeit. In Leningra 
z. B. wurden in 257 Schulen insgesamt 6000 qm auf diese Weise 
freigemacht und gleichzeitig in 98 Schulen durch neuen Zuzug von 
Mietern wieder 2600 verloren (SKP 12. 10. 1933). Entsprechend 
scharf wird auch der Kampf um die Säuberung von Schüler- und 
Studenten-Wohnheimen von Personen, die nicht in diese beiden 
Kategorien gehören, geführt. 


Bei den anderen Schularten dürften die Verhältnisse ähnlich 
sein. Während die Zahl der FSU-Schüler z. B. in der Pjatiletka 
von 110000 auf 1177000, also auf das Zehnfache, anwuchs, stie 
die Zahl der FSU-Schulen kaum auf das Doppelte, von 1800 au 
3000, so daß 1932 auf jede FSU 392, 1927/28 nur 61 Schüler ent- 
fielen. Im ganzen Jahr zwischen 1. 8. 1931 und 1. 3. 1952 wurden 
300 FSU-Schulen neu gebaut, während sich die Zahl der Schüler 
um eine halbe Million, also um 1700 Schüler pro Schule erhöhte 
(siehe Bild IV). 


Auch in diesem Zusammenhang bieten die Hochschulen ein 
günstigeres Bild. Einschließlich der Universitäten und Akade- 
mien sind sie von 130 auf 668, also auf das Fünffache, gestiegen, 
während die Zahl der Studenten nur etwa auf das 215fache wuchs. 
Auch für die wissenschaftlichen Institute, deren Zahl jetzt mit 
ee 676 angegeben wird, ist außerordentlich viel getan 
worden. 


Sehr schlecht sieht es mit dem Lehrmaterial aus. Ge- 
samtziffern über die Ergebnisse des Jahres 1952 ließen sich nicht 
ermitteln — auch kein gutes Zeichen —, aber schon die Ziffern für 
die ersten fünf Monate 1932 sind ungünstig genug. In diesem 
Zeitraum wurden 200000000 Hefte, 45000000 Bleistifte und 
57 000 000 Federn zu wenig produziert, und auch die Qualität des 
tatsächlich gelieferten Materials wird als ungenügend bezeichnet 
(SKP 2. 7. 1932). Ähnlich oder noch ungünstiger liegt es auf ande- 
ren Gebieten. Der Plan der geographischen Karten z. B. wurde 
1932 nur zu 18% erfüllt (SKP 28. 4. 1933)°). Voll erfüllt wurde 
1933 der Plan, der die Herstellung von 45 Millionen neuen, soge- 
nannten stabilen Lehrbüchern vorsah. 


°) Ein Teil der Lehrmittelindustrie ist durch einen Erlaß vom 20. 11. 1933 
unmittelbar dem Narkompros unterstellt worden. 
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Über die Finanzierung des kulturellen Aufbaus habe 
ich absichtlich Angaben vermieden, weil sich aus den bloßen 
Rubelziffern nichts entnehmen läßt. Wesentlich ist jedoch die 
Tatsache, daß innerhalb des kulturellen Budgets sich eine Ver- 
schiebung zugunsten des technischen Schulwesens, zu ungunsten 
der eigentlichen Schule ergeben hat. Die technische Kaderaus- 
bildung war 1928/29 mit 30,6 %, 1932 dagegen mit 50,6 % an den 
Gesamtausgaben des Kulturbudgets beteiligt. 


Wenn man bei einer solchen Untersuchung der tatsächlichen 
Voraussetzungen des kulturellen Aufbaus zu dem Ergebnis 
ommt, daß sie in keinem Verhältnis zu dem gewaltigen An- 
schwellen der Schüler- und Studentenziffern stehen, erscheinen 
diese in einem anderen Licht. Zweifellos ist ein großer Teil der 
gewaltigen Schwierigkeiten und des bedenklihen Mangels an 
wirklich zuverlässigen Kadern auf die Übersteigerung des Tem- 
os zurückzuführen. Es ist einfach nicht möglich, mit zu wenig 
ehrern, Schulen, Lehrmitteln usw. dieselben Ergebnisse zu er- 
zielen, selbst wenn jeder in der Erfüllung seiner Pflichten bis 
zur Grenze seiner Kräfte geht, als unter normalen Verhältnissen. 
Die rein zahlenmäftige Lösung des Kaderproblems für die 
Wirtschaft des Landes ist dabei durchaus günstig, wie aus der 
folgenden Tabelle hervorgeht. Sie zeigt, daR sich trotz der Ver- 
doppelung der Zahl der in der gesamten Wirtschaft tätigen Ar- 
beiter und Angestellten das Verhältnis von Spezialisten mittlerer 
und höherer (Qualifikation (also Absolventen von Technika und 
Hochschulen) zu Arbeitern und Angestellten etwa von 1:52 zu 
1:43 entwickelt hat (siehe Bild IV). 


Erfüllung 
1927/28 1932 
Arbeiter und Angestellte. . . . . . 7629000 16 195 000 
Mittlere und höhere Spezialisten. . . 146000 375 000 


Arbeiter und Angestellte pro Spezialist 52 43 
Techniker : Ingenieuren . s e ag 1,6 :2 28:2 


Aber die Qualität der auf die hastige, oft improvisierte Art 
vorgeschulten Kräfte mußte ungenügend sein und das hat sich 
sehr bedenklich in den gegenwärtigen Schwierigkeiten in der 
Sowjetunion ausgewirkt. Trotzdem wird man die Zukunft auf 
dem Gebiet der Kaderfrage im ganzen optimistisch beurteilen 
können, und zwar aus drei verschiedenen Gründen: 

Erstens: Die Hauptschwierigkeit der ersten Pjatiletka lag 
in dem ungewöhnlich jähen Wachstum, das sich in Zukunft zwei- 
fellos sehr erheblich verringern, auf manchen Gebieten vielleicht 
sogar zum Stillstand kommen wird. Das schafft die Möglichkeiten 
zur Konsolidierung. Schon heute deuten mancherlei Anzeichen 
darauf hin, daß die Jagd nach der Quantität als schädlich aner- 
kannt und bekämpft wird. Im Sommer ist sogar ein Erlak her- 
ausgekommen, der sich für das ruhige Arbeiten und gegen den 
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„Kampagnen“ -Betrieb wendet (Kollegium des Narkompros 
25. 7. 1933). 

Zweitens: Die Unterrichtsmethoden, die ursprünglich auch 
einen Teil der Verantwortung für die ungenügenden Erfolge 
trugen, wurden in der letzten Zeit grundlegend reformiert. Diese 
Entwicklung ist an dieser Stelle immer wieder im einzelnen dar- 
gestellt worden, so daß es genügt, sie in Stichworten in Erinne- 
rung zu rufen: Hebung der Autorität der Lehrer — Bedeutung 
der Disziplin — Leistungsprinzip bis zur Staffelung der Stipen- 
dien nach Leistung — Wiedereinführung der Examina und Lehr- 
bücher — feste Einteilung der Schüler in Klassen — Kampf gegen 
Überbelastung mit öffentlichen Aufgaben usw. 

Drittens: Und das ist gerade für den technischen Aufbau 
besonders wichtig — die Jugend wächst in einer stark techni- 
sierten Atmosphäre heran und stellt einen anderen Rohstoff für 
den Wirtschaftsaufbau dar als die Generation ihrer Väter und 
älteren Brüder, die in einem fast agrarischen Lande und in ihrer 
überwiegenden Majorität ohne die geringste Berührung mit der 
Technik herangewachsen war. Das Erwacen von technischen 
Interessen und Fähigkeiten ist ein auffallender Zug in der neuen 
Entwicklung der russischen Jugend. Hinzu kommt, daß die Zahl 
der Arbeiter oder Arbeiterkinder, die von Haus aus in starker 
Verbindung mit der Technik groß werden, in den höheren Lehr- 
anstalten im Zunehmen begriffen ist. In den Technika z.B. stieg 
der Prozentsatz der Arbeiter und Arbeiterkinder innerhalb der 
Gesamtzahl der Studenten von 23 % auf 495 %, in den industri- 
ellen sogar auf 70%; in den Hochschulen von 25 % auf 58 % und 
in den technischen Hochschulen auch noch auf 70 %. 


k * k 

Zur Beurteilung der augenblicklichen Lage der Sowjetunion, 
zum Verständnis ihrer Nöte und zur Bewertung der Ergebnisse 
des ersten Fünfjahrplans war eine Darstellung der Kaderfrage not- 
wendig, obgleich man im Ausland gewöhnlich mit dem Begriff 
der Pjatiletka nur einen wirtschaftlichen Aufbau verbindet. Ab- 
gesehen von der Ernährung liegt die Wurzel der Schwierigkeiten, 
durch welche die Sowjetunion gegenwärtig hindurch muf, in 

hohem Maße beim Kaderproblem. 
Faft man zusammen, so kann man sagen: Der quantitativ 
ewaltige Aufbau auf kulturellem Gebiet wird zum Teil wieder 
dusch die von dem überstürzten Tempo bedingte geringe Quali- 
tät paralysiert, doch nicht so sehr, daß man nicht eine starke 
ebung des gesamten kulturellen, geistigen und technischen 
Niveaus der Sowjetunion feststellen könnte. Für das kulturelle 
Gebiet gilt wie für alle anderen: Man hat einen riesigen Aufbau 
in Angriff genommen. Manches von ihm ist vollendet; vieles noch 
im Rohbau; einiges, was unfertig stehen blieb, beginnt schon 
wieder einzufallen. Von einem einheitlichen, wohlfundierten, 
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zuverlässigen Ganzen ist man noch weit entfernt. Von den näch- 
sten Jahren, vielleicht schon vom Jahr 1934, hängt ab, ob man 
genügend Geduld, Ausdauer und Kraft für den ruhigen Ausbau 
des mit unerhörten Opfern begonnenen Unternehmens besitzt 
a damit den Bau zum Besten des russischen Volkes zu Ende 
ührt. 


Finnland 1933. 


Von Dr. Otto v. Zwehl. 


Politische Entwicklung. 
Am 6. Dezember 1917 erklärte Finnland seine Unab- 


h a e von Rußland, wo der Bolschewismus unterdessen 
zur vollen Macht gelangt war. Ein mehr als 100 Jahre altes 
ne das seit der russischen Revolution von 
1905 und dem Erstarken des Panslavismus mehr und mehr in 
den Zustand russischer Gewaltherrschaft übergegangen war, 
wurde damit aufgehoben. Im harten Kampf gegen die das Land 
besetzt haltende russische, immer mehr verwildernde Soldateska, 
mit welcher die finnischen Sozialisten und roten Garden Hand 
in Hand gingen, mußte jedoch erst die Freiheit Finnlands mit 
Waffengewalt errungen werden. Die um Wasa und in Karelen 
sih sammelnde weiße Bauernarmee des Generals Mannerheim 
erhielt in den Angehörigen des ehemaligen preußischen Jäger- 
bataillons Nr. 27 eine aus finnischen Freiwilligen von Deutsch- 
land aufgestellte Spezialtruppe und durch reichliche deutsche 
Waffentransporte ihren ersten moralischen Halt und ihr mili- 
tärisches Rückgrat. Die großen Erfolge dieser weißen Armee 
in der Schlacht bei Tampere über die rote Hauptmadht (3. 4. 1918) 
wurden unter Mitwirkung der am 4. April 1918 in Hangö ge- 
landeten deutschen OÖstseedivision unter General von der Goltz 
rasch zum vollen Siege erweitert. Der deutsche Einsatz er- 
sparte Süd-Finnland jedenfalls Ströme von Blut. Wichtiger noch 
als dieser Einsatz deutscher Landtruppen war der Aufenthalt 
der deutschen Flotte in den finnischen Gewässern, die allein die 
deutschen Waffentransporte an Mannerheim und schlieflih den 
kampflosen Abzug der russischen Kriegsflotte von Helsingfors 
durch ihre blofe Anwesenheit ermöglichte. Die Absicht der 
finnischen Monarciisten, Finnland zu einer Monarchie unter 
dem deutschen Prinzen Friedrich Karl von Hessen zu gestalten, 
scheiterte dann an den Bestimmungen des Versailler Vertrages. 
1919 erhielt Finnland, nachdem sein erster Reichsverweser 
Svinhufvud (der jetzige Präsident) 1918 durch General Manner- 
heim abgelöst wurde, seine heutige gültige republikanische Ver- 
fassung. 
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Die zeitlich kurze Geschichte des finnischen Freiheitskrieges 
ist reich an heroischen Beispielen zielbewußten Freiheitswillens 
und persönlichen Mutes. Die Voraussetzung für das Gelingen 
des Freiheitskrieges war jedoch weniger die aktive deutsche 
Waffenhilfe als der durch Tannenberg und Gorlice vorbereitete 
Zusammenbruch Rufßlands. Gemessen an der kurzen Dauer des 
finnischen Freiheitskrieges und an der Tatsache, daß die finnische 
Jugend wegen ihres passiven Widerstandes als unzuverlässig 
nicht im russischen Kriegsheere dienen mußte und daher von den 
großen Blutopfern anderer Völker verschont wurde, kann man 
wohl das neue Finnland als eines der wenigen Länder bezeidh- 
nen, das aus seiner Teilnahme am Weltkriege positivsten Ge- 
winn gezogen hat. 


Finnland ist vielleiht das einzige Beispiel vernünftiger 
durch den Weltkrieg bewirkter Se Nach 
seiner Anerkennung durch die Großmächte und nach dem fin- 
nisch-russischen Frieden von Dorpat (1920) waren die ersten 
Aufgaben des jungen Staates die der inneren Konsolidierung, 
die wesentlich dadurch erleichtert wurde, daß Finnland im 
Gegensatz zu anderen staatlichen Neugründungen des Welt- 
krieges auch während der Zeit der Verbundenheit mit Rußland 
nie seine eigene Gesetzgebung und seinen Beamtenkörper ver- 
loren hatte. Die vordringlichste Aufgabe, entscheidend für die 
weitere Zukunft, lag auf wirtschaftlichem Gebiete. Es galt die 
Ernährung zu sichern und vor allem Industrie, Handel und Ver- 
kehr bei der weiter bestehenden Absperrung gegen Rußland, 
resolut von Osten nach dem Westen und Süden herumzuwerfen. 
Durch straffe Kartellierung der finnischen Ausfuhrindustrien 
elang es auch, in kurzer Zeit völlig neue Absatzmärkte im 
Westen und Süden als Ersatz für den verlorenen russischen 
Markt zu finden, damit überhaupt erst die Voraussetzungen für 
einen wirtschaftlich lebensfähigen neuen Staat zu schaffen und 
der bedrohlichen Inflation Einhalt zu gebieten. 


Außenpolitisch fiel diese Periode zusammen mit An- 
sätzen, Finnland als nördlichstes Glied in die Randstaatenfront 
gegen Rußland einzubeziehen. Der damals zu diesem Zwecke 
von dem finnischen Minister Holsti propagierte Warschauer 
Akkord, in welchem sich Finnland, Estland, Lettland und Polen 
finden sollten, zerfiel jedoch auf Betreiben der finnischen Sozia- 
listen. Diese Politik wurde abgelöst, hauptsächlich auf Initia- 
tive des langjährigen finnischen Aufßenministers Procop&es, von 
dem Bemühen, Finnland in gleich enge Beziehungen sowohl zu 
den Randstaaten als auch zu Skandinavien zu bringen. Finn- 
land wollte kein Brückenstaat zwischen Skandinavien und den 
Randstaaten sein, sondern möglichst selbständig nach allen Rich- 
tungen verbleiben. Besonders während der Amtstätigkeit Pro- 
copes entwickelte Finnland auch im Völkerbund eine größere 
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Aktivität. Von Finnland ging z. B. der Antrag aus, a 
nen Völkerbundsmitgliedern finanzielle internationale Hilfe zu 
leisten. Die Politik der Selbständigkeit gegenüber den Rand- 
staaten und Skandinavien fand ihren äußeren Ausdruck in den 
offiziellen Besuchsreisen des finnischen Präsidenten Relander zu 
den skandinavischen Monarchen und zu den Staatsoberhäuptern 
von Estland und Lettland bzw. in den dadurch ausgelösten teier- 
lichen Gegenbesuchen in der finnischen Hauptstadt. 


Die innere Politik Finnlands stand bis 1930, dem Jahre 
des Lappomarsches, im Zeichen eines reinen Parlamentarismus. 
Sprachenfragen, Agrarpolitik und Alkoholverbot beherrschten 
hauptsächlich das Kulissenspiel der Parteien. Erst im April 1932 
wurde das Alkoholverbot nach harten parlamentarischen Kämp- 
fen aufgehoben, nachdem es fast 15 Jahre dazu beigetragen 
hatte, Gesellschaftsmoral und Achtung vor dem Gesetz ernstlich 
zu u Enre Den und die Staatsfinanzen ungünstig zu beeinflussen. 
Schließlich war ausschlaggebend für die Verbotsbeseitigung nur 
der zunehmende Druck der Weltwirtschaftskrise und die Un- 
möglichkeit, auf anderem Wege neue Staatseinnahmequellen zu 
erschließen. In den 11% Jahren seit Aufhebung des Verbots und 
Zusammenfassung der Alkoholeinfuhr in einer staatlichen Mo- 
nopoleinfuhrgesellschaft hat sich jedoch schon die segensreiche 
Wirkung dieser Maßnahme in abnehmender Trunksudt und 
Verbesserung der Sitten gezeigt. 


Man kann sagen, daß bis 1930 die Macht ausschließlich beim 
Reichstage lag. Schon die grofe Zahl der verschiedenartig- 
sten Nenieunaen, die Finnland seit 1929 hatte, beweist dies, von 
denen die wenigsten eine längere als einjährige Lebensdauer 
hatten. Parlamentarisch lag NR Hauptgewicht meist bei den 
Agrariern und Sozialdemokraten, den beiden stärksten Parteien, 
wobei die Agrarier eine ausgesprochene Kleinbauernpolitik be- 
trieben. Die finnischen Liberalen, die Fortschrittspartei, verloren 
zwar von Wahl zu Wahl, haben aber durch Presse und einzelne 
Persönlichkeiten noch Bedeutung. Die finnische Sammlungs- 
partei hielt an ihrer konservativen Grundeinstellung fest, wäh- 
rend die Schwedenpartei sich in ihrer Parlamentstaktik fast nur 
durch die Sprachenfrage bestimmen lief. In finnisch-nationalen 
und Sprachenfragen bildete sich oft eine Gelegenheitsfront aus 
der finnischen Sammlungspartei und den Agrariern, in sozialen 
Fragen jedoch fanden sich auch häufig Agrarier und Sozialisten 
zu gemeinsamem Vorgehen. Die Kommunisten, die rund 10% 
der 200 Mandate besaßen, betrieben stets nur reine Störungs- 
taktik. Das Wiederüberhandneliımen der kommunistischen Be- 
wegung, welche audı den gesamten Gewerkschaftsapparat völlig 
kontrollierte. löste 1930 spontan die Lappobewegung aus, welche 
in dem sogenannten „Lappomarsch“ vom Juli 1950 unter Füh- 
rung des Freiheitskämpfers von 1918, Kosola, ihren vorläufigen 
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Höhepunkt fand. Die damalige Lappobewegung war eine 
Bauernbewegung mit stark pietistisch-religiösem Einschlag. Ihr 
Rückhalt war und ist das finnische Bauerntum von Österbotten. 
welches schon 1917/18 den Kern der Mannerheimschen Armee 

ebildet hatte. Das Programm war einfach und darum schlag- 

räftig — Kampf gegen den Marxismus, Auflösung der kommu- 
de Partei, Toleranz in der Sprachenfrage — ein Pro- 
gramm, das unter dem Druck der aufmarschierten 10000 Bauern 
von einem gefügigen Reichstag sofort angenommen wurde und 
zu Neuwahlen unter erstmaligem Ausschluß der kommunistischen 
Partei führte. 


Reichstagswahlen 1930/1933. 


1930 1933 

Sozialdemokraten . . . . 2 2 22 . . 6&6 7 +12 
Agrarpartei . . . 2 2 2 2 2202002... 53 —6 
Sammlungspartei, 1933 im Wahlbündnis mit 

Lappo, jetzt IKL (Vaterländische Volks- 

bewegung) genannt. . . ». » 2.2... 42 3 —10 

weden . 2. 2 2 2 2 2 2 20... 21 0 
Fortscrittler . . . . 2 2 2202.20... 1 1 +0 
Kleinbauern . . . a 2 2 2 2 2 22. 1 3 +2 
Volkspartei, eine neue Bauernpartei . .. 0 2 +2 


200 200 Mandate 


1930 hätte Lappo, falls es nur gewollt hätte, zweifellos durch 
kecken Zugriff die Diktatur an sich reifen können. Schon da- 
mals konnte der aufmerksame Beobachter des Lappomarsches 
bemerken, daß es zwar kein uniformierter Bauernaufmarsch war, 
aber auch daß diese wohlorganisierte und mit militärischer Ord- 
nung auftretende Masse zu großen Prozentteilen identisch war 
mit den örtlichen Schutzkorps. Lappo und au ver- 
band damals der Frontkämpfergedanke bzw. der Wille, sich 
nicht durch ein schwaches Parlament die Früchte des Freiheits- 
krieges von 1918, der ebenso gegen Rußland wie gegen den 
finnischen Kommunismus geführt worden war, wieder entwinden 
zu lassen. 

Ein weiterer Grund für die Lappofreundlichkeit im Schuiz- 
korps und weiten Kreisen der Armee war der ständige parla- 
mentarische Streit um die Militärausgaben und um die jährlichen 
Anschläge für das Schutzkorps. 

Hier ist vielleicht angebracht, einen kurzen Blik auf die 
militärische Rüstung Finnlands zu werfen. Ihr Rückgrat 
bildet die aktive Armee, aus drei Divisionen im Frieden be- 
stehend, welche soeben nach dem Terretorialprinzip umgebildet 
wird. Sie umfaßt auf der Grundlage der allgemeinen Wehr- 
pflicht die gesamte Bevölkerung. Daneben hat sih Finnland 
auf Grund eines Flottengesetzes von 1925 den Grundstock zu 
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einer modernen Flotte geschaffen. Sie besteht jetzt aus zwei 
Küstenpanzerschiffen, 4 U-Booten und 4 Motortorpedobooten. 
Aufgabe der Armee ist die Verteidigung zu Lande gegen Ruß- 
land auf der Kareischen Meerenge und gegen die Murmanbahn. 
Aufgabe der Flotte ist es, den rechten Armeeflügel gegen russi- 
sche Landungen in Rücken und Flanke zu decken. Im Gegen- 
satz zu der auf allgemeiner Wehrpflicht aufgebauten Armee, 
Flotte und Küstenartillerie stellt das Schutzkorps eine un- 

mein schlagkräftige Organisation auf der Basis freiwilligen 
ienstes bei sorgfältiger Auswahl der Angehörigen nach ihrer 
olitischen Zuverlässigkeit dar. Aus einem kürzlich veröffent- 
ichten Bericht geht hervor, daß es sih zu 51,62% aus Land- 
leuten, 14,99% aus Angestellten, aber auch bemerkenswerter- 
weise zu 20,18% aus Arbeitern zusammensetzt. Das Schutz- 
korps wird aus staatlichen und freiwilligen Beiträgen erhalten, 
steht unter Führung aktiver Offiziere und verfügt über fast alle 
Nebenwaffen (Artillerie, Nachrichtentruppen usw.). Im Kriegs- 
falle jedoch treten seine jüngeren Jahrgänge in die aktive 
Armee ein, während der Rest Etappenaufgaben zu erfüllen hat. 
Das finnische Schutzkorps verrichtet eine wichtige Ausbildungs- 
tätigkeit und ersetzt zu einem gewissen Grade Resorveiibunsen 
in der aktiven Armee. Seine Erhaltung beeinflußte Finnlands 
Stellungnahme auf der Abrüstungskonferenz, von welcher Finn- 
land eine evtl. Anrechnung des finnischen Schutzkorps auf die ` 
Friedensarmeestärken befürchten mußte. Das finnische Schutz- 
korps übt aber auch einen indirekten Einfluß auf die finnische 
Wirtschaft aus. Wenn, wie wir später sehen werden, der finnische 
Export ungehindert von ernstlichen Lohnkämpfen im Gegensatz 
zu den Zuständen in Schweden vor sich ging und wenn es ge- 
lang, die kommunistischen Fachgewerkschaften zu zerschlagen 
und die Schlüsselindustrien frei von Tarif- und Kollektivlohn- 
verträgen zu halten, ist das auf das finnische Schutzkorps bzw. 
seine bloße Anwesenheit zurückzuführen. 


Hierin liegt wiederum der Grund dafür, warum Lappo 
anfänglich auch eine starke Förderung durch die finnische Groß- 
industrie fand. Der rasche Lapposieg von 1930 brachte jedoch 
für die Bewegung selbst Gefahren von innen heraus. Die ge- 
samten Ziele waren im ersten Ansturm schnell erreicht. ie 
Bewegung bestand weiter, hatte aber sozusagen dank der Ge- 
fügigkeit des Parlaments zunächst keinen sichtbaren Gegner 
mehr. Das waren die inneren Gründe des dann 1932 überra- 
schend und unprogrammäfiig ausgebrochenen Mäntsäläputsches, 
der jedoch zu einem schnellen Scheitern verurteilt war. Immer- 
hin zeigte sich dabei wiederum das Sympathisieren großer Teile 
des Schutzkorps mit Lappo, was die Regierung veranlafte, später 
in Armee und Schutzkorps zahlreiche Führerstellen neu zu be- 
setzen. Bei der Abwicklung des Mäntsäläputsches warf erst- 
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mals der 1931 als Nachfolger Präsident Relanders in dramatischer 
Wahl (nur 2 Stimmen Mehrheit, Gegenkandidat der Linken war 
der erste Präsident Finnlands, Stälberg) gewählte jetzige Prä- 
sident Finnlands, Pehr Evind Svinhufvud, seine große Autorität 
in die Waagschale. Gewählt seinerzeit mit den Stimmen Lappos 
und der finnischen Rechten zeigte sich dabei, daß sein auf die 
Verfassung geleisteter Eid zugleich ihr sicherster Schutz wurde. 
chon hei den ersten Lappowahlen von 1930 hatte sich heraus- 
estellt, daß rund die Hälfte der verbotenen Kommunisten statt 
essen sozialistisch gewählt hatte. Ebenso gingen die unter- 
irdischen kommunistischen Umtriebe weiter. Dieses, sowie die 
Folgen des mifglückten Mäntsäläputsches, welcher vor allem die 
Autorität des a Führers, General Wallenius, erschüt- 
terte, veranlaßte Lappo zu einer neuen Taktik. Die Bewegung 
beschloß, ins Parlament hineinzugehen, um sich von dort aus 
durchzusetzen. Das bisher bloß antikommunistische Programm 
wurde folgerichtig erweitert mit einer Kampfansage auch an die 
Sozialisten. Dagegen wurde in der Sprachenfrage ein Front- 
wechsel gemacht gegen die Schweden, hervorgerufen durch 
deren ned kurzer Pause wieder aufgenommenen alten Parla- 
mentstaktik, in Sprachenfragen oder wegen dieser wieder wie 
früher mit den Sozialisten zusammenzugehen. Dazu machten 
sich die Einflüsse des deutschen Nationalsozialismus dahin gel- 
tend, daf auch ein soziales Programm aufgestellt wurde, welches 
einige Punkte des Nationalsozialismus, allerdings aber nur in 
kleineren Teilen übernahm. So trat man in die Reichtstags- 
wahlen im Wahlbündnis mit der finnischen Sammlungspartei 
ein, deren Zahlenergebnis wir oben schon gegeben haben. 


Das Wahlresultat 1933 ist auf den ersten Blik ein 
Sieg der finnischen Linken. Die Sozialisten konnten weitere 
12 Mandate erringen und haben mit den schon 1930 gewonnenen 
praktisch genommen, jetzt auch alle oder fast alle Stimmen der 
verbotenen kommunistischen Partei erhalten. Schweden und 
Fortschrittler behaupteten sih. Die ersteren haben in ihren 
eigenen Reihen einen erheblichen Linkszuwadhs zu verzeichnen. 
Keine Mandate erhielten die beiden neugegründeten finnischen 
nationalsozialistischen Parteien. Deren eine, unter Führung des 
Dr. Ruutu, hat das deutsche nationalsozialistische Programm 
vermischt mit dem echt finnischen Sprachenprogramm, während 
die andere. die des rührigen Kapitäns Kalsta, die Sprachenrechte 
der Schweden nidıt antasten will. Letzterer Bewegung ist es 
gelungen, auch aus Arbeiterkreisen Zuzug zu erhalten. Sie zählt 
zur Zeit etwa 3000 Anhänger. Von den 32 Abgeordneten der 
finnischen Rechten bekennen sich im gegenwärtigen Reichstag 
12 Abgeordnete zu Lappo bzw. zu IKL. „der vaterländischen 
Volksbewegung“, wie Lappos offizieller Name jetzt ist. Der ge- 
ringe Erfolg der finnischen antiparlamentarischen Bewegung 
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Finnlands, von der IKL bis Kalsta, in den letzten Wahlen be- 
darf der Erläuterung. Sie hatte bis etwa Mai 1933 durch die 
Entwicklung in Deutschland zwar große moralische Impulse er- 
halten. Kurz vor den Juliwahlen jedoch noch setzte ein Stim- 
mungsumschwung ein, genährt von einer gewissen liberalen, 
demokratischen Reaktion, welche auch große Teile Skandinaviens 
gegen das neue Deutschland eine ungerechte Stellung ein- 
nehmen ließ. Ist auch der parlamentarische Anfangserfolg der 
IKL gering und errangen auch die beiden nationalsozialistischen 
Gruppen kein einziges Mandat, so darf man nicht verkennen, 
daß das erstmalige Hervortreten zahlreicher Splitterparteien 
1933 deutlich auf eine Parlamentsmüdigkeit der Wähler und 
ihre Unzufriedenheit mit dem System überhaupt hinweist. Wie 
in früheren Wahlen war auch diesmal die Wahlbeteiligung ge- 
ring, etwa um 65%. Die 35 % Nichtwähler dürften kaum be- 
geisterte Anhänger des Parlamentarismus sein. Jedenfalls 
bilden sie eine große Wählerreserve für den, der sie zu ge- 
winnen verstehen wird. Ob dies der finnischen Rechten gelingen 
wird, kann zur Zeit nicht beurteilt werden. 


Die jetzige Regierung treibt, veranlaßt durch das 
Wahlergebnis, eine ausgesprochene Innenpolitik der Mitte, dazu 
gezwungen vor allem durch das Wiedererstarken der finnischen 
Sozialdemokraten, deren 76 Mandate zur Zeit genügen, allein 
ohne Mithilfe anderer Parteien jede Verfassungsänderung zu 
verhindern. Andererseits dürfte trotzdem keine rein sozia- 
listische Regierung gegenwärtig in Finnland möglich sein. Das 
finnische Schutzkorps würde sie kaum lange dulden. Wenn auch 
für den Augenblick die finnische Rechte, von Kalsta, IKL und 
Lappo bis zur Sammlungspartei, etwas zurückgedrängt erscheint 
und in sich Splittererscheinungen, wie sie in Deutschland zur 
Zeit der Harzburger Front vorhanden waren, a so soll damit 
noch keineswegs eine Voraussage für die Zukunft gegeben sein. 
Vergißt die finnische Sozialdemokratie ihre bisher geübte Taktik 
der Zurückhaltung (der politische Boykott der finnischen Ge- 
werkschaften gegen deutsche Ware ist gerade kein Zeichen einer 
solchen), getrieben vom eigenen Erfolg bei der letzten Wahl, 
können jederzeit nicht vorauszusehende Zwischenfälle, wie z. B. 
bei dem Flaggenstreit in Tampere: (damals reizten die Sozia- 
listen während des Wahlkampfes das Schutzkorps durch das 
gleichzeitige Zeigen der roten und der finnischen Flagge) neue 
und unberechenbare Situationen schaffen. Wie dem auch künftig 
sei, das Zurückdämmen des Kommunismus ist den verschiedenen 
finnischen antiparlamentarischen Bewegungen und dem gemälig- 
ten Parlamentarismus der Sammlungspartei gelungen. Es ist 
ihnen zudem hoch anzurechnen, daß sie, obwohl von Deutsch- 
land in keiner Weise unterstützt, allein von allen finnischen 
Gruppen für das neue Deutschland Verständnis zeigen. 
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Der Sprachenkampf zwischen Finnen und Schweden 
spitzt sich immer mehr zu, vor allem auch seitdem die IKL die 
erdrängung der schwedischen Sprache auf ihr Programm im 
Gegensatz zu ihrer früheren Haltung gesetzt hat. Noch dürften 
die Schweden, zusammengedrängt an der Südküste auf den 
schmalen Streifen von Lovisa bis Hangö, auf Äbo und Öster- 
botten 8% nach finnischen, nach anderen Angaben 10 % der Ge- 
samtbevölkerung ausmachen. Der schwedische Einschlag auf indu- 
striellem Gebiete, auf dem Gebiete des Bankwesens, der Schiff- 
fahrt und des Handels ist allerdings bedeutend größer, ver- 
zichtet aber darauf, sich politisch in der Sprachenfrage heraus- 
zustellen und ist ihr gegenüber im wesentlichen indifferent. Ein 
oft von Nichtkennern gemachter Vergleich des Finnlandschwe- 
dentums mit der Lage der Balten in den Randstaaten ist grund- 
falsch, da sich die schwedische Sprache nicht nur auf eine Ober- 
schicht, sondern auch auf eine weit größere Bauern- und Fischer- 
bevölkerung stützen kann. Die Sprachenfrage verschärft sich 
gegenwärtig in dem Kampf um die Finnisierung der gemischten 
elsingforser Universität, neben welcher den Schwe- 
den allein noch eine Hochschule in Äbo, die aber bei weitem 
nicht alle Fakultäten umfaßt, gehört. Die Finnisierung der 
erstgenannten Universität wird von der nationalfinnischen Stu- 
dentenjugend immer stürmischer gefordert. Öffentliche Demon- 
strationen für dieses Ziel, veranstaltet von den finnischen Stu- 
dentenvereinen, gehören zur Tagesordnung. Ein Vorschlag der 
Regierung, die Universität zu einer rein Anischen zu machen, 
eine neue schwedische Hochschule von ihr völlig getrennt zu 
errichten und nur einige Laboratorien, Kliniken usw. gemeinsam 
zu belassen, fand soeben mit einer (1) Stimme Mehrheit die Ab- 
lehnung durch das von der Regierung befragte Konsistoriuın. 
Die weiteren Pläne der Regierung nach dieser Absage sind zur 
Zeit nicht bekannt. Die Lage ist jedenfalls so zugespitzt, daß 
von irgendeinem geselligen Verkehr zwischen den finnischen 
und schwedischen Studentenverbänden schon seit langem nicht 
mehr gesprochen werden kann. Aber auch auf anderen Gebieten, 
wie in der Beamtenschaft und im Offizierkorps, ist der Einfluß 
des schwedischen Elementes stark im Zurückgehen. Auch in der 
Hauptstadt vermindert er sich rapide von Jahr zu Jahr, zumal 
ihr jährlicher Bevölkerungszuwachs meist aus Zugewanderten 
finnischer Sprache besteht. 


Die parlamentarische Front in der für die ganze Sprachen- 
frage entscheidenden Universitätsfrage ist klar. In dieser Frage 
sind alle finnischen bürgerlichen Parteien mit Ausnahme der 
11 Fortschrittler, welche einen etwas vermittelnderen Standpunkt 
einnehmen, einig mit den Forderungen der finnischen Studenten- 
jugend. Da aber die meisten schwedischen Sprachenrecte ver- 
fassungsmäßig geschützt sind und nur durch qualifizierte Mehr- 
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heiten aufgehoben werden können, ließ sich bisher der schwe- 
dische Standpunkt in den Hauptfragen im Parlament durch Zu- 
sammengehen von Schweden und Sozialdemokraten 
lus finnische Splitterstimmen im allgemeinen wahren. Dieses 
Pnenehen zwischen dem schwedischen Adligen, Bürger, 
Studenten und Bauern mit den finnischen Sozialdemokraten, er- 
kauft durch Kompromisse steuerlicher Art vor allem, mag, vom 
schwedischen Standpunkt aus gesehen, taktisch richtige Tages- 

litik gewesen sein. Auf lange Sicht gesehen, ist es aber nur 

rechtigt, wenn überhaupt die Möglichkeit weiter besteht, auf 
parlamentarischer Basis die schwedische Sprache zu verteidigen 
und den jetzigen Zustand noch weitgehender sprachlicher Gleich- 
berechtigung aufrecht zu erhalten. Läßt man die Parlaments- 
taktik des Augenblicks beiseite, die fortlaufend zu unnatürlichen 
Kompromissen des schwedischen Bürgers mit den finnischen 
Sozialdemokraten führte, die, wie man nicht vergessen darf, ja 
seit den letzten Wahlen auch wieder die verdrängten Kommu- 
nisten aufgesogen haben, so kann nur festgestellt werden, daß 
diese Taktik für die finnische bürgerliche Sprachenfront gewal- 
tiges Agitationsmaterial täglich lieferte und liefert und eine 
Lösung der Sprachenfrage auf dem Verständigungswege melır 
und mehr erschwert, wenn nicht unmöglich macht. Gerechter- 
weise muf man allerdings hinzufügen, daß man schwedischer- 
seits dagegen den Vorhalt macht, daft die finnische bürgerliche 
Front doch nie zu einer Verständigung zu haben sei. Deutsch- 
land interessiert an diesem verkrampfiten Zustand am meisten, 
daß er die indirekte Ursache ist, daß die Schweden in Finnland 
mit am wenigsten das neue Deutschland verstehen, da sie eben 
einmal davon überzeugt sind, nur auf der Basis der Demokratie 
ihre Sprache verteidigen zu können und deshalb von den Aus- 
strahlungen der deutschen Revolution schädliche Rückwirkungen 
auf die weiteren Lebensmöglichkeiten des finnischen Parlamen- 
tarismus befürchten. 


(Schluß folgt.) 


Iwan Bunin, der Nobelpreisträger. 
Von Arthur Luther. 


Zum erstenmal ist der Nobelpreis einem russischen Dichter 
zugesprochen worden. Und daft der Preisträger Iwan Bunin 
ist, pbi der Ehrung noch eine ganz besondere Bedeutung. Denn 
sie gilt nicht Bunin allein, sondern der ganzen großen russischen 
Literatur, die sich vor einem Menschenalter die Welt eroberte 
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und die doch unter den Preisträgern bisher nicht vertreten war, 
as sowohl Leo Tolstoj als auch Anton Tschechow noch am 
Leben waren, als der Preis gestiftet wurde. - Und wenn der Preis 
jetzt einem der wenigen noch lebenden Walter des großen Erbes 
zufällt, so wird damit endlich eine alte Unterlassungssünde gut- 
gemacht. 


Bunin ist kein Finder von Neuland, er ist ein Hüter und Be- 
wahrer, ein Vollender. In seinen Werken lebt das alte Rußland., 
das Rußland der Vorkriegszeit; vor allem seine in der Ver- 
bannung entstandenen Dichtungen sind ganz erfüllt von dem 
leidenschaftlichen Wunsche, dieses alte Rußland, das man so gern 
das heilige nennt, dessen Unheiligkeit dem Dichter aber sehr 
wohl bekannt ist, festzuhalten, ehe es ins Dunkel der Vergessen- 
heit sinkt, sein wahres Bild der Nachwelt zu erhalten gegenüber 
all den tendenziösen, fälschenden Darstellungen der Gegenwart. 


Das bedeutet aber nicht, da wir es mit einem einseitigen, 
verbitterten laudator temporis acti zu tun hätten. Bunin weiß 
über die Unheiligkeit des heiligen Rußland genau Bescheid und 
stellt sie etwa in seinem großen Roman „Das Dorf“ mit geradezu 
mE Härte bloß. Aber. wenn das Wort Hamlets „Zur 

rausamkeit zwingt bloße Liebe mich“ irgendwo gilt, so hier. 
Doch es ist eine Liebe ganz ohne Pathos, ganz ohne Sentimen- 
talität. Wie den meisten seiner Landsleute fehlt Bunin der Sinn 
für Feierlichkeit. Sein Stil hat etwas Verhaltenes, Strenges, das 
man oft als „kühl“ bezeichnet hat, weil man die unter der stren- 
gen Form verborgene, durch die Form gebändigte starke innere 

ewegung nicht sah oder nicht sehen wollte. Wäre dieses Urteil 
gerecht, so wäre der immer wieder gemachte Vergleich Bunins 
mit Turgenew falsch. Er trifft aber zu. Es besteht tatsächlich 
eine tiefe innere Verwandtschaft zwischen den beiden Dichtern. 
die nicht umsonst derselben Landschaft und derselben Gesell- 
schaftsschicht entstammen — dem Landadel des zentralrussischen 
Schwarzerdgebiets, das etwa die alten Gouvernements Tula. 
Orel, Kursk, Woronesh umfaßt und dessen fruchtbarer Boden, 
wie es scheint, nicht nur für das wirtschaftliche, sondern auch 
für das geistige Leben Rußllands von besonderer Bedeutung ge- 
wesen ist: in Orel wurde Turgenew, im Gouvernement Tula 
Leo Tolstoj, in Woronesh Bunin geboren. Und wie jene beiden 
großen Dichter ist auch er auf dem Lande aufgewachsen. 


Mit Turgenew teilt Bunin den scharfen Blick für das Detail. 
die Fähigkeit, Gedanken in Stimmungen aufzulösen, ohne daf 
die Klarheit der Zeichnung litte, die Scheu vor dem Grellen und 
Lauten, und nicht zuletzt auch die Einstellung gegenüber der 
politischen und sozialen Entwicklung: bei klarer, aber mehr ver- 
standesmäßfiger Erkenntnis der Zwangsläufigkeit dieser Ent- 
wicklung ein tiefes Gefühl für alles, was an dem untergehenden 
Alten schön und liebenswert war. Es lassen sich sehr lehrreiche 
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Parallelen ziehen zwischen etwa Turgenews „Adelsnest“ und 
Bunins letztem größeren Werk, dem autobiographischen Roman 
„Arsenjews Leben“ oder den „Gedichten in Prosa“ und den 
Kurzgeschichten und Skizzen in Bunins „Baum Gottes“. Und 
seit lTurgenews „Erster Liebe“ ist in russischer Sprache kaum 
etwas teres und Feinfühligeres geschrieben worden als 
„Mitjas Liebe“ von Bunin, diese Geschichte des armen weltfrem- 
den Jungen, der Sinnliches und Seelisches nicht auseinander- 
halten kann und daran zugrunde gehen muß. | 


Aber vielleicht zeigt gerade der Vergleich dieser Buninschen 
Novelle mit Turgenew, wie sich die Zeiten und Generationen 
scheiden. Es ist etwas in diesem Mitja — und auch in vielen 
anderen Gestalten Bunins — was an Hebbels Worte erinnert: 
„Zu tief im Leben ist zu nah dem Tod.“ Der Verfall des Land- 
adels, der sich bei Turgenew erst ankündigt, ist bei Bunin schon 
vollendete Tatsache. Er schildert ihn trotz dem ästhetischen 
Wohlgefallen an dieser differenzierten aristokratischen Kultur, 
trotz seinem Gefühl der Verbundenheit und Verpflichtung 
er dieser untergehenden Welt ohne Schonung und Schön- 
ärberei. Wenn er im „Leben Arsenjews“ seinen eigenen Vater 
zeichnet, so arbeitet er bei aller Liebe und Verehrung auch die 
tiefen Schatten in dem Bilde des Mannes heraus, der davon lebt, 
daß er eines seiner Güter nach dem anderen verkauft, ohne sich 
zu fragen, wovon seine Kinder dermaleinst leben sollen. Denn 
er denkt auch gar nicht daran, sie für den Kampf mit den Un- 
bilden des Lebens fähig und stark zu machen, sondern läßt sie 
ihrer Wege gehen, erhebt keinen Widerspruch, als sein zweiter 
Sohn, der spätere Dichter, nachdem er es auf dem Gymnasium 
bis zur Sekunda gebracht, erklärt, nun habe er genug von der 
Schulweisheit, und aufs väterliche Gut zurückkehrt, um spazieren 
zu gehen und zu reiten, mit den Bauern zu philosophieren, 
sehr viel, aber ganz unsystematisch zu lesen, und vor allem — 
Verse zu machen. Und als der älteste Sohn als Student in eine 
der damals so häufigen politischen Affären verwickelt wird und 
ins Gefängnis kommt, begreift der Vater nicht, wie so etwas ge- 
schehen konnte, aber er ist so wenig an den Tagesfragen inter- 
essiert, daß er weder dem Sohn Vorwürfe macht, noch ihn als 
Märtyrer seiner Überzeugung bewundert. | 


Bunin weiß, daß die alte russische Welt, mit der ihn tausend 
Fäden verknüpfen, untergehen muß, aber das Gefühl seiner Ver- 
bundenheit mit ihr ist zu groß, als daß er imstande wäre, das 
Starke, Schöne und Große, das im Alten lebendig war, zu ver- 
neinen. Andererseits ist sein Wirklichkeitssinn zu entwickelt, um 
nicht das Bedenkliche des heraufkommenden Neuen zu sehen. 
Man lese etwa die Schilderungen der revolutionären „Intelli- 
genz“ in „Arsenjews Leben“! | 
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Die Parallele mit Turgenew reicht doch nicht aus, das Wesen 
insbesondere des reifen Bunin zu bestimmen. Er ist, wie schon 
oben angedeutet wurde, härter und sieht schärfer. Seine dich- 
terische Entwicklung verläuft in einer stark geschwungenen 
Kurve: von der Lyrik zur naturalistischen Epik und von da 
wieder zurück zur Lyrik, die aber nicht mehr in weichen Stim- 
mungen schwelgt, sondern von herbem Realismus und pessimisti- 
scher Lebenserfahrung durchsetzt ist. In seinen frühen Novellen 
lösen sih auch die sozialen Probleme in Stimmungsbilder auf. 
Im „Dorf“ (1910) gibt er dagegen scheinbar nur Tatsachen, be- 
richtet ruhig und sachlich, ohne publizistische Ausfälle, ohne 
seine Person irgendwie vorzudrängen — sie verschwindet völlig 
hinter dem Dargestellten —, aber gerade darin liegt die er- 
schütternde Wirkung, die dieses Bild des wirtschaftlichen und 
sittlichen Elends des russischen Bauern zu Beginn des neuen 
Jahrhunderts ausübt. Von der auch uns so geläufigen Ideali- 
sierung des russischen einfachen Volkes als des „Gottesträgers 
ist in diesem Buch nichts zu finden, dafür aber erklärt es uns 
viele sonst einfach nicht zu begreifende Tatsachen der russischen 
Revolution und — nochmals muß das hervorgehoben werden — 
durch all die schonungslose Objektivität spürt man, daß nicht 
Haß und Verachtung, sondern Liebe des Dichters Feder führte. 
Es ni ein Hauch warmer Menschlichkeit auch über den ab- 
stoßendsten Bildern, ohne daß irgendwie unmittelbar an das 
Mitleid oder die Empfindsamkeit des Lesers appelliert würde. 
Die — man möchte sagen: geheime, unterirdishe — Ergriffen- 
heit des Dichters teilt sich ganz von selbst dem Leser mit. Das 
hängt vielleicht auch damit zusammen, daf trotz der breiten 
Zustandschilderungen der Schwerpunkt doch nicht auf dem 
Sozialen, sondern auf dem Psycologischen liegt. 


Daft der Mann, der das „Dorf“ schrieb, von der Revolution 
nicht überrascht werden konnte, liegt auf der Hand. Er sah in 
ihr nur seine lang gehegten Befürchtungen bestätigt. „Wehe 
dir, Babylon, du große Stadt! Dieses grausame Wort klang 
unablässig in meiner Seele, als ich ‚Die Brüder‘ schrieb und den 
‚Herrn aus San Francisco‘ entwarf, wenige Monate vor dem 
Kriege, in der Vorahnung der unerhörten Greuel und der Ab- 
Pe die er in der zeitgenössischen Kultur aufdecken sollte. 
st es meine Schuld, daß, wenigstens bisher, diese Ahnungen 
mich nicht betrogen haben?“ 


Dennoch spiegelt sich das Revolutionserlebnis in seinem 
Schaffen nach 1918 anders als bei den meisten seiner Ge- 
sinnungs- und Leidensgenossen. Er hat nicht das Bedürfnis, sich 
immer wieder mit der Revolution auseinanderzusetzen, er ist 
nicht von ihr überwältigt worden, — nicht weil er gleichgültiger 
oder oberflächlicher wäre als die anderen, sondern weil er einen 
klareren Blick für die Zwangsläufigkeit der Ereignisse hat, die 
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er kommen sah, als die anderen noch naiv an Freiheit, Gleich- 
heit und Brüderlichkeit glaubten. So finden wir auch bei ihm 
kaum direkte Darstellungen des Krieges und der Revolution; 
seine tiefste Revolutionsgeschichte „Notre Dame de la Garde“ 

ielt überhaupt nicht in Rußland, sondern schildert nur eine 
isenbahnfahrt in Südfrankreich und stellt eine Schar lärmender 
junger Arbeiter einem alten Pilger gegenüber, der Madonnen- 
ildchen verkauft. Es kommt zu keinem Zusammenstoß, alles 
läuft glatt und friedlich ab, doch der Leser empfindet die Un- 
versöhnlichkeit zweier Generationen, zweier Welten stärker als 
bei den meisten naturalistischen Darstellungen roter oder weißer 
Greuel. Die Franzosen sind naturgetreu gezeichnet, das Wort 
Rußland kommt in der ganzen Erzählung nur einmal vor, — und 
dennoch ist der Dichter mit all seinem Denken und Fühlen in 
Rußland. Bunin, der in der ganzen Welt herumgekommen ist. 
von dem wir wunderschöne Schilderungen Palästinas, Indiens, 
Griechenlands besitzen, der einmal gesteht, da weder die 
Akropolis noch Paestum, noch die Hagia Sophia, ja nicht ein- 
mal die Kirchen des Moskauer Kreml auf ihn so stark und so 
heimisch gewirkt hätten wie die gotischen Kathedralen, — er 
sucht jetzt, da er in der Fremde lebt, keine neuen Anregungen 
für sein Schaffen in der ihn unmittelbar umgebenden Welt; er 
überläßt es den Jüngeren, das Leben der Emigranten zu schil- 
dern, für die die alte Heimat ein in immer weiterer Ferne ver- 
sinkendes Traumbild wird. Diesem Traumbild konkrete Züge 
zu geben, es vor völligem Sichauflösen in Dunst und Nebel zu 
bewahren, sieht der heutige Bunin als seine dichterische Sen- 
dung an, das ist die Grundiendenz der beiden im Exil geschrie- 
benen größeren erzählenden Werke „Mitjas Liebe“ und „Arsen- 
jews Leben“. Aus dieser Tendenz erklärt sih Ton und Stil 
der beiden Bücher, ihre Gefühlsinnigkeit bei allem Realismus 
der Darstellung. Der Lyriker Bunin meldet sich wieder zum 
Worte. Und es ist gewiß kein Zufall, daß wenige Jahre nach 
„Mitjas Liebe“ eine neue, vielfach ergänzte che von Bunins 
Gedichten erschien. So knüpft der alternde Dichter scheinbar 
wieder an seine Frühzeit an. 

Aber was weit über die Frühwerke hinausgeht, ist die 
außerordentliche Schärfe und Sicherheit der Charakterzeichnung, 
die zu dem Ilyrischen Stimmungsgehalt kommt, ihn nicht aal 
hebt, sondern ergänzt und vertieft. Dazu kommt dann noch die 
strenge Konzentration der Darstellung. Je älter Bunin wird, 
desto kürzer werden seine Novellen. Sie weisen kaum noch eine 
„Handlung“ im landläufigen Sinne auf, sondern zeigen den 
Menschen nur in einer bestimmten Situation, die aber immer 
so gewählt ist, daf sie das ganze Wesen des einzelnen kenn- 
zeichnet, zwangsläufig auf das Vorhergegangene und Kommende 
schließen läßt. Lessings Lehre vom „fruchtbaren Moment“, auf 
die Dichtung angewandt. 
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Und wieder muß man an Turgenew denken. In dem gleichen 
Alter, in dem Bunin heute steht, schrieb Turgenew seine „Ge- 
dichte in Prosa“. Und einzelne Stücke aus Bunins „Gottesbaum“ 
könnten ohne weiteres unter den Turgenewschen „Senilia“ 
stehen. Aber es weht hier doch ein anderer Geist. Bunin ist 
objektiver und zugleich erdennäher als Turgenew. Turgenew 
ee sich fast nur mit seiner eigenen Person. Er ist der 
Mensch, der der Ewigkeit ins Antlitz schaut und zurücschrickt. 
Bei Bunin verschwindet des Dichters Person scheinbar völlig 
hinter seinen Gestalten. In all diesen Gestalten aber lebt Ruf- 
land, das Rußland, das heute scheinbar der Vergangenheit ange- 
hört und dennoch unzerstörbar ist. Wie die bunten Steinchen 
einer Mosaik fügen sich alle diese Geschichten zusammen zu 
einem großen Bilde des ewigen Rußland. Und wenn der Dichter 
Bunin würdig ist, durch den Nobelpreis vor der ganzen Kultur- 
welt ausgezeichnet zu werden, so nicht zuletzt um seiner reinen 
Menschlichkeit willen, seiner tiefen unerschütterlichen Liebe zu 
seinem Volke, die ihm die Kraft gab, sih über Zank und Hader 
der Parteien zu erheben und so die Mission des „Dichters in 
Zeiten der Wirren“ zu erfüllen, zu sorgen — „daß nicht das 
Mark verfault, der Keim erstict. .. Er holt aus Büchern der 
Ahnen die Verheißung, die nicht trügt: daß, die erkoren sind 
zum höchsten Ziel, zuerst durch tiefste Oden ziehn ... Und 
wenn im schlimmsten Jammer letzte Hoffnung zu löschen droht, 
so sichtet schon sein Aug’ die lichtere Zukunft... .“ 


In deutscher Übersetzung sind erschienen: „Der Herr aus San Fran- 
cisco“, Berlin, S. Fischer, 1922, „Mitjas Liebe“, Berlin, S. Fischer, 1925. 
Frühjahr 1934 erscheint ebenfalls in deutscher Sprache: „Im An- 
bruch der Tage“, Autobiographie, Berlin, Bruno Cassirer. 


Rußland und Osteuropa. 
Monatsübersicht. 


Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch 


I. Rußland. 


Vorbemerkung: Die Behandlung der zum 25. Dezem- 
ber berufenen Sezession des ZIK ist in diesem Hefte nich mehr 
möglih. Dies wird im Zusammenhang mit dem zum 25. Januar 
berufenen Parteitag geschehen. Deshalb wird das Februar- 
heft einige Tage später als regulär erscheinen müssen. 


1.Innere Politik. 


Dieses Mal steht die innere Politik am Anfang. Denn offen- 
bar ist sie jetzt nach einer Pause von fast einem Jahr wieder ın 
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Fluß gebraht. Zum 25. Dezember ist der ZIK der Sowjet- 
union (4. Sezession der 6. Tagung) einberufen mit der Tages- 
ordnung: Wirtschaftsplan des zweiten Jahres der 2. Pjatiletka 
— einheitliches Reichsbudget für 1934 — Bilanz des landwirt- 
schaftlichen Jahres 1933 und Frühjahrssaatkampagne 1934 — 
Bestätigung der in der Zwischenzeit erlassenen Verordnungen 
gemäß Artikel 18 der Bundesverfassung (nach der ja der ZIK 
eine Art parlamentarisches Bestimmungsrecht hat). Dement- 
sprechend war der ZIK der RSFSR auf den 19. Dezember be- 
rufen mit der Tagesordnung: Bericht über die Kontrollziffern 
der Volkswirtschaft für 1934 — Budget —, Bericht über den 
Räte-, Wirtschafts- und Kulturaufbau des Nordgebietes — des- 
gleichen über die Krimrepublik — Wegebau. 

Ferner ist für den 25. Januar 1934 der 17. Kongreß der 
Partei einberufen mit der Tagesordnung: Rechenschafts- 
berichte: Berichterstatter Stalin, Rudsutak, Wladimirskij, 
Manuiljskij (für Komintern) — 2. Fünfjahrplan: Berichterstatter 
Molotow und Kujbyschew — Partei und Räteaufbau: Bericht- 
erstatter Kaganowitsch. Damit werden die Wahlen für den 
Kongreß ausgeschrieben: ein Vertreter mit beschließender 
Stimme auf 1500 Parteimitglieder, einer mit beratender Stimme 
für je 3000 der „Kandidaten“. 

ie Berufung des Parteikongresses, der seit 1930 nicht statt- 

gefunden hat, kommt etwas überraschend. Die Moskauer Presse 
schreibt ihm auch eine große Bedeutung zu, so die „Prawda“ 
(26. November): 

„Noch niemals hat die Partei so einheitlich, so geschlossen und ideell 
zusammengeschweiftt dagestanden, wie jetzt, vor dem 17. Parteikongref. 
IR Künfti werden Produktionsmittel nicht mehr Privateigentum sein. 
Der 17. Parteikongreß wird dem Privateigentum endgültig das Urteil sprechen. 
Der zweite Fünfjahrplan wird voll und ganz die Ursachen vernichten, 
welche Klassenunterschiede und Ausbeutung hervorrufen. Das öffentliche 


Eigentum wird die einzige Form des Besitzes in der gesamten Volkswirt- 
schaft sein.“ 


Die „Istwestija“ (26. November) schreibt, daf die „Industria- 
lisierung der Union diese jetzt fähig mache, allein aus eigenen 
Kräften die technische Rekonstruktion von Industrie, Transport 
und Landwirtschaft zu vollenden“, daß die Generallinie Stalins 
siegreich gewesen sei, gibt aber kein klares Programm dafür, 
was nun der Parteitag im besonderen zu behandeln und zu be- 
schlieffen habe. Die Betonung der Friedenspolitik oder der 
Technik, die „eine völlige seelische und geistige Umwandlun 
der Massen fordere, ebenso wie eine hohe Bildung und Kultur‘, 
sind doch keine konkreten Programmpunkte für einen Kongreß. 
Auf allen Seiten und mit allem Nachdruck wird die Persönlich- 
keit Stalins in den Vordergrund geschoben, dem alles zu 
danken sei. Daneben erklingt aber auch etwas eine kriegerische 
Sprache gegen den Imperialismus und für den Sieg der Welt- 
revolution. | 
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Schon aus der Tagesordnung geht hervor, daß der eigentliche 
Leiter der Komintern, Manuiljskij, als Berichterstatter über 
die Tätigkeit der 3. Internationale auftreten wird. Das deutet 
wohl noch auf eine andere Veranlassung und Absicht der Be- 
rufung des Kongresses. Der Kampf gegen „die Abweichungen“, 
die Opposition in der Partei, ist zu Ende; um diesen Triumph 
zu unterstreichen, ist ein Parteitag nicht nötig. Allerdings er- 
wartet man, was nun Stalin und die Partei als eigentlichen 
Inhalt des zweiten Fünfjahrplans mitteilen und fordern 
werden, nachdem das abgelaufene Jahr wie bekannt ein „Pausen- 
jahr“ zur Erholung gewesen ist, das mit ae Produk- 
tionsanschlägen in den Bahnen des ersten Fünfjahrplans ein- 
fach weiterlaufen sollte. Aber der Parteitag wird dazu auch zu 
einer VeränderunginRußlands Position Stellung 
nehmen müssen, die mit der Anerkennung durch die Ver- 
einigten Staaten nicht erstmalig ausgelöst worden ist, aber zu 
vollem Ausdruck kommt und kommen muß. 


Wir berichteten (Dezemberheft, S. 173 f.) über eine Spannung 
zwischen Litwinow und Komintern, deren innere Begründung 
schon logisch auf der Hand liegt. Die Zugeständnisse an Amerika 
(Dezemberheft, S. 144 f.) stellen dieses alte Problem von russi- 
scher Staatspolitik und weltrevolutionärer Propaganda nun so 
entschieden, daß man fast von der Notwendigkeit des 
Scheideweges sprechen muß. Es wird sehr interessant sein, 
festzustellen, wie der Parteitag dieses zentrale Problem be- 


handelt oder — nicht behandelt. 


Stalin selbst ist jeder Parteiopposition Herr geworden und 
regiert über das „Politbüro“, das ganz aus seinen Anhängern 
zusammengesetzt ist, und das Parteisekretariat unum- 
schränkt. In letzterem sind seine beiden Vertreter Kaganowitsch 
und Postyshew. Daneben kommen in der Parteiorganisation 
noch in Frage Jeschow (für Ernennungen und Versetzungen) und 
Stezki (Parteipresse und Parteipropaganda), gleichfalls Stalin 
unbedingt ergeben. 


Gleichwohl hält der Diktator es für nötig, eine große K a m- 
pagne der Vorbereitung auf den Konerei sich ab- 
spielen zu lassen. Überall treten die Unterorganisationen zur 
Wahl und zur Stimmungsvorbereitung zusammen. In allen 
Formen bringen die Blätter die Kundgebungen, Bereitschafts- 
erklärungen an Stalin, allen voran natürlich wie immer am 
ie die Parteivertretung von Stadt und Gebiet Moskaus. Ein 
„Massenproduktionsfeldzug im Namen des 17. Parteikongresses“ 
wird proklamiert, so die Stimmung zugleich für die Anstachelung 
zur industriellen Arbeit benutzt. 


Die Moskauer en meldete zugleich, daß sie zum 
Parteitag komme nach vollem Abschluß der Tschistka in 
ihren Reihen. Diese wurde für Moskau am 1. Dezember abge- 
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schlossen, hat 200 000 Mitglieder betroffen, ein Gesamtergebnis 
ist aber noch nicht bekanntgegeben. Auch in Leningrad ist die 
Parteisäuberung beendet: dort sind 11,6 % der Mitglieder ausge- 
schlossen. Im Uralgebiet ist bisher die Hälfte der Mitglieder ge- 
prüft und davon nicht weniger als 22,6 % ausgeschlossen worden. 
Zwei Einzelheiten seien zu demselben Zusammenhang 
berichtet. Einmal die Forderung der „Prawda“ (4. Dezember), 
betreffend die Dorfräte: „Sie haben dem Sowjetstaat viele 
nn Dienste Bet, aber durchaus nicht alles gegeben, was sie 
ätten geben können. Die Beaufsichtigung und politische Erzie- 
aung dieser für die Bauernschaft so wichtigen Sowjets muß ener- 
gischer geführt werden, denn eine ertragreichere politische Be- 
tätigung der Dorfsowjets bleibt noch zu erreichen.“ Und weiter 
die Durchführung eines „Schützen-Feldzuges“ des Kom- 
somol, d. h. die Ausbildung im Schießen mit Militärgewehren für 
die gesamte Arbeiterjugend in besonderen Schützenverbänden 
(sog. Woroschilow-Geschwader), die vom Komsomol und dem be- 
kannten „Ossoaviachim‘“ beschlossen worden ist. 


2. Ukraine. 


Sehr auffällig stand im Berichtsmonat die ukrainische Frage 
im Vordergrund, worüber zusammenhängend berichtet sei. Die 
Kampagne ist offenbar auch im Zusammenhang mit dem Kongreß 
für notwendig gehalten worden. Eine Begrüßung der ukraini- 
schen Partei an Stalin stellte gewissermaßen diese und die 
Ukraine in voller Bereitschaft dar, ließ aber auch die Spannungen 
und Sorgen erkennen, die man dort gehabt hat, und die Fehler, 
die da von seiten der Partei begangen worden sind (,Iswestija, 
25. und 28. November). Im letzteren Artikel wurde unter Hin- 
weis auf die Erfolge in wirtschaftliher und kultureller Be- 
ziehung für die Ukraine der Ton angegeben: Gefahr von den 
„ukrainischen Nationalisten“, Kampf dagegen gemäß Partei- 
beschluß vom 24. Januar 1933 und siegreihe Durchführung, 
indem in zehn Monaten in leitende Stellen der Rayonarbeit sowie 
der politischen Abteilungen der MTS „zuverlässige“ Bolschewiki 
entsendet worden seien. 

Das hat nun auf einer Tagung der ukrainischen Partei Mitte 
November einer der nächsten Mitarbeiter Stalins, Kossior, ganz 
ausführlich behandelt. Die Rede wurde am 2. Dezember in der 
Moskauer Presse veröffentlicht, ihr folgte eine ganz gleich an- 
Kan von Postvschew und eine lange Entschliefung dieser 

arteitagung in Charkow vom 22. November (,„Iswestija“ 
27. November). 

Die groe Rede von Kossior erfordert genauere Be- 
richterstattung, weil sie einen tiefen Einblick in die Strömungen 
und Probleme der Ukraine und die Schwierigkeiten des Kampfes 
um sie auf seiten der zentralen Parteiführung gibt. Ausführlich 


241 


wurden die Verdienste der Sowjetpolitik um die wirtschaftliche 
und besonders kulturelle Hebung der Sowjetukraine ausein- 
andergesetzt. Namentlich der letztere Teil, die Bemühungen um 
eine „ukrainische sozialistische Kultur“ sind interessant, nicht so 
sehr wegen der angegebenen Zahlen und behaupteten kulturellen 
Fortschritte im Gegensatz zu der zaristischen Zeit, als wegen der 
notgedrungenen Anerkennung einer ukrainischen natio- 
nalen Selbständigkeit und der Problematik, die damit für 
die Moskauer Zentrale in jeder Richtung hervortritt. Kossior 
sagte dazu: _ 

„Auf der Basis der Industrialisierung und des mächtigen Aufshwungs 
der gesamten Wirtschaft der Sowjetukraine ist ein ungeheures Wachstum 
der ukrainischen sowjetistischen Kultur erreicht worden. Der materielle 
Wohlstand der werktätigen Massen wird gehoben und auf dieser Grund- 
lage wachsen auch die kulturellen Bedürfnisse und die Befriedigung dieser 
Bedürfnisse. 

Zunächst die Grundschulen. In.der vorrevolutionären Zeit gab 
es in der Ukraine überhaupt keine ukrainischen Schulen. Im Jahre 1915 
wurden in der Ukraine überhaupt nur 40 % der Kinder in Schulen unter- 
richtet, während 60 %, vorwiegend und fast ausschließlich Kinder der armen 
bäuerlichen und städtischen Schicht, zum Analphabetentum verurteilt waren. 
Weder die Zentral-Rada noch das Petljuraregime haben in der Zeit ihrer 
Herrschaft ukrainische Schulen geschaffen. Erst die Sowjetmadit hat in der 
Ukraine ukrainische sowjetistische Schulen errichtet, in denen gegenwärtig 
über 4% Millionen Kinder unterrichtet werden. Dabei ist nur von den 
Kindern ukrainischer Nationalität die Rede, weitere 500000 Kinder der 
nationalen Minderheiten werden in den Schulen in ihrer Muttersprache 
unterrichtet. 98 % aller Kinder, auch die der ländlichen Bevölkerung 
ukrainischer Nationalität, sind von dem ukrainischen Schulsystem erfaßt. 
Wir haben auf diese Weise eine fast restlose Erfassung aller ukrainischen 
Kinder durch ein Schulsystem in ihrer Muttersprache erreicht. Das ist es, 
was die Sowjetmacht den Arbeitern und Bauern der Ukraine gegeben hat. 

Gleichzeitig damit haben wir auch ein bedeutendes quantitatives 
Wachstum der Schulen zu verzeichnen — die Zahl der sieben- und zehn- 
stufigen Schulen hat sich erhöht. Die Schule erfaßt die Bevölkerung, das 
ukrainische Dorf immer mehr. 

In der vorrevolutionären Zeit waren in den mittleren und Hoch- 
schulen budstäblih nur vereinzelt Kinder ukrainischer Arbeiter und 
Bauern anzutreffen. Die Sowjetmacht hat den Arbeitern und Bauern der 
Ukraine ein weites Tor zu der mittleren und höheren Bildung, zu der Kul- 
tur geöffnet, hat ihnen unbegrenzte Lernmöglidhkeiten geboten. Gegen- 
wärtig werden bei uns in allen möglichen Instituten, technischen Hoch- 
schulen und Arbeiterfakultäten 350000 Menschen unterrichtet. In den In- 
stituten und Hochschulen beträgt die Zahl der Lernenden 112000. Ist es 
viel oder wenig? Wir sind schon an große Zahlen gewöhnt und deshalb 
muß man, um die Bedeutung der von mir angeführten Zahlen zu verstehen, 
sie mit der vorrevolutionären Lage in der Ukraine vergleichen. 

Wie sah es in der Ukraine vor der Revolution aus? Damals wurden 
in allen Lehranstalten — in den höheren und mittleren — 49 000 Menschen 
unterrichtet, darunter in den Hochschulen 26 000 Menschen. Wie war nun 
die Zusammensetzung dieser Hoch- und Mittelschulen? Von den 26 000 Hoch- 
schülern waren 60 % Kinder der Adligen, Kaufleute, höherer Beamten usw. 
während die anderen 40 % auf alle möglichen kleinbürgerlichen Elemente 
und die kleinen Beamten entfielen und selbstverständlih nur sehr wenig 
Arbeiter- und Bauernkinder aufwiesen. Wer lernt nun in unseren Hoc- 
und Mittelscdiulen? Von den 112000 Menschen, die in unseren Hochschulen 
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unterrichtet werden, sind 85 000 Arbeiter, Bauern und deren Kinder. Ihre 
Anzahl beträgt 76 % aller Lernenden, die übrigen sind Kinder von An- 
gestellten und Spezialisten. 

Besonders wichtig ist das stetige Wachsen des Anteils der Ukrainer 
an dem Gesamtbestand der Lernenden. Im Jahre 1924 befanden sich in den 
Hochschulen 30 %, im Jahre 193 55 %. 

In den technischen Schulen waren im Jahre 1924 57 % Ukrainer, 
im Jahre 1933 68%, in den Arbeiterfakultäten — 45% und 60 %. Diese 
Zahlen zeigen auf das deutlichste den Sieg auf der Front der Durchführung 
der leninistischen Nationalitätenpolitik. 

Jetzt zur Presse und Literatur. Im Laufe der letzten Jahre 
haben wir ein weiteres Wachstum unserer Presse und Literatur, in erster 
Reihe der ukrainischen, zu verzeichnen. Von den 85 Zeitungen, die im Jahre 
1928 erschienen, ist die Gesamtzahl der Zeitungen in der Ukraine im Jahre 
1933 auf 426 angewachsen, hat sich also auf das Fünffache vergrößert. 
Dabei erscheinen 89 % aller Zeitungen in der ukrainischen Sprache. Wir 
haben riesige, noch nie dagewesene Zeitungsauflagen erzielt. Die Gesamt- 
auflage aller Zeitungen, von der lokalen und Fachpresse abgesehen, hat 
fast 4 Millionen Exemplare erreicht. Das bedeutet, daß in der Sowjetukraine 
täglich 3 600 000 Zeitungsexemplare in der ukrainischen Sprache erscheinen. 

Von der sogenannten großen Presse abgesehen, zeigt auch die lokale 
Fachpresse — die gedruckten Betriebs-, MTS-, Sowchos-Zeitungen — ein 
riesiges Wachstum. Während im Jahre 1928 110 lokale Fachzeitungen er- 
schienen, gab es 1933 schon 856. Außerdem sind noch 434 Zeitungen der 
politischen Abteilungen gegründet worden. 

Ein ebenso stürmishes Wachstum haben wir auch auf dem Gebiete 
der Zeitschriften- und Bücherproduktion zu verzeichnen. 

Wer in früherer Zeit in der Ukraine gelebt hat, weifl, wie gering die 
Anzahl der verlegten ukrainishen Bücher früher in der Ukraine war, 
wobei auch diese wenigen Bücher zufällig und mit viel Mühe herausgegeben 
wurden. Im Jahre 1913 erschienen in ukrainischer Sprache nur 176 Buch- 
titel, im Jahre 1932 dagegen 5200. 

Gleichzeitig damit wächst in der Ukraine auch der Umfang der Lite- 
ratur der nationalen Minderheiten — die polnische, deutsche, jüdische u. a. 

Das sind die wesentlihen Grundzüge des Fazits des national-kultu- 
rellen Aufbaus in der Ukraine, das auf Grund der Durchführung der leni- 
nistischen Nationalitätenpolitik erzielt worden ist. Mit jedem Jahr wächst 
der Anteil der ukrainischen werktätigen Massen an der aktiven sozia- 
listischen Aufbauarbeit. 

In den gewählten Organen der Sowjetmacdt befinden sich in 
den Dorfräten 87,6 %, in den Rayonexekutivkomitees 70 % Ukrainer. Aber 
am interessantesten sind die Veränderungen innerhalb der nationalen Zu- 
sammensetzung der städtischen Räte. Im Jahre 1925/26 befanden sich unter 
den Mitgliedern der städtischen Räte 46,2%, im Jahre 1928/29 50,4 % 
Ukrainer, jetzt sind es 58,4%. Das ae noch einmal, daß wir im Be- 
griff sind, die Aufgabe der et er Städte erfolgreich zu lösen.“ 


Erheblih änderte sih auh die nationale Zusam- 
mensetzung der ukrainischen Partei: 1925 waren darin 
38% Ukrainer, heute 61 %. 

Daran schloß sich ein ausführliches Bild der Gefahren 
für die Sowjetukraine von seiten des Auslandes. Alle Namen 
kehrten wieder, die als Separatisten gefährlich galten, von Ost- 
galizien und Polen namentlich her, und immer wieder wurde die 
Sowjetunion als die eigentliche Garantin „der höchsten Form 
wechselseitiger Zusammenarbeit von Arbeitern und Bauern der 
Nationalitäten des Sowjetstaates“ gefeiert. 
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Lehrreicher noch war das breit ausgeführte Zugeständnis, 
daß die bolschewistische „Wachsamkeit“ schwach geworden und 
den Nationalisten ihre „verräterische Arbeit“ erleichtert habe. 
Auch wenn da die Konturen im einzelnen absichtlich undeutlich 
gehalten wurden, so gibt das, was mitgeteilt wurde, doch einen ge- 
nügenden Einblick in die Schwierigkeiten, d.h. in die Opposi- 
tion aus der Ukraine selbst gegen die Kollektivierun 
und gegen die Ausnutzung durch die Pen cale, Sehr ausführli 
wurde, wie auch sonst, behandelt die Figur von Skrypnik, seine 
„nationalistische“ Abweichung und sein Selbstmord (s. Ost- 
europa, 8. Jahrgang, 11. Heft, August, S. 675). Dabei wurde zu- 
gegeben, daR sich ganze „gegenrevolutionäre Nester nationali- 
stischer Art“ in den zentralen Behörden der Ukraine, in den 
Einrichtungen des Unterrichts, der Wissenschaften usw. gebildet 
hätten, von denen aus die Intervention gegen den Sowjetstaat 
mit den verwandten Richtungen in Galizien, Prag usw. vorbe- 
reitet worden wäre. 


In derselben Weise behandelte das die Rede von Postyschew, 
die wieder den langen Kampf im Rückblick erkennen ließ, im 
ganzen die Sache noch etwas gröber faßtte als Kossior. Letzterer 
stellte dann die Grundaufgaben der Nationalpolitik 
in der Ukraine auf, die in der ausführlichen Entschließung 
niedergelegt wurden. Auch davon ist einiges sehr wesentlich, 
die erste Aufgabe die „internationale Erziehung der Massen 
unlösbar verbunden mit der erfolgreichen Weiterführung der 
bolschewistischen Ukrainisierung, dem Aufbau einer Kultur, die 
national der Form und sozialistisch dem Inhalte 
nach sein soll“. Diese Formel wird fortwährend wiederholt 
und auf Parteiarbeit, Presse, Literatur, Kunst, ganz besonders 
das Theater usw. angewendet. Nur schüchtern wird dabei auch 
die Sorge für die „nationalen Minderheiten“, zu denen hier ja 
die grofßtrussische gehört, betont. Immer kehrt in den Ausfüh- 
rungen und der Entschliefung „Ukrainisierung“ für Partei- 
apparat, Schule usw. wieder. 


Das wird hier so ausführlich behandelt, weil tatsächlich 
diese Erscheinung neu ist; das widerwillige Werben um die 
Selbständigkeit der Ukraine, die offenbar recht große Schwierig- 
keiten gemacht hat. Man sieht nicht ganz klar in den drei gro- 
Ren Verschwörungen, die die GPU seit 1926 und dann 1933 
besonders entdeckt hat, die Pläne, die diese zusammen mit den 
Ukrainern außerhalb der Sowjetunion verfolgt haben sollen. 
Was man sieht, ist immer und immer wieder die Notwendigkeit, 
sowohl die weltrevolutionäre Ideologie wie den großrussischen 
Zentralismus in ein Verhältnis zu dem ukrainischen Parti- 
kularismus und Nationalismus zu bringen, besonders wegen der 
Opposition aus der getreidereichen und trotzdem hungernden 
Ukraine dagegen, daß sie für das andere Reich in der alten 
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Weise des Zarismus als Kolonie ausgenutzt wird. Deshalb spielt 
in dieser Agitation das Gespenst der Umwandlung der Ukraine 
in eine „Kolonie des polnischen Faschismus“ eine große Rolle. 
Völlig klar ist weder die Angelegenheit Skrypnik noch die der 
geheimen Organisationen, gegenrevolutionären Verbände, Ver- 
schwörungen usw. Richtig ist gewiß, daß die Sowjetregierung 
der Ukraine vieles an ee und kultureller Hebung ge- 
bracht hat. Die Formel aber: bolschewistische Ukrainisierung, 
Aufbau einer Kultur, die „national in der Form und sozialistis 

ım Inhalte ist“, ist doch nicht mehr als Formel und löst bisher 
jedenfalls nicht die Spannungen zwischen Moskau und Charkow, 
Zentralismus und Selbständigkeit, Weltrevolution und Nationa- 
lismus, und das an einer so wichtigen Stelle. Ist doch die Ukraine, 
wie bekannt, zahlenmäßig die stärkste nicht-grofßrussiche Natio- 
nalität und wirtschaftlich die wichtigste Kornkammer des Reichs! 

Ein Gegenstück, in gleicher Richtung beweiskräftig, war ein 
Strafverfahren gegen maßgebliche Parteimitglieder in Minsk, 
die in Verwaltung und Schule den Per ninien Ansprüchen der 
Weifßrussen nicht genügend entgegengekommen seien. Man 
sah daran, was offenbar Praxis ist, daß die grofßtrussischen 
Parteimitglieder und Parteibeamten draußen keineswegs immer 
den Grundsätzen der Leninschen Nationalitätenpolitik gemäß 
handeln. 

Auc in das Gebiet der Nationalitätenpolitik gehört der 
Versuch, in Sibirien, in Biro-Bidjan, einen jüdischen Staat 
als Sowjetrepublik zu schaffen. Im Berichtsmonat hat Kalinin 
amerikanischen Journalisten mitgeteilt, daß von den 30000 dort 
angesiedelten Juden nur 10000 geblieben seien, weil die Lebens- 
Bedingungen so ungünstig seien; zur gegebenen Zeit würde aber 
e autonome jüdische Republik auch ihre Vertretung im ZIK 
erhalten. 


3. Binnenwirtschaft und Fünfjahrplan. 


Zur Wirtschaftslage, insonderheit der Ernährungslage, 
ist wesentlich Neues nicht zu berichten. Die Durchführung des 
Pafzwanges, von dem im übrigen nichts zu hören ist, bedeutet, 
daß Hunderttausende von der Lebensmittelversorgung ausge- 
schlossen werden, ebenso wie die Einschränkung der zur Er- 
nährung Berechtigten in der Industrie. Diese Menschen werden 
einfach sich selbst, d. h. dem Hunger überlassen. 

Es ist darum in diesem Zusammenhang zu erwähnen, daß am 
16. bis 18. Dezember die schon länger vorbereitete internationale 
Konferenz der an einer Hilfeleistung beteiligten Konfessio- 
nen und Organisationen in Wien unter Vorsitz des Kardinal-Erz- 
bischofs Dr. Innitzer abgehalten wurde. Sie wandte sich mit 
einem Aufruf um werktätige Hilfe an die Weltöffentlichkeit. 

Die Gebiete Tatarenrepublik, Krim, Moldau, Leningrad, 
Gorki (das alte Nishninowgorod), Baschkirien, Mittel-Wolga, 
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Iwanowo, Dnjepropetrowsk, Charkow, Winnitza, Tschernigow, 
Armenien, Kiew, Odessa, Grusien und Turkmenistan haben den 
Jahresplan der Getreidelieferung und der Bildung von Saatfonds 
erfüllt. Dementsprechend ist der bäuerliche Markthandel mit 
Getreide in diesen Landstrichen freigegeben. Nach Meldung des 
dafür verantwortlichen Kommissionsvorsitzenden an die Regie- 
un ist der Getreideaufbringungsplan am 15. De. 
zember ganz erfüllt gewesen: 22% Millionen Tonnen Getreide 
sind so bereitgestellt. 


Der Wintersaatplan war bis zum 10. November zu 
942 % erfüllt mit dem Anbau von 35,8 Millionen Hektar. 


Eine außerordentlich wichtige und weitıragende Verordnung 
erging am 11. Dezember, die auch außenpolitische Bedeutung 
hat. Vom 1. Januar 1934 ist das fernöstliche Gebiet von 
der obligatorischen Getreidesteuer befreit, die Kolcdhosy auf 
zehn Jahre, die Einzelbauern auf fünf. Das gilt für die unmittel- 
baren Grenzgebiete. Für die übrigen Bezirke im fernen Osten 
werden diese Abgaben und Lieferungen auf die Hälfte herab- 
gesetzt. Gleichzeitig werden die staatlichen Einkaufspreise für 
Fische bei den Fischerei-Kollektiven um 20 % erhöht, ferner im 

anzen fernöstlichen Gebiet der Arbeitslohn für Arbeiter und 
ngenieure in der Kohlenindustrie um 30 %, in anderen Fabri- 
ken, Transportwesen, ebenso für Lehrer, Ärzte u. dgl. um 20 %. 
für Beamte und Angestellte um 10 %, und schließlich wird vom 
gleichen Termin an die Löhnung im Fernen Osten für Rot- 
armisten und die unteren Befehlschargen um 50 %, für die an- 
deren Chargen um 20 % erhöht. 


Sinn und Zweck der Maßnahme liegt auf der Hand. Einmal 
soll die Produktionsfähigkeit des Gebietes für den Unterhalt der 
recht großen Armee gesteigert werden, die die Sowjetunion an 
dieser Stelle eigentlich ständig erhalten muß. Sodann soll da- 


mit der Schutzwall gegen die kolonisatorische Überflutung von, 


anderer Seite verstärkt werden, die Anziehungskraft für die 
„Übersiedlung“ in diese koloniale Freizone erhöht werden, in 
die auch Sachalin und Kamtschatka und jenes jüdische Ansied- 
lungsgebiet einbezogen sind. Und wieder die Erinnerung: 

ist ja genau das gleiche, was die national-kolonisatorische Tätig- 
keit Kriwoscheins vor dem Kriege in Turkestan und im Kauka- 
sus anstrebte, die Unterbauung der russischen Kolonialposition 
durch bäuerliche Kolonisation. Dabei wird hier ein starkes Loch 
in die ganze Agrarpolitik geschlagen, die nach dem Willen Sta- 
lins eine Einheit sein soll. 

Die Verordnung vom 22. November setzte den obligatori- 
schen Milch- und Butterlieferungsplan fest, in einer 
Gruppeneinteilung für das ganze Reich nach Einzelbauern, Kol- 
chosbauern und reinen Milchwirtschaften. Die Abgaben (nied- 
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rigstes Quantum 80, höchstes 280 Liter, bei reinen Milchwirt- 
aften zwischen 350 und 580 Liter) sind keineswegs niedrig. 

Eine Verordnung vom 19. November zog ferner die Kollek- 
tive auch zu Molzbesa Alan cn ür den Staat heran. 
Das hat in Form von Verträgen zu geschehen, nach denen be- 
stimmte Waldbezirke von den Kollektiven abgeholzt und das 
Holz abtransportiert werden muf. 

Der Getreideexport der Sowjetunion betrug nach nun- 
mehr vorliegenden Angaben der Hauptverwaltung in den ersten 
10 Monaten 1933: 1,15 Mill. t im Werte von rd. 33 Mill. Rubel, 
der Menge nach !/,,, dem Werte nach !/, weniger als in der 
entsprechenden Zeit des Vorjahres. (Fine eingehende Unter- 
suchung über die Frage: „Rußllands Getreideausfuhr, ihre wirt- 
schaftlichen und sozialen Grundlagen und ihre Aussichten“ 
findet sich aus der Feder von B. Brutzkus, Weltwirtschaftliches 
Archiv, 38. Bd., Oktober 1933, S. 471—504.) 


In den „Iswestija“ (24. November) war ein Bericht über 
einen sehr seltenen Vorgang, nämlich den Empfang einer Dele- 
gation von Kolchosbauern aus dem Gebiet von Odessa 
bei Stalin und Kalinin. Das Interessante war dabei nicht die 
Versicherung, wie erfolgreich eins der zurückgebliebensten Ge- 
biete die Lösungen Stalins durchgeführt habe, sondern dessen 
Versprechen im Gespräch: „Von nun an würde eine zwei- und 
dreifach erhöhte Quantität von Waren des breiten Verbrauchs 
zur Verfügung gestellt werden.“ 


Es ist nahezu selbstverständlich, daß es daran, einer ganz 
entscheidenden Frage, immer noch hapert. Und ebenso, daft die 
ganze Kette nach wie vor schwer hängt und herniederzieht: Rück- 
gang der Ernährung, Nichtlieferung von Bedarfsartikeln, ge- 
ringere Arbeitsfähigkeit der Industriearbeiterschaft, Mangel de 
Verkehrswesens, Zurückbleiben der Schwer- und Leichtindustrie 
hinter den Plänen. ,„26000 t Gußeisen alle 24 Stunden“ heißt 
der Aufruf an die metallurgische Industrie. Aber Roheisen 
ist in den ersten 10 Monaten 1933 produziert worden 5,8 Mill. t, 
allerdings 14,1 % mehr als in der entsprechenden Zeit des Vor- 
jahres, aber nur 64,6 % des Planes für das laufende Jahr. Für 

tahl sind die Zahlen 5,5 Mill. t, also 13,3 % mehr, aber nur 
67,8 % des Planes. Walzprodukte: 3,9 Mill. t, also 12,7 % mehr, 
aber nur 63 % des Planes. An sich ist also die Produktion trotz 
aller Schwierigkeiten für Eisen und Stahl gestiegen, aber hinter 
den Voranschlägen bleibt sie zurück. 

Das gleiche gilt für das Schmerzenskind der Kohle, die 
60 Mill. t 1934 aus „Donbass“ liefern soll (Verordnung vom 
5. Dez.). Hierfür ganz besonders wird die Vorbereitung auf 
den Parteikongreß eingestellt. 

Sodann wird eine neue Aufgabe gestellt, die Bekämpfung 
der „Weglosigkeit“ (besdoroshje). Ein großer Vertrag 
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„des sozialistischen Wegebaus zur Liquidation der Weglosigkeit 
im Sowjetlande“ wurde geschlossen. Ausgerechnet von der Re- 

ublik der Tschuwaschen, die angeblich in drei Jahren die Weg- 
osigkeit ihres Gebietes beseitigt haben, erging dieser Abschluß, 
an dem sich Weifßrufßland, Gebiet Leningrad, Winnitza, Ural, 
Tatarenrepublik, Mittlere Wolga, Schwarzerdegebiet, Iwanowo 
beteiligen und dem sich dann Westsibirien, für seine bisherige 
Wegebauarbeit von der Partei besonders belobt, anschloß. Am 
1. Februar 1935 soll der Wettbewerb zu Ende sein mit dem Ziel, 
„in der Hauptsache“ auf dem betreffenden Gebiete die Feld- 
wege in Ordnung gebracht zu haben. Schiedsrichter ist die Re- 
daktion der „Iswestija“, Preis: eine rote Fahne als Wanderpreis. 
Und am 17. Parteitag soll über die Vollendung des Vorberei- 
tungs- und Materialbeschaffungsplans zu 50 % berichtet werden. 


Die Verschlechterung der Lage bei den Eisenbahnen, 
namentlich der Lokomotivmangel, scheint nicht behoben werden 
zu können und nun kommt noch der Schnee hinzu. Man nimmt 
an, daß die Reorganisation des Eisenbahnwesens ein wesent- 
licher Punkt des neuen Fünfjahrplans sein wird. Ohne Mit- 
wirkung des Auslandes wird das nicht zu machen sein. 


Nach Vollendung des Kanals zwischen Ostsee und Weiftem 
Meer wird nun ein Riesenwerk in Aussicht genommen, die 
Korrektur des Stromlaufs der Wolga. Das ist übrigens 
ein Vorkriegsprojekt, insonderheit die Verkürzung des Laufs 
um den Schigulewbogen. Damit sollen die wasserlosen Lände- 
reien des Wolgabeckens im Umfang von 4 Mill. ha Bewässerung 
finden, ein Kanal soll die Wolga mit dem Don verbinden, das 
ganze Werk bis 1947 dauern. 


Im Berichtsmonat kam einmal die Spezialistenfrage 
zu Wort mit einer Verordnung der „Ausführungskommission“ 
vom 22. November über den Bau von Häusern für Spezialisten, 
die feststellte, daß der Plan dafür für 1933 „vollständig unbe- 
friedigend“ durchgeführt sei, was Schuld der Stadträte sei. Ein 
Plan für Tausende von neuen Spezialistenhäusern wurde auf 
Gebiete und Städte darin umgelegt. Hängt das mit den Hoff- 
nungen auf Amerika zusammen? (Die Spezialistenfrage wird 
sehr gut und lehrreich behandelt in dem Buche von Alexander 
M. Lane: „Die Rechtslage der deutschen Spezialisten in der 
Sowjetunion“, Kirchhain N./L. 1933, Brücke-Verlag Kurt Schmer- 
sow. 58 S. Alles Praktische ist darin an der Hand der Normal- 
verträge vollständig und kritish zusammengestellt. Wer daran 
denkt, in russische Dienste als Spezialist zu treten, sei auf diese 
recht wertvolle Arbeit hingewiesen.) 


Die Bilanz des ersten Fünfjahrplans ist in diesem 
Hefte an der Hand der offiziellen Veröffentlichung der Plan- 
kommission gezogen. Das erste Jahr des zweiten Jahrfünfts 


248 


geht zu Ende. Dafür hatte Stalin im Januar im allgemeinen 
die folgende Losung ausgegeben: 

„In der Periode des ersten Fünfjahrplanes verstanden wir es, den 
Enthusiasmus, das Pathos des neuen Aufbaues zu organisieren und erziel- 
ten entscheidende Erfolge. Dies ist schön und gut. Jetzt aber genügt dies 
nicht mehr. Jetzt müssen wir dies durch den Enthusiasmus, durch das 
Pathos der Meisterung der neuen Werke und der neuen Technik ergänzen, 
durch die ernstliche Hebung der Produktivität der Arbeit, durch die ernst- 
liche Kürzung der Selbstkosten. Dies ist heute die Hauptsache.“ 

Eine offiziöse Beurteilung in der Berliner Zeitschrift der Han- 
delsvertretung (Nr. 21/22, 1933) glaubt zu dem Ergebnis für 1935 
kommen zu können: 

„Das Jahr 1933 ist nur der erste Ansatz zur Lösung der grundlegenden 
Aufgaben des zweiten Fünfjahrplanes: der völligen technischen Rekonstruk- 
tion der gesamten Volkswirtschaft auf Grund der vorbildlihsten Technik 
der Welt, des Aufbaus der klassenlosen sozialistischen Gesellschaft und der 
Hebung des materiellen und Kulturniveaus der gesamten werktätigen Be- 
ur auf ein hohes Niveau, entsprechend den Forderungen der hohen, 
industriellen Entwicklung des sozialistischen Landes. Auf dem Wege der 

ösung dieser gigantischen historischen Aufgaben stehen noch ernstliche 
Schwierigkeiten bevor.“ 


Sie zählt dann wieder die Prozentsätze der Produktionssteige- 
rung auf, sowie die Zunahme in verschiedenen Wirtschafts- 
zweigen, mit dem behaupteten Ergebnis: 


„Alle diese Erfolge sprechen dafür, daß das Jahr 1935 als das letzte 
Jahr wesentlicher Wirtschaftsschwierigkeiten — Wachstumsschwierigkeiten, 
die durch den weiteren Aufschwung der Produktivkräfte des Landes be- 
seitigt werden — in die ee ante der Sowjetunion eingehen 
wird. Die größten nn Bea es Jahres 1933 auf dem Gebiete der 
Produktion wurden von dem endgültigen Siege der Kolchosenordnung im 
Dorf begleitet.“ 


Dabei wird gegen die Behandlung des „Pausenjahres“ durch 
mich und A. Just polemisiert, aber, was da gesagt wird, ist doch 
nur Behauptung und Hoffnung, abgesehen von den absolut hin- 
gestellten Zahlen. 

Was nun der zweite Fünfjahrplan bringen soll, wird 
im besonderen immer noch geheim gehalten. Es ist keine Über- 
raschung, wenn er besonders für die Verbrauchswaren-Industrie 
und das Verkehrswesen sorgen soll. Man wird sehen, was da- 
für auf dem Parteikongrefß mitgeteilt wird. Im Dezemberheft 
S. 169 ist aus den häufiger zitierten „Itogi“ ein Absatz über die 
Absichten des zweiten Plans wiedergegeben. Versehentlich ist 
dabei die Angabe unterblieben, daß die Übersetzung von Artur 
W. Just stammte. Herr Just schreibt uns freundlichst, daß die 
Übersetzung der letzten Sätze besser und wortgetreuer so lauten 
(der Sinn war ja richtig wiedergegeben): 

„Diese riesigen Aufgaben des zweiten Fünfjahrplans wird die Arbeiter- 
klasse der Sowjetunion auf den Wegen weiterer Festigung der proleta- 
rischen Diktatur im Kampfe mit den Resten des Kapitalismus zur Ent- 
scheidung bringen, indem sie den untergehenden kapitalistischen Elementen 
schonungslos entgegentritt, die bürgerlichen und kleinbürgerlichen Elemente 


unter den Werktätigen überwindet und ganze Arbeit auf dem Gebiet ihrer 
sozialistischen Neuerziehung leistet.“ 
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4 Kulturpolitik. 
Es ist kein Wunder, daß auh WissenschaftundKul- 


tur in die Vorbereitung des Parteitages eingestellt werden. So 
erklärten in diesem Sinne die Wissenschaftsarbeiter Moskaus, 
vor allem die Ärzte, ihre Bereitschaft, ebenso die jungen Mos- 
kauer und Leningrader Schriftsteller und Komponisten. Auch 
die Leningrader Akademie, die übrigens durch Verordnung 
vom 14. Dezember dem Rat der Volkskommissare der Union un- 
mittelbar unterstellt wurde, schließt sich in einer Mitteilung von 
der Beendigung der Tschistka an der Akademie dem lebhaft an: 
„Die Tschistka hat uns noch einmal gezeigt, daß nirgends auf 
der Welt die Wissenschaft eine solche Autorität genieft und von 
einer solchen behutsamen Sorgfalt umgeben ist, wie in der Sow- 
jetunion“, heißt es in diesem an Stalin gerichteten Briefe. 

Auch die „Radiofizierung“ der Sowjetunion wird ein- 
gespannt, wobei (,„Iswestija“ 30. November) freilich festgestellt 
wird, daß man in diesem Plane weit zurückgeblieben sei. Der 
Bau neuer Stationen hat längst nicht den Plan erreicht: „In den 
zehn Jahren seit Dezember 1925, seit man in der Sowjetunion 
zuerst regelmäßig Radioübertragungen begonnen hat, befriedigt 
die Radioverbreitung nur sehr schlecht die entstandenen Bedürf- 
nisse der Werktätigen unseres Landes.“ 


5. Außenhandel. 


Die Zahlen für die ersten 10 Monate 1933, die jetzt vorliegen, 
verändern nicht das Bild (siehe „Osteuropa“, Dezemberheft, 
S. 169 f.). Die russische Handelsbilanz ist in den ersten zehn 
Monaten mit 126,6 Mill. Rubel aktiv, gegenüber einer Passivität 
von 135,6 Mill. in der gleichen Zeit des Vorsähres. Rechnet man 
den Außenhandel der einzelnen Länder mit 100 im Jahre 1929, 
so betrug dementsprechend der Satz etwa für Deutschland 1930: 
83,3 und 1933: 33,4, für England 1930: 83,2 und 1933: 60,2, aber für 
die Sowjetunion 116,1 und für 1933: 49,6. Daß die Einfuhr jetzt 
fast ausschließlich aus Produktionsmitteln und Rohstoffen be- 
steht, ist bekannt, ebenso wie das Motiv und die andere Tatsache. 
daß der Rückgang der Einfuhr aus bekannten Gründen, wenn er 
Industrieausrüstungen trifft, für Rußland immer bedenk- 
licher wird. 


Die Tendenzen der Handelspolitik der Sowjet- 
union sind bekannt: Ausgleich der Handelsbilanz, wozu beson- 
dere F nänsierunssmeihoden notwendig sind, evtl. Kontingents- 
gedanke, wie etwa im bisherigen Vertrag mit Lettland besonders 
scharf durchgeführt. Der neue, im Dezember abgeschlossene 
Handelsvertrag mit Lettland beschränkt sich darauf, die 
Meistbegünstigung festzuhalten und den Grundsatz des Aus- 
gleichs der Handelspolitik hinzuzufügen. Zu der Frage, wie 
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dementsprehend im deutsch-russischen Geschäft die 
deutsche Einfuhr zugunsten Rufllands „verlagert“ werden könne, 
bringt „Osteuropa-Markt“ (1933, Heft 10/11) einen wichtigen 
ee für den Sonderfall des Petroleums, mit der Schluffest- 
stellung: 


„Dieser kurze Überblick über die Perspektiven der sowjetrussischen 
Erdölproduktion läßt erkennen, daß Sowjetrußland sowohl nadı seinen 
Erdölvorräten als auch im Rahmen der von ihm geplanten Wirtschafts- 
entwicklung in der Lage sein wird, den Bedarf der deutschen Wirtschaft an 
Mineralölen weitgehend zu decken. Nicht übersehen läßt sich dagegen der 
Einfluß, den die russisch-amerikanische Verständigung auf die sowjet- 
russische Erdölproduktion und Ausfuhr haben wird. Es scheint nicht aus- 
geschlossen, daß die Sowjetunion sich genötigt sehen wird, der amerika- 
nee „Erdölindustrie Zugeständnisse auf dem Gebiete der Ausfuhr zu 
machen. 


6. Außenpolitik: 


a) Nordamerika. 


Nach der Anerkennung hat Kalinin folgende Rundfunk- 
ansprache an das amerikanische Volk gehalten: 


„Anläßlich der Herstellung normaler Beziehungen zwischen unseren 
beiden Staaten freue ich mich, im Namen der Völker der Union der Sozia- 
listischen Sowjetrepubliken dem Volke der ha Staaten von Ame- 
rika einen herzlichen Gruß zu übermitteln. Die Werktätigen der Städte 
und Dörfer der Sowjetunion haben im Laufe der verflossenen 16 Jahre der 
ee Welt Musterbeispiele außerordentlicher schöpferisher Arbeit ge- 
jefert. Dank angestrengter Bemühungen verwandelten sie innerhalb einer 
kurzen Zeitspanne unser Land aus einem rückständigen Agrarland in ein 
fortgeschrittenes Industrieland, und gerade darum bringen unsere Arbeiter 
und Bauern dem führenden Lande des technischen Fortschritts, den Ver- 
einigten Staaten von Amerika, größtes Interesse und größte Aufmerksam- 
keit entgegen. 

Die wichtigste Voraussetzung für die Sicherung des technischen Fort- 
schrittes und des Wohlstandes der Menschheit ist die Aufrechterhaltung 
und Festigung des Völkerfriedens. Ich bin davon überzeugt, daß jetzt, wo 
alle künstlichen Hindernisse weitgehender und mannigfaltiger Beziehungen 
zwischen den Völkern unserer beiden großen Länder beseitigt sind, dies 
nicht nur ihren gegenseitigen Interessen, sondern auch der Sache des wirt- 
schaftlichen und kulturellen Fortschrittes der Menschheit und Festigung des 
allgemeinen Friedens großen Nutzen bringen wird. Ich hege den festen 
Glauben, daß von nun ab eine Ära ersprießlicher Zusammenarbeit zwischen 
unseren Völkern anbricht, und bin davon überzeugt, daß die Freude, die 
wir bei diesem Anlaß empfinden, auch in der ganzen Welt von allen geteilt 
wird, denen die Sache des Fortscrittes der Menschheit und die Sache des 
Friedens teuer ist.“ 


Litwinow wurde bei seinem Abschied in New York auf einem 
großen Bankett sehr gefeiert, wobei der bekannte Oberst Cooper 
überschwenglich sprach und Litwinow noch einmal die Idee der 
Anerkennung und der Abrüstungspolitik zusammenfafte. In- 


zwischen ist der neue amerikanische Botschafter Bullitt nach 
Moskau gegangen. 


Litwinow hat in New York den Blik auh nach Süd- 


amerika gerichtet, wo die Sowjetunion bisher nur von Mexiko 
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und a el anerkannt ist, Mexiko indessen diese Beziehungen 
abgebrochen hat. Die Hoffnungen richten sich jetzt auf Argen- 
tinien und Brasilien, aber die Aussichten der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit sind recht gering. Der russische Handel 
mit Südamerika ist wenig bedeutend. 


Die Erwägungen, daß Rußland nun an der Neuordnung der 
Verhältnisse des pazifischen Raumes und der Flottenstärke teil- 
nehmen werde, gehen noch ins Leere, da nicht zu sehen ist. 
wann eine große fernöstliche oder pazifische Weltkonferenz 
stattfinden wird. 


b) Auf Einladung Mussolinis nahm Litwinow die Rück- 
reise über Rom. Sein Besuch wurde in ganz offizieller Form ab- 
gehalten, doch ist über den Inhalt der Gespräche und Ab- 
machungen irgend etwas Konkretes nicht mitgeteilt worden. Die 
Tendenz Mussolinis kam damit zum Ausdruck, Rußland im Zu- 
sammenhang mit der Reform des Völkerbundes in die Weltpolitik 
einzubeziehen. Am 5. Dezember wurde das Handelsabkommen 
zwischen beiden Staaten vom 6. Mai auf das Jahr 1934 verlängert. 

Eine direkte Fühlung Litwinows mit dem Vatikan hat 
nicht stattgefunden. Daß indes diese Frage beiderseitig minde- 
stens bei der Kurie behandelt wird, ist außer Zweifel. Es wird 
sogar daran gedacht, daß die Kurie auf dem Wege über amerika- 
nische Vermittlung den Schutz der katholischen Interessen er- 
strebe. Der Vatikan hat auch betonen lassen, daß er „dem 
Grundsatz der Nichteinmischung in innere Staatsangelegenheiten 
treu, p benur der Sowjetregierung weder eine feindliche noch 
eine freundliche Stellung einnehme“. 


c) Weder in den en zu England noch zu Frank- 
reich sind Fortschritte erzielt. 


d) Mit Estland, Lettland und Litauen sind die Rati- 
fikationen des Londoner Acht-Mächte-Abkommens ausgetauscht 
worden. Damit ist dieses Abkommen vom 30. Juli 1933 in Kraft 
getreten. Es sei daran erinnert, daß es den Angriff auf das ge- 
naueste präzisieren will und danach in Artikel 2 als An- 
greifer bezeichnet einen Staat, der unternimmt: 


. Kriegserklärung, 

. Einfall ohne Kriegserklärung, 

. Angriff auf Gebiete, Schiffe oder Flugzeuge eines anderen Staates mit 
Hilfe von Streitkräften zu Lande, zur See oder in der Luft, 

. Meeresblockade des Strandes oder der Häfen, 

. Unterstützung von bewaffneten Banden, die, nachdem sie sich auf 
einem Gebiet organisiert haben, einen Angriff auf das Gebiet eines 
anderen Staates verüben, sowie die Ablehnung, trotz der Forderung 
des überfallenen Staates, auf seinem eigenen Gebiet alle in seiner 
Macht befindlichen Maßnahmen zu treffen, um diesen Banden jegliche 
Hilfe oder den Schutz zu versagen. 

In Art. 3 heißt es, daß keine Rücksichten politischer, militärischer, wirt- 
we oder anderer Natur zur Rechtfertigung des Angriffs dienen 
Öönnen. 
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Vo VIN mn 


Am 4. Dezember wurde der schon genannte russisch-lettische 
Handelsvertrag unterzeichnet. 

e) Der neue Botschafter Deutschlands, Nadolny, über- 
reichte am 20. November Kalinin sein Beglaubigungsschreiben. 
Bei Gelegenheit der russisch-italienischen Verhandlungen nahm 
die „Deutsche diplomatisch-politische Korrespondenz“ folgender- 
maßen Stellung: 

„Die italienishe Außenpolitik verfolgt konsequent die praktische 
Wiedereingliederung Ruflands in die internationale Gemeinschaft, womit 
sie sich in voller Übereinstimmung mit den deutschen Zielen befindet. Das 
festzustellen, ist nicht überflüssig, angesichts der mit großer Hartnäckigkeit 
in der französischen Presse auftretenden Kombinationen über die Notwen- 
digkeit einer Vermittlung zwischen Deutschland und Rußland, sowie über 
Verhandlungen wegen eines deutsch-russischen Nichtangriffspaktes. Die 
deutsch-russischen Beziehungen bedürfen keiner derartigen Intervention; 
denn sie sind absolut normal und durch eine mehr als zehnjährige Tradi- 
tion derart gefestigt, daß sie auch hin und wieder eine Belastungsprobe, 
wie es vor einigen Wochen der Journalistenkonflikt war, ungefährdet aus- 
halten können. Wenn Litwinow auf der Rückreise von Rom die Reichs- 
hauptstadt berührt, wird sich wieder einmal die gemeinsame Feststellung 
ergeben, daft die vertragliche Basis zwischen den beiden Ländern, die fester 
und weiter ist als die eines Nichtangriffspaktes, unerschüttert fortbesteht.“ 


Die Liquidation der deutschen landwirtschaftlichen Kon- 
zession im Nordkaukasus, sog. Drusag, ist zu Ende, die Kon- 
zession wurde am 17. Be miber von der Sowjetregierung über- 
nommen. Es existieren in Rußland nun nur noch zwei deutsche 
Konzessionen. 

f Ferner Osten: Die Wirkung der amerikanisch-russi- 
schen Verbindung geht weiter. Der russisch-japanische Gegen- 
satz hat sich nicht verschärft, allerdings ist au die Verhandlung 
über die ostchinesishe Bahn keinen Schritt vorwärts gekommen. 
Der russische Generalkonsul in Charbin hat sich aber wieder 
über Mifistände im Betrieb der Bahn aller Art beschweren müssen. 
Die Moskauer Presse beschränkt sih auf regelmäßige Sorgen 
über Japans Absichten, die innere Mongolei, die sich am 6. De- 
zember für unabhängig erklärt haben soll (als Westmongolischer 
Staat mit der Hauptstadt Dolonor), ähnlich wie die Mandschurei 
zu organisieren. Gegen die neue selbständige Regierung in der 
chinesischen Provinz Fukin spriht man sich sehr entschieden 
aus. Hier sei nochmals an die oben berichtete kolonisatorische 
Maßnahme erinnert, die, wenn sie systematisch durchgeführt 
wird, größte politische Bedeutung erhalten kann. Um so mehr, 
als dazu schon vor einiger Zeit ein besonderes Siedlungsamt ge- 
bildet worden ist. 

Nicht für die Übersiedler, aber wohl für den Zug der Ameri- 
kaner, der jetzt stärker werden wird, ist von Wichtigkeit, daß 
die Fahrpreise auf der transsibirischen Bahn für den Durch- 
Fa um 50 Prozent verbilligt worden sind: Berlin— 

changhai über Sibirien kostet mit Schlafwagen 1. Klasse 
850 Mark, bisher 1334 Mark, und dauert 13 Tage, Berlin—Tokio 
ebenso kostet 869 Mark und dauert 14 Tage. Übrigens sind auch 
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die Preise des Transitverkehrs nah Persien über Schepe- 
towka — Baku erheblih heruntergesetzt: Berlin — Teheran 
1. Klasse 372 Mark, mit Reisedauer von 6 Tagen. 

Es ist begreiflih, daß am Jahresschluß die Moskauer Presse 
namentlich in den Artikeln von Radek (bes. Iswestija 16. Dez., 
Wiedergabe eines Radekschen Artikels in der New Yorker Zeit- 
schrift „Foreign Affairs“) mit Genugtuung auf die Außenpolitik, 
besonders die Erfolge von Litwinow zurücblickt, wobei auch ein 
besseres Verständnis für die deutsche Außenpolitik zu konsta- 
tieren ist. Wie diese Politik nun mit dem alten Programm der 
Komintern zusammentrifft, wird der Parteitag zeigen. 


II. Polen. 


Zur Wirtschaftslage ist nichts Neues zu berichten. Auch der 
Vorteil aus der Dollarentwertung, der für die Auslands- 
schulden des polnischen Staates allein auf 1 Milliarde Zloty, ein 
volles Viertel der Verschuldung, berechnet wird, ist keine Hilfe. 

In den ersten 10 Monaten 1933 sind aus Polen ausgewan- 
dert: 31548 Personen, von denen 9837 nach Frankreich, 9489 
nach Palästina und 555 nach Deutschland. Davon sind aber im 
gleichen Zeitraum zurückgewandert: 15923 Personen, davon 8535 
aus Frankreich, 1980 aus Argentinien und 845 aus Deutschland 
und nur 57 aus Palästina. Diese Zahlen sind sehr interessant. Sie 
zeigen, daß Polen gegenüber seinem starken Bevölkerungs- 
zuwachs einen nennenswerten Abfluß durch Auswanderung nicht 
hat und ferner, daß die Auswanderung nach Frankreich offenbar 
den Charakter der Saisonwanderung trägt. 

Am 7. Dezember trat der Sejm auf 30 Tage zusammen. Er 
behandelt das Budget und die Verfassungsreform. Ihre Grund- 
sätze sind am 15. Dezember von der Regierungspresse veröffent- 
licht worden, der volle Text am 21. Dezember. Die Formulierung 
stammt von dem Vizemarschall und früheren Justizminister Car, 
der auch Hauptberichterstatter im Verfassungsausschuf ist. Der 
Inhalt ehe sich nicht von dem Plan, der von uns mit- 
geteilt wurde („Östeuropa“, Novemberheft S. 76 f.). Da der 
Marschall im Wesen immer noch daran festhält, diese Reform 

arlamentarisch zu machen, und im Regierungsblock keine Einig- 
keit ist, denkt man daran, die nationalen Minderheiten heran- 
zuziehen, wozu die Bromberger Deutsche Rundschau (5. De- 
zember) schrieb: 


„Da die slawischen Minderheiten grundsätzlich nicht in Betracht kom- 
men, weil die neue Verfassung ihre ge nur noch verschlimmern kann, 
und da die Juden bei allen Berechnungen schon ohnedies als in die Zahl 
der für die neue Verfassung Stimmenden inbegriffen angesehen waren, so 
liegt die Annahme nahe, daß vielleicht der Versuch unternommen werden 
soll, die deutsche Fraktion für die neue Verfassung zu gewinnen.“ 

Über die Arbeiten des Sejm zur Verfassungsreform kann erst im 
Februarheft genauer berichtet werden. 
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Die im Brester Prozeß endgültig verurteilten Abgeord- 
neten haben ihre Strafen antreten müssen. Hinter denen, die 
wie Liebermann und Witos ins Ausland geflüchtet sind, wurden 
Steckbriefe erlassen. Sie verlieren ihre Mandate endgültig und 
werden, soweit sie Rechtsanwälte waren, in der Liste gestrichen. 
Damit ist der „Fall Brest“ abgeschlossen. Zu einer Art Emi- 
gration reichen die paar ins Ausland Geflüchteten nicht aus. 


In den Woiwodschaften Posen und Pommerellen haben im 
Berichtsmonat Stadtverordnetenwahlen stattgefunden. 
Dabei hat der Regierungsblock 924 Mandate (495 %) erreicht. 
die nationaldemokratische Partei 651, die Nationale Arbeiter- 

artei 108, die polnischen Sozialisten 24, die Christlichen Demo- 

raten (Korfanty-Partei) 3, die Parteilosen 17, die Juden 1, wäh- 
rend die zu örtlichen Wahlblocks zusammengefaftten Parteien 
80 Mandate errungen haben. Die deutschen Mandate sind 53. 
Das Ergebnis zeigt also in diesen Westprovinzen, daß die Natio- 
naldemokratie durchaus nicht mehr allein herrscht, wie über- 
haupt Zersetzungserscheinungen in der Opposition zu konsta- 
tieren sind. 


In der ersten Dezemberwoche ist die Warschauer Univer- 
sität, die am 26. Oktober wegen Unruhen geschlossen war, 
wieder eröffnet worden. 


Am 8. Dezember fand eine große, auch kirchliche, Feier zur 
Weihe des Hafens von Gdingen statt, bei der der Minister 
für Handel und Industrie in Vertretung des Staatspräsidenten 
die Rede über den „größten Hafen an der Ostsee“ hielt. Tatsäch- 
lich hat auch der November einen Güterumschlag von beinahe 
630000 Tonnen gebracht, so daß Gdingen zum ersten Male im 
Massenfrachtverkehr alle anderen Ostseehäfen übertraf. Aller- 
dings ist fünf Sechstel davon Ausfuhr. Für 1933 im ganzen hofft 
man auf über 6 Mill. Tonnen. Dies Ergebnis macht die Ab- 
machungen zwischen Polen und Danzig über die Aufteilung des 
Güterverkehrs recht schwierig. In den ersten 9 Monaten 1933 
hat jedenfalls Danzig nur 3,5 Mill. Tonnen umschlagen können, 
Gdingen aber 4,3 Mill., und ist gegen das Vorjahr Danzigs Um- 
schlag um 350000 Tonnen zurückgegangen, während er in Gdin- 
gen um 745000 Tonnen gestiegen ist. Prozentual ist der Anteil 

es Gdinger Hafens an der polnischen Gesamtausfuhr gegen- 
wärtig bereits 55,4 %, der Anteil Danzigs 44,6 %. Noch im Vor- 
jahr betrug der Anteil Danzigs an der polnischen Gesamtausfuhr 
52,1%. Die polnische Presse fügt ihrer Freude über das Er- 
gebnis freilich die Mahnung hinzu, daß im Gdinger Hafen noch 
vieles fehle: Banken, Seeversicherungsanstalten, Finanzmöglich- 
keiten für Ein- und Ausfuhr und dergleichen. 


Jene Stadtverordnetenwahlen haben zu blutigen Ausschrei- 
tungen gegen die Deutschen geführt, denen in Graudenz 
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zwei Deutsche zum Opfer gefallen sind. Das Deutschtum*) hat 
nicht den geringsten Anlaß dazu gegeben und der Vorfall zeigt 
wieder, wie stark immer noch der Haß auf der polnischen Seite 
gegen das Deutschtum ist. Dieses ist bei den Wahlen durch die 
Wahlordnung schwer beeinträchtigt worden, so daß, obwohl die 
Deutschen überall Mann für Mann zur Wahl gingen, in Brom- 
berg nur zwei Mandate zu erringen waren, während nach der 
alten Ordnung elf bis zwölf auf die Deutschen hätten fallen 


müssen. Die Verteilung der Mandate im ganzen war für 


Bromberg: 

1929 1933 
a en er 2 8 15 
Polnische Sozialisten . . . 4 = 
PPS. und Klassenverbände . 5 = 

Christliche Demokraten 
und Nationale Arbeiterpartei . 24 18 
Nationaldemokraten a: 10 13 
Deutsche Liste . 9 2 
60 48 


Die auswärtige Politik Polens wird immer stärker 
in der Richtung einer Emanzipation von Frankreich und einer 
Entspannung und Verständigung gegenüber den Nachbarn in 
direkter Verhandlung betont. Der Rücktritt Zaleskis hat dafür 
die Bahn frei gemacht. Zaleski war unbedingter Anhänger der 
Bündnispolitik mit Frankreich, während der Minister Beck die 
eben bezeichnete Tendenz vertritt. 

Rußland gegenüber soll das zu lebhaftem Wirtschafts- 
austausch führen, der bisher sehr einseitig zugunsten Polens 
war; wie folgende Tabelle ergibt (in Zloty): 


Ausfuhr Einfuhr Aktivsaldo 
nach Rußland aus Rußland zugunsten Polens 
1929 . ... 81 075 39 924 41 151 
1950 . . . . 128963 45 780 83 183 
1931 . . . . 125207 36 039 89 218 
1932... 29 050 19 340 9710 
364 345 141 083 223 262 


Dazu kommt ein großer Posten Einnahmen für die Eisenbahn 
infolge des Durchgangsverkehrs. Polen hat also schon in der 
Zeit nicht geklärter politischer Beziehungen an Rußland erheb- 
lih verdient, und begreiflicherweise bemüht sich die Sowjet- 


*) Bei dieser Gelegenheit sei auf das grofe neue Werk unseres Mit- 
arbeiters, Georg Cleinow, nachdrücklih hingewiesen: „Der Verlust der 
Ostmark“, eine auf stärkster persönlicher Erfahrung und Beteiligung be- 
ruhende Darstellung der außen- und innenpolitischen Zusammenhänge, die 
zum Verlust der Ostmark führten. (380 S., Verlag „Volk und Reich“.) 
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union jetzt um eine ‚„Normalisierung“ der Handelsbeziehungen 
zu ihren Gunsten. | 

Der Unterredung zwischen dem Reichskanzler und 
dem polnischen Gesandten in Berlin ist am 27. November eine 
lange Unterredung zwischen Marschall Pilsudski und dem deut- 
schen Gesandten in Gegenwart des Ministers Beck gefolgt, über 
die ein kurzes Kommunique feststellte, daß man „die Überein- 
stimmung der Ansichten erneut konstatiert habe“. 

Am 25. November wurde das deutsch-polnische 
Roggenabkommen unterzeichnet, das die Roggenausfuhr 
für jedes Land zentralisiert, so daß die Ausfuhrabschlüsse durch 
die Regierungsstellen auf beiden Seiten gehen. Diese verkaufen 
nach dem Auslande nur mit Bestimmungen, über die sie sich ge- 
einigt haben. Das Abkommen sieht also keine festen Ausfuhr - 
mengen vor, sondern ist ein Preisabkommen mit Zentralisierung 
der Roggenausfuhr. 


IN. Danzig. 


Am 11. Dezember fand ein abermaliger Besuch des Senats- 
präsidenten Dr. Rauschning in Warschau statt, der dabei auch 
mit dem Marschall eine Unterredung hatte. Einzelheiten sind 
darüber nicht bekannt gegeben worden. 


IV. Litauen. 


Der Kongreß der „Tautininkai“, der Regierungspartei, am 
15. Dezember hat das Führerprinzip für die Partei durchgeführt. 
Führer ist, vom Staatspräsidenten Smetona ernannt, der Minister- 
präsident Tubelis. In seiner Rede vor dem Kongreß zeichnete 
der Staatspräsident die kommende Organisation des Stände- 
staates. 

Litauen hat am 1. Dezember mit Lettland einen neuen Han- 
delsvertrag geschlossen, der neben Meistbegünstigung und Zoll- 
herabsetzungen eine originelle Verständigung über die Grenz- 
zone enthält: Danach können die Bewohner, die ständig in der 
nach beiden Seiten hin 15 Kilometer breiten Grenzzone zwischen 
Lettland und Litauen wohnen und keinen Handel treiben, bei 
jeder Überschreitung der Grenze bestimmte Waren für ins- 
gesamt 50 Lat zollfrei aus dem Nachbarlande einführen. Das ist 
eine Art von Zollunion für ein begrenztes Gebiet. 

Am 14. Dezember schloß Litauen sodann einen Handelsver- 
trag auch mit Estland. 


V. Memelgebiet. 


Der erwartete Vorstoß des neuen Gouverneurs ist erfolgt, 
indem am 18. Dezember 101 Beamte entlassen wurden, reichs- 
deutsche Beamte und Lehrer. Deutsche Vorstellungen wegen 
dieser Verletzung des Memelstatuts wurden erhoben. 
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VI. Lettland. 


Die Ernte in Lettland war sehr gut. Die Getreide- 
monopolabteilung hat die Preise gehalten und dabei 
21 Millionen Lat investiert. Sie hat 61 000 Tonnen Roggen- und 
20000 Tonnen Weizenvorrat in der Hand. 

Am 21. November beschloß das lettländische Parlament die 
Auslieferung der ganzen kommunistischen Fraktion, 
6 Abgeordnete, wegen staatsfeindlicher Beteiligung an das Ge- 
richt. Die Abgeordneten wurden daraufhin verhaftet. Der 
lettläindishe Bauernbund macht sih immer stärker zum 
Träger einer EWSSUnE der Verfassungsänderung im 
Sinne der Unabhängigkeit der Regierung von den Parteien 
(Lettland hat allein im Parlament nicht weniger als 27 Parteien) 
und strebt danach, die jetzige Regierung der sog. Junglandwirte 
durch eine Regierung des Bauernbundes unter Ulmanis zu er- 
setzen. Im Landtag erfolgten Vorstöße der Sozialdemokratie 
gegen die deutsche Kulturautonomie und die faschistische „Pehr- 
konkrusts“-Organisation. 

Im Zusammenhang mit diesen ganzen Kämpfen steht es wohl, 
daß die jüdisch-russische Zeitung „Segodnja“ in Riga infolge 
des wachsenden Antisemitismus an den größten lettländischen 
Zeitungsverlag verkauft wurde. Die Segodnja ist das zweitgrößte 
Blatt in Lettland. 

Nach Paul Schiemann hat das lettländische Deutschtum auch 
seinen zweiten hervorragenden Führer verloren: am 10. De- 
zember starb der ausgezeichnete Abgeordnete, Baron Wilhelm 
Fircks, 1870 geboren und Bergingenieur. 


VII. Estland. 


Die Bewegung der Freiheitskämpfer strebt jetzt die 
Schließung der sozialistischen Arbeiterpartei und aller sozialisti- 
schen Organisationen an. 

Die deutsch-baltische Partei hatte sich im national- 
sozialistischen Sinne umgebildet. Das hat zu einer Gegenbewe- 

g im Parlament und außerhalb geführt, in deren Verfol 

iese Umgestaltung rückgängig gemacht, der deutsche Klub un 

die Zeitung „Der Aufstieg“ verboten und auch der deutsche 
Kulturrat aufgelöst wurde, der der Mittelpunkt der deutschen 
Kulturselbstverwaltung ist. Die führenden Deutschbalten in 
dieser Bewegung sind sogar des Landes verwiesen worden, wie 
sich überhaupt dabei eine sehr starke deutsch-feindliche 
Stimmung, auch beim Verbande der Freiheitskämpfer Estlands 
geltend machte. 

An Stelle der Torpedo-Kreuzer, die nach Peru verkauft wor- 
den sind, sollen zwei Unterseeboote und drei Motortorpedo- 
boote gebaut werden. Der Kredit von 9 Millionen Kronen ist be- 
willigt, die Bauten sollen nach England und Finnland in Auftrag 
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perroon werden, wobei man auf estnischer Seite erwartet, die 
lung an Finnland in Spiritusexport und an England in einem 
zusätzlichen Export von Butter und Bacon tätigen zu können. 


VIII. Finnland. 


Der Kampf gegen den Kommunismus geht ununter- 
brochen weiter. So ist im Berichtsmonat eine Ccheimsc ran 
lung entdeckt worden, die zu einem ganz groen Kommunisten- 
per führen wird. Ferner hält die Spionageangelegen- 

eit in Aufregung, in die 34 Personen verwickelt sind und die 
zu den sowjetrussischen Militärattaches herüberführen soll. 

Desgleihen geht weiter die Bewegung auf Finnisie- 
rung der Universität Helsingfors. Der Universitätskanzler hat 
den Verde gemacht, zwar die Universität Helsingfors ganz 
finnisch zu machen, dafür aber die bisher private schwedische 
Akademie in Abo zur staatlichen schwedischen Hochschule aus- 
zugestalten. Die Bewegung findet zunehmende Opposition in 
der schwedischen und dänischen Presse, die diese Sprachenpolitik 
als dem Geiste der nordischen Länder widersprechend bezeichnet 
und bedauert, daf so Finnland die Brücke, die es mit den skan- 
dinavischen Staaten verbindet, abbrehe. Dagegen lehnt die 
finnische Presse aller Richtungen eine skandinavische „Bevor- 
mundung“ rundweg ab, die für Finnland keine Lebensbedingun 
mehr sei, weil es seinen Anschluß an die westliche Kultur au 
ohne die Vermittlung Skandinaviens finden könne. 

Dann würde aber politisch Finnland mehr an Estland und 
Lettland gewiesen. Dementsprechend sei noch eine Äußerun 
des Organs des lettländischen Ministerpräsidenten, „Latwija‘, 
bei Anlaß des Besuchs des ‘finnischen Äufßenministers in Riga 
verzeichnet, daß die Änderung der politischen Gruppierungen zu 
einer Annäherung Lettlands, Estlands und Finnlands im Sinne 
eines Dreibundes zwinge Praktische Folgen hat diese An- 
regung nicht gezeitigt. 

Abgeschlossen am 23. Dezember 1933. 


Bücherschau. 
Ein neuer Atlas. 


Johann von Leers und Konrad Frenzel: Atlas zur deut- 
schen Geschichte der Jahre 1914 bis 1933. Mit 114 Karten. 4Skizzen 
und 16 Tabellen. Verlag von Velhagen & Klasing, Bielefeld und 
Leipzig, 1934. 

. Das ist ein sehr interessanter, wirksamer und einprägsamer Versuch, 
die im Titel bezeichnete Periode deutscher Geschichte unter einem ganz ein- 
heitlihen Gesichtspunkt im Kartenbilde und in der Skizze festzuhalten, unter 
seilupun von Notizen, die Tatsachen und Zahlen geben. Das erstreckt sich 
von der Einkreisung Deutschlands 1914 und den Heeresstärken im Weltkriege 
bis zur Abrüstungsfrage in der Gegenwart. Es ist erstaunlich, wieviel der 
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Verfasser da an Material hereingebracht hat, das überall übersichtlich bleibt 
und in dem man nirgends erstickt. Die knappe Hälfte der Karten ist durch 
den Weltkrieg eingenommen, zum großen Teile mit sehr schönen, klaren und 
sich wie von selbst einprägenden Karten. Recht gut und wirksam ist auch 
Nr. 17: der Doldhstoß. Dann folgen die Karten über Friedensvertrag und 
die Kämpfe darum, weiterhin Parlamentarismus, Ausbreitung der cn 
Chaos: Inflation und Rotmord (auch diese letztere Skizze ist sehr anschau- 
lich), ab Nr. 30 die nationale Erhebung. Dann folgen die Ostfragen, Grenz- 
landdeutschtum und, wie erwähnt, die Abrüstung. Angehängt ist eine histo- 
rishe Übersicht über die Entstehung des Krieges. Die Karten sind fast durch- 
gängig nicht nur technisch gut, was sich bei der Verlagsanstalt von selbst ver- 
steht, sondern auch trotz der Schwierigkeit des Darzustellenden wohl- 
elungen. Nicht recht gelungen scheint uns Nr. 19 (der Schmadhfrieden) und 
r. 26, wo das Bild das, was dargestellt werden soll, als Bild nicht darstellen 
kann. Zu klein und zuviel auf einen Raum gepreßt ist auf der Karte Nr. 36: 
Grenzlanddeutshtum. Aber im ganzen ist der Versuch sehr wohl gelungen 
und sei nachdrücklich empfohlen: er bringt wirklich diese schweren Vor- 
gänge und Probleme sehr anschaulich und eindringlich zur Darstellung und 
wirkt deshalb eher stärker als eine Rede. Der Verf. hat sich ein Verdienst 
durch diese Arbeit erworben, der wir recht weite Verbreitung wona 
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Die Ergebnisse des ersten Fünfjahrplans’: 


II. Auf dem Gebiete der Landwirtschaft. 
Von OttoAuhagen?). 


Industrie und Bergbau sind durch die Fünfjahrplanpolitik im 
Riesenschritt vorwärts gekommen. Mögen die uahtalicen Män- 
gel noch so groß sein — der neue Produktionsapparat ist heute 
schon ein beachtenswerter Faktor politischer, militärischer Macht 
und wird dereinst vielleiht auch dem Wohlstand des Volkes 
dienen. Einstweilen aber entstand und besteht er auf Kosten der 
Lebenshaltung der breiten Masse. Die Hauptlast fiel dem Hun- 
dertdreifig-Millionen-Volk der Bauern zu. Die Landwirtschaft, 
die ja heute noch zu 90 % in den Händen der Bauern liegt, ist 
duch die seit 1927 verfolgte Politik heillos zerrüttet worden. Die 
übermäßige Beanspruchung der Landwirtshaft durch die 
Industriepolitik ne indessen nur einen kleineren Teil der 
Schuld; hauptsächlich ist der Niedergang durch die Politik der 
Sozialisierung der Landwirtschaft herbeigeführt worden. 

Die Massenkollektivierung der letzten Jahre ist hauptsäch- 
lih durch Druck und Zwang herbeigeführt worden; das ist 
wesentlich auch für die Beurteilung des Erfolges. Die Statistik 
ist zur Erkenntnis der inneren amik bezüglich der Landwirt- 
schaft von noch zweifelhafterem Werte als bezüglich der Industrie. 
Insbesondere gilt dies von der Bodenproduktion. Eine fehler- 
freie Agrarstatistik gibt es nirgends, und in Rußland ist sie frag- 
los ganz besonders mangelhaft. Dazu kommen die starken Ein- 
wirkungen der Witterung und sonstiger vom Menschen unabhän- 
giger Faktoren des Wachstums, die erst im Rahmen einer länge- 
ren Dan einen einigermaßen gesicherten induktiven 
Schluft auf die Leistungsentwicklung der Landwirtschaft zulassen. 
Zuverlässiger ist einstweilen die deduktive Methode, die sich auf 
PAoa Erfahrungssätze stützt. Die Frage der inneren 

instellung des Bauern zur Sozialisierung ist von grundlegender 

ı) Vgl. Januarheft 1955 von „Ost-Europa“, S. 199—225. 

2) Vgl. zu diesem Aufsatz meine Schrift „Die Bilanz des ersten Fünf- 
jahrplanes der Sovetwirtschaft“, Breslau, Priebatsch’s Buchhandlung, 1933. 
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Bedeutung. In der Industrie liegen die Dinge anders. Der Ar- 
beiter kann hier nicht an Selbständigkeit denken, und wenn er 
den Staat statt einer Privatperson als Arbeitgeber hat, wird dies 
an sich seinen Arbeitswillen nicht vermindern. Der Bauer aber. 
der gegen seinen Willen in das Kollektiv hineingedrängt worden 
ist, wird längere oder kürzere Zeit die verlorene Selbständigkeit 
nicht verschmerzen, und durchschnittlich wird von ihm nicht der 
Arbeitseifer erwartet werden dürfen, wie von dem Mann, der die 
eigene Scholle bewirtschaftet. Es ist zuzugeben: wie die Dinge 
in der Sowjetunion lagen, war ein großer Teil der russischen 
/wergbauern so unfähig und schwach, daß selbst die Zwangs- 
kollektivierung für sie zunächst einen Fortschritt bedeuten kann. 
Hierdurch kann aber der nachhaltige Schaden, den die Nieder- 
zwingung des Bauerntums im allgemeinen verursacht, nicht aus- 
geglichen werden. 


Im übrigen scheinen die Zahlen, so mangelhaft sie auch sind, 
den deduktiven Schluß zu bestätigen. Als größter wirtschaft- 
licher Erfolg der Kollektivierung wird die Erweiterung der Saat- 
fläche um 22,4 Mill. Hektar gepriesen. Bei genauer Betrachtung 
ergibt sich ein anderes Bild. Ich gehe zunächst auf die Entwick- 
lung der Wintersaaten ein; ihnen gebührt insofern besonderes 
Interesse, als es sich bei ihnen fast ausschließlich um Brotgetreide 
handelt und sich das landwirtschaftliche Können bei ihnen sta- 
tistisch viel deutlicher a. als bei den Frühjahrssaaten, deren 
Gesamtfläche bei der sich lange hinziehenden Bestellungszeit 
sehr mannigfaltiger Früchte von teilweise geringem Werte sehr 
in die Breite gereckt werden kann. Bei der Winterung ist das 
Gegenteil einer Zunahme eingetreten. Der Unterschied zu der 
amtlichen Bilanz erklärt sich hauptsächlich daraus, daß diese für 
1927 und 1928 die Ernteflächen einsetzt, die infolge ganz beson- 
ders großer Auswinterungsschäden bedeutend kleiner waren, 
als die Saatflächen; für die Jahre nach 1929 legt sie die Saat- 
flächen zugrunde. Um die Leistung zu vergleichen, muß durch- 
gehend die Saatfläche verglichen werden. Sie betrug (vgl. 
Figur 1): 

1926: 39,1 Mill. Hektar 
1927: 38.5 Mill. Hektar 
1928: 37,2 Mill. Hektar 
1929: 38,8 Mill. Hektar 
1930: 39,5 Mill. Hektar 
1931: 38,7 Mill. Hektar 
1932: 36,7 Mill. Hektar 


1933: 35,8 Mill. Hektar’). 


3) Nach dem letzten, wohl nodı nicht definitiven Ausweis vom 10. Nov. 
(nach dem Ausweis vom gleichen Tage 1952 56,5 Mill. ha). 
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Die Frühjahrssaaten zeigen dagegen bis 1931 ein starkes 
Wachstum, um dann etwas abzusinken. Die Fläche betrug (vgl. 


Figur 2): 
1927: 75,4 Mill. Hektar 
1928: 82,3 Mill. Hektar 
1929: 86,6 Mill. Hektar 
1930: 84,8 Mill. Hektar 
1931: 9,9 Mill. Hektar 
1932: 9,7 Mill. Hektar 
1933: 93,1 Mill. Hektar 


Die Bedeutung dieser Entwicklung hinsichtlich der Frage 
des Erfolges der Kollektivierung wird dadurch gemindert, daf 
1932 4,3 Millionen Hektar (größtenteils Sommersaat) auf Rech- 
nung der neuen staatlichen Cetreidelatifundien kamen und daß 
ein sehr erheblicher Teil des Zuwachses durch „Grassaaten“ dar- 

estellt wurde, deren Vermehrung wohl weniger als Zeichen der 
ationalisierung (zumal bei der Verminderung des Viehstandes 
und daher auc des Futterbedarfs) als ielmehr der Extensivie- 
rung und partiellen Verwilderung des Ackerbaus aufzufassen 
ist. Die Fläche der Grassaaten wuchs von 1,960 Millionen Hektar 
i. J. 1926 auf 8,250 Millionen Hektar i. J. 1932. 

Vor allem aber ist hervorzuheben, wie sich seit dem Früh- 

jahr 1950, als die Fünftagemeldungen über den Fortgang der 
estellung eingeführt wurden, jede Saatkampagne außerordent- 
lich in die Länge gezogen hat, im Herbst bis tief in den Novem- 
ber, im Sommer bis Ende Juni. Scharfe Bestimmungen, die an- 
läßlich der hervorgetretenen Schäden ergingen, waren erfolglos. 
Ein großer Teil der Saat wurde nutzlos weggeworfen, nur um 
die annähernde Erfüllung der Planziffer melden zu können. 
Durchschnittlich werden etwa die Ziffern vom 10. Oktober und 
10. Juni dem rechtzeitig ausgeführten Teil der Herbst- und Früh- 
jahrssaaten entsprechen. Wenn angenommen werden darf, daß 
vor dem Zeitpunkt, wo die Jagd nach Erfüllung der Planziffern 
einsetzte, der Landwirt — damals noch fast ausschließlich der 
Einzelbauer — zu vernünftiger Zeit mit der Bestellung Schluß 
machte, so ergibt sich als rechtzeitige Saatleistung — Winter- 
und Sommersaaten in Mill. Hektar — (Figur 3): 
1912/13: 116,7 
1926/27: 1145 
1927/28: 120,8 
1928/29: 123,8 
1929/30: 118,2 (einschl. der verspäteten Saaten 123,6) 
1930/31: 121,0 (einschl. der verspäteten Saaten 136,4) 
1931/32: 120,0 (einschl. der verspäteten Saaten 135,4) 
1932/33: 1184 (einschl. der verspäteten Saaten 129,8) 


Der Fünfjahrplan hatte für 1932/33 eine Anbaufläche von 
142 Mill. Hektar erreichen wollen. 
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Die Ernten an Getreide, der weitaus wichtigsten Frucht- 
gattung, sind in den letzten Jahren noch unbefriedigender aus- 
gefallen. Vor dem Kriege waren sie im starken Aufstieg be- 
riffen. Das Zarenreich erntete im Jahresdurchschnitt von 1906 
is 1910 66,2, von 1911 bis 1915 77,4 Mill. Tonnen; 1913 wurden 
im heutigen Gebiet der Sowjetunion 80,5 Mill. Tonnen geerntet. 
Die Ernte der letzten Jahre betrug (Figur 4)*): 

1927: 72,8 Mill. Tonnen 
1928: 73,3 Mill. Tonnen 
1929: 71,7 Mill. Tonnen 
1950: 835 Mill. Tonnen 
1931: 70,4 Mill. Tonnen 
1932: 70,8 Mill. Tonnen 

Der F un jaurp an erhoffte für 1932/33 eine Getreideernte 
von 106,4 Mill. Tonnen. Die Getreideernte je Hektar betrug 
(nach Schiller) 1931 6,8, 1932 7,1 Doppelzentner. Der Fünfjahr- 
plan rechnete zum Schluß mit 9,47 Do pelzentner als Durch- 
schnittsziffer. Dabei ist zu bemerken, daß er für die Individual- 
bauern nur 9,22, dagegen für die Kollektive 11,28 und für die 
Staatsbetriebe 12.50 Doppelzentner berechnete; für den a 
schafteten Sektor sah er nur 17 % der Saatfläche vor, während 
1932 auf die Kollektive 68 % und die Rätegüter 10 %, im ganzen 
also 78% der Saatfläche entfielen. Um so größer ist die Ent- 
täuschung. Sie spiegelt sich in den Strafgerichten wider, die in 
den letzten Jahren über führende Männer der Landwirtschafts- 
verwaltung und besonders auch der großen Staatsbetriebe er- 
gangen sind. Die Getreidelatifundien sind zwar mit ihrer Fläche 
weit über das gesteckte Ziel (2,73 Mill. Hektar Getreidesaat) hin- 
ausgewachsen; bereits 1931 betrug die Erntefläche 4.3 Mill. Hektar. 
Jedoch statt einer Marktproduktion von 1,64 Mill. Tonnen Ge- 
treide, die von der viel kleineren Fläche des anfänglichen Planes 
erwartet wurde, lieferten die Betriebe im ganzen nur 1,03 Mill. 
Tonnen ab. Stalin selbst gestand in einer seiner Reden nach 
Beendigung der Fünfjahrplanperiode, daß von den 210000 Kol- 
lektiven nur einige Tausend rentabel wären. 

Die Kollektivierungskampagne hat es mitgebracht, daf die 
geplante Förderung des bäuerlichen fndividualbetricbes im 
wesentlichen unterblieb. Zu der eigenen Entmutigung trat die 
ee ai ui von oben; er galt als Stiefkind, a Wider- 
sacher. Im diametralen Gegensatz zu der Berechnung des Fünf- 
jahrplanes sank der Anteil der Individualwirtschaft an der ge- 
samten Saatfläche unter das Verhältnis der Höfezahl herab. 
1932 waren noch 38 % aller Höfe im Individualbetrieb, während 
von der Saatfläche auf diesen nur 22 % entfielen. Die Saatfläche 
je Individualbetrieb sank zwischen 1928 und 1932 von 45 auf 


3) Nach Schiller, „Die Krise der sozialistischen Landwirtschaft in der 
Sowjetunion“, 1933, S. 13. 
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3,15 Hektar herab; nach amtlichen Angaben soll auch die Ernte 
je Hektar noch schlechter als in den Kollektiven sein. 

Da von der gesamten Anbaufläche über 70% (1932 74 %) 
dem Getreide zufallen, kommt diesem für die Beurteilung des 
landwirtschaftlichen Erfolges grundlegende Bedeutung zu. Ein 
sehr viel günstigeres Bild ergibt sich flächenmäfiig für technische 
Pflanzen, deren Anbau im Interesse der Industrie und Handels- 
bilanz ganz besonders gefördert wurde. Es betrug die Anbau- 
fläche (1000 Hektar): 


Zuckerrüben Spinnflachs Baumwolle 


1913 650 925 6% 
1928 770 1360 971 
1932 1500 2510 2170 
Ziel des Fünfjahrplans 1087 1727 1529 


Der Plan ist also bezüglich der Fläche bei weitem überboten 
worden. Nicht so günstig steht es mit dem Ertrage. Die Pflege 
und Aberntung der in dieser Hinsicht sehr anspruchsvollen Pflan- 
zen stieß auf große Schwierigkeiten, vor allem deshalb, weil die 
vorhandene menscliche Arbeitskraft wohl mit Hilfe von Ma- 
schinen die umfangreiche Saat hatte bewältigen können, zu den 
weiteren Arbeiten aber nicht ausreichte. Bezeichnend ist, daf 
trotz der Verdoppelung der Anbaufläche Zucker eine Defizit- 
ware geworden ist. Auch zu der Erweiterung der Baumwoll- 
fläche steht die Entwicklung der Baumwollindustrie in starkem 
Widerspruh. An diesem weltwirtschaftlich wichtigen Beispiel 
sei das Mißverhältnis näher dargelegt. 

Gegen den Durchschnitt von 1927 und 1928 stieg die Anbau- 
fläche im Durchschnitt von 1931 und 1932 um 1435 %. Da in 
jenen beiden Jahren die Einfuhr von Baumwolle 54,1 Æ der 
eigenen Ernte betrug, so hätte, wenn die Ernte prozentual der 
Anbaufläche gestiegen wäre, die Sowjetunion entweder die Pro- 
- duktion ihrer Baumwollindustrie sehr steigern oder Rohbaum- 
wolle in großem Umfang ausführen müssen. Die Industrie aber 
ging zurück, und ein Ausfuhrland ist Rußland trotzdem nicht 
geworden. Zwar ist die Einfuhr auf einen geringen Bruchteil 
gesunken (ein großer Erfolg für die Handelchilanz). audı sind 
geringe Mengen in den letzten Jahren ausgeführt worden, aber 
ein kleiner Einfuhrüberschuf ist geblieben (1932 der dreizehnte 
Teil von der durchschnittlihen Einfuhr der u 1928 und 1929). 

Die Erklärung liegt in dem Zurückbleiben der Ernte. Auf 
der um 143,5 % vergrößerten Anbaufläche stieg sie nadh der 
Statistik nur um 81,4%. In Wirklichkeit muß sie nach dem Er- 
gebnis der Baumwollindustrie noch geringer gewesen sein. Ich 
vergleiche die Gewebefabrikation mit der statistischen Rohstoff- 
menge. die sich aus der Ernte des voraufgehenden Jahres und 
dem Einfuhrüberschuß des Fabrikationsjahres zusammensetzt. 
Während die Anbaufläche 1930 und 1931 gegen 1927 und 1928 um 
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111,9 © stieg, wuchs die Ernte nur um 57,3 %. Zuzüglich des Ein- 
fuhrüberschusses wuchs die statistische Rohstoffmenge im Durch- 
schnitt von 1931 und 1932 um 5,2 %, während die Fabrikation im 
Durchschnitt dieser beiden Jahre gegen 1928 und 1929 um 19,4 % 
ee Unter den Ursachen wird amtlich Rohstoffmangel 
angegeben. — 

Unbekümmert um den unbefriedigenden Ausfall oder in 
systematischer Überschätzung der Ernte nimmt der Staat dem 
Dorf an Getreide weg, was er für die Stadt benötigt. In den 
Jahren 1931/32 und 1932/33 waren dies etwa 23 Millionen Ton- 
nen, so da dem Dorfe nur (höchstens) 47 bis 48 Mill. Tonnen 
verblieben, während nach der Getreidebilanz des Jahres 1927/28 
eine um 7 bis 8 Millionen geringere Landbevölkerung über 
66 Mill. Tonnen Getreide verfügte. Nach dem Fünfjahrplan 
sollten dem Dorfe 1932/33 84 Mill. Tonnen verbleiben. Trotz 
der Ernährungskrise führte der Staat im Erntejahr 1930/31 
6,1 Mill. Tonnen Getreide aus (die bisherige Rekordziffer), 
1931/32 noch 2,7 Mill. Tonnen und selbst in dem Hungerjahr 
1932/33 1,4 Mill. Tonnen, die ausgereicht hätten, um Millionen 
Menschen vor dem Tode zu retten. 


Geradezu katastrophal ist die Entwicklung der Viehzucht 
unter der Politik des Fünfjahrplans gewesen. In der Massen- 
abschlachtung und nutzlosen Vernichtung von Vieh im Winter 
auf 1930 zeigte sich die innere Einstellung der in die Kollektive 
peon en Bauern am deutlichsten. Später hat in gleicher 

eise der zunehmende Brotmangel im Dorf gewirkt; der Grund- 
stock des Viehstandes wurde dezimiert, und die Aufzucht von 
ninen wurde auf das äußerste ee um so mehr, 
als der Bauer zu befürchten hatte, daß die mit großer Entsagung 
aufgezogenen Tiere schließlich für einen Spottpreis an den Staat 
abgeliefert oder an die Kollektiv-Herde egeben werden 
mußten. Die Pferdezucht wurde auch deshalb vernachlässigt, 
weil der Staat in der ersten Begeisterung für Traktor und Mäh- 
drescher glaubte, der tierischen Spannkräfte bald nicht mehr zu 
bedürfen. Die sich einstellende Spannkraftkrise, die auch 
heute noch nicht überwunden ist, brachte ihn zu besserer Er- 
kenntnis. 

Die Entwicklung des Nutzviehstandes ergibt sich aus folgen- 
den Zahlen®) — Mill. Stück — (vgl. Figur 5): 


Ziel des Fünf- 
1916 1928 1929 1930 1931 1932  jahrplanes 
Rindvieh 606 705 671 525 487 292 80,937 
darunt. Kühe 26,0 30,7 304 26,7 SE 35,524 
Schafe 113,0 133,3 133,7 100,4 57.2 47,0 160,934 


Schweine 20.9 26,0 204 130 78 101 34,849 
5) Nach Schiller, a. a. O. S. 27. 
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Der Staat sucht diesem Rückgang, der vor allem den Vieh- 
besitz der individualwirtschaftlichen und der einzelnen Kollek- 
tivbauern betroffen hat, durh die Entwicklung sozialistischer 
Viehzucht in großen Staatsbetrieben und kollektivistischen „Ab- 
satzfarmen“ entgegenzuwirken. Im Frühjahr 1932 gehörten 
bereits 441 % des Rindviehs und 44 % der Schweine dem sozia- 
listischen Sektor an. Hierdurch wird aber zunächst nichts an der 
Tatsache geändert, daß von 198 bis 1932 der Rindviehstand 
auf 41,4 %, die Zahl der Kühe auf 57,7 %, die der Schafe auf 
35,3 % und die der Schweine auf 38,8% gesunken ist. Mit diesem 
Rückgang gingen einher die Zunichtemachung der vorherigen 
Erfolge auf dem Gebiete der Rassenverbesserung und die Ver- 
minderung der durchschnittlichen Fleisch- und Milcleistung des 
einzelnen Tieres (zumal seit 1932, wo wegen des Pferdemangels 
in immer größerem Umfange die Kühe angespannt werden 
mußten). Von dem normalen Fleisch- und Milchbedarf des Volkes 
konnte zuletzt allenfalls der dritte Teil befriedigt werden. 


Der Mangel an Kraftnahrungsmitteln in Verbindung mıt 
der außerordentlichen Teuerung auf dem freien Markte, auf den 
auch die Inhaber der amtlichen Bezugsbücher zu mehr oder min- 
der großem Teil angewiesen sind, hat Arbeitskraft und Arbeits- 
lust der industriellen Arbeiterschaft sehr gemindert. Vor allem 
aber ist der Bauer der Leidtragende; bei ihm gesellte sih zu 
dem Mangel an Fleisch, Fett und Milch auch die Wegnahme des 
Brotgetreides. Die Folge war, daß weite Gebiete im Süden und 
Osten von schwerer Hungersnot heimgesucht wurden. 

Der Mißerfolg auf dem Gebiete der Landwirtschaft ist für 
die Gesamtbilanz des Fünfjahrplanes von überragender Bedeu- 
tung. Rußland hat immer noch den Charakter eines Agrar- 
staates. Amtlich wurde zwar verkündet, daß sich das Über- 
gewicht der Produktion 1932 mit 70 % (statt 48% i. J. 1927/28) 
auf die Industrie verlagert habe. Dies herauszurechnen ist leicht, 
wenn die Produktion der Industrie nach willkürlich hohen, die 
der Landwirtschaft nach willkürlich niedrigen Preisen bewertet 
wird und wenn zudem die „Bruttoproduktion“ als Maßstab dient, 
die in der Industrie die in dieser Frage maftgebende ‚Netto- 

roduktion“ viel stärker überschreitet als in der Landwirtschaft. 
Die arbeitsfähige Landbevölkerung Dh 70 Millionen, und 
wenn der Landwirtschaft auch nur die Hälfte angerechnet wird, 
so schaffen diese 35 Millionen Menschen mit Hilfe des Produk- 
tionsfaktors „Natur“ sicher mehr volkswirtschaftlichen Neuwert, 
als die 7 Millionen Arbeiter in Industrie und Bergbau. — 

Mit Recht messen die russischen Bauern (z. B. die Flücht- 
linge, die ich 19532 und 1933 im Lager Schneidemühl besuchte) 
die Hauptschuld an dieser unglücklichen Entwicklung der Kol- 
lektivierung bei, wie sie seit 1929 mit Überstürzung und Zwang 
betrieben wurde. Im Unterschied von ihnen halte ih es für 
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möglich, daß die Kollektivwirtschaft in Zukunft bessere Erfolge 
als bisher zeitig. Man darf nicht verkennen, daß diese Wirt- 
schaftsform noch in den Kinderschuhen steckt. Die mannigfachen 
Fehler der Organisation, der Arbeitsverfassung, der Technik — 
das gilt auch für die neuen staatlichen Riesenbetriebe — sind der 
Regierung bekannt. Seit Jahren wird dagegen angekämpft, bis- 
er mit sehr unbefriedigendem Erfolge. Trotzdem vermag ich 
nicht einzusehen, warum nicht schließlich sich bessere Methoden 
durchsetzen sollen. Das allmählihe Heranwachsen eines zahl- 
reichen Stabes besser geschulter und über längere Erfahrun 
verfügender agronomischer und organisatorischer Kräfte wi 
sich auswirken, wie ja auch in der Industrie Ingenieure und 
Qualitätsarbeiter allmählich besser in ihre neuen Aufgaben hin- 
einwachsen; bei durchschnittlich noch unbefriedigender Qualität 
der Erzeugung ist doch bei vielen Fabrikaten schon eine bedeu: 
tende Verbesserung im Vergleich zu den vorhergehenden Jahren 
festzustellen. Der Landwirtschaft kommt beispielsweise zu- 
statten, daß die Traktorenherstellung in den neuen großen Wer- 
ken sich qualitativ sehr gehoben hat. Dazu kommt die schnelle 
Vermehrung der Fabrikation von Traktoren und Arbeitsgeräten, 
so daß aus diesem Grunde der Spannkraftmangel voraussichtlich 
bald weniger empfindlich sein wird. 

Eines scheint bereits 1933 in den Kollektiven erreicht worden 
zu sein: Anpeitschung der Bauern zur äußersten Hergabe ihrer 
ie bei der Bestellung und Ernte durch Anwendung scharfen 

errors. 

Wenn aber auch die Kollektivwirtschaft sich als fortschritts- 
ähig erweisen wird und auf dem Lande einigermaßen erträg- 
liche Verhältnisse wieder einkehren, so liegt doch kein Grund 
vor, den Sieg des Sozialismus über die individualwirtschaftliche 
Form der Landwirtschaft zu verkünden. Sozialistische Landwirt- 
schaft ist gleichbedeutend mit bäuerlicher Unfreiheit, und nach 
aller geschichtlichen Erfahrung ist die Wirtschaft freier Menschen 
der von unfreien auf die Dauer überlegen gewesen. 


Die Lage der Wald- und Holzwirtschaft 
in der UdSSR. - 


Von Dr. Erwin Buchholz- Eberswalde. 


In den letzten are hat sich die russische Holzwirtschaft zu 
einem immer bedeutsameren Wirtschaftszweig entfaltet, dem 
die Sowjetregierung die größte Aufmerksamkeit schenkt. Auf 
der 17. Parteikonferenz ist die Schlüsselposition der Holzwirt- 
schaft für den sozialistischen Aufbau und ihre enge Verbunden- 
heit mit der Gesamtwirtschaft ausdrücklich betont worden. Die 
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scharfen Gegensätze zwischen den Interessen der Waldwirt- 
schaft und den Forderungen der Holzindustrie sind ein- 
fach dadurch aus der Welt geschafft worden, daß nach lang- 
wierigen Kompetenzstreitigkeiten und einschneidenden Reformen 
1932 ein besonderes selbständiges Volkskommissariat für Holz- 
wirtschaft „Narkomles‘ gegründet worden ist, das dem bekannten 
Wirtschaftsführer Lobow unterstellt wurde. Praktish sind 
damit die Interessen der Waldwirtschaft denjenigen der Holz- 
industrie untergeordnet worden. Folglih kann unter den 
jetzigen Verhältnissen in Rußland von einer Forstwirtschaft im 
europäischen Sinne keine Rede sein, sondern von einer Holz- 
wirtschaft. 


Diese stellt zurzeit einen total kranken Organismus 
dar, der den sozialistischen Aufbau ernstlich gefährdet. Die 
Ursachen hierfür sind kurz folgende: | 


Der überwiegend größte Teil der Wälder Ruflands befindet 
sich in den menschenleeren nördlichen "Gebieten, während die 
bedeutend dichter bevölkerten und industriell fortgeschrittenen 
südlichen Gebiete, die somit als die größten Holzverbraucher auf- 
treten, nahezu als waldlos bezeichnet werden müssen. Die 
Bewaldung Rußlands steht etwa im umgekehrten Verhältnis 
zur Bevölkerungsdichte. Diese ungleichmäßige geographische 
Verteilung der Wälder führt zu einer ziemlich BE Trennung 
der Gebiete Rußlands in 1. solche mit Holzüberschuß und 2. solche 
mit Holzmangel. Neben den klimatischen Bedingungen sind die 
jahrzehntelangen rücksichtslosen Holzabtriebe in den am besten 
zugänglichen Forstrevieren die Ursache der ungünstigen Ver- 
teilung der Holzvorräte. Hierbei ergibt sih für die russische 
Holzwirtschaft die Zwangslage, das Holz von immer weite- 
ren Entfernungen aus dem waldreichen Norden unter den 
schwierigsten Iransportverhältnissen nach den Verbrauchsorten 
heranzuschaffen. Denn die durch die nördlichen Waldgebiete 
strömenden Wasseradern (Onega, Dwina, Mesen, Petschora) sind 
zwar wie geschaffen für die Holzausfuhr nach dem Ausland über 
das Eismeer, für die Holzversorgung des Binnenmarktes aber 
kommen sie nicht in Frage. Nur die Wolga, teilweise auch der 
Dnjepr, die mit ihren Nebenarmen ziemlich tief in die Wald- 
Besie eingreifen. können dem Holzverkehr im Binnenlande 

ienen. 


Die schlechten Verkehrsverhältnisse, vor allem das shwadı 
entwickelte Fisenbahnnetz und die schwache Besiedlung der 
Waldgebiete. bringen es mit sich, daß das für den Aufbau der 
Volkswirtshaft in gewaltigen Mengen benötigte Holz 
nicht von dort geholt werden kann, wo es im Übermaßft vorhanden 
ist und fault, sondern von dort, wo es gerade mit dem geringsten 
Aufwand an Kapital und Arbeit schnellstens beschafft werden 
kann. Aus dieser Zwangslage kann die russische 
Holzwirtschaft in absehbarer Zeit nicht her- 
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auskommen. Sie wird sich noch weiter verschärfen. Die 
Folgen, die sich daraus für die Waldwirtschaft ergeben, liegen 
auf der Hand: weite Landstriche werden ihrer letzten Holz- 
reserven beraubt, es vermehren sich in erschrekendem Maße 
Ödländereien, Flugsande. und Wildbäche („owragi“), vielerorts 
macht sich eine Senkung des Grundwasserstandes mit schädlichen 
Folgen für die Landwirtschaft bemerkbar. Die in der letzten 
Zeit sich häufenden Mißernten sind nicht zuletzt auf die Ent- 
waldung und das dadurch begünstigte Vordringen des Wüsten- 
klimas vom Südosten mit seinen schädlichen Trocenwinden 
zurückzuführen!). 


Um die rücksichtslosen Holznutzungen in den günstig zu den 
Verkehrsstrafßen gelegenen Forstrevieren zu rechtfertigen, hat 
die Sowjetregierung in der Fachpresse seit fast zwei Jahren einen 
scharfen Kampf gegen die „schädlichen bourgeoisen forstlichen 
Theorien“ entfesselt, die auf dem Prinzip der Nachhaltigkeit 
und der Gleichmäfiigkeit der Holznutzungen basieren. Ver- 
anlassung hierzu gab ein Brief Stalins an die Zeitschrift „Prole- 
tarısche Revolution“, in dem die „Verstärkung der bolsche- 
wistischen Wachsamkeit auf der theoretischen Front“ gefordert 
wurde. Die forstlihen Lehren werden nunmehr als ‚„fremd- 
artig“ für die Sowjetunion bezeichnet, da sie aus dem Ausland 
„eingeschleppt‘ und „unvereinbar mit den Prinzipien der 
sozialistischen Planung“ seien. Die mehr marxistisch als forstlich 
de jungen russischen Forsttheoretiker bezeichnen die 
in Deutschland entstandenen klassischen forstlichen Theorien als 
„Lehren des Stillstandes und der Lähmung der produktiven 
Kräfte des Landes“. Es wird hierbei stets auf Nordamerika hin- 

ewiesen, wo die rücksichtslose Waldexploitation zur raschen 
ndustrialisierung des Landes beigetragen hat. Es soll nun eine 
neue „bolschewistische“ forstliche Lehre gegründet werden, die 
dem Sowjetsystem gerecht wird und die eine hemmungs- 
lose Industrialisierung der Forstwirtschaft gewährleistet. Die 
Zweifel der erfahrenen älteren Forstwissenschaftler an den neuen 
Theorien läßt die Sowjetregierung unbeadhtet und erblickt darin 
nur den Ausdruck einer verbrecerischen Gesinnung, die den 
sozialistischen Aufbau schädigt. In der letzten Zeit läßt man die 
Vertreter der alten Lehren überhaupt nicht mehr zu Worte 
kommen. Man muß zwar anerkennen. daf die Durchführung 
einer streng nachhaltigen Forstwirtschaft bei den russischen 
Waldverhältnissen jetzt niht möglich und auch nicht überall 
zweckmäßig ist, vor allem da die nordischen Waldbestände meist 
überaltert sind und rasch genutzt werden müßten. Die 
Preisgabe des Nachhaltigkeitsprinzips wirkt sich aber in den 
schwächer bewaldeten Gegenden Rußlands verheerend aus und 


1) Vgl. meine Schrift: „Die Wald- und Holzwirtschaft Sowjetrußlands.“ 
Berlin 1932, Verlag P. Parev. 
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wird die künftige Holzversorgung des Landes vor immer größere 
Schwierigkeiten stellen. 

Denn mit dem sagenhaften Waldreihtum Sowjetrußlands 
ist es nicht so weit her, wie allgemein angenommen wird. Wohl 
ist die Waldfläche der UdSSR (618 Mill. Hektar) fast fünfzigmal 
aan als diejenige des Deutschen Reiches (12,6 Mill. Hektar), 

och kommt es bei den Vergleichen vor allem auf die Leistungs- 
fähigkeit der Flächen (Holzzuwads), auf die darauf stockenden 
Holzvorräte sowie auf den waldbaulichen Zustand der Wald- 
bestände an. Und gerade diese Faktoren ergeben für die UdSSR 
ein ganz anderes Bild. Nach den neuesten russischen Erkun- 
dungen der entlegenen Waldgebiete, die mit Hilfe der Flugbild- 
technik und der schwedischen forststatistischen Methode vor- 
genommen wurden, stellt es sich immer mehr heraus, daf gewal- 
tige Flächen West- und Östsibiriens, insbesondere in der Jakuten- 
republik, ferner an der Petschora, Mesen sowie im Murman- 
gebiet und in Karelien nur sehr schlecht mit Wald be- 
stockt sind. Es sind nach deutschen forstlichen iffen meist 
schlehtwücdsige Räumden mit ganz geringen Holzvorräten 
je Flächeneinheit. Diese Waldflähen kommen für die Holz- 
produktion nur ganz unwesentlich in Betracht. Nach vorsichti- 

er Schätzung liefern etwa zwei Drittel der Waldflächen der 

dSSR einen so Kerin en Holzertrag, daß sie z. T. n 
hinter die letzte Ertragsklasse deutscher Bonitierung eingereiht 
werden müssen. Zum Vergleich mit den Waldflächen Deutsch- 
lands können also nur etwa 200 Mill. Hektar Waldflächen der 
UdSSR herangezogen werden. Auch diese leisten infolge un- 
iei klimatischer Bedingungen und schlechter Pflege im 

urchschnitt je Hektar nur etwa ein Drittel der deutschen Wald- 
flächen. Bei dem ungeheuer wachsenden Holzbedarf des russi- 
schen Binnenmarktes werden die im europäischen Norden und in 
Sibirien aufgespeicherten Holzreserven schneller als man denkt 
zur Neige gehen, ea dur ie verschwenderische 
Nutzungsart der Russen und das Draufloswirtschaften ohne 
sorgfältige Berechnung und ohne Rücksicht auf die Nachhaltig- 
keit. Für die mit langen Zeiträumen rechnende deutsche Forst- 
wirtschaftspolitik ergeben sich hieraus bestimmte Folgerungen 
im Zusammenhang mit der Gefahr künftiger Holzver- 
knappung. 


* k 
* 


Mit der fortschreitenden Erschöpfung der Holzvorräte in 
den günstig zum Verkehr gelegenen Forstrevieren müssen die 
Holzbeschaffungen in Rußland notgedrungen in die abgelegene- 
ren Waldgebiete verlegt werden. Bisher lieferten nach amtlichen 
russischen Angaben die schwach bewaldeten Gebiete, auf die nur 
10 % der Waldflächen der Sowjetunion entfallen, fast die Hälfte 
(455 %) des gesamten Holzeinschlags. Dieser ungesunde Zustand 
ist für die russischen forstlichen Verhältnisse sehr charakteristisch. 
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Die Sowjetregierung trägt sich schon längst mit der Absicht, die 
abgelegenen Waldgebiete zu erschließen, doch geht sie darin 
noch ziemlich zaghaft vor, da sie nicht eher größere Kapitalien 
dafür investieren will und kann, als bis sie durch die restlose 
Erschöpfung der Holzvorräte in den besser zugänglichen Gegen- 
den dazu gezwungen sein wird. Im neuen Fin jahrplan wird 
bereits das Schwergewicht der Holzbeschaffungen nach dem 
Osten, Nordosten, Ural, Sibirien und dem Fernen Osten ver- 
legt, wo noch unberührte Waldmassive der Exploitation harren. 
Das europäische Rußland verliert bei diesem Zug nach dem Osten 
seine frühere Bedeutung. Als bewußtes Ziel der russischen 
Holzwirtschaftspolitik wird eine rationelle Placierung der Holz- 
industrie nach dem Prinzip der Rohstoffnähe vertreten. Dieses 
Ziel verweist auf eine Verlegung der Zentren der Holzindustrie 
aus den Gebieten, wo sie sich zurzeit befinden, in solche Gebiete, 
wo grofte Holzvorräte vorhanden sind. Diese Verschiebungen 


sind aus folgender Tabelle ersichtlich: 


Holzbeschaffung 
in %/ 


Holz- 
vorräte 


Sägegatter 
in 0/0 
1932 1937 
39 70 


in %/ 


L Holzüberschußgebiete 
(Nordgebiet, Karelien, 
Nishnij-Nowgorod, Ural, 
Sibirien, Ferner Osten). 

il. Holzzuschußgebiete. . . 10 53 25 


Ukraine, Weißrußland, 

ningrad, Moskau, 
Westgebiet, Mittlere und 
Untere Wolga, Tataren- 
republik). 


IL Nordkaukasus und die 
Transkaukasischen 
Republiken ....... 4 8 5 


(besondere Gruppe) 
100 100 100 100 100 


Demnach soll der Anteil der waldarmen Gebiete an der 
Holzbeschaffung von 45 % (1932) auf 16 % (1937) sinken, der An- 
teil der waldreichen Gebiete steigt entsprechend von 53 % auf 
81 %. Ähnlich ist auch die Steigerung des Gewichts der wald- 


reichen Gebiete an der Holzverarbeitung. 


Die geplante neue geographische Verteilung der Standorte 
der Holzindustrie soll den Charakter des Holzverkehrs von 
Grund aus verändern. Einerseits muß infolge der Verarbeitung 
von Rohholz am Orte der Gewinnung der Anteil des schwer 
transportablen Rohholzes an den Fernfrachten zugunsten der 
Halb- und Fertigfabrikate zurückgehen. Andererseits aber 
steigen die Frachtentfernungen von den Holz- 
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Produktionsorten zu den Verbrauchsorten. Die durchschnittlichen 
Frachtentfernungen für Holz auf der Eisenbahn betrugen 1915 
500 km, 1932 680 km und werden für 1937 mit 850 ver- 
anschlagt. Diese Erhöhung der durchschnittlichen Frachtent- 
fernungen um fast 200 km in fünf Jahren ist ein äußerst wichtiges 
Zeichen der immer schwieriger werdenden Holzversorgung des 
Binnenmarktes, da der Eisenbahnbetrieb nach Lage der Dinge 
den wachsenden Verkehr nicht bewältigen kann. Die zu erwar- 
tende Steigerung der Frachtentfernungen für Holz erklärt sich 
hauptsächlich dadurch, daf in Zukunft große Mengen Holzes von 
Östsibirien nach Mittelasien und nach dem Ural-Kusnetzker 
Kombinat über 3—4000 km weit herantransportiert werden 
müssen. 


Der Bau von neuen Eisenbahnen bleibt hinter den Vor- 
anschlägen weit zurük. Im Zusammenhang damit kann der 
Güteraustausch mit der Entwicklung der Industrie nicht Schritt 
halten (Wachstum der Industrie 1931 um 21 %, Wachstum des 
Güterverkehrs auf der Eisenbahn nur 8 %). Die ungenügende 
Leistung einer Reihe holzwirtschaftlih wichtiger Fisenbahn 
strecken, insbesondere der Strecke Archangelsk—Wologda und 
Wjatka—Kotlas, wirft die Pläne der Holzversorgung des Binnen- 
marktes teilweise über den Haufen und führt zu Rer Anhäu- 
fung von Holzmaterial auf den Stationen, wobei oft große 
Mengen hochwertigen Schnittholzes verblauen und anfaulen. 
während sie anderweitig dringend gebraucht werden. Planlose 
Kreuz-und-Quer-Transporte von Holz über weite Entfernungen 
sind an der Tagesordnung. 


Da der Holztransport mit der Eisenbahn allein nicht in 
der Lage sein wird, die steigenden Holzfrachten zu bewältigen, 
soll das Wasserstraßensystem großzügig ausgebaut werden. 
Hierzu gehört vor allem das Projekt der Großen Wolga 
oder der „Wolga-Übermagistrale“. Die Wolga soll zu einer 
großartigen ea zwischen Ostsee und Kaspisee, 
zwischen Eismeer und Kaspisee, zwischen Kaspisee und dem 
Schwarzen Meer sowie auch zwischen dem Fluß Ob (West- 
sibirien) und Europa ausgestaltet werden. Das Projekt der 
Großen Wolga verlangt eine weitgehende Regulierung des 
Stroms durch Errichtung von Staudämmen, Hydro-Kraftstatio- 
nen, Schleusen u. a. Die Stärke der Strömung der Wolga soll 
künstlich von 5 km auf 2—3 km in der Stunde gesenkt werden, 
so daß die Holzflöße, die früher ohne Schleppdampfer strom- 
abwärts gelassen wurden, künftig nur mit deren Hilfe geleitet 
werden können. Durch den Bau eines Dammes bei Samara an 
der Stelle, wo der Lauf der Wolga den scharfen Haarnadel- 
bogen macht. wird der Wasserweg um 130 km gekürzt werden. 
Auf der Wolga werden zwei Güter die dominierenden Fracten 
bilden: 1. Das Erdöl, das von den großen Ölquellen in Baku 
die Wolga aufwärts transportiert wird. und 2. das Holz, das von 
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den Nebenarmen der Wolga und Kanälen nach dem Süden ab- 
wärts gelangen wird. 

Die großen Wasserstraßen-Projekte erfordern zu ihrer Ver- 
wirklichung viel Zeit und Kapital. Deshalb konnten nur geringe 
Teilstrecken in den neuen Fünfjahrplan aufgenommen werden. 
Der für die Entwicklung der russischen Holzwirtschaft überaus 
wichtige Wolga-Don-Kanal, der einen neuen Seeweg für das 
russische Holz nach dem Weltmarkt über das Schwarze Meer 
öffnet, wird wohl erst nach 1937 in Bau genommen werden. Bis 
zu seiner Fertigstellung und Inbetriebnahme wird voraussicht- 
lich der größte Teil der für die Ausfuhr über diesen Kanal in 
Frage kommenden Holzvorräte bereits genutzt sein. Die Her- 
stellung einer direkten Wasserverbindung zwischen Eismeer 
und Kaspisee durch den Bau eines Kanals zwischen der Pet- 
schora und Kama (Nebenfluß der Wolga) hat Aussicht auf frühere 
Verwirklichung. Die hierfür notwendigen Kanalarbeiten sollen 
nicht sehr kostspielig sein und sich auf eine Länge von 175 km 
erstrecken. Hierbei werden bisher unberührte Waldkomplexe 
erschlossen, die dem Holz den Weg nach den inneren Märkten 
(über die Wolga) und besonders auch nach dem Ausland eröffnen 
über den neu zu gründenden Eismeer-Hafen in dem Indiga- 
Meerbusen, der 8—9 Monate eisfrei ist. 


* * 
* 


Die russische Holzwirtschaft besitzt zweifellos zwei wichtige 
Triebfedern, die einen fast schrankenlosen Ausbau der Holz- 
Ben gestatten: 1.der. große Holzreichtum des Landes, 

er der Ausbeutung harrt, und 2. der ungeheure Bedarf der 
Volkswirtschaft an Holz und Holzerzeugnissen. Es kann nach 
menschlihem Ermessen in absehbarer Zeit in Rußland keine 
Überproduktion an Holzerzeugnissen Platz greifen, denn jede 
Produktionssteigerung wird vom Binnenmarkt gierig aufge- 
nommen. Der starke Bevölkerungszuwadhs, der zu erwartende 
Aufschwung der Industrie und der Bautätigkeit werden in 
Zukunft stets eine gewaltige Nachfrage nach Holz hervorrufen. 
Unter normalen Verhältnissen müßten die produktiven Möglich- 
keiten des Waldreichtums einerseits und der Holzbedarf ande- 
rerseits eine hemmungslose Entwicklung der Holzwirtschaft ge- 
währleisten. Auf lange Sicht muß trotz aller gegenwärtigen 
Schwierigkeiten und Mißstände eine Aufwärtsbewegung der 
Holzwirtschaft aus diesen Erwägungen ganz zwangsläufig 
einsetzen. 

Zurzeit bestehen noch große Schwierigkeiten in der Fin an- 
zierung des Ausbaues der Holzwirtschaft. Besonders un- 
günstig wirkt sich hierbei der Rückgang der Holzausfuhr in den 
etzten Jahren aus. 

Eine zweite Schwierigkeit ist die Frage der Besiedelung 
der unwirtlichen nordischen und sibirischen Waldgebiete und die 
Schaffung eines bodenständigen Waldarbeiterstandes. 
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Hier ist ein ganzer Komplex von Fragen zu lösen, die für den 
Ausbau der Holzwirtschaft von entscheidender Bedeutung sind. 
Ebenso wie in der russischen Landwirtschaft, so hat auch in der 
Holzwirtschaft der Produktionsfaktor Mensch völlig versagt. 
Die Anwerbung von freiwilligen Holzfällern, Fuhrleuten und 
Flößereiarbeitern stößt auf immer größere Schwierigkeiten. Es 
ist ohne weiteres klar, daß es keine leichte Aufgabe ist, die 
Waldarbeiterschaft, die sich fast ausschließlich aus Bauern rekru- 
tiert, in der großen Weite der wegelosen Waldgebiete zu organi- 
sieren und bodenständig zu machen?). Hinzu kommen die großen 
Ernährungsschwierigkeiten, die sich in der letzten Zeit sehr ver- 
schärft haben. Die Arbeiterschaft in den Städten wird mit 
Lebensmitteln und kulturellen Gütern besser versorgt als auf 
dem Lande. Trotz der weitgehenden Heranziehung von Frauen 
und T zu den Holzbeschaffungsarbeiten war es nur 
in seltenen Fällen gelungen, die nötige Zahl von Arbeitskräften 
aufzutreiben. In manchen entlegeneren Waldgebieten waren es 
nur 20—30 % der planmäßigen Zahlen. Auch die bolschewisti- 
schen Aufrufe und Beschwörungen sowie die verschiedenen dra- 
konischen Zwangsmaßnahmen konnten an dieser Sachlage nichts 
ändern. Nach Angaben der Zeitschrift .„‚Lessopromyschlennoje 
delo“ („Holzindustriewesen“) vom Dezember 1932 (S.804) machte 
sich in den letzten Jahren ein bedrohliher Rückgang von 
Arbeitskräften bei der Holzbeschaffung bemerkbar. Es waren 
beschäftigt im 1. Quartal 1930 1 978000 Holzfäller, im 1. Quartal 
1931 1500000, im 1. Quartal 1932 1200000. Ähnlich ist der Rück- 
gang der Zahl der Flöfereiarbeiter. Dabei sollte aber nach dem 
Plan die Zahl der Arbeiter bei der Holzwirtschaft erheblich 
steigen. Die Folge ist ein Nachlassen der Holzbeschaffungen, das 
sich noch dadurch verschärft, daß stets ein Teil des im Walde 
eingeschlagenen Holzes aus Mangel an Gespannen und 
Fuhrleuten nicht abgefahren werden kann und verkommt. 


Die Waldarbeiterfrage ist jedenfalls das schwierigste Pro- 
blem der russischen Holzwirtschaft. 

Einen tiefen Einblick in die Schwierigkeiten und Mißstände 
bei der Holzwirtschaft liefert ein Leitartikel aus der Dezember- 
Nummer der Fachzeitschrift „Lessnoje chosjajstwo i lessoeksploa- 
tazija“ (Leningrad 1932) unter dem Titel „Das Land verlangt 
Holz!“, aus dem die wichtigsten Stellen hier wiedergegeben 
seien: 

Im Vergleich zu 1913 sind unsere Holzbeschaffungen mengenmäßig 


und qualitativ stark gestiegen, doch können uns die Vergleiche mit der 
Vorkriegszeit nicht mehr genügen, wir müssen vielmehr die tatsäch- 


2) Bisher ist in der Frage des Wohnungsbaues für Holzfäller noch sehr 
wenig geschehen. Im Nordgebiet sind z. B. von den geplanten 1593 neuen 
Arbeiterwohnungen nur 15 gebaut worden und von den geplanten 5981 
anderen Gebäuden (Baracken, Gemeinschaftsküchen, Badehäusern, roten 
Ec&ken usw.) sind insgesamt nur 665 Objekte ausgebessert und neu gebaut 
(„Lesn. chosjajstwo à lessoeksploalazija” 1952 Nr. 9 S. 55), 
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lihen Holzbeschaffungen mit dem wirklichen Holzbedarf der 
Volkswirtschaft vergleichen. Zum 1. Dezember 192 war der Quartalsplan 
für den Holzeinschlag nur zu 32 %, für die Holzabfuhr nur zu 26% er- 
füllt. Was ist die Ursache dieser ungenügenden Holzbeschaffung? „Mangel 
an Arbeitskräften!“ antworten einstimmig die Leiter der betreffenden 
Stellen. Im Gorki-Bezirk haben z. B. allein in der Zeit vom 10. bis 20. No- 
vember 1600 Holzfäller ihre Arbeitsstellen verlassen! Warum? Scheinbar 
nicht nur darum, weil viele Forstbetriebe „noch nicht in der Lage waren“, 
für Wohnung, Verpflegung usw. zu sorgen, sondern weil die Fehler der 
vergangenen Jahre hinsichtlich der Arbeitsorganisation im Walde noch 
nicht ausgemerzt sind und weil man in den Forstbetrieben glaubt, die 
Dekrete der Regierung gegen die Bummler nicht beachten zu brauchen. 
Wir haben gegenwärtig weniger organisierte Waldarbeiter-Brigaden als 
am Anfang des Jahres 1932. In einzelnen Rayons ist ein direkter Wider- 
stand gegenüber der Organisation von Brigaden festzustellen. 

In den letzten Jahren blieb die Holzabfuhr hinter dem Holzeinschlag 
stets weit zurück, so daß erhebliche Holzmengen im Walde liegen blieben. 
Ein großer Teil der Schlepper (Traktoren) ist weder repariert, noch mit 
Ersatzteilen ausgestattet. Die Maschinen harren der Bedienung durch ge- 
schulte Kräfte. Es muß jedoch festgestellt werden, daß die Holzabfuhr in 
den nächsten Jahren nicht durch den Traktor, sondern durch das Pferd 
entschieden wird. Die staatlichen Forstbetriebe verfügen über mehr als 
100 000 Pferde, doch werden diese nur ungenügend ausgenützt. Im Okto- 
ber arbeiteten bei der Holzabfuhr nur 18500, im November nur 20 000 
Pferde. Die Forstbetriebe klagen über Mangel an Fourage für die Pferde 
und halten sich ausschließlih an die Belieferung von den Zentralstellen. 
Dabei wädhst im Walde stellenweise das schönste Gras, dessen Nutzung 
den Bedarf der Forstbetriebe an kräftigem Heu decken müßte! Es fehlt 
auch überall die sorgsame und häusliche Pflege der Pferde. 

Die Holzbeschaffungen bilden einen verantwortungsvollen Abschnitt 
des Klassenkampfes. Der Kulak weiß, daß die Nichterfüllung des 
Holzbeschaffungsprogramms die gesamte Volkswirtschaft gefährdet. Er 
agitiert gegen den Abschluß von Verträgen, gegen die Organisation von 
Brigaden und treibt Schädlingsarbeit. lhm helfen die rechten und 
linken Opportunisten sowie die Schwindler mit dem Parteibuh in der 
Tasche. F; gilt also vor allem den Kampf gegen den Kulaken und seine 
Agentur zu verstärken, denn das Land verlangt Holz! 


Finnland 1933. 


Von Dr. Otto v. Zwehl. 


(Schluß*).) 
Wirtschaftliche Lage. 


Die gegenwärtige Wirtschaftslage Finnlands ist — gemessen 
beispielsweise am Notstand Mittel- und Osteuropas — relativ 
recht gut. Zahlreiche Umstände bewirken dies. 1926—1929 
machte Finnland eine gewisse „Gründerzeit“ durch. Die Holz- 
veredlungsindustrie wurde in schnellem Tempo ausgebaut. Der 
Wohnungsbau in den Städten wurde über den Bedarf forciert. 
Dies und ähnliche Übertreibungen bewirkten. daß Finnland 


*) Vgl. „Osteuropa“, Januar 1954, S. 225 ff. 
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schon 1929 in eine Sonderkrise geriet, hauptsächlich vom über- 
beanspruchten Geld- und Kapitalmarkte ausgehend, die aber 
das Gute hatte, daß sie die Wirtschaft des Landes frühzeitig zu 
einem Abbremsen des Entwicklungstempos veranlaßte, und zwar 
noch ehe die Weltwirtschaftskrise mit voller Kraft auch Finn- 
land selbst heimsuchte. Mit einem hochentwickelten, gerade 
modernisierten Produktionsapparat ging die finnische Ausfuhr- 
industrie in die Krise hinein. 

Als England den Goldstandard aufgab, folgte Finn- 
land im Oktober 1931 kurz nach den skandinavischen Staaten 
und trat dem Sterlingblock bei, wobei das Hauptmotiv die Er- 
haltung der finnischen Ausfuhr nach England war, welches zur 
Zeit rund 45 % der finnischen Ausfuhr aufnimmt. Dabei machte 
Finnland den Schritt der Geldentwertung stärker als sein schwe- 
disher Konkurrent mit. Finanztechnisch wäre die Beibehal- 
tung der Goldwährung, dank der kräftig aktiven Handelsbilanz 
Finnlands, damals wohl möglich gewesen. Schon im Januar 1932 
konnte man in Finnland nach einem anfänglichen Durcheinander 
und vorübergehender Sperrung der Valutakäufe wieder zu einem 
völlig freien, bis heute so bestehenden Devisenverkehr über- 

ehen. Seit Beginn 1933 folgt die Finnmark bei etwa 40—50 % 
ntwertung starr dem Pfundkurse. Die Geldentwertung im 
Zusammenhang mit den niederen Löhnen, die sogar nach dem 
Kursfalle stellenweise noch weiter abgebaut wurden (Beamten- 
gehälter), ermöglichte eine ungehinderte Ausfuhr der wichtig- 
sten finnischen Be on Zellstoff, Papier, Mol- 
kereiprodukte), wobei es meist gelang, die durch fallende Preise 
verringerten Wertziffern der Handelsbilanz durch gesteigerte 
Ausfuhrmengen, vor allem für Zellstoff, auszugleichen. 

Dies gelang lediglih für die Schnittholzausfuhr 
nicht, die vor allem durch die englisch-russischen Holzgeschäfte 
bedroht wurde, was zum Zusammenbruch vieler finnischer klei- 
ner und mittlerer Sägewerke führte. Das Wiederauftreten Rul- 
lands als Holzexporteur warf die finnische Sägeindustrie etwa 
auf ihren Stand von 1923 zurück, obwohl das Jahr 1933 dank des 
russisch-englischen Handelskonfliktes ihr unerwartet eine neue 
Absatzbelebung brachte. Man zog jedoch in Finnland die Lehre 
aus dieser Abhängigkeit der Sägeindustrie von der großen 
Tagespolitik und stellte sich auf’ vermehrte Ausfuhr höher ver- 
edelter Holzwaren, hauptsächlich Zellstoff, resolut um. Immer- 
hin blieb die finnische Sägeindustrie im Verein mit sinkenden 
Holzpreisen, welche auch die zahlreichen gemischten forst- und 
landwirtschaftlichen Betriebe schwer trafen, der Hauptherd der 
finnischen Krisenerscheinungen. 

Nicht weniger litt die finnische Landwirtschaft, deren 
Rentabilität auch heute noch trotz zahlreicher erlassener Not- 
und Schutzgesetze in keinem rechten Verhältnis zur Zinsenlast 
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steht. Obwohl die niedere Valuta bei kaum veränderten finni- 
schen Lebenskosten schon stark einfuhrhemmend wirkte, ergriff 
man aufterdem das Mittel der Zollerhöhung und schützte damit 
noch mehr als bisher die zahlreichen nicht Für die Ausfuhr, son- 
dern nur für den heimischen Markt arbeitenden Inlandsindu- 
strien (Textil-, Leder-, Gummi-, Porzellan-, Metall- und Elektro- 
industrie), deren Markt dadurch nicht nur erhalten, sondern 
durch Verdrängung der Einfuhr erweitert wurde. 

Die ungemein günstigen Produktionsbedingungen führten 
sogar gerade 1932/33 zum Entstehen zahlreicher neuer finni- 
schen Industrien und automatisch zu einer weiteren Verringe- 
rung der Einfuhr. Kein Wunder also, wenn die Arbeits- 
losigkeit in Finnland auch nicht annähernd das gleiche Aus- 
maf wie in den europäischen Industriestaaten erreichte. Sie 
umfaßte Ende 1932 etwa 82000 Arbeitslose, das ist 1 Arbeits- 
loser auf 46 Einwohner, und sank um fast die Hälfte. Wenn 
auch diese Zahl drückend ist und das Staatsbudget und die Haus- 
halte der Gemeinden mit Notstandsarbeiten stark belastet, so 
wird doch die Auswirkung der Arbeitslosigkeit bedeutend durdı 
den Agrarcharakter des Landes gemildert, welches immer noch 
die größere Hälfte seiner Bevölkerung in der Landwirtschaft 
beschäftigt. Auch ist die finnische Grofindustrie nicht in Städten 

häuft, sondern in vielen vereinzelten Industriedörfern über 
des anze Land verteilt, ebenfalls ein wesentlich krisenmildern- 
der Umstand. 

So gelang es, das Wirtschaftsleben im wesentlichen in Gang 
zu halten und ab 1931 wieder große Ausfuhrüberschüsse (in Mil- 
lionen Fmk.) zu erzielen. 


Finnlands Ausfuhrüberschuß + 

Einfuhr Ausfuhr Einfuhrübershuf — 
1920 . . . . . . 5007 5636 — 31 
1928 . . . 2 . . 8012 6245 —1767 
1930 . | | | | 5247 5404 + 157 
19314 . . . . . . 3464 4450 + 992 
1932 00.22.20. 3437 4630 14193 - 
1935) ... 3926 5288 +1362 


Diese großen Ausfuhrüberschüsse ermöglichten die Bezah- 
lung der Auslandsverpflichtungen, vor allem die rasche Rück- 
zahlung fast aller kurzfristigen Schulden. 1931/32 hatte aller- 
dings der Dienst der finnischen Staatsschuld von fast 6 Milliar- 
den Fmk. (5% der konsolidierten erheblichen Staatsschuld 
lautete auf Dollar) noch starke Anstrengungen gekostet. Um 
so größter ist aber die Erleichterung 1933 durch den Fall des 
Dollars gewesen, der im Staatshaushalt große Zinsersparnisse 
bewirkt. Endlih kamen die niederen Löhne und billigen 


**) Vorläufige Zahlen (Anmerkung). 
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Lebenskosten der finnischen Schiffahrt und dem Touristenver- 
kehr nach Finnland zugute. Alles in allem ist die gegenwärtige 
Wirtschaftslage Finnlands, abgesehen von der Landwirtschaft. 
eine erheblich gebesserte, ja beinahe wieder gute zu nennen. 


Die Absperrungstendenzen gegen die Einfuhr neh- 
men dabei eher zu als ab. Die Propaganda für den Verbrauch 
heimischer Ware hatte immer schon an der nationalen Einstel- 
lung der Gesamtbevölkerung einen festen Rückhalt. Den finni- 
schen Autarkiebestrebungen sind allerdings natürliche Grenzen 
gesetzt, die vor allem in der Einseitigkeit der eigenen Rohstoff- 
ager zu suchen sind. Eisen und Kohle fehlen. Die Papier- 
industrie vor allem ist auf die Einfuhr zahlreicher Chemikalien. 
Farben usw. angewiesen. 


Im Oktober 1933 erfolgte der Anschluß Finnlands an den 
Osloblock. Als diese handelspolitische Staatengruppe seiner- 
zeit entstand, hatte Finnland zuerst wenig Interesse, sich anzu- 
schließen, hauptsächlich wohl deshalb, weil es noch mitten daran 
war, sein eigenes Schutzzollsystem weiter auszubauen. Auch 
scheute man sich damals wohl, durch einen Anschluß an Oslo 
vielleicht den Eindruck zu erwecken, weniger Interesse an den 
handelspolitishen Beziehungen zu den baltischen Staaten zu 
haben, und wollte sih gegenüber beiden Staatengruppen mög- 
lichst wie bisher neutral verhalten. Nach dem Abgang Englands 
von der Goldwährung und Finnlands Anschluß an den Sterling- 
block veränderte sich jedoch die Situation. Das Interesse Finn- 
lands an der Oslo-Konferenz wurde 1932 nach Ottawa wiederum 
größer, zumal da sich ja schon die kommenden englisch-skandi- 
navischen Handelsvertragsverhandlungen im Hintergrunde ab- 
zeichneten und Finnland annehmen konnte, daß möglicherweise 
die Oslostaaten eine geschlossene Gruppe bei diesen Verhand- 
lungen mit England bilden würden. Diese Hoffnungen zerrannen 
aber, da England nach dem altbewährten Grundsatze des „divide 
et impera“ vorzog, mit den einzelnen nordischen Staaten ge- 
trennt zu verhandeln. Die Behandlung des finnischen Auf- 
nahmegesuches durch die Staaten der Oslo-Konferenz zog sich 
dann überaus lange hin, so da erst im Oktober 1933 der An- 
schluß Finnlands perfekt wurde, in einem Zeitpunkt also. in 
welchem schon die skandinavisch-englischen bzw. finnisch-engli- 
schen Handelsvertragsverhandlungen beendet waren. Bei den 
recht losen Verpflichtungen der Oslo-Konferenz-Staaten unter 
sich einerseits und dem Vorhandensein großer handelspolitischer 
Gegensätze in dieser Gruppe andererseits — die skandinavischen 
Konferenzstaaten und Finnland konkurrieren wieder unter sidh 
um den englischen Markt, Holland und Belgien sind Goldvaluta- 
länder — wird voraussichtlich der finnische Anschluß an Oslo 
keine allzu große praktische Bedeutung haben. Viel größer isı 
das finnische wirtschaftspolitische Interesse an einer Zusammen- 
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arbeit mit Skandinavien auf dem Gebiete des Wirtschaftsrechts 
— noch heute gilt in Finnland im wesentlichen das alte schwe- 


dische Gesetzeswerk von 1734 —, ferner in Valuta- und Ver- 
kehrsfragen und gemeinsamer Verkaufspolitik (Zellstoff, Kraft- 
papier, Papier). aneben besteht die schärfste gegenseitige 


Konkurrenz um die gleichen Absatzmärkte. Das kulturelle Zu- 
sammengehen mit Skandinavien ist andererseits gehemmt durch 
die Schärfe, welche die Sprachenfrage in Finnland angenommen 
hat, obwohl sie dazu beiträgt, die Schweden Finnlands in nodı 
engeren Kontakt mit den Stammesverwandten jenseits des Bott- 
nischen Meerbusens zu bringen. Die 1921 zugunsten Finnlands 
entschiedene Aalandsfrage hat keine aktuelle Bedeutung mehr. 
Das finnisch-skandinavische Verhältnis ist also ein seltsames 
Gemisch von Hemmungen und Bindungen. 


Im politischen Verhältnis Finnlands zu den Randstaa- 
ten spielt das handelspolitische Moment keine ausschlaggebende 
Rolle. Der finnische Handel mit den Randstaaten beträgt keine 

% des finnischen Aufßenhandels. Das nähere Verhältnis zu 
Estland wurzelt im Boden der kulturellen Völkerverwandtschaft 
und in dem gleichartigen militärischen Interesse. Eine Entschei- 
dung zu treffen, ob skandinavische oder Randstaaten-Orientie- 
rung anzustreben sei, vermeidet Finnland auch heute noch. Mit 
Estland schweben zurzeit neue Handelsvertragsverhandlungen, 
wobei es vor allem nicht leicht ist, eine Lösung für die Frage der 
estnischen Agrarausfuhr nach Finnland zu finden. 


Anders das finnische Verhältnis zu England. Die große 
nicht wegzuleugnende Abhängigkeit der finnischen Wirtschaft 
vom englischen Markte ließ Finnland im jüngst abgeschlossenen, 
aber noch nicht ratifizierten finnisch-en een PEE O E 
derartig weitgehende Bindungen handelspolitisher Art ein- 
ehen, die eine Beschränkung der politischen Handlungsfreiheii 
F innlands gegenüber dritten Ländern zur Folge haben können. 
Die „englische Woche“, welche Finnland in seiner Hauptstadt 
Anfang September 1933 veranstaltete, war mehr als eine bloße 
wirtschaftlihe Werbung und erstreckte sich schließlich auf alle 
Gebiete auch der kulturellen Werbung, ja sogar auch der mili- 
tärischen; denn es war wohl kein Zufall, daß England dabei 
einen, wenn auch kleinen Ausschnitt seiner gesamten Wehrmacht 
zu Lande. Wasser und in der Luft zeigte. Organisationstechnisdı 
war die ganze Veranstaltung glänzend durchgeführt und zwei- 
fellos eine gute Propaganda für England, die vor allem auch den 
Vorteil hatte, große Massen der Bevölkerung Finnlands zu er- 
fassen. Die unmittelbaren Auswirkungen auf den Warenver- 
kehr dürfen jedodı weder unter- noch überschätzt werden. Die 
Hauptdauerwirkung der Werbung besteht wohl in dem steigen- 
den Interesse der finnischen Vertreterschaft, englische Vertre- 
tungen zu übernehmen. Hieraus können sich natürlich erst all- 
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mählich sichtbare Wirkungen in der Handelsbilanz ergeben und 
endlich darf man nie vergessen, daf der reale Hintergrund der 
„buy british“-Werbung schließlich in den gegenwärtigen Valuta- 
verhältnissen zu finden ist, die allerdings von langer Dauer sein 
können. 

Die voraussichtlihen Wirkungen des finnisch-eng- 
lischen Handelsvertrages sind, kurz namens fall: 
folgende: Finnland erreicht für seine Ausfuhr nach England im 
wesentlichen auf die Dauer von drei en die Beibehaltung 
seiner bisherigen Stellung und die Gleichstellung mit seinen 
skandinavischen Konkurrenten auf dem englischen Markt. Der 
Vertrag sicherte jedoch Finnland nicht vor einer evtl. späteren 
Kontingentierung seiner Agrarausfuhr nach England mit Aus- 
nahme von Butter, für welche Finnland ein seiner jetzigen But- 
terausfuhr etwa entsprechendes Kontingent von 198000 ctws 
unter allen Verhältnissen zugesichert erhält. Diese für seine 
unbehinderte Ausfuhr von Holz- und Molkereiprodukten not- 
wendigen englischen Zusagen muß Finnland durch Preisgabe 
wichtiger einheimischer Industrieinteressen (Textilindustrie, 
Heringsfisherei, Gummi- und Porzellanindustrie) bezahlen. 
England werden dafür von Finnland in 108 Positionen des finni- 
schen Einfuhrtarifes Zugeständnisse gemacht, vielfach allerdings 
nur in Form von Zollbindungen. Ob diese Positionen, die ja 
auch allen meistbegünstigten Staaten zufallen, für diese wert- 
voll sind, hängt stark von der Entwicklung der einzelnen Wäh- 
rungen ab. 

Den interessantesten Teil des finnisch-englischen Vertrages 
bildet das Schlufßprotokoll, in welches eine Reihe von 
Privatabkommen — „gentlemen-agreements“ — hineingearbeitet 
sind. Es handelt sich um vier solcher agreements, und zwar für 
Kreosot, Weizen, Eisen und Stahl, Motorfahrzeuge und um ein 
agreement mit dem Zentralverband der finnischen Holzverede- 
lungsindustrie. Neben diesen vier gentlemen-agreements gibt 
es drei genauer ausgearbeitete Privatverträge über die Einfuhr 
von Jute, Salz, Kohle und über die künftige Koks-Einfuhr. Diese 
Verquikung privater Abmachungen mit einem Staatsvertrag 
ist im ee Handelsvertrag in einem größeren 
Umfange erfolgt, als vorher in den englisch-skandinavischen 
Verträgen. Man kann daher ruhig sagen, daf der finnisch-eng- 
lische ale einen neuen Typ von Handelsverträgen 
darstellt, neu hauptsächlich deswegen, weil neben diesen Privat- 
verträgen noch die allgemeine Meistbegünstigung weiter be- 
stehen soll. Es muß bezweifelt werden, ob Meistbegünstigungen 
dritter Staaten und Privatverträge dieser Art miteinander ver- 
einbar sind. Speziell interessiert die finnische Verpflichtung, 
75 % der Kohle aus England zu beziehen. Dieser Punkt geht 
hauptsächlich Polen an, während Deutschland an der Koks-Frage 
brennend interessiert ist. 
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Endlich ist die Aufmerksamkeit auf den 1. Artikel des 
Schlufprotokolles des finnisch-englishen Handelsvertrages zu 
lenken, in welchem sich die finnische Regierung verpflichtet, „in 
Anbetracht des proportionellen Umfanges des finnischen Expor- 
tes nach England, mit allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln die 
Einfuhr englischer Ware nach Finnland zu ermuntern und zu 
unterstützen“. Zu den gentlemen-agreements und Privatver- 
trägen wäre noch hinzuzufügen, daf sie möglicherweise zwangs- 
läufig zur Errichtung von finnischen Staatsmonopolen bei der 
Einfuhr, so z. B. bei Kohle und Koks, führen können. Diese Frage 
wird nämlich in dem Augenblick akut, wo bei freier Konkurrenz 
der finnischen Einfuhrfirmen die Bestimmungen der gentlemen- 
agreements sich als undurchführbar zeigen würden. — Zusammen- 
ist der finnisch-englische Handelsvertrag geeignet, Finn- 
and ganz allgemein in eine gewisse Abhängigkeit von 
England zu bringen. Die Anerkennung des Prinzips des 
reziproken Länderhandels im finnisch-englischen Vertrag scheint, 
wie schon jetzt überblickt werden kann, Finnland zu neuen Ver- 
handlungen vor allem mit Frankreich, möglicherweise auch mit 
Belgien zu zwingen, mit welchen Ländern Finnlands Handels- 
bilanz ebenfalls stark aktiv ist. (Finnische Einfuhr aus Frank- 
reich 11 Monate 1933 66 Mill. Fmk.; Ausfuhr nach Frankreich 
276 Mill. Fmk.) Ebenso schweben zufolge der Kohlenbestimmun- 
gen des englischen Vertrages neue finnisch-polnische Unterhand- 
ungen. 

Die deutsche Ausfuhr nad Finnland hat durch die 
englische Konkurrenz, und zwar sowohl durch die englische 
Währungsoffensive als auch durch den von England auf Finn- 
land ausgeübten Druck, das Reziprozitätsprinzip im beiderseiti- 
gen Warenverkehr anzuerkennen und weitmöglichst anzuwen- 
den, Schaden gelitten, und zwar noch bevor der geschilderie 
finnisch-englische Handelsvertrag in Kraft getreten ist und diese 
Entwicklung erweitert. Die „englische Woche“ war der diesem 
Vertrage vorausgehende Beweis, daß Finnland das englische 
Reziprozitätsprinzip anerkennt. 

Folgende Zahlen zeigen den Rückgang der deutschen Aus- 
fuhr nach Finnland seit 1931: 

Finnlands Außenhandel in Mill. Fmk. 
Einfuhr Ausfuhr 
Jan.-Sep.  Jan.-Sept. 
1933 1932 1933 1932 
im ganzen . . . 2... 2.0. 2783,9 2354,3 3779,8 3285,4 
davon aus und nach Deutschland 751,6 6892 355,2 252,2 
davon aus und nach England . . 561,1 450,3 1744,0 1573,3 
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Finnlands Einfuhr aus Deutschland und England 
in % der finnischen Gesamteinfuhr 

1931 1932 1933 (Jan.-Sept.) 

aus Deutschland.. . . . . . 349 29,1 27,0 

aus England . . . ....125 18,6 20,2 

Finnlands Ausfuhr nach Deutschland und England 
in % der finnischen Gesamtausfuhr 
1951 1932 1933 (Jan.-Sept.) 
nach Deutschland . . . .. 84 8,3 ; 

nach England. . . .... 47 48 42 
Der deutsch-finnische Handelsvertrag wurde 
am 24. Oktober zum 31. Dezember 1933 gekündigt. Falls keine 
Kündigung erfolgt wäre, würde er nah dem 31. Dezember mit 
sechsmonatlicher Kündigung weiter gelaufen sein. Wenn Deutsch- 
land den Handelsvertrag kündigte, so geschah dies vor allen 
Dingen, um die deutsche Agrareinfuhr generell neu monopolartiz 
regeln zu können. Bisher geschah diese Einfuhr bekanntlich 
zufolge des alten dreijährigen finnischen Vertrages unter vor- 
wiegend Finnland berücsichtigenden Gesichtspunkten, während 
Deutschland nunmehr die Gelegenheit gegeben ist, durch Ver- 
handlungen, auch mit den wichtigsten anderen Butterexporteuren, 
eine alle Teile befriedigende Lösung anzustreben. 
Außerdem spielte bei der Frage der Kündigung des Handelsver- 
trages die Absicht herein, die durch den finnisch-englischen 
Vertrag für Deutschland entstandene Situation zu klären. Aber 
auch der seit mehreren Monaten vorgehende politische Boykott 
der finnischen Gewerkschaften gegen deutsche Waren dürfte zum 
Kündigungsentschluß beigetragen haben. Mitte Dezember 1933 
begannen sofort nach Abschluß des deutsch-niederländischen 
Handelsvertrages die deutsch-finnischen Wirtschaftsverhand- 
lungen in Berlin. Die Kürze der Zeit, die bis zum Ablauf des 
Vertrages am 31. Dezember 1933 zur Verfügung stand, verhin- 
derte jedoch, rechtzeitig einen neuen Vertrag auszuarbeiten, wes- 
halb man sich darauf beschränkte, eine Is ischenlöcung zu suchen, 
um weitere reibungslose Verhandlungen im Januar 1934 zu er- 
möglichen. Ein deutsches Angebot, den bisherigen Vertragszustand 
vorläufig weiter gelten zu lassen, jedoch für die Einfuhr finni- 
scher Agrarprodukte sofort die aus dem deutsch-niederländischen 
Vertrag und der neuen Monopolgesetzgebung sich ergebenden 
reduzierten Mengen für Agrarprodukte unter der Zusicherung 
evtl. Nachlieferungsmöglichkeiten nach erfolgter Einigung an- 
zurechnen, wurde von Finnland abgelehnt. Finnland schlug statt 
dessen unveränderte Fortdauer des alten Vertrages vor. Dies 
konnte jedoch Deutschland nicht annehmen, da es theoretisch 
und praktisch eine Unmöglichkeit war. die deutsche Einfuhr von 
Milcherzeugnissen und Eiern gleichzeitig nach dem 1. Januar 1934 
einerseits auf der Basis der neuen Reichsmonopolgesetze 
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sowie des deutsch-niederländischen Vertrages und anderer- 
seits auf der durch den finnischen Vertrag den meisten anderen 
deutschen Butterbezugshändlern zugesicherten Meistbegünsti- 
gung zu behandeln. Da andere Lösungen zufolge der Kürze der 
zur Verfügung stehenden Zeit nicht gefunden werden konnten, 
trat am i. Januar 1934 der vertragslose Zustand zwischen beiden 
Ländern ein. 


Finnland hatte jedoch schon während der Verhandlungen 
vom Reichstag eine Reihe von Zollmaßnahmen für diesen Fall 
beschließen lassen, darunter einen prohibitiven Einfuhrzoll für 
Koks, Salz usw., welchen der Charakter von Kampfzöllen nicht 
abzusprechen war, obwohl die Annahme dieser Zölle, wie zuge- 
standen werden muß, in Finnland auf dem Wege gewöhnlicher 
Reichstagszollgesetzgebung erfolgte. Dies war die finnische Ant- 
wort auf das letzte deutsche Angebot, Finnland wenigstens 
de facto meistbegünstigt zu behandeln, falls Gegenseitigkeit ge- 
geben sei. Da jedoch der vertragslose Zustand in Finnland den- 
noch am P erh 1934 angewandt wurde, der zahlreiche deutsche 
Waren differenzierte, verhinderte Deutschland die finnische 
Agrareinfuhr ab 6. Januar 1934, da für das deutsche Monopol nach 
Erlöschen der Meistbegünstigung keinerlei rechtliche Verpflich- 
tung zur weiteren Abnahme finnischer Agrarprodukte bestand. 
Diesen Schritt beantwortete Finnland wiederum am 9. Januar mit 
der Verkündung von Einfuhrverboten für zollpflichtige deutsche 
Waren, welche insgesamt etwa nach der finnischen Statistik eine 
finnische Wareneinfuhr aus Deutschland in Höhe von ca. 400 Mill. 
Fmk. betreffen, wenn man diejenigen verbotenen Warengruppen 
einbezieht, welche, wie Früchte, Kolonialwaren usw. hauptsäch- 
lih deutsche Durcdfuhr nach Finnland darstellen und etwa 
200 Mill. Fmk. umfaßten. Diese bedauerliche Verschärfung des 
handelspolitischen Konfliktes dürfte hauptsächlich darauf zurück- 
zuführen sein, daß nach der Struktur der beiderseitigen autonomen 
Zolltarife der vertragslose Zustand in beiden Ländern selbst- 
tätig eine Situation schuf, die einem Handelskrieg schen sehr 
nahe kam. Es ist zu hoffen, daR die Ende Januar in Berlin neu 
au neuen Verhandlungen zu einer Einigung führen 
werden. 


Das Verhältnis Finnlands zu Rußland war zeitweise 
durch das groffinnische Programm beeinflußt, dessen geistiger 
Hüter die „Akademische Gesellschaft für Karelien“ ist. Die 
finnische akademische Jugend dominiert in ihr. Die Gesellschaft 
pflegt die finnisch-ugrischen Beziehungen auf dem Boden ge- 
meinsamer Sprachwurzeln, welche sogar zu einer gewissen aka- 
demischen Freundschaft und zu kulturellem Austausch mit dem 
sprachenverwandten Ungarn führten. Die Gesellschaft ist ferner 
der Hort des großfinnischen oder echtfinnischen Traumes, wel- 
cher alle Völker ugrischer Sprache enger zusammenfassen will. 
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Sie bezieht daher neben Estland, Ingermanland und kleineren 
finnischen Sprachenenklaven in Nordschweden und Norwegen 
vor allem auch die um Repola und Porajärvi östlich der finnisch- 
russischen Grenze in Ostkarelien gelegenen waldreichen, von 
Finnen besiedelten russischen Gebiete ein, die 1918 sogar von 
Finnland besetzt waren. Der Verzicht Finnlands auf letztere 
im finnisch-russischen Dorpater Frieden wird daher vom Groß- 
finnentum nicht anerkannt. 

Diese großfinnischen Bestrebungen, denen aller- 
dings augenblicklih keine besondere Aktualität innewohnt, 
lösten jedoch zeitweise vor allem im Zusammenhang mit der 
antikommunistischen Einstellung nicht nur Lappos, sondern 
Finnlands überhaupt, beim russischen Nachbar öfters Beunruhi- 
gung aus. Vorübergehend trübte auch die Frage der aus Fern- 

arelien vertriebenen, mit den Finnen stammverwandten Inger- 
manländer, die in Finnland hilfsbereite Aufnahme gefunden 
hatten, das finnisch-russische Verhältnis. Der Anschluß Finn- 
lands an den Nichtangriffspakt und an den Londoner Ostpakt 
vom Juli 1931 schaffte jedoch, auch wenn Finnland nicht in erster 
Reihe der Vertragsschließenden stand, Beruhigung. Immerhin 
ist es bemerkenswert, daß Finnland trotz mehrmaliger Ansätze 
auch heute noch keinen Handelsvertrag mit Rußland hat. 

Natürlicherweise können aber diese Pakte nicht verhindern, 
daß die militärische finnisch-russische Lage ausschlaggebend für 
Finnlands Außenpolitik gegenüber Rußland als dem einzig denk- 
baren militärischen Angreifer bleibt. Sie veranlaßte Finnland 
zu der einfachen Politik, stets besonders gute militärische Be- 
ziehungen zu den Randstaaten zu pflegen, wenn auch engere 
Bindungen nicht bekannt sind. Endlich glaubte man bisher 
deswegen auch die Freundschaft zu Polen und Frankreich be- 
sonders hervorheben zu müssen, von der Erwägung ausgehend, 
daf nur dort nötigenfalls militärische Hilfe im Falle eines russi- 
schen Angriffes zu erwarten sei, Erwägungen, welche. nebenbei 
bemerkt. auch in polen-, randstaaten- und franzosenfreundlicher 
Politik der finnischen Studentenschaft eine gewisse Rolle spielen. 


Rußland und Osteuropa. 
Monatsübersicht. 


Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


I. Rußland. 


i. ZIK, Partei, Komintern. 


Die Session des Zentralexekutivkomitees der 
Sowjetunion (Tagesordnung s. „Osteuropa“ S. 239) begann erst 
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am 28. Dezember, weil die ZIKs verschiedener Bundesrepubliken 
ihre Arbeiten noch nicht beendet hatten; deren Sitzungen gehen 
ja immer dem Sowjet-ZIK voraus. Nach längerer Pause und jetzt 
auf längere Zeit spielt so ein großer quasi-parlamentarischer 
Apparat mit Konferenzen der Parteiorganisationen, Fraktions- 
sitzungen der Partei, Budgetkommission, Sekretariat, langen 
„prenija“, d. h. Verhandlungen, die mit den Bildern der Redner 
in den Zeitungen wiedergegeben werden, endlosen Entschließun- 
gen und Beschlüssen. dem Nationalitätenrat, der auch diesmal 
ohne Bedeutung verlaufen ist, Berichten über einzelne Gebiete 
mii Einzelwünschen, wie diesmal recht interessant beim ZIK der 
RSFSR aus dem Nordgebiet und aus der Krim. 

Den Ton gaben die Begrüßungsartikel an. Für den 
ZIK der RSFSR im Iswestija-Artikel: „Die Rolle der Räte ist 
in unserem Staate ungeheuer. Als Organ der Diktatur des Pro- 
letariats erscheinen sie als stärkste Hebel des Aufbaues der 
sozialistischen Wirtschaft. 1934 müssen unter Leitung der Partei 
die Räte einen noch schärferen Kampf führen mit dem Klassen- 
feind, für die Aneignung der neuen Technik in 
Industrie und Landwirtschaft, für die sozialistische Organisation 
der Arbeit, für bolschewistische Kolchosy, für ein wohlhaben- 
des Kolchosleben.“ Und für den ZIK der Ukraine ebenda und 
gleichfalls charakteristisch: „Die Räte der Ukraine müssen, in- 
dem sie den Kampf nach zwei Fronten führen, gegen den russi- 
schen Großmactcauvinismus und lokalen Nationalismus, 
daran denken, daf die Hauptgefahr in der gegenwärtigen Etappe 
für die Ukraine liegt im lokalen krachen Nationalismus“ 
(ein sehr bemerkenswertes Zugeständnis; siehe dazu „Osteuropa“, 
Januar, S. 241 f.; gleiche Sorgen vor den „opportunistischen und 
nationalistischen Elementen“ im Artikel Petrowskijs, Iswestija 
17. Januar). 

Auf dem ZIK der Union (vom 28. Dezember an) waren am 
wichtigsten die Reden Molotows und Litwinows über die Außen- 
politik, die im Abschnitt 5) behandelt werden, und die Reden 
Molotows und Meshlauks über den Wirtschaftsplan für 
1934, sowie die „Thesen“ Molotows und Kujbyschews über den 
zweiten Fünfjahrplan 1933—1937. Beides ist scharf aus- 
einanderzuhalten: der Wirtschaftsplan für 1934 ist vom ZIK 
diskutiert und beschlossen worden, also in Kraft, die Thesen 
über den Fünfjahrplan sind angenommen, aber über den Fünf- 
jahrplan im ganzen ist weder Endgültiges beschlossen noch wirk- 
lich Greifbares gesagt worden — das soll eben der Clou auf dem 
Parteitag sein*). Es ist selbstverständlich, daß sowohl die Welt- 
wirtschaftskrise draußen, wie die „Erfolge“ der Wirtschaft 1933 
drinnen eine große Rolle spielten. Über den Wirtschaftsplan 1934 


*) Es erweist sich technisch doch nicht möglich, den Bericht darüber schon 
im Februarheft zu bringen. Das kann erst im Müärzheft geschehen. 
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ım einzelnen wird in Abschnitt 2b) genauer gesprochen. Aus 
Molotows Rede sei nur hervorgehoben wieder „die Aneig- 
nung der neuen Technik, die Sicherung einer konkreten, nicht 
kanzleibürokratischen Leitung der Wirtschaft, die Arbeits- 
disziplin“. Und als Aufgabe die Erhöhung des materiellen und 
kulturellen Niveaus der Arbeiter und Bauern, in Verbindun 

mit der Entwicklung des Warenaustausches zwischen Stadt nd 
Land, einer Hauptaufgabe des Wirtschaftsplans“. Damit ist 
natürlich der bekannte zentrale und wunde Punkt der besseren 
Versorgung des Dorfes mit Bedarfsartikeln gemeint, die im Plan 
von 1934 um 18 % gesteigert werden soll. Und schlieflich wieder 
die Stalinsche Formel: „Sicherung in den nächsten 2—3 Jahren 
von wohlhabenden und Kulturverhältnissen des Lebens der 
Kolchosmassen.“ Das ganze mit bekannter scharfer Klassen- 
kampftspitze: restlose Kollektivierung der Landwirtschaft bis 
1937, endgültige Beseitigung des Kulakentums. 


Die Thesen für den Fünfjahrplan gingen nicht 
wesentlich darüber hinaus. Das Schlagwort ist dafür jetzt: 
„technische Rekonstruktion der Volkswirtschaft”. Das 
Materielle der Thesen wird, soweit überhaupt nötig, gleichfalls 
unten besprochen. Sie werden jetzt in Millionen Exemplaren in 
dem verteilt, zur Vorbereitung des Parteitages. 


Bei Gelegenheit des ZIK wurden weiter veröffentlicht, aber 
auf ihm nidıt eingehend besprochen, Thesen zu Organisa- 
tionsfragen (Partei- und Räteaufbau) die der 
dritte Punkt der Tagesordnung des 17. Parteikongresses sein 
werden. Diese Thesen wurden, gebilligt vom Politbüro, von Ka- 
ganowitsch, bekanntlich einem der nächsten Mitarbeiter Stalins. 
vorgelegt. 

Zum ersten Male seit Bestehen des Sowjetregimes wird die 
Parteiorganisation grundlegend erörtert und umgestaltet und 
tritt dabei auch zugleich das Problem: Partei und Staat in 
den Vordergrund. Es soll offenbar eine Entwicklung, die tatsäch- 
lich aaee landen hat, jetzt auf Grund der gemachten Erfah- 
rungen systematisiert und formal abgeschlossen werden. Die 
eingehende Darstellung wird praktischerweise bis nach dem Ab- 
schluß der Parteierörterung darüber verschoben und dann die 
Gesamtdarstellung gegeben, wie danach nun die Partei aufgebaut 
sein soll und wie ihr Verhältnis zum Räteaufbau, den Volks- 
kommissariaten, überhaupt den Regierungsorganen sein soll. 
Der Hauptzug, die Tendenz wird aus den Thesen klar: Zentrali- 
sierung immer stärker, Steigerung der Kontrolle, Verschärfung 
der Bestimmungen über die Aufnahme neuer Mitglieder. Wie 
weit man in erster Beziehung geht, geht schon daraus hervor. 
daß die seit Beginn der Sowjetrevolution bestehende Arbeiter- 
und Bauerninspektion (RK]J), das oberste Kontrollorgan, die 
zuletzt in Abhängigkeit von den lokalen Parteiorganisationen ge- 
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raten sei, aufgehoben und durdı eine neue Kommission der 
Sowjetkontrolle beim Rat der Volkskommissare ersetzt wird. 


Der verwaltungsrechtliche Inhalt dieser Thesen (abgedruckt 
Iswestija 31. Dezember) ist nicht gering. Er zieht die Erfahrun- 
gen der sog. „Rajonierung“ heran. Er baut die „politischen Ab- 
teilungen” ein. Er sucht das Problem Partei und Staat endgültig 
klar zu lösen. 


Den Thesen ist außerdem der nunmehrige Wortlaut des 
Statuts der Kommunistischen Unionspartei (Bolschewiki) 
ın der neuen Redaktion beigefügt, aus der die Verschärfung der 
Aufnahmebestimmungen, die Gliederung der Partei, namentlich 
der Zentralorgane, die Begründung einer Kommission der Partei- 
kontrolle, die Parteiorganisation in der Roten Armee und die 
Beitragszahlung zu erkennen ist und auch die bestimmenden 
Grundsätze der ‚innerparteilichen Demokratie und Partei- 
disziplin“ formuliert sind. 


Bis zum 1. Juli 1934 besteht Aufnahmesperre. Aber auch 
danach sollen nur „Aktivisten“ aufgenommen werden, schon be- 
währte Bewerber, die in vier Kategorien zu gliedern sind, deren 
Aufnahmegesuch mit drei bis fünf Empfehlungen von Parteimit- 
gliedern begleitet sein müssen und die zuerst als „Kandidaten“ 
von 1—2 Tabre sich zu bewähren haben. Personen, die der Partei 
nahestehen. aber ihr noch nicht beitreten können, werden da- 
neben in sog. „Gruppen der mit der Partei Sympathisierenden“ 
organisiert, die sich unbedingt den Parteiorganisationen unter- 
ordnen müssen. 

Die Presseerörterung dieser Dinge läßt erkennen, daß min- 
destens die Besorgnis vor den bekannten „Parteiabweichungen“ 
aller Art nicht überwunden ist, wozu immer mehr, wie Kaga- 
nowitsch mit aller Schärfe sagt, tritt die „bürokratische Methode“ 
der Parteiarbeit, die zu Nachlässigkeit und Häufung von Er- 
lassen führe, zur Willkürherrschaft der Parteibeamten und der- 
gleichen. Daher der scharfe Zug auf Vereinheitlichung, Kontrolle, 
Disziplin und persönliche Verantwortung der Leitenden, die je- 
weils allein, also nicht kollegial zu arbeiten haben. 


Die Tschistka. die in denselben Zusammenhang gehört, 
ist jetzt, wie es scheint, abgeschlossen. 300000 Mitglieder. gleich 
15,6 % des Bestandes, wurden ausgeschlossen, 1,7% wurden auf 
die Stufe der „Sympathisierenden“ zurückversetzt. In Moskau 
wurden 15 % schlossen. im östlichen Sibirien nicht weniger 
als 26,3 %, in Armee, Flotte und GPU 4.4 %. In dem wirtschaft- 
lich so wichtigen Donezgebiet wurden 128000 Personen geprüft 
und fast 15000 ausgeschlossen. Interessant war der Ausschluß 
mehrerer hoher Parteifunktionäre in der Bundesrepublik 
Tadshikistan wegen ..Nationalismus“. 

Auch im Zusammenhang mit all dem fand Ende Dezember 
eine Plenartagung des sog. Ekki, Exekutivkomitee des Komin- 
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tern, statt, die dreizehnte (s. „Osteuropa“, Dezember, S. 180 f., 
die Bemerkungen zum stenographischen Bericht über die 12. Ta- 

1932). Wie stets wurden auch Thesen angenommen, die 
deutlich zeigen, wie tief die vernichtende Niederlage des Kom- 
munismus in Deutschland dem Komintern geht, und die sich, wie 
natürlich, „gegen die faschistische Ideologie“ wenden, die Partei- 
angehörigen auffordern, „in allen Ländern sich in die faschisti- 
schen Organisationen einzuscleichen suchen und besonders in 
den Heeren und Flotten politische Aufklärungsarbeit zu treiben. 
Überall sind die Massen auf die Sowjetunion und ihr Staats- 
system als auf das für Proletarier und Bauern anzustrebende 
Ideal hinzuweisen. Das Exekutivkomitee verpflichtet sämtliche 
Sektionen zur höchsten Wachsamkeit, um bei jeder neuen Wen- 
dung der Ereignisse bereit zu sein. Die Sektionen müssen unter 
höchster Anspannung aller Kräfte die revolutionäre Bereitschaft 
des Proletariats für die bevorstehenden entscheidenden Kämpfe 
um die Macht erzielen“. Mit leidenschaftlichem Haß gegen die 
nationale Entwicklung in Deutschland wird so erneut die Parole 
der Weltrevolution ausgerufen. 


Im Januar fand auch, in gleichem Stil, eine Plenartagung des 
Exekutivkomitees der Kommunistischen Jugen d- Internatio- 
nale statt, die auch in diesem Jahr zu einem Kongreß, dem 
sechsten, zusammentreten soll. 


Die Finanzlage des Komintern ergab für das letzte Jahr 
eine Einnahme von 1,1 Millionen Dollar von 38 Kommunistischen 
Parteien mit insgesamt 3589647 Mitgliedern. 19 Parteien und 
die Kommunistische Jugendinternationale zahlten nichts. In der 
zweiten Hälfte 1934 soll der nächste Kongreß des Komintern, der 
siebente, stattfinden. 


Das Ganze ist die Vorbereitungsarbeit auf den seit drei 
Jahren nicht berufenen Parteitag, die die Innenpolitik der 
Sowjetunion vollständig beherrscht. Auf allen Linien wird das 
von der Leitung, d. h. von Stalin, betrieben: neuer Fünfjahrplan, 
Umbau von Partei und Staat, Vereinheitlichung und Kontrolle, 
Parteisäuberung und Parteireform. Für das Ganze gilt eine bei- 
nahe unübersetzbare polnishe Formulierung eigentlich am 
besten (von seiten des Moskauer Korrespondenten der „Gazeta 
Polska“ 12. Januar 1934), nämlich: „Upartyjnienie państwa i 
upanstwowienie partji.“ Und es ist allerdings etwas daran, wenn 
dieser Beobachter in der Analyse der Thesen über Partei- und 
Staatsaufbau zu dem Schluß kommt: „all das zeigt, daß auf ruhi- 
gem Boden, ohne einen ‚18. Brumaire‘ sich in der Geschichte der 
großen russischen Revolution ein neuer Abschnitt eröffnet, an 
dem Punkte, wo die Konstruktion des Staatsapparates etwas er- 
innert an den ersten Konsul.“ 
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2. Wirtschaftslage und Fünfjahrplan. 
a) Wirtschaftslage und Wirtschaftspolitik: 


Der offiziöse Leitartikel im „Bolschewik“ (15. Dezember 1935) 
stellte in den Mittelpunkt den „Sieg der Kolchosordnung“, der 
sich in dem Abschluß der Getreidebereitstellungen zeige, wie er 
zum 15. Dezember von dem dafür bestellten „Komitee zur Auf- 
bringung der landwirtschaftlichen Produkte beim Rat der Volks- 
kommissare“ berichtet wurde. Jener Leitartikel behauptet, daf 
die Saatfläche in Kolchosy und Sowcosy von 1930 bis 1933 von 
33,8 Mill. auf 80,4 Mill. gestiegen sei, und stellt das Ziel, daß 1934 
nun die Erhöhung des bringen müsse, wobei auch 
die bekannten „politischen Abteilungen der MTS und Sowchosy“ 
ihre Stelle finden. Daß man über die Ernte- und Ernährungs- 
schwierigkeiten 1933 schließlich noch so hinweg kam, wird im 
Hinblick auf den Parteitag als ein besonderer Sieg der Partei 
und der Kollektivierung gepriesen. Wir haben schon mehrfach 
hervorgehoben, daß, wenn in diesem Jahre etwa 23—24 Mill. 
Tonnen zur Verfügung stehen, die die Armee, Verwaltung und 
Arbeiter knapp ernähren und sogar etwas zur Getreideausfuhr 
hergeben können, dies zurückgeht auf die Ernte, die besser 
wurde als erwartet, und die Umgestaltung der Getreide- 
naturalsteuer, sowie den Druck der politischen Ab- 
teilungen, wozu noch kommt das Bemühen, das bäuerliche 
Getreide, das auf den Markt kommt, z. T. durch die Genossen- 
schaften zu erfassen und damit auf den Preis einwirken zu 
können. (Verordnung vom 19. Januar über den Getreideankauf 
durch die Konsumgenossenschaften, nicht über 100 Millionen Pud, 
ohne Zwang, zu Preisen für Weizen um 25 %, rund um 20 % über 
den Preisen für das gemäß Naturalsteuergesetz abzuliefernde 
Getreide.) Die Freigabe des Markthandels ist nach Erfüllung der 
bekannten Verpflichtungen jetzt erfolgt auch für Donezgebiet. 
Zentralschwarzerdegebiet, West ebiet, Nordgebiet, Ural, West- 
sibirien, Weifrußland und Aserbeidjan. 


Aus dem Agrargebiet sei noch notiert ein abermaliger Emp- 
fang einer Kolchosdelegation bei Stalin, diesmal aus Dnjeprope- 
trowsk, die Verordnung vom 19. Dezember über den Abschluß 
der „Verträge“ für 1934 zwischen Produzenten und Konsumenten, 
die Mitteilung des Volkskommissariats für die Sowjetlandgüter 
auf dem ZIK, daft die Riesensowchosy verkleinert werden sollen, 
die sich also nicht bewährt haben (nicht mehr als 20—25 000 ha 
sollen in einem Sowchos zusammengefaßt werden), die sich immer 
mehr bemerkbar machende Ansiedlungsbewegung, d. h. Seßhaft- 
machung der Nomaden in Mittelasien und Sibirien und — schon 
zur Industrie herüberführend — der Erlaß des Zentralkomitees 
der Partei vom 26. Dezember über die fürchterlichen Zustände 
ın der Lebensmittelindustrie. 
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Über die Produktionsergebnisse der Industrie ist nichts 
Neues zu sagen als die nochmalige Feststellung, daß die Schwer- 
industrie zwar 1933 mehr als 1932 produziert hat, aber den Plan 
für dieses Jahr bei weitem nicht erreicht hat. 

Am 19. Dezember ist zum Teil wenigstens in Betrieb genom- 
men worden das große Wasserkraftwerk Swirstroj, das die 
Versorgung Leningrads mit elektrischem Strom zur Aufgabe hat. 
das zweitgrößte dieser Werke in der Sowjetunion. an dem lange 
a wurde. Neben ihm steht der schon fertige Wolchowstroj. 

er 340 Millionen Kw. liefert; Swirstroj soll 510 Millionen im 
Jahre liefern. 

-© In den neuen Fünfjahrplan ist aufgenommen der von uns 
schon besprochene Plan der Korrektur des Wolgalaufs und 
der Kanäle Moskau— Wolga (127 km) und Wolga—Don (100 km). 
(von uns schon besprochen „Osteuropa“, Januar, S. 248. Dazu 
s. den Artikel von dem bekannten Führer der Elektrifizierung. 
Krshishanowskij: „Das Problem der groen Wolga“, „Bolsche- 
wik“, 15. Dezember, S. 13—27). 

Der ZIK hat das „einheitliche Staatsbudget“ der 
Sowjetunion für 1934 festgesetzt. Es sieht an Einnahmen 48,88 
Milliarden Rbl. und an Ausgaben 47,31 Milliarden Rbl. vor, sowie 
eine Staatsreserve von 1,57 Milliarden Rbl. Die Haupteinnahme 
ist die Umsatzsteuer, dann die Landwirtschaftssteuer. Von den 
Ausgaben fallen 33,38 Milliarden auf die Finanzierung der Sow- 
jetwirtschaft, darunter 11,36 Milliarden für die Schwerindustrie, 
3,02 Milliarden auf soziale und kulturelle Maßnahmen, 2,87 Mil- 
liarden auf Rüstungs- und Verwaltungsausgaben. 


b) Zweiter Fünfjahrplan: 

Die öfter erwähnten „I togi“ des ersten Fünfjahrplans, die 
der Gosplan herausgegeben hat, sind von Schweitzer und Meh- 
nert im Januarheft, von Auhagen in diesem Februarheft analy- 
siert und werden in bezug auf den Teil Asien von mir besprochen. 
Wie hier immer hervorgehoben, ist die Veröffentlichung des 
2. Fünfjahrplans, nach den sehr allgemeinen Andeutungen Stalins 

enau vor einem Jahre, immer in die Länge gezogen worden. Man 
egte das bekannte „Pausenjahr“ ein, man sprach in der Öffent- 
lichkeit von den Vorarbeiten zum 2. Fünfjahrplan überhaupt 
nicht, man begnügte sich damit, für 1933 ungefähr die Sätze des 
Vorjahres etwas ermäßigt in Aussicht zu nehmen. Auch für 1934 
ist ein Fünfjahrplan noch nicht in Geltung. Wie erwähnt, hat der 
ZIK den Wirtschaftsplanfür 1934 veröffentlicht, den der 
„Ostexpreß“ (Nr. 1 vom 10. Januar 1934) dankenswerterweise 
ganz ausführlich und wortgetreu mitteilt. Nur Weniges kann 
daraus hier wiedergegeben werden. 

Die Gesamtindustrie soll in ihrer Produktion um 19% ge- 
steigert werden, die Arbeitsleistung um 13,5 %, Neubauten und 
grundlegende Instandsetzungsarbeiten sollen im Betrag von fast 
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13 Milliarden Rubel vorgenommen werden. Kurz: im ganzen 
zeigt der Wirtschaftsplan, daß man trotz aller Bedenken und Nöte 
d die Industrialisierung auch im Tempo fortsetzen 
will. Die Anbaufläche für 1934 ist auf 130 Mill. Hektar fest- 
gesetzt, davon für Weizen 35,6. Sonst ist von Wichtigkeit das 
Eisenbahnprogramm, überhaupt die Transportpolitik. Die Ge- 
samtzahl der Arbeiter und Angestellten im ganzen ist auf 
234 Millionen festgesetzt. Davon entfallen auf die große 
Industrie 6 129 000, auf die Landwirtschaft 3 213 000, auf Transport- 
wesen 2333 000, auf die Post 279 000, auf den Handel 1 610 000 usw. 
DerLohnfonds in der Gesamtwirtschaft, in der Verwaltung und 
auf kulturellem Gebiet ist auf 37,7 Milliarden Rubel festgesetzt 
worden. Der Gesamtumfang der Neubauten und grund- 
legenden Instandsetzungsarbeiten in der Volkswirtschaft ist auf 
25 110,8 Mill. Rubel veranshlag. Das Volkseinkommen 
der Sowjetunion ist auf 60 Milliarden Rubel festgesetzt worden, 
wobei der Anteil der sozialistischen Wirtschaftsformen 92 % be- 
tragen soll. 


Dieser Gesamtwirtschaftsplan ist also vom ZIK be- 
schlossen und maftgebende Direktive. Irgendwie muß er mit der 
Vorbereitung des 2. Fünfjahrplanes (1933—1937) in Zusammen- 
hang stehen, wenn das auch im einzelnen nicht erkennbar ist, 
jedenfalls nur in einer umständlichen Untersuchung festzustellen 
wäre. Nun der 2. Fünfjahrplan selbst. 


Dafür hat Stalin in seinem Interview an den Vertreter von 
„New York Times“, Duranty (Iswestija 4. Januar) die Linie ge- 
zogen: Nachdem das Industrialisierungsprogramm durchgeführt 
und im Kolchosproblem „das allerschwerste“ entschieden sei, 
seien jetzt die wichtigsten Aufgaben „Warenaustausch 
zwischen Stadt und Land“ und Reform und Aufbau des Trans- 
portwesens. Das führen die oben zitierten Thesen im ein- 
zelnen aus, in den gleichfalls wiedergegebenen Formeln, in der 
Mischung von Technik, Warenaustausch, kultureller Hebung, 
Arbeitsdisziplin und Klassenkampf-Gesichtspunkten: „Im 2. Fünf- 
jahrplan verwirklicht die Sowjetunion den starken Schritt vor- 
wärts in der Beseitigung des alten Widerspruchs in der mensch- 
lichen Gesellschaft zwischen Stadt und Land, und schafft alle 
nötigen Vorbedingungen zur Beseitigung dieses Widerspruchs. In 
ihrer sozialen Form ist die Landwirtschaft gleichen Typs mit der 
Industrie. Die Transportverbindungen zwischen Stadt und Land 
wachsen. Das Tempo des Wachstums in Industrie und Landwirt- 
schaft nähert sich immer mehr und so auch das Niveau des mate- 
riellen Wohlstandes und der Kultur der Werktätigen in Stadt 
und Land. Die Sowjetunion verwandelt sich im 2. Fünfjahrplan 
n ein technisch-wirtschaftlich unabhängiges Land und in den in 
technischer Beziehung führenden Staat in Europa!“ Also die 
sechnische Rekonstruktion“ — die Formeln von der 
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„Überholung“ der kapitalistischen Länder usw. sind zurück- 
eireten, das Ziel am Ende des 2. Fünfjahrplans soll die gänz- 
iche Beseitigung des Kapitalismus sein. Man sieht nicht recht. 
was auf dem Parteitag da Neues und namentlich Zündendes noch 
beigebracht werden soll. Packendes im Sinn des Einheitlichen. 
Durchschlagenden war überhaupt bisher in der ganzen Vor- 
bereitungsarbeit schon nicht. 

Das Wichtigste nun aus den Ziffern des Planes, die die 
Thesen geben, ist (nach dem Östexpreß), daß die industrielle 
Produktion 1937, dem Schlußjahr des zweiten Fünfjahrplanes, 
unter Zugrundelegung der Preise von 1926/27, auf 103 Milliarden 
Rubel ge racht sein soll. Hiervon sollen 48,4 Milliarden Rubel 
auf die Erzeugung von Produktionsmitteln entfallen, im Vergleich 
zu 1932 eine Steigerung um 109,4 %, und 54,3 Milliarden Rubel 
auf die Produktion von Konsumgütern (+ 168,8 %). Die Produk- 
tion des Maschinenbaues soll 1937 21 Milliarden Rubel erreichen 
(+ 127 %), die Erzeugung von elektrischem Strom 38 Milliarden 
kwh (+ 183 %), die Kohlenförderung 152 Mill. t (+ 135 %), die 
Naphthagewinnung 47 Mill. t (+ 113 %), die Roheisenerzeugung 
18 Mill. t (+ 192 %), die Stahlproduktion 19 Mill. t (+ 225 %). 
die Produktion von Walzerzeugnissen 14 Mill. t (+ 231 %), die 
Kupferproduktion 155 000 t (+ 232 %), die Produktion der chemi- 
schen Industrie 5,7 Milliarden Rubel (+ 207 %). Die Produktion 
von Schnittholz soll 43 Mill. cbm (+ 76 %) erreichen. In der Pro- 
duktion von Konsumgütern soll die Produktion der Betriebe des 
Volkskommissariats der verarbeitenden Industrie 1937 einen 
Wert von 20,5 Milliarden Rubel aufweisen (+ 208 %), die Pro- 
duktion der Betriebe des Versorgungskommissariats 12,9 Mil- 
liarden (+ 183 %), die Konsumwarenproduktion des Volkskom- 
missariats der Schwerindustrie 2,9 Milliarden (+ 200 3), die Pro- 
duktion der gewerblichen Genossenschaften 6 Milliarden 
(+ 210 %), die Produktion des Mühlengewerbes 2,5 Milliarden 
(+ 150 %) und die Konsumwarenproduktion durch andere Wirt- 
schaftsorgane 8,6 Milliarden (+ 81 %). In den Thesen sind 
auch die großen Bauten aufgezählt, auf die die Industrialisierung 
weiter konzentriert werden soll, so Ural-Werk, Magnitogorsk- 
Werk, Kusnezk-Werk, Saporohski-Werk, 15 Baumwollfabriken. 

Daf das Eisenbahnwesen und seine grundlegende Re- 
form in jeder Beziehung (Oberbau. Lokomotiven, Waggons. 
Elektrifizierung usw.) ein wesentlicher Punkt des neuen Fünf- 
jahrplans sein soll, ist bis zum Überfluß schon gesagt worden, 
re ist es bisher nicht geworden. Neue große Linien sind in 
Aussicht genommen: Baikal—Amur. Akmolinsk—Kartaly. Mos- 
kau—Donezbecken, Karaganda—Balchash. Ufa—Magnitnaja 
u. a.: dadurch soll die Gesamtlänge des Eisenbahnnetzes von 
853 000 km am 1. Januar 1933 auf 94000 km am 1. Januar 1938 ge- 
bracht werden. Elektrifizieri sollen 5000 km Eisenbahnstrecken 
werden. 
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3. InnerePolitik. 


Wie immer ist zu diesem Thema wenig zu berichten, aber 
das Wenige ist nicht unwichtig. Die Verordnung vom 20. Juli 
1953, mit der eine Generalstaatsanwaltschaft für die 
Sowjetunion eingerihtet wurde (Osteuropa, August 1933, 
S. 676 f.) wurde jetzt vom ZIK bestätigt. Der Generalprokuror 
hat über die sog. „sozialistische Gesetzlichkeit“ zu wachen, für die 
Einheitlichkeit der Gerichtsbarkeit zu sorgen, kann Revisionen 
der Urteile anordnen und hat die Übereinstimmung von Ver- 
fügungen der Behörden mit den Richtlinien der Zentralregierung 
zu kontrollieren. Generalprokuror ist, wie mitgeteilt, Professor 
Wyschinskij. Chef der Hauptverwaltung der Sicherheitspolizei 
(sog. Miliz), die der GPU unterstellt ist, ist seit Januar Beljskij. 

Jene These über Staatsaufbau greift tief in die Verwallung 
und die Beamtenverhältnisse ein. Sie nehmen in Aus- 
sicht die Abschaffung der kollegialen Verwaltungsform in den 
Volkskommissariaten und Provinzbehörden, also die sog. „ein- 
heitliche Befehlsgewalt“ auch hier und einen weiteren Abbau 
des Beamtentums, der ununterbrochen, z. B. im Kommissariat der 
Schwerindustrie weiter geht und bereits nach vielen Tausenden 
zählt. In den Thesen ist ausdrücklich gesagt, daR 15 % aller Be- 
amten abgebaut werden sollen. 

Die Verwaltungseinteilung von RSFSR ist insofern 
geändert, als das Gebiet Nordkaukasus in zwei Gebiete geteilt 
wurde, der Nordwesten als Asow-Schwarzmeergebiet, mit der 
Hauptstadt Rostow am Don, der Osten mit den Namen Nord- 
kaukasus mit der Hauptstadt Pjatigorsk. Weiter ist das Gebiet 
Untere Wolga in die Bezirke ee und Stalingrad mit den 
gleichnamigen Hauptstädten geteilt worden und das Uralgebiet 
in drei Bezirke: Swerdlowsk (Hauptstadt leichnamig), Ob-Irtysch- 
gebiet (Tjumen) und Tscheljabinsk (Hauptstadt gleichnamig), 
dem auch ein Teil der Baschkirenrepublik zugeteilt wird. Und 
schließlich ist ein einheitliches autonomes Gebiet der Tschetschen- 
zen und Jnguschen mit der Hauptstadt Grosny innerhalb des 
Gebiets Nordkaukasus gebildet worden. 

Am 18. Januar beging die Militärakademie der Roten 
Armee ihr fünfzehn 'ähriges Bestehen (Kommandeur: B.M. Scha- 
poschnikow). 


4. Kulturpolitik. 
Am 27. Dezember starb in Mentone A.W.Lunatscharski 


nach längerer Krankheit. Er war 1875 im Gouvernement Poltawa 
eboren, wurde in den 90er Jahren Sozialdemokrat. war seit 1904 
Ischewik, also eines der ältesten Parteimitglieder. während der 
Revolution 1905 in Rußland im Petersburger Arbeiter- und Sol- 
datenrat, dann in der Emigration in Paris, seit Mai 1917 in der 
Sowjetunion. Wie bekannt, war er der erste Volkskommissar 
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für das Bildungswesen in der RSFSR. Ein Jahr war er Bot- 
schafter in Rom, dann wieder Volkskommissar. 1929 mußte er 
aus diesem Posten scheiden (Nachfolger Bubnow). Er wurde 
Mitglied der Leningrader Akademie der Wissenschaft und Vor- 
sitzender des Komitees der wissenschaftlichen Anstalten beim 
ZIK. Im August 1933 wurde er zum Botschafter in Madrid er- 
nannt. Dieses Amt hat er nicht mehr antreten können. 


Lunatscharski war, wie gesagt, einer der ältesten Bolsche- 
wiki und einer der letzten nahen Mitarbeiter Lenins. Aber er 
wurde immer als Außenseiter betrachtet und stand in Gegensatz 
zu Stalin. Lunatscharski war auf vielen Gebieten tätig, als 
Schriftsteller, dramatischer Dichter, Literarhistoriker, Heraus- 
geber (z. B. der Goethe-Jubiläumsausgabe im vorigen Jahr) und 
Vertreter der Theaterwissenschaft an der Moskauer Universität. 
Er war ein vielseitiges und gewandtes Talent und hat sich er- 
hebliche Verdienste um das Volksbildungswesen und das Geisti 
erworben. Auf ihn ging es zum Teil zurück, wenn die Denk- 
mäler der Kunst und Wissenschaft durch die Revolution nicht 
zerstört wurden. Und während er für die Fragen der Volks- 
bildung und Volksschule wenig Sinn hatte, hat er der höheren 
Bildung und der Kunst immer viel Arbeit und Interesse zu- 
gewendet. 


Am 8. Januar 1934 starb der 1880 geborene bekannte Dichter 
Andrej Belyj. Unsere Zeitschrift wird eine Würdigung 
bringen. 


In die Vorbereitung des Parteitages trat auch die Akade- 
mieder Wissenschaften in Leningrad ein mit einem Auf- 
ruf (Iswestija 26. Dezember), der den Parteikongrefl begrüßt und 
die Arbeiter, Ingenieure, Techniker, Gelehrten usw. zur Arbeit 
am 2. Fünfjahrplan auffordert, auch Bemerkungen gegen den 
„japanischen Faschismus“ enthält. Das ist die erste Kundgebung 
der Akademie, seitdem sie dem Rat der Volkskommissare unter- 
stellt wurde. 

Der Rat der Volkskommissare hat die akademischen 
Titelneu geordnet (Verordnung vom 13. Januar). Künftig gibt 
es nur zwei Gelehrten-Grade: Kandidat und Doktor, und an den 
Hochschulen für die Lehrer die drei Titel: Assistent, Dozent, 
Professor. Dadurch soll die Qualität der wissenschaftlichen 
Arbeit gesteigert werden. 

Ein erster Bericht der Expedition nach Tadshikistan und 
dem Pamirgebiet, die von dem Akademiker Fersman wissen- 


schaftlich geleitet wurde, wurde von ihrem Chef N. S. Gorbunow 
in den Iswestija (28. November) veröffentlicht. 


Der 10. Todestag Lenins am 21. Januar sollte im ganzen 
Lande Anlaß zu Vorträgen über Lenin und seine Arbeit geben. 
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5. Außenpolitik. 


a) Allgemeines: Auf der Tagung des ZIK haben Molotow 
und Litwinow ausführlich über die Außenpolitik gesprochen, in 
der Weise, daß die Beziehungen zu den einzelnen Ländern nach 
und nach durchgegangen wurden, wobei das Verhältnis zu 
Deutschland eine große Rolle spielte. Der Raum erlaubt 
nur die Wiedergabe der wichtigsten Stellen aus der Rede von 
Litwinow, deren Anlage und Art sich übrigens mit der Molo- 
towschen deckte. 


„Der leitende Gedanke unserer Außenpolitik ist in der kurzen Formel 
Stalins enthalten: Wir wollen keine ausländischen Gebiete, wir werden aber 
nicht einen Zoll unseres Gebietes abtreten, und da wir keine ausländischen 
Gebiete erbeuten wollen, können wir auch nicht den Krieg wollen. 

Was unser Gebiet anbetrifft, so haben wir die Möglichkeit, es zu ver- 
teidigen. Unsere Grenzen können wir mit unseren Streitkräften verteidigen, 
die in der Lage sind, irgendeinem Nachbarn eine gute Lehre zu erteilen, so 
daß er zehn Jahre lang die Grenze nicht mehr überschreitet. 

Wir schätzen die Wiederherstellung der Beziehungen zu Amerika, und 
zwar vor allem vom Standpunkte der Bedeutung aus, die dieses Ereignis 
für die Sache des Friedens darstellt. Wir betrachten unsere Beziehungen 
zu der großen türkischen Republik als ein Muster von Beziehungen zwischen 

fremden Mächten. Unsere Beziehungen zu Italien bleiben außerordentlich 
konstant. Der Empfang, der mir in Italien zuteil geworden ist, beweist den 
Wunsc der beiden Völker, die Beziehungen zueinander zu entwickeln. 

Unseren Beziehungen zu England fehlt noch die Festigkeit und Sta- 
bilität, da in diesem Lande noch immer Elemente vorhanden sind, die von 
einem allgemeinen Kampf der Kapitalisten gegen das Land des Sozialismus 
träumen. Wir hoffen, daß die erwartete Unterzeichnung eines provisorischen 
Handelsabkommens zu besseren Beziehungen zwischen Sowjetrußland und 
England führen werde. | 

Es ist klar, daß wir unsere eigene Auffassung über das in Deutschland 
gegenwärtig herrschende Regime haben, aber man kann uns Kommunisten 
nicht im geringsten vorwerfen, daR wir uns in unserer Politik von unseren 
Gefühlen leiten lassen. Die ganze Welt weiß, daf wir gute Beziehungen 
zu kapitalistischen Ländern zu unterhalten wissen, welcher Art diese auch 
seien und unter welchem politischen Regime sie auch stehen mögen. Wir 
wollen mit Deutschland ebenso wie mit den anderen Staaten die besten 
Beziehungen unterhalten. Wir haben keineswegs die Absicht, die Sou- 
veränität oder die Rechte Deutschlands anzutasten. Wir wollen, daß Deutsch- 
land uns das gleiche sagen kann und daß seine Handlungen nicht mit 
seinen Erklärungen im Widerspruch stehen, und wir möchten davon über- 
zeugt sein, daß sich die deutschen Zusicherungen nicht nur auf die Gegen- 
wart, sondern auch auf die Zukunft beziehen, wenn das Reich besser in 
der Lage sein würde, die Angriffsgedanken zu verwirklichen, die seine 
gegenwärtigen Führer vor der Machtergreifung predigten und die von 
einigen noch gepredigt werden. 

Zu den Beziehungen zwischen Sowjetrußland und Japan bemerkte 
Litwinow, daß die ganze Welt ihre Aufmerksamkeit auf diese Beziehungen 
lenke, da die japanische Politik die dunkelste Wolke anı Horizont der inter- 
nationalen Politik darstelle. Um seinen Friedenswillen zu beweisen, müsse 
Japan in erster Linie mit den Gewalttätigkeiten an der Ostchinesischen 
Eisenbahn aufhören, die verletzten Rechte wieder herstellen und die Ver- 
handlungen über den Kaufpreis für diese Eisenbahn wieder aufnehmen. 

In bezug auf die Abrüstungskonferenz hieß es, daß diese Konferenz 
nicht tot sei und für eine gewisse Dauer wieder aufleben könne; es werde 
jedoch keine Abrüstungskonferenz mehr sein, sondern eine Konferenz für 
die Ergänzung der Rüstungen. Von einer Abrüstung werde man erst dann 
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ernster sprechen können, wenn die Staaten aufhören, in den Nichtangriffs- 

verträgen nur bloße Papierfetzen zu sehen.“ 

~ In dem erwähnten Interview Stalins an et 
hielt der erstere eine Besserung der Wirtschaftskrise für mögli 
und äußerte er sich sehr bemerkenswert auf die Frage, ob die 
Sowjetunion wie bisher zum Völkerbunde ablehnend stehen 
werde, wie folgt: 

„Nein, nicht immer und nicht unter allen Umständen. Ungeachtet des 
Austritts Deutschlands und Japans aus dem Völkerbunde, kann dieser dodı 
bis zu einem gewissen Grade ein Hindernis für den Ausbruch neuer kriege 
bilden oder solche stören. Und wenn das so ist, wenn der Völkerbund ein 
kleines on auf dem Wege sein kann, der zum Kriege führt, wenn 
er somit als kleines Hindernis auf diesem Wege bis zu einem gewissen 
Grade die Sache des Friedens fördert, so sind wir nicht gegen den Völker- 
bund. Ja, wenn die geschichtlichen Ereignisse sich so entwickeln, so ist es 
nicht ausgeschlossen, daß wir den Völkerbund unterstützen, ungeachtet sei- 
ner kolossalen Mängel.“ 

Darüber noch hinausgehende Behauptungen, als läge schon 
in Genf eine Anmeldung vor oder würde ein ständiger Beobach- 
ter Rufllands nach Genf entsendet, sind bisher nicht bestätigt und 
auch nicht wahrscheinlich, aber die Wandlung in den Ausfüh- 
rungen Stalins ist nicht gering. Molotow hat in jener Rede dazu 
esagt: „Der Völkerbund hat den Staaten gegenüber, die einen 

rieg beginnen wollen, als Bremsvorrichtung gedient. das muß 
als positiver Tatbestand anerkannt werden.“ Litwinow ging in 
derselben Richtung, während man früher Völkerbund und Welt- 
revolution, Kapitalismus und Komintern auf das schärfste als un- 
versöhnbar einander gegenüber stellte. 


Den Reden hat Radek eine Gesamtdarstellung: „Grund- 
lagen der äußeren Politik der Sowjetunion“ hinzugefügt für die 
New Yorker bekannte Zeitschrift „Foreign Affairs” (1934, S. 193 
bis 206, in den Iswestija 16. Dezember 1933 gleichfalls veröffent- 
liht). Darin wird versucht, der amerikanischen Öffentlichkeit 
den friedlichen Charakter der Sowjetpolitik plausibel zu machen. 
ebenso den Fünfjahrplan und den „Sozialismus in einem 
Lande“, aber auch an mehreren Stellen mit der Rüstung und mili- 
tärischen Vorbereitung der Sowjetunion etwas gerasselt. Prin- 
zipiell wird hier ein Schritt weiter getan (S. 205 in der englischen 
Fassung): ..Die Sowjetunion verschließt nicht die Tür der Möglich- 
keit einer Abmachung mit imperialistischen Mächten, die gegen 
andere imperialistische Mächte kämpfen, falls die letzteren die 
Sowjetunion angreifen. Aber sie übernimmt bei einer solchen Ab- 
machung keine Verantwortlichkeit für die besonderen Absichten, 
die die imperialistischen Vertragspartner bei der Abmachung 
verfolgen. Sie würde unter keinen Umständen an der Ausplünde- 
rung anderer Nationen teilnehmen. Aber gegen einen angrei- 
fenden Imperialismus ist eine Abmachung erlaubt mit jedem 
anderen. um einen Feind zu schlagen. «ler in das Sow jetterritorium 
eindringen will.“ 
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b) Die letztere Ausführung läßt ihre Spitze deutlich erken- 
nen, die Sorge um die grofe Lücke, die in dem Sicherheitssystem 
der Sowjetaußenpolitik ist. Das ist das Verhältnis zu Japan 
und die Bor vor ihm und die Hoffnung, dagegen einen Bundes- 
genossen, einen direkten Bundesgenossen an Amerika zu ge- 
winnen. Aber bis dahin ist der Weg noch sehr weit, wahrschein- 
lich bei dem ganzen Charakter der amerikanischen Außenpolitik 
ungangbar. 

Auf dem fernöstlichen Gefectsfelde hat sich nichts 
Wesentliches verändert. Das Vordringen Japans in der Man- 
dschurei durch Bahnbau wird verfolgt, kana aber nicht gehindert 
werden. Die Verkaufsverhandlungen sind ins Stocken gekom- 
men. Die Idee, den Regenten von Mandschukuo zum Kaiser zu 
krönen, wird in ihrer großen Gefährlichkeit erkannt. Und ebenso 
wird immer sorgenvoller das Vorgehen Japans auf die innere 
Mongolei verfolgt, die die äußere Mongolei und dazu Ruß- 
lands Rückenverbindung zur Verteidigung des Küstengebietes, 
des östlichen Sibiriens, bedroht. In den gleichen Kreis gehört die 
Aufmerksamkeit auf die Vorgänge in Tibet, den Tod des Dalai 
Lama, die Beziehungen des Nachfolgers mit Japan, das Miftrauen 
auch gegen England, das wieder auf die russisch-englischen Ver- 
handlungen zurückwirkt: man sieht in England immer noch oder 
von neuem den Verbündeten von Japan. 

c) Im Berichtsmonat hat das Streben, das Sicherheitssystem 
durch immer neue Verträge, „Sicherungshäute“ zu erweitern, zu 
einem merkwürdigen Vorstoß geführt, dem Garantiepakt- 
versuch. der von Moskau ausging. Der diplomatische Korre- 
spondent des „Daily Herald“ melden (London 4. Januar), Litwi- 
now habe der polnischen Regierung vorgeschlagen, daß die Sow- 
jetunion und Polen gemeinsam die Unabhängigkeit und Unver- 
etzlichkeit der vier en Finnland, Estland, Lettland und 
Litauen garantieren sollten. Eine ähnliche Meldung brachte am 
3. Januar die lettische Zeitung „Jaunakas Sinas“ und desgleichen 
noch detaillierter die Helsingforser Zeitung „Uusi Suomi“: 


„Am 23. Dezember gaben Rußland und Polen den drei Baltischen Staaten 
und Finnland zur Kenntnis, daß die Sowjetunion und Polen eine gemein- 
same Erklärung veröffentlichen wollten, in der gesagt wird, daf die Selb- 
ständigkeit der Baltischen Staaten für Rußland und Polen so außerordent- 
lich wichtig sei, daß sie, falls den Baltischen Staaten und Finnland irgend- 
eine Gefahr drohe, bereit wären, zur Verteidigung der Selbständigkeit 
der genannten Staaten Vorkehrungen zu treffen. Die Sowjetregierung und 
die polnische Regierung haben gleichzeitig bei den Baltischen Staaten und 
bei Finnland angefragt, ob diese einverstanden seien, daf die Sowjetregierung 
und Polen eine solche Deklaration veröffentlichen. Besonders von der finn- 
ländischen Regierung wurde eine schnelle Antwort verlangt. In dieser 
Sache hat die finnländische Regierung am 27, Dezember eine eu ab- 
gehalten. Wie verlautet, hat die finnländische Regierung in bezug auf den 
russisch-polnishen Vorschlag eine verneinende Stellung eingenommen. 
Finnland halte eine derartige Deklaration nicht für nötig, da der finnlän- 
dishen Selbständigkeit keinerlei Gefahr drohe. Außerdem bestünde 
zwischen Finnland und der Sowjetunion bereits ein Nichtangriffspakt.“ 
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Dazu sei die betreffende Stelle der Litwinowrede vor dem 
ZIK auch zitiert: 

„Diese Staaten überzeugen sich immer stärker und tiefer von unserer 
absoluten Friedensliebe ihnen gegenüber und von unserem Interesse an der 
Erhaltung ihrer völligen wirtschaftlichen und politischen Selbständigkeit. 
Aber wir sind daran nicht nur interessiert, wir empfinden auch darüber 
Sorge. Wir verfolgen nicht nur die Anzeichen, die für diese Staaten eine 
äußere Gefahr bedeuten, sondern auch die Entwicklung ihrer inner- 
politischen Prozesse, die mit dazu beitragen können, diese Selbständigkeit 
zu vernichten oder zu gefährden.“ 

Aus Moskau wurde die Aktion dementiert (5. Januar): „TASS 
ist ermächtigt zu erklären, daß die Meldung des Daily Herald 
den Tatsachen nicht entspricht.“ Und am 6. folgte das gleiche 
Dementi in der „Gazeta Polska“. Das ändert nichts daran, daft 
die Tatsache feststeht: Am 23. Dezember ist die Anfrage an Finn- 
land ergangen, wann an Warschau, wissen wir nicht, aber Polen 
hat den Gedanken sympathisch aufgenommen, seine Teilnahme 
nur an die Zustimmung aller baltischen Staaten geknüpft. Wäh- 
rend die Haltung von Litauen, Lettland und Estland immerhin 
entgegenkommend war oder zu sein schien, hat Finnland rund- 
heraus die Anregung abgelehnt. Daran ist die Aktion wenig- 
stens vorläufig gescheitert. 


Sie ist also ohne Zweifel in Gang gebracht worden und ebenso 
ist ihre Spitze gar nicht zweifelhaft, daß die Sowjetunion eine 
derartige Vereinigung der Öststaaten, und zwar — das ist das 
Neue in diesen Bestrebungen — unter gemeinsamer Führung 
von Sowjetrußland und Polen, angeregt hat, obwohl die Nicht- 
angrifispakte des letzten Jahres zwischen der Sowjetunion und 
ihren westlichen Nachbarn alle Wünsche der Sowjetunion in 
bezug auf Angreifer und Grenzgarantie befriedigen. Die Spitze 
dieses’ Meinungsaustausches ist auch, so sehr das die „Gazeta 
Polska“ in Abrede stellte, gegen Deutschland gerichtet. Die 
Aktion hat in Kowno, Riga. Reval und ganz besonders in Hel- 
singfors Veranlassung gegeben, die Situation jeweils genau zu 
überdenken, konnte in Riga, Reval und vor allem Helsingfors 
nur das Gefährliche der Anregung herausarbeiten und hat offen- 
bar schließlich auch in Kowno, wo man wohl zuerst darin eine 
gewisse Möglichkeit litauisch-polnischer Entspannung sah, zu 
nichts geführt. Die Idee, die sicherlich damit nicht begraben ist, 
wäre die Festlegung des status quo unter russischer Zustimmung, 
ja russischer Führung, eine Politik, in der sich Rußland in Über- 
einstimmung mit Polen und Frankreich gebracht hätte und die 
also nicht zu dem bekannten Randstaatenblock unter polnischer 
Führung, sondern zu einer Art osteuropäischer Föderation unter 
russisch-polnischer Führung und Garantie hinführen 
soll. Alles das sind Gedanken heute ohne Effekt, sie sind durch 
die vorzeitige Veröffentlichung in dem englischen Blatt und auch 
glatte Absage von Finnland erstickt, und Deutschland hat dazu 
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durch unzweideutige und bestimmte Erklärungen auch bei- 
getragen. 

d) Gleichfalls eine solche Blase war die Meldung über ein 
Bündnisangebot Frankreichs an Rufland Ende Dezember, 
zu dem die deutsche „Diplomatisch-politische Korrespondenz“ 
(29. Dezember) ausführlich Stellung nahm. Realer war, daf am 
11. Januar das französisch-russishe Handelsabkommen in 
Paris unterzeichnet worden ist. Es gilt für ein Jahr, in dem Ruß- 
dand für 114 Milliarden Frank Bestellungen an die französische 
Industrie geben will und Frankreich der russischen Einfuhr 
(Holz, Geflügel, Eier, Kohle usw.) Kontingente und Zollherab- 
setzungen einräumt. Die russischen Bestellungen in Frankreich 
werden durch einen Kredit finanziert, der seinerseits durch die 
russischen Petroleum-Lieferungen nach Frankreich garantiert 
ist. Rußland will besonders Maschinen, Flugzeugmotore und der- 
gleichen bestellen. Die Schuldenfrage ist in keiner Weise be- 


rt. 

Die wirtschaftliche Bedeutung des Abkommens ist bei dem 
Gesamtvolumen des russisch-französischen Handels nicht allzu 
groß. Die politische Bedeutung ist sehr entschieden unterstrichen 
worden. Der Leitartikel des Temps“ (13. Dezember) sprach von 
einem provisorischen Handelsabkommen, dem ein großer Handels- 
vertrag folgen müsse, während der bestehende Nichtangriffspakt 
die Regelung sämtlicher Fragen zwischen Paris und Moskau zur 
Fortsetzung haben müsse. Und in diese Kette gehört allerdings 
sowohl das Garantieangebot Ruflands im Osten, wie die Erörte- 
rung über Ruflands Annäherung an den Völkerbund herein. 

e) Der englisch-russische Handelsvertrag ist 
noch nicht zustande gekommen, im Gegenteil abermals verzögert. 
Die Verhandlungen sind nach Moskau ai Die Schwierig- 
keiten liegen in der englischen Forderung, daß erst der Streit 
um die Lena Goldfields bereinigt sein müsse, in dem Gegensatz 
zwischen russischem und kanadischem Holzinteresse, etwas wohl 
auch in der Petroleumfrage (russischer Absatz nach Britisch- 
Indien) und in jener hochpölitiadien Spannung zwischen den 
beiden Reichen im Verhältnis zu Japan. Die Völkerbundserörte- 
rung hat jedenfalls beide Partner einander nicht näher geführt. 

f) Über das Verhältnis zu anderen europäischen Staaten ist 
nichts zu berichten, ebensowenig über das zu Amerika, das im 
Berichtsmonat keine Fortschritte gemacht hat. In dem mehr- 
fach erwähnten Interview Stalins ist für alle in Frage kom- 
menden die russische Zahlungsfähigkeit und Zah- 
lungsbereitschaft sehr nachdrücklich betont und die Ge- 
samtsumme der russischen Verpflichtungen dieser Art auf etwas 
über 450 Millionen Rubel beziffert worden. Die besondere Frage 
nach der Goldproduktion Rußlands beantwortete Stalin damit, 
daß diese zurzeit jährlich 80000 kg oder 100 Millionen Rubel 
liefere, aber nicht ausreichend vorwärts gehe. 
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IL Polen. 


Zur Wirtschaftslage ist nur einiges über den Außlen- 
handel zu sagen, dessen Gesamtziffern (nach dem OÖstexpref) 
für 1933 vorliegen: die Einfuhr Polens war 827 Millionen Zloty 
(1952: 862 Mill.), die Ausfuhr 959,6 Mill. (1932: 1083,8 Mill), die 
Handelsbilanz danach für 1933 aktiv mit 132,6 Mill. (221,8 Mill. 
im Jahre 1932). Die Zahlen Ben für sich selber und reihen 
im ganzen Polen ein in die meinen weltwirtschaftlichen Er- 
scheinungen bezüglich Ein- und Ausfuhr. 


Der Anteil Deutschlands an der Einfuhr nach Polen 
war 1933: 16,8 %. der Ausfuhr aus Polen 18,4 3, die Einfuhr nach 
Polen 131,8 Mill. Zloty (157,2 Mill. 1932), die Ausfuhr aus Polen 
nach Deutschland 150,8 Mill. (160,4 Mill. 1932). 


Der Wirtschaftsaustausch mit der Sowjetunion betrug in 
der Ausfuhr Polens nach Sowjetrufland 15 Mill. Zloty, in der 
Einfuhr aus Sowjetrußland 7,2 Mill. Zloty. Der zwischen den 
beiden Partnern verabredete Ein- und Ausfuhrplan ist in der 
Einfuhr aus Sowjetrufland zu drei Viertel, in der Ausfuhr nach 
Rußland zu vier Fünftel erfüllt worden. Die Ausfuhr Polens 
nach Sowjetrußland hat von 1932 auf 1933 zugenommen und 
überstieg im letzten Jahre die Einfuhr aus Sowjetrußland um 
7,8 Mill. Mit der Organisation des Verkehrs mit Sowjetrußland 
ist man beiderseitig nicht zufrieden. Dementsprechend ist die 
russisch-polnische Gesellschaft Basen und die Vereinigung 
der polnishen mit Ruflland handelnden „Polros“ aufgelöst 
worden. Die neuen Formen des Wirtschaftsaustausches stehen 
noch nicht fest. 

Im ganzen ist also Polens Handelsbilanz mit den beiden 
nächsten und größten Nachbarn, Deutschland und Rußland, zu- 

nsten von Polen aktiv. Ebenso gegenüber England, Holland. 
sa Italien und einer Reihe anderer Länder. Von weite- 
ren Ländern haben nur Frankreich, die Schweiz und die über- 
seeischen Rohstoffländer eine aktive Handelsbilanz gegenüber 
Polen. 

Entsprechend den politischen Bemühungen um autoritäre 
Führung, gehen auch die Bemühungen in der Wirtschaft, d. h. der 
Wirtschaftsorganisation von seiten des Staates. Eine 
große Reihe von Gesetzen und Verordnungen, die erlassen sind 
und die in Aussicht stehen, zeigen, daft die Regierung zielbewußt 
auf Planung und Kontrolle der Wirtschaft hinarbeitet. Sie will 
die Erwerbslosen in den Produktionsprozeft wieder eingliedern. 
Sie stößt gegen die Privatunternehmung auf dem Kartellgebiete 
vor (Gesetz über die Kontrolle der Kartelle, Kartellgericht usw.). 
Sie greift ein in die Bilanzierung der privaten Aktiengesell- 
schaften mit weitgehender Kontrolle des Betriebes. Sie greift in 
die Lohnpolitik mit Schlichtungskommission und Schiedsaus- 
schüssen für Lohnkämpfe ein. Offenbar steht die polnische Wirt- 
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schaft am Anfang einer grundlegenden Umgestaltung durch die 
Regierung, die im einzelnen genau zu verfolgen sehr interessant 
und wichtig sein wird 

Arbeitslose wurden im Januar gezählt 368630 (im Januar 
1933: 257 000). 


Die politische Arbeit geht im Sejm weiter, der in seinem 

Verfassungsausshuß die E FE A sreform behandelt. 

Dabei ist am 11. Januar von sämtlichen Oppositionsparteien der 

Verfassungsentwurf außerordentlich hart und rundweg ab- 
elehnt worden. Einige Sätze seien daraus zitiert. Die größte 
artei der Opposition, die Volkspartei, erklärte: 


„Wir widersetzen uns aufs entschiedenste, daß die Volksmassen von 
der Einflußnahme auf den Lauf der staatlichen Angelegenheiten und die 
Geschicke des Staates ausgeschaltet werden. Das Verfassungsprojekt, das 
uns vorgelegt wird, schafft ebenso wie die vorherigen Projekte die Allein- 
herrschaft einer Einzelperson, liefert die Gewalt im Staate einer Einzel- 

erson aus, die im Entwurf ‚Präsident der Republik‘ genannt wird, in Wirk- 
ichkeit aber ein ungekrönter absoluter König wäre, mit einer größeren 
Machtfülle, als sie irgendein König in einem neuzeitlichen Staate besitzt.“ 


Die „PPS“ wies besonders auf außenpolitische Schwierigkeiten 
hin. Die Christliche Demokratie behauptete: 


„Die These von der einen und unteilbaren Gewalt ist die These der 
heidnischen Welt. Kein Monarch in Europa besitzt eine so unbeschränkte 
Gewalt, wie sie hier vorgeschlagen wird; nach Analogien müßte man erst 
in asiatischen Satrapien suchen. Man will hier aus dem Präsidenten einen 
unbeschränkten Cäsar machen.“ 

Und der Vertreter der Ukrainer erklärte, was schon über die 
innere Politik hinaus führt: 


„daß das Verfassungsobjekt im Widerspruch stehe zum Versailler Ver- 
trag, zur Entscheidung des Botschafterrates, zum Vertrage über die Minder- 
heiten und zum Gesetz vom Jahre 1922 über die Rechte der nationalen 
Minderheiten. Abg. Zahajkiewicz sagte an, daß die Ukrainer genötigt sein 
werden, den Kampf um ihre nationalen Rechte als Minderheit auf das inter- 
nationale Terrain zu verlegen.“ 
Die Regierung hält immer noch an der bisherigen Methode fest, 
in parlamentarischer Verhandlung die verfassungsmäßige Mehr- 
heit für die Reform zu erreichen. Da bei dieser une der 
Opposition das nicht möglich ist, werden die Minderheiten dafür 
immer wichtiger, die die Opposition für sich gewinnen will, mit 
dem Hinweis, daß die Ukrainer, Weißrussen, Juden, Deutschen 
von einem derartigen Umbau der Verfassung nichts zu erwarten 
hätten. Im Verfassungsausschuß sind übrigens nur zwei ukrai- 
nische Abgeordnete für die Minderheiten im ganzen. 


Der Gegensatz der Anschauungen und Bestrebungen wird 
am einfachsten bezeichnet durch die beiden Sätze: in der Ver- 
fassung von 1921: „Die höchste Macht in der Republik Polen ge- 
hört dem Volke“, im jetzigen Entwurfe: „An der Spitze des 
Staates steht der Präsident der Republik als höchster Faktor 
über allen staatlichen Hauptorganen.“ Der Kampf geht also auf 
den autoritären Führerstaat, aber in einer langsamen, geradezu 
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schleichenden Entwicklung, bei der die letzten und eigentlichen 
Absichten des Marschalls noch nicht erkennbar sind. 

Wie berichtet („Osteuropa“, Dezember, S. 176), haben die 
akademischen Vereinigungen in Warschau den Arier- 
Pe gapıen ann Die Behörden wollten erst das ab- 
ehnen, haben aber wegen der Besorgnis vor Störungen nicht 
auf der Streichung des Arierparagraphen bestanden. 

In der Haushaltskommission des Sejm wurde regierungs- 
seitig zugegeben, da im Staate 458000 schulpflichtige Kinder, 
besonders in den Östgebieten, aus Mangel an Mitteln keinen 
Unterricht erhielten. 

Zur Minderheitenfrage nur zwei, aber wichtige Ein- 
zelheiten. Einmal die Vorbereitung eines allukrainischen 
Kongresses durch das Nationalkomitee der sog. „Undo“ in Lem- 
en zum Frühjahr. Der Kongreß soll Richtlinien für die poli- 
tische Führung der Ukrainer sowohl in Polen als auch in Sowjet- 
ruland und eine oberste ukrainische Nationalvertretung ein- 
setzen. 

Sodann das Deutschtum: Noch vor Ende 1933 sind 
1882 ha bisher deutschen Bodens zwangsweise vom Staat an- 
gekauft worden, die schon in den Listen zur Landabgabe stan- 
den. Fast alles Betriebe, die wirtschaftlich gut, zum Teil sogar 
unverschuldet dastanden! Darunter waren 155 ha bisher im 
Besitz des bekannten Führers des Deutschtums, Dr. v. Koerber. 


Ein Teil der Außenpolitik ist schon unter Rußland be- 
handelt. Dabei hat die „Gazeta Polska“ (6. Januar) in ihrem 
Artikel über den sog. Paktvorschlag die polnisch-russischen Be- 
ziehungen im allgemeinen besprochen, dahin: 

„daß dank gemeinsamer ernsthafter Bemühungen die Reibungspunkte zwischen 
Warschau und Moskau verschwunden seien und das Gefühl für die Gemeinsam- 
keit der Interessen auf beiden Seiten der polnischen Ostgrenze gewachsen 
sei. Gleichzeitig vertiefe sich der Austausch der Ansichten täglich und die Zu- 
sammenarbeit auf internationalem Gebiet werde immer häufiger. Wenn 
die verhältnismäßig neue Tatsache einer Zusammenarbeit zwischen Polen 
und der Sowjetunion für einige Reporter noch die Quelle für sensationelle 
Meldungen sein könne, so sei es noch weniger begreiflich, wenn die Hal- 
tung Polens gegenüber den Baltischen Staaten Erstaunen hervorrufe, Denn 
die wahre Unabhängigkeit dieser Staaten und die Aufrecterhaltung dieser 
Unabhängigkeit sei seit langem ein Hauptgrundsatz der polnischen Politik 
im Baltikum und werde dies auch bleiben.‘ 

Dasselbe Blatt, bekanntlich das führende Blatt des Regie- 
rungsblockes, brachte am 1. ur einen großen Programmauf- 
satz über die polnische Außenpolitik aus der Feder des Chef- 
redakteurs und Abgeordneten B. Miedzynski, der die Überschrift 
trug: „Planowa Polityka.“ Mit der Betonung der polnischen 
Friedenspolitik wurde hier die Veränderung im Verhältnis 
zwischen Polen und Deutschland behandelt, die nicht 
eine solche der Taktik. sondern der Politik sei: 

„Wir betrachten es als einen grundsätzlichen Fehler in den Beziehungen 
sowohl zwischen Menschen als auch zwischen Völkern, einen bösen Willen 


304 


beim anderen Partner vorauszusetzen. Zu einer solchen Haltung können nur 
Tatsachen ermäctigen. Wenn der neue Kanzler, der unzweifelhaft der 
Führer des heutigen Deutschland ist, in seinen öffentlichen Erklärungen 
einem anderen Verhältnisse zu Polen, als wir es aus dem Munde preußischer 
Junker zu hören gewöhnt waren, Ausdruck gibt, wenn er mit dem Unsinn, 
Polen als ‚Saisonstaat‘ zu betrachten, Schluß macht und feststellt, daß nicht 
nur mit dem dauernden Bestande der Republik, sondern auch mit deren 
begründetem Rechte, eine entsprechende Rolle in der internationalen Politik 
zu spielen, zu rechnen sei, wenn er schließlich erklärt, daß es zwischen 
Deutschland und Polen keine Fragen gebe, die sich nicht im Wege fried- 
licher De lösen ließen, — dann sind dies alles Dinge, die in dem 
leihen Grade klug und vernünftig sind, als unklug und unvernünftig die 
timmen waren, welche in Wort und Schrift zu uns vor einem Jahre aus 
dem Westen gelangten. 

Als eine Reihe von Jahren hindurch zwischen Polen und Deutschland 
ein Zustand einer ständigen, beinahe fieberhaften Gereiztheit herrschte, 
schauten dem andere Staaten mit begreiflicher Unruhe und Befürchtung zu. 
Als aber am Ende des vergangenen Jahres eine ausdrückliche Entspannung 
eingetreten war, machte sich anstatt, wie erwartet werden sollte, eines 
allgemeinen Aufatmens der Erleichterung und einer warmen Billigung, in 
der Welt etwas in der Art einer Enttäuschung geltend, so etwas wie ein 
Bedauern über eine verlorene Gelegenheit zu einem eventuellen Schieds- 
urteil, das mit einem solchen oder anderen Diktat verbunden wäre. Gibt 
dies nicht zu denken? .. .“ 

Diesen Ausführungen trat von der Opposition namentlich der 
außenpolitische Spezialist, Professor Stronski, im „Kurjer 
Warszawski“ entgegen. 

Daran sei sogleich der Hinweis auf einen großen Programm- 
artikel des Präsidenten der Freien Stadt Danzig, Dr. Rausch- 
ning („Danziger Vorbote“, Organ der NSDAP., Gau Danzig, 
5. Januar), gefügt, der den Standpunkt Adolf Hitlers und der 


deutschen Verständigungspolitik ausgezeichnet behandelte. 


III. Litauen. 


Die litauishe Ausfuhr war (nach dem Ostexpreß) 1933: 
160,2 Mill. Lit gegen 189,1 Mill. im Jahre 1932 und 273,1 Mill. 1931, 
die Einfuhr 142,2 Mill. gegen 166,9 Mill. bzw. 277,9 Mill. Im 
Vergleich zu 1932 ist die litauische Ausfuhr um etwa 15% und 
die Titauische Einfuhr um 14,8% zurückgegangen. Die Handels- 
bilanz war mit 18 Mill. Lit aktiv gegenüber einer Aktivität von 
22,2 Mill. Lit im Jahre 1932. 

Der Erzbischof von Litauen, Skvireckas, ist zum Kardinal er- 
nannt worden, wovon eine weitere Entspannung der Beziehungen 
zwischen Vatikan und Litauen erwartet wird. 

Der Paktgedanke war im litauischen Regierungsblatt „Lie- 
tuvos Aidas“ (8. Januar) behandelt mit der Warnung, daR nicht 
damit eine „Balkanisierung beginne durch Bestrebungen, die 
Baltischen Staaten zu einer Barriere zwischen Deutschland und 
der Sowjetunion zu machen, während doch diese Staaten eine 
Brücke zwischen den beiden Ländern bilden sollen“. 

Man kann nicht sagen, daß die litauische Außenpolitik 
gegenüber Deutschland gerade den Brückencharakier Litauens 
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zu Deutschland pfleglih behandle, wie die fortgesetzten Vor- 
stöße gegen Memel und das Memelstatut zeigen. Dabei 
sei ein Leitartikel der „Gazeta Polska“, also des Regierungs- 
blattes vom 13. Januar, vermerkt von dem Kownoer Korrespon- 
denten Tadeusz Katelbadh „Litewski Dostęp do Morza“. Katel- 
bach, der längere Zeit in Berlin gelebt hat, ermutigt hier Litauen 
zu einem energischen Vorgehen in Memel, das ohne radikale 
Anderung der litauischen Politik, wie die vergangenen 11 Jahre 
ergäben, deutsch bliebe. 31 reichsdeutshe Lehrer und Beamte 
im Memelgebiet sind mit dem 18. Januar entlassen worden. 


IV. Lettland. 


Der Staatsvoranschlag für 1934/35 schlieft mit 
137,7 Mill. Lat ab. 

Der lettländische Außenminister Salnais hat Schweden und 
Finnland offiziell besucht. Vorher hat er in einer Rundfunkrede 
die lettische Außenpolitik sehr run besprochen, die Ga- 
rantiepaktpläne im Osten gar nicht erwähnt, nur die Garantie 
des Völkerbundes für die Oststaaten betont. Das Verhältnis zu 
Deutschland wurde so bezeichnet: 


„Was die Beziehungen zu Deutschland anbetrifft, so sind die Angriffe 
der sozialdemokratishen Opposition auf die Außenpolitik der Regierung 
entschieden zurückzuweisen. Lettland will die bestehenden Verträge und 
Abkommen mit Deutschland einhalten, weil dies im Interesse unseres 
Staates und Volkes liegt. Wir wollen in den Grenzen dieser Verträge alles 
tun, damit sich die lettländisch-deutschen Beziehungen freundschaftlich ent- 
wickeln. Wenn die Sozialisten wollen, daf Lettland als Staat ihnen im 
Kampf um die sozialistische Internationale hilft, den diese Internationale 
mit bemerkensmerier Feigheit schmachvoll gegen das neue Deutschland 
verloren hat, so denken sie dabei nur an ihre parteipolitischen Interessen. 
Kein Außenminister kann sich auf diesen Weg begeben, solange er nicht 
die Ziele einer einzelnen Partei, sondern die Interessen seines Staates ver- 
tritt.“ 


V. Estland. 


Der Staatshaushalt für 1954/35 balanciert mit 
65,8 Mill. Kronen. Die Staatsschulden betragen 133,9 Mill. Kro- 
nen und haben um 8 % im letzten Jahre zugenommen. 

Zum Verfassungskampf ist zu melden, daß jetzt drei 
Kandidaten für die Staatspräsidentenwahl schon aufgestellt sind, 
nämlich: der Staatsälteste Konstantin Päts, General Laidoner 
und General Larka. Dazu wird noch ein sozialistischer Kandidat 
kommen. 

Die Stadtwahlen in Estland am 14. Januar haben einen 
sehr großen Erfolg des „Verbandes der Freiheitskämpfer” ge- 
bracht. In den 18 Städten Estlands haben sie von 497 Sitzen 180 
erobert, in der Stadt Reval allein die absolute Mehrheit gewon- 
nen. Das dürfte für den Ausfall der Staatspräsidentenwahl von 
großer Bedeutung sein. In der „Revalschen Zeitung” vom 4., 5. 
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und 8. Januar war die Verfassung des estländischen Freistaates 
sehr bequem zur Verfolgung dieser wichtigen Kämpfe ab- 
gedruckt und am 22. eine Übersicht über die neue Verfassung 
und ihre Unterschiede gegen die bisherige. Die neue Verfassung 
ist am 24. Januar in Kraft getreten. 

Der Verkauf der beiden Torpedokreuzer an den Staat 
Peru, über den berichtet wurde, hat zu einem großen Skandal 
seführt. Peru hat nämlich 210000 englische Pfund bezahlt, Est- 
fand aber nur 121 000 Pfund erhalten. Wohin die Differenz ge- 
kommen ist, ist auch in einer langen Sitzung der Staatsversamm- 
lung nicht festgestellt worden und soll untersucht werden. 

Die Neujahrsbetrachtungen der deutschen Blätter mußten 
leider sowohl für Lettland wie für Estland recht pessimistisch in 
bezug auf das Deutschtum, das immer mehr in die Defensive 
gedrängt wird, gehalten sein. 


VI. Finnland. 


Während der Kampf gegen den Kommunismus und 
gegen das schwedische Element weitergeht, wird die Öffent- 
lichkeit vor allem mit dem großen Spionageprozeß be- 
schäftigt, der immer weitere Kreise zieht. Einmal ist dabei die 
Vergiftung eines Oberstleutnants zum Zweck der Spionage in 
einer Patronenfabrik 1932 festgestellt worden, und sodann 
scheinen Fäden mit der Spionageangelegenheit des Professors 
Martin und der Russin Lydia Stahl in Paris zu bestehen. Die 
Spionage soll in erster Linie zugunsten Rufllands betrieben 
worden sein, und die Erörterung darüber zusammen mit der 
Ablehnung des russischen Paktvorschlages durch Finnland führt 
zu einer immer gereizteren Behandlung der russisch-finnischen 
Beziehungen in der Moskauer Presse. 


Abgeschlossen am 25. Januar 1934. 


Bücherschau. 
Zwei Jahrgänge „Krassnaja Nowj“. 


KrassnajaNow;j. Literaturno-chudoshestwennyj i nautsch- 
no-publizistitscheskij Shurnal Federazii Objedinenij Sowetskich 
Pissatelej; seit 1933: Shurnal chudoshestwennoj literatury, kritiki 
i publizistiki. Organ Orgkomiteta Sojusa Sowetskich Pissatelej 
RSFSR. 1932, H. 1—12; 1933, H. 1—9. 


Die von A.K. Woronskij im Jahre 1921 begründete Zeitschrift, zeitlich die 
erste, die zu dem alten Typus der „tolstyje shurnaly“, der großen publizisti- 
schen Zeitschriften des vorrevolutionären Rußlands, zurückkehrte, hat ihren 
ursprünglichen führenden Charakter als Ausstrahlungspunkt der jungen un- 
abhängigen Dichtung Sowjetruflands (die mit Pilnjak, Leonow, Fedin, 
Iwanow begann) allmählich eingebüßt. Heute, wo dem literarischen Leben 
der Union die damals entscheidenden Impulse fehlen, vermittelt sie (wie die 
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vier, fünf anderen Literaturzeitschriften neben ihr) den guten Durchschnitt 
des Schaffens. Eine Übersicht aus den beiden letzten Jahrgängen, dazu be- 
stimmt, in erster Linie über den zeitgenössischen Roman zu orientieren, wird 
daher weniger Außerordentliches als Typisches zutage fördern. 

Künstlerische Parel ung: kritische Diskussion von Gegenwartsfragen 
des staatlichen und gesellschaftlichen Lebens, unmittelbare Wirklichkeit und 
Stilisierung nach vorherbestimmten Direktiven sind im russischen Schrifttum 
von heute nicht voneinander zu trennen. Wenn das Gelingen oder Nicht- 
gelingen des Plans im Mittelpunkt der Diskussion steht, so ist es Auf 
des großen Industrieromans, das Für und Wider an schlagkräftigen Bei- 
spielen lebendig zu demonstrieren. Man betrachte daraufhin ein so typisches 

rzeugnis wie Valentin Katajews „Zeit, Voran!“ („Wremja, wperjed!“, 
1932, H. 1—9). Während die früheren Versuche nach dieser Richtung (etwa 
Gladkows „Zement“) von einem schattenhaften „Aufbau“, vom Irgendwie 
und Irgendwann mit unklaren Umrissen erzählten, liegt heute der Schwer- 
punkt eines solchen Werkes ganz auf der Sichtbarmachung des Spezialfalls, 
der allseitigen Durchdringung des technischen Problems und der Realität des 
Augenblicks. 

Bei Katajew handelt es sih darum, ob eine Betonfabrik ihre Pro- 
duktion über die Kapazität der Maschinen hinaus steigern und im Wett- 
bewerb mit anderen Werken den Plan überholen oder weiter normal mit 
gen ersenue: Qualität produzieren soll. Zwei Hauptakteure ringen um 

ie Führung in der entscheidenden Frage des Tempos: der Enthusiast kämpft 
mit dem exakt-rechnenden Techniker (und erringt schließlich den Sieg). Der 
Kampf um die Entscheidung an Ort und Stelle als Abbild des Kampfes um 
die Entscheidung in der Zentrale. „Was ist für uns wichtiger: in vier Jahren 
den Fünfjahrplan beenden oder für vier weitere Jahre den Mechanismus 
intakt behalten. Je rascher sich unsere Industrie entwickelt, desto weniger 
wird für uns die Amortisierung Bedeutung haben.“ Mit diesen Fragen lebt 
das ganze Werk, Einzelschicksale werden davon bestimmt, der Außenstehende 
wird nolens volens hineingezogen, wie jener schlachtenbummelnde Schrift- 
steller, der schließlich, statt Notizen zu sammeln, einfach „mitmacht“. 


Damit das Funktionieren des gesamten Organismus verdeutlicht werde. 
wird der Produktionsprozef bis in seine Einzelheiten hinein gezeigt. Man 
operiert mit Zahlen aus der Praxis, man diskutiert technische Fragen (etwa 
wie sich die Leistung der Maschinen von 200 auf 300 und 400 Misceinheiten 
in einer Arbeitsschicht steigern ließe); Lehrbücher werden zitiert, Zeitungs- 
artikel in extenso wiedergegeben. Aber dieses nüchterne Detailmaterial wird 
dann immer wieder unterbrochen von irrationalen Gedankengängen: ein 

anz eigentümliches Zeitbewußtsein schwingt in diesem „Hohen Lied des 
empos“ mit, ins Groteske gesteigert bei einem der Ingenieure, der Zeit 
fast körperlich, bald verdünnt, bald verdichtet, erlebt und den Ablauf der 
Minuten ohne Uhr am Gang des Rhythmus des Werkes ständig kontrollieren 
kann. Ein anderer „Besessener“ sieht in jeder Bewegung der Maschine einen 
Schritt vorwärts zum Endziel des Aufbaues: je rascher das Tempo dieser 
einzelnen Maschinen, desto näher der Sieg des Sozialismus. Aber. sehr 
bezeichnend für Thematik und Ideologie dieser Werke der letzten Jahre: der 
Sozialismus ist hier blasses Fernziel. das unmittelbare gegenwärtige Ziel ist 
Kultivierung, Kolonisierung, Befestigung des russischen Bodens. Nicht ohne 
Absicht ist der Schauplatz die Uralsteppe an der Grenze Asiens, ungestalteter, 
geschichtsloser, zeitloser Boden, auf dem sich in wenigen Jahren eine Kultur- 
siedlung entwickelt, „ohne Denkmäler, Gebräuche, Stile, jahrhundertelangem 
Geruch eines Volkes“, das .Konzept einer Stadt“, tvpischer Kolonialboden. 
Diesen Boden gewinnen, ihn an Rußland, d. h. Europa anketten, Asien 
bezwingen, ist die eine Aufgabe, mit Europa Schritt halten (um nicht Asien 
zu verfallen) die andere. Das ist für diese Pioniere der tiefere Sinn des 
Tempos. „Zurückbleiben bedeutet, im europäischen Wettstreit unterliegen“, 
rückständig bleiben. wie Rußland im Verlaufe seiner Geschichte rücständig 
geblieben ist, Objekt mongolischer Khane, türkischer Beys, polnisch- 
litauischer Pane, anglo-französischer Kapitalien (H. 9, S. 48 f.). 
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Ähnliche Gedankengänge begegnen dem Leser auch sonst. In einem 
Roman von Mitrofanow, „Die Nordländerin“, („Sewerjanka“, 
t953, H. 5 ff.) wird SSSR ein „neu entdecktes Land“ genannt, „Raum, im 
t7. Jahrhundert erobert, noch wüst, noch nicht zu sich selbst gekommen“, 
Boden, weithin noch unbearbeitet, der morgen in Arbeitskraft verwandelt 
wird. Einer berausct sih am „Raum, der ständig neu erobert wird“. In 
den zahlreichen „Otscherki“ (eigentlih: Skizzen), einem in den letzten 

ren hochentwickelten Genre von lebendiger Reportage aus aktuellen 
atbeständen, steht die Kolonisationsidee im Vordergrund. Ganz über- 
wiegend zieht es die „Otscerkisten“ in die exotischen Gegenden Trans- 
kaukasiens, Turkestans, der mittelasiatischen Steppe, um das Zusammen- 
treffen der Kolonisationsarbeit mit den ewigen starren Prinzipien Asiens am 
lebendigen Beispiel zu beobachten (vgl. „Der Sowcos in der Wüste“ von 
Smirnow, 193, H. 7); und die Erzählung von K. Finn „Semejnaja 
istorija“ (192, H. 10), die in einer kleinen Bahnstation der mittelasiatischen 
Eisenbahn spielt. 

Das Interesse am „Helden unserer Zeit“, die Frage nach dem bolsche- 
wistischen Idealtypus, entstanden in den Jahren, als sich die Wege des alten 
Revolutionskämpfers, des neuen vorbildlichen Arbeiters und des Spezialisten 
zu trennen schienen, dauert unverändert an. Sehr aufschlußreic ist in dieser 
Beziehung eine Sammlung von Autobiographien vorbildlider junger Stoß- 
brigadler („Jahrgang 1911, 1933, H. 1). Auch hier stehen zunächst technische 
Falip selten. Arbeitsdisziplin, vorbildliche Einordnung in den Arbeitsprozeß 
im Vordergrund. Aber schon macht sich (wir sind am Ende des ersten 
Fünfjahrplans) die Tendenz geltend, solche Eigenschaften nicht mehr als 
ausschlaggebend zu bewerten (sie entsprächen, heift es, gerade dem kapita- 
listischen Prinzip der Arbeitsteilung, das überwunden werden soll). Der all- 
seitig entwickelte, „ganze Mensch“ soll künftig mehr gelten, und schon wird 
der Begriff der „proletarischen Intelligenz" im Gegensatz zu der alten 
„intelligenzija“ in die Debatte geworfen (Masin, Züge des Helden des 
zweiten Fünfjahrplans. 1953, H. 8). Wie dieser neue Typus aussieht, kann 
man in dem schon genannten Roman von Mitrofanow studieren. Da 
stehen die drei Abwandlungen des Bürgerkriegskämpfers vor uns: der eine, 
der nie aus diesen entscheidenden Jahren herausgewachsen ist und sich in 
einer geistig nicht durchdrungenen Gegenwart nur durch das Erlebnis der 
Vergangenheit verankern kann, der zweite, der schon in der Gegenwart lebt, 
aber sie traumhaft, als ständigen Rausch in sich aufnimmt, und der dritte, 
der eigentlihe Held, im Kampfe gereift und widerstandsfähig geworden, 
beherrscht und leidenschaftlich zugleich, mit dem „tiefen Mißtrauen an der 
Ruhe und Unveränderlihkeit der Dinge“; der geschlossene Charakter, den 
das Ungewöhnliche nicht erschüttert, der von einer Entdeckung zur anderen 
shreitet, ohne sich selbst zu verlieren. Idealfiguren der italienischen 
Renaissance klingen an, und nicht zufällig taucht in den Diskussionen über 
den neuen Helden mehrfach der Name Leonardo da Vinci auf. 


Daneben scheint die Orientierung an der Vergangenheit größere 
Bedeutung zu gewinnen, vielleicht aus dem Bestreben heraus, der jüngsten 
traditionsunbeschwerten Generation den Maßstab für den Vergleich des 
unbekannten Gestern mit dem bekannten Heute zu vermitteln. Die Bedeu- 
tung der „Pause“ zwischen den beiden Plänen dürfte auf künstlerischem 
Gebiete gerade in der Gestaltung von Stoffen aus diesem Bereich liegen. Im 
einzelnen überwiegt stark das Autobiographische. Chronikartig-Erzählende, 
das einfach aus dem Strom der Frlebnisse schöpft; und jeder hatte in dem 
widerspruchsvollen Leben des Vorkriegsrußland irgend etwas erlebt. (Vgl. 
Nikulins, „Leben, Raum und Bewegung“, ein biographischer Roman, 1932, 
H. 5—7, 9—12.) Schon aber ist man dabei, das unerschöpfliche Material zu 
sihten und den Mvthus der Vergangenheit analog dem der Gegenwart zu 
estalten. Der Roman „Eigentum“ („Sobstwennostj) von J. Sosulja (1932, 

. 7—10), eigentlich mehr ein abrollender Film mit kunstvoll zugeschnittenen 
Liht- und Schattenwirkungen, muß in diesem Zusammenhang genannt wer- 
en: da zieht der Totentanzzug des Kapitalismus an uns vorbei im roten 
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Schein des aufgehenden Kommunismus und das Ganze klingt aus in den 
Feiertag des großen brüderlichen Kollektivs. In der Schule aber muß der 
Lehrer den Kindern mit großer Mühe erklären, wie das gewesen ist, als 
Arbeiter für Unternehmer arbeiteten, und ganz begreifen es die Jungen 
doch nicht. 

Andere gehen mehr in die Details: A. Fadejew versucht sich im 
zweiten Teil seiner Romanfolge „Der letzte aus U.d.G.“ („Poslednij is 
Udege“) an der Geschichte einer großbürgerlichen Familie im Fernen Osten 
von der Vorkriegszeit zur Revolution in einem langatmigen Nacheinander 
von Einzelnem, das sich nicht zum Ganzen rundet. Interessanter der Versuch 
Bachmetjews, „Angriff“ („Nastuplenije“, 1953, H. 1—7), der etwa in der 
Richtung der von Gorki inaugurierten Pläne einer großangelegten „Geschichte 
der russischen Fabriken“ geht: Lokalgeschichte wird lebendig an einem viel- 
fältigen Material von Schilderung, Selbsterzählungen und anderen Aufzeich- 
une aus der Vergangenheit eines Metallwerkes. Gerade bei solchen schein- 
bar locker und absichtslos zusammengefügten Materialien, „die für sich selbst 
sprechen“, wird man auf das Auswahlprinzip und die Montage besonders 
achten müssen. 

Der Roman von Ehrenburg, „Moskau glaubt nicht an Tränen“ 
(1932, H. 7—8) ist an dieser Stelle schon in anderem Zusammenhang be- 
sprochen worden. Wir erwähnen ihn nur, weil er neben der Reportage des 
gleichen Verfassers, „Spanien heute“, (1933, H. 1—3) und gelegentlihen Ab- 
schweifungen an anderen Stellen — das einzige Werk in der durchgesehenen 
Serie ist, das den Blick über die Westgrenzen der Union hinauslenkt. Eine 
oft beobachtete Tatsache, die immer wieder zu denken gibt. W. L. 


Deutschland im Osten. 


Brackmann, Albert: Deutschland und Polen. Beiträge 
zu ihren geschichtlichen Beziehungen. Mit 8 Karten und 17 Ab 
bildungen. München und Berlin. Verlag R. Oldenbourg. 1933. 
279 S. Preis: 6,— RM. Ä 

Heiß, Friedrich und A. Hillen Ziegfeld: Deutsch- 
me der Korridor. Berlin. Verlag Volk und Reich. 1933. 
495 8. 

Hiller, Friedrich: Deutscher Kampf um Lebensraum. 
Leipzig. Armanen-Verlag. 1933. 53 S. Preis: 0,80 RM. 


Ausgehend von der Erkenntnis, daf es an der Zeit ist, das bisherige ge- 
spannte Verhältnis Deutschlands zu Polen in friedlihe Bahnen zu lenken, 
haben 19 deutsche Historiker die verschiedensten Gebiete der 
deutsch-polnischen Geschichte bearbeitet und nachzuweisen versucht, daß es 
in den beiderseitigen Beziehungen der Nachbarvölker, die bis ins frühe 
Mittelalter zurückreichen, neben trennenden Momenten sehr viele Be- 
rührungsmomente gibt, die geeignet sind, die auf Grund einer ungerecten 
us zwischen den beiden Staaten aufs äußerste verschärften Gegen- 
sätze auszugleichen. 

In vier Hauptabschnitten: Vorgeschichte und Mittelalter, Geistiges Leben, 
Die deutsche Ostmark und ihre Nachbarländer und Neuzeit behandeln die 
berufenen Vertreter der deutschen Geschichtswissenschaft an deutschen und 
österreichischen Universitäten und Archivdirektoren die gestellten Themen. 
Wir finden die Namen: Wilhelm Unverzagt-Berlin, Hermann Aubin-Breslan. 
Albert Brackmann-Berlin, Max Vasmer-Berlin, Josef Nadler-Wien, Heinrich 
Felix Schmid-Graz, Karl Brandi-Göttingen, Felix Haase-Breslau, Walter 
Vogel-Berlin, Max Hein-Königsberg, Walther Recke-Danzig, Robert Holtz- 
mann-Berlin, A. O. Meyer-München, Hans Uebersberger-Wien, Otto Hoetzsch- 
Berlin. Gerhard Ritter-Freiburg i. Br., Hermann Oncken-Berlin, Fritz Har- 
tung-Berlin, Hans Rothfels-Königsberg. Das Werk erschien kurz vor dem 
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7. Internationalen Historikerkongrefl, der im August 1933 die Historiker aus 
26 Staaten, darunter eine starke deutsche Delegation, in den Mauern War- 
schaus vereinigte. 

Während das Werk nicht nur in Deutschland, sondern auch in anderen 
Ländern Europas einen fast ungeteilten Beifall fand, verhielt sich die pol- 
nische Geschichtswissenschaft zunächst während des Historikerkongresses be- 
wuft reserviert, später in den Wengen Äußerungen, die uns zu icht ge- 
kommen sind, ablehnend, wobei die Rezensenten wieder in den alten Fehler 
verfielen, geflissentlich aus den verschiedenen Aufsätzen das hervorzusuchen, 
worüber man selbst bei größter Objektivität verschiedener Ansicht sein kann. 
Bei der Einstellung der nationaldemokratishen Presse zu Deutschland ist es 
nicht verwunderlich, wenn sie dem wohlgemeinten deutschen Versuch mit 
dem stärksten Mißtrauen DER gne und die Absicht, Trennendes zu beseitigen, 
fast in das Gegenteil verkehrt. In letzter Zeit hat aber auch ein Teil der 
Regierungspresse das Werk in einer Weise kritisiert, die uns mit aller Deut- 
lichkeit zeigt, daß bis zu einem gegenseitigen Sichverstehen der beiden 
Nationen noch ein weiter und schwieriger Weg ist. 


Das Standardwerk über den Danziger Korridor wird jeder 
Deutsche mit Stolz auf die deutschen Kulturleistungen, die in jahrhunderte- 
langer mühseliger Arbeit den deutschen Osten geschaffen haben, lesen und 
anschauen, aber auch erschüttert aus der Hand legen, in der Erkenntnis, was 
wir durch den Versailler Vertrag verloren haben. Es ist verständlich, wenn 
die polnische Publizistik, die in den letzten zehn Jahren eine wahre Flut von 
Werken über den Korridor geschaffen hat, gegen dieses Buch einen Sturm ent- 
fesselt und es mit den Worten „Lüge“ und „Verleumdung“ abzutun versucht, 
aa das Gebäude der polnishen Korridorpropaganda aufs schwerste ge- 
ährdet. 

Von den Mitarbeitern haben die Namen Karl C. von Loesch, Gustav 
Aubin, Hermann Rauschning, A. Hillen Ziegfeld auf dem Gebiete der Ost- 
und Grenzfragen einen besonders guten Klang. 

as das Buch aber ganz besonders auszeichnet, das ist die unübertreff- 
lihe Verbindung von Wort und Bild. Selten schöne photographische Repro- 
duktionen führen dem Leser den deutschen Charakter des Ostlandes vor 
Augen; zahlreiche Kartenskizzen A. Hillen Ziegfelds, den Lesern der Zeit- 
schrift „Volk und Reich“ zum Teil aus in derselben früher erschienenen Auf- 
sätzen bekannt, unterstreichen ausgezeichnet die einzelnen Themen und eine 
Fülle von statistischem Tabellenmaterial beweist unwiderleglih die Un- 
gerechtigkeit und Torheit der Schaffung des Korridors und der Zerreifung 
von Gebieten, die durch eine jahrhundertelange politische re ee ei 
keit zu einem unzertrennbaren Wirtschaftskörper geworden waren. Derein- 
zige „Zugang“ Ostpreußens zur Weichsel bei Kurzebrack, der kein Zugang ist, 
die zahlreichen durch die Grenzziehung zerschnittenen Straßen- und Eisen- 
bahnverbindungen mit ihren durch das Bild deutlich gemachten Verfallserschei- 
nungen, die etappenweise Darstellung des Abbruchs der Münsterwalder 
Weichselbrücke wirken erschütternd. Wir begnügen uns, Verfasser und Titel 
der Hauptaufsätze anzuführen: Wilhelm von Kries: Der Korridor als deut- 
sches Problem; Das Land der Entscheidung — Das Korridorproblem als Vor- 
stellung; Das Korridorproblem — als Wirklichkeit; Die planmäfliige Ver- 
wüstung; Deutschland und der Korridor; aus dem Anhang sei erwähnt die 
sehr gute Korridorbibliographie von Waldemar Wucher, das Sachverzeichnis, 
das Personen-, Landschafts- und Ortsverzeichnis. Außer den bereits erwähn- 
ten Mitarbeitern mögen auch die anderen hier kurz Platz finden: Hans Harm- 
sen, H. G. Freiherr von Esebeck, F. C. von Zitzewitz-Kottow. Friedrich von 
Bülow, Arthur Golding, Albrecht Haushofer, Erich Murawski, Rudolf Neu- 
mann. 
Bei aller Schärfe der in den einzelnen Artikeln zutage tretenden Beweis- 
führung für die Unsinnigkeit des Korridors und die Notwendigkeit seiner 
Beseitigun nern die Ausführungen durchaus in der Linie der vom Reidıs- 
kanzler Adolf Hitler eingeschlagenen Politik eines friedlichen Ausgleichs 
mit Polen unter bewufttem Verzicht auf jede Gewaltanwendung. 
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Die inhaltlich außerordentlich beachtenswerte Schrift von Hiller wird 
durch ein gutes Bild- und Kartenskizzenmaterial aufs beste unterstützt. 
Deutschland — das Volk ohne Raum, ist der Leitgedanke, der das Buch durch- 
zieht. Nach einem kurzen geschichtlichen Rückblick, der uns zum Schluß das 
mächtige, mit der ganzen Welt durch einen gewinnbringenden Handel trei- 
bende, auf der Höhe seiner Macht stehende Deutsche Reich zeigt, werden die 
Auswirkungen des uns infolge des verlorenen Krieges aufgezwungenen Ver- 
sailler Vertrages auseinandergesetzt. Die von unseren Feinden um uns ge- 
legten eisernen Ringe gelte es zu sprengen, um dem deutschen Volke wieder 
Bewegungs- und Ausdehnungsfreiheit zu schaffen. Der Ausdehnungsraum 
aber liege im Osten. Deutschland müsse wieder zu den Kolonisationsmetho- 
den des Mittelalters zurückkehren und seinen Blick nach Osten wenden. In 
den Kapiteln: Grundbegriffe der Kolonisation, Veranlassung zu kolonisato- 
rischer Pauera Anfänge der deutshen Kolonialbewegung, Blütezeit der- 
selben mit ihren Ursachen, mit der Besiedlung und Eindeutshung des west- 
elbischen Landes, mit der Erschließung des Elbe-Oder-Raumes, mit der Ge- 
winnung des Weichselraumes, mit der städtischen Kolonisation und schließlich 
im Kapitel: Verfall der deutschen Kolonisationsbewegung zeichnet Verf. ein 
treffendes Bild des deutschen Dranges nach Osten. Dr. L. 


k 
* * 


Barten, Heinrich: Die Siedlungen in Südwest-Posen. 
(Heft 18 der Veröffentlichungen der Schlesischen Gesellschaft für 
Erdkunde und des Geographischen Instituts der Universität 
Breslau, herausgegeben von Prof. Dr. Max Friedrichsen.) Breslau. 
Verlag von M. u. H. Marcus. 1933. 97 S. Preis: brosch. 6,— RM. 

Werner, Karl: Fragen der deutschen Ostgrenze, mit 57 
teils farbigen Karten. Breslau. Wilh. Gottl. Korn-Verlag. 1933. 
32 S. Preis: kart. 3,80 RM. 

Kammler, Dr. Hans: Das Problem einer deutsc-polni- 
schen Zollunion. Danzig. Verlag A. W. Kafemann. 1933. 53 S. 
Preis: 1,25 RM. 

Neumann, Rudolf: Der Danziger Hafen in polnischer 
Darstellung. Bericht über das Buch von K. Swiateci: „Rozwoj 
portu Gdanskiego.“ Heft 7 der Ostland-Schriften, herausge- 

eben vom Östland-Institut in Danzig. Danzig. Danziger Ver- 
ags-Gesellschaft. 1933. 126 S. 

Horn, Dr. Werner: Östpreußens Deutschtum im Spiegel 

der politischen Wahlen 1921—1933. Heft 3 der Ostland-Forschun- 
en, herausgegeben vom Östland-Institut in Danzig. Danzig. 
anziger Verlags-Gesellschaft. 1933. 28 S. 

Die deutsche Ostmark im Unterricht, bearbeite 
vonDr.Czajka,Dr.R.Fahl,C.Herrmann,E.Schnei- 
der, Jos. Vogel. Breslau. Verlag Heinrich Handel. 1933. 
9 S. Preis: 1,20 RM. 


Bartens Schrift ist eine siedlungsgeschichtliche Arbeit, die sich etwa 
auf das Gebiet der Kreise Krotoschin, Koschmin, Rawitsch, Gostvn, Lissa. 
Fraustadt, Guhrau und Militsch, also auf den schlesisch-posenschen Grenz- 
raum erstreckt und auf eigener Landeskenntnis des Verfassers, auf um- 
fassendem Quellenstudium und eingehender Literaturbenutzung beruht. Bar- 
ten unternimmt zunächst den Versuch. die Verteilung von Wald- und Kultur- 
land vor Beginn der deutschen Kolonisation des Mittelalters zu rekon- 
struieren. Er beschreibt dann die verschiedenartigen, im Lande vorkommen- 
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den Dorftypen, untersucht, inwieweit diese Rückschlüsse auf Zeit und Um- 
'stände der Entstehung der Siedlungen zulassen und schildert dann an Hand 
' ihrer Verbreitung den Fortgang der Besiedlung des Landes. Er prüft weiter 
“den Einfluß, die Verwaltungseinteilung und staatliche Zugehörigkeit sowie 
' das Vorhandensein stark benutzter Handelswege, die in nordsüdlicher Rich- 
' tung das Land durchzogen, auf die Besiedlung ausgeübt haben. Weiter schil- 
' dert er die städtische Kolonisation Südwestposens, die sich in zwei Abschnitten 
' vollzogen hat. Stets legt der Verfasser Wert darauf, den deutschen Anteil 
' an der dörflichen und städtischen Kolonisation, so weit er sih durch Urkun- 
den nachweisen läft, herauszuarbeiten. Er weist in seiner Arbeit nach, daß 
: das untersuchte Gebiet siedlungsgeographisch und -geschichtlich eine Einheit 
mit unverkennbarer kultureller, nationaler und wirtschaftlicher Tendenz zum 
schlesischen Raume darstellt. Dieser historish gewachsenen Einheit aber ist 
in Versailles nicht Rechnung getragen worden. 

In Karten und Diagrammen schildert Werner die wesentlichen ge- 
schichtlihen und gegenwärtigen Tatsachen des deutsch-polnischen Grenz- 
raumes. Der kurze beigefügte Text soll nur verbinden und erläutern. Die 
wiedergegebenen Karten sind wissenschaftlich bearbeitet und entstammen 
fast durchweg amtlichen zen Dargestellt ist zunächst die Grenz- und 
Siedlungsentwicklung des Ostens. Es folgen u. a. Wiedergaben feindlicher 
Propagandakarten zur Östgrenzfrage (Kufner, Pilz und Dmowski) sowie 
Kartenbilder der Sprachen- und Abstimmungsverhältnisse. Weiter wird die 
Widersinnigkeit der Versailler Grenzziehung an besonders drastischen Bei- 
spielen (Weichselgrenze, Reichthal, Rudabammer usw.) veranschaulicht und 
werden die wirtschafts- und volkspolitischen Folgen der Grenzziehung er- 
läutert: z. B. Preisgestaltung, Absatzbeschränkung, Steuer- und Einkommens- 
entwicklung, Wanderungsverluste u. a. m. Das Heft bietet, obwohl es die 
aufgeworfenen Fragen nur stichprobenweise behandelt, wertvolles und wirk- 
sames Anschauungsmaterial. Es wäre — allerdings wohl nur bei niedrigerem 
Preise — für den Unterricht in höheren Klassen gut geeignet. 

Kammler legt eine Broschüre vor, die mit Rücksicht auf die gegen- 
wärtigen Versuche einer deutsch-polnischen Wirtschaftsverständigung aktuelle 
Bedeutung beanspruchen kann. Er untersucht, inwieweit Deutschland und 
Polen wirtschaftlich einander vorteilhaft zu ergänzen vermögen, inwieweit 
sie wirtschaftlich miteinander in Wettbewerb treten und inwieweit auf der 
einen Seite das Interesse an der Erhaltung der Landwirtschaft, auf der anderen 
Seite das Interesse an der Pflege der Industrie einer Beseitigung der Zoll- 
schranken entgegenstehen. Faft man das, was Kammler hierüber sagt, zu- 
sammen, dann muß der Gedanke einer Zollunion zwischen Deutschland und 
Polen besonders vom deutschen Standpunkte aus als undiskutabel abgelehnt 
werden. Eine Zollunion mit Polen widerspricht den Bedürfnissen und Richt- 
linien der wirtschafts- und bevölkerungspolitischen Aufbauarbeit der natio- 
nalsozialistischen Regierung. Das schlieft natürlich nicht aus, daß — was 
auch aus der Kammlerschen Schrift hervorgeht — Deutschland und Polen sehr 
wohl die Möglichkeit haben, zu beiderseitigem Vorteil in engere handels- 
politische Beziehungen zu treten, als sie seit acht Jahren bestehen. 


Das Buch von Swiatecki, von dem Neumann eine eingehende In- 
haltsangabe gibt, ist im Verlage des Baltischen Instituts in Thorn erschienen; 
es ist die umfassendste Darstellung der Nachkriegsentwicklung des Danziger 
Hafens, die von polnischer Seite vorliegt; und es bildet demgemäfl, obwohl 
die Darstellung nur bis zum Jahre 1930 reicht, die für die polnische Per 
politik und -Publizistik auch in Zukunft mafigebliche Quelle. Swigtecki gibt 
ın seinem Buche eine Darstellung der Methoden der „systematischen fried- 
lichen Durchdringung“ Danzigs durch Polen, also eine Darstellung der pol- 
nishen Kampfmethoden, gegen die die freie Stadt sich gerade jetzt, in der 
eben begonnenen Ara der friedlich-wirtschaftlihen Zusammenarbeit, wird 
zur Wehr setzen müssen. Was Polen unter friedliher Zusammenarbeit ver- 
steht und wie es den Danzigern klarzumachen versucht, daß es ihnen erst 
dann wirtschaftlich wirklich gut gehen werde. wenn sie sich vorbehaltlos dem 
polnischen Willen einfügen, das wird von Swigtecki ausführlich geschildert. 
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Insofern ist die Arbeit Neumanns in hohem Maße aktuell. Denn sie gewährt 
Einblik in die Gefahren, denen Danzig nicht nur im offenen Kampfe mit 
Polen, sondern auch dann ausgesetzt ist, wenn es friedlihe Beziehungen zu 
seinem polnischen Nachbarn unterhält. 

Die aan Propaganda spricht unentwegt von den mehreren hunder!- 
tausend Polen in Ostpreußen, die Polen ein Recht dazu gäben, aus natio- 
nalen Gründen eine Lostrennung dieser Provinz oder doch wenigstens ihres 
südlihen Teiles von Deutschland zu fordern. Die polnishe Propaganda 
nimmt keinen Anstoß daran, daß im Jahre 1920 bei der Abstimmung auf diese 
ger Behauptungen und Ansprüche bereits eine völlig unmißverständ- 
iche Antwort gegeben worden ist. Sie erkennt die Entscheidung von 1920 
nicht an und übergeht auch die Tatsache mit Stillschweigen, daß bei den 
sechzehn Reichstags-, Landtags- und Provinziallandtagswahlen, die in der 
Zeit von 1921 bis 1933 stattgefunden haben, die polnischen Listen und ihre 
„masurischen“ und „litauischen“ Nebenlisten stets eine vernichtende Nieder- 
lage erlitten haben. Die genaue Betrachtung und Bewertung der Ergebnisse 
dieser Wahlen hat sich Horn in seiner Broschüre zur Aufgabe gemacht. Er 
bat mit ihr einen wertvollen Beitrag zur Abwehr der polnischen a a 
rropaganda Poen r. K. 

„Nicht West- und nicht Ostorientierung darf das künftige Ziel unserer 
zuenpo ni, sein, sondern Ostpolitik im Sinne der notwendigen Scholle für 
unser Volk.“ Diese zielsetzenden Worte Adolf Hitlers machen es besonders 
der deutschen Schule zur Pflicht, sich mit den rassischen, geschichtlichen, wirt- 
schaftlichen und kulturellen Fragen der deutschen Ostmark eingehend zu be- 
fassen. Nicht nur die Kinder der ostelbischen Provinzen selbst sollen ihre 
Heimat kennen und lieben lernen, nicht nur sie die ganze Schwere der „blu- 
tenden Grenze“ verstehen. „Der Jugend im Westen, Norden und Süden 
Deutschlands gilt es zu zeigen, daß der Osten ein lebenswichtiges Glied des 
deutschen Volksbodens ist.“ Dieser nationalpolitischen Verpflichtung kommt 
das vorliegende Sammelheft in vorbildliiher Weise nach. Jede der darin 
enthaltenen sechs Einzeldarstellungen (Bearbeiter Dr. Czajka, Dr. R. Fahl, 
C. Herrmann, E. Schneider und J. Vogel) behandelt eine besondere Landschaft 
in ihrer Siedlungsgeschichte oder einen anderen besonderen Fragenkreis als 
abgeschlossenes Ganzes; jede geht von einer neuen Seite, unter einem anderen 
Blickpunkt an die Aufgabe heran: alle aber führen den Geist des Schülers in 
die brennenden Fragen der Gegenwart hinein. Einige der knappgefaßlten 
Arbeiten bieten sich ın der schlichten Sprache einer volkstümlichen Erzählung 
dar, anderes wirkt durch die prepis en Darstellungen lehrreich und ein- 
dringlih. Jedem Lehrer sei dieses pädagogische Hilfsmittel empon ED. 


* k 


* f 

Steffen, Franz: 4000 Jahre bezeugen Danzigs Deutschtum. 

Geschichte der ethnographischen, geschichtlichen, kulturellen. 

geistigen und künstlerischen Verbundenheit Danzigs mit Deutsch- 

land von den ältesten Zeiten bis zur Gegenwart. Mit 58 Bildern 
und einer Karte. Danzig 1932, Westpreußischer Verlag A.G., 

Danzig. 309 Seiten. 


Das Buch will so umfassend und so übersichtlich wie möglich Danzig in 
seiner unlösbaren Verbundenheit mit dem Deutschen Reich und der deutschen 
Kultur darstellen. Dieser Aufgabe wird es im ganzen gerecht. Es behandelt 
die Landschaft, die Vorgeschichte, die Geschichte bis zum Ende der polnischen 
Zeit, unterstützt durch zahlreiche Abbildungen und Skizzen, die im ganzen 
auch gut sind. Indem der Hauptton auf die Wechselbeziehungen zwischen 
Danzig und dem Deutschtum gelegt wird, wird eine Lücke in der Literatur 
über Danzig ausgefüllt. Man kann freilich zweifeln, ob die Erwägung des 
Verfassers richtig ist, den Handel unberücksichtigt zu lassen, weil dieses Ge- 
biet selbstverständlich sei, und ob es zweckmälig ist, wenn man schon einen 
Gesamtüberblick anstrebt, die Zeit von 1793 bis 1920 nur ganz summarisch zu 
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behandeln. Auf besondere Polemik mit den polnischen Arbeiten ist ver- 
zichtet. Die Grundlage ist im wesentlichen die gedruckte wissenschaftliche 
Literatur. Im ganzen ist das eine nützliche, zusammenstellende, von einem 
einheitlichen Gedanken getragene Darstellung geworden, die die historischen 
Materialien gut zu Bewußtsein bringt und damit eine brauchbare Waffe 
liefert für den Kampf um Danzig für das Deutschtum! 5 

. H. 


* 
* * 


Prinzhorn, Fritz: Danzig — Polen — Korridor und 
Grenzgebiete.e Eine Bibliographie mit besonderer Berücsich- 
tigung von Politik und Wirtschaft 1931 und 1932 (Jg. 1, Nr. 1, 2a, 
2b, 3a, 3b). Danzig. Bibliothek der Technischen Hochschule. 1932. 
Pro anno 45,— D. G. 

Maschke, Erich: Das Erwachen des Nationalbewußtseins 
im deutsch-slawischen Grenzraum. Leipzig. J. C. Hinrichssche 
Buchhandlung. 1933. 61 S. Preis: 1,50 RM. 

Martin, H.: Freie Stadt Danzig. Staat und Wirtschaft. 
Danzig. Danziger Verlagsgesellschaft. 1933. 31 S. Preis: 0,90 RM. 

Leers, Johann v.: Polnischer Korridor oder deutsches 
Weichselland? Sammlung: Grofdeutsche Forderungen, Heft 2. 
München. Verlag Frz. Eher Nachf. 1932. 39 S. Preis: —,50 RM. 


Diese fleifige Bibliographie, von der eine Anzahl Hefte erschienen ist, 
ist für jeden, der auf den darin berücksichtigten Gebieten arbeiten will, von 
großem Wert, da sie nicht nur Werke, sondern auch alle Zeitschriftenaufsätze 
enthält, damit also ziemlich erschöpfend alles berücksichtigt, was überhaupt 
erschienen ist. Dabei wird vor allem die polnische Literatur berücksichtigt, 
ferner auch die französische, englische usw. Die Arbeit wird allmählich auch 
auf die Jahre 1918 bis 1931 ausgedehnt, was ihren Wert erhöht. Bei jedem 
Werk wird nach Möglichkeit die Bibliothek angegeben, wo es zu finden ist. 
Die vorliegenden Hefte, die wegen Mangel an Mitteln nicht gedruckt, nur 
vervielfältigt sind, enthalten vor allem in großem Umfang die polnische 
Literatur. 

Maschke sucht die Entwicklung des Nationalbewußtseins von Deutschen 
und Slawen in den ersten Jahrhunderten ihrer Auseinandersetzung mit- 
einander darzustellen. Bei dieser Entwicklung mußte im deutschen Osten 
zunächst ein anderer universaler Gegensatz durchbrochen werden: der 
zwischen Heidentum und Christentum. Dann aber entfaltet sich das volk- 
lidye Bewußtsein der Slawen, besonders auf rechtlihem und kirchlihem Ge- 
biet zu haferfüllter Subjektivität, während für die Deutschen immer ein 
objektiveres Ordnungs- und Reichsbewußtsein maßgeblich bleibt. 

Die Broschüre, durch einige hübsche Bilder geshmückt und auf 
Kunstdruckpapier ouar ist ein ganz guter Führer, der über die Sehens- 
würdigkeiten nur durch die Bilder unterrichtet, aber über alles Sonstige, was 
den Besucher Danzigs interessieren könnte, gute Auskunft gibt. Ein Plan 
ce ionenen Stadt und ein Plan des Freistaates sind eine willkommene 

ugabe. 

Dr. von Leers weist mit Recht darauf hin, daf die polnishen Ansprüche 
auf den sogenannten Korridor in fast jeder Hinsicht strittig sind. Das ab- 
getrennte Gebiet müfte man besser als deutsches Weichselland bezeichnen 
denn als polnisches Korridorland, weil fälshlih ein Gebiet mit polnisch 
bezeichnet wird, das nie richtig polnisch gewesen ist. Die deutschen Rechte 
werden geschickt zusammengestellt und wie folgt begründet: Das ältere ge- 
schichtliche Recht auf das deutsche Weichselland als alten germanischen und 
deutschen Boden; das Recht der Arbeit und vollzogenen Kultivierung; das 
Recht auf Rückgabe eines Landes wegen Verweigerung des Selbstbestim- 
mungsredhts der Völker. St. 
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„Almanach de Gotha“, Annuaire Genealogique Diplo- 
matique et Statistique, 1934, Verlag Justus Perthes, Gotha. 
1372 Seiten. 


Pünktlich wie immer ist der „Gotha“ für 1934 erschienen, zur Freude des 
Benutzers, der an ihn seit Jahren gewöhnt ist, und wieder zu seinem und dem 
allgemeinen Bedauern in Deutschland, daf dieses unentbehrliche diplomatisch- 
statistische Handbuch auch dieses Jahr noch nicht wieder in deutscher Sprache 
erscheinen kann. Es ist tatsächlich so, daß dieses international allgemein an- 
erkannte und überall benutzte Nachschlagebuh nur von deutscher Arbeit 
hergestellt wird und trotzdem nicht in der alten deutschen Parallelausgabe 
mehr erscheinen kann, sondern nur französish. Die Atsatzmöglichkeit in 
Deutschland erzwingt das infolge der wirtschaftlichen Verh iltnisse. Wie das 
Vorwort mitteilt, hat sidì eine „Gesellschaft der Freunde des „Gotha- 
Almanacıs“ gebildet, über die der Verlag nähere Auskunft gibt. 

Zum Inhalt ist nichts Neues zu sagen, als daß eben diese äußerst sorg- 
fältig bearbeiteten Angaben aller Art unentbehrlich und höchst bequem sind. 
Polen ist auf 10 Seiten behandelt, während die Sowjetunion mit sehr sorg- 
fältigen Einzelangaben 28 Seiten einnimmt. 


Wenn wir etwas auszusetzen haben und einen Wunsdı hätten, so be- 
trifft das das Papier. Der Band ist mit fast 1400 Seiten erstaunlich klein und 
handlich, aber darüber muß das Papier so dünn genommen werden, dafi die 
Benutzung und Erhaltung des Bandes gefährdet wird. In jedem Falle 
wünschen wir wie bisher weiteste Verbreitung und hoffentlich im neuen Jahre 
die Rückkehr zu der lang entbehrten deutschen Ausgabe! 

O.Hoetzsch. 


Notizen. 


Die Fremdwörter im Sow jetrussischen. 


Vor wenigen Wochen erschien ein neues „Russisches Fremdwörterbudı 
(Verlag Sowjet-Enzyklopädie, Moskau 1933, etwa 1500 Doppelspalten, Preis 
Rbi. 2,80). Es ist zwar nicht das erste von der Sowjetregierung heraus- 
gebrachte Nachschlagewerk dieser Art, wohl aber das beste und zuverlässigste, 
wofür schon der Name des Verlages bürgt, der für Nachschlagewerke jeder 
Art gut bekannt ist. Während die bisher erschienenen russischen Fremd- 
wörterbücher im wesentlichen eine Neuauflage von Fremdwörterbücern der 
Vorkriegszeit darstellen, ist das Wörterbuch der „Sowjet-Enzyklopädie“ der 
erste — und durchaus gelungene — Versuch, alle neuen Fremdwörter mitauf- 
zunehmen, die in der Revolutionsperiode und der darauffolgenden Zeit des sog. 
sozialistischen Aufbaus ins Russische eingedrungen sind. Es umfaßt gegen 
25 000 Stichwörter. Die Verfasser hatten sich keineswegs zur Aufgabe ge- 
macht, alle im heutigen Russisch gebräuchlichen Fremdwörter zu berüc- 
sichtigen, sondern suchten in einer Auslese den neuen politischen und wirt- 
schaftlichen Begriffen Rechnung zu tragen, die für das Sowjetrussisch so be- 
zeichnend sind. Aber auch bei der Auswahl unter älteren Fremdwörtern, die 
zum Teil heute überholte Begriffe ausdrücken, ließ der Verlag äußerste Vor- 
sicht walten, da diese Wörter heute keineswegs als abgestorben gelten können, 
sondern weiterleben. 

Bei nahezu völligem Mangel an zeitgemäßen Nachschlagewerken für das 
moderne Russish (s. unseren Aufsatz über Sowjetrussish im Dezember- 
Heft 1932 dieser Zeitschrift) sind hier erstmalig die tatsächlich vielfältigen 
Veränderungen im Wortschatz des Nachkriegsrussisch erfaßt, die dem auslän- 
dischen Leser mancherlei Schwierigkeiten bereiten. Wenn die Veränderungen 
sich hier auch nur auf ein Teilgebiet der russischen Sprache, also das der 
Fremdwörter erstrecken, so ist diese lexikographische Teillösung schon des- 
wegen begrüßenswert, weil die wortschatzmäßige Erfassung der gesamten 
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sowjetrussischen Sprache wohl noch lange auf, sich warten lassen wird. Fer- 
ner hat die Fremdwörterfreudigkeit besonders des Sowjetrussen zur Folge, 
daß dem Fremdwort heute eine große Bedeutung zukommt und daß der Russe 
ao sich nur über den Sinn manches Fremdwortes durchaus nicht immer 
im klaren ist. 


Der deutsche Benutzer eines russischen Fremdwörterbuces wird nicht 
selten Gelegenheit haben, sich über die ganz andere Bedeutung mancher 
Fremdwörter im Russischen zu wundern. Als besonders auffällige Beispiele 
verschiedenen Gebrauchs ein und desselben Fremdwortes in beiden Sprachen 
seien angeführt: akademik bedeutet dem Russen nur Mitglied der Aka- 
demie (der Wissenschaften), artist — Künstler, Schauspieler, deputat 
— Abgeordneter, Deputierter, dramaturg ist der Vertasser von Schau- 
spielen selbst, dikzija — Sprechtechnik, Aussprache, kostjum — Anzug, 
auch für Herren, marmelad heift im Russischen (harte) Geleestückchen. 
spektaklj — Theatervorstellung, kurjer — Amtsbote, ordinarnyj 
(heute volksetymologisch oft an odin angelehnt, daher odinarnyij, so so- 
gar im yornependen uch, Spalte 13—14 gebraucht) heißt nur gewöhnlich, ein- 
ach, ohne jede absprechende Bedeutung wie im Deutschen, konserw y be- 
deutet im Russischen auch Sonnenbrille usw.; ferner ist der Gebrauc des 
Wortes rutina (Routine) — interessant, worunter der Russe keineswegs 
die durch dauernde Übung gewonnene Fertigkeit versteht, sondern die durch 
Gewohnheit eingetretene Abstumpfung (gewohnter Trott); solidnyj (solide) 
ergibt im Russischen in Verbindung mit zena (— Preis) keineswegs mäßige, 
sondern hohe, „gepfefferte“ Preise, auch bedeutet dem Russen etwa so- 
lidnyj gospodin (= solider Herr) nicht so sehr einen geregelt lebenden 
Herrn, als einen von starker Figur und in älteren Jahren. 


Uns interessieren aber mehr die Fremdwörter, die unter dem heutigen 
Regime ihre Bedeutung gewandelt haben bzw. neu aufgenommen wurden. 
Von solchen re möchten wir anführen: basa (Basis) bedeutet heute 
„ren Depot, Stützpunkt, wisa — Vermerk allgemein, auch außerhalb des 
Paßbetriebs, a g regat spielt heute in der Technik eine grofe Rolle und be- 
deutet eine Einheit von mehreren Maschinen, aktiw ist auch die Gesamtheit 
von aktiven a. einer Organisation, von „Aktivisten“, aspirant ist 
ein wissenschaftliher Anwärter, brigadir — Vorarbeiter (Br a. = 
Kolonne von Arbeitern usw.), busa — Stänkerei, schef — irmherr, 
Patron (einer Organisation), isoljator — Einzelhaftgefängnis, Klub ist 
dem Russen heute wegen Wohnungsmangels der eigentlihe Aufenhaltsort 
für die freien Stunden, kolektor — Obdacdlosenkinderasyl, kolektiv 
— der Zusammenschluß einer großen Zahl von Bauern zu einheitlicher land- 
wirtschaftlicher Bearbeitung des Bodens (Kollektivierung), komendant 
— Hausverwalter (einer Behörde), kuljtura wird heute vornehmlich für 
Zivilisation, auch für Belehrung gebraucht, unter profil versteht man heute 
auch übertragen Charakterbild (z. B. profil sowjetskogo inshe- 
nera), urna — Straßenpapierkorb, stash (keineswegs neu als Fremdwort, 
heute aber allgemein gebräuchlich) — Dienstalter, ein ebenso vielgebrauchtes 


Fremdwort ist heute signalisirowatj = warnen, registriro- 
watjsja — sich standesamtlich trauen lassen, budirowatj — (in falscher 
Anlehnung an buditj — wecken) im Sinne von jn, zu etwas bewegen usw. 


Aber auch sonst finden wir bei manchem Wort Aufschluß über die neuen 
Verhältnisse; man schlage Wörter nach wie oktjabrinyj,prof-,radio-, 
kolchos, fiskuljtura, kombinat u. dgl. m. 

Wie in allen sowjetrussischen Büchern kommt auch in einem Wörter- 
buch das amtliche politishe Glaubensbekenntnis überall zum Durchbruch; 
man lese etwa die Erklärungen von Wörtern nach wie faschism, nazio- 
nalsozialism, antisemitism, ewangelije u. a Apoli- 
titschnyj (apolitisch) ist beispielsweise nach sowjetrussischer Auffassung 
nicht, wer sich abseits von jeglichem politischen Geschehen hält. sondern, 
wer dies zum Vorwand nimmt, um seine wahren „Klassenüberzeugungen“ 
zu tarnen. 
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Es fällt an dem Buch auf, daf es aktuell ist wie selten ein Wörterbuch: 
sogar die jüngsten Ereignisse in Deutschland fanden ihre Berücksichtigung. 
Wohl am stärksten überrascht wird der deutsche Benutzer des Fremdwörter- 
buches sein von der Unmenge von Entlehnungen aus dem Deutschen, von 
denen das Russische geradezu durchsetzt ist. Beispiele dafür anzuführen, 
hieße nahezu von jeder Seite 2—3 Belege hersetzen. Wir möchten uns auf 
einige besonders schlagende Beweise beschränken, bei denen es sich um eine 
wort- und lautgetreue Übernahme eines Wortes aus dem Deutschen handelt: 
bjustgalter (Büstenhalter), buchgalter, 'chiber absaz, 
schtreikbrecher, wunderkind, forschlag, forschmak, 
forschtadt, kuljturtreger, losung, schlagbaum, baken- 
bard, anschlag, ableger, tlagschtok, durchschlag usw. usw. 
Die jüngste sowjetrussische Prägung dieser Art sind wohl die Wörter kuror- 
en und jungschturmowka. 

as Buch wäre kein sowjetrussisches, wenn man es nicht zum Anlaß ge- 
nommen hätte, an der russischen Rechtschreibung herumzutüfteln. So fallt 
als jüngste Reform unangenehm die Schreibung auf: komunism, klas, 
pasiv, pasashir,kolektiw usw. ohne Verdoppelung des Konsonanten 
— andererseits aber dilemma, komissija, massa usw. m it Verdoppe- 
lung. Jemand hat herausgefunden, daß in den letzten Beispielen der Konso- 
nant „intervokal“ (s. das Vorwort) sei und auf eine betonte Silbe folge. Im 
übrigen wird zur Begründung wie immer auf andere Sprachen hingewiesen: 
die Verdoppelung sei inkonsequent, im Französischen heiße es groupe. 
soupe usw. im Deutschen dagegen Gruppe, Suppe. Aber gerade „inter- 
national” gesehen, wirken Schreibungen wie komunism, kolektiw usw. 
befremdlich. Johannes Weinbender. 


Osteuropa-Forschung. 


Anläfllich des Zusammentreffens des neuen Herausgeberkreises der Zeit- 
schrift für osteuropäishe Geschichte hatte Prof. Hoetzsch namens der 
Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas zu einem Bierabend am 
Montag, dem 8. Januar 1933, im Haus der Presse eingeladen, an dem sich 
außer einigen der Herausgeber, wie Dr. v. Leers, Prof. v. Richthofen 
(Königsberg), Dr. Thiele (Bund Deutscher Osten) und Prof. Stählin 
(Berlin), auch Prof. Brackmann von der Universität Berlin, die Mitglieder 
des Seminars für osteuropäische Geschichte und Landeskunde an der 
Universität Berlin, Vertreter des Themenkreises „Deutscher Osten“ in der 
Fachschaft für völkishe Erziehung und Mitglieder der Osteuropa- 
Arbeitsgemeinschaft der Deutschen Gesellschaft zum Studium Ost- 
europas beteiligten. Prof. Hoetzsch leitete den Abend mit Anregungen und 
Gedanken zum wissenschaftlichen Studiumdes europäischen Ostens ein, dem 
sich bis nach Mitternacht eine rege Diskussion anschlof, die den Willen aller 
Beteiligten zur Zusammenarbeit im Dienst am Ganzen bewies. 

Das Interesse der studentischen Generation an den Fragen des euro- 
päischen Ostens tritt auch aus dem ausgezeichneten Januarheft der Zeitschrift 
der deutschen Studentenschaft „Der Deutsche Student‘ hervor, in dem 
außer einem weitblickenden und Den Aufsatz von Erih Koch 
„Ostpreußen, Preußen, Osten“ ein Artikel von Dr. Hans Koch-Wien „Der 
deutsche Mensch im osteuropäischen Raum“, ferner Aufsätze über das Balti- 
kum, die Tschechoslowakei, Österreich und den Südosten veröffentlicht sind. 

In den „Glossen“ wird u. a. auf die Errichtung eines wendischen Lehr- 
stuhls in Prag. auf den Prof. Päta berufen wurde, hingewiesen. Fast gleich- 
zeitig wurde an der Universität Warschau das erste Lektorat für Wendisch 
eingerichtet und der ehemalige Posener Magistratsangestellte Jury Yesky zum 
Lektor ernannt. 

Kurse über Polen für Ausländer. 

Seit drei Jahren finden in Polen im Sommer Ferienkurse für Ausländer 
statt. Die Vortragenden sind polnische Universitätsprofessoren, die Vortrags- 
sprache ist Polnisch. Die Kurse sind von großer Bedeutung für die polnische 

uslandspropaganda, 
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Am ersten Kursus, der in Krakau 1931 veranstaltet wurde, nahmen teil: 
9 Hörer aus der Tschechoslowakei, 4 Franzosen, ein Chinese, ein Schwede 
und 6 Auslandspolen; am zweiten Kursus, der 1932 in Warschau und Gdingen 
abgehalten wurde: 9 Franzosen, 5 Tschechoslowaken, 3 Italiener, 3 Lausitzer 
Wenden, 2 Amerikaner, 2 Deutsche, eine Engländerin, ein Däne, eine Russin 
und 4 Auslandspolen; am dritten Kursus, der im vorigen Jahr in Warschau 
stattfand: 14 Franzosen, 5 Italiener, 4 Tschechoslowaken, 2 Amerikaner, 2 Un- 
garen, eine Österreicherin, ein Belgier, ein Bulgare, ein Däne, ein Lausitzer 
Wende, ein Schwede und 13 Polen aus Amerika. 


Von den Teilnehmern des ersten Kursus waren 2 Mittelschullehrer, 
12 Volksscullehrer, ein Universitätsbibliothekar und 6 Studenten. Am 
zweiten Kursus nahmen teil: ein Universitätsdozent aus Amerika, 4 Mittel- 
schullehrer, 3 Volksschullehrer, 5 Geistliche (3 Franzosen, ein Tschedo- 
slowake und ein Lausitzer Wende), ein Universitätsbibliothekar aus 
Kopenhagen, eine Schriftstellerin, eine Journalistin (Engländerin), 2 Beamte, 
12 Studenten und ein Schüler einer Mittelschule. Die Teilnehmer des letzten 
Kursus waren: 3 Universitätsprofessoren, 12 Mittelschullehrer (6 Amerikaner, 
3 Tschechoslowaken, 2 Franzosen und ein Ungar), ein Volksschullehrer, 
+ Geistliche, 3 Schriftsteller (eine Amerikanerin, eine Österreicherin und ein 
Italiener), 2 Journalisten (ein Bulgare und ein Lausitzer Wende), 2 Bibliothe- 
kare und 19 Studenten. Alle Teilnehmer des dritten Kursus, ausgenommen 
zwei Italiener und vier Franzosen, besaßen ausreichende Sprachkenntnisse, 
um den Vorträgen folgen zu können. 


Die diesjährigen Ferienkurse werden in Krakau vom 16. bis 28. Juli, in 
Warschau vom 30. Juli bis 18. August und in Gdingen vom 16. bis 25. August 
stattfinden. Mit den Kursen sind kleine Ausflüge verbunden, und zwar nach 
Wieliczka, Ojców, Wilanów, Thorn, Danzig und Hela. Die Vorträge be- 
treffen: Kultur des alten Polens, polnishe Sprache, polnishe Kultur im 
19. Jahrhundert, Landeskunde und Geschichte Pommerellens. Chr. 


Berichtigung. 


Das interkonfessionelle und übernationale Hilfswerk des Kardinal- 
Erzbischofs von Wien, Innitzer, hat im e Willy Jacoby, Wien I, 
Dominikanerbastei 22, im Januar 1954 eine Schrift „Hungersnot“ heraus- 
gegeben. Auf Seite 32 der Schrift ist ein Bericht veröffentlicht, von dem an- 
egeben wird, daf er der Zeitschrift „Osteuropa“ entnommen sei. Wir stellen 
est, daß dies nicht zutrifft und ein solcher Bericht in der Zeitschrift „Ost- 
europa” nicht veröffentlicht worden ist. Dr. Schiller bittet uns in einem 
Schreiben aus Moskau darauf hinzuweisen, daf er weder in „Osteuropa“ 
noch sonst irgendwo einen solchen Artikel veröffentlicht hat. 
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Polen. 


Das deutsch-polnische Abkommen und die Verfassung. 
Von Otto Hoetzsch. 


I 


Das Abkommen mit Deutschland 
und die polnische Außenpolitik. 


Der Januar 1934 ist von großer Bedeutung für Polen, er be- 
ginnt eine neue Ära in seiner innen- und außenpolitischen Ent- 
wicklung. Zunächst in außenpolitischer Beziehung hat der Monat 
das deutsch-polnische Abkommen vom 26. Januar gebract!). Die 
vorbereitenden Schritte namentlich im Gespräc des Reichskanz- 
lers mit dem polnischen Gesandten vom 15. November 1933 sind 
hier verzeichnet worden. Zum Abkommen selbst ist die grund- 
sätzliche Äußerung Adolf Hitlers noch heranzuziehen?). 

Dieser Abschluß bewegte sich auf einer vom Reichskanzler 
seit Übernahme der Macht zielbewußt eingehaltenen Linie. Er 
schließt den förmlichen Nichtangriffspakt Deutschlands mit Polen, 
der im Kern schon in der Präambel des deutsch-polnischen 
Schiedsabkommens (geschlossen in Locarno am 16. Oktober 1925, 
Anlage d) enthalten war. Daß der Locarnovertrag nicht genannt 
ist, hat seinen guten Grund. Er ist ja in den Rahmen des Völker- 
bundes, welch letzteren Deutschland verlassen hat, eingefügt, und 
er läßt damit, wenn Schiedsvertrag und Völkerbund versagen, 
doch noch den Weg zum Kriege, den Deutschland und Polen nach 
dem neuen Abkommen grundsätzlih und für alle Fälle aus- 
schlieffen wollen. Daher ist nur auf den Kelloggpakt bezug ge- 
nommen, der in dieser Erklärung weitergeführt wird, so dañ i 
Abkommen, vom polnischen Standpunkt aus gesehen, die neue 
Position Polens in Litwinow-Pakt von 1929 und Nichtangriffs- 
pakt von 1932 abrundet und abschließt. 

Der Locarnopakt ist damit aber nicht im übrigen außer 
Kraft gesetzt, ebenso wie die weitere Gültigkeit der von beiden 
Regierungen jeweils von der anderen Seite übernommenen inter- 
nationalen Verpflichtungen nicht beseitigt wird. Es bleibt also in 


ı) Siehe Dokumentenanhang dieses Heftes Nr. 1. 
2) Siehe Dokumentenanhang dieses Heftes Nr. 2. 
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Kraft u. a. auf der polnischen Seite der Vertrag über den Minder- 
heitenschutz, den Polen am 28. Juni 1919, am Tage von Versailles, 
hat eingehen müssen, und auf deutscher Seite das Genfer Ab- 
kommen über Obersclesien vom 15. Mai 1922. Damit ist weiter 
klar gesagt, daß die Nichtgültigkeit der Erklärung für Fragen, 
die ausschließlich als innere Angelegenheiten eines der beiden 
Staaten anzusehen sind (Abs. 3 der Erklärung), sih auf die 
Minderheitenfrage z. B. nicht erstrekt. Nur daß selbst- 
verständlich etwa daraus entstehende Gegensätze unter keinen 
Umständen mit Gewalt, sondern auf dem Wege der unmittel- 
baren Verständigung oder anderer friedlicher Mittel, d. h. des 
Schieds- und Vergleichsvertrages, beseitigt werden sollen. 

Dieser ausgesprochene Kriegsverhütungspakt legt also die 
Methode der Beziehungen zwischen den beiden Staaten fest 
und soll auf 10 Jahre gelten. Er führt so auf der Grundlage der 
bekannten allgemeinen Auffassungen und Formulierungen Adolf 
Hitlers über das Verhältnis der Nationalitäten zueinander die 
deutsch-polnischen Beziehungen bewußt auf eine „neue 
Ebene, von der allein sie fruchtbar und friedlich weiter ent- 
wickelt werden können, und eröffnet damit einen weiten Aus- 
blick in die Zukunft. | 

Darin liegt die große geschichtliche Bedeutung dieses Ab- 
kommens, dieses Rucks nach vorwärts, ein starker Erfolg der 
vom Reichskanzler proklamierten unmittelbaren Verständigun 
zweier Staaten an Stelle des ungenügenden Völkerbundes, un 
er veranlaßt nun das Denken über das deutsch-polnische Ver- 
hältnis mit stärkstem Antrieb nach vorwärts zu neuer Ein- 
stellung und zu neuer konstruktiver Behandlung. 


k * 
R 


Demgemäfß konnte die Aufnahme in Deutschland nur 
absolut zustimmend sein. Das Abkommen kann Ruhe im Osten 
schaffen, wie die offiziöse „Deutsche diplomatische Korrespon- 
denz“ das formulierte: 


„Es liegt in der Linie der deutschen Politik, daß die von Deutschland 
geschlossenen Verträge sich nicht — offen oder versteckt — gegen Dritte 
richten. Deutschland schließt keine Allianzen und keine gegenseitigen 
Garantieverträge, wie sie auch im Zeitalter des Völkerbundes möglich 
waren und seinen Zweck verfälscht haben. Es hält aber Verträge mit den 
Staaten für notwendig, mit denen Reibungen und Interessengegensätze be- 
stehen und es erstrebt eine Garantie für den Frieden, in der Überzeugung, 
daß diese Friedensgarantie, wie es das deutsch-polnishe Abkommen aus- 
drückt, den Regierungen die grofe Aufgabe erleichtern wird, für Probleme 
politischer, wirtschaftlicher und kultureller Art Lösungen zu finden, die 
auf einem gerechten und Poen Ausgleich der Interessen beruhen. Dieses 
Streben nach Ausgleich und Versöhnung ist das ausgesprochene Gegenteil 
einer Politik, die die vorhandenen Gegensätze zwischen den Staaten als 
unabänderlih hinnimmt und sie zu egoistischen Zwecken verschärft und 
ausbeutet.“ 


Dem entsprach der offiziöse Artikel in der „Gazeta 
Polska“ (27. Januar): 
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„Eine neue Situation in Europa, als Verkündigung des Realismus und 
starke Bestätigung, daß in Mitteleuropa, an der deutsch-polnishen Grenze 
existieren muf eine feste Stabilisierung der Beziehungen.‘ „Es ändert sich 
nichts in der Beziehung Polens zum Völkerbunde. eder unser Bundes- 
vertrag mit Frankreich, noch unser Bündnis mit Rumänien, noch die mit 
der Sowjetunion und ihren Nachbarn geschlossenen Freundschaftsverträge, 
noch die Verpflichtungen gegen andere Staaten stehen im Widerspruch mit 
dem Berliner Vertrag.“ 

Man stellt in Warschau fest, daß damit die deutsch-polnischen 
Streitigkeiten nicht mehr Objekt des Spieles anderer Kräfte in 
der Welt seien, die das zu ihrem eigenen Vorteil ausgenutzt 
hätten. Kritik wurde in Warschau an dem Abkommen gewiß 
geübt, so im Sejm von dem bekannten Außenpolitiker Stronski 
und dem Vertreter der PPS, die beide betonten, daß Zweifel an 
der Vertragstreue Polens in Frankreih und bei der Kleinen 
Entente entstehen würden. Aber im ganzen überwiegt auch in 
Polen die Befriedigung an dem Abkommen, mit dem die polnische 
Außenpolitik sich weiterhin selbständiger gegen Frankreich 
mache, durchaus. Es sei als besonders charakteristisch der „Kur- 
jr Poranny“ (27. Januar), der ein ziemlich deutsch-feindliches 

latt des Regierungsblockes ist, zitiert, und der die Erklärung 
des Kanzlers, „des Schöpfers der heutigen Seelenverfassung 
seiner Nation“ hoch einschätzt. Sie habe: 
„die Tragweite ideologischer Weisungen,“ die der Führer seiner Nation 
ibt, und zwar „in einem Augenblick, wo die Ideologie, wo die ganze Psyche 
er deutschen Nation im Glutzustande ist und der Hammer Hitlers in 
glühendem Eisen die dauernde und starke Form der Nation schmiedet“. 
„Beide Nationen werden hinsichtlih ihrer Entwicklungsdynamik, ihrer 
Tüctigkeit und ihres Willens als gleichwertige Kräfte bewertet.“ 
„Nebeneinander zu leben — das ist ihr Schiksal. Deshalb kann man den 
Nachbar nicht als ein im Wege stehendes Hindernis betrachten, sondern 
man muß sich mit ihm verständigen und mit ihm innig zusammenleben.“ 
„Eine grofzügige Entwicklung der wirtschaftlichen Beziehungen als Ergeb- 
nis der Einstellung er Kämpfe, das Heraustreten auf eine breite 
Arena nicht in feindlicher Rüstung, sondern in der Position von Kontra- 
henten, zusammen mit der gegenseitigen Anerkennung der beiderseitigen 
Kräfte, der inneren Konsistenz und der mannhaften Entschlossenheit — 
das sind die Faktoren, welche uns im Laufe des Jahrzehnts des zwischen 
uns abgeschlossenen Abkommens dauerhafte Bahnen unserer Zukunft vor- 
zeichnen können.“ 


Und abschließend sei das Urteil des Fürsten Janusz Radzi- 
will, dessen Bedeutung im konservativen Teil des Regierungs- 
blocks und überhaupt bekannt ist, wiedergegeben. Bei einem von 
der Krakauer Zeitung „Czas“ gegebenen Bankett sagte er (Be- 
richt der Bromberger „Deutschen Rundschau“ 22. Februar): 


„Es wäre ein Fehler, den politischen Wert dieses Aktes nicht gehörig 
einzuschätzen, andererseits wäre es aber auch falsch, diesen Wert zu über- 
treiben. Denn das, was uns — und darin liegt eine Tragik — von Deutsch- 
land trennt, alle diese Gegensätze, die seit Jahrhunderten dauern und 
deren Ursachen in der bestehenden demokratischen Form der gegebenen 
geographischen Gestaltung liegen, sind das Ergebnis von Jahrhunderten 
und werden daher noch Tahrhundertelang auf unseren Beziehungen mit 
Deutschland und damit auf unserer ganzen Politik lasten. Dieser Gegen- 
satz besteht, und es ist selbstverständlich, daß er durch die Unterzeichnung 
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des erwähnten Abkommens nicht weggelöscht ist. Aber durch die Unter- 
zeichnung des Abkommens ist eine gewisse andere Einstellung in den 
PL iueen deutsch-polnischen Beziehungen geschaffen worden, wie dies 
isher der Fall war. 

Die Tatsache, daß der deutsche Kanzler unter den Akt, der immerhin 
zehn Jahre hindurch ein Akt der Befriedung der Beziehungen zwischen 
dem polnischen und dem deutschen Volke ist, seine Unterschrift gegeben 
oder seinem Außenminister den Auftrag gegeben hat, seine Unterschrift 
dazu herzugeben, — diese Tatsache ist der Beweis eines großen zivilen 
Mutes. Trotz meiner weitgehenden Vorbehalte über die ganze Richtung 
der Politik Hitlers muß ich sagen, daft dieser Akt des zivilen Mutes bei mir 
sowohl Sympathien wie auch Respekt auslöst.“ 

In Litauen gibt man den großen Erfolg der deutschen 
Politik zu und sieht sich darüber in einer schwierigen Lage. Das 
ist in gewissem Sinne richtig, daran ist aber die litauische Politik 
selbst schuld, und vielleicht wird ihr darin etwas in den Ge- 
sprächen zwischen Litwinow und Beck geholfen. 


In Lettland war man überrascht und äußerte recht un- 
begründete Besorgnisse daraus für die baltischen Staaten. In 
Estland dagegen stellte man sich zum Pakt ganz ruhig und 
positiv. 

In Moskau wurde zuerst an dem Ergebnis gekrittelt, was 
sich aber mit dem Besuche des polnischen Außenministers in 
Moskau gab, über den nachher zu sprechen ist. 

In London begrüftte man den Pakt wohl uneingeschränkt 
mit Befriedigung, ebenso in Rom. Mehr sauersüß war die Zu- 
stimmung in Frankreich, wo man die Wirkung einer Ent- 
lastung Polens in bezug auf die polnisch-französischen Beziehun- 
gen spürt, die größere Selbständigkeit Polens, was Paul Boncour 


geschickt zu überbrücken suchte: 


„Polen ist ja ein besonders aktives Mitglied des Völkerbundes und 
hat seinen Sitz im Völkerbundrat. Auf diese Weise verbindet sich dieser 
Vertrag mit der Politik allgemeiner internationaler Zusammenarbeit, die 
der Grundsatz der französischen Politik ist.“ 


Kurz danah nahm der polnische Außenminister, 
Oberst Beck?), Gelegenheit, im Außenausschuß des Senats am 
5. Februar, die, wie der Führer des Regierungsblockes in seinem 
e schrieb (Osteuropa, Februar, S. 304f.), „Planpolitik 

olens“ knapp, aber vollständig und wohl abgewogen darzustellen: 
Genf, Abrüstungskonferenz, deutsch-polnischer Pakt*), Bündnisse 
mit Frankreich und Rumänien, die sehr kurz erwähnt wurden, 
Danzig, Friedenspolitik. Trotz ihrer Kürze ließ die Rede die 
Wandlung in Polens Stellung in den letzten zwei Jahren deutlich 


— m mm 


3) Joseph Beck, Außenminister, ist 1894 geboren und studierte auf der 
technishen Hochschule in Lemberg und der Exportakademie in Wien. 1914 
trat er in die polnische Legion ein, war im Krieg mit Sowjetrußland Batterie- 
führer, Generalstabsoffizier, dann Militärattach&e in Paris. 1926 wurde er 
Kabinettschef des Kriegsministers, 1930 stellvertret. Vizeministerpräsident 
und im Dezember d. J. stellvertret. Außenminister. Er gehört zum nächsten 
Mitarbeiterkreis des Marschalls. Seit 2. März 1932 ist er Auflenminister. 

4) Siehe Dokuinentenanhang Nr. 5 
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erkennen. Es wurde alles, was nach „Orientierung“ schmecken 
konnte, vermieden, neben der Äußerung über den Pakt beson- 
ders Rußland beruhigt. Ebenso erkannte man die selbstän- 
dige Linie des heutigen Außenministers, namentlich wenn man 
mit ihr die Politik seines Vorgängers, Zaleski, vergleicht. 


Der Wunsch, Unabhängigkeit nach beiden Seiten und Gleich- 
gewichtsstellung zu betonen, war der Grund, warum Oberst Beck 
nach Moskau fuhr. Er wollte dem Gerücht entgegentreten, als 
sei das deutsch-polnische Abkommen irgendwie gegen Ruß 
gerichtet. Sein Besuch, der erste eines im Amt befindlichen 
Aufßtenministers eines größeren europäischen Staates in Moskau 
überhaupt, vom 12.—15. Februar wurde in Moskau sehr nach- 
drücklich unterstrichen und freundlich aufgenommen. Zu beson- 
deren Abmachungen führte er nicht. Man kann annehmen, daß 
Oberst Beck das Verhältnis zwischen Sowjetunion und Rumänien 
vermittelnd berührt hat, wie Litwinow andererseits das Verhält- 
nis zwischen Polen und Litauen. 


Der Weiterentwicklung der polnisch-französischen 
Beziehungen ist hinderlich, daß die französische Gruppe in der 
polnisch-französischen Eisenbahngesellschaft für die Linie Ober- 
schlesien—Gdingen die zweite Irandhe der Eisenbahnanleihe 
(300 Millionen französische Frank) immer noch nicht emittieren 
will. Das ist für Polen um so unangenehmer, als damit vor allem 
Lokomotiven und Waggons in Polen, sowie der zweigleisige 
weitere Ausbau der Strecke bezahlt werden sollen. Bei der Etat- 
beratung im Sejm hat der Verkehrsminister darum ziemlich deut- 
lich von Zwangsmaßnahmen gegen die Gesellschaft gesprochen. 


Andererseits wird mit dem deutsch-polnischen Ab- 
kommen nun wirklich die Bahn frei für die deutsch-polnischen 
Wirtschaftsverhandlungen und die Beseitigung eines 
Handelskrieges von acht Jahren: im Jahrzehnt 1923—1933 ist 
Deutschlands Anteil an der Einfuhr nach Polen von 50,6 auf 
16,8% gesunken, und der Anteil an der Ausfuhr aus Polen von 
43.6 auf 18,4%. Angebahnt ist die Wirtschaftsverständigung be- 
reits, deren Gegenstände ja klar liegen: das Roggen-Export- 
abkommen, die Verständigung zwischen den Eisenhütten über 
die polnische Neueisenlieferung und die deutsche Schrottausfuhr, 
und die noch schwierigeren Objekte der Schweineausfuhr und 
der Kohlenverständigung. 


Das Abkommen ist erst ein Vorspiel. Es legt die Methode 
fest, aber es garantiert noch nicht das Gelingen im Gehalt der 
diplomatischen Arbeit. Trotzdem ist es schon heute von gröftter 
Bedeutung als eine Abrede aufrichtigen gegenseitigen Ver- 
ständniswillens. Dementsprechend urteilte auch die „Gazeta 
Polska“ (28. Januar) über die „Bilanz eines historischen Jahres“ 
S Deutschlands seit dem 30. Januar 1933) sehr verständ- 
nisvoll: 


325 


„Das Jahr war gefährlih sowohl für den Kanzler persönlich als auch 
für seine Partei, deren Träume verwirklicht werden, deren Programm mit 
25 Punkten, das am 25. Februar 1920 veröffentlicht wurde, in die Tat um- 

esetzt werden sollten. Es muß von vornherein festgestellt werden, daß 

itler aus diesem Versuch siegreich hervorgegangen ist. Nur ein einfacher 
Mann oder ein Heuchler könnte sich darüber wundern, daf im Laufe des 
ersten Jahres der Ausübung der Macht nicht das ganze Programm aus- 
geführt worden ist. Der objektive Beobachter muß zugeben, daf von den 
25 Punkten unerwartet viel ins Leben getreten ist. Das Gebäude des 
Dritten Reichs steht auf festen Fundamenten, hat bereits Mauern und 
Dach; es muß jetzt im Innern eingerichtet werden. Freilich wird das Leben 
dem ersten Architekten gewiß heute noch schwer zu präzisierende Ände- 
rungen in den Einzelheiten aufzwingen; aber es ist sicher, daß der Schöpfer 
des Dritten Reichs den unverbrüchlichen Willen hat, seinen ursprünglichen 
Plan ganz zu verwirklichen.“ 


An die Worte Adolf Hitlers über den Führer Polens in der 


Reichstagsrede vom 30. Januar darf entsprechend erinnert werden. 


So hat es hoffentlich wohl nur noch historische Bedeutung, 
daß in Polen heute noch Adolf Hitlers „Mein Kampf“ verboten 
ist, wie rund 31 andere nationale Bücher Rosenbergs, Moeller 
van den Brucks usw., auch unsere Sammlung für den Warschauer 
Historiker-Kongreft: „Deutschland und Polen.“ Und es fügt sich 
sehr schön in diese Gesamtbetrachtung, wenn in einer groften 
Rede bei der Generaldebatte über den Etat im Sejm am 6. Februar 
namens des deutschen Klubs der Abgeordnete Franz das 
folgende sagte: 


„Der Schöpfer der neuen Verfassung hat in seinem Referat über die 
neue Verfassung von der Tribüne des Sejm versichert: Es werde in Polen 
künftig keinen Unterschied der Staatsbürger nach ihrer Nationalität, Kon- 
fession und Abstammung geben. In der Annahme, daft sich diese Erklaä- 
rungen auf alle nichtpolnischen Volksteile beziehen, nimmt von diesen die 
deutsche Minderheit in Polen beruhigend Kenntnis und hofft, daß, nadh- 
dem nun auch durch das deutsch-polnishe Nichtangriffsabkommen eine 
freudig zu begrüßende Verständigung zwischen den beiden Nachbarstaaten 
zustande gekommen ist, sich nun auch eine en zwischen dem 
deutschen und dem polnischen Volke anbahnen wird. ie deutsche Volks- 

ruppe in Polen betrachtet dieses Abkommen auch als die Brücke zu dieser 
erständigung und hat in ihrer Gesamtheit den Wunsch, ein starker Pfeiler 
dieser Brücke zu sein. 


Wenn ich noch ein Wort zu der neuen Staatsverfassung hinzufügen 
darf, so möchte ich hiermit erklären, daß, wie wir immer auf dem Boden 
der Verfassung gestanden haben, die deutsche Volksgruppe in Polen auch 
auf dem Boden der neuen Verfassung, trotz der ihr anhaftenden Mängel, 
stehen wird." 


Mit der Formel: die deutsche Gruppe als Brücke der Verstän- 
digung, scheint uns etwas sehr Gutes und Treffendes gesagt zu 
sein“). 


5) Wir benutzen die Gelegenheit, auch hier den Vorkämpfer der Deut- 
schen in Polen, Oberstleutnant Georg Graebe, der vom Zusammenbruch an 
unter Einsatz oft seines Lebens und seiner Existenz Führer der Deutschen 
Sr ist, zu seinem 60. Geburtstag am 9. Februar aufrichtig zu beglück- 
wünschen. 
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Il. 
Die Verfassung vom 26. Januar. 


Natürlich ist es kein Zusammenhang einfach nach Ursache 
und Wirkung, wenn deutsch-polnisches Abkommen als Beginn 
einer neuen Ära in der Außenpolitik Polens und Verfassung als 
Beginn des gleichen in der Innenpolitik zeitlich zusammenfallen. 
Aber vielleicht hängt das im tiefsten doch irgendwie zusammen, 
im Gesamtrahmen der gewaltigen neuen Bewegung, die Deutsch- 
land ergriffen hat und in der, in seiner nationalen Weise, Polen 
seit der Machtergreifung durch den Marschall Pilsudski im Mai 
1926 mitten innesteht. 

Unsere Zeitschrift hat den Gang zur Verfassung regelmäßig 
verfolgt. Nach einem großen Bericht des Vizemarschalls Car, des 
Generalberichterstatters darüber vor dem Verfassungsausschuß 
am 10. über die „Thesen“, die er formuliert hatte (Wortlaut 
„Gazeta Polska“ 21. Dezember), hat der Sejm am 26. Januar den 
darauf begründeten Verfassungsentwurf angenommen. 
Wie bekannt, war die Schwierigkeit immer, daß der Regierungs- 
block zwar im Senat über die nötige Zweidrittelmehrheit ver- 
fügte, aber nicht im Sejm, und daß der Wunsch der maßgebenden 
Männer, insonderheit des Marschalls, immer war die legale Um- 
posta tiing der Verfassung in Anpassung an die neuen Ver- 

ältnisse. 

Demgemäß reichte der Regierungsblock am 26. jene Thesen 
als Antrag ein. Die Opposition hatte den Sitzungssaal verlassen. 
Darauf wurde über diesen Antrag, der in den Thesen ja den 
neuen Verfassungsentwurf enthielt, abgestimmt, und die An- 
nahme erfolgte ganz geschäftsordnungsmäßig „mit mehr als 
Zweidrittelmehrheit bei Anwesenheit von aeh als der Hälfte 
der Abgeordneten“. Die Opposition ließ sich so überrennen, die 
Annahme war verfassungsmäfig. An der Annahme im Senat ist 
nicht zu zweifeln. Voraussichtlich wird der heutige Sejm Ende 
März aufgelöst und im Herbst auf Grund der neuen Verfassung 
neu gewählt. Der Parlamentarismus war auch hier zu Ende. 


So ist eine große Entscheidung gefallen. In der Sitzung 
am 26. Januar fafltte der Vizemarschall Car noch einmal die lei- 
tenden Gedanken zusammen, daß erst im jetzigen Sejm der Ent- 
wurf vom Regierungsblock am 6. Februar 1931 eingereicht worden 
sei und das Ergebnis diese Thesen seien. Er stellte fest, daß die 
Epoche, die mit der großen französischen Revolution begonnen 
habe, zu Ende sei und eine neue Zukunft im Werden sei: „Der 
Staat der Vorkriegszeit überließ viele soziale und wirtschaftliche 
Funktionen der Initiative der Volksgemeinschaft. ee: 
verlangt nicht nur der Staat, sondern auch die Volksgemeinschaft 
von der Regierung ein Eingreifen in verschiedene Angelegen- 
heiten. Der Parlamentarismus gehört bereits der Vergangenheit 
an, und nach dem Gesetz der Reaktion müssen neue Verfassungs- 
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formen entstehen. Die Schwingung vollzieht sich von Pol zu Pol, 
vom Parlamentarismus zur Diktatur. Diktaturen entstehen in- 
dessen dort, wo es eine tiefe soziale oder politische Gärung ge- 
geben hat, wie in Rußland, Italien oder Deutschland. In Polen 
gibt es keine Diktatur und hat es nie eine gegeben! Der Parla- 
mentarismus hat seine Aufgabe nicht erfüllt, aber andererseits 
haben wir in den Diktaturen keine befriedigende Lösung ge- 
funden. Der Regierungs-Klub bricht daher mit dem System des 
parlamentarischen Regimes und verwirft zugleich mit 5 die 
ideologische Grundlage dieses Regimes: die Teilung der Gewal- 
ten. Der Klub will aber nicht das Parlament bekämpfen. Der 
Sejm ist notwendig, aber nur ein solcher, der imstande sein wird. 
sidh die Bedingungen einer positiven Arbeit zu schaffen. Wir 
wollen in unserer Ver die Vereinigung und Harmonisie- 
rung einer starken Staatsgewalt mit der Freiheit des Bürgers 
sehen. Wir stehen daher auf breiter demokratischer Grundla 
Unser Staat soll nicht der Staat einer Klasse, einer Volksschicht. 
eines Menschen sein, sondern die gemeinsame Errungenschaft 
aller Bürger. 


‘Der Klub wird nicht den Einflüsterungen der Nationalen 
Partei folgen, welche danach strebt, einem gewissen Teil der 
Staatsbürger seine Rechte zu entziehen. Hier ist von den Juden 
die Rede. Er wird auch nicht den Einflüsterungen folgen, die 
von anderer Seite kommen und uns nahelegen, dem Verhältnisse 
zu den nationalen Minderheiten den Nationalitäten-Kataster zu- 
grunde zu legen. Der Klub will in die Staatsverfassung keine 
im Hinblick auf Glauben oder Nationalität gemachten Unter- 
schiede einführen.“ 


Die „Gazeta Polska“ (27. Januar) erinnerte an das Zustande- 
kommen der berühmten Verfassung vom 3. Mai 1791: „Diese ist 
damals in einem Augenblick des Verfalls beschlossen worden, die 
heutige im Ausenblid: der Entwicklung der Republik. Damals 
konnte man die Verfassung nicht mehr ins Leben führen, heute 
wird sie der Ausgangspunkt für eine große Entwicklung des pol- 
nischen Staates sein. 


Man hat oft gefragt, warum der Marschall, der doch die 
Macht vollständig in der Hand hatte, nicht schon längst eine Ver- 
fassung erzwungen, oktroyiert habe. Heute wird man in seinem 
Verhalten unleugbar den staatsmännischen Zug erkennen. Er 
wollte die legale Weiterführung und Umgestaltung des Ver- 
fassungslebens und er wollte Verfassungs Sdanken reifen lassen 
ohne Überstürzung, in langjähriger gedanklicher Arbeit, um 
etwas zustande zu bringen, das Dauer verspräche. So hat er in 
diesen Jahren einen Kampf durchgehalten, bei dem man mand- 
mal zweifelte, ob dieser Kampf ganz sinnvoll geführt wurde. Man 
sieht heute, daß er so geführt wurde mit dem Ziel, die Ver- 
fassung, bevor sie in feste Formen gegossen werde, nach ihrem 
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tragenden Gedanken erst einmal in der Geisteswelt der Polen 
zu verankern. 


k * k 
Der Wortlaut der Verfassung vom 26. Januar ist in dem 
Dokumentenanhang mitgeteilt’). r Text deckt sih mit jenen 


Thesen. Es sind 62 Artikel, in 13 Kapiteln, von denen die wich- 
tigsten sind: die Republik, der Präsident, die Regierung, der 
Sejm, der Senat, die Gesetzgebung, das Heer, die Gerichte, die 
Staatsanwaltschaft, die Staatskontrolle, der Ausnahmezustand, 
die Abänderung der Verfassung. 

Die Verfassung ist eine ausgesprochene Präsidentschaftsver- 
fassung. Die parlamentarischen Formen in Senat und Sejm wer- 
den zwar nicht beseitigt, auch nicht das allgemeine Wahlrecht. 
Aber die Quelle des Rechts ist der Präsident, nach Artikel 2: 
„An der Spitze des Staates steht der Präsident. Auf ihm liegt 
die Verantwortung vor Gott und der Geschichte für das Schicksal 
des Papstes.“ Seine höchste Verpflichtung ist die Sorge um das 
Wohl des Staates, die Bereitschaft der Verteidigung und die 
Stellung unter den Völkern der Welt. In seiner Person vereinigt 
sich die einheitliche und unmittelbare Staatsgewalt.“ Dement- 
sprechend ernennt er den Ministerpräsidenten, den General- 
inspekteur der Armee, den 1. Präsidenten des Verwaltungs- 
gerichts und der obersten Kontrollstelle, sowie 1⁄4 des Senats. Ihm 
allein ist das Kabinett verantwortlich. Er kann den Sejm auf- 
lösen, hat das Vetorecht, kann das Budget durch Verordnung in 
Kraft setzen und kann selbst seinen Nachfolger vorschlagen. Er 
ist niemandem verantwortlich. Seine Amtszeit dauert 7 Jahre. 

Neben ihm steht ein Parlament oder besser unter ihm. Der 
Sejm hat das Budgetrecht, das Recht des Mißtrauensvotums, der 
Interpellation. Er wird auf 5 Jahre gewählt. Der Senat da- 
neben erhält eine neue Stellung und originelle Zusammensetzung. 
Er ist dem Sejm gleichberechtigt und soll (Artikel 34) ein Reser- 
voir des Führernachwuchses sein. Wie das gedacht ist, zeigt am 
besten das Wahlrecht für den ersten Senat, das den Inhabern der 
beiden Kriegsorden, des Ordens „virtuti militari“ und des Unab- 
hängigkeitskreuzes vorbehalten ist. Das heißt: % wird vom 
Präsidenten ernannt, die anderen 23 von diesen Ordensrittern 
FR Diese dürften heute in der Hauptsache Anhänger des 

arschalls sein. Sie werden in einer „Legion der Verdienstvollen“ 
organisiert, die nach dem Statut „dem Staate eine dauernde 
Stütze in der Arbeit von Bürgern sichern sollen, die in ihrer 
Wirksamkeit für das Gesamtwohl vorbildlich sind“. Die Eigen- 
schaft eines Mitgliedes der Legion verleiht der Senat, die Ent- 
ziehung kann nur durch ein Ehrengericht erfolgen. 

Sicherungen der Rechte der Minderheiten und ihrer Beteili- 
gung am Staat enthält die Verfassung nicht. 


6) Nr. 4. 
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Im ganzen: mit dieser Verfassung ist auch für Polen die Zeit 
des Parlamentarismus und der Demokratie zu Ende. Die Be- 
wegung nach neuen Ideen und Formen des staatlichen Lebens, 
nach einem neuen Staatsbegriff, hat hier diesen Ausdruck in einer 
ausgesprochenen Präsidentschaftsverfassung gefunden. Diktator 
im klassischen Sinne des Wortes kann man den polnischen 
Präsidenten ebenso wenig nennen, wie Mussolini. Es ist eben 
eine neue Form und eine neue Idee des Staatsaufbaues, deren 
Verbindungslinien mit dem Volke über Sejm, Senat und jene 
Flite der, mit unserem Ausdrucke und einem Worte: Front- 
kämpfer, man deutlich erkennt. 

Ob der Marschall Pilsudski nun selbst sich zum Staatspräsi- 
denten wählen läßt, ist noch ganz unbestimmt. Es ist auch nicht 
das Wesentliche. Was hier geschaffen worden ist, ist doch aus 
der politischen Entwicklung der letzten 8 Jahre herausgewachsen 
und hat Aussicht auf Dauer. Die Annahme der Verfassung ist 
ein großer Schritt vorwärts zur Stabilisierung des politischen 
Lebens in Polen. Sie wird über diesen Erfolg der Konsolidation 
aber weiter wirken in der Umbildung der politischen 


Ideen überhaupt. 
II. 
Innere Politik und Ausblick. 


Diese Umbildung ergreift selbstverständlih gerade im 
16. Jahre seiner Existenz (am 10. Februar 1919 wurde der erste 
Sejm durch Pilsudski eröffnet) den Sejm, der den neuen polni- 
schen Staat regieren sollte wie das Parlament in England. Die 
Männer, die das unter dem Marschall durchführten, sind in erster 
Linie der Oberst Slawek, der Vizemarschall Stanislaw Car, der 
Führer des Regierungsblockes Boguslaw Miedzinski. 

Kein Zweifel, daß nun dieser Abschluß auch die Parteien 
sehr stark umgestalten wird. Schon hat die Christlih-Demokra- 
tische Partei ee sich gespalten. Desgleichen ringt die PPS, 
die älteste der polnischen Parteien, Berrunder 1893, um ihre neue 
Haltung und Taktik. Noch stärker ist ergriffen die National- 
demokratie, die zweite der großen Parteien, gegründet 18%. 
Aber vermutlich werden das nur noch Agonien sein, wie im letzten 
Jahre in Deutschland. Die Verfassung läßt der Opposition kaum 
irgendwelche Möglichkeit des Auftretens und der ganze Zug der 
geistigen Umgestaltung geht gegen die Parteien. Die Richtung 

egen den Kommunismus ist selbstverständlih. Die Grundla 
für die Nationaldemokratie in ihrer Außenpolitik gegen Deutsch- 
land und in ihrem Antisemitismus im Innern ist nicht ausreichend, 
die Jugend festzuhalten, die immer stärker auf die Seite des 
Ma: übergeht. Hier wird sehr Interessantes zu verfolgen 
sein, die Wirkungen des neuen Hochschulgesetzes ebenso wie der 
Beginn von Arbeitslagern, deren erstes im Februar eingerichtet 
wurde. In einer großen Rede am 12. Februar, auf die aus Raum- 
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gründen leider nicht eingegangen werden kann, hat der häufiger 
genannte Abgeordnete Miedzinski sich mit der Opposition aus- 
einandergesetzt, dabei auch die Judenfrage behandelt (Polen hat 
auf 32 Millionen Einwohner 10 % Juden). Hier wie in der Rede 
des Innenministers Pieracki bei der Aussprache über den Staats- 
haushalt zeigte sich, daß die große geistig-politische 
Auseinandersetzung noch keine klare Richtung hat, wie 
ja auch bisher die Sphäre des Staats und die des Geisteslebens 
ganz getrennt waren, das zweite sich selbst überlassen blieb. 

waren erste Etappen in das neue Terrain schon das Hoch- 
schulgesetz im Sommer 1933 und die Begründung einer „Polni- 
schen Akademie der Literatur“ im Oktober 1933.) Im Kampf um 
die en und mit ugend — die heute schon älteren auch 
im er ie wollen noch sowohl Wesentliches aus der 
demokratischen Idee, wie auch den ausschließlichen Begriff des 
Nationalstaats festhalten — wird das Suchen nach den neuen 
schöpferischen Ideen in beiden Lagern weitergehen, das mit dem 
Ausgang des Verfassungskampfes nicht beendet ist. 


In die Zukunft weist nun von der neuen Verfassung aus auch 
die Wirtschaft. Im Februarheft (S. 302f.) wurde schon von 
der Neuordnung der Wirtschaft gesprochen, für die Miedzinski 
die Parole ausgibt: „Der Staat — der Regulator des Wirtschafts- 
lebens.“ Das ist noch sehr in den Anfängen, aber ein „Zehn- 
jahresplan öffentlicher Arbeiten“ ist ebenso da, wie ein Gesetz 
über die Kontrolle der Kartelle, wie eine Agrarpolitik, die 
den Absatz dem Kontingentsystem anpassen will, im ganzen 
eine noch sehr in den Anfängen befindlihe Rahmengestaltung 
und Politik der staatlichen Planung, die genau zu ver- 
folgen gleichfalls eine wichtige Aufgabe sein wird. 

Dieser wird sicher dann auch in die Verwaltung und ihre 
Reform hinüberführen, wie in die Idee des ständischen Auf- 
baues der Wirtschaft”). 

Daft sich Ähnliches auch in der äußeren Handelspolitik 
durchringt, ergibt sich ja nun aus der Lage der Weltwirtschaft 
überhaupt und für Polen. Sein Bestreben ist, die Handelsbilanz 
aktiv zu halten, was seit 1930 erreicht ist, aber von der üblichen 
Schrumpfung des gesamten Außenhandels begleitet ist. Je ge- 
ringer die polnische Einfuhr wurde, um so schwieriger wurde die 


7) Zwei Bücher seien dazu genannt: Geyer, Die Organisation der wirt- 
schaftlichen Selbstverwaltung in Polen. Abhandlungen des Instituts für Poli- 
tik, ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht an der Universität Leip- 
zig, herausgegeben von Richard Schmidt und Hermann Jahrreif, Heft 27, 
Leipzig 1933, 75 Seiten, und Swietoslawski, Der Organismus der territorialen 
Selbstverwaltung in der Republik Polen. Dieselbe Sammlung, Heft 13, 113 S. 
— Die Vereinheitlihung im Recht ist heute soweit, daß ein einheitliches 
neues Strafgesetzbuch seit 1. September 1932 und die Strafprozeßordnung seit 
1. Juli 1929 in Kraft sind, die Zivilprozefordnung seit 1. Januar 193. Vom 
Bürgerlichen Gesetzbuch sind bisher erst Teile fertig geworden, besonders das 
Recht der Schuldverhältnisse und das Handelsgesetzbuch. 
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Ausfuhr Polens. Die sog. Kompensationspolitik hat noch große 

emmnisse vor sich. Mit dem Kampf um die Aktivität ging zu- 
sammen der Proze der Umstellung der polnischen Ausfuhr von 
Mitteleuropa auf fernere Märkte. Man vermerkt in England nidt 
gern, daß die polnische Kohlenausfuhr nach Irland, Ägypten. 
opar dem Fernen Osten gedrungen ist, und der sozusagen natür- 
liche Absatzmarkt der polnishen Kohle Skandinavien ist. Ein 
Knäuel von Schwierigkeiten steht so in der Handelspolitik auch 
vor Polen. Es ist ebenso wie die anderen Staaten immer mehr 
auf die Binnenwirtschaft gedrängt, und das Wesentliche 
ist auch hier das Verhältnis zur Sowjetunion und zu Deutschland. 
das im gegenseitigen Austausch stabilisiert werden muß, wobei 
die Schwierigkeiten auch nicht gering sind. — 

Auf die Empfindung der Befriedigung besonders im letzten 
Monat fällt nun schließlich ein Schatten: die Geburtenrate 
in Polen ist im Abgleiten. 1925 hatte Polen 1 036000 Geburten. 
in den folgenden Jahren schwankt das. Von 1931 geht es ab- 
wärts: 1932 nur noch 932000, in den ersten 3% Jahren 1933 nur 
646 000. Kamen 1925 auf je 1000 Einwohner 35 Geburten, so ist 
diese Zahl 1933: 26,3, daher der Bevölkerungszuwachs, der 1925 
war auf das Tausend 18,5, 1933 ist 12,1. Das ist ein Rückgang in 


neun Jahren um 1⁄8)! 
k d 


* 

Längst nicht vollständig konnte das hier gezeichnete Bild 
sein. Aber die bedeutungsvolle Wandlung, durch die 
Polen in letzter Zeit gegangen ist, macht es deutlich, und die 
Bilanz ergibt die Berechtigung für Polen, sih mündig zu 
fühlen. Entspannung und Selbständigkeit und Konsolidation sind 
die Merkmale, ohne daß damit die bekannten schweren Probleme 
des Staates aus der Geopolitik, der Wirtschaftssituation, der 
Außenpolitik und der Nationalitätenverhältnisse überwunden 
sind. Unsere Zeitschrift hat schon seit längerem der polnischen 
Entwicklung ihre Aufmerksamkeit zugewendet, wie ich es au 
in meinen Vorlesungen an der Berliner Universität über die 
Staatenkunde Polens gleichfalls getan habe. Der heutige Über- 
blick führt nicht nur zu dem eben bezeichneten Schlußergebnis. 
sondern weist auch eine Fülle von Problemen auf, die ein 
eingehendes Studium auf unserer Seite verlangen und denen 
sih auch die „Deutsche Gesellschaft zum Studium Osteuropas“ 
mit allem Nachdruck und Eifer zuwenden wird! 


°) Für Statistik und völkische Zusammensetzung sei genannt: Czech, 
Joseph: Die Bevölkerung Polens. Zahl u. völkische Zusammensetzung. Mit 
5 Fig. 12 Kart. u. 1 Decbl. Breslau 1932. VI, 232 S. (Veröffentlichungen 
d. Schles. Ges. f, Erdkunde u. d. Geogr. Inst. d. Universität Breslau, Heft 16.) 


332 


Alexej Remisow. 
Von MichaelGorlin. 


In der russischen Literatur der Gegenwart nimmt Alexej 
Remisow einen bedeutsamen und eigentümlichen Platz ein. Von 
allen Schriftstellern der älteren Generation — geboren 1877, trat 
er schon im ersten Jahrzehnt unseres Jahrhunderts mit seinen 
Werken auf — ist er derjenige, der am stärksten die literarische 
Jugend beeinflußt hat und als der eigentliche Vater der moder- 
nen Prosa bezeichnet werden kann. Zugleich fühlt sich aber ge- 
rade er, mehr als irgendeiner seiner Zeitgenossen, mit seinen 
Vorgängern verbunden, und tatsächlich steht sein ganzes Schaffen 
unter dem Zeichen der literarischen Vergangenheit Ruflands, die 
sich für ihn weit bis in das vorpetrinische Zeitalter hinauf er- 
streckt. Die Dichtung Remisows zeigt ein doppeltes Gesicht: sie 
ist vorwärts weisend und rückwärts gewandt. Ein großer Er- 
neuerer und ein großer Bewahrer zugleich, versinnbildlicht Re- 
misow das schöpferische Wunder wahrer, lebendiger Tradition. 


Die Sprache. 


Das Element im Remisowschen Schaffen, das am stärksten 
die Zeitgenossen beeindruckte und den größten Einfluß ausübte, 
war seine Sprache. Und tatsächlich, Remisow gebührt das Ver- 
dienst, die literarische Sprache Rufllands aus dem Halbschlaf, in 
den sie nach dem Zeitalter Tolstojs und Dostojewskijs verfallen 
war, energisch aufgerüttelt zu haben. Er brach mit dem strengen, 
nach dem Muster der westeuropäischen Syntax aufgeführten 
Satzbau, um den gewöhnlichen Redeton mit seiner Lebendigkeit 
und Sprunghafti keit zur Schriftsprache zu erheben. So schuf er 
einen Stil, der den Abstand zwischen dem Erzählten und dem 
Erzähler wesentlich verkürzt und durch seine Unmittelbarkeit 
den Leser tatsächlich in medias res, in die Mitte der Dinge, 
versetzt. Darin ist Remisow manchen Erscheinungen der west- 
europäischen Literatur, wie etwa Joyce, verwandt. Doch ging 
seine Spracherneuerung keineswegs in expressionistischer Will- 
kür vor sih. Was Remisow zur Schriftsprache erhebt, ist weder 
das Gerede der Großstadt noch die Lautaufnahme unserer Ge- 
danken und Empfindungen in ihrem wirren Durcheinander, son- 
dern es ist die gesprochene Volkssprache, die ihre eigene Gesetz- 
mäßigkeit besitzt, und die sich in der russischen Literatur schon 
ständig durch die europäisierte Syntax des offiziellen Stiles einen 
Weg Turdhsubrechen wußte. Bei Gogol leuchtete sie auf in bun- 
tem Humor; sie zeigte sich in aufgeregten Auseinandersetzungen 
bei Dostojewskij, in stilisierter Bauernrede bei Leskow. Sie zum 
alleinigen Ausdrucsmittel zu erheben, war jedoch erst Remisow 
vorbehalten. Seine Erneuerung steht mithin durchaus auf dem 
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Boden der russischen Tradition: sie war schon vorbereitet, er 
hatte lediglich die letzten Konsequenzen zu ziehen, um eine lange 
Entwicklung abzuschließen — und eine neue zu eröffnen. 


Diese Feststellung soll natürlich keineswegs die Originalität 
der Sprachbegabung Remisows schmälern. Er ist einer der größ- 
ten Meister des Wortes, den die russische Literatur je gekannt 
hat. Seinen Stil, die zur Schriftsprache erhobene Volks rahe. 
vermag er unendlich mannigfaltig zu variieren. Der ganze Reich- 
tum des Russischen offenbart sich in seinen Werken; er läßt alle 
seine Töne, alle seine Nuancen spielen. Alles findet sich in seinem 
Wortschatz: von den kostbaren, sakralen Wendungen der Hei- 
ligenlegenden bis zum groben Jargon der Straße. Remisow liebt 
das Wort und weiß ein jedes nach seinem eigenen Gesetz zu wer- 
ten; er weiß aber auch, wie er sie, nach Klang und Sinn, aufein- 
ander abzustimmen hat. Und so erlangen die Worte bei ihm jene 
Frische, jenen urtümlichen Glanz wieder, die sie einst in den 
Volksliedern hatten. 


Doch wird Remisow dabei niemals zum Opfer seiner eigenen 
Begabung: seiner Virtuosität voll bewußt, läßt er sich nicht zu 
Virtuosenkunststücken hinreifen, zu billigen Spielereien in 
einem äußerlich verstandenen „russischen“ Stil. Was ihn davor 
bewahrt, ein ethnographischer Schriftsteller zu werden, ist seine 
tiefe, innere Verbundenheit mit der Volkssprache, die für ihn die 
Sprache schlechthin bedeutet, in der sich daher nicht nur spezi- 
fisch Volkstümliches, sondern überhaupt alles Menschliche sagen 
läßt. Natürlich mußte eben diese Verbundenheit auch ein inniges 
Verständnis für die Sagen und Sitten des Volkes mitbringen, dem 
Remisow einen großen Teil seines Werkes, all das, was man 
zusammenfassend seine Märchendichtung nennen darf, verdankt. 
Doch sie war es auch, die es Remisow ermöglichte, sich nicht dar- 
auf zu beschränken, sondern mit seiner Kunst auch die Welt des 
Alltags zu umfassen und so in seinem Stil und in seiner Art 
die Tradition eines Gogol und eines Dostojewskij, die Tradition 
der russischen Wirklichkeitsdichtung, fortzusetzen. 


Die Märchendichtung. 


Remisow trat in die russische Literatur in den Jahren des 
Symbolismus ein. Die Neuromantik, die sich der Poesie bemäch- 
tigt hatte, griff allmählich auch auf die Prosa über und bereitete 
so einen fruchtbaren Boden für die Neubelebung der Folklore. 
Diese allmählich reif gewordene künstlerische Aufgabe fiel nun 
Remisow zu; er löste sie auf eine schöne und eigentümliche Weise. 
Seine Sammlungen von Märchen und Legenden stellen keines- 
wegs eine genaue Wiedergabe oder eine getreue Nachahmung 
der Märchen und Legenden des Volkes dar. Weit entfernt davon, 
die Welt der Sagen und Gebräuche, die er teilweise aus eigener 
Erfahrung, teilweise aus der Lektüre fachwissenschaftlicher 
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Werke kannte (es paart sich in Remisow mit einem feinnervigen 
Künstler ein emsiger Gelehrter), mit dem vornehmen Abstand 
des Sammlers wiederzugeben, versenkte er sich völlig in sie und 
schuf sie um, gestaltete sie neu in ihrem eigenen Geiste und doch 
zugleich im Geiste unserer Zeit. „Es hat keinen Sinn, eine Le- 
peace so niederzuschreiben, wie die Quellen sie uns aufbewahrt 
aben“, sagte mir einmal Remisow, „dann ist sie tot für uns. Wir 
müssen sie so erzählen, als ob sie sich unter uns, gestern oder 
heute, ereignet hat, dann lebt sie auf.“ Man darf hier nicht von 
Stilisierung sprechen, denn diese ist und bleibt immer etwas 
Außerliches, während’ Remisows Kunst nichts anderes erstrebt, 
als eine neue, zeitgemäße Form des Überzeitlichen. 


Und tatsächlich leben die Legenden unter Remisows Händen 
auf, aus der Ferne der Vergangenheit rücken sie in die Gegen- 
wart hinein. Remisow betritt verschiedene Wege, um zu diesem 
Ergebnis zu gelangen. In seinem ersten Sammelwerk „Das Jahr 
der Sonne“ (,Posolon‘), das die Volksbräuche und Sagen für jede 
Jahreszeit schildert, erreicht er die Wirkung des Unmittelbaren 
durch die Form: eine impressionistische, schnell hingeworfene 
Skizze, beinahe eine Momentaufnahme. Als Beispiel sei hier der 
Anfang der Skizze „Das Mönchlein“, mit der die erste Abteilung 
des Buches „Der Frühling“ anhebt, wiedergegeben: 

„Man sagte mir — es ist da jemand gekommen, wartet im 

orraum. u 

Ich gehe aus dem Zimmer heraus; ein Mönchlein ist es, das 
da wartet. | 

— Guten Tag! — sagt er und sieht mich genau an, so, als ob 
er etwas nachprüfen wollte. 

Ein kleines Mönchlein, ganz weiß. 

— Guten Tag, was willst du? 

j — Nichts. Ich gehe nur so herum, — und gibt mir einen 
weig. 

— Was ist das, Möndlein, das sind doch schon kleine Blätter! 

— Ja, kleine Blätter, — und er lächelt. 


Und ich weiß schon nicht vor Freude, wo ich bin: so plötzlich 
dies alles — das Zimmer — und dieser Zweig mit ganz winzigen, 
grünen, öligen Blättern .. .“ 


So einfach ist der Zauberfrühling Rufllands, so unmittelbar 
ist er an Remisow herangetreten. 


In seinen späteren Werken, vor allen Dingen in den „Drei 
Sicheln“ („Tri Serpa"), Legenden vom Heiligen Nikolaus, ge- 
braucht Remisow mit Vorliebe als Kunstmittel den Anachronis- 
mus: in seinem legendären Byzanz spazieren Photographen und 
Chauffeure umher, eines der Wunder des Heiligen Nikolaus besteht 
darin, daß er einem armen Mann einen Scheck auf den Tisch legt. 
Ohne die Legenden zu profanieren, wirken alle diese Details 
etwa so, wie die entsprechenden „Modernisierungen“ auf den 
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Bildern der alten Meister, in denen Heilige in der Tracht alt- 
deutscher und italienischer Bürger umherwandeln. 

Nicht immer greift jedoch Remisow so stark in das Zauber- 
gewebe der Legende ein, manchmal begnügt er sich damit, sie 
aufzufinden und — ohne wesentliche Veränderungen — wieder- 
zugeben, aber schon in der Auswahl sowie im Tonfall der Worte 
ist Remisows Geist zu erkennen. So hat er „Die Märchen des 
russischen Volkes“ („Skaski russkogo naroda“) dem Volksmunde 
nacherzählt, unter denen sich auch die zarten Legenden von der 
russischen Frau befinden. Aus Remisows Märchendichtung ist 
auch sein Theater entstanden: aus den Spärlichen Resten des 
altrussischen kirchlichen Schauspiels und aus dem unerschöpf- 
lichen Sagenschatz des Volkes baute er seine „Dejstwo“, seine 
Mysterienspiele auf, von denen zwei „Das teuflische Mysterien- 
spiel“ („Bessowskoje dejstwo“), das die Versuchung eines Heili- 
gen zum Gegenstande hat, und „Die Tragödie vom Judas, 

rinzen von Ischarioth“ („Tragedija o Jude prinze iskariotskom“ 
in Rußland mit großem Erfolg aufgeführt wurden. 

Eine solche innige Versenkung in die Welt der Volkssagen, 
eine solche Neubelebung des magischen Ruflands setzt natürlich 
nicht nur den Sinn für das Volkstümliche, sondern auch den Sinn für 
das Phantastische voraus. Nur ein Träumer vermag eine Märchen- 
welt zum Leben zu erwecken; ein Träumer ist auch Remisow. 
„Mein sonderbares Leben ging auf den Karniesen, auf Wegen, 
die ein Mondsüchtiger gewöhnt, auf denen aber den ‚no en‘ 
Menschen, welcher ich immerhin bin, ein Schwindeln: erfaßt“, so 
spricht Remisow von sich selber in einem seiner letzten Werke 
„Auf den Karniesen“ („Po Karnisam“), in dem er seine persön- 
liche Stellung zu der Welt des Märchenhaften schildert. 

Das Wunderbare eröffnet sich diesem normalen Menschen, 
der den Weg eines Mondsüchtigen geht, zwar stärkstens durch 
die Volkssagen, aber nicht nur durch sie, es leuchtet auch in 
seinen Alltag hinein, es schillert in seinen Träumen. Der Alltag 
Remisows steht dem Geistervolk offen: wie das Mönchlein aus 
dem „Jahr der Sonne“, so treten auch andere Gäste unangemeldet 
in sein Zimmer ein. Kleine Holzstücke, Strohhälmchen, die seinem 
Blick in einer Zauberstunde begegnen, werden zu Geistern und 
kommen auf die mit Silberpapier ausgelegte magische Wand, die 
Remisow aus Rußland in sein Exil hinübergerettet hat. Die 
Gabe, das Wunderbare im Alltag zu sehen, ist Remisow mit den 
Kindern gemeinsam. Das Phantastische tritt an ihn nicht in der 
bunten Tracht westeuropäischer Romantik heran, sondern in der 
schlichten und doch eindringlichen Art, in der es sich im Ein- 
fachen und Alltäglihen manchmal für „die halb-hilflose Auf- 
merksamkeit der Kinderaugen“ offenbart. 

So spielen auch in der Erweckung der russischen Zauberwelt 
durch Remisow die Kinder eine große Rolle; in dem „Jahr der 
Sonne“ werden die Kinderspiele mit ihren traditionellen uralten 
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Reimen plötzlich magisch lebendig; Remisow eröffnet ihren ge- 
heimen, oft noch heidnischen Sinn. 

Dem Traume, diesem Lieblingskind der Phantasie, kommt in 
Remisows Schaffen naturgemäß eine besondere Bedeutung zu. 
Sein ganzes Werk, auch seine Wirklichkeitsdichtung, ist von 
Träumen erfüllt. Und auch in ihnen tritt der eigentliche Cha- 
rakter der Remisowschen Phantastik zum Vorschein: es fehlt 
ihnen durchweg die grelle Märchenhaftigkeit romantischer 
Schablone: der IItag dringt in sie hinein, ein Alltag von gespen- 
stischer Komik, der die suggestive Kraft des Traumes noch ver- 
stärkt. So sieht Akumowna aus den „Schwestern im Kreuz“, wie 
der Teufel den Sündern aus einer Spülschüssel das teuflische 
Abendmahl reicht, so vermischen sich in den Träumen Remisows 
selber, die er in seinen autobiographischen Werken erzählt, 
phantastische Visionen mit Fragmenten einer auf den Kopf ge- 
stellten Wirklichkeit, in der der Dichter und Mystiker Andrej 
Belyij nackt am Trapez turnt und Mereshkowskij zu einem Be- 
rufsphotograph geworden ist, und zwar zu einem ziemlich 
schlechten, „denn was ist schon Mereshkowskij für ein Berufs- 
photograph“? 


Die Wirklichkeitsdichtung. 


Doch träumt Remisow nicht immer. Die magische Gewalt 
des Wunders übt nicht immer ihren wohltätigen Einfluß aus. Der 
Dichter erwacht und sieht den Alltag... aber nicht mit dem 
Blick des Alltagsmenshen. Denn der Sinn Remisows für das 
Phantastische, seine ungeheure Sensibilität verlassen ihn auch 
beim Erwachen nicht. Sein Auge bleibt überempfindlich und die 
Welt erscheint diesem aufgescheuchten Visionär krasser, greller, 
quälender als für das normale Auge. 

„Nichts ist verderbliher für den Mondsüchtigen, als wenn 
man ihn ruft“, geht das schon einmal angeführte Fragment aus 
„Auf den Karniesen“ weiter, „da erwacht er, und nicht zu Gutem! 
So ist es auch mir, der ich kein Mondsüchtiger bin, auf meinen 
Karniesen ergangen: man rief nach mir — (war es ein Gedanke?) 
— ‚wozu und warum? — und ich erwacdte. Aber wie schreck- 
lich ist es, sich beim Erwachen mit emporgestreckten Armen auf 
einem Karnies zu finden!“ 

Auf seinen Karniesen erwacht der große Traumseher und ist 
mit einem Mal nur ein unglücklicher, gehetzter Mensch, auf 
dessen übernormale Empfindlichkeit sih die ganze Brutalität 
des Lebens mit dem Lärm und der Unruhe einer Großstadtstraße 
stürzt. Wie ein kränkliches, nervöses Kind empfindet Remisow 
vertausendfacht die Pein und die Häfllichkeit des Daseins. Ein 
kleines, andere würden sagen unbedeutendes, Ereignis genügt 
schon, um seine sensible Seele zu reizen. Eine gepeinigte Katze — 
in der Erzählung „Die Schwestern im Kreuz“ — wächst für ihn 
zum Symbol des ganzen Leides der Kreatur. Von überall umlagert 
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ihn fratzenhaft der Ekel, von allen Seiten und martert 
ihn die Pein. „Er sah Schmähungen, Trägheit, Selbsttäuschung 
und Täuschung, Greuel, und über allem und überall das eine: 
Leiden“, — diese Worte, mit denen Remisow einen Helden in 
seinem Roman „Der Teich“ charakterisiert, könnte man auf den 
Dichter selber anwenden. 

Doch empört sich Remisow nicht gegen das Leiden der Krea- 
tur; er nimmt es in religiöser Demut hin. Freilich ein bitterer 
Beigeschmack des Zweifelns und des Klagens ist dieser Ergeben- 
heit beigemischt. In der Erzählung „Gottes Urteil“ („Sud Boshij‘‘) 
ist Remisows Weltanschauung gleichnisartig formuliert. 

Dieses Lebensgefühl, aus dem fast die ganze Wirklichkeits- 
dichtung Remisows entstanden ist, bringt ihn in die unmittelbare 
Nähe von Dostojewskij. Sein Rußland, das von der märchen- 
haften Seite her als ein buntes Zauberreich erscheint, erweist sich 
so im tiefsten Grunde als das von Leid und Mitleid erfüllte Land 
der Karamasow. Und Remisow selber ist es, der in seiner Rede 
auf den leidenschaftlich von ihm verehrten Dostojewskij die 
Gleichsetzung Rußland und Dostojewskij vollzieht. 

Doch führt die Verehrung für Dostojewskij Remisow keines- 
wegs zum Nachahmen seiner Kunst. Er, der Sensible, vermag es 
nicht, mit titanischer Wucht Gedanken wie Blöcke aufeinander zu 
wälzen, wahre Explosionen der Leidenschaften zu entfachen. Die 
ganze philosophische Seite Dostojewskijs geht ihm völlig ab- 

anden; mit leiser klagender Stimme berichtet er, ein bescheide- 
ner Chronist, von den traurigen Schicksalen seiner vom Leben 
gepeinigten und gefolterten Helden. Gerade die kleinen Ge- 
breclichkeiten und Qualen des Alltags, die Laute, die Farben. 
die Gerüche, all das, was bei Dostojewskij im Schatten bleibt. 
gibt das Schaffen Remisows mit einer seltenen, suggestiven 
Kraft wieder. 

Genau wie er selbst, sind fast alle seine Haupthelden 
Menschen, die plötzlich erwacht sind und nun vertausendfact 
das Leiden der Welt in jedem, für den „normalen“ Menschen 
noch so unbedeutenden Ereignis empfinden. Marakulin aus den 
„Schwestern im Kreuz“ war ein stiller Bankbeamter, bis er eines 
Tages einen Fehler in seinen Rechnungen machte und entlassen 
wurde. Von diesem Tage an, der seine geordnete Laufbahn zer- 
störte, eröffnete sich sein inneres Gesicht: er sah das ganze Leid 
der Welt und erkannte auch sich selber. 

„Der eine muß Verrat begehen, um durch Verrat seine 
Seele zu finden und völlig er selbst zu werden, der andere muß 
töten, um durch Mord seine Seele zu finden und wenigstens völlig 
er selbst zu sterben, und er mußte, anscheinend, eine Quittung 
ausstellen und sich dabei in der Person irren, um seine Seele zu 
finden und fortan nicht mehr als irgendein Marakulin, sondern 
als PjötrAlexejewitschMarakulin zu leben: zu sehen, 
zu hören und zu empfinden.“ 
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Genau wie Marakulin besitzt auch der Richter Bobrow aus 
der „Fünften Plage“ einen überscharfen Blick für die Unbill und 
a en es Weltlaufes. In der Kleinstadt, in der alle in 
viehischer Sorglosigkeit dahin leben, ist er der einzige, der 
wacht. Doch während Marakulin die Welt in ihrem Leide in be- 
scheidener Demut annimmt, empört sih Bobrow im Namen der 
abstrakten Idee der Gerechtigkeit. In den einsamen Nächten, 
die er eingeschlossen in seinem Zimmer verbringt, schreibt er 
eine Anklagescrift gegen Rußland, seine Trägheit und seine 
Greuel. Er kennt keine Ergebenheit in das Schicksal und keine 
verzeihende Liebe, und so wird er von Remisow gerichtet. Er, 
der sich mit seinem ganzen Wesen an die Idee der Gerectigkeit 
und des Gesetzes klammert, begeht einen Justizirrtum und stirbt 
in furchtbaren seelischen Qualen. 

Die Welt, die sich den Blicken Bobrows und Marakulins 
offenbart, die Welt der Remisowschen Wirklichkeit sieht recht 
trostlos aus. Trunkenheit, Schmutz, Stumpfsinn, der ganze Jam- 
mer einer Fabrikvorstadt, in der der Dichter selbst einen Teil . 
seiner Jugend verbracht hat, erfüllt sie bis an den Rand. Remi- 
sow wird nicht müde, ausführlich die Not der großen Miets- 
kasernen, in der Marakulin wohnt, oder das Vegetieren der 
Menschen in der Kleinstadt, in der Bobrow amtiert, zu beschrei- 
ben. Doch sind Remisows Beschreibungen nicht im eigentlichen 
Sinne naturalistisch zu nennen. Keinen Augenblick vermag man 
zu vergessen, daß nicht ein kühler, nüchterner Beobachter, son- 
dern ein aufgescheuchter Träumer sie geschaffen hat. Der Blick, 
der Phantastisches gesehen hat, sieht auch diese schreckliche 
Wirklichkeit mit einer nervösen Exaltiertheit, die einzelnes 
symbolhaft steigert oder grotesk verzerrt. Die Schilderungen 
Remisows sind keineswegs Photographien, aufgenommen bei 
Tagesbeleuchtung; viel eher sind es Skizzen, auf das Papier ge- 
worfen bei dem flackernden und trüben Licht einer Kerze. 
Remisow entwickelt oft auch einen derben Humor, der an Gogol 
gemahnt, doch innerhalb des Zusammenhanges unheimlich und 
skurril wirkt und nur dazu beiträgt, den gespenstischen Charak- 
ter des Ganzen zu erhöhen. Ein Meisterwerk dieses Remisowschen 
Humors ist die melancolishe Groteske „Die Geschichte 
Stratilatows“. 

Doc kennt die Remisowsche Wirklichkeitswelt auch helle 
Momente: dieses Helle ist die bittere Heiligkeit des Leidens, die 
die Seelen Bobrows, Marakulins; ja sogar des karikaturhaft 
gezeichneten Stratilatows erhöht und erweitert. Sie wird vor 
allen Dingen den Frauengestalten Remisows zuteil, die, meistens 
nur episodenhaft skizziert, alle mehr oder weniger — ob Straßen- 
mädchen oder vernachlässigte Ehefrauen — stille Märtyrerinnen 
sind. Sie greift auch aus der Wirklichkeitswelt Remisows in seine 
Märchendichtung hinein und läßt aus der Verbindung von alten 
Legenden mit persönlich Erlebtem die Gestalt des Lieblings- 
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heiligen Rußlands, des Heiligen Nikolaus, neu erstehen, der für 
Remisow zu der Verkörperung des Mitleids und der verzeihen- 


den Nächstenliebe wird. 
Die jüngsten Werke. 


Remisow hat in der Wirklichkeitsdichtung nicht gleich seinen 
Weg gefunden. Seine ersten Erzählungen sind nicht frei von 
Übertreibungen und erinnern mit ihren Anhäufungen von 
Greueln an die Novellen der Schauerromantik. Auch seine ersten 
Versuche auf dem Gebiete des Romans „Der Teih“ („Prud“) 
und „Die Uhr“ („Tschassy“) leiden darunter, wenngleich gerade 
„Der Teich“ unzweifelhaft mit die stärksten, suggestivsten Seiten 
Remisowscher Beschreibungskunst enthält. Auch wird Remisow 
in diesen beiden Romanen durch die herkömmliche Form ge- 
bunden, die einen verwickelten Aufbau verlangt. Erst allmählich 
erringt sich Remisow seine eigene Form: eine möglichst einfache 
Handlung, die es ihm erlaubt, ohne den Leser zu verwirren, in 
zahllosen Stimmungsbildern den ganzen Reichtum seiner Klein- 
malerei zu entfalten. Um 1910 entstehen die Meisterwerke der 
Remisowschen Wirklichkeitsdihtung: „Die Geschichte Strati- 
latows“ („Powestj o Stratilatowe“), „Die Schwestern im Kreuz“ 
(„Krestowyje Sestry“) und „Die fünfte Plage“ („Pjataja Jaswa“). 

n den Kriegs- und Revolutionsjahren, in denen Remisow 
verhältnismäfig wenig veröffentlicht, geht in seinem Stil allmäh- 
lich eine bedeutsame Wandlung vor sich, die jedoch erst in den 
in der Emigration erschienenen Werken zum endgültigen Aus- 
druck gelangt. Die Sensibilität Remisows, seine Gabe, im Kleinen 
das Große zu erblicken, wächst noch mit der Zeit, so daf sie am 
Ende die herkömmliche Form der Erzählung von innen heraus 
sprengt. In dem Bedürfnis, das Vibrieren des Lebens möglichst 
nah wiederzugeben, geht Remisow allmählich von der immerhin 
ordnenden und abstrahierenden Form der Erzählung zu der Un- 
mittelbarkeit des Tagebuches über. Er will nicht mehr dichten, 
komponieren, sondern lediglich notieren, aufschreiben. So schafft 
er in seinem „Aufgewirbelten Rußland“ („Wswichrennaja Rusj“) 
aus kurzen Skizzen, aus Aufzeichnungen von Gesprächen und 
Träumen, aus der wörtlichen Wiedergabe von Dokumenten, eine 
moderne Form der Chronik, eine unterstrichen subjektive „Le- 
topisj“ der russischen Revolution. Ohne irgendwelche verall- 

emeinernde Einleitung werden wir in das Privatleben des 
Schriftstellers Alexej Remisow in den Jahren 1917—1921 versetzt. 
Alles, was ihm zustößt, wird uns in intimster Art, wie alten 
Freunden, mitgeteilt. Doch wird das Buch selbst dadurch keines- 
wegs zu einem Werk, das lediglih für den Privatgebrauch des 
Dichters selber von Interesse wäre. Denn die Gabe Remisows, 
Kleinigkeiten zu Symbolen zu steigern, ist in dem „Aufgewirbel- 
ten Rußland“ in allerhöchstem Maße vorhanden. Das Privat- 
leben Alexej Remisows ist nur ein Prisma, durch welches wir auf 
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. eine ganz neuartige und unmittelbare Weise das Ereignis der 


russischen Revolution erleben. Aus einem politisch so oder so zu 
wertenden Ereignis wird sie zu einem elementaren Geschehen, 
das in das Leben des Einzelnen einbricht. Aus der Perspektive 
dieses Einzelnen zeigt sie uns Remisow, von dem Blickpunkt des 
Einzelmenschen, der auf das unveräußerliche Recht seiner Per- 
sönlichkeit beharrt und allem Trubel um ihn herum die Un- 
ersetzlichkeit seines „Ich“ und das Leid der Kreatur ent- 
gegenstellt. Ä 
Die neue Schreibart Remisows, in der er auch seine Erinne- 
rungen an den Philosophen Rosanow („Kukcha. Rosanowy 
pisjma“), sowie eine kommentierte Sammlung von Dokumenten 
aus dem Alltag des alten Rußland („Rossija w pisjmenach“) ver- 
faßtte, brachte jedoch keine Abwendung des Dichters von seinen 
ständigen Themen mit. Wir hatten schon Gelegenheit, Werke aus 
dem Gebiete der Märchendichtung, die in den letzten Jahren ent- 
standen sind, zu erwähnen: die Legende vom Heiligen Nikolaus 
und das autobiographische Selbstbekenntnis des Dichters zu 
seiner Zauberwelt, „Auf den Karniesen“. Nicht so einfach liegen 
die Dinge in der eigentlichen Wirklichkeitsdichtung. Nach der 
Auflockerung des Stils vermag Remisow nicht mehr zu der Gat- 
tung seiner Meistererzählungen zurückzukehren. Auch ein 
anderer Umstand macht diese Rückkehr unmöglich: die Tatsache 
der Emigration. Das Leben des russischen Alltags, das Remisow 
so sehr quälte, hörte auf, Gegenwart zu sein und wurde Ver- 
gangenheit. Es verlor seine grellen, peinigenden Farben, rückte 
in die versöhnende Ferne der Zeit. Versetzt in die Welt der Er- 
innerung, hört es auf, ganz wirklich zu sein, und verbindet sich 
mit der Traum- und Zauberwelt Remisows zu einer vagen, do 
märchenhaft verklärten Einheit. Aus diesem neuen Empfinden 
für Rußland ist der noch nicht vollendete Roman „Olja“ (drei 
Teile erschienen) entstanden. Er behandelt das Schicksal eines 
jungen Mädchens im vorrevolutionären Rußland. Um Olja herum 
wächst in tausenderlei Einzelheiten das ganze Rußland jener 
ahre auf, das von dem Dichter mit der Unmittelbarkeit eines 
agebuches nachgestaltet wird. Auch Motive der alten Remisow- 
schen Wirklichkeitsdichtung tauchen auf: Wahnsinn, Schrecken 
und vor allem das Leiden. das ganze Werk ist in ein mildes, 
herbstliches Licht getaucht, das sanfte Licht der Erinnerung. 
Remisows Stimme, die stets zarter und behutsamer wurde, wenn 
er auf Jugend und Kindheit zu sprechen kam, ist hier von einer 
ganz besonderen Zartheit. „Olja“ ist, wenn auch nicht die macht- 
vollste, so doch sicherlich die lieblichste Offenbarung Remisow- 


schen Geistes. 
Das Schaffen Alexej Remisows, das zu den bedeutendsteu 
rs nuaren der russischen Literatur der Gegenwart gehört, 


ist außerhalb Rußflands nur wenig bekannt. In Deutschland hat 
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sich besonders Arthur Luther in seiner „Geschichte der russischen 
Literatur“ (Leipzig 1924, S. 439—442) mit feinem Verständnis für 
das Werk Remisows eingesetzt, doch in die weiteren Kreise ist 
Remisows Name trotz einiger, freilich oft nur zufälliger, Über- 
tragungen noch nicht gedrungen. Wenn irgendwo, so wäre hier 
die Aufgabe für einen mutigen Übersetzer, einen der eigentüm- 
lichsten Dichter der Gegenwart dem deutschen Leser näher- 
zubringen. 


Bibliographie. 


Die vorliegende Bibliographie erhebt keinen Anspruch auf Vollständig- 
keit; sie will lediglich die wichtigsten Werke Remisows aufzeichnen. Sie 
werden nach Möglichkeit in den in der Emigration erschienenen Ausgaben 
angeführt, da diese die endgültige Fassung enthalten und ferner leichter 
zu finden sind. Bei Werken aus der Vorkriegszeit wird dabei in Klammern 
das Jahr der ursprünglichen Veröffentlichung angegeben. 


Die gesammelten Werke. 
Sobranie sočinenij. 8 Bände. Petersburg, Vlg. Šipovnik 1910—1912. 


Die Märchendichtung. 


Posolon’. Paris, Vig. Tair 1950 (1907). 

Rusal’nye Dejstva. (Theater) 1912. (Sobranie solinenij Bd. VIII.) 

Skazki russkogo naroda. Bd. I. Dokuka i balagur'e. Berlin, Vlg. Grze- 
bin 1923 (1914). 

Russkie ženščiny. Skazki. Petersburg, Vlg. Skify 1918. 

Zvezda Nadzvezdnaja. Stella Maria Maris. Paris, Vlg. Ymca Press 1928. 

Tri serpa. Bd. I und II. Paris, Vlg. Tair 1929. 

Po Karmzam. Belgrad, „Russkaja Biblioteka“ 1929. 


Die Wirklichkeitsdichtung. 


Prud. Petersburg, Vlg. Sirius 1908 (auch Sobranie u. Bd. IV). 
Časy. Petersburg, Vlg. Eos 1908 (auch Sobranie solinenij Bd. II). 
Povest’ o Stratilatove. Berlin, Vlg. Russkoe Tvorcestvo 1922 (1910). 
Krestovye Sestry. Berlin, Vig. Gržebin 1923 (1910). 

Pjataja Jazva. Berlin, Vlg. Gržebin 1923 (geschrieben 1911—1912). 

Zga. Prag, Vig. Plamja 1925 (Erzählungen aus den Jahren 1907—1910). 
Petušok. Povest. Berlin, Vig. Mys!’ 1922 (1913). 


Die jüngsten Werke. 


Rossija v pismenach. Bd. I. Berlin, Vig. Helikon 1922. 
Kukcha. Rosanovy pis'ma. Berlin, Vlg. Gržebin 1923. 
Vzvichrennaja Rus’. Epopeja. Paris, Vlg. Tair 1927. 
Olja. Paris, Vlg. Vol 1927. 


Deutsche Übersetzungen 
Die Schwestern im Kreuz. Erzählung. Übers. von F. Frisch. Einleitung 
von Prof. E. Anitshkow. München und Leipzig, Georg Müller Vlg., 1913. 


Prinzessin Mymra. Novellen und Träume. Übers. von A. Eliasberg. 
Weimar, G. Kiepenheuer Vlg., 1917. 


Legenden und Geschichten. Übers. von A. Luther. Leipzig, Kurt Wolff 
Vlg., 1919. 


Russische Frauen. Dem Volksmunde nacderzählt. Übers. von A. Elias- 
berg. München, Drei Masken Vig., 1923. 
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In blauem Felde. („Olja“, Teil I und Teil Il.) Übers. von Käthe Rosen- 
berg. Berlin, S. Fischer Vlg., 1924. 

Stella Maria Maris. Russe Legenden. Übers. von G. Halm und 
W. Rubtenberg. Stuttgart, Orient-Occident Vlg., 1929. 


Rußland und Osteuropa. 


Monatsübersichten. 


Innere und äußere Politik'). 
Von Otto Hoetzsch. 


I. Der Parteikongreßimallgemeinenund 
Stalins Rede. 


Nach 31% jähriger Pause tagte vom 26. Januar bis 10. Februar 
der 17. Kongreß der Partei im Kreml. Der Hauptakzent wurde 
neben dem 2. Fünfjahrplan gelegt auf den Wehrgedanken, 
d. h. konkret die Kriegsbereitschaft gegenüber Japan. Eine Pa- 
rade von einem Umfang, wie sie Moskau noch nicht gesehen 
hat, wurde am 30. Jahrestag des russisch-japanischen Krieges 
(9. Februar 1904) veranstaltet, bei der besonders die technische 
Entwicklung, Tanks, motorisierte Artillerie, Luftabwehrgeschütze 
und dergleichen vorgeführt wurden. Der Geist, in dem das ge- 
schah, drückte sih in folgendem Armeebefehl des Obersten 


Kriegsrates aus: 

„Angesichts des 17. Parteikongresses bekundet die Rote Armee ihre 
unbedingte Treue zur Sache des Sozialismus, ihre Kampfbereitshaft und 
ihre Bereitschaft, in jedem Augenblick und gegen jeden Feind auszuziehen, 
um die sozialistische Heimat siegreich zu schützen. Lenin hat der Arbeiter- 
klasse ständig vor Augen gehalten, daf große Fragen des Massenkampfes 
letzten Endes nur durch Waffengewalt entschieden werden. Die ganze 
Geschichte der Roten Armee von dem Tage ihrer Entstehung an ist unbe- 
dingt verbunden mit dem Namen des grofen revolutionären Strategen, 
des Organisators, des Mannes mit dem stählernen Willen, mit dem ver- 
ehrten Führer der Partei, Stalin. Die Rote Armee ist die einzige Armee 
in der Welt, die nicht für den Imperialismus bestimmt ist, nicht für die 
Eroberung fremden Bodens. Zusammen mit dem ganzen Lande, zusam- 
men mit der Partei, ist die Rote Armee bestrebt, den Frieden zu schützen. 
Aber unser Schwert ist geschärft und bereit, jeden zu treffen, der die 
friedliche Arbeit des sozialistischen Landes zu bedrohen versudt. Der- 
jenige, der es wagen sollte, unsere Grenzen zu überschreiten, wird ver- 
nichtet werden.“ i 


Nicht genug damit, auf dem Kongreß sprachen Stalin, der 
Kriegsminister Woroschilow und der eigens aus dem Fernen 
Osten herbeigeholte General Blücher in gleichem Sinne. Woro- 
schilow sprach sachlich, über die Landesverteidigung erstaun- 
lich offen, besonders über die Kriegsindustrie, die Technisierun 
der Armee, die Einrichtung befestigter Plätze an der West- un 

1) Wegen des großen Stoffes beschränkt sich die Monatsübersicht dies- 
mal ausschließlich auf Rußland. — Wie zum ersten Aufsatz bemerkt, werden 
wichtige Aktenstücke von nun an in einem besonderen Dokumenten- 
anhang gebradht. 
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Östgrenze, die Küstenbefestigung besonders im Fernen Osten, 
die Armeestreitkräfte, ferner: 

‚„Die Gefahr eines Angriffs auf die russischen Küstengebiete hat die 
Sowjetunion gezwungen, zur P Tuig von Seestreitkräften auch im Fernen 
Osten zu schreiten. Linienschiffe und Flugzeugmuttersciffe hat die Sow- 
jetunion im Norden und im Fernen Osten nicht. Doch die leichten See- 
streitkräfte und der Küstenschutz, den Rußland dort besitzt, vor allem 
aber Marineflugzeuge und Unterseeboote, können einem angreifenden 
Feind bereits schweren Schaden zufügen.“ 


Weiter über die Ausbildung und den Nachwuchs der Armee, der 
zumeist aus den Arbeitern und den Kollektivbauern komme. 
Gleichfalls wurde die Kriegsindustrie, auch das Transportwesen 
unter dem Gesichtspunkte eines Krieges von Woroschilow (mit 
einem Angriff auf den Verkehrskommissar), ferner von dem 
Kommissar für die schwere Industrie Ordshonikidse und dem 
General Tuchatschewski, die beide auch auf dem Kongreß 
sprachen, in den Vordergrund gerückt. 


Woroschilow wie Blücher wandten sich scharf gegen Japan, 
das zum Kriege rüste, der, wenn man ihn Rufland aufzwinge, ein 
großer und ernster Krieg sein werde. Die Sowjetunion werde 
jeden Fußbreit ihres sog. fernöstlichen Landes um jeden Preis 
verteidigen. Dabei sprach Blücher noch im besonderen über die 
wirtschaftliche Erschließung des Fernen Ostens, besonders 
die Schaffung einer schweren Industrie in Östsibirien. 


Das alles war auf den bekannten Ton gestimmt: wir wollen 
den Krieg nicht, sind aber dazu bereit und wollen „bis zum vollen 
Siege, der vollen Vernichtung des Feindes kämpfen“. Noch nie- 
mals wurde der Wehrgedanke, dessen Linie wir in unserer Zeit- 
schrift immer verfolgt haben, so betont und in fortwährender An- 
knüpfung an die bekannte Formulierung Stalins so auf die 
aktuelle Lage zugespitzt. 


An dem Kongreß nahmen teil: 1225 Delegierte mit Stimm- 
recht und 736 mit beratender Stimme. Der Bericht der Mandats- 
kommission enthielt weitere interessante statistische Angaben. 
Vertreten waren so im ganzen (das ist zugleich die genaue Zahl 
des augenblicklichen Mitgliederbestandes): 1872488 Mitglieder 
und 935 298 Kandidaten?). Etwa die Hälfte der Delegierten 
' waren Vertreter der Zentralbehörden und Parteiinstanzen, 
3% Arbeiter und 8% Bauern, von denen nur 2 % Bauern aus den 
Kollektiven und, was auf dem Kongreß selbst lebhaft bedauert 
wurde, nur 7,2 3 Frauen waren. Etwa die Hälfte der Dele- 
gierten war zum ersten Male auf einem Parteikongref. 


Im Mittelpunkt stand die ße Rede Stalins als sog. 
Rechenschaftsbericht. über die Arbeit des Zentralkomitees der 


Partei (im Wortlaut: Iswestija 28. Januar). Sie war im ganzen 


3) Das Verhältnis von Parteimitgliedern (ohne Kandidaten und Kom- 
somol) zur Einwohnerzahl ist also knapp 2 Millionen zu 168 Millionen. 


344 


Zu gemäfligt gehalten, wenn auch ein starkes Selbstbewußtsein 
bei der Herausarbeitung der Erfolge nicht fehlte, dem anderer- 
seits aber eine scharfe und offene Kritik an allen Mängeln ent- 
gegenstand. Es sei versucht, das Wichtigste herauszuheben. 


Der Ausgang wurde wie üblih von der Wirtschafts- 
krise in den kapitalistischen Ländern genommen und dem das 
Wachstum der Industrie in der Sowjetunion gegenübergestellt. 
Bei 100 für 1929 in der Industrie-Produktion kam für 1933 die 
JIndexzahl für die Sowjetunion 201,6, für die Vereinigten Staaten 
64,9, für Deutschland 66,8 heraus, bei 100 im Jahre 1913 dann für 
die Sowjetunion 391,9, für die Vereinigten Staaten 110,2, für 
Deutschland 75,4. Diese Vergleiche sollen in ihrem Hinweis auf 
das tatsächliche Wachstum der Sowjetindustrie gar nicht be- 
stritten werden, sind aber natürlich sehr zweifelhaft, wenn man 
den Grad der Kapitalisierung in den verschiedenen Ländern mit- 
einander entsprechend vergleicht. | 


Dabei stellte Stalin fest, daß man offensichtlich jetzt von dem 
tiefsten Punkte der Krisis sich entferne zu einer „Depression, 
nicht einer gewöhnlichen, sondern einer besonderen, die nicht zu 
einem neuen Aufschwung der Industrie führt, aber auch nicht 
zum Punkte des größten Tiefstandes“. Das war immerhin ein 
bemerkenswertes Zugeständnis. 


Dementsprechend wurde die Verschärfung der politi- 
schen Lage in den kapitalistischen Ländern behandelt, die 
überall zum neuen Kriege dränge. Aber: „es ist ein großer 
Irrtum zu meinen, der Sieg der Revolution käme von selbst. Man 
muß sie vorbereiten und erobern. Das kann nur eine starke 
proletarische revolutionäre Partei.“ Der darauf folgende Absatz 
über die internationalen Beziehungen der Sowjetunion ist, soweit 
nötig, im Anhang wiedergegeben?), und wird in dem Absatz 
über die Außenpolitik besprochen. 


Dem folgte die Schilderung des „Aufschwungs der Volkswirt- 
schaft und der inneren Lage in der Union“, deren Detailangaben 
und Zahlen wir hier nicht wiederholen können, und die sich in 
den üblichen Gleisen bewegten, mit scharfen Angriffen auf die 
Mängel, wie die „bürokratisch-kanzleimäfiige Methode“, ganz 
besonders die katastrophale Lage des Viehstandes usw. In der 
gleichen Weise wurde „der Aufschwung der materiellen Lage 
und der Kultur der Arbeiter“ mit den Zahlen über Unterricht 
und Bildung und mit dem Hinweis geschildert, daß das alte Dorf 
zu verschwinden begänne und mit der Entstehung eines neuen 
Dorfes mit seinen gesellschafts-wirtschaftlichen Gebäuden, Klubs, 
Schulen, Bibliotheken usw. der Unterschied, ja der Gegensatz 
zwischen Stadt und Land verschwinde. Das letztere ist jetzt ein 
beliebter Gedanke. In dem Absatz war aber nichts enthalten 


3) Dokumentenanhang Nr. 5. 
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über die Lebenshaltung, etwa den Verbrauch an Getreide und 
Fleisch auf den Kopf und dergleichen, was doch interessiert hätte. 


Die Mängel des Warenhandels und Transportwesens wurden 
unter Hervorhebung des Erreichten charakterisiert (darin die 
Mitteilung: 8800 leichte und Lastautomobile 1913 und 117 800 Ende 
1933). Der Binnenhandel wurde als aktuellste Aufgabe bezeichnet, 
die durchaus nicht eine überwundene Sache sei, wie auch das 
Geld im Rätestaat noch lange bestehen bleiben werde und ein 
direkter Warenaustausch ohne Geld und Sowjethandel einst- 
weilen gar nicht notwendig sei. 


Vom neuen Fünfjahrplan war in diesem Bericht nicht 
die Rede. Der dritte umfangreiche Teil behandelte dann die auf 
diesem Kongreß sehr eingehend erörterte Frage der Partei und 
der Parteiorganisation. Hier wurde von Stalin der volle Sieg 
des Leninismus, die Beseitigung aller Opposition festgestellt, der 
Sieg der Politik der Industrialisierung des Landes und der Liqui- 
dation des Kulakentums und der Vollkollektivierung. Grund- 
sätzlich Neues in dieser Übersicht dessen, was wir immer „Stali- 
nismus“ nennen, war nicht. Bemerkenswert aber auch hier die 
Auseinandersetzung mit der nationalen Frage und der „Ab- 
weichung zum Nationalismus“, entweder zum grofßrussischen 
Nationalismus oder dem ukrainischen Separatismus. Die Auf- 
gabe der Parteierziehung, -organisation und -disziplin nahm 
einen breiten Raum ein: „Wir haben in der Partei über 2 Millio- 
nen Mitglieder und Kandidaten. Wir haben im Komsomol mehr als 
4 Millionen Mitglieder und Kandidaten. Wir haben über 3 Mil- 
lionen Arbeiter- und Bauernkorrespondenten. Im Ossoaviachim 
(der bekannten Organisation für den Wehrgedanken) gibt es 
über 12 Millionen Mitglieder, in den Gewerkschaften über 17 Mil- 
lionen.“ Für die darin liegenden Aufgaben nahm Stalin nun den 
Parteiapparat scharf unter die Lupe: „Den Bürokratismus 
und die ‚Kanzeljarschtschina‘ der Verwaltungsapparate, das Ge- 
schwätz über ‚die Leitung überhaupt‘ an Stelle einer lebendigen 
und ‚konkreten‘ (auch ein neues Schlagwort) Leitung, die 
‚funkzionalka‘ (auch das neu) im Beamtentum und die Abwesen- 
heit der persönlichen Verantwortung, die ‚obeslitschka‘ in der 
Arbeit und die ‚urawnilowka‘ im System des Arbeitslohnes (be- 
kannte ältere Schlagworte), die Abwesenheit einer systematischen 
Kontrolle, die Krankheit der Selbstkritik“ — man sieht, daf hier 
Mängel der Partei und der Verwaltung in einem behandelt 
rn Ein Reformprogramm von 13 Punkten wurde aufgestellt, 
in der das gleichfalls durcheinander und zusammen ging. Die 
Beschlüsse des Kongresses demgemäfß werden mit der Sache 
selber nachher besprochen. Die Richtung ging im ganzen auf 
schärfste Parteidisziplin und Kontrolle sowie Zusammenfassung 
auf das einheitlichste in der Zentrale und ihrer Spitze und auf 
auch formell zu fassende Identität von Partei und Staat. 
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Am Schluß kam neben der allgemeinen Aufforderung, auf den 
Lorbeeren nicht zu ruhen, sondern zu arbeiten und dem Bekennt- 
nis zum Marxismus als dem „wissenschaftlihen Ausdruck der 
elementaren Interessen der Arbeiterklasse‘ eine bemerkenswerte 
Wendung zum „Weltproletariat“. Um so bemerkens- 
werter, als, wie bekannt, Stalin gerade zu diesem Kapitel sich 
sonst nicht geäußert hat. Diesmal aber hieß es: ; 


„Die Arbeiterklasse der Sowjetunion ist stark auch dadurch, daß da 
Weltproletariat sie stützt und ihr hilft. Sie ist ein Teil davon, ihre oberste 
Abteilung, und unser Staat ist ein Kind des Weltproletariats, Es besteht 
kein Zweifel, daß, wenn er nicht die Unterstützung von seiten der Arbei- 
terklasse der kapitalistischen Länder hätte, er nicht die Gewalt in seinen 
Händen halten und er nicht die Befestigungen für den sozialistischen 
Aufbau sichern würde, er nicht die Erfolge hätte, die er jetzt hat. Die 
internationalen Verbindungen der Arbeiterklasse der Sowjetunion mit den 
Arbeitern der kapitalistischen Länder, der Völkerbund der Arbeiter der 
Sowjetunion mit den Arbeitern aller Länder, das ist einer der Ecksteine 
der Kraft und Stärke der Räterepublik. Wir müssen unser Ehrenzeichen 
der Stoßbrigade der Proletarier aller Länder rechtfertigen, deshalb 
immer besser arbeiten und kämpfen für den Endsieg des Sozialismus bei 
uns und in den anderen Ländern. Daher müssen wir treu sein bis zum 
Ende der Sache des proletarischen Internationalismus und des Völker- 
bundes der Proletarier aller Länder.“ | 

Es sei unterstrichen, daß diese Wendung gerade bei Stalin be- 
merkenswert war und um so mehr, als sie an den Schluß der 


Rede gestellt war. | 


Nach dem Bericht wurde die Rede mit einem noch nie da- 
gewesenen Beifall belohnt und mit Ovationen, wie sie noch nicht 
erlebt worden waren. Auch Lenins Witwe schloß sich mit Nach- 
druck in der „Prawda“ zum 10. Todestage Lenins der .Verherr- 
lichung Stalins an, die immer stärkere Formen annimmt. Buch- 
stäblich jede Rede auf dem Kongreß endete mit seinem Namen 
und dem Gruß an ihn, an den „großen Stalin“, an den „großen 
Führer“ (woschdj), wie auch jetzt die Leninbilder stets in der 
Zweiheit von Lenin und Stalin erscheinen. 


Die Rede selbst verdient diese Verherrlichung kaum. Sie 
steht unter der, die er vor einem Jahre vor dem Zentral- 
komitee hielt (s. „Osteuropa“ Jahrg. 8, S. 295 ff.). Sie entbehrt 
der eigentlichen Schlagkraft, wie auch, abgesehen von den „den 
Gemüsegarten der Sowjetunion bedrohenden Schweinsrüsseln“ 
im Teil über die auswärtigen Beziehungen, wirklich schlag- 
kräftige Einzelformulierungen ganz fehlten. Natürlich ist richtig, 
was der Vertreter der „Gazeta Polska“ (der überhaupt sehr gui 
aus Moskau berichtet) sagt, daß alles, was Stalin redet, eine 
viel größere Bedeutung hat als alles, was seinerzeit Marx und 
Lenin geschrieben haben. Denn Stalin ist der Diktator, 
spricht als Regent mit Verantwortungsbewufßtsein, der die prak- 
tische Tätigkeit des Staates und der Partei in einem und bis in 
das letzte leitet. Deshalb braucht er nicht notwendigerweise 
originell und neu in den Gedanken zu sein. Aber, womit gleich 
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das Gesamturteil vorausgenommen ist, es ist alles defensiv, die 
„11 Aufgaben“, die man aus seinem Programm herausdestilliert. 
sind weder begeisternd noch recht zusammenhängend, und das 
entbehrt des Züundenden und Anspornenden gerade in einer Situ- 
ation, in der man nun wieder von der „Atempause“ zu der 
äußersten Anspannung aller Nerven und Kräfte für den zweiten 
Fünfjahrplan zurückkehren wi 


Kalinin in seiner Schlußrede steigerte das noch, wohl in der 
Absicht, die Angriffsstimmung gegen Janan. die die Generale er- 
weckt hatten, etwas zu dämpfen: „Es sei gar nicht alles schon ge- 
tan für die Kriegsbereitshaft und man dürfe nicht immer nur 
schreien, wir werden siegen.“ So erhielt der Kongreß, auf den 
wochenlang die Öffentlichkeit vorbereitet worden war, keinen 
rechten Ausklang, wie er überhaupt im ganzen ruhig verlief. 
Aus der Rede Enukidse konnte man übrigens entnehmen, was 
nun das nächste Ziel, auf das die Agitation gerichtet wird, sein 
soll: Die Neuwahlen für die Räte Ende dieses Jahres. 


I. Der 2. Fünfjahrplan. 


In einer äußerst umständlichen und fortwährend bekannte 
Dinge wiederholenden Rede berichtete Moloto w über die Auf- 
paven des 2. Fünfjahrplanes. Es ist nicht notwendig, die be- 

annten statistischen Angaben über das Erreichte noch einmal 
zu wiederholen. Auch gab die Rede keine klare Vorstellung. 
was nun tragender Gedanke im ganzen des 2. Fünfjahrplanes 
sein soll. Fest steht, daf die Industrialisierung, und zwar 
‚wieder in gesteigertem Tempo weitergeführt wird, in 
der en der Steigerung des Verbrauchsniveaus und der 
„technischen Ume staltung der Volkswirtschaft, die als 
wichtigste Aufgabe des 2. Planes bezeichnet wurde. Danad 
(Worte Molotows): „wird die Sowjetunion auf dem Niveau der 
höchstentwickelten Industrieländer der Welt, Deutschlands und 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika, stehen. Die Industrie- 
produktion muß um das 2,4fache gegenüber dem ersten Fünfjahr- 
lan bzw. um das 9fache gegenüber dem Vorkriegsstand steigen. 
sonders ist eine Beschleunigung der Produktion von Massen- 
verbraudhsartikeln zu erzielen.“ 

Etwas ergiebiger war das zweite Referat zu dem Thema von 
Kujbyschew: Wieder am Anfang die schwere Industrie 
durch Steigerung der Technik zur Erlangung der wirtschaftlichen 
Unabhängigkeit vom Auslande kommend, weshalb der Nachdruk 
auf den Maschinenbau, auf Kohle, Naphtha, Elektrifizierung gelegt 
wird. Dadurch soll im 2. Plan die Sowjetunion den neuesten 
Produktionsapparat in der Welt erwerben. Immer wieder kehrte 
die „Aneignung“ der Technik, der technischen Erneuerung des 
Produktionsapparates wieder. Dann kam die Reform des Trans- 
portwesens und (ein sehr interessanter, leider hier nicht ausführ- 
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licher wiederzugebender Abschnitt), die „Entwicklung der 
Rayone im 2. Fünfjahrplan“. Ausgehend von der Stalinschen 
Feststellung, daf es rein agrarische oder rein industrielle Rayone 
ım Land nicht und auch keine reinen Konsumgebiete gebe, wird 
die Idee der Wirtschaftsprovinz als Gliedes mit einer besonderen 
Produktionsaufgabe für die gesamte Volkswirtschaft hier 
konkret in der Verteilung auf die einzelnen Bundesrepubliken 
und autonomen Gebiete durchgeführt, namentlih auch im Hin- 
weis auf die außereuropäischen Gebietsteile des Reichs‘). 


Aus den Debatten nur einige Einzelheiten. Zunächst noch- 
mals die Rede Woroscilows, die den schrecklichen Zustand der 
Viehhaltung schilderte und einen überraschend scharfen Angriff 
gegen den Verkehrskommissar Andrejew wegen der Zustände 
auf den Eisenbahnen richtete. Alles ganz ausschließlich unter 
dem militärischen Gesichtspunkt, denn das Verkehrswesen müsse 
„der leibliche Bruder der Roten Armee“ sein und die Eisenbahn 
müsse genau so zum Kriege rüsten wie die Armee. Dann aus 
einer Diskussionsrede von Kaganowitsch der Hinweis, daß 
das Ausland bereits Bestellungen auf Fabrikausrüstungen und 
Produktionsmitteln dieser Art in Rußland mache, z. B. die Bestel- 
lung einer städtischen Elektrizitätsstation für Teheran, einer 
Radiostation für Ankara, auf Fabrikausrüstungen für Palästina, 
eines Elevators im Piräus, einer Textilfabrik in Jemen und eine 
ganze Reihe ähnlicher Bestellungen besonders in Persien, auch ein 
zweites „Textil-Kombinat“ für die Türkei — alles auch kleine 
Zeichen für eine Asien-FEroberungspolitik. Dann die Rede 
Ordshonikidses über den Außenhandel, wieder mit dem 
Hauptton auf den Maschinenbau und der Unabhängigkeit der 
Sowjetwirtschaft und der Erklärung, „daß der Sowjetstaat sich 
durch die Schaffung eines eigenen Maschinenbaues allmählich von 
der Abhängigkeit vom Import befreie. Dies bedeute nicht, daß 
der Sowjetstaat von der übrigen Welt durch eine chinesische 
Mauer getrennt werden soll oder daf die Sowjetregierung mit 
niemand Handel treiben und bei niemand kaufen wolle Die 
Sowjetregierung ziehe es indessen vor, mit ihren Partnern als 
Machtfaktor zu verhandeln. Der Handel sei eine Frage des Vor- 
teils, den ganzen Vorteil aus dem Außenhandel könne man aber 
nur dann ziehen, wenn man stark und unabhängig sei“. Dem 
a ds dann der Kommissar für den Außenhandel, Rosengolz, 
sehr wichtige Erklärungen über die Aus- und Einfuhr- 
politik im 2. Fünfjahrplan hinzu: Der Staat brauche nur ganz 
wenig Einfuhr noch von Produktionsausrüstungen, im 2. Plan 
werde der Maschinenbau im Innern die Bedürfnisse zumeist be- 
friedigen. Immer wieder also audı dieser Gedanke der wirt- 
schaftlichen Unabhängigkeit! Für die Bestellpolitik be- 


%) Auf diesen Punkt komme ich im nächsten Heft im Bericht „Rußland 
in Asien“ nach den hier schon besprochenen „ltogi“ des „Gosplan“. 
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deutet das nach der Erklärung dieses Redners, daf die Sowjet- 
regierung keine Anhängerin der Autarkie sei, indessen werde 
sie keine größeren Käufe tätigen, wenn die Bedingungen für 
diese Käufe nicht grundlegend geändert und verbessert werden. 
Wenn der Sowjetregierung langfristige Anleihen mit normalen 
u Zinssätzen angeboten werden, werde die Sow jetregie- 
rung diese Bedingungen prüfen und dann möglicherweise zu 
einem zusätzlichen Import schreiten. Sie werde aber auf eine 
Erhöhung der Preise sowie auf hohe Kreditzinsen, die früher 
vielfach in versteckter Form durch Erhöhung der Preise erreicht 
worden seien, nicht eingehen. 

Die sehr umfangreiheResolution zum 2.Fünfjahrplan, vom 
Kongreß angenommen (Iswestija 11. Februar), ist die Grundlage 
zum Studium dieses neuen Wirtschaftsprogramms. An den Thesen 
(„Osteuropa“ Februarheft, S. 295f.) wurden einige Änderungen im 
Sinne der Verlangsamung des Tempos angenommen, vor allem 
der jährliche Produktionszuwachs der Industrie für den neuen 
Plan von 18,9 % auf 16,5 % festgesetzt. Nur ein paar Hauptzahlen 
können hier mitgeteilt werden: 1937, dem letzten Jahr des 
2. Planes, soll der Wert der Industrieproduktion 1937, dem Schluf- 
jahr des 2. Fünfjahrplanes, nach dem Preise 1926/27 92,7 Mil- 
iarden Rubel erreichen. Dabei soll der Umfang der Investie- 
rungen 1933—1937 mit 133,4 Milliarden Rubel unveränder! 
bleiben. Der Produktionswert der Schwerindustrie soll 193 
33,5 Milliarden Rubel betragen. Im einzelnen soll die Roheisen- 
erzeugung 1937 16 Mill. Tonnen erreichen, die Stahlproduktion 
17 und die von Walzerzeugnissen 13. Der Maschinenbau soll im 
2. Fünfjahrplan um 117 % (statt 127 %) gesteigert werden. 


Die „Prawda“ (10. Februar) führte das über den Fünfjahr- 
plan zu Sagende so aus: 

„Ein gewaltiger Aufschwung auf allen Gebieten des materiellen un! 
des geistigen Lebens der Bevölkerung des Sowjetstaates wird sich nach der 
Dur&führung des Planes zeigen. Der Sowjetstaat wird in technisch-wirt- 
schaftliher Hinsicht völlig unabhängig dastehen, in technisher Hinsicht in 
Europa die erste Stelle einnehmen. Die Sowjetunion wird das klassische 
Industrieland werden, ein Land ohne Analphabeten, ein Land, aktiver und 
zielbewußter Erbauer der sozialistischen Gesellschaft, Die Sowjetunion 
wird emporragen als die starke Stütze des Weltkommunismus, als die feste 
unzerstörbare Grundlage der proletarischen Weltrevolution.“ 

Das ist nicht recht greifbar, aber der Inhalt ist überhaup! 
nicht in kurzem zu bezeichnen. Mit dem Satz: „Die Hauptaufgabe 
des 2.Fünfjahrplans ist die Vollendung der Rekonstruktion der 
a Volkswirtschaft“ ist nicht viel gesagt. Es ist ein Plan. 

er die Industrialisierung eines sozialistischen Staates, der über 
die Produktionsmittel verfügt und in einem Lande den Sozialis- 
mus durchführen will, abschließen soll, bis zur Erreichung des 
Wirtschaftsniveaus der großen anderen Industrieländer und der 
Unabhängigkeit vom Auslande, in einem sehr merkantilistischen 
Sinne mit stark militärischem Verteidigungsuntergrund. Darum 
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rückt auch die schwere Industrie wieder so siark in den Vorder- 
rund, so daß das andere, also vor allem der Binnenhandel und 
| Si Versorgung mit Bedarfsartikeln wieder in die zweite Linie 
rückt. 
| Alles ist Technik, Zahl und Wirtschaft, das einzige Idealisti- 
sche ist der Wehrgedanke. Das Experiment soll also in wach- 
sendem Ausmaß, mit erneuter Anspannung aller Kräfte, mit allen 
Schwierigkeiten und mit seiner immer stärkeren Bezogenheit auf 
den russischen Boden weitergehen. Immer schärfer tritt so die 
Besonderheit Rußlands hervor, das auf einem großen- 
teils noch naturalwirtschaftlichen, jedenfalls frühkapitalistischen 
Gebiete starker Rückständigkeit, die technisch und wirtschaftlich 
- höchste Stufe der Industrialisierung auf sozialistische Methode 
erreichen will. 


Il. Parteiund Staat. 


Der Parteitag brauchte keine Auseinanderseizung mit der 
. Opposition. Er stellte eine Geschlossenheit der Partei wie 
. noch nie fest, wie Stalin sagte, die volle Überwindung der Gefahr 
eines Zerfalls der Partei, die vor längerer Zeit tatsächlich be- 
. standen habe. Er nahm zum Teil mit Spott eine Reihe von Reue- 
 erklärungen von früheren Angehörigen der Parteiopposition 
entgegen. Aus diesen sah man noch einmal, was die sog. Ab- 
weichungen eigentlich angestrebt hatten: die Linksabwei- 
chung verlangte demokratischen Aufbau in der Partei, Fraktions- 
bildung, Organisation der Dorfarmut, die Rechtsopposition ver- 
 langte Milderung des Klassenkampfes, Befriedigung des Verlan- 
gan nach Bedarfsartikeln, wie Bucharin sagte, „organisierten 
. Staatskapitalismus und friedliches Einwachsen der kapitalisti- 
schen Elemente in den Sozialismus.“ Die Reuebekenntnisse 
wurden z. T. belohnt. So darf Rakowski nach Moskau zurück- 
kehren, und vor allem wurde Bucharin Hauptschriftleiter der 
„Iswestija”. | 

Ferner wurde dem Kongreß über den Stand der Tschistka 
berichtet, die in den 10 Hauptgebieten abgeschlossen ist und 
1 149000 Mitglieder und Kandidaten geprüft und bisher 17 % der 
Mitglieder ausgeschlossen, 6,3% in den Stand der „Sympathi- 
sierenden“ zurückversetzt hat. 

Woroscilow teilte in seiner Rede einiges über die soziale 
Gliederungder Roten Armee und die Zahl der Kommu- 
nisten darin mit. Sie zählt an früheren Arbeitern beinahe die 
Hälfte, an Bauern 42 %, an Angestellten 11, so daß also heute 
mehr Soldaten aus dem Arbeiterstande als aus dem Bauerntum 
kommen, die Rote Armee nicht mehr die ausgesprochene Bauern- 
armee ist. 14 der Heeresangehörigen sind Mitglieder der Partei. 
Unter Zurechnung der Mitglieder de Komsomol erreicht der An- 
teil der Parteimitglieder knapp die Hälfte in der Armee, bei den 
Offizieren fast 34. 
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Das Wictigste auf diesem Gebiet war die Beratung über 
dieReformvonParteiundStaat. Dafür lagen die Thesen 
(„Osteuropa“, Februar, S.288f.) vor, und erstattete Kaganowitsch 
den Bericht. Der Grundsatz, der durchgeführt werden soll, wurde 
schon oben bezeichnet. Dem rant die neue Satzung und Orga- 
nisation der Partei Rechnung, die den Aufbau der Partei ent- 
sprechend dem Verwaltungsaufbau taltet. Die Identität von 
Partei und Staat wird hergestellt durch besondere Sach- 
abteilungen für Landwirtschaft, Industrie usw., die das Zentral- 
komitee und entsprechend die darunter stehenden Organisatio- 
nen erhalten. Danach sind die Volkskommissariate nur aus- 
führende Organe der Parteileitung, wie ja schon seit längerem 
die Verordnungen neben Molotow auch von Stalin gezeichnet 
worden sind. Die Parteidisziplin und Einheitlichkeit wird durch 
neue Kontrollorgane gesichert. Das alte Volkskommissariat der 
Arbeiter- und Bauerninspektion wird beseitigt und ersetzt durch 
eine Kommission der Sow ielkonirolle beim Rate der Volks- 
kommissare, unter Vorsitz von Kujbyschew, und aus 70 Mitglie- 
dern bestehend, mit einem Büro von 11 Mitgliedern. Für die 
Partei wird die bisherige Zentralkontrollkommission aufgehoben 
und durdh eine „Kommission der Parteikontrolle“ 
ersetzt, unter Vorsitz von Kaganowitsch, aus 61 Mitgliedern be- 
stehend und mit einem Büro von 7 Mitgliedern. Man bemerkt, 
wie die Position und der Einfluß von Basic der 
einer der nächsten Mitarbeiter von Stalin ist, steigt. Sinn und 
Zweck ist die Verschärfung der Parteidisziplin in der Richtung 
der „persönlichen Verantwortlichkeit“. 

Das wird auch für die Staatsverwaltung durchgeführt. 
Die betreffenden Absätze der neuen Bestimmungen wollen die 
„funkzionalka“ (die bürokratische Wirtschaft eines zahlenmäßig 
sehr angeschwollenen Beamtenapparats) beseitigen und die 
„konkrete Leitung“ sichern. Dafür wird ein starker Abbau der 
Personalbestände in Aussicht genommen, für 1934 überall mian- 
destens 10—15 % im Verhältnis zum Bestand von 1933, und 
werden auf allen Gebieten der „sowjetwirtschaftlichen“ Arbeit 
mit Ausnahme der gewählten Sowjetorgane die „Kollegien“ be- 
ae so auch in den Volkskommissariaten, die nun nicht mehr 
die Kollegialverfassung haben sollen, sondern einen Chef und 
nicht mehr als zwei Vertreter, umgeben von „Räten der Volks- 
kommissariate“ in Stärke von 40 bis 70 Personen, die alle zwei 
Monate einmal berufen werden, zur Hälfte Vertreter der lokalen 
Organisationen und Unternehmungen. Das wird entsprechend 
u nach unten durchgeführt. Der Abbau der Beamten ist 1933 
schon in großem Umfang vor sich gegangen: in rund 35 000 Be- 
hörden, irtschaftsorganisationen und Genossenschaften sind 
300 000 Beamte und Angestellte abgebaut worden. Diesem Abbau 
soll nun 1934 die abermalige Verringerung um 10—15 % des Be- 
standes erfolgen. 
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Die Gesamtgliederung der Partei: Kongreß, ZK, Politbüro 
und Sekretariat, bleibt dasselbe, daneben gibt es noch ein 
Orgbüro. 

Die Aufnahme in die Partei wird vom 1. Juli an unter neuen 
Bestimmungen für die Aufnahme wieder eröffnet. (Die Zahlen 
für die Partei s. oben.) 


Zuletzt die Wahlen. Gewählt wurden neu das Zentral- 
komitee der Partei, 71 Mitglieder und 68 sog. Kandidaten, des- 
en die anderen Organe: Politbüro, Sekretariat und Org- 

üro, sowie die Revisionskommission (22 Mitglieder) und die 
beiden neuen Kommissionen für Sowjetkontrolle und Partei- 
kontrolle. Aus dem Zentralkomitee der Partei wurden entfernt: 
Bucharin, Rykow und Tomskij, denen man also ihre Opposition 
nicht vergessen hat. Dafür kamen herein neu u. a. Litwinow, un 
unter den Kandidaten vier Generale: Blücher, Tuchatschewskij 
(Chef der Bewaffnung der Armee), Jegorow (der Generalstabs- 
chef) und Budjennyj (der bekannte Reitergeneral). Das Polit- 
büro, der eigentliche innere Zirkel der Partei, enthält: Stalin, 
Molotow, Kaganowitsch, Woroschilow, Kalinin, Ordshonikidse, 
Kujbyschew, Kirow, Andrejew und Kossior. Im Parteisekretariat 
sitzen: Stalin, Kaganowitsch, Kirow und (neu) Shdanow. Aus- 
eschieden aus dem Politbüro sind danach Rykow und Rudsutak, 
afür neu eingetreten: Ordshonikidse und Andrejew (letzterer 
trotz der Angriffe auf das Transportwesen). Kandidaten für das 
Politbüro sind: Mikojan, Tschubar, Pedrow iij Postyschew, 
Rudsutak. Im Orgbüro unter Leitung Stalins finden seine näch- 
Se Mitarbeiter Kasanowilsdı, Kirow, Stezkij, Gamarnik ihre | 
telle. 


Damit ist die Parteiorganisation wieder bis zum 
nächsten Kongreß (der mindestens alle drei Jahre zusammen- 
treten soll) komplett und die „Parteireform“ durchgeführt. 
Man hat nichts anderes erwartet, als daß das alles nach dem 
Wunsch und Programm Stalins geregelt wurde, und jedenfalls 
von außen kann man weder in bezug auf den Fünfjahrplan noch 
die Parteilage von einem Zwiespalt sprechen. 


IV. Der Komintern auf dem Kongreß. 


Die 3. Internationale nahm diesmal einen breiteren Raum 
als gewöhnlich ein. Der Leiter der russischen Delegation im 
Komintern, Manuiljskij, erstattete ein ausführliches, langatmiges 
und weitschweifiges Referat, das aber recht verkürzt wieder- 
BD wurde (Iswestija 5. Februar). Es waren zunächst die 
üblichen Gedankengänge, in ganz enger Anlehnung an Stalin, 
von der kapitalistischen Krise und der nahenden Kriegsgefahr, 
mit dem Ausklang: „Alles in allem genommen heißt das freilich, 
daß die hauptsächlichsten Bedingungen der revolutionären Krisis 
des weltkapitalistischen Systems noch nidıt vorhanden sind, daß 
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die Kräfte der proletarischen Revolution für den entscheidenden 
Kampf in den einzelnen kapitalistischen Ländern noch nicht reif 
geworden sind.“ Das ergab, mit den ebenfalls üblichen An- 
En auf die 2. Internationale, die resignierte Feststellung. 

aß für Deutschland und die KPD die Sache verloren sei, daß 
letztere den Kampf hätte überhaupt gar nicht aufnehmen können. 


Ebenfalls gedämpft war dann der Teil über die Lage der 
Sektionen iz Komintern, von denen nur noch 15 offen 
zu kämpfen in der Lage wären. Als einziger heller Punkt er- 
schien darin — die chinesische Bewegung und die chine- 
sische Sektion, der ein ganz breiter Raum gewidmet wurde. Alles 
das war ebenso unsicher wie die folgenden Ausführungen 
über militärische Gliederung im Kampf gegen Tschiang Kei Schek. 


Im ganzen gab der Redner die Mitgliedschaft im Komintern 
auf 860000 Mitglieder in den kapitalistischen Ländern an. Die 
ausführliche Betrachtung des chinesischen Kommunismus, die sich 
aber nur in allgemeinen Wendungen erging, sollte über das 
trübe Ergebnis im ganzen hinweg täuschen. Auch die ausländi- 
schen Kommunisten, unter denen wieder die Chinesen und 

apaner am stärksten begrüßt wurden, konnten da nichts helfen. 
berall spürte man die veränderte Umwelt, genauer ge- 
sagt die entscheidende Wendung, die durch die nationale Er- 
hebung in Deutschland auch für den Komintern eingetreten ist. 
und darüber täuschte auch Stalins oben mitgeteilte Ausführung 
zur Weltrevolution nicht hinweg. Dabei bleibt, daß die Komin- 
tern gerade die Hauptschwierigkeit für die normalen auften- 
politischen Beziehungen der Sowjetunion ist. 


V. Außenpolitik. 


Der betreffende 3. Teil der Stalinrede „Beziehungen 
zwischen Sowjetunion und kapitalistischen Staaten“ ist in deın 
Dokumentenanhang!), soweit nötig, abgedruckt. Daraus geht 
System und tragender Gedanke: Sicherheitspolitik und Defen- 
sive, Friedenspolitik, zur Genüge hervor. 


Die Reden von Woroschilow (auch Molotow in der Eröff- 
nungsrede hatte von der akuten Kriegsgefahr gesprochen) und 
Blücher sind oben auch erwähnt, die beide Rüstungsangaben für 
die Verteidigungsbereitschaft machten, die bisher kaum je ge- 
geben wurden. Blücher schilderte dabei eingehend die mili- 
tärischen Vorbereitungen Japans. 

„1. Bau riesiger strategischer Eisenbahnlinien; in den letzten zwei 
Jahren hat Japan mehr als tausend Kilometer neuer Eisenbahnlinien ge- 
baut, die alle nach der sowjetrussischen Grenze führen. 70 Prozent dieser 
Eisenbahnlinien lassen sich nicht wirtschaftlich begründen. 2. In der Grenz- 
zone sind in den letzten zwei Jahren 2200 Kilometer neue Straßen gebaut 
worden. 3. Fünfzig Flugplätze und Luftfahrtstützpunkte sind im Dreieck 


1) Dokument Nr. 5. 
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Mukden-Harbin-Tsitsikar und im Norden errichtet worden. 4. In der 
Mandschurei befinden sich gegenwärtig 500 japanische Flugzeuge. 5. Vor 
der Besetzung der Mandschurei waren 10000 japanische Soldaten dort, 
heute 130000. Dazu noch 110000 bis 115 000 Mann der mandschurischen 
Bestände und 12000 Weißgardisten.“ 

‚, Die beiden Aktiva in Stalins Rede waren Polen und Ame- 
rika. Er mußte sich freilich von der .‚Gazeta Polska“ (30. Januar) 
zu seinen Äußerungen über die „Zickzac-Politik“ Polens eine 
Zurückweisung gefallen lassen: 

„Ob es für Stalin wirklich so schwer sei, zu begreifen, daf Polen nicht 
nur im Osten, sondern auch im Westen an der Aufrechterhaltung des Frie- 
deps interessiert sei. Die polnische Außenpolitik sei durch die Rücksicht- 
nahme auf die polnische Staatsraison diktiert. Von irgendwelchen anderen 
Absichten lasse sie sich nicht leiten. Die Bemerkung Stalins von dem Zick- 
Zack-Kurs der polnischen Außenpolitik weist die „Gazeta Polska” zurück. 
Polen habe, wenn es eine wirkliche Friedenspolitik betreiben wolle, keine 
andere Möglichkeit als diejenige direkter Verhandlungen. Das sei der 
kürzeste und der erfolgversprechendste Weg.“ 

Und so sehr die Moskauer Presse den gewiß wichtigen Besuch 
des polnischen Außenministers unterstrich, so ist das unmittel- 
bare Ergebnis, daf man nun gegenseitig die Gesandtschaften zu 
Botschaften erheben will, nicht allzu groß. Für die wirtschaft- 
lichen Beziehungen wird nach einer neuen Form und neuen 
en etwa in Form des Kompensationsvertrages, gesucht. Daf 
die bisherige Methode nicht befriedigt hat, geht aus der Auflösung 
der „Sowpoltorg“ in Warschau, einer gemischten polnisch-russi- 
schen Gesellschaft für den Wirtschaftsverkehr, hervor. 


Auch für Stalin ist natürlich die Spannung mit Japan 
die Hauptsache. Die Krise schleppt sich weiter. Gegenseitig 
wirft man sich die militärischen Vorbereitungen vor. Zwischen- 
fälle in der Mandschurei und an der Bahn reißen nicht ab. Aber 
eine besondere Verschärfung ist nicht festzustellen. Molotows 
und besonders Stalins Worte im einzelnen waren zurückhaltend 
und vorsichtig. Auf der anderen Seite hat der Außenminister 
Hirota gleichfalls Sue und positiv gesprochen. 

Für diese Lage ist die Anerkennung durch Amerika so 
wertvoll und wird es immer mehr: mit einem Ausdruck über die 
englische Flotte im Kriege kann man diesen Wert etwa als den 
eines Bundesgenossen „in being“ bezeichnen. Von den Wirt- 
schaftsverhandlungen hört man freilich so gut wie nichts. Auch 
Bullitt hat sich in Philadelphia sehr vorsichtig geäußert. Das 
einzige an Fortschritten ist die Aufhebung des Verbots der An- 
nahme russischen Goldes in der amerikanischen Münze, das seit 
1920 bestand, am 24. Januar und die Aufhebung des Verbots der 
Einfuhr von russischem Holz, die gleichfalls seit längerer Zeit 
mit der Begründung verboten war, daf die Bereitstellung für 
die Ausfuhr durch Zwangsarbeit erfolge. 

Mit Frankreich wurde am íi. Januar das Handels- 
abkommen unterzeichnet mit Geltung bis zum 31. Dezember 1934 
in drei Teilen: einem Zollabkommen mit französischem Mindest- 
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tarif unter Einräumung französischer Kontingente für russische 
Einfuhr (Eier, Butter, Holz usw.), einem russischen Bestell- 
Bes u in Frankreich für 1934 auf 250 Millionen Franken, und 

er Regelung der Rechtsstellung der Pariser Sowjethandelsver- 
tretung. 

Der Handelsvertrag mit England ist am 16. Februar unter- 
zeichnet worden, als provisorisches Abkommen, nach 15monat- 
liher Verhandlung darüber. Von der Schuldenfrage ist nicht 
geredet worden. Die Seeschlange von Lena-Goldfields ist auch 
noch vorhanden. Das Abkommen geht von der Idee aus, in der 
Zahlungsbilanz gegenseitig ein Gleichgewicht herzustellen. Dar- 
auf haben hier die Engländer, nicht wie sonst, die Russen ge- 
drängt, weil die englische Handelsbilanz auf Rußland sehr passiv 
war. Man sucht also das Verhältnis pro Jahr in Aus- und Einfuhr 


auszugleichen und bis 1938 das Gleichgewicht herzustellen.. 


Dabei ist auch die Schiffahrt einbezogen: der russischen Seite 
wird die Benutzung englischer Schiffe angerechnet. Ruflland hat 
so bestimmte englische Vorbehalte in bezug auf Holz, Weizen, 
Molkereiprodukte annehmen müssen. In der Kreditfrage ist ihm 
die gleiche Behandlung wie anderen Ländern zugesichert worden. 
Für Rußland ist es ein Fortschritt, auch nach dieser Seite — 
gegenüber England äußerte sich Stalin in seiner Rede recht 
skeptisch — zu Abschluß und vorwärts zu kommen, und in Eng- 
land hat man lebhaft auf den Abschluß gedrängt. Aber der Rah- 
men, in dem das gehalten ist, ist sehr eng und genau gezogen, 
bietet wenig Spielraum und PBewegungsfreiheit. Das ent- 
sprechende Streben Rufllands in dieser Richtung hat sich hier 
einmal gegen die Sowjetunion selbst gekehrt. 

Am 6. Februar wurde in Rom zwischen Ungarn und der 
Sowjetunion das Abkommen unterzeichnet, das die diplomati- 
schen Beziehungen wieder herstellt. Die Vermittlung dafür hatte 
auf Anregung Mussolinis die Türkei übernommen. So ist auch 
hier das Verhältnis normalisiert worden. Für Bulgarien und 
die Tschechoslowakei ist das gleiche in en 

Etwas Ähnliches gilt für die Beziehungen zu Holland. 
Dieses hat die Sowjetregierung noch nicht anerkannt, aber es ist 
Anfang Februar ein provisorisches Abkommen für den Handels- 
verkehr beschlossen worden, das holländische Schiffe gegen Dis- 
kriminierung in russischen Häfen sichert. 

Im Osten ist nur von einer zunehmenden Verschärfung der 
finnländisch-russischen Beziehungen zu berichten, die aus 
der großen Spionageaffäre und ihrer augenblicklichen Unter- 
suchung in Helsingfors stammt. 

Schlieflih Deutschland: Im Dokumentenanhang?) ist 
das Stück der Stalinrede und die Antwort Adolf Hitlers mit- 
geteilt. Die Stalinschen Ausführungen machen sich weithin die 
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Litwinowschen Angriffe zu eigen, aber sind doch nicht ausschlief- 
lich von Leidenschaft und Haß bestimmt und lassen die Möglich- 
keit zu, daf auf der von Adolf Hitler gezogenen eindeutigen 
Linie die bisherigen Beziehungen weiter gepflegt werden. 

Die wirtschaftliche Seite ist von Rußland im ab- 
gelaufenen Jahr nicht wesentlich entwickelt worden, während 
von deutscher Seite geleistet wurde: der Überbrückungskredit, 
die Verlängerung des Rahmenlieferungsabkommens bis Ende 
1933 und die Finanzierungserleichterung. Ein Bestell a are 
für 1934 liegt noch nicht vor. Nach den Plänen, die die eden 
auf dem Parteitag mitgeteilt haben, ist auch wahrscheinlich, daß 
die Sowjetregierung mehr von Fall zu Fall bestellen will, und 
es ist nur zu hoffen, daß die deutsche Wirtschaft an dem ge- 
ee groen Wiederaufbau des Transportwesens in Rußland 

eteiligt wird. Der Umsatz im deutsch-russischen Außenhandel 
ist 1933 ungefähr um die Hälfte gegenüber dem Vorjahr zu- 
sammengeschrumpft. Verluste sind nur eingetreten durch die 
Entwertung des Dollars bei Geschäften, die auf Dollarzahlung 
Eae waren (darüber läuft eine Auseinandersetzung zwischen 

en beiden Regierungen). Die Zahlungsverpflichtungen hat die 
russische Regierung pünktlich gedeckt. Nach Stalins Angaben 
sind die sog. Auslandsverbindlichkeiten der Sowjetunion von 
1400 Mill. Rubel vor zwei Jahren auf ungefähr 450 Mill Rubel 
verringert worden. Dementsprechend ist auch die u 
an Deutschland vermindert worden; 1934 werden etwa 685 Mill. 
Reichsmark an russischen Zahlungen fällig. 


Im ganzen zur Außenpolitik: Der beherrschende Gesichts- 
punkt ist Friedenspolitik, aber Kriegsbereitschaft, und das ergibt 
eine geistige Haltung sehr stark in der Richtung der „Militari- 
sierung“ in Sowjetrußland und auch auf den nationalen Ge- 
danken, besonders in der Armee. 


VI. Wirtschaft. 
Bei Eröffnung des ZIK hat Enukidse das Ergebnis der 


Ernte auf 90 Millionen Tonnen angegeben, ein Mehr um 
20 Mill. Tonnen gegen 1932. Auch wenn man die Veränderung 
in der Erhebung und die scharfe Arbeitsdisziplin sehr hoch ein- 
schätzt, dürfte diese Ergebnisziffer ohne Zweifel erheblich über- 
trieben sein. Und sie (die höher wäre als die überhaupt größte 
Ernte bisher, 1913) läßt sich schwer mit einer Ernährungslage ver- 
einen, die nach der Mitteilung des Versorgungskommissars Miko- 
jan noch auf unabsehbare Zeit nicht auf die Lebensmittelkarten 
verzichten kann. 

Durch Verordnungen vom 10. und 19. Januar wird die Ge- 
treidenaturalsteuer in Höhe von 20 Mill. Tonnen Ge- 
treideablieferung an den Staat aufrechterhalten, die sih auf 
Getreide, Kartoffeln, Reis und Sonnenblumen (mit Ausnahme der 
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chungen fernöstlichen Gebiete) bezieht und wird der Ge- 
treideankauf durch die Dorf-Konsumgenossenschaften in Höhe 
von 100 Mill. Pud in der Sowjetunion geregelt. 


Durch Verordnung vom 30. Januar wurde die Anbau- 
fläche für das Frühjahr 1934 auf 92998 000 ha (1933: Anbau- 
plan 95 Mill. ha, tatsächliche Anbaufläche 93,11 Mill. ha) fest- 
gesetzt, davon 68,3 Mill. ha auf die Kollektivwirtschaften. 
12,8 Mill. ha auf die Einzelbauern und 11,9 Mill. ha auf die 
Sowjetlandgüter. 

er Aue pong im Viehbestand spielte beim Parteitag 
eine große Rolle. Er ist nach den Mitteilungen Stalins in seiner 
großen Rede in Millionen Stück: 


1916 1929 1930 1931 1932 1935 


Pferde 35 1 34,0 302 26,2 196 16,6 
Rindvieh 58,9 68,1 52,5 49 0,7 38,6 
Schafe u. Ziegen 115,2 1472 1088 77,7 52,1 50,6 
Schweine 20,3 20,9 136 144 11,6 122 


Am stärksten mitgenommen ist der Bestand an Pferden, weshalb 
Woroschilow aus militärischen Gründen so scharf dagegen auf- 
trat. Man erkennt aber eine wirkliche und erfolgreiche Besse- 
rungsarbeit nicht. 


Für die fernöstlichen Gebiete wurde ein weiterer 
Schritt (s. „Osteuropa“, Januar, S. 246) mit der Verordnung vom 
5. Februar getan. Diese dehnt die befreienden Bestimmungen 
jetzt auch auf die Burjatisch-mongolishe autonome Republik 
und den Teil Transbaikalien des ostsibirischen Gebietes aus und 
befreit die Kollektive auf sechs Jahre, die Einzelbauern auf drei, 
von jener Ablieferung von Getreide usw. an den Staat. Ebenso 
spricht sie die gleiche Erhöhung für Löhne, Gehälter und Sold 

er Roten Armee wie für die anderen fernöstlichen Gebiete aus. 
Die Begründung ist dieselbe: den Siedlerzustrom zu erhöhen und 
dieses ganze Aufmarschgebiet wie ein großes Grenzerland zu be- 
handeln, in dem die Armee mobil, kampfbereit, ernährt aus eige- 
nen Depots, geradezu von der Etappenlinie in die Heimat unab- 
hängig sein soll. Da die fernöstliche Armee auch schon die Fa- 
milien dort hat und die entlassenen Soldaten wahrscheinlich 

leich als Siedler dort bleiben, kommt das heraus auf eine Art 
Erneerun der alten Kosaken-Grenzgarnisonen oder, wenn man 
will, der Militärkolonien unter Alexander I. 

Dazu kommt in derselben Richtung wirksam die Tendenz, 
die bei Erörterung des 2. Fünfjahrplans immer wieder zutage 
trat, auch im fernen Osteneine Industrie aufzubauen, die 
Tendenz, die das ganze russische Gebiet vom Ural nach Zentral- 
asien und hinüber nach dem Fernen Osten und dem Küsten- 

ebiet umfaßt und in dessen Mittelpunkt steht das Industrie- 
ombinat Ural-Kusnezk, für das im 2. Plan ein volles Viertel der 
gesamten Kapitalanlagen der Staatswirtschaft verwendet wird. 
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Diese Politik ist ebensowohl friedlich-industrie = kolonisatorisch, 
wie militärisch, das letztere immer mehr, je weiter nach dem 
Fernen Osten, begründet. 


Die Gesamtlage: Gute Ernte, aber nicht ausreichende 
Ernährungslage, nicht ausreichende Versorgung mit Bedarfs- 
artikeln, die bekannten Probleme der Industrialisierung und noch 
mehr des Verkehrswesens, immer stärkere Verwendung der 
Staatseinnahmen für die Finanzierung der Wirtschaft, aktive 
Handelsbilanz mit Unsicherheit über die mafgebenden Gesichts- 
punkte des Aus- und Einfuhrplans für 1934. 


VII. Innere und Kultur-Politik. 


Der Parteikongreß der Ukraine hat im Januar beschlossen, 
die Hauptstadt der Sowjetukraine von Charkow nad Kiew zu 
verlegen. Zwei Hauptgründe waren dafür maßgebend: Kiew ist, 
wie sich nach seiner geschichtlichen Stellung denken läft, Mittel- 
punkt der national-ukrainischen Opposition, und sodann: der 
Hauptgrund dafür, daR seinerzeit die Hauptstadt der Sowjet- 

raine in ein wesentlich nicht-ukrainisches Gebiet gelegt wurde, 
fällt nach dem Nichtangriffs-Pakt mit Polen und der Veränderung 
des Verhältnisses zu Polen jetzt weg, die zu große Nähe von 
Kiew zur polnischen Grenze. 


Der Volkskommissar für Gesundheitswesen der RSFSR, 
Wladimirskij, wurde von seinem Posten abberufen. Zum Nach- 
folger wurde ernannt G.N. Kaminskij, 1895 geboren. Sein Lebens- 
lauf erwähnt für seinen Beruf lediglich, daß er Student der Medi- 
zin war, und stellt ihn ganz überwiegend als reinen Parteimann 
dar. Deshalb ist wohl zu seinem Stellvertreter auch ein höherer 
Sanitätsbeamter ernannt worden, V. A. Kangelari, bisher Chef 
der Militärakademie für Medizin. 


Im Berichtsmonat wurde in Moskau eine „Kultur-Uni- 
versität der Roten Armee durch Professoren und Gelehrte 
un die der geistigen Ausbildung der Offiziere dienen 
wollen. Die Gründung wurde von den Offizieren lebhaft begrüßt, 
das Organ der Roten Armee, „Krasnaja Swesda“, schrieb dazu: 

„Diese Universität, die in ihrer Art einzig ist, stellt die Verwirk- 
lichung eines Planes des Moskauer Hauses der Gelehrten dar. Dieser Kreis 
von Wissenschaftlern hat es sich zur Aufgabe gestellt, in die Massen der 
Kommandeure der Roten Armee die Errungenschaften der Wissenschaft 
und der Technik der ganzen Welt hineinzutragen und sie mit der Ge- 
schichte der Kunst, der Literatur und der Wissenschaft des sozialistischen 
Staates bekanntzumachen.“ | | 


Die erste Vorlesung behandelte Deutschland. 


In der Nacht vom 30. zum 31. Januar ging der Strato- 
sphären-Ballon in der Nähe von Moskau mit den Insassen ver- 
oren. Die verunglückten Flieger erhielten ein Ehrenbegräbnis 
an der Kremlmauer. 
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VIII. Schluß. 


Trotz der These, daß Stadt und Land nicht mehr voneinander 
getrennt seien, überwiegt auch im neuen Plan dieIndustriali- 
sierung und geht der Zug zur Stadt, die Verstädterung, 
weiter. oskau, das 1917 1,7 Millionen Einwohner hatte, hat 
heute 3,5, Leningrad damals 2,1 Millionen, heute 28. Kiew ist 
von 467 000 Einwohnern auf 538000 angewachsen, Charkow von 

313000 auf 646000, Baku von 245 000 auf 709000, Nischni-Now- 
gorod von 126000 auf 477000. Die neuen Städte Magnitogorsk 
und Kusnezk haben angeblich 230 000 und 249 000 Einwohner. 

In das gleiche Thema würde gehören eine Betrachtung über 
Wohnkultur, Benutzung der freien Zeit am „denj otdycha“ (Er- 
holungstag am 6., 12., 18., 24. und 30. jedes Monats) usw. Aber 
wichtiger scheint uns die Mitteilung des neuen stellvertretenden 
Generalsekretärs der Partei, Kirow, zu sein, die er in Leningrad 
vor der Parteikonferenz Ende Januar machte, daß dieBevölke- 
rungszunahme zurückgeht; er sprach von nur 17 auf das 
Tausend. Sollte auch in Rußland jetzt die rückläufige Bewegung 
beginnen, die wir mehrfach als schon in Polen wirksam gekenn- 
zeichnet haben? 

Sicher aber und höchst wichtig für die Gesamtsituation ist 
das, was wir oben die veränderte Umwelt nannten: die An- 
erkennung durch die er ii Staaten und vor allem die Ver- 
nichtung der, nach der russischen, wichtigsten Sektion des Komin- 
tern, des deutschen Kommunismus. Damit und mit dem 2. Fünf- 
jahrplan hat auch für Rußland ein neuer Abschnitt begonnen. 

ie Frage ist, ob ihm die Entwicklung im Fernen Osten einen 
ruhigen Ablauf gestatten wird. 


Abgeschlossen 23. Februar 1934. 


II. Der Sport in der Sowjetunion. 
Von Klaus Mehnert. 


den letzten Jahren immer wieder festgestellt — das klassische 
Land der „Totalen Mobilmachung“ geworden. Es gibt in ihr 
keinen privaten Sektor mehr im Leben der Gesamtheit oder des 
Individuums, alles ist dem Ziele des Staates, der Partei und ihrer 
Führung bis in das fernste Dorf unterstellt. Diese Ziele sind auf 
der einen Seite Industrialisierung und Autarkisierung 
der Sowjetunion, auf der anderen Seite ihre militärische 
Sicherung. Selbst Lebensgebiete, die auf den ersten Blick in 
keinem unmittelbaren Zusammenhang damit zu stehen scheinen, 
wie Kunst, Wissenschaft, Literatur, Bildungswesen, werden ihnen 
dienstbar gemacht. Um so mehr trifft das zu für alle diejenigen 
Gebiete, die von Natur aus auf dem Wege zu ihnen liegen. Ich 
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Die en Jahren 1 ist — das haben ausländishe Beobachter in 


habe im Januarheft 1933 von „Osteuropa“ eine zusammen- 
hängende Darstellung der Zwölf-Millionen-Wehrorganisation 
„Ossoaviachim“ essen. ihrer Entwicklung, ihres Aufbaus 
und vor allem ihrer Verbindung mit dem wirtschaftlichen und 
politischen Leben des Staates. Ein ganz ähnliches Gesamtbild 
ergibt sich bei der Betrachtung des russischen Sportes. Auc 
er ist erst in den letzten Jahren in ein ernsthaftes und beadh- 
tenswertes Stadium getreten. Wie überhaupt die Schaffung von 
Riesenorganisationen zur Durchdringung der Massen der Bevölke- 
rung mit den Anschauungen der Partei erst ein Charakteristikum 
der Stalin-Periode ist, auch wenn man sich — gerade in den 
letzten Jahren der unbeschränkten Herrschaft Stalins am eifrig- 
sten — auf Lenin-Zitate beruft und es sogar für notwendig hielt, 
1951 ein Buch „Lenin und der Sport“ herauszugeben, in dem auf 
111 Seiten alles zusammengestellt worden ist, was Lenin in 
seinen Briefen über Sport, Spaziergänge, Körperpflege usw. ge- 
sagt oder geschrieben hat. 

Die Grundlage für die neue Entwicklung legte der Erlaß des 
ZK der Partei vom 13. Juli 1925. Zweierlei wird in ihm von 
vornherein deutlich ausgesprochen. Erstens: Der Sport darf nicht 
als „reiner“ Sport angesehen werden, seine Aufgabe ist auch die 
e ieung an der wirtschaftlichen und militärishen Ausbildung 
der Jugend, an der Entwicklung der Willenskraft, des Gemein- 
schaftssinnes, der Zähigkeit und Kaltblütigkeit, er soll die 
Sauberkeit und Hygiene der Bevölkerung fördern, zur An- 
knüpfung internationaler proletarischer Verbindungen beitragen 
und nicht zuletzt ein Mittel mehr sein, durch das die Massen der 
Bevölkerung für die Ziele der Partei und des Staates gewonnen 
und mobilisiert werden. Zweitens: Der Sport soll nicht in ad hoc 
geschaffenen Sportorganisationen, sondern im Rahmen der schon 
vorhandenen Massenorganisationen gepflegt werden. 

Damit sind die Richtlinien klar gegeben, während bis zu 
jenem Zeitpunkt der Sport nur eine recht kümmerliche Rolle ge- 
spielt hatte. Vor dem Kriege war er fast ausschließlich eine 
bürgerliche Angelegenheit gewesen. 1918 wurden zwar mehrere 
Sportinstitutionen geschaffen, die aber in der Periode des Bürger- 
krieges fast völlig zerfielen. Der Sport vegetierte nur, wenige 
nahmen an ihm teil, Sportplätze und Lehrer waren kaum vor- 
handen, nur der Sportverband der GPU „Dynamo“ machte eine 
gewisse Ausnahme. Es ist zwecklos, die einzelnen Phasen dieser 
wenig bedeutenden Entwicklung zu verfolgen. Auch nach dem 
Erlaß von 1925 vergingen noch einige Jahre, ehe die Sportbewe- 

ng in der Sowjetunion ernsthafte Formen annahm. Ihre eigent- 
iche Entwicklung datiert erst aus den allerletzten Jahren, d. h. 
seit der Schaffung des „GTO“-Abzeichens im Frühjahr 1931. Ich 
gebe daher nur den gegenwärtigen Stand. 

Die Daten bis zum Sommer 1933 habe ich im letzten August 
in Moskau gesammelt, die Entwicklung seither an Hand der 
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al nie, neuen Broschüren und der Hinweise in der 
übrigen Presse verfolgt. 


1. Organisation. 


Das Problem der Organisation verdient in der Sowjetunion 
stets eine besondere Beachtung. Einmal, weil der Organisation 
nach der Auffassung der bolschewistischen Führer beim Aufbau 
des Sozialismus eine äußerst wichtige Rolle zufällt, und zum 
zweiten, weil gerade die amorphe Masse Ruflands nur durch 
straffste Organisation in Formen geprägt werden kann. 

Das 1925 proklamierte Prinzip, der Sport müsse innerhalb 
der bestehenden Organisationen ausgeübt werden, hat das 
Hauptgewicht der sportlichen Betätigung auf die Gewerk- 
sch A ten, in denen die Masse der städtishen Bevölkerung er- 
faßt ist, gelegt. Die Einzelheiten sind auf Grund von Beschlüssen 
des VIII. Gewerkschaftskongressess durch einen Erlah des 
Zentral-Gewerkschaftsrates (WZSPS) vom 18. Oktober 1929 fest- 
gelegt und durch Resolutionen der I. Sportkonferenz der Ge- 
werkschaften im November 1930 ergänzt worden. 

Die unterste Einheit ist das „Sportkollektiv‘“ des betreffen- 
den Betriebes, der Hochschule, der Maschinen-Traktoren-Station 
usw. Im Sportkollektiv sind jeweils alle sporttreibenden Arbei- 
ter, Studenten usw. vereinigt. Die Mitgliederversammlung des 
Sportkollektivs wählt das Sportbüro, das aus sich heraus für die 
laufenden Arbeiten ein Präsidium mit einem Vorsitzenden be- 
stimmt. Das Präsidium untersteht dem Gewerkschaftskomitee 
des Werkes und hat mit ihm Fühlung zu halten. Handelt es sich 
um ein größeres Sportkollektiv, so zerfällt es in einzelne Sek- 
tionen für die verschiedenen Sportarten. Neuerdings besteht die 
Tendenz, in den Großbetrieben — und fast alle neuentstehenden 
Werke in der Sowjetunion sind dieser Kategorie zuzurechnen — 
an Stelle der Sektionen Schulen einzurichten für die folgenden 
Sportarten: Gymnastik, Rudern, Schwimmen, Leichtathletik, 
Schwerathletik, Boxen, Jiu-Jitsu, Ringen, Schlittschuhlaufen, 
Skilaufen, Sportspiele. 

Das Sportbüro wird aus den Mitteln der Gewerkschaft finan- 
ziert, die mindestens 3 % ihres Budgets für Sportzwecke zur 
Verfügung zu stellen hat. 1932 z. B. wurden seitens der Gewerk- 
schaften rund 25 Mill. Rubel ausgeworfen. Auf diese Weise 
werden die finanziellen Lasten von den einzelnen Groforganisa- 
tionen getragen. 

Das Sportkollektiv wählt — ebenfalls in einer Mitglieder- 
versammlung — die Delegierten zur Konferenz mehrerer Sport- 
kollektive, auf der das Büro der nächsthöheren Einheit, also des 
Rayons oder der Stadt, gewählt wird, das ebenfalls aus sich her- 
aus ein Präsidium bestimmt. Dasselbe wiederholt sich auf den 
weiteren Etagen der Pyramide bis hinauf zu den Sportbüros der 
Zentralkomitees der einzelnen Gewerkschaften, die auf Kon- 
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ferenzen der ganzen Sowjetunion von Delegierten gewählt 
werden, die ihrerseits auf Gebietskonferenzen gewählt sind. Die 
höchste Instanz ist das Sportbüro beim Zentral-Gewerkschafts- 
rat, in dem alle Gewerkschaften zusammengefaßt sind. Sein 
Vorsitzender ist gegenwärtig W. W. Popow. 

Die überwiegende Zahl aller Sowjetsportler, rund 75 %, 
wird auf diesem Wege über die Gewerkschaften erfaßt. 

Auf Grund eines Erlasses vom 20. Juli 1931 ist man neuer- 
dings auch energischer an die Bildung entsprechender Gruppen 
in den Kollektivwirtschaften des flachen Landes herangegangen. 
Diese Sportgruppen sind der Leitung des Kolchos unterstellt, 
haben auch ihr Sportbüro und ihre Seklionen. doch gelingt es 
en: nur langsam, den Sport auf dem Lande Fuß fassen zu 
assen. 

Die Fünf-Millionen-Organisation des Komsomol (Kom- 
munistischer Jugendverband) hat keine selbständigen Sportein- 
heiten, sondern arbeitet mit in der Sportbewegung der Gewerk- 
schaften. Es ist dem Komsomol zur Pflicht gemacht, sich um die 
Sportkollektive in den Betrieben zu kümmern. Ein Erlaß des 
ZK des Komsomol vom 20. Dezember 1929 fordert die Bildung 
von Fraktionen aus Parteileuten und Komsomolzen in den Sport- 
kollektiven und erkennt die Arbeit der Komsomolzen in der 
Sportbewegung als „gesellschaftliche Leistung“ (nagruska) an. 
Einer solchen „nagruska“ kann sich in der Sowjetunion niemand 
as und es gibt viele, die gleichzeitig mehrere zu erfüllen 

en. 

Die nächstjüngere Parteiorganisation, die der „Pioniere“, 
hat — durch den grundlegenden Erla des ZK der Partei vom 
21. April 1952 — ebenfalls die Pflicht, für die Sportbewegung 
tätig zu sein, in erster Linie auf dem Gebiete der Schule. 

Ähnlich ist es auch mit den anderen Massenorganisationen, 
wie dem Ossoaviachim, den Genossenschaften usw. 
Über den Touristenverband wird nachher noch zu sprechen sein. 

Eine Sonderstellung nimmt der proletarische Sportverband 
„Dynamo“ ein. Er ist schon im Mai 1923 auf Initiative von 
Dsershinskij, Tschekabeamten und Arbeitern des Moskauer 
Dvnamo-Werks gegründet worden und ist auch heute in erster 
Linie die Organisation der GPU-Truppe. Er ist mit allem 
Sportinventar am besten ausgerüstet, verfügt über Dutzende von 
Stadien, Hunderte von Sportplätzen, 50 Schwimmbassins, einige 
Hunderte von Turnhallen, über 100 Schiefßstände und ist führend 
besonders im Schießsport. Der Vorsitzende seines Zentralrats ist 
augenblicklich Prokofjew. der Generalsekretär Lapin. 

Schließlich ist noch die Schule zu nennen. Das Zentral- 
vollzugkomitee der Sowjetunion hat durch einen Beschluß vom 
3. April 1930 den Sport zum Pflichtfach für alle Schulen erklärt. 
Eine Reihe von Erlassen, vor allem des Volksbildungskommissa- 
riats, hat das im einzelnen festgelegt. In der Dekade sollen sechs 
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Stunden Sport getrieben werden, mindestens zwei Stunden, dazu 
kommen „Sportminuten“ während des Unterrichts, „Sport- 
pausen“ usw. 

Es ist in der Sowjetunion viel Papier mit den Erwägungen 
und Untersuchungen bedruckt worden, in welcher Weise der 
Sportunterricht in der Schule durchzuführen sei. Man sucht der 

auptschwierigkeit, dem Mangel an geschulten Sportlehrern, 
durch ungeheuer detaillierte Schulpro amme ent nzutreten, 
aber die unmittelbare Ausbildung des Ssorllehrers fall sich durch 
ein noch so eingehend gedrucktes Programm nicht ersetzen. Die 
meisten sind viel zu kompliziert in ihrem Bestreben, jede ein- 
zelne Bewegung zu beschreiben. Besonderer Nachdruck wird auf 
die sogenannte „Pädologie“ gelegt, d. h. auf die Untersuchung der 
biologischen Voraussetzungen, die bei den Schülern vorhanden 
sind, und auf die Unterschiede in der Entwicklung der beiden 
Geschlechter. 

Selbstverständlich soll der Schulsport in enge Verbindung 
gebracht werden mit allen politischen Ereignissen: also Beteili- 
gung der Sportgruppen an Festlichkeiten, an Kampagnen inter- 
nationaler oder antireligiöser Art. Auf der anderen Seite soll 
der Sport nicht nur während der Sportstunde berücksichtigt wer- 
den, sondern auch in den anderen Fächern. So soll z. B. in der 
Soziologie der „Klassencharakter des Sportes“ nachgewiesen und 
in der Anatomie eine Verbindung mit den körperlichen Übungen 
gesucht werden. 

Auch die militärische Ausbildung des Schülers spielt selbst- 
verständlich eine Rolle. „Die militärische Ausbildung in der 
Schule ist im gegenwärtigen Stadium des sozialistischen Aufbaues 
ein unentbehrli er Teil der Ausbildung in einer wahrhaft poly- 
technischen Schule“, wird immer wieder festgestellt. Nicht nur 
die Turnstunde, sondern vor allem auch die Schulausflüge sollen 
militarisiert werden. Immer wichtiger werden in den letzten 
Jahren auch die Sommerlager der Schulen oder Pionierorgani- 
sationen, in denen ein erheblicher Teil des Tageslaufes mit sport- 
licher Betätigung ausgefüllt ist. 

Um gegenüber dieser Zersplitterung der sportlichen Arbeit 
in zahlreiche Organisationen die Einheitlihkeit zu gewähr- 
leisten, ist der ObersteSportrat (WSFK) geschaffen worden. 

Ein Beschluß des Zentralkomitees der Partei vom 16. Oktober 
1929 — immer wieder ist es also die Initiative der Partei, welche 
die Entwicklung vorwärts treibt — stellt fest, daß die sportlichen 
Ergebnisse infolge der Zersplitterung unbefriedigend seien und 
daß eine straffe und staatliche Zentralisierung herbeigeführt 
werden müsse. Da man aber nach wie vor die Schaffung selb- 
ständiger Sportorganisationen ablehnt, schlägt man einen ande- 
ren Weg ein: Beim Zentralvollzugskomitee (ZIK) der Sowjet- 
union wird der Oberste Sportrat als „ein staatliches, leitendes 
Organ“ ins Leben gerufen, dem die lokalen Sporträte bei den 
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lokalen Exekutivkomitees der Republiken, Gebiete, Kreise usw. 
bis zur untersten Verwaltungseinheit, dem Rayon, unterstehen. 
Ähnliche Sporträte hatten schon zwar bis dahin in Form von be- 
ratenden Kommissionen bestanden, zu staatlichen Organen wur- 
den sie erst jetzt. 

Die Einzelheiten setzt ein Beschluß des ZIK vom 3. April 1930 
fest. Der Oberste Sportrat erhält das endgültige Entscheidungs- 
recht in allen Sportiragen. Eine Beschwerde dagegen ist nur 
beim ZIK zulässig. Der Oberste Sportrat besteht aus: 8 vom 
Präsidium des ZIK unmittelbar ernannten Personen und 55 Ver- 
tretern der einzelnen Republiken und Organisationen: der Russi- 
schen Teilrepublik (6 Vertreter), der Ukraine (4), Weißrußlands 
(1), Transkaukasiens (3), Turkestans (1), Usbekistans (1), Tadshi- 
kistans (1), des Zentral-Gewerkschaftsrates (20), des Komsomol 
Q). des Revolutionären Kriegsrates (4), des Ossoaviachim (1), des 

portverbandes „Dynamo“ (2), des Touristenverbandes (1) und 
des Arbeitskommissariats (1). Mindestens die Hälfte aller Mit- 
glieder müssen Arbeiter sein. Das Plenum des WSFK wählt aus 
sich heraus ein Präsidium von 19 Köpfen, das der BEER UDE 
durch den ZIK bedarf. Gegenwärtig ist der Vorsitzende des Prä- 
sidiums Nikolai Antipow, der gleichzeitig der stellvertretende 
Vorsitzende der jetzt aufgelösten Zentralkontrollkommission und 
der Arbeiter- und Bauerninspektion war. Der Oberste Sportrat 
zerfällt in die folgenden Sektionen: Organisation, Wissenschaft 
— Methodik, Sporttechnik — Schiedsrichteramt, Dorfarbeit, Schach 
— Brettspiele, Propaganda — Schrifttum, Inventar — Aus- 
rüstung, Kindersport, Ausland. 


In den Monaten nach dem ZIK-Erlaß folgten die entsprechen- 
den Gesetze für die Bildung der Sporträte in den Republiken, 
Gebieten usw. (20. 9. 1930, 30. 9. 1930, 25. 2. 1931), so daß jetzt 
— Pae dem Verwaltungsaufbau — bei jedem Vollzugskomitee 
auf jeder Etage dieser Pyramide ein Sportrat besteht, der vom 
Vollzugskomitee finanziert wird. 

Eine weitere Vereinheitlichung brachte ein ErlaR der Staats- 
Plankommission vom 31. September 1931, der die Sportplanung 
seinem „Sektor für Arbeit“ übertrug. 


2. „GTO.“ 


Den stärksten Anstoß für die jüngste rapide Entwicklung 
des Sowjetsportes gab die Schaffung des Snortäbzeıdiene mit dem 
Namen „Bereit zu Arbeit und Verteidigung“, nach den Anfangs- 
buchstaben der entsprechenden russischen Worte „GTO“. Die 
Anregung wurde von der „Komsomolskaja Prawda“ gegeben. 
Der Erla des Obersten Sportrates kam am 11. März 1931 heraus. 
Da der Kampf um die Erwerbung dieses Sportabzeichens die 
Grundlage für die gesamte gegenwärtige Sportbewegung in 
Rußland darstellt, ist es notwendig, im einzelnen die dafür ge- 
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stellten Anforderungen aufzuzählen. Um diese Aufzählung nicht 
unnötig zu komplizieren, nenne ich lediglich die Übungen für 
die pn der 18—25jährigen Männer und in Klammern der 
17—25jährigen Frauen (jüngere werden nicht zugelassen): 

Lauf: 100 m: 14,5 Sek. (16,0); 1000 m: 3 Min. 30 Sek. (—); Weitsprung: 
4 m (3); Hochsprung: 1,20 m (0,90); Wurf einer 700 g schweren Handgranate 
35 m (25); une 6 (—); 4maliges Aufheben eines 32 kg schweren 
Patronenkastens auf die Schulter und 50 m Lauf mit ihm in möglichst kurzer 
Zeit (—); Shwimmen: 100 m: 2 Min. 20 Sek. (2 Min. 40 Sek.); in voller Klei- 
dung eine Entfernung von 50 m; ebenfalls eine Entfernung von 50 m mit 
einem Gewehr oder einer Handgranate, die trocken zu halten sind; Dauer- 
schwimmen von 10 Min. (für beide Geschlechter); 10 km auf dem Fahrrad: 
40 Min. (50), statt dessen auch Leu ung eines Automobils, Traktors oder 
Motorrads zugelassen; 1 km Rudern; Skilaufen 10 km: 1 Std. 15 Min. (3 km: 
24 Min.); statt dessen in den südlichen schneelosen Gebieten Reiten oder 
Marsch von 15 km in militärischer Ausrüstung: 3 Std. 20 Min. (5 km: 1 Std. 
15 Min.); tägliche Hausgymnastik; Zurücklegen einer Strecke von 1 km in 
einer Gasmaske; allgemeine militärische Kenntnisse; Kleinkaliberschießen: 
allgemeine Sanitätskenntnisse und „Erste Hilfe“; theoretische Kenntnisse 
über die Sportbewegung in der. Sowjetunion und im Ausland; und als letztes. 
aber gleichzeitig vielleicht als schwerstes und besonders bezeichnend für die 
russischen Verhältnisse: hervorragende „Stoßarbeit“ im Betrieb. 

Diese Aufstellung zeigt, daß auf jedem einzelnen Gebiet 
keine besonders schwierigen Leistungen gefordert werden, daß 
aber insgesamt eine Aufgabe gestellt wird, die eine sehr viel- 
seitige Ausbildung erforderlich macht, vor allem eine Ausbildung. 
die sich über das ganze Jahr erstreckt (Skilaufen!) und bei der 
auch die politische Zuverlässigkeit und Leistung des einzelnen 


im Betrieb mit berücksichtigt wird. 


Durch weitere Erlasse desselben Jahres wurde eine Um- 
stellung sämtlicher Sportlehrer in der Weise gefordert, daß sie 
selbst alle das GTO-Abzeichen erwerben und die Vorbereitung 
ihrer Schüler auf das Abzeichen zur Grundlage ihres Sportunter- 
richtes machen müßten. (Erlasse des WSFK vom 4. 11. und 21. 12. 
1931.) Gleichzeitig wurde auch ein quantitatives Ziel aufgestellt: 
Bis zur Weltspartakiade, die ursprünglich 1933, jetzt 1934 abge- 
halten werden soll, müssen 9 Mill. Sportler allein in der Russi- 
schen Teilrepublik von der GTO-Ausbildung erfaßt sein und 
1,3 Mill. das Abzeichen erworben haben. Auch für die einzelnen 
Jahre wurden Kontrollziffern veröffentlicht. 1932 sollten z. B. 
in der gesamten Sowjetunion 3,1 Mill. erfaßt und 0,75 Mill. im 
Besitz des Abzeichens sein. Tatsächlich wurden 1932 nur 2,5 Mill. 
erfaßt, während das Abzeichen nur 450000 erwarben. Nach der 
letzten Angabe vom 1. September 1933 war bis zu jenem Zeitraum 
das Abzeichen von 800 000 erworben. Das ist weniger rein sport- 
lich als organisatorisch eine ziemliche Leistung, denn es bedeutet, 
daß man diese Anzahl von Menschen zur regelmäßigen Vorberei- 
tung und zur Abhaltung der Prüfungen in den verschiedensten 
Jahreszeiten bei der Stange gehalten hat. 

Allmählich setzte sich die Überzeugung durch, daß außer dem 
1931 geschaffenen GTO-Abzeichen noch ein zweites Abzeichen mit 
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höheren Ansprüchen einzuführen sei. Das Präsidium des 
Obersten Sportrates beschloß am 7. Dezember 1932 die Einzel- 
heiten. Ich nenne auch hier wieder mit Stichworten die Anforde- 
rungen für Männer zwischen 20—25 Jahren und in Klammern für 


Frauen zwischen 19—25. : 

60 m Lauf in voller Kleidung mit Gewehr, liegender Start und Hin- 
liegen am Ziel: 12 Sek. (14); Waldlauf 5 km: 21 Min. (1 km: 4 Min.); Hinder- 
nislauf auf besonders ausgebautem Gelände über 400 m in voller Kleidung 
mit Gewehr; Marsch in voller Kriegsausrüstung über 33 km, davon 1 km in 
Gasmaske, mit besonderer Berücksichtigung des Zustandes nach dem Ein- 
treffen: 8 Std. (25 km Marsch mit Sanitätsausrüstung: 6 Std.); Hochsprung: 
1,40 m (1,15); Handgranatenwurf auf 10 m breites Ziel: 40 m; 400 m Schwim- 
men: 10 Min. (200 m: 6 Min.); Kopfsprung vom 5-m-Brett (3-m-Brett); 
Rettungsschwimmen; unter Wasser Schwimmen 15 m (13 m); Rudern 2 km; 
Landstraßenfahrt auf Fahrrad 20 km: 1 Std. (10 km: 40 Min.); 20 km Skilauf 
in voller Ausrüstung: 8 Std. (25 km: 6 Std.); Skispringen: 8 m (—); regel- 
mäßige Beteiligung an einer Sportspielmannschaft; Beherrschung eines der 
Selbstverteidigungsmittel wie Ringen, Boxen, Jiu-Jitsu, Fechten; Gymnastik; 
Übung in der Führung einer Sportgruppe; Scharfschießen; Nachweis, Sport- 
aktivist zu sein und 20 Sportler zur Erreichung des kleinen GTO-Abzeichens 
eingeübt zu haben; und letztens: besondere Leistungen im Betrieb. 


Es ist ganz deutlich, daß es sich hier nicht mehr um Sport im 
engeren Sinne handelt, sondern daß die militärischen und wirt- 
schaftlichen Erwägungen eine ungewöhnliche Rolle spielen. 

Augenblicklich ist ein Preisausschreiben im Gange über die 
Form des neuen Sportabzeichens und über die Frage, wie man 
diejenigen, die das erste oder zweite Sportabzeichen sich, er- 
worben haben, nennen soll. Eine Reihe von Vorschlägen sind 
schon eingegangen. Der eine meint „Sportarmisten ersten und 
zweiten Grades“, der andere „Sportkämpfer“, der dritte aber — 
damit der Humor nicht zu kurz kommt — „Herkulesse“ und 


„Halbherkulesse“. 


3. Kader und Inventar. 


Wie auf allen anderen Gebieten öffnet sich auch auf dem des 
Sportes in der Sowjetunion eine breite Kluft zwischen dem, was 
man sich vornimmt, und den Voraussetzungen, die man tat- 
sächlich besitzt. Gerade beim Sport kommt es viel mehr noch 
als auf die sachlichen, auf die menschlichen Voraussetzungen an. 
Alles hängt davon ab, ob geeignete Lehrerkader in der genügen- 
den Anzahl vorhanden sind. Die gewaltig ansteigenden Ziffern 
der Sportler werden nur dann zu einem Dauererfolg führen, 
wenn man in der Lage sein wird, diesen Sportlern auch eine 
ihres Eifers würdige Betätigung zu bieten. 

Eine Flut von Erlassen hat versucht einzugreifen. Am 
19. re 1929 beschloß der Rat der Volkskommissare der Russischen 
Teilrepublik, daß Sport als Pflichtfach in allen Mittel- und Hoch- 
schulen einzuführen sei, in erster Linie in den pädagogischen 
und medizinischen Technika und Hochschulen, da man aus ihnen 
einen Teil des Sportlehrernachwucdses zu ziehen hofft. 1933 
wurde der obligatorische Sportunterricht auch auf die Technischen 
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Hochschulen ausgedehnt mit einer Mindeststundenzahl von 200 
Stunden in vier Jahren. Das Arbeitskommissariat (7. 2. 1931) 
setzte stabile und verhältnismäßig günstige Lohnsätze für die 
Sportlehrer fest. Das Volksbildungskommissariat (9. 4. 1931) 
Anweisungen über Schaffung neuer Sportlehrerstellen in den 
Hochschulen und ihre Finanzierung. 


Hätte man in früheren Jahren noch mit der Möglichkeit ge- 
rechnet, daß die Kader aus der Sportbewegung selbst heraus- 
wachsen würden, so sah man je länger je mehr ein, daß man mit 
Autodidakten allein den Sport nicht würde aufbauen können. 
Man schuf daher, abgesehen von den Sportabteilungen in den 
übrigen Hochschulen, noch ein immer engeres Netz von speziellen 
Sportschulen. Die mir vorliegende Liste gibt den Stand Anfang 
1933 wieder, inzwischen ist die Zahl weiterhin gewachsen. Da- 
mals gab es 6 Sporthochschulen (je 2 in Moskau und Charkow, 
jo eine in Leningrad und Baku) und 23 Sporttechnika (die Tech- 
nika rangieren etwa auf einer Stufe mit unseren Fachschulen). 
In der RSFSR: in Moskau, Leningrad, Smolensk, Kasanj, Samara, 
Arsamas, Wladimir, Permj, Rostow, Stalingrad, Swerdlowsk, 
Simferopolj, Nowosibirsk, Krassnojarsk, Chabarowsk; in den 
übrigen Republiken: in Minsk, Odessa, Kiew, Dnjepropetrowsk, 
Artemowsk, Tiflis, Eriwanj, Taschkent. Das Fassungsvermögen 
dieser Sportanstalten betrug rund 1200 in den Hochschulen und 
2000 in den Technika. Bei Neuaufnahmen ist vorgeschrieben, 
daf 25 % der Studenten den nationalen Minderheiten entstammen. 
Die Ausbildung dauert rund 21, Jahre; nur Bewerber, die einem 
bestimmten Minimum an Anforderungen entsprechen, werden 
di rar Gegenwärtig werden zwei riesige „Sportkombinate“ 
gebaut, eines in Moskau für die Spartakiade und ein zweites in 
Charkow auf 280 ha Fläche und mit einem dazu gehörigen wissen- 
schaftlichen Institut. 

Da die in den Sportschulen ausgebildeten Kader nicht ent- 
fernt den Bedarf befriedigen — Anfang 1933 gab es in der Sow- 
jetunion nur rund 10000 qualifizierte Sportlehrer —, sucht man 
die Lücken durch die Ausbildung in kurzfristigen Kursen, die 
meist abends abgehalten werden, auszufüllen. Insgesamt werden 
große Mittel für die Kaderausbildung zur Verfügung gestellt; 
1932 25 Mill. Rbl. 

Auch die Zahl der Sportstätten, die in den letzten Jahren 
erheblich gewachsen ist, genügt in keiner Weise. Im Sommer 
1933 besaß die Sowjetunion rund 2000 Turnsäle, 185 Turnhallen, 
250 Schwimmbassins und 400 Skibasen (die Russen gebrauchen 
das Wort „Basis“). Zum Schutze dieser Sportplätze sind eine 
Reihe von Gesetzen erlassen worden, häufig mußte man sie gegen 
die Gefahr, bebaut zu werden, verteidigen. 

Die größte Schwierigkeit liegt in der schlechten Organisation 
und Ordnung dieser „Basen“. Immer wieder müssen große 
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„Kampagnen“ durchgeführt werden, um das nachzuholen, was 
versäumt worden ist. Sportinventar von riesigem Wert ist durch 
mangelhafte Betreuung vernichtet worden. In den beiden letzten 
Wintern wurden groe Wettkämpfe der Skibasen durchgeführt, 
die ihre größere Disziplinierung zum Ziele hatten, aber viel zu 
wenige haben sich daran beteiligt; am besten schnitt die Skibasis 
des lomski-Stadions in Moskau ab, die über 1000 Paar Ski und 
über fünf bezahlte Skilehrer verfügt und im letzten Winter mehr 
als 20000 Menschen erfaßt hat. | 

Auch neues Sportinventar steht nicht in dem notwendigen 
Umfang zur Verfügung Der wichtigste Lieferant ist der 
„Dynamo“-Sportverband, der sich seit 1926 mit der Herstellung 
von Sportausrüstungen beschäftigt und gegenwärtig etwa 80 % 
der Gesamtproduktion herstellt. 


4 DerSportbetrieb. 


Es gibt kaum eine Sportart, die in Rußland in den letzten 
Jahren nicht Eingang gefunden hätte. Entsprechend dem russi- 
schen Klima spielen alle Zweige des Wintersports eine be- 
sondere Rolle. In erster Linie der Skisport selbst; obwohl er erst 
seit wenigen Jahren zu einem Massensport geworden ist, konnten 
schon im Winter 1932/33 700000 Menschen ihre GTO-Prüfung im 
Skilauf ablegen. Seit dem Winter 1931/32 hat auch das Ski- 
springen Eingang gefunden. Noch sind die Leistungen beschei- 

en — der bisher weiteste Sprung betrug 35 m —, aber dieses 
Ergebnis wurde auf den Sperlingsbergen bei Moskau erreicht und 
nicht im Hochgebirge und ist daher durchaus als gut zu bezeich- 
nen. Sehr beachtenswerte Leistungen sind im Eisschnellauf er- 
zielt worden. Der russische Meister Meljnikow hat in den letzten 
Wocen Zeiten aufzuweisen, mit denen er unter die zehn besten 
Eisschnelläufer der Welt gerückt ist: 500 Meter in 44,0 Sek. (Welt- 
rekord 42,5), 1500 Meter in 2 Min. 24 Sek. (2 Min. 17,4 Sek.), 
5000 Meter in 8 Min. 30,3 Sek. (8 Min. 19,2 Sek.) und 10000 Meter 
in 17 Min. 38,8 Sek. (17 Min. 17,4 Sek.). 


Im Sommer werden vor allem Leichtathletik, Waldlauf, 
Schwimmen, Radfahren, Rudern, neuerdings auch Faltbootfahren 
gepflegt, außerdem das ganze Jahr hindurch Gymnastik, Ringen, 
Schwerathletik und Boxen. Eine eigene russische Sportart ist der 
Balkensport, bei dem man mit einem Balken, der 212 Meter lang 
und 1 Ztr. schwer ist, Übungen durchzuführen hat. Im wesent- 
lichen finden sich im russischen Sport alle die Zweige im Vorder- 
grund, die für die Erlangung der beiden GTO-Abzeichen Vor- 
aussetzung sind. Auf diese Weise hat die Einführung des Ab- 
zeichens dem gesamten Sport einen Stempel aufgedrückt. 

Daneben sind auch die Sportspiele sehr beliebt. Im 
Vordergrund steht Fußball und Volleyball, daneben das alt- 
russische Gorodki — eine Art von russischem Boccia —, dann 
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Hockey, Handball, Tennis, Eishockey, ja neuerdings sogar Rugby. 
Andere Sportarten, wie Segelflug, Schießen, Reiten werden vom 
Ossoaviachim gepflegt. | | 

Insgesamt sind die Ziffern der Sportler in den letzten Jahren 
rasch in die Höhe geschnellt. 1928 hat man ihrer erst eine halbe 
Million gerechnet, 1932: 3 Mill., 1933: 6 Mill. Allerdings hatte 
man davon geträumt, daß man zu Ende des ersten Fünfjahrplans 
30 Mill. Menschen in die Sportbewegung hereinziehen würde, 
aber zunächst hat man genug zu tun, um die bisherigen 6 Mill., 
die, wie die Russen selbst sagen, z. T. nur auf dem Papier stehen, 
zu wirklichen Sportlern zu machen. Recht ungenügend ist zu- 
nächst noch die Beteiligung der Frauen, auch in der Erlangung 
der GTO-Abzeichen stehen sie weit hinter den Planziffern zurück. 


Obwohl die Russen immer wieder voll Stolz betonen, daß sie 
die Rekordsucht des bürgerlichen Sportes („rekordsmenstwo“) 
nicht kennen und gegen die Überreste solcher Anschauungen in 
ihren eigenen Reihen kämpfen, ist es doch ihr gröfßtter Ehrgeiz, 
ihre eigenen Höchstleistungen denen der Welt zu nähern, ja 
Antipow hat sogar die Parole „Einholen und Überholen der 
bürgerlichen Sportrekorde!“ ausgegeben. Augenblicklich liegen 
die russischen Rekorde durchweg noch erheblich unter dem Welt- 
niveau, aber wenn man bedenkt, daß sich die Sowjetunion erst in 
den allerletzten Jahren der Sportentwicklung energisch an- 
genommen hat, dann wird man die Ergebnisse im allgemeinen 
als nicht schlecht bezeichnen und für die Zukunft Besseres er- 
warten dürfen. 


Um dies zu veranschaulichen, gebe ich eine Tabelle mit den 
russischen Rekorden im Vergleich mit den Rekorden von Los 
Angeles. 


Sowjetunion 


‚ Los Angeles 


Lauf: 100 m 10,7 12,5 10,3 11,9 
200 m 22,0 27,2 21,3 _ 
400 m 50,2 1: 01,2 46,2 — 
800 m 1 : 58,9 2 : 22,8 1 : 49,7 — 
1000 m 2 : 34,8 3:13,6 — — 
1500 m 4:07,4 5:18,2 3:51,2 — 
10 000 m 32 : 34 — 30 : 11,4 — 
110 m Hürden 16,2 — 14,6 _ 
4x100 43,5 1,8 40,0 47,0 
Springen: Weitsprung 7,5 5,51 7,64 — 
Hochsprung 1,86 1,55 1,97 1,65 
Stabhochsprung 3,88 2,41 4,31 — 
Dreisprung 13,77 — 15,72 — 
Wurf: Diskus 42,59 36,80 49,48 40 
Speer 63,04 32,78 72,71 43,65 
Kugelstoßen 14,17 11,29 16,00 — 
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5. Sport und Wirtschaft. 


Schon die Betrachtung des Aufbaus und der Tätigkeit des 
Ossoaviachim hatte gezeigt, in welch hohem Maße man es in der 
Sowjetunion verstanden hat, alle Energien in irgendeiner Form 
auf die Räder der Wirtschaft zu leiten. Dasselbe gilt auch für 
die aus der sportlichen Betätigung gewonnenen Energien. Nicht 
nur daf auf indirektem Weg, etwa über Anforderungen des 
GTÜO-Abzeichens, besondere Leistungen in der Berufsarbeit ge- 
fordert werden, nicht nur daß die erste Sportkonferenz der Ge- 
werkschaften die Losung aufstellte: „Jeder Sportler — ein Stoß- 
arbeiter im Betrieb!“, es gibt darüber hinaus auch eine Reihe 
ganz direkter Maßnahmen, z. B. die „Erntestafette“ des Jahres 
1933, in der in der Sowjetunion Zehntausende von Sportlern aus 
den Städten durch ihre Sportkollektive zur Erntehilfe eingesetzt 
wurden. Für Wochen verwandelten sich die Sportorganisationen 
in ein Heerlager. Ein besonderer Stab überwacte die Kam- 
pagne, und die einzelnen Städte und Bezirke kämpften mitein- 
ander um die Zahl der dem Dorf geschenkten Arbeitstage. Es 
ist auffallend, daß gerade in der in diesem Jahr am schlechtesten 
ernährten Ukraine die besten Ergebnisse erzielt wurden, un 
z. B. die Gebiete von Kiew und Odessa zusammen rund 20000 
Arbeitstage leisteten. Dabei war es die Aufgabe der aufs Land 
mobilisierten Sportler, als ein Nebenprodukt ihrer Erntehilfe 
auch die Sportbewegung in die Dörfer zu tragen. 


Daß man in Rußland eine unmittelbare Verbindung zwischen 
dem Sport und dem einzelnen Arbeitsprozeß im Betrieb her- 
zustellen bemüht sein würde, war zu erwarten. Schon Marx 
hatte auf diesen Zusammenhang hingewiesen. Doch sind bis 
jetzt die Ergebnisse noch recht gering. Zunächst hat man in 
17 Betrieben der fünf wichtigsten Industriezweige Versuche an- 
gestellt, über deren Ergebnisse noch nichts Greifbares vorliegt. 


Nicht nur mit dem wirtschaftlichen, auch mit dem allgemein- 
politischen Leben wird die sportliche Betätigung immer wieder 
in Zusammenhang gebracht. Bei den großen festen: wie am 
1. Mai und 7. November, marschieren auch die Sportformationen 
mit. Sie beteiligen sich an den Veranstaltungen des Ossoaviachim, 
der Internationalen Arbeiterhilfe. Sie werden eingesetzt bei der 
Agitation bei Staatsanleihen, Kollektivierung, Arbeitsdisziplin 
und Planerfüllung. Von Zeit zu Zeit treten sie auch selbst mit 
großen Veranstaltungen vor die Öffentlichkeit, vor allem auf den 
schon traditionell gewordenen Paraden in Moskau, deren Teil- 
nehmerzahl von 15000 im Jahre 1931 auf 106000 bei der großen 
er ie vom 12. Juni 1933 stieg. Endlich wird auch auf die 

erbindung zur Roten Armee Wert gelegt, wie das bei dem 
starken militärischen Einschlag des Sportes in Rußland selbstver- 
ständlich ist. Zum 15. Jahrestag der Roten Armee wurde eine 
„Woroschilow-Stafette“ durchgeführt, an der sich in der ganzen 
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Sowjetunion unzählige Sportler beteiligten. Auch in den Einzel- 
fragen des Sports besteht ein Zusammenhang und ein gegen- 
seitiges Einverständnis mit der Roten Armee. 
ei der Bedeutung, die man dem Sport beimiltt, ist es selbst- 
verständlich, daß über ihn eine große Literatur entstanden ist. 
für die in erster Linie der Verlag „Fiskuljtura (d. h. physische 
Kultur) i Turism“ verantwortlich ist. Die beiden bekanntesten 
Zeitschriften sind „Fiskuljtura i Sport“ und „NaSusche i na More“ 
(„Über Land und Meer“). 1934 ist mit dem Erscheinen von 50 neuen 
Sportbüchern in einer Gesamtauflage von 3 Mill. Bogen zu rech- 
nen. Ein großes dreibändiges Werk „Allgemeine Sportgeschichte“ 
ist neuerdings in Angriff genommen, das, mit dem Altertum be- 
innend, „die Rolle des Sportes in der Geschichte des Klassen- 
ampfes“ zeigen soll. 


6. Touristik. 


Die Touristik verdient eine gesonderte Beachtung, weil sie 
in den letzten Jahren begonnen hat, im öffentlichen Leben eine 
große Rolle zu spielen, und weil sie in dem riesigen und kaum 
erschlossenen russischen Land besondere Verhältnisse und be- 
sondere Aufgaben vorfindet. 1929 wurde der „Verband für prole- 
tarische Touristik und Exkursion“ (OPTE), dessen Vorsitzender 
heute der höchste Staatsanwalt der Sowjetunion, Krylenko, ist. 
ins Leben gerufen. OPTE-Zellen sind schon über das ganze Land 
verbreitet und nähern sich der Zahl 10000. Der Zulauf ist aufer- 
ordentlich groß, die Ziffer der Mitglieder stieg von 50 000 (1930) 
auf gegen 1 Million. Die Zahl derer, die sih an Wanderungen 
und Exkursionen beteiligen, ist noch viel höher und wird für 1932 
mit gegen 10 Millionen beziffert. Auch die Kinder werden durch 
die Unterorganisationen der „Jungen Freunde des OPTE“ be- 
treut. Es ist ausdrücklich die Parole ausgegeben worden, daft zu 
den Veranstaltungen jeweils auch die Familien der Mitglieder 
herangezogen werden soll, um den Arbeiter an seinem freien 
Tag nicht von seiner Familie zu trennen. 

Überall entstehen Herbergen. Heute mögen es 600—700 sein. 
vor allem in den weniger zugänglichen und interessanteren Ge- 
bieten. Diese Herbergen lassen allerdings noch sehr zu wünschen 
übrig. Die Klagen über ihre schlechte Organisation, die in ihnen 
herrschende Unsauberkeit und Verwahrlosung reißen nicht ab. 
Ein besonders schwieriges Problem ist das der Ernährung. bei 
dem die Angehörigen und Mitglieder des OPTE eine bevorzugte 
Behandlung erfahren. Bei der Unersclossenheit vieler Gebiete 
in Rußland, bei dem Fehlen von Wanderkarten usw. muß den 
Marschrouten eine besondere Beachtung entgegengebradt wer- 
den. Der Zentralrat des OPTE hat am 14. März 1933 sehr kom- 

lizierte Bestimmungen über die Festlegung und Prüfung der 
arschrouten herausgegeben. Trotzdem sind auch im letzten 
Jahr wieder Todesopfer gebracht worden. 
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Drei Ziele werden für die Touristik genannt. Erstens: Er- 
une und Förderung der Gesundheit. Zweitens: Erhöhung der 
Wehrtähigkeit. Dies wird immer wieder ausdrücklich gesagt. 
Die „Wojennisazija“ (Militarisierung) der Wanderbewegung 
spielt eine große Rolle. Die Wanderer sollen das Verhalten im 

lände, das lange Marschieren, das Lagerleben kennenlernen 
— neuerdings erschien eine Broschüre „Der Tourist — ein 
Patrouillengänger“ —, sie sollen die Stätten des Bürgerkriegs 
aufsuchen und mit den Einheiten der Roten Armee Fühlun 
halten. Und drittens: Unterstützung bei der geographischen un 
wissenschaftlichen Erschließung des Landes. 


Ich habe gefunden, daf gerade hierin ein Hauptreiz der russi- 
schen Touristik liegt. Sicherlich darf man ihre Bedeutung für 
die Erforschung des Landes nicht überschätzen, aber es macht 
jedem einzelnen Freude, seiner Wanderung den Charakter einer 
Expedition zu geben. Seit 1933 werden jährlich unter Beteiligung 
von Tausenden Forschungskampagnen durchgeführt, wobei ganz 
konkrete Aufträge und Marschrouten seitens der geologischen 
Institute gegeben werden. In vielen Fällen sind in den letzten 
Jahren Vorkommen von Kohle, Eisenerz, Buntmetall, Erdöl und 
anderen Rohstoffen auf diese Weise gefunden worden. Höchster 
Ehrgeiz ist es, einen „weißen Fleck“ auf der Karte auszufüllen, 
durch Vermessung zu Verbesserungen der Karten beizutragen. 
Liest man die Berichte der einzelnen Gruppen, so kann man wohl 
verstehen, welchen Anreiz diese Möglichkeit, in völlig unbekannte 
Gebiete vorzustoßen, auf die Phantasie des jungen Russen aus- 
übt. Im Pamirgebirge, in Zentralasien, auf Kamtschatka und in 
Jakutien, in den Tundren des Nordens und Wüsten des Südens, 
überall bewegen sich unzählige solcher Gruppen. Für den 
Sommer 1933 wurde einheitlich die Parole ausgegeben, möglichst 
viele Wanderungen nach dem hohen Norden zu verlegen, da er 


besonders der Erschließung bedarf. 


Aber damit noch nicht genug: Auch die Touristik dient zur 
politischen Erfassung der Mens en, auch der OPTE wird eia- 
gesetzt zur Erntehilfe, zur Übernahme von Patenschaften über 
Kollektivdörfer, und erst vor kurzem haben in Moskau 2600 
OPTE-Mitglieder einen freien Tag zur Hilfsarbeit beim Bau der 
Untergrundbahn zur Verfügung gestellt. 


7”. Beziehungen zum Ausland. 


Schon seit Jahren wurden von russischen Mannschaften Wett- 
kämpfe mit Ausländern durchgeführt, meist auf russischem Boden 
und fast ausschließlich mit Arbeitersportverbänden, die der Roten 
Sportinternationale angehörten, als Partner. Eine Ausnahme 
bildeten die Türken, die besonderen Sportfreunde der Sowjet- 
union, mit denen im Sommer 1933 schon das 19. Fußballwettspiel 
ausgetragen wurde, und die immer Nationalmannschaften und 
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nicht proletarische Mannschaften aufstellen. Das erste Zusammen- 
treffen mit den Türken war im Herbst 1924 in der Sowjetunion, 
1925 fuhren die Russen in die Türkei, ebenso 1932, während 1931 
und 1933 die Türken nach Moskau kamen. Außerdem fanden 
1933 Wettspiele mit einer spanischen Mannschaft, die in die Sow- 
jetunion kam, statt. Eine Mannschaft, bestehend aus den besten 
russischen Boxern und Ringern, trug im November und Dezember 
sehr erfolgreiche Kämpfe mit ad Organisationen in 
Schweden und Norwegen aus. 

Die Krönung der internationalen Sportbeziehungen sollte 
die zunächst auf den Sommer 1933 festgesetzte Weltspartakiade 
sein. Der Bau eines Riesenstadions in der Nähe des Isma jlow- 

arkes auf einer Fläche von 300 ha wurde in Angriff genommen. 

s sieht vor: Ein Hauptfeld mit Platz für 150000 Zuschauer, 
ein Shwimmbassin 25X75 Meter mit Tribünen für 7000 Zuschauer, 
Umkleide- und Aufenthaltsräume für 2000 Teilnehmer, je 
40 Tennis- und Volleyball-Plätze, ein Velodrom für 10000 Zu- 
an usw. Alles in allem wurden 20 Mill. Rbl. zur Verfügung 
gestellt. 

Plötzlich aber wurde die Spartakiade auf 1934 verlegt, an- 
geblich weil 1933 das Stadion nicht mehr fertig wird, tatsächlich 
wohl wegen der Vernichtung der stärksten ausländischen Roten 
Sportorganisation in Deutschland, und um für die Agitation der 
Roten Sportbewegung noch ein Jahr Zeit zu gewinnen. Statt 
dessen wurde am 23. Juli 1933 der internationale Tag des Roten 
Sportes gefeiert und dabei mitgeteilt, daß die Rote Sportinter- 
nationale, die jetzt zwölf Jahre alt ist, außer in der Sowjetunion 
in zehn Staaten besteht: In der Tschechoslowakei (80000 Mit- 
pieder), in Schweden (5000), England (4000), USA (7000), Grie- 

enland (2000), Uruguai (4000), Argentinien (2000), Spanien 
a 000), Frankreich einschließlich Algier (22 000). Die vernichtete 

eutsche Organisation wurde mit 135 000 zahlenden Mitgliedern 
aufgeführt. 

Übrigens wurden an Stelle der verschobenen Weltspartakiade 
1933 lokale Spartakiaden in den einzelnen Betrieben, Hochschulen 
usw. durchgeführt. 

Selbstverständlich wird nicht versäumt, die mancherlei Aus- 
wüchse des Sportes im Westen zu geißeln und lächerlich zu 
machen. In den Sportzeitschriften sind sogar hierfür besondere 
Rubriken N Mit Befriedigung wird von Schläge- 
reien bei internationalen Wettspielen berichtet oder mitgeteilt, 
daß 1932 der Fußballsport in USA 37 Tote und 223 Schwerver- 
letzte zur Strecke brachte. Karikaturen zeigen einen zu Tode 

ehetzten Sechstagefahrer neben einem feisten Radfahrfabri- 
anten. Trotzdem ist ein wachsendes Interesse an den Sportereig- 
nissen des Westens festzustellen. 


* * 
k 
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Der Touristenverband wurde einmal ein „Triebriemen 
zwischen der Partei und den Massen“ genannt. Das ist ein ausge- 
zeichneter Ausdruck, der auf alle freiwilligen russischen Organi- 
sationen und besonders auf die des Sportes paßt. Denn auch die 
Erholung wird politisch und wirtschaftlich eingesetzt, alle Be- 
täatigung des Menschen zweckhaft gebunden. Daher ganz bewußt 
die Ablehnung einer Schaffung selbständiger Sportorganisationen, 
die zu leicht zur Isolierung, zum „reinen“ Sport führen könnte. 


Trotzdem scheint der Höhepunkt dieser Entwicklung bereits 
überschritten zu sein. Seit dem Frühjahr 1933 finden sich in den 
Reden führender Männer, z. B. Antipows, oder des Vorsitzenden 
des Zentral-Gewerkschaftsrates, Schwernik, Andeutungen dahin, 
daß die Sportbewegung zu stark gewachsen sei, als daf sie noch 
von den anderen Organisationen völlig mit betreut werden 
könnte. Im Oktober 1933 fate das Präsidium des Obersten 
Sportrats sogar den Beschluß, „zentrale, selbständige, en see 
Sportorganisationen vom Typ des ‚Dynamo‘ bei jeder Gewerk- 
schaft, Genossenschaft und jedem Kolchos zu schaffen“. Noch ist 
es bei diesem Beschluß geblieben, aber eine Veränderung ist 
zweifellos eingeleitet. So geht die Entwicklung wahrscheinlich 
zu einer größeren Selbständigkeit des Sportes bier weiter. 


Dokumente’). 


1. Deutsch-polnisches Abkommen vom 26. Januar 1934. 


Erklärung. 


Die Deutsche Regierung und die Polnische Ele halten den Zeit- 
punkt für gekommen, um durch eine unmittelbare Verständigung von Staat 
zu Staat eine neue Phase in den politischen Beziehungen zwischen Deutschland 
und Polen einzuleiten. Sie haben sich deshalb entschlossen, durch die gegen- 
wärtige Erklärung die Grundlage für die künftige Gestaltung dieser Be- 
ziehungen festzulegen. 

Beide Regierungen gehen von der Tatsache aus, daß die Aufrechterhal- 
tung und Sicherung eines dauernden Friedens zwischen ihren Ländern eine 
wesentliche Voraussetzung für den allgemeinen Frieden in Europa ist. Sie 
sind deshalb entschlossen, ihre gegenseitigen Beziehungen auf die im Pakt 
von Paris vom 27. August 1928 enthaltenen Grundsätze zu stützen, und wol- 
len, insoweit das Verhältnis zwischen Deutschland und Polen in Betracht 
kommt, die Anwendung dieser Grundsätze genauer bestimmen, 

Dabei stellt jede der beiden Regierungen fest, daf die von ihr bisher 
schon nach anderer Seite hin übernommenen internationalen Verpflichtungen 
die friedlihe Entwicklung ihrer gegenseitigen Beziehungen nicht hindern, 
der jetzigen Erklärung nicht widersprechen und durch diese Erklärung nicht 
berührt werden. Sie stellen ferner fest, daß diese Erklärung sich nicht auf 


1) An dieser Stelle sollen künftig die wichtigsten Aktenstücke aus der 
Entwicklung Osteuropas im Wortlaut wiedergegeben werden, die, statt in der 
Übersicht, hier gesondert zu haben, sicherlich unseren Lesern angenehm sein 
wird, zumal seit dem Eingehen der Zeitschrift „Europäische Gespräche“ die 
Seg Toote Stelle zum Nachsehen derartiger Dokumente nicht mehr vorhan- 

en ist. 
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solhe Fragen erstreckt, die nach internationalem Recht ausscließlich als 
innere Angelegenheit eines der beiden Staaten anzusehen sind. 

Beide Regierungen erklären ihre Absicht, sich in den ihre gegenseitigen 
Beziehungen betreffenden Fragen, welcher Art sie auch sein mögen, unmit- 
telbar zu verständigen. Sollten etwa Streitfragen zwischen ihnen entstehen 
und sollte sich deren Bereinigung durch unmittelbare Verhandlungen nicht 
erreichen lassen, so werden sie in jedem besonderen Falle auf Grund gegen- 
seitigen Einvernehmens eine Lösung durch andere friedliche Mittel suchen, 
unbeschadet der Möglichkeit, nötigenfalls diejenigen Verfahrensarten zur 
Anwendung zu bringen, die in den zwischen ihnen in Kraft befindlichen 
anderweitigen Abkommen für solchen Fall vorgesehen sind. Unter keinea 
Umständen werden sie jedoch zum Zweck der Austragung solcher Streitfragen 
zur Anwendung von Gewalt schreiten. 

Die durch diese Grundsätze geschaffene Friedensgarantie wird den bei- 
den Regierungen die große Aufgabe erleichtern, für Probleme politischer, 
wirtschaftlicher und kultureller Art Lösungen zu finden, die auf einem ge- 
rechten und billigen Ausgleich der beiderseitigen Interessen beruhen, 

Beide Regierungen sind der Überzeugung, daß sich auf diese Weise die 
Beziehungen zwischen ihren Ländern fruchtbar entwickeln und zur Begrün- 
dung eines gutnachbarlichen Verhältnisses führen werden, das nicht nur ihren 
ee Ländern, sondern auch den übrigen Völkern Europas zum Segen 
ereicht. 

5 Die gegenwärtige Erklärung soll ratifiziert und die Ratifikationsurkun- 
den sollen so bald als möglich in Warschau ausgetauscht werden. Die Er- 
klärung gilt für einen Zeitraum von zehn Jahren, gerechnet vom Tage des 
Austausches der Ratifikationsurkunden an. Falls sie nicht von einer der bei- 
den Regierungen sechs Monate vor Ablauf dieses Zeitraums gekündigt wird, 
bleibt sie auch weiterhin in Kraft, kann jedoch alsdann von jeder Regie- 
rung jederzeit mit einer Frist von sechs Monaten gekündigt werden. 

Ausgefertigt in doppelter Urschrift in deutscher und polnischer Sprache. 


Berlin, den 26. Januar 1934. 
Für die Deutsche Regierung: Für die Polnische Regierung: 
Freiherr von Neurath. Jösef Lipski. 


2. Aus der Reidchstagsrede Adolf Hitlers vom 30. Januar 1934 
über das Verhältnis zu Polen. 

„Wir begrüßen daher auch das Bestreben nach einer Stabilisierung der 
Verhältnisse im Osten durch ein System von Pakten, wenn die leitenden 
Gesichtspunkte dabei weniger taktisch-politischer Natur sind, als vielmehr 
der Verstärkung des Friedens dienen sollen. Aus diesem Grunde und um 
diesen Absichten zu entsprechen, hat sich die deutsche Regierung auch vom 
ersten Jahre an bemüht, ein neues und besseres Verhältnis zum polnischen 
Staate zu finden. 

Als ih am 30. Januar die Regierung übernahm, schienen mir die Be- 
ziehungen zwischen den beiden Ländern mehr als unbefriedigend zu sein. 
Es drohte die Gefahr, daß sich aus zweifellos vorhandenen Differenzen, die 
ihre Ursachen einerseits in den Territorialbestimmungen des Versailler Ver- 
trages, andererseits in der daraus resultierenden beiderseitigen Gereiztheit 
hatten, allmählich eine Feindschaft erhärtete. die nur zu leicht bei längerer 
Fortdauer den Charakter einer beiderseitigen politischen Erbbelastung an- 
nehmen könnte. 

Eine solche Entwicklung würde, abgesehen von den drohenden Ge- 
fahren, die sie latent birgt, für die ganze Zukunft einer segensreichen Zu- 
sammenarbeit der beiden Völker hinderlich sein. Deutsche und Polen wer- 
den sich mit der Tatsache ihrer Existenz gegenseitig abfinden müssen. Es 
ist daher zweckmäfliger, einen Zustand, den tausend Jahre vorher nicht zu 
beseitigen vermodıten und nach uns genau so wenig beseitigen werden, so 
zu gestalten, daß aus ihm für beide Nationen ein möglichst hoher Nutzen ge- 
zogen werden kann. Es schien mir weiter erforderlich, an einem konkreten 
Beispiel zu zeigen, daß ohne Zweifel bestehende Differenzen nicht verhig- 
dern dürfen, im Völkerleben jene Form des gegenseitigen Verkehrs zu fin- 
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den, die dem Frieden und damit der Wohlfahrt der beiden Völker nütz- 
licher ist als die politische und am Ende auch wirtschaftliche Lähmung, die 
zwangsläufig aus einem dauernden Lauerzustande gegenseitigen Mißtrauens 
sich ergeben muß. Es schien mir weiter a! zu Sein, zu versuchen, in einem 
solchen Falle durch eine freimütige und offene Aussprache zu zweit die 
nun einmal die beiden Länder betreffenden Probleme zu behandeln, als 
dauernd Dritte und Vierte mit dieser Aufgabe zu betrauen. Im übrigen 
mögen in der Zukunft die Differenzen zwischen den beiden Ländern sein, 
wie sie wollen: Der Versuch, sie durch kriegerishe Aktionen zu beheben, 
würde in seinen katastrophalen Auswirkungen in keinem Verhältnis stehen 
zu dem irgendwie möglichen Gewinn! Die deutsche Regierung war daher 
glücklich, bei dem Führer des heutigen polnischen Staates, Marschall Pil- 
sudski, dieselbe großzügige Auffassung zu finden und diese beiderseitige 
Erkenntnis in einem Vertrage niederzulegen, der niht nur dem polnischen 
und dem deutschen Volke gleichermaßen nützlich sein wird, sondern auch 
einen hohen Beitrag zur Erhaltung des allgemeinen Friedens darstellt. Die 
deutsche Regierung ist gewillt und bereit, im Sinne dieses Vertrages auch 
die wirtscaftspolitischen Beziehungen Polen gesunder so zu pflegen, daß 
hier gleichfalls dem Zustande unfruchtbarer Zurückhaltung eine Zeit nütz- 
licher Zusammenarbeit erfolgen kann. 

Daß es in diesem selben Jahr auch der nationalsozialistischen Regie- 
rung in Danzig möglich wurde, zu einer ähnlichen Klärung des Verhält- 
ie es olnischen Nachbarstaat zu kommen, erfüllt uns alle mit beson- 
erer Freude. 


3. Aus der Rede des polnischen Außenministers Oberst Beck vor dem 
Auswärtigen Ausschuß des Senats am 5. Februar 1934 über das Verhältnis 
zu Deutschland. 


„Das vergangene Jahr zeichnete sich durch eine radikale Wendung in 
den Beziehungen zu unserem westlichen Nachbarn aus. Als die Regierung 
des Reichskanzlers Hitler zur Macht kam, hat die Meinung in Europa all- 
gemein die Notwendigkeit einer Verschärfung der deutsch-polnischen Be- 
ziehungen als Folge dier Tatsache erbliken wollen. Unsere Regierung 
bat diese Meinung nicht geteilt. Als ich das letztemal im Parlament über die 
deutsch-polnischen Beziehungen und deren gegenseitige Rückwirkungen ge- 
sprochen habe, glauben Sie mir, bitte, da habe ich nicht ausschließlich an 
die negative Seite dieses Ausspruches gedacht, Bei der ersten Fühlung- 
nahme mit dem Reichskanzler und seiner Regierung haben wir eine klare 
und mutige Sprache in der Behandlung unserer Beziehungen gefunden. Diese 
Art der Behandlung der Fragen, die vollends den Anschauungen unserer 
Regierungen entsprach, hat sofort die Grundlage für den Aufbau dauerhafter 
Formen eines gutnachbarlichen Verhältnisses geschaffen. Ein klar um- 
rissener Gedanke gestattete auch schnell, den klaren Inhalt eines diploma- 
tischen Dokuments zu Papier zu bringen, das durch seine Kürze, ohne an 
juristischer Korrektheit einzubüßen, am besten die Tendenzen beider Re- 
gierungen charakterisiert, Es ist ein neues Dokument des Friedens ent- 
standen, eine Erklärung über die Nichtanwendung der Gewalt, das durch 
seine Bedeutung über die gewöhnlichen Beziehungen hinausreicht. In dem 
Text haben wir bereits der Ueberzeugung Ausdrurk verliehen, daß dies einen 
sehr wesentlichen Beitrag zur Sicherung des europäischen Friedens darstellt.“ 

4. Wortlaut der polnischen Verfassung, angenommen im Sejm 
am 26. Januar 1934°). 
I. DieRepublik Polen. 

1. Der polnische Staat ist das Gemeingut aller seiner Bürger. Frneuert 
durch den Kampf und das Opfer seiner besten Söhne, soll er als historisches 
Erbe von Generation zu Generation überliefert werden. 

2) Übersetzt von W. Christiani. — Man wolle beachten, daß das der vom 
Sejm beschlossene Text ist, der im Senat noch, allerdings sicherlich nur ge- 
ringe und formale, Änderungen erfahren kann. 
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Jede Generation ist verpflichtet, durch eigene Arbeit die Kräfte und das 
Ansehen des Staates zu mehren. 

Für die Erfüllung dieser Pflicht ist sie vor den Nachfahren mit ihrer 
Ehre und ihrem Namen verantwortlich. 

2. An der Spitze des Staates steht der Präsident der Republik. Auf ihm 
ruht die Verantwortung für das Schicksal des Staates vor Gott und der Ge- 
schichte. Seine oberste Pflicht ist die Sorge um das Wohl des Staates, die 
Wehrbereitschaft und die Stellung unter den Völkern der Welt. In seiner 
Person vereinigt sich die einheitliche und unteilbare Staatsgewalt. 

3. Die Organe des Staates, die unter der Oberhoheit des Präsidenten 
der Republik stehen, sind: die Regierung, der Sejm, der Senat, das Heer, die 
Gerichte, die Staatskontrolle und die territoriale und wirtschaftliche Selbst- 
verwaltung. Ihre Hauptaufgabe ist der Dienst an der Republik. 

4. Im Rahmen des Staates und auf ihn gestützt, gestaltet sih das Leben 
der Volksgemeinschaft. Der Staat sichert ihr die freie Entwicklung, und 
wenn das Gemeinwohl es erfordert, gibt er ihr die Richtung oder normiert 
ihre Bedingungen. 

Der Staat bestimmt die Aufgaben des gemeinschaftlichen Lebens, deren 
Durchführung den Organen der Regierung oder der Selbstverwaltung zufällt. 

5. Die schöpferische Tätigkeit des Individuums ist der Hebel des gemein- 
schaftlichen Lebens. Der Staat sichert den Bürgern die Möglichkeit, ihre per- 
sönlichen Werte zu entwickeln, sowie die Gewissensfreiheit, die Redefreiheit 
und die Vereinsfreiheit. Die Grenze dieser Freiheiten ist das Gemeinwohl 

6. Die Bürger schulden dem Staate Treue und eine gewissenhafte Er- 
füllung der durch ihn auferlegten Pflichten. 

7. Der Wert der Anstrengungen und der Verdienste des Bürgers um das 
allgemeine Wohl bemißtt seine Berechtigung, die öffentlichen Angelegenheiten 
zu beeinflussen. Weder die Abstammung, noch die Konfession, noch das Ge- 
schlecht, noch die Nationalität können ein Grund zur Begrenzung dieser 
Rechte sein. | 

8. Die Arbeit ist die Grundlage der Entwicklung und der Macht der 
Republik. Der Staat dehnt den Schutz auf die Arbeit aus und regelt die Auf- 
sicht über ihre Bedingungen. 

9. Der Staat erstrebt die Zusammenfassung aller Bürger in harmonischer 
Zusammenarbeit für das Gemeinwohl. 

10. Keine Tätigkeit kann im Widerspruch mit den Zielen des Staates 
stehen. Im Falle des Widerstandes wendet der Staat Zwangsmittel an. 


I. Der Präsident der Republik. 


11. Der Präsident der Republik als übergeordneter Faktor bringt die 
Tätigkeit der obersten staatlichen Organe in Einklang und entscheidet Kon- 
flikte unter diesen Organen. 

12. Der Präsident der Republik 

a) ernennt und beruft nach seinem Ermessen den Ministerpräsiden- 
ten ab und ernennt und beruft auf dessen Antrag die Minister ab, 

b) beruft und löst den Sejm auf, wobei die Auflösung des Sejm vor 
Ablauf der Wahlperiode die Anführung der Gründe erfordert, 

c) verfügt die Eröffnung, die Vertagung und die Schliefung der 
Tagung des Sejm und des Senats, 

d) ist das Oberhaupt der Wehrmacht, 

e) vertritt den Staat nach außen, empfängt die Vertreter fremder 
Staaten und entsendet Vertreter des Polnischen Staats, 

f) entscheidet über Krieg und Frieden, | 

g) schließt und ratifiziert Verträge mit anderen Staaten, — wobei 
Handels- und Zollverträge, die den Staatsschatz dauernd be- 
lasten oder eine Verpflichtung zur Auferlegung neuer Lasten auf 
die Bürger in sich schließen oder eine Grenzänderung zur Folge 
haben, vor der Ratifizierung der Zustimmung der gesetzgebenden 
Kammern, wie sie im Gesetz ausgedrückt ist, bedürfen. 

h) besetzt die ihm vorbehaltenen Staatsämter. 
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13. Der Präsident der Republik genießt persönliche Rechte, die seine 
Prärogative bilden. Zu diesen Prärogativen gehören: | Ä 
a) die Ernennung und Benennung eines Kandidaten für das Amt 
des Präsidenten der Republik, 

b) die Benennung des Nachfolgers des Präsidenten der Republik für 
die Zeit eines Krieges, | is 

c) Die Ernennung und Abberufung des Ministerpräsidenten, des 
Ersten Präsidenten des Höchsten Gerichts und des Präsidenten 
der Obersten Kontrollkammer, 

d) die Ernennung und Entlassung des Obersten Heerführers und 
des Generalinspektors der Streitkräfte, l 

e) die Berufung der Richter des Staatsgerichtshofes und der Sena- 
toren, die ein Mandat auf Grund der Wahl des Präsidenten der 
Republik bekleiden, 

f) die Ernennung und Entlassung des Chefs und der Beamten der 
Zivilkanzlei, 

g) die Auflösung des Sejm vor Ablauf der Wahlperiode und die Ver- 
fügung, den Senat im vollen Bestand zu erneuern, 

h) die Auslieferung von Mitgliedern der Regierung an den Staats- 
erichtshof, 

i) die Anwendung des Begnadigungsrechts und die Ausübung der 
Rechtspflege. 

14. Die Amtsakten des Präsidenten der Republik bedürfen zu ihrer Gül- 
tigkeit der Unterschrift des Ministerpräsidenten und des zuständigen Mini- 
sters. Die aus den persönlichen Rechten des Präsidenten der Republik (Prä- 
rogativen) fließenden Akte erfordern keine Gegenzeichnung. 

15. Der Präsident der Republik ist für seine Handlungen nicht verant- 
wortlich. 

Für Handlungen, die mit der Ausübung seines Amtes nicht verbunden 
sind, kann der Präsident der Republik während der Amtsdauer nicht zur 
Verantwortung gezogen werden. 

16. Die Wahl des Präsidenten der Republik wird in folgender Weise 
vollzogen: 


Den Kandidaten für das Amt des Präsidenten der Republik wählt die 
Wählerversammlung, die aus dem Senatsmarschall, dem Sejm-Marschall, dem 
Ministerpräsidenten, dem Ersten Präsidenten des Höchsten Gerichts, dem 
Generalinspektor der Streitkräfte und den Wählern besteht, die aus den 
würdigsten Bürgern, und zwar 50 von ihnen vom Sejm und 25 durch den Senat, 
gewählt werden. 


Dem zurücktretenden Präsidenten der Republik steht das Recht zu, 
seinen Kandidaten zu benennen. 


Falls der zurücktretende Präsident der Republik von diesem Recht kei- 
nen Gebrauch macht, nehmen die Bürger in allgemeiner Abstimmung die 
Wahl des Präsidenten der Republik zwischen den zwei Kandidaten der 
Wählerversammlung und des zurüctretenden Präsidenten der Republik vor. 


Falls der zurücktretende Präsident der Republik mit der Wahl der 
Wählerversammlung einverstanden ist, wird der Kandidat der Wählerver- 
sammlung als zum Präsidenten der Republik gewählt bestätigt. 


17. Die Amtsdauer des Präsidenten der Republik währt 7 Jahre. 


18. In der Zeit, wo das Amt des Präsidenten der Republik unbesetzt ist, 
übt der Senatsmarschall die Funktionen des Präsidenten stellvertretend aus; 
er genießt dann alle mit dem Amt des Präsidenten der Republik verbundenen 

te. 

19. Im Kriegsfall verlängert sich die Amtsdauer des Präsidenten der 
Republik bis zum Ablauf von 3 Monaten nach Friedensschluß; der Präsident 
der Republik ernennt in einem besonderen Akt, der in dem Amtsblatt ver- 
öffentlicht wird, seinen Nachfolger für den Fall, daß das Amt vor Friedens- 
schluß frei wird. 
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Im Falle der Übernahme des Amts des Präsidenten der Republik durch 
einen Vertreter dauert dessen Amtszeit bis zum Ablauf von 3 Monaten nach 
Friedensschluß. 

Il. Die Regierung. 

20. Die Regierung leitet die Angelegenheiten des Staates, die den an- 
deren Organen der Staatsgewalt nicht vorbehalten sind. Die Regierung be- 
steht aus dem Ministerpräsidenten und den Ministern. 

Der Ministerpräsident vertritt die Regierung, leitet ihre Arbeiten und 
stellt die allgemeinen Grundsätze der Staatspolitik auf. Die Minister leiten 
die einzelnen Teile der Staatsverwaltung oder erfüllen die ihnen übertrage- 
nen besonderen Aufgaben. 

Die Organisation der Regierung und insbesondere die Amtsdauer des 
Ministerpräsidenten und der Minister bestimmt ein Dekret des Präsidenten 
der Republik. 

21. Die Minister bilden für die Entscheidung von Angelegenheiten, die 
einen Beschluß aller Mitglieder der Regierung erfordern, den Ministerrat 
unter dem Vorsitz des Ministerpräsidenten. 

22. Der Ministerpräsident, der Ministerrat und die Minister sind be- 
rechtigt, Verordnungen zu erlassen zur Ausführung gesetzgeberisher Akte 
und unter Berufung auf diese. 

Diese bee dürfen nicht im Widerspruch stehen mit den gesetz- 
geberischen Akten und werden im „Dziennik Ustaw“ veröffentlicht. 

23. Der Ministerpräsident und die Minister sind politisch vor dem Prä- 
sidenten der Republik verantwortlih und können von ihm jederzeit ab- 
berufen werden. 

24. Der Sejm kann, in Ausübung des parlamentarischen Kontrollrechts 
über die Tätigkeit der Regierung, den Rücktritt der Regierung oder eines 
Ministers verlangen. 

Ein solher Antrag kann nur während der gewöhnlichen Tagung ein- 
ebracht werden und es kann über ihn in der Sitzung nicht abgestimmt wer- 
en, in der er eingebracht worden ist. 

Falls der Sejm sich mit gewöhnlicher Stimmenmehrheit für den Antrag 
ausspricht und der Präsident der Republik binnen 3 Tagen die Regierung 
oder einen Minister nicht abberuft noch den Sejm auflöst, wird der Antrag 
vom Senat in der nächsten Sitzung geprüft. 

Falls sih der Senat für den vom Sejm beschlossenen Antrag ausspricht, 
beruft der Präsident der Republik die Regierung oder den Minister ab oder 
löst den Sejm auf und ordnet eine Erneuerung des Senats im vollen Be- 
stande an. 

25. Unabhängig von der politischen Verantwortung vor dem Präsidenten 
der Republik und von der parlamentarishen vor dem Sejm, tragen der 
Ministerpräsident und die Minister die konstitutionelle Verantwortung vor 
dem Staatsgerichtshof für eine absichtliche Verletzung der Verfassung oder 
eines gesetzgebenden Aktes, die im Zusammenhang mit der Amtstätigkeit 
erfolgt ist. 

Das Recht, den Minister zur konstitutionellen Verantwortung zu ziehen, 
steht dem Präsidenten der Republik sowie dem Sejm und dem Senat in den 
Vereinigten Kammern zu. 

Der Beschluß der Vereinigten Kammern, der einen Minister dem Staats- 

erichtshof ausliefert, wird mit einer Stimmenmehrheit von drei Fünfteln 

ei Anwesenheit von mindestens der Hälfte des gesetzlichen Bestandes der 
Kammern gefaßt. 
IV. Der Sejm. 

26. Der Sejm ist das Organ des Staates, das die öffentliche Meinung 
widerspiegelt und gesetzgeberische Funktionen und die Kontrolle über die 
Tätigkeit der Regierung ausübt. Dem Sejm steht die Aufstellung des Budgets 
und die Verteilung der Lasten auf die Bürger zu. 
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Die parlamentarische Kontrolle kommt im Recht des Sejms zum Ausdruck: 
a) ein Mißtrauensvotum für die Regierung einzubringen, 
b) die Minister zur konstitutionellen Verantwortung zu ziehen, 
c) die Regierung zu interpellieren, 
d) die jährlichen staatlichen Rechnungsabschlüsse zu bestätigen und 
der Regierung Entlastung zu erteilen, 
e) die Kontrolle über die Siaatsschulden auszuüben. 

Die Funktion, den Staat zu regieren, kommt dem Sejm zu. 

27. Der Sejm setzt sich aus Abgeordneten zusammen, die in allgemeiner, 
geheimer, gleicher, direkter und Verhältniswahl gewählt werden. 

Die Wahlperiode des Sejm dauert 5 Jahre. 

Neuwahlen ordnet der Präsident der Republik binnen 30 Tagen nach der 
Auflösung des Sejm an. 

Die Wahl hat nicht später als am 60. Tage nach der Ausschreibung der 
Wahlen stattzufinden. 

An der Wahl nehmen nicht teil Militärs, die zum mobilgemacten Teil 
des Heeres oder der Kriegsflotte gehören. 

28. Das aktive Wahlrecht steht jedem Bürger ohne Unterschied des Ge- 
schlechts zu, der vor dem Tage der Ausschreibung der Wahlen das 24. Lebens- 
jahr beendet hat und im vollen Besitz der zivilen und bürgerlichen Rechte ist. 

Das passive Wahlrecht hat jeder Bürger, der das t, gewählt zu 
werden, besitzt, wenn er das 30. Lebensjahr beendet hat. 

29. Die ordentlihe Sejm-Tagung wird alljährlih spätestens im De- 
zember eröffnet und kann nicht vor Ablauf von 4 Monaten geschlossen 
were: es sei denn, daß das Budget an einem früheren Termin beschlossen 
wi 

Die ordentliche Session kann auf 30 Tage vertagt werden. Die Ver- 
tagung auf einen längeren Zeitabschnitt oder die Erneuerung der Vertagung 
bedarf der Zustimmung des Sejm. Die Zeit der durch Schließung oder Ver- 

g der Session verursachten Unterbrechung wird in den Lauf der Ter- 
mine nicht eingerechnet, die durch die Verfassung für die Tätigkeit des Sejm 
vorgeschrieben sind. 

30. Der Präsident der Republik kann nach seinem Ermessen jederzeit 
die Eröffnung einer außerordentlichen Tagung des Sejm anordnen und tut 
dies binnen 30 Tagen auf einen Antrag von mindestens der Hälfte der gesetz- 
lich vorgesehenen Anzahl der Abgeordneten. 

Während einer außerordentlihen Tagung können Gegenstand der Ver- 
handlungen des Sejm nur die Angelegenheiten sein, die in der Verordnung 
des Präsidenten der Republik oder im Antrag auf Eröffnung einer solchen 
Tagung. den die Abgeordneten eingebracht haben, sowie Angelegenheiten, 
deren Erledizun in der nächsten Tagung Gesetze oder Reglements erfordern 
oder die der Präsident der Republik auf Antrag des Vorsitzenden des 
Ministerrats oder des Sejm-Marschalls als dringlich anerkennt. 

31. Die Abgeordneten genießen die Immunität nur insofern, als ihre 
Teilnahme an den Arbeiten des Sejm dies erfordert. 

Für den Inhalt von Reden, die im Sejm gehalten werden, sowie für 
ungebührliches Verhalten während: der Verhandlungen sind die Abgeordneten 
nur vor dem Sejm verantwortlich. Jedoch für ein Benehmen, das mit dem 
Inhalt des Abgeordneteneides in Widerspruch steht oder Anzeichen eines 
Amtsvergehens enthält, kann der Abgeordnete auf Beschluß des Sejm oder 
auf Forderung des Sejm-Marschalls oder des Justizministers dem Staats- 
gerichtshof ausgeliefert werden und durd Urteil dieses Gerichtshofs das Ab- 
geordnetenmandat verlieren. Für die Verletzung der Rechte einer dritten 
Person während der Sejm-Verhandlungen kann der Abgeordnete zur gericht- 
lichen Verantwortung nur mit Genehmigung des Sejm gezogen werden. 

32. Die Abgeordneten sind für eine nicht mit der Teilnahme an den 
Arbeiten des Sejm verbundene Handlung ebenso verantwortlih wie die 
anderen Bürger, jedoch unterliegt ein strafrechtliches, Strafverwaltungs- oder 
Disziplinarverfahren, das gegen einen Abgeordneten vor oder nach Erlangung 
des Mandats eingeleitet wird, auf Forderung des Sejm dem Aufschub bis 
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zum Erlöschen des Mandats. Die Verjährung im Strafverfahren gegen den 
Abgeordneten unterliegt für die Zeit, in der das Verfahren nicht stattfinden 
kann, der Unterbrechung. 

Ein Abgeordneter, der während der Tagung auf gerichtlihe Anordnung 
un wird, ist auf Verlangen des Sejm-Marscalls unverzüglich frei- 
zulassen. 

33. Ein Abgeordneter kann weder auf seinen noch auf einen fremden 
Namen, noch im Namen von Unternehmen, Genossenschaften und Vereinen, 
die auf Gewinn ausgehen, Staatsgüter erwerben noch von ihm in Pacht neh- 
men, Lieferungen und Arbeiten für die Regierung übernehmen noch von 
der Regierung Konzessionen oder andere persönliche Vorteile erhalten. 

Für die Übertretung dieser Verbote ist der Abgeordnete auf Verlangen 
des Sejm-Marschalls oder des Präsidenten der Obersten Kontrollkammer dem 
Staatsgerichtshof zu übergeben und auf Beschluß dieses Gerichtshofes des 
Abgeordnetenmandats und der persönlichen Vorteile, die er von der Regie- 
rung erhalten hat, verlustig zu erklären. 

Der Sejm-Marschall kann auf Grund eines Beschlusses des Geschäfts- 
ordnungsausschusses, der mit Dreifünftelmehrheit gefaßt wurde, dem Abge- 
ordneten im Einzelfalle die Genehmigung erteilen, zu der Regierung in ein 
Rechtsverhältnis zu treten, wenn dieses Verhältnis nicht gegen die guten 
Sitten verstößt. 

V. Der Senat. 


34. Der Senat ist das Organ des Staates, das den Willen der bei der 
Arbeit am Gemeinwohl am meisten tätigen Elemente widerspiegelt. 

Der Senat prüft als zweite gesetzgebende Kammer das Budget und die 
vom Sejm beschlossenen Gesetze. 

Überdies nimmt der Senat ebenso wie der Sejm, doch ohne das Recht 
der Initiative, teil an der Entscheidung folgender Angelegenheiten: 

a) bei einem Mißtrauensvotum für die Regierung, 

b) bei Gesetzen, die an die gesetzgebenden Kammern zur erneuten 
Prüfung infolge eines Vetos zurückverwiesen wurden, 

c) bei einer Änderung der Verfassung, 

d) bei der Aufhebung von Verordnungen, die den Ausnahmezustand 
einführen. 

35. Der Senat besteht aus 120 Senatoren, die auf 6 Jahre berufen wer- 
den, und zwar werden ein Drittel vom Präsidenten der Republik und zwei 
Drittel durch Wahlen berufen. Alle 3 Jahre tritt in jeder Gruppe die Hälfte 
der Senatoren nach dem Berufungsalter zurück. Der Präsident der Republik 
kann jederzeit eine Erneuerung des Senats in vollem Bestand anordnen. 

Das Recht zur Wahl in den Senat haben die Bürger, die nach dem 
Gesetz als führend bei der Arbeit für das Gemeinwohl anerkannt werden. 

Das Recht zur Wahl in den Ersten Senat nach Inkrafttreten der Ver- 
fassung steht den Bürgern zu, die mit dem Orden „Virtuti Militari“ oder mit 
dem Unabhängigkeitskreuz ausgezeichnet sind. 

Das Recht zur Bekleidung eines Senatorenmandates steht den Bürgern 
zu, die das passive Wahlrecht zum Sejm besitzen. 

Der Titel eines Senators ist lebenslänglich. 

Ein Senator kann erneut zur Ausübung seines Mandats berufen werden. 
a Mandate der Senatoren erlöschen mit dem Tage der Berufung ihrer Nadh- 

olger. 


VI. Die Gesetzgebung. 
37. Akte der Gesetzgebung sind: 
a) Gesetze, 
b) Dekrete des Staatspräsidenten. Kein gesetzgebender Akt darf im 
egensatz zur Verfassung stehen. 

38. Das Recht zur gesetzgebenden Initiative steht der Regierung und 
dem Sejm zu. Die gesetzgebende Initiative in Angelegenheiten des Budgets, 
des Rekruten-Kontingents und der Ratifizierung von internationalen Ver- 
rägen steht nur der Regierung zu. Der Sejm kann nicht ohne Zustimmung 
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der Regierung ein Gesetz beschließen, das Ausgaben aus dem Staatsschatz 
nach sich zieht, für die keine Deckung im Budget vorhanden ist. 

39. Jeder Gesetzentwurf, den der Sejm beschließt, wird dem Senat zur 
Prüfung überwiesen. 

Ein Senatsbeshhluß, der einen Gesetzentwurf ablehnt oder Änderungen 
in ihm vornimmt, gilt als angenommen, wenn der Sejm ihn nicht mit Drei- 
fünftelmehrheit ablehnt. 

40. Der Präsident der Republik kann binnen 30 Tagen nach Erhalt des 
Gesetzes es dem Sejm zurückgeben mit der Forderung der erneuten Prüfung, 
die nicht eher als in der nächsten ordentlichen Tagung erfolgen kann. 

Wenn die gesetzgebenden Kammern ein Gesetz mit absoluter Mehrheit 
der gesetzlichen Zahl der Abgeordneten und Senatoren erneut ohne Ände- 
rung beschließen, bestätigt der Präsident der Republik das Inkrafttreten und 
ordnet die Veröffentlichung an. 

41. Ein Gesetz kann den Präsidenten der Republik ermächtigen, Dekrete 
in einer von diesem Gesetz bestimmten Zeit zu erlassen; diese Ermächtigung 
kann sich nicht auf eine Änderung der Verfassung erstrecken. 

42. Der Präsident der Republik ist berechtigt, während der Zeit, wo der 
Sejm aufgelöst ist, im Falle eines staatlichen Notstandes Dekrete im Bereich 
der staatlichen Gesetzgebung zu erlassen mit Ausnahme: 


a) einer Verfassungsänderung, 

b) der Wahlordnung für den Sejm und den Senat, 

c) des Budgets, 

d) der Festsetzung der Steuern und der Einführung von Mono- 


ee: 
e) des Münzsystems, 

f) der Auflegung von Staatsanleihen, 

g) des Verkaufs und der Belastung eines Staatsgutes, das auf mehr 

als 100 000 Zloty eingeschätzt worden ist, 
Die auf obiger Grundlage beruhenden Dekrete werden auf Antrag des 

Ministerrats erlassen und können nur durch einen gesetzgebenden Akt ge- 
ändert oder aufgehoben werden. 


43, Die Dekrete des Präsidenten der Republik haben Gesetzeskraft. 
Sofern die Verfassung oder Gesetze über die Regelung eines Einzelgebiets 
aus dem Bereich der Gesetzgebung ein Gesetz erfordern, kann dieses Gebiet 
ebenfalls durh ein Dekret des Präsidenten der Republik geregelt werden, 
das unter den von der Verfassung bezeichneten Bedingungen erlassen wird. 


4. Dekrete, die die Organisation der Regierung, die Oberste Heeres- 
leitung sowie die Organisation der Staatsverwaltung betreffen, können jeder- 
zeit erlassen, aber nur durch eben solche Dekrete des Präsidenten der Repu- 
blik geändert oder aufgehoben werden. 


45. Dieser Grundsatz wird entsprechend in dem Falle angewendet, 
wenn der Sejm den ihm vorgelegten Haushaltsvoranschlag in, vollem Um- 
fange mit der Bedingung ablehnt, daß die Regierung binnen 7 Tagen nach 
der Ablehnung dem Sejm einen neuen Haushaltsplan oder den Plan eines 
Budget-Provisoriums übersendet ünd daß die von der Regierung nach dem 
vorjährigen Budget gemachten Ausgaben in den einzelnen Positionen nicht 
höher sein dürfen als die im abgelehnten Haushalt vorgeschlagenen. 


VI Das Heer. 

46. Das Heer ist die Wehrmacht des Staates, die die Sicherheit und die 
Hoheitsrechte der Republik bewacht. 

Alle Bürger sind zum Heeresdienst und zu Leistungen für den Schutz 
des Staates verpflichtet. 

47. Der Präsident der Republik ordnet alljährlih die Rekruten-Aus- 
hebung innerhalb der festgesetzten Kontingente an. Eine Anderung der 
Kontingente bedarf eines Gesetzesaktes. 

48. Der Präsident der Republik erlüßt Dekrete über die oberste Befehls- 
gewalt, bestimmt insbesondere durch ein Dekret die Organisation der 
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Obersten Militärbehörden und bezeichnet darin die Art der Gegenzeichnung 
der von ihm als Oberhaupt der Wehrmacht erlassenen Akte. 

Der Präsident der Republik bestimmt die Verwendung der Streitkräfte 
zum Schutze des Staates. Im Falle der Ernennung eines Öberbefehlshabers 
geht das Verfügungsredht über die Streitkräfte auf ihn über. 

Für Handlungen, die mit der Führung verbunden sind, ist der Ober- 
befehlshaber vor dem Präsidenten der Republik als Oberhaupt der Wehr- 
macht verantwortlich. 


VII. Die Gerichte. 

49. Die Gerichte üben die Rechtspflege im Namen der Republik aus. 
Durch die Rechtspflege schützen die Gerichte die Ordnung des Gemeinlebens 
und bilden die Moral der Volksgemeinschaft, 

Die Richter sind in der Ausübung ihres Richteramts unabhängig. 


Die Gerichtsurteile können nicht geändert, noch durch andere Organe der 
Staatsgewalt aufgehoben werden. 

Die Gerichte sind nicht berechtigt, die Gültigkeit gesetzgebender Akte 
zu prüfen, die ordnungsgemäß veröffentlicht worden sind. 

50. Die Richter ernennt der Präsident der Republik, sofern die Gesetze 
nicht anders bestimmen. 

Ein Richter kann gegen seinen Willen nur kraft eines Gerichtsurteils 
und nur in den vom Gesetz vorgesehenen Fällen seines Amtes enthoben, 
beurlaubt, auf einen anderen Posten oder in den Ruhestand versetzt werden. 

Dieser Grundsatz betrifft den Fall nicht, in dem die Versetzung eines 
Richters auf einen anderen Posten oder in den Ruhestand durch eine Aende- 
rung in der Organisation der Gerichte veranlaft wird, die durch einen gesetz- 
gebenden Akt bestimmt worden ist. 

Die Gerichtspräsidenten können sogar, abgesehen von einer Reorgani- 
sation, in das Höchste Gericht auf Richterposten versetzt werden. 

51. Niemand kann dem Gericht entzogen werden, dem er nach dem Recht 
unterliegt, noch für eine Handlung bestraft werden, die vom Gesetz nicht 
verboten ist, noch ohne Befehl des Gerichts länger als 24 Stunden in Haft 
gehalten werden. 

Ausnahmegerichte sind nur in den vom Gesetz vorgesehenen Fällen 
zulässig. 

Die Gesetze führen den Grundsatz durch, daß gegen Strafurteile der 
Verwaltungsbehörden, die in erster Instanz gefällt worden sind, Berufung 
eingelegt werden kann. 

52. Es wird berufen: 

a) das Höchste Gericht für Zivil- und Strafsachen, 

b) das Oberste Verwaltungsgericht zur Entscheidung über die Legali- 
tät von Verwaltungsakten, sowie 

c) das Kompetenztribunal zur Entscheidung von Streitigkeiten über 
die Zuständigkeit der Gerichte und der anderen Organe der 
Staatsgewalt. j 

Die besondere Organisation der Militärgerichte, ihre Zuständigkeit, das 
Verhandlungsverfahren sowie die Rechte und die Pflichten der Mitglieder 
dieser Gerichte bestimmen die Gesetze. 

53, Zur Urteilssprechung in Sachen von Ministern, Senatoren und Ab- 
geordneten, die zur konstitutionellen Verantwortung gezogen werden, wird 
ein Staatsgerichtshof berufen, der aus dem Ersten Vorsitzenden des Höchsten 
Gerichts als Vorsitzendem und 6 Richtern besteht. 

Die Richter des Staatsgerichtshofs und ihre Stellvertreter werden vom 
Präsidenten der Republik für die Dauer von 5 Jahren in doppelter Anzahl 
aus den zur Hälfte vom Sejm und zur Hälfte vom Senat vorgeschlagenen 
Richtern der allgemeinen Gerichte unter gleichmäßiger Berücsichtigung der 
Kandidaten beider gesetzgebenden Kammern berufen, 
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Ä IX. DieStaatsverwaltung. 

54. Die Staatsverwaltung ist öffentlicher Dienst, 

Ihre Organe sind: a) die Regierungsverwaltung, b) die territoriale Selbst- 
verwaltung, c) die wirtschaftliche Selbstverwaltung. 

55. Zum Zweck der allgemeinen Verwaltung wird der Staat territorial in 
Verwaltungbezirke eingeteilt, und zwar: in Wolewodschaften, Kreise und 
Stadt- und Dorfgemeinden. 

Die Einteilung in Wojewodschaften bestimmt das Gesetz; die Einteilung 
der Wojewodschaften in Kreise und der Kreise in Gemeinden bestimmen Ver- 
ordnungen des Ministerrats. 


Die Stadtgemeinden können unter den era bestimmten Bedingun- 
gen im Bereich der allgemeinen Verwaltung Kreisrechte oder Grod-Wojewod- 
schaftsrechte erhalten. 


i Be Organisation des Staates bestimmt ein Dekret des Präsidenten der 
epublik. 

57. Entsprechend der Einteilung des Staates in Verwaltungsbezirke wer- 
den zur Erfüllung der Aufgaben der Staatsverwaltung im Bereich der lokalen 
Bedürfnisse die Wojewodschafts-, die Kreis- und die Gemeindeselbstverwal- 
tung berufen. 

Die Aufsicht über die Tätigkeit der Selbstverwaltung übt die Regierung 
durch ihre Organe oder die der Selbstverwaltung höheren Grades aus. 


58. Für die einzelnen Gebiete des Wirtschaftslebens wird die wirtschaft- 
liche Selbstverwaltung berufen, die die Landwirtschafts-, die Industrie- und 
Handels-, die Handwerker-, die Arbeitskammern, die freien Berufe sowie die 
anderen öffentlich-rechtlichen Vereinigungen umfaßt, 


Zur Prüfung der das gesamte Wirtschaftsleben betreffenden Probleme, 
zur Begutachtung der wirtschaftlichen Gesetzentwürfe sowie um die erforder- 
lichen Maßnahmen in den verschiedenen Zweigen der Volkswirtschaft in Ein- 
San zu bringen, kann durch Gesetz eine oberste Wirtschaftskammer berufen 
werden. 

Die Aufsicht über die Tätigkeit der wirtschaftlichen Selbstverwaltung 
übt die Regierung durch die dazu berufenen Organe aus. 


X. Die Staatskontrolle., 


Zur Kontrolle über die Finanzgebarung des Staates und der öffentlich- 
rechtlichen Verbände, sowie zur Prüfung der Rechnungsabschlüsse des Staates 
und um dem Sejm alljährlich Anträge auf Entlastung der Regierung vorzu- 
legen, wird die Oberste Kontrollkammer berufen, die auf dem Grundsatz der 
Kollegialität und der Unabhängigkeit der Mitglieder ihres Kollegiums beruht. 

ie Oberste Kontrollkammer ist von der Regierung unabhängig. 

Der Präsident der Republik ernennt und beruft die Vorsitzenden der 
Obersten Kontrollkammer ab und ernennt und beruft die Mitglieder ihres 
Kollegiums ab. 

er Präsident der Obersten Kontrollkamnier ist für seine Amtsführung 
nach den für die Verantwortung der Minister festgelegten Grundsätzen ver- 
antwortlich. 


"XL Die Bedrohung des Staates. 


60. Im Falle der Bedrohung des Staates von außen als auch im Falle 
innerer Unruhen oder umfangreicher Verwicklungen, die den Charakter eines 
Hochverrats tragen und die Verfassung oder die Sicherheit des Staates oder 
die der Bürger bedrohen, ordnet der Ministerrat unter Zustimmung des Präsi- 
denten der Republik den Ausnahmezustand im ganzen Staatsgebiet oder im 
bedrohten Teil an. 

Eine solche Anordnung wird dem Sejm binnen 7 Tagen nach ihrer Ver- 
öffentlihung übersandt. 

Wenn der Sejm aufgelöst ist, wird die Anordnung über die Verkündung 


E Ausnahmezustandes dem neugewählten Sejm in der ersten Sitzung vor- 
gelegt. 
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Der Sejm kann die Aufhebung der Anordnung verlangen. Über einen 
solchen Antrag kann nicht in der Sitzung abgestimmt werden, in der er ver- 
lesen worden ist. 

Wenn der Senat sich für den Sejm-Beschluß ausspricht, hebt die Regie- 
rung die Anordnung unverzüglich auf. 

Die Verkündung des Ausnahmezustandes gibt der Regierung das Recht, 
für die Dauer dieses Zustandes die bürgerlichen Freiheiten aufzuheben, und 
die Möglichkeit, von den besonderen im Gesetz über den Ausnahmezustand 
vorgesehenen Rechten Gebrauch zu machen. 

61. Im Falle der Notwendigkeit, die Streitkräfte für den Schutz des 
Staates zu benutzen, ordnet der Präsident der Republik den Kriegszustand, 
im Gebiet des ganzen Staates oder eines seiner Teile an. 

Während der Dauer des Kriegszustandes ist der Präsident der Republik 
berechtigt, ohne Ermächtigung der gesetzgebenden Kammern Dekrete im 
Bereich der Staatsgesetzgebung zu erlassen, ausgenommen die Änderung der 
Verfassung, die Wahlperiode des Sejm bis zum Friedensschluß zu verlängern, 
sowie die Sessionen des Sejm und des Senats an den den Bedürfnissen der 
Verteidigung des Staates angepaftten Terminen zu eröffnen, zu vertagen und 
zu schließen, sowie zur Entscheidung über die in den Tätigkeitsbereich der 

esetzgebenden Kammern gehörenden Angelegenheiten den Sejm und den 
Senat in vermindertem, durch die Kammern in Verhältniswahlen ausgeson- 
derten Bestand einzuberufen. 

Während der Dauer des Kriegszustandes macht die Regierung von den 
im Gesetz über den Ausnahmezustand vorgesehenen Rechten und außerdem 
von An DESQULELEN. im Gesetz über den Kriegszustand vorgesehenen, Rechten 
Gebraud. 


XII. Anderung der Verfassung, 


62. Eine Änderung der Verfassung kann auf Initiative des Präsidenten 
der Republik, der Regierung oder eines Viertels der gesetzlich vorgescdrie- 
benen Zahl der Abgeordneten vorgenommen werden. 

Der vom Präsidenten der Republik gestellte Antrag kann nur im ganzen 
und unverändert oder mit Änderungen, denen die Regierung im Namen des 
Präsidenten der Republik zustimmt, angenommen werden. 

Das die Verfassung auf Initiative des Präsidenten der Republik ändernde 
Gesetz erfordert übereinstimmende Beschlüsse des Sejm und des Senats, die 
mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt werden; dagegen bedarf das die Ver- 
fassung auf Initiative der Regierung oder des Sejm ändernde Gesetz über- 
einstimmender Beschlüsse, die mit der Mehrheit der gesetzlich vorgeschriebe- 
nen Zahl der Abgeordneten gefaßt werden. 


XII. Gebiete, dieeiner Verfassungsänderung nicht 
unterliegen. 


65. Die Artikel 9, 109, 118 und 120 der Verfassung vom 17. März 1921 
bleiben weiter in Kraft. 


5. Aus der Rede Stalins vor dem Parteikongrefß am 27. Januar 1934, Teil MI, 
über die internationalen Beziehungen?).. 


„Es ist leicht zu verstehen, wie schwierig es für die Sowjetunion war, 
ihre friedliche Politik in dieser von Miasmen kriegerisher Kombinationen 
vergifteten Atmosphäre durchzuführen. Inmitten der kriegslüsternen Narr- 
heit, die eine ganze Reihe von Ländern ergriffen hat, beharrte die Sowjet- 
union in diesen Jahren hart und unerschütterlich auf ihrer Friedensposition... 

Auf was stützt sich die Sowjetunion in diesen schwierigen und kompli- 
zierten Kämpfen um den Frieden? a) Auf ihre wachsende wirtschaftliche 
und politische Macht. b) Auf die moralische Unterstützung der Millionen- 
masse der Arbeiterklasse aller Länder, die an der Erhaltung des Friedens 
auf das äußerste interessiert ist. c) Auf die Vernunft derjenigen Länder, 


3) Übersetzt von Klaus Mehnert. 
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die aus dem einen oder anderen Motiv heraus nicht interessiert sind an einer 
Zerstörung des Friedens und die bereit sind zu Handelsbeziehungen mit 
solchen ehrlichen Kontrahenten, wie es die Sowjetunion ist. d) Endlich auf 
unsere glorreiche Armee, die bereit ist, das Land vor äußeren Attacken zu 
schützen. Auf dieser Basis entstand unsere Kampagne für den Abschluß 
eines Nichtangriffspaktes und eines Paktes zur Definierung der angreifenden 
Seite mit den benachbarten Staaten. Ihr wißt, daß diese Kampagne erfolg- 
reich war. Es ist bekannt, daß der Nichtangriffspakt nicht nur mit der Mehr- 
zahl unserer Nachbarstaaten im Westen und Süden, darunter auch mit Finn- 
land und Polen, abgeschlossen wurde, sondern auch mit solchen Ländern, 
wie Frankreich und Italien, und der Pakt zur Definierung der angreifenden 
Seite mit denselben Nachbarstaaten, einschließlich der kleinen Entente. 

Auf derselben Basis verstärkte sih die Freundschaft zwischen der 
Sowjetunion und der Türkei, während sich die Beziehungen zwischen der 
Sowjetunion und Italien verbesserten und fraglos befriedigend wurden, sich 
auch die Beziehungen mit Frankreich, Polen und den anderen baltischen 
Staaten verbesserten und die Beziehungen zu USA., China usw. wieder her- 
gestellt wurden... 

1. Ich habe erstens im Auge die Wandlung zum Besseren in den Be- 
ziehungen zwischen der Sowjetunion und Polen, zwischen der Sowjetunion 
und Frankreich, welche in der letzten Zeit vor sich gegangen ist... 

Es handelt sich nicht nur darum, daß wir einen Nichtangriffspakt mit 
diesen Ländern unterschrieben, obzwar der Pakt an sich ernsthafte Bedeu- 
tung besitzt, sondern es handelt sich in erster Linie darum, daß die Atmo- 
sphäre, die von gegenseitigem Mißtrauen erfüllt war, sich zu klären beginnt; 

as heißt natürlich nicht, daß dieser Annäherungsprozeß als so fest betrachtet 
werden kann, daß er den endgültigen Erfolg der Sache sicherstellt. Uner- 
wartete Ereignisse und Zickzack-Bewegungen der Politik, z. B. in Polen, 
wo die sowjetfeindlichen Stimmungen noch stark sind, darf man keineswegs 
als ausgeschlossen ansehen, aber der Umschwung zum Besseren in unseren 
Verhältnissen ist — unabhängig von seinen Ergebnissen in der Zukunft — 
eine Tatsache, die der Erwähnung und Hervorhebung wert ist, als ein Fak- 
tor, der die Sache des Friedens verbessert. 

Wo ist der Grund für diesen Umschwung, wodurch wurde er stimuliert? 

In erster Linie durch die gewachsene Kraft und Macht der Sowjetunion. 
In der heutigen Zeit ist es nicht üblich, mit den Schwachen zu rechnen, ge- 
rechnet wird nur mit den Starken. Außerdem aber durch verschiedene Ver- 
änderungen in der Politik Deutschlands, die das Anwachsen einer revanche- 
lustigen und imperialistischen Stimmung in Deutschland widerspiegeln. 
Einige deutsche Politiker sagen in diesem Zusammenhang, daß sich die Sow- 
jetunion jetzt auf Frankreich und Polen orientiert, daß sie aus einem Gegner 
des Versailler Vertrages zu seinem Verfechter geworden sei, daß diese Ver- 
änderung durch die Aufrichtung des faschistischen Regimes zu erklären sei. 
Das ist nicht richtig. Selbstverständlich sind wir weit davon entfernt, uns 
für das faschistische Regime in Deutschland zu begeistern, aber es geht hier 
niht um den Faschismus, schon allein deswegen nicht, weil der Faschismus 
z. B. in Italien die Sowjetunion nicht störte, die allerbesten Beziehungen 
mit diesem Lande herzustellen. Es handelt sih auch nicht um die schein- 
baren Veränderungen in unserer Einstellung zum Versailler Vertrage. Es 
ist nicht unsere Sache, die wir die Schande des Brester Vertrages erlebten, 
den Versailler Vertrag zu preisen. Wir sind nur damit nicht einverstanden, 
daß um dieses Vertrages willen der Friede in den Strudel eines neuen 
Krieges hereingerissen wird. Dasselbe muf über die scheinbare Umorien- 
tierung der Sowjetunion gesagt werden. Bei uns gab es keine Orientierung 
auf Deutschland, so wie es keine Orientierung auf Polen und Frankreich 
gibt, wir orientierten uns in der Vergangenheit und wir orientieren uns in 
der Gegenwart auf die Sowjetunion und nur auf die Sowjetunion, und wenn 
die Interessen der Sowjetunion eine Annäherung mit diesen oder jenen 
Ländern, die an einer Zerstörung des Friedens nicht interessiert sind, for- 
dern, dann lassen wir uns ohne Schwanken darauf ein. 
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Um alles dieses handelt es sich also nicht, sondern es handelt sich um 
die Veränderung in der Politik Deutschlands, es handelt sih darum, dab 
schon vor dem Machtantritt der gegenwärtigen deutschen Politiker, besonders 
nach ihrem Antritt, in Deutschland ein Kampf zwischen zwei politischen 
Linien begann, zwischen der alten Politik, die in den bekannten Verträgen 
der Sowjetunion mit Deutschland ihren Ausdruck fand, und einer „neuen“ 
a ie im Grunde an die Politik des ehemaligen Kaisers von Deutschland 
erinnert . . . 

2. Zweitens habe ich die Wiederherstellung normaler Beziehungen zwi- 
schen der Sowjetunion und den Vereinigten Staaten Nordamerikas im Auge 
Es kann keinen Zweifel daran geben, daß dieser Akt ernsthafteste Bedeu- 
tung in dem gesamten System internationaler Beziehungen besitzt. Es han- 
delt sih nicht nur darum, daß er die Chancen für die Bewahrung des Frie- 
dens hebt, die Beziehungen zwischen den beiden Ländern verbessert, ihre 
Handelsverbindungen festigt und eine Basis für gemeinsame Zusammenarbeit 
liefert, sondern es handelt sich darum, daß er eine Grenze zieht zwiscen 
der Vergangenheit, in der USA. in verschiedenen Ländern als eine Schu:z- 
wehr aller möglichen sowjetfeindlichen Tendenzen galt, und der neuen Zeit, 
in der diese Schutzwehr freiwillig aus dem Wege geräumt ist zum Vorteil 
beider Länder... 

Es wäre jedoch falsch zu denken, daß in der Berichtszeit bei uns alle 
glatt ins. Nein, bei weitem nicht alles ging bei uns glatt. 

rinnert euch an den Druck von seiten Englands, an das Embargo. de: 
auf unseren Export gelegt wurde, an den Versuch, in unsere inneren An- 
gelegenheiten sich einzumischen, uns auf den Zahn zu fühlen und die Kräfte 
unseres Widerstandes zu prüfen. Sicherlich, aus diesem Versuch wurde 
nichts und das Embargo wurde später wieder beseitigt, aber ein unangeneh- 
mer Rest dieser Attacke ist immer noch in allem, was die Beziehungen 
zwischen England und der Sowjetunion betrifft, zu spüren, darunter aud 
in den Verhandlungen über ein Handelsabkommen ... . 

Ebenso wenig darf man die Beziehungen zwischen der Sowjetunion und 
Japan außer acht lassen, die einer ernsthaften Verbesserung bedürfen. Die 
Ablehnung ee einen pa zu unterzeichnen, den Japan nid! 
weniger braucht als die Sowjetunion, hat ein übriges Mal unterstrichen. dal 
auf I Gebiete unserer Beziehungen nicht alles zum besten ist. Dasselbe 
muß. man über die Unterbrechung der Verhandlungen betreffend die chine- 
sische Ostbahn sagen, die auch nicht durch die Schuld der Sowjetunion zu- 
stande kam, sondern weil japanische Agenten unzulässige Dinge auf der 
Bahn treiben, ungesetzlicherweise Sowjetangestellte auf der Bahn verhaften 
usw. Ich rede schon nicht davon, daß ein Teil der Militärs in Japan offen 
in der Presse die Unumgänglichkeit eines Krieges mit der Sowjetunion und 
eines Zugriffes auf die Meerprovinz predigt, während der andere Teil der 
Militärs das offenbar gutheiftt, die Regierung Japans aber, statt die Kriegs- 
schürer zur Ordnung zu rufen, sich den Anschein gibt, als wenn sie dies 
nichts anginge. Es ist nicht schwer zu verstehen, daß solche Verhältnisse 
nicht umhin können, eine Atmosphäre der Unruhe und Unsicherheit zu schaffen. 
Selbstverständlich werden wir auch für die Zukunft standhaft die Friedens- 
politik durchführen und die Verbesserung der Beziehungen zu Japan an- 
streben, denn wir wollen die Verbesserung dieser Beziehungen. Aber nidt 
alles hängt hier von uns ab, deswegen müssen wir gleichzeitig alle Ma£- 
nahmen treffen, um unser Land vor unerwarteten Ereignissen zu bewahren. 
und müssen bereit sein zu seinem Schutz vor einem Angriff... 

Unsere Außenpolitik ist klar, sie ist die Politik der Friedensbewahruns 
und der Verstärkung der Handelsbeziehungen mit allen Ländern. Die 
Sowjetunion denkt nicht daran, irgend jemanden zu bedrohen und noch viel 
weniger, irgend jemand anzugreifen. Wir sind für den Frieden und treten 
ein für die Sache des Friedens, aber wir fürchten keine Drohungen und 
sind bereit, Schlag auf Schlag den Kriegsschürern zu antworten. Wer den 
Frieden will und geschäftliche Beziehungen mit uns anstrebt, der wird bei 
uns immer Unterstützung finden, die aber, die unser Land anzugreifen ver- 
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suchen sollten, werden einen vernichtenden Widerstand finden, damit es 
ihnen für die Zukunft vergeht, ihren Schweinerüssel in unseren Sowjet- 
Garten zu stecken.“ 


6. Aus der Reichstagsrede Adolf Hitlers am 30. Januar 1934 
über das Verhältnis zu Rußland, 


„Grundsätzlich geht die deutsche Regierung von dem Gedanken aus, 
daß es für die Gestaltung unserer Beziehungen zu anderen Ländern selbst- 
verständlich belanglos ist, welcher Art die Verfassung und Regierungsform 
sein mag, die die Völker sich zu geben belieben. Es ist dies eines jeden 
Volkes ureigenste Angelegenheit, sein inneres Leben zu bestimmen nach 
seinem eigenen Ermessen. Es ist daher aber auch die eigenste Angelegenbeit 
des deutschen Volkes, den geistigen Gehalt und die konstruktive Form seiner 
Staatsorganisation und Staatsführung nach eigener Empfindung zu wählen. 
Wir haben noch viele Monate hindurch schmerzlich feststellen müssen, daß 
die Differenz, die sich zwischen unserer Weltauffassung und der anderer 
Völker zeigt, zum Anlaß genommen wurde, das deutsche Volk und das 
Deutsche Reich nicht nur mit zahlreichen ungerechtfertigten Vorwürfen zu 
überschütten, sondern ihm auch mit einem durch nichts begründeten Miß- 
trauen zu begegnen. 


Wir haben uns diese Auffassungen nicht zu eigen gemacht. Es war 
in den vergangenen Monaten unser aufrichtigstes Bestreben, die Beziehungen 
des Deutschen Reiches zu allen übrigen Staaten im Geiste der Versöhnlichkeit 
und der Verständigungsbereitschaft zu pflegen auch dann, wenn zwischen 
den Staatsauffassungen dieser Länder und uns große, ja unüberbrückbare 
Unterschiede bestehen. Sowohl den Staaten demokratischer Fassung, wie 
auch den Staaten antidemokratisher Tendenz gegenüber beherrschte uns 
die gleihe Absicht, Mittel und Wege zu finden zum Ausgleich der Gegen- 
sätze und zur internationalen Zusammenarbeit. Nur so war es selbstver- 
ständlich und möglich, daß trotz der großen Differenz der beiden herrschen- 
den Weltanschauungen das Deutsche Reich sih auch in diesem Jahre be- 
mühte, seine freundschaftlichen Beziehungen Rußland gegenüber weiter zu 
pflegen. Wenn Herr Stalin in seiner letzten großen Rede der Befürchtung 
Ausdruck gab, in Deutschland möchten sowjetfeindliche Kräfte tätig sein, so 
muß ich an dieser Stelle diese Meinung dahin korrigieren, daß genau so 
wenig wie in Rußland eine deutsche nationalsozialistische Tendenz geduldet 
würde, Deutschland eine kommunistische Tendenz oder gar Propaganda dul- 
den wird! Je klarer und eindeutiger diese Tatsache in Erscheinung tritt und 
von beiden Staaten respektiert wird, um so natürlicher kann die Pflege der 
Interessen sein, die den beiden Ländern gemein sind.“ 


Bücherschau. 


Deutschtum im Ausland. 


Handwörterbuch des Grenz- und Auslanddeutschtums 
unter Mitwirkung von 800 Mitarbeitern in Verbindung mit 
46 Teilredaktoren, herausgegeben von Carl Petersen und Otto 
Scheel. Band I, Lieferung 1 u. 2. Breslau. Verlag Ferdinand 
Hirt. 1933. 160 S. Preis: je Band 3,— RM. 

Fittbogen, Gottfried: Die wissenschaftlichen Aufgaben 
der Kunde vom Auslanddeutschtum. Berlin. 1933. Sonderdruk 
aus „Mitteilungen der Akademie zur wissenschaftlichen Erfor- 
schung und zur Pflege des Deutschtums“. Zweites Heft. 171 S. 
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Franzis, Emmerich: Bernard Bolzano, der pädagogische 
Gehalt seiner Lehre. Zugleich ein Beitrag zur Geistesgeschichfe 
des ostmitteleuropäishen Raumes. Münster. Aschendorffsche 
Verlagsbuchhandlung. 1933. XX, 249 S. (Deutschtum und Aus- 
land, Studien zum Auslandsdeutschtum und zur Auslandkunde, 
Heft 54.) Preis: geh. 850 RM., geb. 9,75 RM. 


Das Handwörterbuch des Grenz- und Auslanddeutschtums, 
dessen Probelieferung von uns bereits besprochen wurde, liegt nun in den 
beiden ersten Lieferungen vor. Soweit man nach diesen beiden, je 90 Seiten 
starken Heften urteilen kann, wird das neue Nachschlagewerk seiner großen 
Aufgabe, eine Zusammenfassung unseres Gesamtwissens vom deutschen 
Volkstum zu bringen, gerecht werden können. Von der ursprünglich beab- 
sichtigten Gruppierung des Stoffes nach geographischen Gesichtspunkten 
Bde. 1—4 — Deutschtum in Europa; Bd. 5 — Deutschtum in Übersee) sind 
ie Herausgeber abgekommen, was man im Interesse der Übersichtlichkeit 
nur begrüßen kann. Die Artikel sind somit fortlaufend alphabetisch nach 
Stichwörtern geordnet. Drei Arten von Artikeln haben Aufnahme gefunden: 
Regionale Artikel, Sachartikel und Personalartikel. Daß es den Heraus- 
gebern nicht nur darauf ankam, eine Darstellung des deutschen Lebens im 
Auslande in Gegenwart und Vergangenheit zu geben, sondern daß sie dar- 
über hinaus auch die wirtschaftlichen und sozialen Lebensformen der Heimat 
herausheben wollten, die zur Auswanderung der Deutschen geführt haben 
und daher als Entstehungsursachen des Auslanddeutschtums anzusprechen 
sind, beweist der gleich in die 1. Lieferung aufgenommene, sehr inhaltsreiche 
Artikel „Agrarverfassung“, dem 47 Seiten gewidmet sind. Darin wird u. a. 
auch die Agrarfrage Osteuropas und besonders Rußlands eingehend be- 
handelt: Die Personalartikel enthalten. biographishe Angaben nur von 
solchen Persönlichkeiten, deren Wirksamkeit für die Gesamtkultur oder für 
einzelne deutsche Volksgruppen von besonderer Bedeutung ist. 


Wenn somit durch das Erscheinen des Handwörterbuchs die Forschung 
des Auslanddeutschtums eine solide wissenschaftliche Grundlage erhalten hat, 
so bietet die kleine Schrift Fittbogens gleichsam eine gute Einführung 
in die Methodologie der deutschen Auslandkunde, Vom Begriff des . deut- 
schen Volkstums als Ganzes ausgehend, versucht Fittbogen das so außer- 
ordentlich vielseitige Forschungsmaterial zu systematisieren und die speziel- 
len Aufgaben des Forschers zu bezeichnen. Das kleine Büchlein enthält viel 
wertvolle und interessante Anregungen und verweist auf die für den For- 
scher notwendigsten Quellen und Werke. 


Das an letzter Stelle angezeigte, in der Schriftenreihe des Deutschen 
Instituts für Auslandkunde in Münster i. W. erschienene Buch ist dem böh- 
mischen Priesterphilosophen Bernardo Bolzano gewidmet. Die Frage, 
ob und wieweit man Bolzano überhaupt als einen Vertreter auslanddeutschen 
Kulturlebens ansprechen kann, bleibt offen: Anscheinend hat er sich selbst 
mehr für einen Tschechen als für einen Deutschen gehalten. Bolzanos Be- 
deutung in der Philosophie liegt auf dem Gebiet der Logik. Er hat auf die 
Lehre seines bekannten Landsmannes, des Begründers der phänomenologi- 
schen Schule, Edmund Husserls, nachhaltigen Einfluß ausgeübt. 


In seiner Untersuchung holt der Verfasser weit aus und entwirft ein 
Bild von Bolzanos philosophischem System auf dem Hintergrund der kultur- 
geschichtlichen Situation im katholishen Deutschland und besonders in 
Böhmen zur Zeit der Wende von der Aufklärung zur Romantik. Besondere 
Berücksichtigung findet Bolzanos, auch für unsere Verhältnisse sehr bemer- 
kenswerte Lehre über staatsbürgerlihe Erziehung und Führerbildung. Be- 
dauerlicherweise wird aber das Problem einer offenbar vorhandenen Beein- 
flussune Bolzanos durdı den weltberühmten tschechischen Pädagogen Jan 
Amis Komensky (Comenius) nicht einmal gestreift, geschweige nn be- 
handelt. t. 
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Lettland und Estland. 


Arbusow, Leonid: Frühgeschichte Lettlands. Riga. Verlag 
Bruhns. 1933. 64 S. Preis: 1,60 RM. 


Wihksninsch, N.: Die Aufklärung und die Agrarfrage 
in Livland Bd. 1. Die ältere Generation der Vertreter der Auf- 
klärung in Livland. Inaugural-Dissertation. Riga. Walters und 
Rapa. 1933. 312 S. Preis: 3,— Ls. 


Rafailowitsch, A.: Die Staatswirtschaft Lettlands. Inau- 
gural-Dissertation. Riga. Selbstverlag. 1933. 102 S. 


S br eckelsen, A.: Geschichte Estlands. Reval. Verlag 
Ferd. Wassermann. 1933. 115 S. Preis: 2,50 RM. 


Rahmen der vom Dommuseum der Gesellschaft für Geschichte und 
Altertumskunde zu Riga herausgegebenen Schriften erschien als Heft III eine 
ausgezeichnete Schilderung der Frühgeschichte Lettlands. Der Verfasser, 
Univ.-Prof. L. Arbusow, gibt mit dieser Arbeit eine Zusammenfassung 
der archäologischen und historischen Forschungsergebnisse jüngster Zeit. 
Einleitend wird die ältere und mittlere Eisenzeit kurz gestreift und eine 
Wertung der Gräber- und Fundformen gegeben. Der Hauptteil enthält 
dann die ausführliche Schilderung der auf dem Gebiete des heutigen Lett- 
land siedelnden verschiedenen Stämme in der jüngeren Eisenzeit, ihres 
sozialen Aufbaus, ihrer Lebens- und Wirtschaftsformen und geistigen Kultur. 
Den Schluß der Arbeit bildet die Schilderung des gegen Ende der Eisenzeit 
einsetzenden Überfremdungsprozesses, der im Laufe der folgenden Jahr- 
hunderte zur Verschmelzung der verschiedenen Stämme führen sollte. Allen 
denen, die sich über die Vorgeschichte Lettlands orientieren wollen, sei das 
Heft aufs beste empfohlen, 


Die äußerst interessante Arbeit von Wihksninsch ist das Ergebnis 
einer eingehenden systematischen Erforschung der Tätigkeit der zahlreichen 
Vertreter der Aufklärung in Livland. Es ergibt sich, daß entsprechend der 
Entwicklung der Leibeigenschaft im 18. Jahrhundert in Livland vorwiegend 
die Agrarfrage im Mittelpunkt der Reformbestrebungen stand. Daher wird 
einleitend eine Übersicht der geschichtlichen Entwicklung der Agrarfrage ge- 
geben. Anschließend werden die Erscheinungen im Geistesleben des damali- 
gen Livland eingehend geschildert — die Bewegung des Pietismus und die 
Verbreitung der Brüdergemeinden. Mit großer Sorgfalt sind alle wesent- 
lichen Beiträge zur Agrarfrage der westeuropäischen Vertreter der Aufklä- 
rung herausgeschält und die ideellen Zusammenhänge mit den livländischen 
Reformvorschlägen geklärt. Die ins einzelne gehende Durcharbeitung der 
letzteren läßt ein klares Bild der ganzen Bewegung in Livland im 18. Jahr- 
hundert erstehen und zeigt eindeutig die große treibende Kraft deutscher 
Geisteskultur. Daneben gibt die Arbeit durch die große Zahl der Hinweise 
eine vorzügliche Übersicht über zum Teil noch unerforschtes Quellenmaterial. 


Rafailowitsch stellt sich die Aufgabe: die Eigenart der lettlän- 
dishen Staatswirtschaft aufzuzeigen und sie in einen volkswirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenhang zu bringen. Das ist ihm gelungen. Die auf 
amtlichen Veröffentlichungen und Statistiken fußenden Schilderungen zeich- 
nen ein umfassendes Bild des seit der Gründung des Staates unter dessen 
bestimmendem Einfluß stehendenWirtschaftslebens. Zum Verständnis des 
heutigen Lettland, ohne eigenes eingehendes Studium, ein unentbehrliches 
Hilfsmittel, 


Spreckelsen gibt eine Geschichte Livlands, die vom grauen Alter- 
tum zur Gründung des heutigen estnischen Staates führt. Das Buch eignet 
sih zur schnellen Orientierung besonders durch die angenehm gedrängte, 
sachliche Form der Schilderung. R. F. 


391 


Französische Rußlandbücher. 

Trillat, Jean J.: Organisation et principes de l’enseigne- 
ment en URSS. Paris. Hermann et Cie, Editeurs. 1933. 70 S. 
10 Abb. auf 3 Tafeln. Preis: 12,— Fr. 

Tisserand, Roger: La Vie dun peuple. L’Ukraine. Pré- 
face de Rene Pinon. Paris. Librairie Örientale et Américaine. 
1933. 298 S., 10 Tafeln, 1 Karte. Preis: 25,— Fr. 


Jean J. Trillat, Professor der Universität Besançon, referiert sachlich, 
aber etwas schematisch, über die Ergebnisse seiner wissenshaftlihen Mis- 
sion in Rußland im September 1932, im Auftrage des französischen Ministe- 
riums für Nationale Erziehung. Der Hauptzweck dieser Mission war das 
Studium der technischen Ausbildung in Rußland. Der Verfasser behandelt 
in vier kurzen Kapiteln zuerst die allgemeine Organisation der Volksbil- 
dung in UdSSR, von der Krippe und dem Kindergarten bis zu verschiedenen 
pen der Hochschule, dann die Bildungsstätten für Erwachsene, die Aus- 
bildung des Lehrpersonals, die „polytechnische Schule“ im Rahmen der Fabrik 
und Kolchosbetriebe, die Beziehungen zwischen der theoretishen Wissen- 
schaft und der Technik, schließlich die Forschungsinstitute und ihre Verbin- 
dung mit der Industrie (als Typus einer solchen engen Verbindung dient 
ihm das Leningrader Physisch-ITechnische Kombinat). 

Der Grundgedanke Trillats ist, daß die greifbarsten praktishen Re- 
sultate, die das neue Regime erreicht hat, eben auf dem Gebiete der Volks- 
bildung liegen, namentlich der technischen Ausbildung der jungen Genera- 
tion. ie Tatsachen sind richtig beobachtet und wiedergegeben, aber sie 
bringen fast nichts Neues für einen informierten deutschen Leser. Das 
Abbildungsmaterial beschränkt sich auf einige Amateurphotographien, 

Roger Tisserand gibt eine populäre, flott geschriebene, mitunter aber 
recht oberflächliche und unkritische Darstellung der ukrainischen Geschichte, 
von „den Skythen und Sarmaten“ bis auf unsere Tage. Politisches, Volks- 
wirtschaftliches, Kulturelles — Kirchenfragen, ukrainische Sprache, Literatur, 
Kunst, Volksbräuche — wird gestreift, schwer lösbare nationalpolitische Pro- 
bleme werden aufgeworfen und sofort beantwortet. Seiner Tendenz nach 
ist das Buch eine leidenschaftliche Invektive gegen die russische „Unter- 
jochung“ der Ukraine. Tisserands Heros ist der Hetman Maseppa (über sein 
Geburtsdatum, welches der Verfasser am 30. März 1632 annimmt, vgl. den 
Aufsatz von D. Doroshenko in der „Zeitschrift für Osteuropäische Ge- 
schichte“ Bd. VII, Heft I, S. 51). Einiges ist vom Verfasser gut charakteri- 
siert: z. B. der Ukraine mediterrane Richtung, im geopolitischen Sinne 

emeint — wenn er auch das Wort „Geopolitik“ nicht gebraucht —, oder die 
olle der im Jahre 1632 vom Metropoliten Peter Mohyla reorganisierten 
Kiewer Akademie, als der Vermittlerin der abendländischen Bildung. 

Fehler und Unkonsequenzen in der Transkription der geographischen 
und Personennamen sind so üblich in den osteuropäische Fragen behandeln- 
den französischen Werken, daß man hier eher angenehm überrascht wird. 
Allerdings sollte der Verfasser nicht bald „Kharkov“ (russisch), bald „Khar- 
kiv“ (ukrainisch) schreiben, noch Jaroslaws „Russkaja Prawda“ durch 
„Vérité Ruthene“ (S. 57) übersetzen. Dagegen sind die Übersetzungen der 
gut ausgewählten literarischen Fragmente meistens korrekt und geschmack- 
voll. Das Fehlen eines Registers, ja sogar des Inhaltsverzeichnisses erleich- 
tert nicht die Benutzung des Buches. W.v.R 


Notiz. 


Abschluß der ersten Unterserie der Publikation: „Die internationalen 
Beziehungen im Zeitalter des Imperialismus.“ 


Soeben ist der V. Band der „Dokumente aus den Archiven der zarischen 
und provisorischen Regierung“ erschienen, die von der Kommission beim ZIK 
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herausgegeben werden und deren einzig berechtigte deutsche Ausgabe namens 
der „Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas“ von Otto Hoetzsch 
herausgegeben wird. Der Band umfaßt die Zeit vom 23. Juli bis zum 
4. August 1914. Mit ihm ist die erste Reihe: Das Jahr 1914 bis zum Kriegs- 
ausbruch, vom 14. Januar bis 4. August 1914, abgeschlossen. Damit ist ein 
vollständiger Gesamtüberblick, soweit dieser überhaupt durch die amtlichen 
Dokumente zu gewinnen ist, über die große Politik Rußlands von Anfang 
1914 bis zum Kriegsausbruch gegeben. 

Der Band enthält 570 Dokumente und außerdem in Beilagen 8 weitere 
Dokumente, darunter 3 Berichte russischer Diplomaten, die zwar nach dem 
4. August abgefaft sind, aber Darstellungen der Ereignisse der letzten 
Vorkriegstage enthalten. 

Von den 570 Dokumenten entfallen auf den Nahen Orient an sich 12, 
auf den Mittleren 32, auf den Fernen Osten 23, auf Außereuropa 2. Alles 
andere betrifft die große Zentralfrage der europäischen Politik. 182 Doku- 
mente waren Schon ganz oder zum Teil veröffentlicht. Für die 26 schon in 
Farbbüchern mit Abänderungen veröffentlichten und seitdem nicht authentisch 
wiedergegebenen Stücke gibt dieser Band den vollständigen und authenti- 
schen Text. Sie sind durchgängig mit den Originalen verglichen. Nament- 
lich ist sehr genau die Vergleichung mit den Veröffentlichungen der Orange- 
bücher durcgeführt, die dem Benutzer nun die exakte Grundlage für 
diese wichtige Frage der Übereinstimmung oder Nichtübereinstimmung gibt. 
Ebenso ist die Datierung durdhgängig revidiert und ihre Richtigkeit, 
soweit es irgend möglich war, festgestellt worden. 

Das Vorwort des Herausgebers gibt einen Überblick über die Quellen- 
grundlage im ganzen und behandelt darin besonders die Frage Sasonow 
und Schilling, sowie den Aktenstand für den Telegrammwechsel zwischen 
Petersburg und Belgrad in den entscheidenden Tagen der Antwort auf die 
österreichische Note. 

Der Band schließt sich in der Einrichtung seinen Vorgängern durchaus an. 
Er enthält außerdem das ausführliche Personenregister für die ganze Serie, 
das Dr. W. Leppmann beigesteuert hat. 

Nunmehr liegt die russische Politik in den ersten sieben Monaten des 
Jahres 1914 im vollständigen Gesamtbilde vor uns, das auch begründet, 
warum den Angelegenheiten Persiens und der Mongolei ein so großer Raum 
eingeräumt ist. Nur so war es möglich, das aus den amtlichen Urkunden 
hervorgehende Bild zu geben, das die Forschung, insonderheit auch der 
Kriegsschuldfrage braucht und das ihr die bisherigen zersplitterten Quellen- 
veröffentlichungen trotz ihres Umfanges nicht geben. Die gegenseitige Spie- 
gelung mit den deutschen, österreichischen und englischen Akten ist nun- 
mehr möglich. Besonders vermißt man bei diesem Bande von den: fehlenden 
anderen amtlichen Veröffentlichungen die serbischen Akten. 

Im Vorwort wird angedeutet, was in all diesen Beziehungen noch nicht 
völlig aufgeklärt ist und was in einer Publikation amtlicher Akten nicht 
gesucht werden kann. Der Band stellt in erster Linie das Problem Sa- 
sonow, der ja mit der Stelle, an die er sich in der Bewegung auf die Mobil- 
machung setzte, tatsächlich in das Zentrum der Frage der russischen Kriegs- 
schuld und damit dieser überhaupt rückt. 

Es ist nunmehr möglich, ein Gesamtbild der russischen Politik im 
Jahre 1914 bis Kriegsausbruch zu geben, an dessen Herstellung in einem 
Gesamtresume der Herausgeber bereits tätig ist. Hoffentlich kann dieses in 
nicht zu ferner Zukunft veröffentlicht werden. 

Die Arbeit an der Fortsetzung der Aktenpublikation ist in vollem Gang. 


Eingegangene Bücher: 

Adreßbuch für das Deutshtum in Ostasien. 1935—1954. Shanghai. 
Verlag Max Nößler & Co. 1935. Komm. Verlag Carl Emil Krug. Leipzig. 
256 S. Preis: 8— RM. , 

Afric, Leo: Les Héritiers de la „Toison d'or“. Paris. Maisonneuve 
Freres, éditeurs. 1931. 257 S. Preis: 15,— fr. 
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Bauer, Heinrich: Geburt des Ostens. Drei Kämpfer um eine idee. 
Berlin. Frundsberg Verlag. 1933. 220 S. Preis: 4,60 RM. 

Brandt, Otto: Der Kampf um die Ostsee am Vorabend der franzö- 
sischen Revolution. Wissenschaftlihe Veröffentlihungen der Deutschen 
Gesellschaft zum Studium Schwedens. Heft 3. Stettin. Verlag Ostsee- 
Druck A.G. 1933, 21 S. Preis: 1,— RM. 

Burgdörfer, Friedrich: Sterben die weißen Völker? Die Zukunft 
der weißen und farbigen Völker im Lichte der biologischen Statistik. Mün- 
chen, Georg D. W. Callwey Verlag. 1934. Schriftfolge: Das Neue Reid, 
herausgegeben von der Deutschen kademie. 88 S. Preis: 1,60 RM. 

E. F.: Der 2. Infanteriezug des Baltenregiments 1918—1920. Ernste und 
heitere Erlebnisse, Reval. Verlag Wassermann. 1933. 66 S. Preis: 1,50 RM. 

Freytag, Kurt: Raum deutsher Zukunft. Grenzland im Osten! 
ee Verlag Carl Reißner. 1953. 252 S. Preis: geh. 4— RM. geb. 
5,50 

Halm, Hans: Liebe und Ehe in Sowjetrußland. Berlin-Charlottenburg. 
Verlag re & De wause 1933. 140 S. Preis: 1,80 RM. 

v. Kapherr, Egon: Paradies und Hölle Turkistan. Langensalza. Ver- 
lag Julius“ eltz. 07. 56 S. Preis: 0,50 RM. (Raum und Volk, Gruppe V., 


Karutz, Richard: Kirgisische Wanderhirten. Langensalza. Verla ag 
pu a O. J. 36 S. Preis: 030 RM. (Raum und Volk, Gruppe Il 
eit 3. 

Mierzinsky, Kurt: Der russische Dolmetscher. Berlin. Verlag 
„Offene Worte“. 1933. 145 S. Preis: 5,— RM. 

Ostrovercha, M.: Musolini. Ljudina i čin. L’viv/Lemberg. Ver- 
lag: „Knigozbirnja Vistnika“. 1934. 85 S. 

a Kurt: Die Wirtschaft im neuen Reich. München. Georg 
D. W. Callwey Verlag. 1934. Schriftfolge: Das Neue Reich, n 
von der Deutschen Akademie. 52S. Preis: 0,60 RM. 

Schroeder und v. Heygendorff: Die Sächsischen Freiwilligen- 
Truppen in Litauen 1919. Erinnerungsblätter deutscher Truppenverbände, 
Heft 69. Dresden. Verlag der Buchdrucerei der Wilhelm- und Bertha- 

v.-Baensch-Stiftung. 1933. 125 S. Preis: 3,— RM. 

Stefanow, Theodor: Nacht über Rußland. Meine Erlebnisse. Deutsch 
von Erhard Kraft. Neukirchen, Kreis Moers. Verlag Stursberg & Cie. 1934. 
224 S. Preis: Lw. 3,50 RM. 

Wicherkiewicz, Wladislaus: Polnische Konversations-Grammatik 
für den Schul- und Privatunterricht sowie zum Selbststudium. 8. Auflage. 
Neu bearbeitet von Richard Meckelein. Heidelberg. Verlag Julius Groos 
1955. 387 S. Preis: 6— RM. 

Wolters, Rudolf: Spezialist in Sibirien. Zeichnungen von Heinrich 
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Das Studium Osteuropas als 
wissenschaftliche und politische Aufgabe. 


Von Werner Markert"). 


Wir fordern heute — mit Recht — den politischen Studenten, 
den wissenden Soldaten oder wie man es immer nennen mag. 
Das heißt zunächst nicht: daß der Student neben dem an si 
schon breiten Studium nun „auch“ noc Politik treiben, sih auch 
noch politisch schulen lassen soll — oder daf er als SA.- oder 
Arbeitsdienst-Mann daneben auch noch studieren soll. Das hieße 
entweder außerhalb der großen deutschen Bewegung stehen oder 
seinen Beruf nicht verstanden haben. 

Politischer Student sein heißt: nicht mehr in erster 
Linie Privatmensch sein, heißt für die Gesamtheit des deutschen 
Volkes mitverantwortlich denken, heißt für jeden: durch sein 
Studium und sein Wissen den Platz im Staate suchen, den er sinn- 
voll mit dem Einsatz seiner ganzen Person im Dienst des Volkes 
ausfüllen kann, oder, wie Dr. Frick es bei der Verkündung des 
Studentenrechtes formulierte: der politische Student „soll den 
nurstudierenden, den nur seinem wissenschaftlichen Fach leben- 
den aus der Enge des Hörsaales, des Faches herausreifßen und ihn 
immer wieder ins Ganze der Hochschule, des Volkes und des 
Reichs hineinstellen“. 

Politik ist nicht mehr eine Aufgabe, die der Regierung jenes 
alten berühmten ‚„Nadıtwächterstaates“ oder den Vertretern 
jener „Interessenhaufen“ des Weimarer Systems überlassen 
bleibt, sondern eine Verpflichtung jedes einzelnen, in seinem 
Beruf für die Gesamtheit zu seinem bescheidenen Teil mit- 
zudenken. 

Es ist eines der großen Erlebnisse der letzten Jahre und der 
politischen Gestaltung des nationalsozialistischen Deutschlands, 
die Gespaltenheit des deutschen Menschen schwinden zu sehen. 
Die Spaltung Volk und Staat ist überwunden. Es gibt nicht mehr 
das eine und jenes berühmte „andere“ Deutschland, an das das 
Ausland appellieren kann. Es ist der tiefe Sinn der Wahl vom 


*) Vortrag auf dem zweiten (am 19. Februar 1934) der von Prof. Hoetzsch 
namens der Dada Gesellschaft zum Studium Osteuropas“ veranstalteten 
Erörterungsabende über das wissenschaftlicke Studium Osteuropas und des 
deutschen Ostens. 
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12. November, dies vor aller Welt dokumentiert zu sehen. Heute 
gilt wirklich des Führers Wort: jeder Deutsche, der ins Ausland 
geht, ist entweder Emigrant — oder Nationalsozialist, d. h. jeder 
einzelne ist heute Träger des politischen Gesamtwillens des Volkes. 
Der Neubau des deutschen Staates aus dieser Gesinnung muß 
aber bei der Jugend, den noch miteinander Verbundenen, be- 
er Die studentische qeni muß nach des Führers Worten 
ie politische Führung sicherstellen helfen. Die Erziehung zu 
Führern des Volkes aus der Disziplin der Kameradschaft und der 
wissenschaftlichen Arbeit ist das hohe Ziel und die politische Auf- 
gabe des Studiums und der deutschen Hochschulen. 


* k ad 


In erhöhtem Maße muß das Studium Osteuropas und 
darin inbegriffen des deutschen Ostens die Forderung des 
S Studenten stellen, denn ihr fällt im neuen Staate eine 

esondere und zwingende Aufgabe zu. 

Es ist kein Zufall. daß gerade die politisch lebendigen Kreise 
der deutschen Jugend in den letzten Jahren ssh dem Osten 
zuwandten, daß der Seher des deutschen nationalen Sozialis- 
mus, Möller van den Bruck, für den Osten das Recht der jungen 
Völker proklamierte. Vor wenigen Jahren noch studierten mit 
mir zugleich in Paris ungefähr 1100 reichsdeutsche Studenten, die 
sich an der schönen, klaren, ausgeformten Welt der westlich- 
bürgerlihen Kultur erfreuten, während ich in Warschau im 
letzten Lass nur 3, in Prag 14 traf, für die dieses Studium be- 
wußten Einsatz und Arbeit auf völligem Neuland bedeutete. 

Der Weg des deutschen Sozialismus, der Weg zum deutschen 
Volke und zum neuen Staate führte und mußte von den national- 
staatlich demokratischen Ideen des Westens und seinen Formen 
politischen und bürgerlichen Lebens wegführen zum deutschen 
Osten und außenpolitisch zu Ost- und Südosteuropa, -— dokumen- 
tiert vor aller Welt durch den Austritt aus der Liga der Nationen 
und den zehnjährigen Vertrag zwischen Deutschland und Polen. 


Der Nationalsozialismus, der in seinem Kern und seinem 
tiefsten Wesen deutsch ist, kann niemals ein Exportartikel, eine 
auf andere Völker übertragbare Weltanschauung oder Staatsform 
sein. Er hat aber als Katalysator gewirkt, er weckte die Keime 
und stärkte die Bewegungen, die in den Völkern des Ostens und 
Siidostens aufgebrochen sind, er wirkt zugleich als ein Vorbild 
neuer staatlicher Ordnung, denn noch weniger als auf Deutsch- 
land paßte das Schema der Nationaldemokratien des Versailler 
Systems auf diese, und unsere Probleme sind zugleich und in ver- 
stärktem Maße die brennenden Fragen der Ost- und Südost- 
staaten. Ich erinnere hier besonders an die Tendenz zur Stär- 
kung der autoritären Staatsgewalt und zu staatlichen Wirt- 
schaftsformen von Estland bis nach Rumänien, an die Zunahme 
der antisemitischen Bewegung — aber auch an das starke Inter- 
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esse am Erbhofgesetz in Ländern der Agrarkrise wie der 
Tschechoslowakei, Rumänien und Jugoslawien, an die Wirkun 

der Arbeitsbeschaffung besonders in Ostpreußen auf Polen un 

die Tschechoslowakei. 

Aber wir haben die Überraschung erlebt, daf zunächst fast 
überall statt eines völkischen nationalen Sozialismus faschistische 
Bewegungen entstanden, die sich gegen das deutsche Volk 
wandten. Der Nationalsozialismus steht heute in ganz Zwischen- 
europa gegen die imperialistische und minderheitenfeindliche 
Idee des Faschismus. 

Eine Überraschung konnte dies jedoch nur sein, weil wir 
diese Völker und Staaten selbst nicht genügend kennen und uns, 
wie auch gegenüber dem Westen, gern den größten Illusionen 
hingeben. Der Mangelan Kennern des Ostens in der 
Politik wie in der deutschen Presse ist deshalb heute, wo Deutsch- 
land sie braucht, besonders empfindlich. | 

* * 


k 

Die Tatsache der Wendung der deutschen Außenpolitik nach 
Osten und Südosten und die Notwendigkeit der Kenntnis Ost- 
und Südosteuropas als Grundlage einer sachlichen und aufbauen- 
den Politik rücken das Studium Osteuropas heute unmittelbar in 
den Bereich des Politischen. Grundvoraussetzung für dieses Stu- 
dium des Historikers, des Wirtschaftlers wie des Politikers ist 
dabei aber die Kenntnis der Sprache, des Volkes und 
des Landes, — sonst bleibt die „Wendung nach dem Osten“ 
gutgemeinte aber wirklichkeitsfremde Ideologie. 

Wenn heute gesagt wird, der Nationalsozialismus wolle den 
totalen Staat, so ist nichts falscher als das, — sagte Dr. Goebbels 
kürzlich in seinem Vortrag in der Hochschule für Politik. Dieses 
Abrückenvonderldeedesfaschistischentotalen 
Staates ist außenpolitisch von größter Bedeutung. Denn der 
deutsche Staat ist nicht Sebine. er dient der Idee, dient dem 
Volke. Die Verwurzelung im eigenen Volkstum bedeutet zugleich 
die Anerkennung des fremden und gibt damit den Weg frei für 
eine Politik im Sinne einer föderativen Neuordnung 
Europas. 

Es ist heute schon die grundsätzliche Scheidung deutscher 
Kulturpolitik gegenüber der französischen und faschistischen, 
daß wir den anderen Völkern nicht unsere Formen oder 
Ideen aufzwingen wollen, sondern sie geradeinihrerEigen- 
ständigkeit anerkennen, weil sie da am echtesten, am 
wertvollsten sind. Unsere Kulturpolitik ist auf Austausch, auf 
gegenseitige Achtung und Kennenlernen gegründet. Hierbei 
arbeitet die Zeit in den Staaten, in denen sich heute überall die 
Bewegungen gegen die Vormundschaft französischer Politik und 
den Anspruch auf allgemeine Gültigkeit der französischen Zivili- 
sation mehren, ausgesprochen für uns. 
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Wo aber sind die deutschen Träger dieses völkischen Aus- 
tausches? Wieder fehlt es überall an Menschen, die in das Wesen 
der Völker des Ostens und Südostens einzudringen ee 
und dadurch die Achtung und innere Anerkennung jener Völker 

ewonnen haben. Und ohne eine breite Schicht der Träger dieses 
ulturellen Föderalismus fehlt den föderativen Zielen der deut- 
schen Außenpolitik die im einzelnen gestaltende Kraft. 


Aber es ist nicht nur eine viel zu kleine Gruppe von 
Menschen, die sich hier als Vorposten mit Ost- und Südosteuropa 
beschäftigen — die große Mehrzahl der Gebildeten, die jederzeit 
gern bereit war französisches oder englisches Wesen nachzuäffen. 

at immer noch jenes verächtliche Lächeln über die „Osteuro- 

äer“ oder „Balkanesen“, das diese bei ihrem Aufenthalt oder 
Studium in Deutschland so verletzt. Diese Haltung der breiten 
‚ Öffentlichkeit ist zum guten Teil eine Folge der völligen 
Ahnungslosigkeit, und es ist nicht nur Aufgabe der Publizistik. 
sondern gerade der Wissenschaft, den Osten und Südosten stärker 
in unser geschichtliches Bild als eine der großen und fruchtbaren 
Spannungen europäischer Struktur einzubeziehen und gerade die 
Eirenwertigkei und völkische Kraft, anknüpfend an die Tradi- 
tion Herders, herauszuarbeiten. 


Wir können durchaus ehrlich unseren Willen zu einer föde- 
rativen Zusammenarbeit Europas ohne imperialisti- 
sche Hintergedanken vertreten, und dieses Piel politisch verfolgen. 
weil dies im deutshen Wesen und deshalb im Nationalsozialis- 
mus tief begründet ist. Aber vergessen wir auch nicht, daß unter 
den morschen Decken nationaldemokratischer Ideologen auch im 
Osten und Südosten Reichsideen mit alter geshichtliher Tradi- 
tion leben, mit denen wir uns werden auseinandersetzen müssen. 
Die traditionelle russische Europapolitik, die alte übergreifende 

Inische Reichsidee oder die der Stephanskrone und die auf- 

rechenden Kräfte der jungen Völker stehen uns hier als leben- 
dige politische Mächte entgegen. Ohne gründliche Kenntnis der 
russischen, polnischen wie der ungarishen Geschichte, ohne 
richtiges Einschätzen ihrer staatlichen Kraft, die uns der 
gegenwartspolitisch denkende Historiker vermitteln muß, wird 
eine positive Zusammenarbeit durch Mißverständnisse und Ent- 
täuschungen immer wieder getrübt werden. 


Vor allen Dingen wird es ohne ein Verstehen der politischen 
Struktur jener Staaten, ohne Kenntnis ihrer historischen Ent- 
wicklung, schwierig sein, die Aufgaben der deutschen Volks- 
gruppen in ihren Staatsvölkern zu erkennen, die nicht mehr als 
ein Bollwerk eines imperialistischen oder geschlagenen Deutsch- 
lands den ersten Ansturm gegen das gesamte deutsche Volk tra- 
a sollen, sondern die in der inneren Gemeinschaft des deutschen 

olkes von ihrem neuen Boden aus in den Staatsländern den Weg 
zu positiver, aufbauender Arbeit finden müssen. Und das ist die 
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conditio sine qua non für eine Befriedung und Neuordnung 
Europas. 


* 
k * 


Das Studium Osteuropas hat vor allem drei poli- 
tische Aufgaben, die nicht nur für heute gelten, sondern 
die im Wesen der geschichtlichen Wende liegen, die das Jahr 1933 
in der europäischen Welt bedeutet: einen größeren Stab 
verantwortlich, politisch denkender Sprach- und Landeskenner 
des Ostens auszubilden, die Kenntnis und das Verstehen des 
Ostens in Deutschland zu vertiefen und dadurch das Ver- 
ständnis für die deutsche Ostpolitik zu wecken, und schließlich 
durch verantwortliche wissenschaftliche Beschäftigung mit dem 
Osten die Brücke zu den OÖststaaten zu schlagen und 
dadurch — was nicht unterschätzt werden darf — in diese Staa- 
ten im Sinne einer positiven Zusammenarbeit eines kulturellen 
Austausches hinüberzuwirken. 


Noch ein paar Worte über die Art der wissenschaft- 
lichen Aufgabe. Die Fragestellung der Gescichtswissen- 
schaft ist ihrem Wesen nach in der Gegenwart begründet und 

eht letzthin von der politischen Einsicht aus. Die Fragestellung 
er Wissenschaft des späten Liberalismus, besonders auch in der 
Östeuropaforschung, die schon ihrem Sachgebiet nach auf die 
Zusammenarbeit der Wissenschaftler verschiedener Länder an- 
gewiesen ist, war deshalb vielfach international. Es war ziemlich 
gleichgültig, ob über Bakunin in Prag oder in Paris, über Solow- 
jew in Deutschland oder in Frankreich gearbeitet wurde, es war 
nur eine Frage der Ehre, auf wessen Seite die bessere wissen- 
schaftliche Leistung war. In diese Art der Arbeit konnten Emi- 
granten, die den Vorteil der Sprachkenntnis hatten, sich in allen 
Ländern besonders gut einschalten, es wurde gearbeitet, als ob 
man im alten Moskau, in Warschau oder Prag säfße. Dabei gelang 
weder der Einbau in das deutsche Geschichtsbild, noch wurde 
Antwort auf deutsche Fragen gegeben oder das Interesse für den 
Osten geweckt. Es blieb eine Spezialwissenschaft, eine Art be- 
sonders schwieriger internationaler Geheimwissen- 
schaft, der die Studenten peinlich aus dem Wege gingen, wäh- 
rend französische und, englische Geschichte selbstverständlich in 
ihren Studienplan gehörte. Gegen diese Vernachlässigung und 
Isolierung des Osteuropastudiums haben sich deutsche Osteuropa- 
Forscher und Slawisten schon oft gewandt, ohne daß bisher an den 
deutschen Hochschulen viel in diesem Sinne gebessert worden 
wäre. Bald wird uns die Notwendigkeit dazu zwingen, die For- 
schung wie das Studium Ost- und Südosteuropas im deutschen 
Sinne planmäßig auszurichten und als politische Auf- 
gabe in den Neubau der deutschen Hochschulen einzubauen. 


Die Aufgabe ist heute dieselbe, wie vor dem Kriege. Nur die 
Fragestellungen sind andere, denn die Nachkriegsjahre und be- 
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sonders das Jahr 1933 haben unser Geschichtsbild von Grund auf 
ewandelt. Wir begnügen uns nicht mehr mit Staats- und Ver- 
assungs-, mit Ideen- und Wirtschaftsgeschichte im alten Sinne 
als getrennten Gebieten, sondern wir suchen die volle geschicht- 
liche Wirklichkeit zu erfassen, wie wir sie selbst in dieser ge- 
schichtlichen Zeit mit Bewußtsein erleben. 


Das Volk, nicht nur als etwas Gegenwärtiges, sondern als 
geschichtlich Gewachsenes, sein Wachstum, seine Gliederung. 
seine biologischen, sittlichen und staatlichen Kräfte, Sprache und 
Rasse sind in neuem Sinne als politische Einsichten auch stärker 
in unseren wissenschaftlichen Fragen geworden. Die Erforschung 
der Volks- und Siedlungsformen, der Stadt- und Sozialgeschichte, 
der Agrarstruktur, der Bevölkerungsbewegung und der Wirt- 
schaftsverflechtung im Osten und gerade in dem von deutschen 
und slawischen Volksgruppen zeroprengien zwischeneuropäischen 
Raum ist die deinzende f orderung auch zur Erkenntnis der Lage 
im deutschen Osten, die wir uns heute stellen. Das rein staat- 
liche Denken konnte bisher hauptsächlich von Rußland und 
Polen, den beiden großen staatlichen Mächten, ausgehen, ein 
volkspolitishes Denken muß aber heute den südosteuropäischen 
Raum als notwendige Erweiterung in die Forschung einbeziehen. 
da diese Fragen nur aus dem gesamten zwischeneuropäischen 
Raum sinnvoll beantwortet werden können. 


Wo der einzelne mit seiner Arbeit beginnt, ist dabei letzthin 
gleichgültig. Wenn er es nur aus der Verbundenheit mit der deut- 
schen Geschichte, aus der Fragestellung deutscher Probleme und 
aus verantwortlichem, politischem Willen tut. Er kann von der 
Stadt- und Handelsgeshichte in das Wesen deutscher und po 
nischer Siedlungs- und Staatsformen eindringen. Er kann über 
die Bauernbefreiung in Estland und Lettland zu Beginn des 
19. Jahrhunderts arbeiten, wenn er dabei die heutige Lage im 
Baltikum im Sinne hat. Er kann die deutsch-russischen Zoll- 
kämpfe nach 1815 untersuchen, um die Lage Ost- und West- 
preußens zu verstehen. Er kann über Gortschakows Außenpolitik 
arbeiten, wenn er die Etappen der russischen Asienpolitik bis in 
die Gegenwart zu erkennen sucht. Er kann über die Heilige 
Alliance arbeiten und dadurch die politische Struktur russisch 
auch Ideologien und des russischen Staates aufzudecken 
suchen. 


* * 
* 


Wissenschaftliche Arbeit. auch in allen Östfragen, als poli- 
tische Aufgabe, hat nichts mit Aktualitätssucherei zu tun. Ver- 
essen wir nicht, daß eine tiefe nachhaltige und gestaltende Wir- 
An - in Deutschland wie im Auslande nur durh gründ- 
lichste Leistung, nicht bloß durch Tagespublizistik erreicht 
werden kann! Die Probleme des Ostens können nur durch zähe 
wissenschaftliche Arbeit errungen werden, weil es ge- 
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rade hierfür überall an Vorarbeiten fehlt. Nur die Selbstdisziplin 
und Arbeit der Wissenschaft kann zur anerkannt sachlichen Füh- 
rung hier befähigen. 

as Studium Osteuropas ist heute dringend notwendig, aber 
noch notwendiger ist es, daf die Studenten nicht bei den Anfangs- 
arbeiten stecken bleiben, sondern allmählih einen Stab 
wissenschaftlicher Arbeiter und Kenner des 
Ostens in den Dienst dieser politischen Aufgabe stellen können. 
Daß diese Arbeit über ganz Deutschland planmäßig erfaßt 
und ausgerichtet werden muß, stellt sich dafür heute immer mehr 
als Notwendigkeit heraus. Der Mangel an Kathedern und wissen- 
schaftlichen Arbeitsmöglichkeiten ist allerdings ein großes 
Hindernis für dieses durch die erforderlichen Sprachkenntnisse 
schon recht schwierige Wissenschaftsgebiet. Aber dieser Mangel 
wird nur die „Nur-Studierenden“ im Sinne Dr. Fricks abschrecken. 
Die Ost- und Südostarbeit wird bald viele Menschen brauchen, 
die die Ostsprachen beherrschen, die Länder kennen und durch 
wissenschaftlihe Arbeit tiefer in das Wesen der Völker Ost- 
europas eingedrungen sind. Voraussetzung ist dabei, daß sie 
gerade dadurch ihren politischen Sinn geschärft haben, nicht 
Privatleute oder unpolitische Spezialisten, sondern eben im 
besten Sinne „politische Studenten“ sind. 

Der Weg nach Osten heißt auch in der Wissenschaft Kampf. 
Kampf auf Vorposten um Neuland. Wir haben die Klein- 
arbeit zu leisten für den Ausbau des Weges, den der Führer 
uns vorgezeichnet hat. Das ist heute die wissenschaftliche und 
politische Aufgabe des Osteuropastudiums! 


Die Ergebnisse des ersten Fünfjahrplans’: 


IV. Auf dem Gebiete der Energiewirtschaft 
und des Verkehrswesens. 
Mit 8 Abbildungen. 


Von Konstantin Pohl. 


Die amtliche russische Ausgabe des Fünfjahrplanes enthält 
eine Energiebilanz der gesamten Volkswirtschaft für 1928 
und 1932/33, die sozusagen den energetischen Grundstock des 
Fünfjahrplanes bildet. Auf der Annahme fußeend, daß die Energie- 
reserven eines Landes den wichtigsten, ja vielleicht entscheiden- 
den Faktor der volkswirtschaftlichen Souveränität dieses Landes 
darstellen, bemühte sich die Staatliche Plankommission, die Ent- 
wicklung der russischen Energiewirtschaft mit der allgemeinen 


1) Vergleiche „Osteuropa“, Januar 1954, Seite 199—225, und Februar 
1934, Seite 261—209. 
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industriellen und landwirtschaftlihen Entwicklung des Landes 
in Einklang zu bringen. Die Energiebilanz von 1928, die als 
Grundlage und Ausgangspunkt dieser Bemühungen zu betrachten 
ist, zeigt Abbildung 1. Wie ersichtlich, nahm damals die nre 
erzeugung der in der Landwirtschaft beschäftigten Tiere den 
größeren Teil der gesamten EP S ein, während die 
maschinelle Energieerzeugung an zweiter Stelle rangierte — ein 
Verhältnis, das dem damaligen Charakter der russischen Volks- 
wirtschaft genau entsprach. 


Dieses Verhältnis sollte in Übereinstimmung mit der allge- 
meinen Tendenz des Fünfjahrplanes zugunsten der maschinellen 
Energieerzeugung verändert werden, und zwar hanpita dia 
mit Hilfe einer starken Steigerung der Brennstofförde- 
rung. Das Programm der Brennstoffgewinnung des Fünfjahr- 
planes sah dementsprechend eine Produktionssteigerung um 
rund 83 % vor, die sich hauptsächlich auf Kohle, Erdöl und Torf 
erstreckte, während die Brennholzbereitstellung annähernd un- 
verändert bleiben sollte. 


Die umfangreichsten Aufgaben wurden der Steinkohlen- 
industrie gestellt. Wie aus der Abb. 2*) ersichtlich, sollte die 
Steinkohlenförderung innerhalb von fünf Jahren verdoppelt 
werden, wobei der Anteil des ältesten russischen Kohlengebietes 
im Donez-Revier von 77 % auf 70 % zurückgehen sollte. Mit 
anderen Worten sollten 1932 etwa 25 Mill. Tonnen, d. h. fast 
ebensoviel wie vor dem Kriege in ganz Rußland in den neu- 
erschlossenen Kohlengebieten gewonnen werden. Die Erfüllung 
dieser Aufgaben ist zwar in beachtenswertem Maße, jedoch nicht 
voll gelungen. Die Soll-Quoten sind zu 86 % erreicht worden. 
wobei der Anteil neuer Kohlengebiete dem Planvoranschlage 
genau entspricht. 


Bei dem zweitwichtigsten Brennstoff, nämlih bei dem 
Erdöl, liegen die Verhältnisse weitaus günstiger. Dank einer 
durchgreifenden technischen Umstellung dieser Industrie nach 
dem bewährten amerikanischen Vorbild, konnte schon 1931 eine 
Erdölförderung erreicht werden, die erst für 1933 vorgesehen 
war (vgl. Abb. 2). Allerdings ist dann eine weitere Erhöhung der 
Erdölförderung, wahrscheinlich z. T. mit Rücksicht auf die be- 
schränkten Ausfuhrmöglichkeiten. unterblieben, und das Förde- 
rungsergebnis blieb in den Jahren 1932 und 1933 ungefähr auf dem 
Niveau von 1931 stabil. Dagegen wurden die Prospektionsboh- 
rungen, namentlich in den letzten Jahren, stark forciert und neue 


*, In den Abb. 2, 3, 5, 6 und 7 entspricht die strichlierte Linie den Vor- 
anschlägen des Fünfjahrplans (dessen Laufzeit bekanntlich am 30. 9. 1933 enden 
sollte), während die vollausgezogene Linie den tatsächlichen Leistungsverlauf 
wiedergibt. Die jeweilige Differenz zwischen dem Endwert des Fünfjahrplans 
(für das Wirtschaftsjahr 1932/33) und der tatsächlichen Leistung im Jahre 1932 
ist in Prozenten des Planwertes angegeben. 
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Erdölgebiete erschlossen, deren Anteil an der Gesamtförderung 
von 1932 fast 7 % erreichte. 


Quantitativ ebenso günstig wie bei dem Erdöl sind die Pro- 
duktionsergebnisse der Torfgewinnung, die im Jahre 1932 
13,8 Mill. Tonnen an Stelle der planmäßig vorgesehenen 12,3 Mill. 
Tonnen erreichte (vgl. Abb. 3). Allerdings stand die Qualität des 
Torfes in keinem richtigen Verhältnis zu diesem quantitativen 
Erfolg. Namentlich 1931 und 1932 war, zum Teil infolge ungün- 
stiger klimatischer Einflüsse, die Feuchtigkeit des Torfes so hoch, 
daft die Torfkraftwerke, die den gröftten Teil des gewonnenen 
Torfes verfeuern, gezwungen waren, trotz gestiegener Förde- 
rung, andere wertvollere Brennstoffe mitzuverbrennen, um den 
Stromerzeugungsplan einzuhalten. 


Man griff dabei hauptsächlich auf den in Nordrußland seit 
jeher üblichen Brennstoff, nämlich auf das Holz zurüc. Die 
ereitstellung von Brennholz wurde dementsprechend auf 
80 Mill. cbm an Stelle der im Fünfjahrplan vorgesehenen 
60 Mill. cbm gesteigert (vgl. Abb. 3). Diese Steigerung kann je- 
doch nicht als ein energiewirtschaftlicher Erfolg bewertet werden. 
Das Holz stellt heutzutage einen viel zu wertvollen Rohstoff dar 
und seine Verfeuerung kommt unter Umständen einer Verschleu- 
derung gleich. Diese Tatsache ist auch in Rußland gut bekannt, 
und deshalb war man dort ursprünglich geneigt, die Brennholz- 
Bereitstellung auf dem Stand von 1928 zu stabilisieren. Ihre 
Steigerung im Laufe der letzten Jahre kann daher nur als ein 
Notbehelf angesehen werden. 

Bringt man die Produktionsergebnisse für diese vier wichtig- 
sten Brennstoffgruppen auf einen gemeinsamen Nenner — einen 
Idealbrennstoff mit einem Heizwert von 7000 cal pro Stunde, so 
ergibt sich folgendes aus der Abb. 4 ersichtlihe Bild. Danach 
ist das tatsächlihe Gesamtergebnis der Brennstoffgewin- 
nung in quantitativer Hinsicht recht günstig und bleibt nur un- 
wesentlich hinter den entsprechenden Soll-Quoten zurück. Vom 
energiewirtschaftlichen Standpunkte aus kann an diesem Resul- 
tat jedoch zweierlei ausgesetzt werden: 1. Die bereits beanstan- 
dete erhöhte Verwendung des Holzes als Brennstoff und 2. die 

esteigerte Verfeuerung des Erdöls, das ebenfalls viel wirtschaft- 
icher zur Herstellung von Triebstoffen, Schmiermitteln usw. ver- 
wendet werden könnte. 

Abgesehen von diesen Einwänden muß man feststellen, daß 
die mit Hilfe der Brennstoffe bestrittene maschinelle Energie- 
erzeugung eine beachtliche Entwicklung aufweist, ganz im Gegen- 
satz zur a ce der in der Landwirtschaft benutzten 
Arbeitstiere. Die Verminderung der Arbeitstierbestände brachte 
eine Abnahme des entsprechenden Postens der Energiebilanz von 
23 Mrd. kWh auf rd. 10,5 Mrd. kWh mit sich (vgl. Abb. 1). Dieses 


Ergebnis ist natürlih den Planannahmen diametral entgegen- 
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esetzt. Nur der außerordentlichen Zunahme der maschinellen 
nergieerzeugung ist es zu danken, daß die gesamte Energie- 
erzeugung nicht unter den Stand von 1928 gesunken ist, sondern 
eine gewisse nicht unbeträchtliche Steigerung erfuhr, die aller- 
dings unterhalb des Geforderten blieb. 


Zusammenfassend kann man sagen, daß das Ergebnis de: 
Fünfjahrplanes energiewirtschaftlich betrachtet, ziemlich unein- 
heitlih und unharmonisch ist. Der große quantitative Erfolg auf 
dem Gebiete der maschinellen Energieerzeugung ist von starken 
Einbußen in der ländlichen Energiewirtschaft begleitet. Man 
könnte dem entgegnen, daf das Verhältnis dieser beiden Fak- 
toren in den Vereinigten Staaten zum Beispiel sich noch mehr zu 
Ungunsten der tierischen Energieerzeugung verschiebt. Dieser 
Einwand wäre aber insofern nicht zutreffend, als in den Ver- 
einigten Staaten der Anteil maschineller Hilfsmittel in der Land- 
wirtschaft weitaus größer als in der Sowjetunion ist, was aud 
eine Analyse des Energieverbrauches beweist. 


Von den 31,2 Mrd. kWh maschineller Energieerzeugung ent- 
fielen im Jahre 1932 kaum 7,0 % auf die Landwirtschaft, während 
rund 86 % der Industrie, dem Verkehrswesen und der städtischen 
Bevölkerung zugute kamen (vgl. Abb. 1). Mit anderen Worten 
verbrauchte die Landwirtschaft im Jahre 1932 nur 13,6 Mrd. kWh 
— einschließlich maschineller Energieerzeugung — an Stelle der 
Bann Die vorgesehenen 26 Mrd. kWh. Auch wenn man annimmt, 

aß der produktive Wert der in der Landwirtschaft eingesetzten 
mechanischen Hilfsmittel höher sein müßte als derjenige der 
Arbeitstiere, so ist doch das Mißverhältnis zwischen dem Energie- 
verbrauch der Industrie und der Landwirtschaft viel zu kraft un 
erklärt eindeutig die allgemein bekannte Diskrepanz in den Pro- 
duktionsergebnissen dieser beiden wichtigsten Gebiete der russi- 


schen Volkswirtschaft. 


Im Gegensatz zur Landwirtschaft hat die Rationalisie- 
rung der Ba 2 m: in der sowjetrussischen 
Industrie auch qualitative Fortschritte gemacht. Diese Fort- 
schritte sind nicht zuletzt auf die Förderung der Elektrifizierung 
zurückzuführen, deren Entwicklung zwar den Voranschlägen des 
Fünfjahrplanes nicht nachkam, aber immerhin große Erfolge er- 
zielte (vgl. Abb. 5). Der Umfang dieser Erfolge geht aus einer 
Übersicht der Ende 1932 in Betrieb oder im Bau befindlichen 
Großkraftwerke hervor (vgl. meinen Beitrag „Die Elektrizitäts- 
versorgung der UdSSR zu Beginn des zweiten Fünfjahrplanes“ 
in „Ost-Europa“, Jg. 1952/33, H.XI. 662). Während Ende 1932 
93 solche an das Überlandnetz angeschlossene Kraftwerke mit 
einer Leistung von mehr als 10000 kWh gezählt wurden, besall 
man vor dem Kriege nur 9 und zu Begin des Fünfjahrplanes nur 
29 derartige Anlagen. Auch der vielkritisierte Gedanke, das 
ganze riesige Land mit einem Hochspannungsnetz zu umfassen, 
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macht wenigstens in den wichtigsten Wirtschaftsgebieten sicht- 
bare Fortschritte. 

Auch diese energiewirtschaftlih und betriebstechnisch be- 
grüßenswerte Entwicklung kam hauptsächlich der Industrie 
zugute. Während die Industrie zuletzt etwa 65 % der gesamten 
Stromerzeugung verbrauchte, ging der Stromverbrauch der Land- 
wirtschaft von 0,7 % auf 05 % zurück (vgl. Abb. 4). In der 
Industrie konnte fast die Hälfte aller maschinellen Einrichtungen 
auf elektrischen Antrieb umgestellt werden und der Anteil der 
Elektrizität an dem gesamten Energieverbrauch der Industrie 
stieg von 50 % im Jahre 1928 auf 71,2% im Jahre 1932. Neben 
diesen beachtenswerten betriebstechnischen Fortschritten der 
industriellen Stromversorgung, und vielleicht gerade infolge 
dieser Fortschritte, weist die Stromversorgung der städtischen 
und ländlichen Bevölkerung manche geradezu unwahrscheinlichen 
Mängel auf. So zum Beispiel wurde der transkaukasischen Haupt- 
stadt Tiflis mit fast einer halben Million Einwohnern monatelang 
die Strombelieferung für Beleuchtungszwecke bis Mitternacht ent- 
zogen, weil das für die Strombelieferung dieser Stadt erbaute 
Kraftwerk seinen Strom an die örtliche Industrie und an eine 
kürzlich elektrifizierte Eisenbahnstrecke abgeben mußte. 

Derartige Beispiele könnten in großer Zahl gebracht werden; 
sie beweisen den unerbittlichen Willen der Sowjetregierung, auch 
die elementarsten Bedürfnisse der Bevölkerung für die Entwick- 
lung der Industrie zu opfern. In manchen Fällen mag die strikte 
Befolgung dieser Richtlinien ihre Berechtigung haben, in einigen 
Fällen aber bewirkte sie das gerade Gegenteil von dem Ge- 
wünschten, wie dies zum Beispiel bei der Behandlung des Ver- 
kehrswesens der Fall war. 

Bekanntlich haben die Verkehrseinrichtungen der Sowjet- 
union und ganz besonders ihre Eisenbahnen während des Welt- 
krieges und vor allem während des nachfolgenden Bürgerkrieges 
außerordentlich stark gelitten. Nach der Beendigung des Bürger- 
wurden sie unter größten Anstrengungen nicht nur 
wie ira ah sondern auch so weit vervollkommnet, daß ihre 
technische Leistungsfähigkeit bis zum Beginn des Fünfjahrplanes 
allen Anforderungen der damals noch etwas geschwächten Volks- 
wirtschaft entsprach. Durch diesen relativ günstigen Zustand be- 
ruhigt, beging die Staatliche Plankommission einen schwerwie- 
Enden Fehler. Von der Voraussetzung ausgehend, daß die 

erkehrseinrichtungen und insbesondere die Eisenbahnen ge- 
wisse Betriebsreserven besitzen, die im Bedarfsfalle noch mobili- 
siert werden können, entwarf sie im Bestreben, den größten 
Teil der verfügbaren Mittel der Industrie zuzuführen, ein unver- 
hältnismäftig bescheidenes Investierungsprogramm für das Ver- 
kehrswesen. In dem Vorwort zu diesem Programm stellten seine 
Verfasser übrigens fest, daß eine präzise Einschätzung der Ver- 
kehrsentwicklung für die Laufzeit des Fünfjahrplanes kaum 
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möglich sei. Die Entwicklung der russischen Verkehrseinrich- 
tungen müsse im Rahmen eines — auch bis heute nicht vorhande- 
nen — Generalplanes geregelt werden, so daß alle diesbezüg- 
lichen Annahmen des Fünfjahrplanes nur als unvollkommene 
Präliminarien zu betrachten seien. 

Das derart bescheiden eingeschätzte Programm sah eine 
Gesamtinvestierung von rund 13 Mrd. Rubel für den Aus- 
bau des Verkehrswesens vor. Der Buchwert sämtlicher Ver- 
kehrseinrichtungen der Sowjetunion stellte sich damals auf rund 
11,5 Mrd. Rubel, so daß die Neuinvestierungen etwa 113 % des 
Buchwertes ausmachten. Bedenkt man, daß für den gleichen Zeit- 
abschnitt der Industrie — einschließlich Kraftwerke — bei einem 
Buchwert des Industriebesitzes von rund 11 Mrd. Rubel — 27,5 Mrd. 
Rubel (d. h. rund 250 % des Buchwertes) für Neuinvestierungen 
zur Verfügung gestellt werden sollten, so erkennt man leicht die 
Geringfügigkeit der für das Verkehrswesen bestimmten Mittel. 
Aus dieser Feststellung kann gefolgert werden, daß auch bei rest- 
loser Erfüllung der im Fünfjahrplan für das Verkehrswesen vor- 
gesehenen Rekonstruktions- und Neubauarbeiten ein Mißverhält- 
nis zwischen der Leistungsfähigkeit der Verkehrseinrichtungen 
und den Anforderungen der Industrie kaum zu vermeiden wäre. 

Die tatsächliche Entwicklung der Dinge war aber weitaus 
ungünstiger, als dies auf Grund der Planvoranschläge befürchtet 
werden könnte. Die im Fünfjahrplan vorgesehenen Erweite- 
rungen und Vervollkommnungen des Verkehrswesens wurden 
nur zum Teil durchgeführt. Gleichzeitig verursachten aber die im 
nn 1930 einsetzende Forcierung der Industrieentwicklung und 

ie elementaren sozialen Umschichtungen in der Landwirtschaft 
ein derartiges Anschwellen der zur Beförderung bestimmten 
Güter- und Personenkontingente, daß das Mißverhältnis 
zwischen der Leistungsfähigkeit der Verkehrseinrichtungen und 
ihrer Beanspruchung sich sehr bald einstellte und binnen kurzem 
besorgniserregende Formen annahm. Besonders gefährlich ver- 
lief diese Entwicklung auf dem wichtigsten Teilgebiet des russi- 
schen Verkehrswesens — nämlich auf den Eisenbahnen. 

Wie aus der Abb. 6 ersichtlich, übertraf der Güterverkehr der 
Eisenbahnen schon im ersten Jahr des Fünfjahrplanes nicht unbe- 
trächtlich den entsprechenden lanvoransdılag. Mit jedem folgen- 
den Jahr vergrößerte sich diese Differenz immer mehr, so daß die 
Verkehrsleistung des Jahres 1932 um 21 % höher liegt, als im Plan 
vorgesehen. Demgegenüber entwickelte sich der Wagenbestand 
der russischen Bahnen weitaus langsamer und die gesamte Trag- 
fähigkeit der Güterwagen blieb Ende 1932 etwa 11 % unterha 
der entsprechenden Planvoranschläge. Im Personenverkehr (vgl. 
Abb. 7) war dieses Mißverhältnis noch größer; während die Per- 
sonenbeförderung 1932 den Endwert des Fünfjahrplanes 
um 132 % überschritt, war der Personenwagenbestand um 28 % 
geringer als planmäßig vorgesehen. Wenn auch die Auffüllung 
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der Lokomotivbestände einigermaßen normal verlief, so konnte 
dies an der Tatsache nichts ändern, daß die Beanspruchung der 
Güter- bzw. Personenwagen 1932 um 17 %, beziehungsweise 138 % 
höher war als im Plan vorgesehen. Berücksichtigt man, daß diese 
pruchung auch wesentlich größer ist als in jedem anderen 
Land, so erkennt man das ganze Ausmaß der Überanstrengung 
russischer Eisenbahnfahrzeuge, deren unausbleibliche Folge ein 
erhöhter Verschleiß dieser Fahrzeuge sein muß. Die un- 
vermeidliche Verschleißsteigerung ist in der Wagenwirtschaft 
auch tatsächlich eingetreten. Obwohl die Güterwagenproduktion 
der Industrie von Jahr zu Jahr zunahm — ohne allerdings die 
Voranschläge des Fünfjahrplanes erreicht zu haben — und der 
Güterwagenbestand der Eisenbahnen sich dementsprechend ver- 
größerte, ist in den letzten drei Jahren keine nennenswerte Steige- 
rung der täglichen Güterwagengestellung erzielt worden. Nach- 
dem sich diese in der Zeit von 1928 bis 1931 von 32400 auf 49 300 
Wagen erhöhte, brachte das nächste Jahr 1932 eine Wagengestel- 
lung von nur 50800 Wagen täglich; auch im Jahre 1933 wurde 
trotz zweifellos größerer Anforderung annähernd gleiche Wagen- 
gestellung gemeldet. Diese Erscheinung kann nur durch erhöhten 
Wagenverschleiß und die daraus resultierende Zunahme der repa- 
raturbedürftigen, also nicht verfügbaren Wagen erklärt werden. 
Das Miftverhältnis zwischen dem Fahrzeugbestand und den 
Verkehrsleistungen stellt keinesfalls eine Ausnahme dar; auch 
alle anderen Betriebsmittel russischer Eisenbahnen werden im 
leihen Maße überbeansprucht. Es sei hier nur darauf 
ingewiesen, daß zum Beis iel der weitaus schwächere Oberbau 
russischer Bahnen eine Verkehrsdichte zu ertragen hat, die selbst 
den nordamerikanischen Durchschnittswert um 18 % überschreitet. 
Unter diesen Umständen ist es nicht verwunderlich, wenn die 
Lebensdauer russischer Schienen auch unabhängig von ihren 
qualitativen Defekten nur durch diese erhöhte Belastung sehr 
stark verringert wird und den Vorkriegsnormen ebenso wie den 
diesbezüglichen Planannahmen in keiner Weise entspricht. 
Eine unmittelbare Folge der gesteigerten Schienenabnutzung 
und des daraus resultierenden Mehrbedarfes an Schienen für das 
bestehende Eisenbahnnetz ist das Zurückbleiben der Eisen- 
bahn-Neubauten gegenüber dem Neubauprogramm des 
Fünfjahrplanes. Dieses letztere sah eine Steigerung der Netz- 
länge von 76900 km im Jahre 1928 auf 94000 km im Jahre 1933 
vor. Statt dessen waren Ende 1932 nach den letzten amtlichen 
Angaben nur 83 400 km im Betrieb, von denen 2200 km noch nicht 
ganz fertiggestellt waren und nur interimistischen Verkehr zu- 
ießen. Vergleicht man das Netz der Sowjetunion von 1932 mit 
den Planannahmen, so stellt man auch dementsprechend fest, daß 
mehrere wichtige Bahnstrecken, deren Vollendung oder Inangriff- 
nahme planmäßig vorgesehen war, entweder überhaupt fehlen, 
oder sich erst im anfänglichen Baustadium befinden. Hierzu ge- 
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hören unter anderem folgende Bahnlinien: 1. Soroka-Kotlas, die 
die kürzeste Verbindung Nordostrußländs mit der eisfreien Mur- 
manküste herstellen sollte; 2. Perm-Orenburg, die den seit 
langem empfundenen Mangel einer meridionalen Verbindung von 
Nord- und Südural beseitigen sollte; 3. Saratow-Millerowo und 
Uraljsk-Ilezk, die einen durchgehenden Weg von Kasakistan bis 
zum Schwarzen Meer ergeben sollten; 4. Tomsk-Jenissejsk, die das 
holzreihe Gebiet zwischen diesen zwei Städten erschließen 
sollte usw. usw. 


Natürlich verhinderte oder erschwerte der Ausfall dieser 
Bahnbauten die Durchführung wichtiger Teilaufgaben des Fünf- 
jahrplanes, die auf dem Vorhandensein dieser Bahnen fußten. 
Die tatsächlich ausgeführten, beziehungsweise in Angriff genom- 
menen Eisenbahn-Neubauten bedeuten nur in wenigen Fällen 
eine Abhilfe, wenn auch die Grofzügigkeit einiger dieser Bauten. 
wie zum Beispiel der bekannten Turkestan-Sibirishen Bahn 
oder der neuen in Ausführung begriffenen Bahn Petropawlowsk- 
Karaganda-Tschu unbedingt anerkannt werden muß. 


Das gleiche Bild, wenn auch in geringerem Ausmaß, ergibt 
sich bei der Betrachtung der Flußschiffahrt. Auch hier blieb 
die Entwicklung der Betriebsmittel unterhalb der Planvoran- 
schläge, während die Verkehrsleistungen diese Planvoranschläge 
nicht unbeträctlich übertrafen, was wiederum durch einen er- 
höhten Betriebsmittelverschleiß erkauft werden mußte. Auch hier 
mußten mehrere lebenswichtige Neubauten wegen eines akuten 
Material- und Kapitalmangels zurückgestellt werden, der nur 
auf den forcierten Industriebau zurückgeführt werden kann. Ich 
verweise in diesem Zusammenhang auf solche Bauvorhaben wie 
die Kama-Petschora-Verbindung, Moskau-Kljasma-Kanal und vor 
allem auf das bekannte Projekt der Wolga-Don-Verbindung 
(vgl. Abb. 8). Mit der Ausführung dieses letzteren sollte schon 
im Jahre 1930 begonnen werden, tatsächlich aber ist bis heute 
nichts geschehen. Diese Unterlassung ist meines Erachtens beson- 

ers schwerwiegend, weil sie den Wert vieler anderer Wasser- 
verkehrs-Neubauten mit Ausnahme der Sciffbarmachung des 
Dnjepr wesentlih verringert. Der neuerdings fertiggestellte 
Kanal Onegasee-Weißtes Meer, sowie der Moskau-Wolga-Kanal 
und das in Erweiterung begriffene Marien-System sind im 
Grunde genommen nur Zufahrtstraßen einer Hauptverkehrsader, 
das heißt der Wolga. Diese Hauptverkehrsader kann aber ihre volle 
Bedeutung für das russische Verkehrswesen erst dann erlangen, wenn 
ihre Verbindung mit dem offenen Meer hergestellt ist. Und gerade 
die Ausführung dieser Verbindung wurde zurückgestellt, 


Verglichen mit den Eisenbahnen und mit der Flufschiffahrt 
ist die Bedeutung der Seeschiffahrt nicht allzu groß. Es sei 
daher nur kurz darauf hingewiesen, daß ihre Entwicklung ver- 
hältnismäfig günstig verlief, ohne jedoch den bestehenden Bedarf 
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vollständig zu decken. Bei einer Zunahme des Güterumschlages 
in den russischen Häfen um 92% wurde die Tonnage der russi- 
schen Handelsflotte annähernd PerCopper Im Seeverkehr mit 
dem Ausland blieb dementsprechend ihr Anteil mit rund 10 % 
unverändert, stieg aber etwas in der Küstenfahrt. 


Abgesehen von dem lokalen Straßenverkehr, der be- 
triebsmäflig keine Einheit darstellt und daher im Rahmen dieses 
kurzen Berichtes nicht verfolgt werden kann, zeigen somit die 
wichtigsten Verkehrseinrihtungen der Sowjetunion mit Aus- 
nahme des sih kräftig entwickelnden Luftverkehrs- 
wesens ein und dasselbe Bild. Ihre Ausrüstung ist zugunsten 
der Industrie vernachlässigt worden, die an sie erhöhte Anforde- 
rungen in bezug auf die Verkehrsleistungen stellte, eee itie 
aber nicht imstande war, ihnen die erforderlichen Betriebsmitte 
und Werkstoffe in erforderlihem Maße zu liefern. Es entstand 
auf diese Weise eine schwere Überbeanspruchung des Verkehrs- 
wesens, die seine Leistungsfähigkeit stark herabsetzte und damit 
zu einer akuten Gefahr für dieselbe Industrie wurde, der zuliebe 
sie eigentlich herbeigeführt worden ist. Infolge einer Verkettung 
planwirtschaftlicher, wirtschafts-politisher und betriebstechni- 
scher Fehler befindet sich das Verkehrswesen der UdSSR in einer 
gewissen „Überanstrengungskrise“, die für den gesamten Wirt- 
schaftsorganismus der Sowjetunion, einschließlich der Industrie, 
schädlich und auf die Dauer gefährlich ist. Die Mitteilungen über 
den zweiten Fünfjahrplan weisen darauf hin, daß die zuständigen 
Stellen der Sowjetunion diese Gefahr erkannt haben und sich 
bemühen wollen, sie durch eine Reihe großzügig angelegter 
Maßnahmen restlos zu beseitigen. 


Ost -Turkestan. 


Von Tangri Berdi. 
I. 


In den letzten Monaten hat die Weltpresse ihre Aufmerk- 
samkeit in erhöhtem Maße den Ereignissen in Ost-Turkestan 
(Chinesish-Turkestan oder Sin Kiang) zugewandt. Das Schick- 
sal Ost-Turkestans, dessen Bevölkerung mehr als zu drei Vierteln 
aus Türken besteht und das geographisch mit West-Turkestan, 
dem zur Sowjetunion nd eile, in Zusammenhang steht, 
interessiert nicht nur den West-Turkestaner. Auch in anderen 
Ländern beginnt sich ein wachsendes Interesse für dieses, bisher 

um gekannte und wenig beachtete Gebiet zu zeigen. 


Die frühesten zuverlässigen geschichtlichen Daten über Ost- 
Turkestan stammen aus dem 1. Jahrhundert v. Chr. Damals ge- 
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hörte dieses Land, nach Auffassung vieler Geschichtsforscher, zum 
Chinesischen Reich (39 v. Chr.). Die chinesische Herrschaft in 
Ost-Turkestan scheint bis zum 2. er n. Chr. bestanden 
zu haben. Das Land zerfiel damals, ebenso wie vor der chinesi- 
schen Eroberung, in 30 Provinzen. Aus den folgenden Jahr- 
hunderten ist nur wenig über Ost-Turkestan bekannt. Erst im 
7. Jahrhundert begegnen wir wieder zuverlässigeren Nachrichten. 
Um die Mitte dieses Jahrhunderts gehörte das Land wieder zum 
Chinesischen Reich und fiel in der zweiten Hälfte des Jahrhun- 
derts an Tibet (670). Im Jahre 692 wird es von China zurück- 
erobert. Die nächsten Angaben stammen aus der Mitte des 
9. Jahrhunderts (840), als in Ost-Turkestan die Kirgisen herrsch- 
ten. Bis zur Entstehung des Reiches des großen Tschingis- 
Khan im 12. Jahrhundert scheint das Volk der Chayche 
(Uyguren?) hier geherrscht zu haben. Nach Tschingis-Khans Tode 
fiel das Land an Tschaghatay und blieb, mit Unterbrechun- 
gen, bis 1514 in den Händen de Tschaghatay-Türken. Den 
Tschaghatayen folgte eine hundertjährige Kalmückenherrschaft, 
die um die Mitte des 17. Jahrhunderts wiederum von den Chine- 
sen verdrängt wurde. 


Bis 1826 hatte Ost-Turkestan unter chinesischer Herrschaft 
eine verhältnismäßig ruhige Zeit friedliher Entwickelung. In 
diesem Jahre (1826) brach ein Aufstand der türkischen Moham- 
medaner unter Führung von Dschihan-Gir-Khan gegen 
die Chinesen aus. Die zunächst siegreichen Aufständischen konn- 
ten sich jedoch nur zwei Jahre halten. 1828 schon richteten die 
Chinesen ihre Macht von neuem auf. 1830 folgte wieder ein Auf- 
stand. Während der nächsten 30 Jahre setzte sidı der Kampf um 
die Macht ununterbrochen fort. Wir beschränken uns darauf, nur 
die bedeutenderen dieser Aufstände in den Jahren 1845, 1855. 
1856, 1857 zu erwähnen. Die letzte Auflehnung gegen die Unter- 
drücker im Jahre 1860 endete mit dem Siege und der Herrschaft 
der Döngenen. Mit Döngenen werden zum Islam übergetre- 
tene Chinesen bezeichnet. Gern die Herrschaft der Döngenen 
richtete sich eine bald wieder erwecte Freiheitsbewegung unter 
Nach und nach befreite er das Land und be- 

errschte im Jahre 1872 fast den ganzen Ost-Turkestan. Zwei 
as später, 1874, wurde er von seinem Rivalen Nyas-Ha- 
im-Bey ermordet. 


Ständig wechselnde Beherrscher, immer wiederkehrende 
Aufstände und Befreiungsversuche, immer wieder ein blutiges 
Niederwerfen der Aufständischen — das ist in Kürze die Ge- 
schichte Ost-Turkestans! Die Unterdrückung der Aufstände durch 
die Chinesen, ihre dauernden Bestrebungen, die Herrschaft wie- 
der an sich zu reißen, zu festigen, hat im Laufe der Zeit namen- 
lose Opfer gefordert. Viel Blut ist vergossen worden. Viel 
türkisches Blut hat der Boden OÖst-Turkestans schon getrunken! 
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II. 


Ost-Turkestan wird im Chinesishen Tschin Dschang 
genannt; d. h. neue Provinz. Das Land hat eine Größe von 
1 871000 qkm (das ist mehr als Deutschland und Frankreich zu- 
sammen). Von diesem gewaltigen Gebiet sind indessen nur 30 
bis 40 % für den Ackerbau geeignet: die fast % Million Quadrat- 
kilometer große Wüste Takla-Mekan bedeckt einen großen 
Teil Ost-Turkestans. 


Ost-Turkestan wird nur von drei größeren Flüssen durch- 
strömt: dem Tarim oder Yarkent-Darya (Jarkent-Darja), 
dem Ili, dem Kara-Irtysch (schwarzer Irtysch). Die Bevöl- 
kerung Ost-Turkestans wird auf etwa 2,7 Mill. geschätzt, von 
denen mehr als 75% Türken sind und dieselbe Mundart sprechen 
wie die Fergana und das Siebenstromland von West-Tur- 
kestan bewohnenden Türken. Der restliche Bevölkerungsteil 
nicht-türkischer Abstammung setzt sich aus etwa 230000 Kal- 
mücken, 160000 Döngenen und einem etwa 40000 Köpfe zählen- 
den, zur mongolischen Rasse gehörenden, aber Türkisch sprechen- 
den Volk zusammen. Diese alle werden von kaum 50000 bis 
60 000 Chinesen beherrscht. 

Ost-Turkestan wird durch das T ia nsc han - Gebirge in ein 
nördliches Gebiet, — Dschungaria und ein südliches Gebiet 
— Kaschgaria — geteilt. (Häufig wird unter der Bezeichnung 
Ost-Turkestan nur der in der Hauptsache von Türken bewohnte 
Teil des Kaschgariagebietes verstanden.) 

Die oberste Regierungsgewalt in Ost-Turkesian liegt in den 
Händen eines von der Chinesischen Zentralregierung eingesetz- 
ten Gouverneurs, Dsching-Schugeng genannt. Das ganze 
Gebiet zerfällt in acht Provinzen, an deren Spitze je ein Zivil- 
gouverneur (Tao-Yn) steht. Die Provinzen sind: Urümtschi, 
Tsehögutschek, Goldscha, Kara-Schehir, Altay, 
Kaschgar, Ak-Sou, Hoten. Die Provinzen zerfallen ihrer- 
seits in Kantone, die von Dscheng-Dschang's regiert wer- 
den. Alle diese Regierungsvertreter sind selbstverständlich nur 
Chinesen. 

Seit 20 Jahren, also seit Beginn der chinesischen Revolution, 
besteht zwischen Ost-Turkestan und dem eigentlich in Anarchie 
aufgelösten Chinesischen Reich kaum noch eine Verbindung. Die 
am 12. Jahrestag, im 10. Monat, am 10. Tage (d. i. am 10. Ok- 
tober 1923) der Chinesischen Republik in Kraft getretene Ver- 
fassung ist für Ost-Turkestan ein wesenloser Begriff geblieben. 
Eine Beziehung zwischen Ost-Turkestan und der Chinesischen 
Zentralregierung besteht nur in der offiziellen Anerkennung der 
letzteren durch Ost-Turkestan. 

Welchen Weg wäre wohl die Entwicklung Ost-Turkestans 
gegangen, wenn der Plan des geistigen Vaters der chinesischen 

evolution, Sun-Yat-Sen, verwirklicht worden wäre? Die 
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Beantwortung dieser Frage erfordert eine eingehende Kenntnis 
von Sun-Yat-Sens „Plan zur Entwickelung des Chinesischen 
Volkes“, der, aus sechs einzelnen Programmen bestehend, in 
seinem Werk: „Die Entwicklung Chinas auf kapitalistischem 
Wege“ enthalten ist. Dieses Werk ist in englischer und russi- 
scher Übersetzung erschienen. 

Einer der wesentlichsten Punkte in Sun-Yat-Sens Plan be- 
stand in der zwangsweisen Übersiedlung von Hunderten von 
Millionen Chinesen aus den übervölkerten eigentlichen chinesi- 
schen Provinzen in die dünnbesiedelten Randprovinzen des 
Reiches. Davon wäre natürlich auch Ost-Turkestan betroffen 
worden. Im politischen Erbe Sun-Yat-Sens lebt dieser Plan auch 
heute noch. Die innerchinesischen Wirren haben ihn bisher nicht 
verwirklichen lassen. Dem schwindenden chinesischen Einfluf 
einerseits steht auf der anderen Seite ein von Tag zu Tag sich 
verstärkender Einfluß Rußlands gegenüber. Ost-Turkestan liegt 
zwischen dem chinesischen Ambolt und dem russischen Hammer. 


III. 


Der Aufstand des Jakub-Bey Atalyk Ghasi (1865 bis 
1877) gehört zu den glanzvollsten und gleichzeitig tragischsten Er- 
eignissen in der Geschichte Ost-Turkestans. Jakub-Atalyk Ghasi 
vereinigte alle Teile Ost-Turkestans zu einem Gesamtreich. Die 
innere und äußere politische Lage des Landes machten es ihm 
jedoch unmöglich, sein Werk erfolgreich abzuschließen. 

Ost-Turkestan hatte auch im Ausland keinen Freund. Die 
Türkei, unter deren Schutz Jakub-Bey Ost-Turkestan stellen 
wollte, war weit. Die von dort gewährte Hilfe bestand nur in 
einer Militär-Mission, die vom Sultan Abdul-Asis nach Ost- 
Turkestan entsandt wurde. Rußland, der nächste Nachbar Ost- 
Turkestans, bemühte sich seinerseits, in West-Turkestan seine 
Macht zu festigen und verfolgte die Vorgänge in Ost-Turkestan mit 
wachsendem Mifßtrauen. Seine Truppen hielten die Stadt Kuldscha 
(1871—1881) besetzt — ein feindlicher Schritt gegen China und 
zugleich eine ernste Bedrohung der Freiheitsbewegung Jakub- 
Beys. Unter englischem Druck räumten die Russen wieder 
die Stadt, um so mehr, als gleichzeitig sich ihre Lage in West- 
Turkestan verschlechterte. Für die Rückgabe der Stadt an China 
verlangten die Russen das Recht des zollfreien Handels in den 
chinesischen Gebieten außerhalb der Großen Mauer. Dadurch ge- 
lang es Rußland, Ost-Turkestan, die Mongolei und die Man- 
dschurei unter seinen wirtschaftlichen und politischen Einfluß zu 
bringen, den es besonders in dem Gebiet Kaschgarien Ost- 
Turkestans zu verstärken bemüht war. Um die Mitte des vorigen 
Jahrhunderts hatte Rußland beabsichtigt, in Kaschgarien ein 
freies Khanat unter russischem Schutz zu begründen. Ein An- 
hänger dieser Politik, der westsibirische Generalgouverneur 
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werden wir ganz Mittelasien in unsere Hand bekommen und im 
Besitz von Kaschgar können wir alle Khanate (seinerzeit bestan- 
den in Mittel-Asien mehrere türkische Khanate) unter Druck 
halten und für uns weitere freie Wege schaffen.“ Ost-Turkestan, 
das die chinesische Herrschaft noch nicht abgeschüttelt hatte, 
stand vor der Gefahr, eine russische Kolonie zu werden. 
Nachdem Rußland ganz West-Turkestan erobert und in sein 
Reich eingegliedert hatte, mußte es einen Zusammenstoß mit eng- 
lischen Interessen vermeiden und sah davon ab, seine Expansions- 
ee offenkundig auch auf ÖOst-Turkestan auszudehnen. 
wischen England und Rußland entstand hauptsächlich in Ost- 
Turkestan und besonders in Kaschgarien eine Art „diplomatischer 
Krieg“, von dem indessen die Öftentlichkeit wenig wußte. Die 
geographische Lage nicht minder als die Verkehrswege begün- 
stigten dabei Rußland. 


IV. 


Um die Erfolge der russischen Politik in Ost-Turkestan zu 
verstehen, muß man die Wege kennen, die Ost-Turkestan einer- 
seits mit Britisch-Indien, andererseits mit West-Turkestan ver- 
binden. 

Zwischen Indien und OÖst-Turkestan sind nur drei Wege vor- 
handen: 1. Von Kargalyk in Kascdıgarien bis Lech in Ladach, 
einer Eisenbahnstation in Kaschmir, Länge 735 km; 2. von Ho- 
tan bis Lech, Länge 850 km; 3. von Kerye bis Lech, Länge 
990 km. Diese drei Wege führen über Berge und sind zudem 
nur wenige Monate im Jahre passierbar. 

Zwischen Ost- und Werl Norkesian sind folgende Wege vor- 
handen: 1. Von Andidschan bis Kaschgar (über Er- 
gesch-Tam), Länge 554 km; 2. von Pischpek bis Kasch- 
gar (über Narin), Länge 683 km; 3. Pischpek-Almata- 
Goldscha (über Hargos), Länge 854 km; 4. von Semey bis 
Tscehugutschek, Länge 640 km; 5. von Zaysan bis Sara- 
sumbe, Länge 256 km; 6. von Zaysanbis Tschugutschek, 
Länge 256 km. Bei diesen Wegen handelt es sich nur um offiziell 
anerkannte Handelswege (Karawanenstraßen), die verkehrs- 
technisch günstig liegen und das ganze Jahr hindurch passier- 
bar sind. Außerdem gibt es zwischen Ost- und West-Turkestan 
noch zwei Wasserwege: 1. den Ili; 2. den Kara-Irtysch. 


V. 


Diese günstigen Verkehrswege und dazu noch das oben ge- 
nannte zollfreie Handelsrecht erleichterten Rußland die 
wirtschaftliche Eroberung Ost-Turkestans.. Dadurch wird ver- 
ständlich, daß der Handelsumsatz zwischen Rußland und Ost- 
Turkestan schon im Jahre 1913 den Betrag von 20 312000 Rubel 
betrug, mehr als drei Viertel des Gesamthandels von Ost-Tur- 
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kestan. Hierin ist der russische Import nach Ost-Turkestan mit 
9 396 000 Rubeln, der Export mit 10 916000 Rubeln enthalten. Die 
russische Regierung hoffte damals, ohne Kriegserklärung an 
China und ohne Reibungen mit England Ost-Turkestan unter 
ihren Einfluß zu bekommen. 

Nach der Beendigung der Bürgerkriege nahmen die Bolsche- 
wisten die Expansionspolitik des zaristischen Rufßlands Ost- 
Turkestan gegenüber wieder auf. Bekanntlih verzichtete die 
Sowjetregierung bei ihrer Proklamation auf alle ungleichen Ver- 
träge, die die zaristische Regierung mit China geschlossen hatte, 
En jedoch die beiden nachfolgenden Verträge nicht aus der 

and, die für den Imperialismus der Sowjetregierung, wie für 
die Interessen Rußlands sehr günstig waren. Es sind dies: 

1. der Vertrag mit China über die mandschurische Bahn, 

2. der Vertrag, der Rufland den zollfreien Handel in den 
chinesischen Gebieten außerhalb der Großen Mauer gewähr- 
leistet (Handelsvertrag zwischen der Sowjetunion und Sin Kiang 
von 1924). 

Bereits 1926/27 war der Handelsumsatz Rußlands mit 
Ost-Turkestan auf 23519000 Rubel gestiegen gegen 20 312 000 Ru- 
bel 1913. Nach Angabe der Zeitschrift „Chinese Economical Jour- 
nal“ vom Juli 1932 kommen die Handelsbeziehungen zwischen 
Ost-Turkestan und seinen Nachbarländern in folgenden Ziffern 
zum Ausdruck: Aus Ost-Turkestan wurden exportiert: 


nach Sowjetrufland für 13528000 Rubel 


nach Indien für 2814565 Rupien 
nach China für 737 250 Rupien 
nach Afghanistan für 547540 Rupien 


Nach Ost-Turkestan wurde importiert: 
aus Sowjetrußland für 10647000 Rubel 


aus China für 1939 850 Rupien 
aus Indien für 1 186 848 Rupien 
aus Afghanistan für 830 500 Rupien 


Berücksichtigt man dabei noch, daft der Wert der Rupie etwa 
70 Kopeken ist, so kann man sich leicht ein Bild machen von dem 
Unterschied zwischen den Handelsbeziehungen Ost-Turkestans 
mit Rußland einerseits und den übrigen Nachbarländern anderer- 
seits. 

Unter normalen Bedingungen soll der Warenaustausch der 
beteiligten Länder in Export und Import gleich sein. Diese nor- 
malen Bedingungen treffen auf die Handelsbeziehungen zwischen 
Ost-Turkestan und Rußland nicht zu, denn 1. importiert Rußland 
ausschließlich Rohware. Selbst die ersten Anfänge einer „Verarbei- 
tung“ liegen schon in den Händen der Sowjet-Agenten. Sogar 
das Waschen der Wolle wird zum Beispiel von ihnen besorgt. 
Ost-Turkestan hat keine Industrie in unserem Sinne. Was das 
Land an Halbfertig- oder Fertig-Fabrikaten ausführt oder aus- 
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führen könnte, ist Heimarbeit, ist mehr als das, Handarbeit. Das 
rigorose Vorgehen der Russen, d. h. die Aufnahme nur unver- 
arbeiteter Produkte, beraubt also Tausende von Ost-Turkestanern 
ihrer Existenz; 2. übergehen die russishen Agenten die ein- 
heimischen Kaufleute. Sie übershwemmen das Land mit ihren 
Wander-Aufkäufern, die die Rohware unter Ausschaltung des 
Zwischenhandels und der einheimischen Verarbeitung direkt vom 
Erzeuger beziehen. Neben dem Handwerker, dem Heimarbeiter 
wird damit auch der Stand der Mittel- und Groftkaufleute schwer 
eschädigt; 3. zahlen die Russen nicht in bar, sondern nur mit in 

ußland hergestellten Waren. Nur in vereinzelten Fällen werden 
die gekauften Güter mit barem Geld bezahlt, jedoch immer nur 
mit Sowjet-Tscherwonzen, die außerhalb der Sowjetunion keinen 
Wert haben. 

Durch eine derartige Gestaltung der Handelsbeziehungen 
seitens der Sowjetunion ist die Mehrzahl der Gefturkesianischen 
Kaufleute gezwungen worden, nach Indien auszuwandern. Neben 
den Schäden, die Ost-Turkestan durch dieses System seitens Ruf- 
lands zugefügt werden und die Widerstandskraft des Landes 
gegen das russische Eindringen langsam untergraben, suchen die 

ussen ihren Einfluß einerseits noch durch Bestechung der 
chinesischen Beamtenschaft zu vergrößern, andererseits die ein- 
zelnen Stämme gegeneinander auszuspielen (z. B. Üyguren und 
Döngenen gegen Türken). 


Rußland und Osteuropa. 


Monatsübersicht. 


Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


1. Polen. ° 


Der Bericht umfaßt, mit Ausnahme Polens, die letzten zwei 
Monate und stellt die Randstaaten an die Spitze. Sie sind alle 
in mehr oder weniger starker innenpolitischer Bewegung, die 
überall in einer bestimmten Richtung geht, und zwar ebenso 
bestimmt nicht in der Richtung des Marxismus, sondern um- 
gekehrt. 


Die Verhandlungen des Sejm über Haushalt und Wirtschaft 
bieten ein sehr wertvolles Material, das hier nicht ganz aus- 
Bes nöp.t werden kann. Der Senat hat den Vorschlag des Haus- 

alts für 1934/35 angenommen; er schließt mit 2,134 Milliarden 
Zloty in den Einnahmen und 2,184 Milliarden in den Ausgaben, 
so daß ein Fehlbetrag von 48 Millionen bleibt. Bei den Einnah- 
men sind 175 Mill. Zloty aus der nationalen Anleihe („Osteuropa“, 
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Novemberheft S. 73) eingestellt, so daß im ganzen der Fehlbetrag 
tatsächlich 233 Mill. Zloty betrüge. 

Der Sejm behandelte weiter eine Novelle zur Verordnung über 
das Gewerberecht. Das geht in der hier schon hervorgehobe- 
nen Richtung zum korporativen Staat: Begründung von Zwangs- 
verbänden, Erweiterung der Konzessionierung auf immer neue 
Zweige des Wirtschaftslebens, Einführung von Berufseignungs- 
Be nen für Re Berufe. Von industrieller und besonders 

ändlerischer Seite wurde diese Neuregelung angegriffen; der 
Regierungsvertreter antwortete darauf, daß „jetzt in der ganzen 
Welt, sogar in Frankreich, die wirtschaftliche Struktur eine Ände- 
rung erfahre“ und legte so die prinzipelle Erkenntnis und Ein- 
stellung für die neue Wirtschaftsordnung fest. In der Debatte 
wurde mitgeteilt, daß 1933 in Polen 420 000 Handelslizenzen und 
205 000 für das Gewerbe gelöst worden waren, es mithin heute in 
Polen im ganzen rund 650 000 Kaufleute und Industrielle gäbe. Da 
die neue Ordnung vorerst Handel und Gewerbe betrifft, in denen 
das jüdische Element sehr zahlreich ist, wendet sich die 
Jüdische Presse gegen die antisemitische Tendenz der Novelle. 
die das Land beunruhigen würde. 

Die Wirtschaftslage im ganzen ist nach wie vor 
schlecht. Im Senat wurde festgestellt, daß die Verschuldung der 
Landwirtschaft rund 5 Milliarden Zloty betrage, soviel wie die 
gesamte Staatsschuld vor dem Dollarsturz. Die Übersicht über 
den Kohlenbergbau ergibt gleichfalls eine Verschlechterung 
der Lage. Einige Zahlen (nach dem Östexpreß): Förderung 1929 
= 461, Mill. Tonnen, 1932 = 283%, Mill. Tonnen (also ein Rück- 
gang um zwei Fünftel der Produktion von 1929) und 1933 = 
27,35 Mill. Tonnen (noch etwas höherer Rückgang). Gegenüber 
dem Rückgang der Förderung in anderen Ländern war der in 
Polen der relativ stärkste. Die Kohlenausfuhr war 1929 — 14,34 
Mill. Tonnen, 1933 = 9,7 Mill. Tonnen (etwas über drei Fünftel von 
1929). Dabei war die Ausfuhr über ein Drittel der Gesamtförde- 
rung. Die Maßnahmen des Staates für den Kohlenbergbau gehen 
in planwirtschaftlicher Beziehung schon ziemlich weit. 

Um die Weiterbehandlung der Verfassung spannen sich 
in der Berichtszeit Gerüchte, deren Kern wohl nur ist, daß in 
absehbarer Zeit ein Kabinettswechsel, d. h. der Rücktritt des 
Ministerpräsidenten erfolgt. Jedenfalls ist das Verfassungsgesetz 
dem Senat am 10. März zugegangen, der in einer außerordent- 
lichen SAN des Sommers diesen Entwurf und die Wahlord- 
nungen beschließen wird. Der Sejm ist am 15. geschlossen worden. 

Für die Zwischenzeit wurde ein Gesetz eingebracht über die 
Vollmachten des Staatspräsidenten vom Schluß der Parlaments- 
session bis zur nächsten ordentlichen Session, mit dem Wortlaut: 
„Der Präsident der Republik wird ermädıtigt. Verordnungen 
mit Gesetzeskraft bis zum Tage, für welchen der Sejm zur näch- 
sten ordentlichen Session einberufen werden wird, im Bereiche 
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der staatlichen Gesetzgebung mit der im Art. 44 Abs. 6 der Ver- 
fassung enthaltenen Einschränkung zu erlassen.“ Die Vorlage 
wurde im Sejm am 14., im Senat am 16. angenommen und ist da- 
mit in Kraft. 

Wichtig sind die Wirkungen der Verfassung auf Polnisch- 
Oberschlesien, dessen Sonderstellung (Gesetz vom 15. Juli 
1920) dadurch berührt wird, ebenso wie die Minderheitenfrage. 
Im Landtag des autonomen Schlesien hat die christliche Demo- 
kratie (Korfanty) 19 Sitze gegen 19 des Regierungsblocks und 
7 Bürgerliche, sowie 2 sozialdemokratische Deutsche. 

ie die in der Verfassung festgelegte Gleichberechtigung 
der Minderheiten behandelt wird, wird man sehen. In 
bezug auf die ukrainische Minderheit scheint die Regierung 
eine Erleichterung, eine Änderung des Kurses, beginnen zu 
wollen. Wenigstens deutet man das Gesetz über die Gewährung 
von Invalidenrenten an die ukrainischen Kämpfer gegen Polen 
aus dem Jahr 1918 in dieser Richtung. (Übrigens konnten die Ge- 
nossenschaften der Ukrainer in Ostgalizien im Januar auf 
ein dreifigjähriges Bestehen zurückblicken. Ihre erste Ent- 
stehung und Tätigkeit habe ich 1904 an Ort und Stelle studiert 
und darüber in einer Artikelserie „Eine Ferienreise durdı Ga- 
lizien“, „Deutsche Monatsscrift für das gesamte Leben der 
Gegenwart“ 1906, berichtet. Seitdem sind die ukrainischen Ge- 
nossenschaften auf fast 4000 mit über 400000 Mitgliedern und 
einer Jahresbilanz von rund 50 Millionen Zloty gewachsen. Die 
Genossenschaftsidee hat auch hier, wie bei den Polen vorher, 
gewaltig im Sinn der Organisierung und Erziehung la 

Eine weitere Maßnahme der Erleichterung oder Änderung 
ist der Beschluß des Ministerrates Anfang März, die Stand- 
gerichte, die im August 1931 eingeführt wurden, wieder auf- 
zuheben. 

Aus der Parteienentwicklung ist zu berichten, daß 
der Zerfall der Christlich-demokratischen Partei weitergeht, 
Korfanty aber nach wie vor an ihrer Spitze geblieben ist. 

Wesentlicher als die Entwicklung der auch hier absterben- 
den Parteien ist der Kampf um die Jugend. Im Regierungs- 
lager besteht seit vier Jahren eine sog. „Jugendlegion“, die beson- 
ders der Ministerpräsident Jedrzejewicz gegen das (verbotene) 
nationaldemokratische „großpolnische Lager“ fördert. Diese 
jugend auf der Regierungsseite ist scharf antiklerikal und anti- 

apitalistischa Der Kampf um die Jugend zwischen Regierung 
und Rechtsopposition hat daher schon zu einem Ein reifen der 
Bischöfe geführt, die einheitlich in einem Hirtenbrief die Tätig- 
keit der Jugendlegion als kommunistisch und kirchenfeindlich 
hinstellten. Die „Gazeta Polska“ hat darauf entsprechend scharf 
geantwortet mit dem Satze, daf die Jugend die Parole verfolge: 
„Alles für den Staat“, aber allerdings grundsätzlich antiliberal 
und antiparlamentarisch sei. 
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Wie lebhaft der Kampf schon ist, zeigt die Weiterentwick- 
lung des Streites um den Arierparagraphen an der Uni- 
versität Warschau. Die Korporationen bestehen darauf, der 
Rektor lehnt das ab, die Auseinandersetzung mit Angriffen auf 
den jüdischen Historiker Prof. Handelsmann hat schon wieder 
zur Schließung der Universität geführt. 


Außenpolitik: Die Ratifikationen des deutsch-polnischen 
Abkommens wurden am 25. Februar ausgetauscht. Am 26. wurde 
amtlich mitgeteilt: 


„Um die Auswirkungen der deutsch-polnischen Vereinbarung zu för- 
dern, haben die Vertreter beider Teile ihren übereinstimmenden Willen 
dahin festgestellt, in allen Fragen der öffentlichen Meinungsbildung in den 
beiden Ländern in fortlaufender Zusammenarbeit darauf hinzuwirken, daß 
das gegenseitige Verständnis immer mehr geweckt und dadurch eine 
freundschaftlihe Atmosphäre gewährleistet wird. Über die auf den ein- 
zelnen Gebieten der Presse, des Schrifttums und des Radio-, Kino- und 
Theaterwesens einzuleitenden Schritte ist dabei volles Einverständnis er- 
zielt worden. 

Die beiderseitigen Vertreter sind darin übereingekommen, die her- 
gestellte Verbindung ständig zu unterhalten. In diesem Sinne wurde ver- 
einbart, die nächste Begegnung in Warschau stattfinden zu lassen.“ 


Dem folgte am 7. März ein noch wichtigerer weiterer Schritt. 
ein neues deutsch-polnishes Wirtschaftsabkommen, mit 
dem der Zollkrieg endgültig aufgehoben und „die Grundlage für 
einen normalen Aufbau der beiderseitigen Handelsbeziehungen 
geschaffen wird“. Das Abkommen ist in Form eines Protokolls 
er Seine Bestimmungen traten schon am 15. März in 

raft!). Damit wurde der Zollkrieg, der seit 1925 ging und den 
Wirtschaftsaustausch beider Länder stark verringerte, beendet. 
Die en sind beseitigt. Die Grundlage der neuen 
Wirtschaftsbeziehungen ist freilich stark verändert und die 
Schwierigkeiten, einen neuen Handelsvertrag zustande zu brin- 
gen, sind nicht gering. Maflgebend ist dafür der Grundsatz des 
Interessenausgleichs auf den verschiedenen Gebieten, und sehr 
richtig sagte dazu der „Kurjer Poranny“ (1. März): 

„Der Zollkrieg zwischen Deutschland und Polen hat das Gesicht der 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen den beiden Ländern verändert. Viele 
Handelsgebiete haben ihre Exportwege aus Polen auf die Märkte anderer 
Staaten umgestellt und manchmal positive Ergebnisse durch Anknüpfung 
von direkten Kontakten mit den Abnehmern erzielt. Der Zollkrieg hat aber 
auch Änderungen in der Wahl der Wege getroffen, die zur Einfuhr nach 
Polen aus dem Auslande benutzt worden waren. Die Wiederaufnahme der 
normalen nachbarlichen Beziehungen zwischen diesen Staaten wird also 
in einer anderen Lage erfolgen, als sie vor acht Jahren war. Die Beendi- 

gung des wirtschaftlichen Kriegszustandes zwischen Deutschland und Polen 
ist durd die Atmosphäre erleichtert worden, die sich aus der Unterzeich- 
nung des Nichtangriffs-Abkommens herausgebildet hat. Der Erfolg. den 
die polnische Diplomatie in den Beziehungen mit dem Deutschen Reich er- 
reicht hat, wird jetzt ergänzt und le durch eine Verständigung auf 
wirtschaftlihem Gebiet. Dieser Erfolg ist um so bedeutender, als er in 


1) Wortlaut des Protokolls im Dokumentenanhang dieses Heftes, Nr. 1. 
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der gegenwärtigen Periode der gegenseitigen Drosselungen und Erschwe- 
mougn im Warenaustausch in der internationalen Handelspolitik erreicht 
wurde. 

Am 3. März wurden je ein deutsches und polnisches neues 
Mitglied in die „gemischte Kommission für Oberschlesien“ 
von Präsident Calonder eingeführt, wobei der neue polnische 
Vertreter, Rechtsanwalt Chmielewski, der Ansicht Ausdruck gab, 
daß die besondere Aufgabe der Kommission jetzt darin bestehen 
werde, die Atmosphäre von Reibungen und Verwicklungen zu 
bereinigen, sowie die gegenseitigen Verhältnisse der beiden Be- 
völkerungsgruppen zu beiden Seiten der Grenze auf eine wohl- 
wollende und aufrichtige Zusammenarbeit, auf die Achtung der 
gegenseitigen Rechte zu stützen. In seinen Worten wurde zugleich 
eine der nächsten Aufgaben deutsch-polnischer Beziehungen be- 
zeichnet, die neue Konvention ab 1937 eben über Oberschlesien. 


Mit Betrübnis glaubte der Aufßenpolitiker der Opposition, 
Professor Stronski, im „Kurjer Warszawski“ „das Gefühl einer 
Zerreißung der französisch-polnischen Beziehun- 

en“ nach einer Reise nach Paris feststellen zu müssen. Das 

deutet nur, daß man in Paris empfindet, wie sich Polen mit der 
neuen Wendung en je gemacht hat. Die nationaldemo- 
kratische (also’ oppositionelle) „Gazeta Warszawska“ sagte zu 
dem gleichen Thema (16. a aus Anlaß der für den 25. April 
in Aussicht stehenden Ankunft Barthous, des augenbli&klichen 
französischen Außenministers: 

„In den letzten Jahren hat sich vieles verändert. Allgemein erkennt 
man bereits, daf der Völkerbund in den Schatten gleitet, daß Europa zu 
den früheren politischen Methoden zurückkehrt, weshalb die Völker ge- 
zwungen sind, an sich selbst, an die eigenen Kräfte und Bündnisse mit 
anderen, die ähnliche Interessen haben, zu denken. Barthous Besuch in 
Warschau hat mehr als nur symbolischen Charakter. Es ist eine Tat, die 
davon Zeugnis gibt, daß das Blut in den Adern des ersclafften Körpers 
des französisch-polnischen Bündnisses wieder lebhafter zu kreisen be- 
ginnt. Wir müssen ehrlich eingestehen, daß die Bande dieses Bündnisses 
sich sehr gelockert haben und daf es schon aufhörte ordentlich zu funktio- 
nieren ... Infolge der Götterdämmerung des Völkerbundes erhalten die 
Bündnisse zwischen einzelnen Staaten ein a Gewicht.“ 

Der Wille zu größerer Selbständigkeit kommt übrigens auch 
auf wirtschaftlichem Gebiete zum Ausdruck. Wir haben 
einen sehr scharfen Artikel der „Gazeta Polska“ (10. März) im 
Auge gegen das Gebaren und die Ansprüche französischer Aktio- 
näre in der polnischen Textil-, Naphtha- und Kohlenindustrie, 
aus Anlaf des Streites um Zyrardöw, wo 


„die französische Aktionärgruppe die polnisch-französische Freundschaft so 
aufgefaßt hätte, als wenn sie in dem ‚verbündeten‘ Lande ihre schmutzigen 
Methoden anwenden könnte. Polen braucht keine Spekulanten und Wild- 
diebe, die in Polen wie in ihren Kolonien schalten und walten. Diesen 
Vertretern des Kapitals wird Polen die Knochen brechen. Es geht uns 
nichts an, wenn die Freunde oder die Beauftragten von Boussac die Zyrar- 
döwaffäre zum Anlaß nehmen, um die guten polnisch-französischen Be- 
ziehungen zu trüben, indem sie falsche Schlüsse auf unsere Außenpolitik 
ableiten. Es geht uns nichts an, wenn analoge Erscheinungen auch in 
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anderen Staaten beobachtet werden können. Wir sind der Ansicht, dał 
unsere gegenwärtige wirtschaftliche und politishe Lage uns die Aufgabe 
erleichtert, auf dem versumpften Gebiet der Beziehungen Polens zu dem 
ausländischen Kapital endgültig Ordnung zu machen. Und wir werden 
Ordnung machen! 

Der neuen Stellung Polens entspricht es, daß man sich zur 
österreichischen Frage neutral, ja gleichgültig stellt. 
Wenn man auch betont, daß die Verständ: g mit Deutschland 
Polens Großmachtstellung nicht beschränken dürfe, so setzt 
man sich ganz scharf von den Bemühungen Frankreichs und der 
Kleinen Entente in der österreichischen Frage ab. Welch 
ein Wandel! Jahrelang strebte die polnische Außenpolitik unter 
Zaleski danach, wenn auch erfolglos, in die Kleine Entente her- 
einzukommen. Jetzt lehnt man es ab, damit etwas zu tun zu 
haben, für die Tschechoslowakei Kastanien aus dem Feuer zu 
holen oder, wie der „Czas“ es ausdrückt, Blitzableiter sein zu 
sollen. Man glaubt, die richtige Stellung jetzt „zwischen Berlin 
und Moskau“ gefunden zu haben und wenn man ein weiteres 
Ziel schon ins Auge gefaftt hat, so ist es der Ausbau der Bezie- 
hungen zu den baltischen Staaten, und zwar im Einverständnis 
mit Moskau. Im übrigen aber drängen die Anforderungen des 
innerstaatlichen Aufbaues: die Verwallanesr former: Neuwahlen. 
Wirtschaftsaufbau derartig in den Vordergrund, daß die polnische 
Außenpolitik in der nächsten Zeit, durch das Verhältnis zu Ruß- 
land und Deutschland gesichert, vor allem sich um die Erhaltung 
der Ruhe bemühen wird?). 

Das gegenwärtige politische Vertragssystem 
Polens habe ich in nebenstehender Skizze, die dem Schluftaufsatz 
S. 425 in meinem soeben erscheinenden Buche: „Osteuropa 
und Deutscher Osten, Kleine Schriften zu ihrer Geschichte” 
(Königsberg i. Pr., Ost-Europa-Verlag) beigegeben ist, darzu- 
stellen versucht. 


2. Danzig. 


Bei dem Antrittsbesuch des neuen Hohen Kommissars und 
bei der Gründungsversammlung der „Danziger Gesellschaft zum 
Studium Polens“ am 15. März, wurde erneut auch das neue Ver- 
hältnis zwischen dem Danziger Staat und der polnischen Regie- 
rung betont. 

Wirtschaftlich ist freilich die Lage Danzigs nicht viel 
Ban er geworden. Der a von Gdingen läßt eben 
ür Danzig zu wenig übrig. Der Schiffsverkehr steigt nicht; er 
war 1933 = 4278 Schiffe mit 234 Mill. Tonnen. Auch der Waren- 
umschlag hat nicht zugenommen, im Gegenteil: einem Zuwads 


23) In den Diskussionen spielt auch einmal die Frage der Auslandspolen 
eine Rolle. Man beziffert sie auf 8 Millionen und behauptet, daß von den 
1,2 Millionen Kindern darunter kaum 65 000 polnische Schulen besuchten und 
nur 4; Million Polnisch als Unterrichtsfach lernten. 
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von 1 Mill. Tonnen für Gdingen steht ein Rückgang von 
300000 Tonnen in Danzig gegenüber. 


3. Litauen?). 


Auch Litauen stand 1933 in der Krise, namentlich seiner 
Landwirtschaft, deren Verschuldung % Milliarde Lit erreicht hat. 
Die Landwirtschaft fordert demgemäfßt die Senkung des Wertes 
des Lit, der Staat lehnt das ab. Auch die Industrie lag 1933 im 
ganzen nicht günstig. Die Staatsschulden betrugen am 1. Januar 
117 Mill. Lit gegen 150 Millionen das Jahr vorher, infolge des 
Kursrückganges des Dollars. | 

here ut steht es mit dm Außenhandel, der 
1933 mit einem Ausfuhrüberschuß von 18 Millionen Lit abschloft. 
Nach dem „Ostexpref“ betrug die Ausfuhr 160,3 Mill. Lit gegen 
189,1 Mill. Lit 1932, die Einfuhr 1933 142,2 Mill. Lit gegen 
166,9 Mill. Lit. Somit war die litauische Außenhandelsbilanz mit 
etwa 18 Mill. Lit aktiv gegenüber einer Aktivität von 22,2 Mill. 
Lit. 1932. 

Auf die einzelnen Staaten verteilte sich die litauische Aus- 


und Einfuhr (in Mill. Lit): 


1933 1932 

Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr 
England 15 46% 24,3 173%, 78,3 414% 180 10,7% 
Deutschland 525 328% 313 36,0% 740 391% 672 0,5% 
Lettland 53 33% 56 40% 44 23% 77 46% 
U.S.A 52 32 Ý 43 30% 10 05% 63 38% 
Rußland 26 1,6 78 55% 66 35% 102 61% 
Dänemark 24 15 of, 20 14% 10 05% 20 12% 


Der Anteil Deutschlands ist in Aus- und Einfuhr Litauens 
weiter gesunken. Indes nimmt Deutschland immer noch in der 
Einfuhr nach Litauen die erste, in der Ausfuhr aus Litauen die 
zweite Stelle ein. Schwierig sind im ganzen die Außenhandels- 
beziehungen, in die auch hier der Staat immer stärker eingreift. 
Verhandlungen mit Estland, Lettland, Deutschland und England 
sind im Gang gewesen und laufen noch. England dringt vor, was 
Litauen angenehm ist, aber die Schwierigkeiten werden immer 

rößer, ob England die litauischen Kontingente, namentlich 
Bor aufnehmen will, was die Grundlage des litauischen Ver- 
kehrs mit England ist. 

Innenpolitisch sieht es in Litauen aus, als läge über 
ihm nur Ruhe, ja Lethargie. Aber es geht die Bewegung auf eine 
Neuordnung des Staates hier unaufhaltsam weiter. Am 
15. Dezember 1933 hielt die Regierungspartei, die Tautinikai, 
ihren Parteitag ab. Das befestigte die Lage, wie sie schon war. 
Eine Opposition (der christlichen Demokraten und der Volks- 


3) Nach neuen offiziellen litauischen Angaben hat Litauen gegenwärtig: 
2451 173 Einwohner, die Hauptstadt Kowno: 102 750. 
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sozialisten) N es im Grunde nicht mehr, überhaupt kein Partei- 
leben. Die Richtung geht gemäfl dem Willen der Regierungs- 
ae auf Führerprinzip, korporative Volksvertretung, also 

Dr der Verfassung. Inzwischen ist auch hier ein „Gesetz 
zumSchutzvon Volk und Staat“ erlassen, am 8. Februar, 
ein charakteristisches Zeichen eben der Bewegung, die dem 
Staatspräsidenten große Vollmachten und Strafbefugnisse in die 
Hand gibt. Aus dem Gesetz sei hervorgehoben: 

„Wer das litauische Volk, den Staat oder die staatlichen Hoheitszeichen 
beleidigt oder verächtlih macht, wird mit Gefängnis oder Zuchthaus bis zu 
vier Jahren bestraft. Wer die staatliche Zuverlässigkeit der litauischen 
Staatsangehörigen, ihre Einigkeit oder ihr Nationalbewußtsein einschläfert 
oder schwächt, wird mit Gefängnis bestraft, und wenn ein solches Vergehen 
von Beamten oder Angestellten des Staates und seines autonomen Ge- 
bietes (!) oder Organen des öffentlichen Rechts unter Einsatz der amt- 
lichen Befugnisse begangen wird, so erfolgt Bestrafung des Beamten bis 
zu vier Jahren Zuchthaus. — Zuchthausstrafe droht litauischen Staats- 
anke bengon die mit ausländischen Stellen oder Organisationen Be- 
ziehungen unterhalten, durch die die staatliche Zuverlässigkeit in Frage 
gestellt wird. Die gleiche Strafe trifft litauische Staatsangehörige, die einer 
ausländischen Organisation angehören, deren Tätigkeit nicht in Ein- 
klang mit den Interessen Litauens steht. Ein Beamter oder Angestellter 
des Staates oder seines autonomen Gebietes oder einer öffentlichen 
Stelle, der die litauischen Gesetze sabotiert oder andere dazu beeinflußt, 
wird mit Zuchthaus bis zu vier Jahren bestraft, ebenso wenn er wirtschaft- 
liche Beziehungen zu Handlungen benutzt, die die Interessen des litauischen 
Staates schädigen. 

Herausgeber oder Verfasser eines Druckerzeugnisses, das ganz oder 
teilweise mit materieller Unterstützung des Auslandes herausgegeben wird 
oder dessen Veröffentlichung den Interessen des Staates oder des litauischen 
Volkes entgegensteht, werden mit je 20000 Lit bestraft.“ 

Von dem Senior der deutshen evangelischen Synode, 
Propst Tittelbach, ist der Entwurf einer Verfassung der evange- 
lischen Kirche in Litauen vorgelegt worden, der die drei Natio- 
nalitäten vollständig in den Gemeinden und der Obersten 
Kirchenbehörde voneinander trennen will. Die Entwicklung 
dieser Frage ist abhängig von der Entwicklung der Minder- 
heitenfrage in Litauen, in der neuen Bewegung überhaupt. 


In der Außenpolitik ist ein scharfer Eisenbahnkonflikt mit 
Lettland zu notieren, der zur Schliefung des sog. Korridors von 
Moscheiki und des Durchgangsverkehrs über die lettische Strecke 
nach Memel geführt hat. Ferner sah der Februar polenfeind- 
liche Kundgebungen und Ausschreitungen besonders von Stu- 
denten in Kowno, aber auch sonst, die in Warschau aufmerksam 


beachtet wurden. 


Im ganzen hat die litauische Außenpolitik 1933 
Neutralität unbedingt einhalten wollen. In der Wilnafrage wird 
der alte Standpunkt immer aufrecht erhalten. Aber man hat in 
Litauen das Gefühl, durch die Entwicklung der letzten Monate 
isoliert worden zu sein. Und der frühere Ministerpräsident 
Woldemaras hat, wie wir der Bromberger „Deutschen Rundschau“ 
(15. März) entnehmen, in der Königsberger „Preußischen Zeitung“ 
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die Politik Litauens gegenüber Deutschland sehr scharf kritisiert. 
Woldemaras war niemals ein Deutschenfreund, aber hatte einen 
klaren Blick namentlich für das Verhältnis zu Deutschland. Er 
sagt, daß das Abkommen Deutschlands mit Polen Litauen wie 
ein Blitzschlag getroffen habe: 


„Haben sih doch die Polen jetzt für lange Zeit nach der russischen 
und deutschen Seite hin gesichert. Nur mit Litauen bleibt ihr Verhältnis 
das alte, d. h. wenn sie Schritte gegen Litauen unternähmen, könnten 
weder die Russen noch die Deutschen das aufhalten, wie es in der Vergan- 
genheit war. 

Bleibt allein... der Völkerbund, um Litauen zu schützen. Ich glaube 
nicht, daß sich jemand in Litauen findet, der zu diesem Verteidiger Ver- 
trauen hat. Litauen steht heute mutterseelenallein da, und es genügt eine 
Kleinigkeit, daß es ganz in die Brüche geht, Was tut denn in so ver- 
antwortliher Stunde die litauishe Regierung? Sie ist in Sachen der 
litauischen Sicherheit besorgt. Dieser Tage hat sie ein Gesetz zum Schutze 
von Volk und Staat herausgegeben. Kaum hat sie dieses Gesetz ver- 
kündet, als auch schon im Memelgebiet über 70 Haussuchungen gemacht 
und eine Reihe von Memelländern verhaftet wurde. Schon das allein 
beweist, daß die Aaaama n einen Zusammenhang mit der Veröffent- 
lichung des Gesetzes haben. Die Vermutung bestätigt sich, wenn man einen 
Blick auf das Gesetz wirft. Es ist in der Hauptsache auf die Beziehungen 
zum Memelgebiet zugeschnitten.“ i 

Die erneute Verbannung von Woldemaras aus Kowno wie- 
der auf das Land hing wohl mit diesem Auftreten von auffälliger 


Schärfe zusammen. 


4. Memel. 


Zudem wies ja auch das auf einen ganz kritischen Punkt hin, 
die Memelfrage. Kleineren Vorstößen, wie litauisches Schul- 
referat bei der Regierung des Memelgebietes mit Aufsicht über 
die öffentlichen Schulen oder die Idee gar einer litauischen Uni- 
versität in Memel, folgte die Anwendung des annten Ge- 
setzes zum Schutz von Staat und Volk auf Memel: Haussuchungen 
und Verhaftungen, schließlich das Verbot der beiden deutschen 
Parteien, der Sozialistischen Volksgemeinschaft und der Christ- 
lich-sozialen Arbeitsgemeinschaft im Memelgebiet, mit der Be- 
Daupiung, diese Parteien wollten Memel mit Gewalt von Litauen 
ösen. 

Die deutsche Regierung hat am 23. Februar gegen die An- 
wendung dieses Gesetzes auf das Memelgebiet protestiert, das 
eigentlich alle Artikel des Memelstatuts verletzt und den Deut- 
schen jede Möglichkeit, ihre Rechte auszuüben, nimmt. Die 
Signatarmächte des Memelstatuts vom 14. März 1924, zu denen 
Deutschland bekanntlich nicht gehört, müßten sich nun auch da- 
gegen rühren, desgleichen der Völkerbund. Es ist ja mit dem 
Gerichtsverfassungsgesetz, der Entlassung von 101 reichsdeut- 
schen Beamten und diesem Gesetz zum Schutz von Volk und 
Staat eine ganz klare Linie der Kownoer Regierung gegen das 
Memelgebiet zu erkennen, die die Organisationen und die Presse 
der Deutschen totmachen will. Sieht man das oben mitgeteilte 


426 


Geseiz genau an, so gilt es zwar für den ganzen Staat, ist aber, 
wie Woldemaras mit Recht sagt, tatsächlich auf das Memelgebiet 
zugeschnitten. So verschlechtern sich die deutsch-litauischen Be- 
ziehungen unausgesetzt. 


5. Lettland. 


Das Jahr 1933 war wirtschaftlich auch hier ein Jahr der De- 
pression, aber die Industrie ist nicht weiter zurückgegangen und 
der wango Wirtschaftszweig im Lande, die Landwirtschaft, 
hat ihre Produktion sogar gesteigert. Auch hier sah man im 
Februar einen Vorstoß gegen die Stabilität des Lat von seiten 
der Exporteure und Reeder, die fordern, den Lat dem englischen 
Pfund gleichzusetzen. Skandinavien, Finnland und Estland haben 
das getan, Lettland ist so allerdings in einer schwierigen Position 
seines Außenhandels. Die Regierung aber lehnt das Abgehen 
vom Golde und eine Senkung des Latwertes ab. | 

Über den Außenhandel hier auch nach dem „Ostexprefß“ 
die Daten für 1933: Die Gesamteinfuhr Lettlands war 91,4 Mill. 
Lat gegen 84,6 Mill. 1932. Die Gesamtausfuhr Lettlands betrug 
1933 81,5 Mill. gegenüber %,5 Mill. im Jahre vorher. 


Die innere Politik ist auch hier in Gärung. Die neue Bewe- 
gung hat Letten und Deutsche ergriffen. Es gibt lettische Faschi- 
sten und eine deutsche „baltische Brüderschaft“. Die Regierun 
stützt sich auf die beiden Parteien der Bauern, den Bauernbun 
und die jungen Landwirte. Am 3. März ist diese Regierung 
Blodneek gestürzt worden, eine neue Regierung unter dem be- 
kannten Bauernführer und mehrmaligen Ministerpräsidenten 
Ulmanis entstand. In der Wahlbewegung hat der neue Minister- 
präsident erkennen lassen, daf auch für Lettland eine neue Zeit 
mit großen Schwierigkeiten begonnen hat. Er sagte am 3. März, 
und wir geben das wieder, weil es eben für die gesamte Bewe- 
gung so ungemein charakteristisch ist: 

„Sowohl die Innenpolitik als auch die Außenpolitik befindet sich in 
Lettland in einem neuen Zeitabschnitt.e. Die Außenpolitik Lettlands muß 
mit den neuen Gegebenheiten rechnen. Bei der Annäherung der Balti- 
schen Staaten untereinander sind merkliche Fortschritte gemacht worden. 
Die innerpolitische Situation wird heute gekennzeichnet durch die vor- 
ee Frage der Verfassungsänderung. Es ist klar, daß der Entwurf 
des Bauernbundes über die Verfassungsänderung nun zur Volksabstimmung 
gelangen muß. Die bisherige Wirtschaftspolitik hat allgemein Unruhe aus- 
Be Die Ausfuhr ist stark zurückgegangen. Die Frage des Budgets 

findet sich in Unordnung. Im Laufe der letzten zwei Jahre lebte man 
mit alten Gesetzen, die Devisenzwangswirtschaft wurde eingeführt. Diese 
Gesetze müssen der neuen Entwicklung angeglichen werden.“ 
Das bedeutet auch in Lettland Richtung gegen Kommunisten und 
arxismus, aber freilich zugleich auch eine Richtung gegen die 
Minderheiten. 

Der neuen Lage entspricht es, wenn die deutschen Par- 
teien des Landes, nicht weniger als fünf an der Zahl, sich auf- 
gelöst und in einen deutschen Wählerverband für das gesamte 
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Deutschtum Lettlands sich zusammengeschlossen haben. Dem ent- 
o es weiter, daR seit dem 24. Februar in Riga eine neue 

eutsche Zeitung erscheint, „Rigaer Tageszeitung“, die das natio- 
nalsozialistische Programm vertritt. 

In der Außenpolitik ist das wichtigste Ereignis der neue 
Bündnisvertrag zwischen Lettland und Estland am 17. Fe- 
bruar*‘). Diese Vereinbarung in Riga führt den Bündnisvertrag 
vom November 1923 weiter, indem dieses Bündnis eine festere 
Organisation erhält: ständiger Rat zur Vereinheitlichung der 
Gesetzgebung, gemeinsame Vertretung auf internationalen Kon- 
ferenzen und unter den Auslandsmissionen, Weiterarbeit in der 
Richtung der Zollunion. Man kann im ganzen nicht sagen, daf 
das Jahrzehnt, in dem dies Bündnis und die Union schon bestand. 
das Verhältnis besonders eng gemacht habe. Das sind auch un- 
zureichende Formulierungen, in denen hier der föderative Ge- 
danke verfolgt wird. 


6. Estland. 


Am 1. März fand eine Volkszählung statt, die ergab: 
1126410 gegen 1105172 Ende 1922, also eine Zunahme von 2%. 
Die städtische Bevölkerung stieg um 16 %, die Landbevölkerung 
ging um über 3 % zurück. Von Städten zählten Reval 136 451 Ein- 
wohner, Dorpat 58630 Einwohner. Die Zunahme der Bevölke- 
rung im ganzen ist also gering. 

Die Wirtschaftslage ist nicht ungünstig, was freilich 
bei dem auf den Export angewiesenen Lande =; auf die Ab- 
wertung der Krone zurückzuführen ist. Die Agrarreform hat 
41 000 Familien, 177 000 Personen angesiedelt. Die Landwirtschaft 
hat sich in der Zeit des Bestehens des Staates ganz auf die Vieh- 
wirtschaft umgestellt und ist so von der Preisgestaltung auf 
diesem Gebiete im Außenhandel in der gleichen Weise, wie 
Litauen und auch Estland, sowie Finnland von dem Verhältnis 
zu England weitgehend abhängig. 

Der Außenhandel, heute etwa auf dem Stand von 1922, 
kann wegen der Kronenabwertung nicht zureichend erfaßt wer- 
den. Die Wareneinfuhr ist gestiegen, in der Ausfuhr sind die 
landwirtschaftlichen Produkte sehr zurückgegangen. In der Ein- 
fuhr steht Deutschland an erster Stelle, r mit Rückgang der 
Prozentzahl, während Englands Anteil zunimmt und England in 
der Ausfuhr Estlands mit über 14 der Aufnahme an erster Stelle 
steht, Deutschland, hier gleichfalls im Rückgang, nur 4 aufnimmt. 
Auch Estland stebt unter dem Druck, an England Zugeständnisse 
machen zu müssen, wofür England nur das Meistbegünstigung>- 
recht gewährt. 

Innenpolitisch ist Estland von den Randstaaten am stärksten 
in Bewegung. Die neue Verfassung ist am 24. Februar in 


+) Worlaut: Dokument Nr. 2. 
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Kraft getreten. Ihre Grundzüge sind schon mitgeteilt: es ist eine 
Präsidentschaftsverfassung, die aber die Volkssouveränität und 
den Parlamentarismus noch erhalten möchte und, wie die Be- 
wegung zeigt, damit ganz offenbar die Aufgabe nicht gelöst hat. 
Um so mehr als die Verfassung sehr de r ist, die Entschei- 
dung, ob Demokratie oder Diktatur sehr von der Interpretation 
abhängen wird, also vom neuen Präsidenten und vom neuen 
Parlament (eine Analyse der Verfassung mit Text gibt auch das 
italienische Organ für Osteuropa „L'Europa Orientale“, heraus- 
gegeben von Prof. Amedeo Giannini, Februar 1934, S. 1—16). 

Der erste Wahlgang für die Präsidentenwahl soll am 
22. April, die Parlamentswahl am 29. April sein. Kandidaten sind 
der jetzige Ministerpräsident Konstantin Päts und die Generale 
Laidoner und Larka. 

Mit dieser Ordnung schien eine Ordnung erreicht zu sein. 
Es hat sich gezeigt, daf das nicht der Fall war. Die Unruhe und 
Spannung in der Bevölkerung hat vielmehr zu der Erklärung des 

riegszustandes am 12. März, zur Auflösung der Verbände der 
Freiheitskämpfer und zu allen anderen damit zusammenhängen- 
den Beschränkun en der politischen Freiheiten sowie zu Haus- 
suchungen und Verhaftungen im großen Stil geführt. Der 
Kriegszustand ist auf 6 Monate verhängt, der verantwortliche 
Chef des Schutzes im Innern der eben genannte General Laidoner. 
Das Parlament ist aufgelöst worden. Vorher sind noch Voll- 
machten für den Staatspräsidenten, besonders das Recht, Staats- 
beamte abzusetzen, beschlossen worden. 

Die Regierung griff so schnell und überraschend zu, daf kein 
Widerstand geleistet wurde; Blut floß nicht. Aber die Lage ist 
doch durch dieses Vorgehen als sehr ernst gekennzeichnet. Kriegs- 
zustand auf % Jahr bedeutet, daß schwerlich die Wahlen für 
Staatspräsident und Parlament im April stattfinden und so tat- 
sachlich Päts und Laidoner zusammen das Land diktatorisch 
regieren. Damit wird man die Bewegung der Freiheitskämpfer 
an sicher nicht tot machen, die namentlich in der jüngeren 

eneration einen sehr starken Anhang hat. 


Gerade vorher hatte das Land zwei Geburtstage seiner Füh- 
rer mit Freude gefeiert, den 60. Geburtstag des Ministerpräsi- 
denten Päts, der zugleich Staatspräsident ist, lange in der politi- 
schen Bewegung steht, nicht weniger als achtmal Staatsältester an 
der Spitze seines Staates, und den 50. Geburtstag des Generals 
Laidoner, eines ehemaligen russischen Offiziers, der zuletzt 
Stabschef bei der 62. Division in der russischen Armee und 
Oberkommandierender im Kampf um die Freiheit seit Herbst 
1918 gewesen war. Laidoner war, nachdem er das estnische 
Heer organisiert hatte, auch politisch sehr tätig als Abgeord- 
neter, Vertreter seines Staates im Völkerbunde usw., dann Höchst- 
kommandierender bei dem kommunistischen Putsch und ist 
jetzt, wie erwähnt, Chef des inneren Schutzes auf Grund der 
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außerordentlichen Vollmachten. Er gehört nicht zu dem Verbande 
der Freiheitskämpfer, dessen Exponent und Präsidentschafts- 
kandidat Larka ist. Man nimmt vielmehr an, daß Laidoner aui 
dem Boden der demokratisch-parlamentarischen Anschauungen 
steht und nicht anstrebt, Militärdiktator zu sein. In jedem Falle 
‘ist das Land in stärkster Spannung und Unruhe, in einer Ent- 
wicklung, die nicht mehr aufzuhalten ist. 


In der Agitation spielt natürlich eine Rolle der Skandal in 
der Landesverteidigung, der die Staatsversammlung lange be- 
schäftigt hat. Es ist bei Í m Verkauf von zwei estnischen Torpedo- 

reuzern an den Staat Peru merkwürdig zugegangen. Der Staat 
hat 300 000 Kronen weniger erhalten, als die niedrigste Schätz 
betrug, und eine vermittelnde Hamburger Firma und der General 
Lebedew haben einen sehr großen Zwischengewinn verdient. 
Lebedew wie der damalige Kriegsminister und sein Vertreter 
sind unter Anklage gestellt. 


Der neue Vertrag mit Lettland wurde schon erwähnt. 


Z. Finnland. 


Nach wie vor beschäftigt der Spionageprozef die Öffentlich- 
keit, ohne da etwas Wesentliches herausgekommen ist. Wicd- 
tiger ist auch hier, wie die Strömung gegen die parlamentarischen 
Erscheinungen zunimmt. Erwähnt sei eine große Rede eines füh- 
rendes Mitgliedes der sog. Sammlungspartei, des Professors Lian- 
komies, Prorektor der Universität Helsin fors, am 21. Januar in 
Tammerfors, die wir aus gleichem Grunde wie die obige Kund- 
gebung von Ulmanis hier wiedergeben: 


„Die politishe Atmosphäre Finnlands ist durch den Zwist der Par- 
teien vergiftet. Die Folge davon ist, daf Männer, die an der Spitze des 
öffentlichen Lebens stehen, sih immer mehr vom Staatsleben zurückziehen. 
Die Bedeutung der Persönlichkeit im Staatsleben wird viel zu wenig be- 
achtet. Die Macht des Staatspräsidenten ist laut Verfassung verhältnis- 
mäßig klein. Die Regierung hängt aber vom Vertrauen des Parlaments 
ab. aher wird der persönliche Einfluß innerhalb der Regierung aus- 
geschlossen. Die Macht des Staatspräsidenten muß erhöht werden. 
ist nicht genug, daß der Staatspräsident das aufschiebende Vetorecht besitzt. 
er muß das absolute Vetorecht erhalten, um die Verwirklichung eines Ge- 
setzes verhindern zu können, das seiner Meinung nach nicht mit dem Interesse 
des Landes in Übereinstimmung steht. Das Parlament darf nicht das allei- 
nige Recht besitzen, Gesetze zu erlassen, denn grundsätzlich kann man 
sich nicht auf den Standpunkt stellen, daß das Parlament immer den Willen 
des Volkes vertritt. Auch hinsichtlich des Staatsbudgets muß der Präsi- 
dent das ausschlaggebende Wort sprechen. Es ist zu erwägen, ob nod 
an der Bestimmung festgehalten werden soll, die Wer DB: daß die Regie- 
rung und ihre Glieder das Vertrauen des Parlaments haben. Da im Par- 
lament viele Fraktionen vorhanden sind, ist es unmöglich, eine starke Re- 

ierung zu bilden. Die Regierung muß in Zukunft das Vertrauen des 
Präsidenten genießen. Der Staatspräsident muß die Möglichkeit haben, die 
allerbesten Männer in die Regierung zu berufen, ohne Rücksichtnahme 
auf den Willen der Parteien. In solch einem Falle hätte das Parlament 
immer noch genügend Möglichkeit, die Regierungstätigkeit zu kontrollieren. 
Aber das Spiel der Parteien könnte dann nicht mehr Regierungen stürzen.“ 
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Diese Rede dürfte symptomatisch für das ganze Land sein und 
rundet die Beobachtung ab. — 


Man erkennt eine Gesamtbewegung in diesem 
Raum, die überall, wenn auch mit verschiedener Stärke, aber 
unaufhaltsam, in einer Richtung geht; auf Stärkung der Rechte 
der Exekutive, des Staatspräsidenten gegen Parlament und Par- 
teien, aber schon auch darüber hinaus in faschistische oder natio- 
nalsozialistische Gedankengänge überhaupt. Diese Bewegung ist 
überall im Gären, hat aber da und dort schon sehr bemerkens- 
werte Erfolge erzielt. Sie rollt unaufhaltsam und unwidersteh- 
lich weiter, besonders weil im großen und ganzen die Verhält- 
nisse dieser Randstaaten gleich gelagert sind und diese, die nicht 
in der Richtung des Bolschewismus gehen wollen, sich gegen ihn 
ja vom Beginn ihrer Selbständigkeit an behauptet haben, gar 
nicht anders können als in der anderen Richtung, die bezeichnet 
wurde, weiter vorwärts zu gehen oder getrieben zu werden. 


Solange diese Auseinandersetzungen andauern, ist auch nicht 
anzunehmen, daß die Lage für eine „Integration“ im Sinne eines 
baltischen Staatenblockes reif werde. Wir übersehen 
nicht, daß die russisch-polnische Politik in dieser Rich- 
tung, genauer gesagt in der Richtung eines baltischen Garantie- 
Paktes und der Neutralisierung der Randstaaten, weiter geht. 
Sie bemüht sich im Augenblick besonders um Litauen. Das ist ja 
auch, wenn man von Finnland absieht, überhaupt wegen des 
litauisch-polnischen Verhältnisses der schwierigste Punkt. Diese 
Politik führt aber noch auf eine weitere Schwierigkeit. Wenn 
sie von Sowjetrußland aus im antifaschistischen Sinne, also sagen 
wir offen: mit der Spitze gegen Deutschland, betrieben werden 
sollte, so ist sie von vornherein zum Scheitern verurteilt. Das 
merkwürdige ist ja gerade, daß man in Litauen, in Lettland, in 
Estland gegen etwas vorgeht, was man als deutsche national- 
sozialistische Gefahr fürchten zu müssen glaubt (das litauische 
Vorgehen gegen Memel hat auch diesen Nebenton), daß man aber 
zugleich selber auf der Welle einer entsprechenden eigenen Be- 
wegung entweder selber vorwärts treibt, oder, wie etwa in Est- 
land, getrieben wird. 


Auch in Schweden beschäftigt man sich mit diesen Block- 
fragen. Das Mitglied des schwedischen Reichstages, Lindhagen, 
hat jetzt einen derartigen Entwurf gemacht, der alle skandinavi- 
schen und baltischen Staaten einschließlih Polens einbeziehen 
will. Das sei hier notiert, reale Bedeutung hat das nicht. Und 
ım ganzen sind, wie gesagt, diese Pläne weitgehend abhängig 
von der inneren Auseinandersetzung, die die Randstaaten alle 
immer stärker erfaßt hat und durcheinander schüttelt. 
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8. Osteuropas Handel, russischer Außenhandel, Deutschlands 
Stellung im Osteuropahandel. Ä 


Uns scheint immer bedeutsamer zu werden, daß trotz aller 
Schwierigkeiten England im Raum der Randstaaten, min- 
destens der baltischen Staaten, stärker hervortriti, jedenfalls von 
Litauen, Lettland, Estland, Finnland gesucht wird. Die Schwierig- 
keiten sind groß, weil England selbst mit seiner Quoten- und 
Kontingentspolitik in der Landwirtschaft und den Beschlüssen 
von Ottawa sehr gefesselt ist. Wir beachten das nur deshalb nach- 
drücklicher, weil Deutschland im osteuropäischen Raum im 
Handel an Boden verliert. Deshalb sei dieser Punkt gleich 
im ganzen hier angefügt. 

a) Der russischeAußenhandel 1933, dessen Daten jetzt 
vorliegen, weist eine weitere Schrumpfung auf. Nach dem „Öst- 
expre“ war er insgesamt 843,9 Mill. gegenüber 1279 Mill. Rbl. 
1932 — ein Rückgang um 435,1 Mill. Rbl., ein Drittel. Die Ausfuhr 
betrug 1933 495,6 Mill. Rbl. gegen 574,9 Mill. im Jahre vorher, die 
Einfuhr 348,2 Mill. gegenüber 704 Mill. Der Sowjetexport ist im 
Vergleich zu 1932 um 79,3 Mill. oder 13,8 % gesunken, während die 
Einfuhr infolge der Drosselung der Bestellungen im Auslande 
um 355,8 Mill. RbL oder 50,1 % zurückgegangen ist. Daher hat 
sich die Handelsbilanz zum ersten Mal seit 1929 wieder aktiv ge- 
staltet; der Ausfuhrüberschuß betrug 147,4 Mill. Rbl. gegen einen 
Eınfuhrüberschuß von 129,1 Mill. Rbi. im Jahre 1932. 


Auf die wichtigsten Länder verteilte sich die Aus- und 
Einfuhr (in Mill. Rbl.): 


Ausfuhr Einfuhr Gesamtumsatz 

1933 1932 1933 1932 1933 1932 

- Deutschland 85,7 1005 148,1 327,7 233,8 428.2 
England 87,0 1385 30,6 91,9 117,6 230,4 
Mongolei 38,6 41,4 17,3 19,3 55,9 60,7 
Italien 22,2 27,0 16,9 27,1 39,1 54,1 
China 18,0 23,8 21,4 18,2 39,4 42,0 
U.S. A. 14,0 17,2 16,6 31,7 30,6 48,9 
Frankreich 22,9 28,7 5,2 4,3 28,1 33,0 
Belgien 27,3 19,3 1,5 0,6 28,8 19,9 
Holland 25,9 21,5 6,0 3,6 31,9 25,1 
Persien 12,0 25,4 8,3 49,9 20,3 25,3 
Polen 5,0 4,8 13,0 5,6 18,0 10,4 
Japan 91 101 7348 164 149 


Deutschland stand 1933 dem Gesamtumsatz nach in der russi- 
schen Einfuhr an erster Stelle, während es in der Ausfuhr den 
zweiten Platz einnahm, wobei der Sowjetexport nach Deutsch- 
land nur um 1,3 Mill. Rbl. geringer als nach England war. Die 
russische Einfuhr aus Deutschland ist 1933 um 179,6 Mill. Rbl. 
oder 54 % gesunken. Einen sehr starken Rückgang weist auch der 
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Sowjetimport aus England, den Vereinigten Staaten und ins- 
besondere Persien auf, während die Einfuhr aus Polen, Belgien, 
Holland und China gestiegen ist. In der Ausfuhr weist der 
rn nach Deutschland nur einen Rückgang um 14,8 Mill. Rbl. 
auf, dagegen ist der Sowjetexport nach England um 51,5 Mill. Rbl. 
gesunken. Auffallend ist die erhebliche Zunahme des Exports 
nach Belgien und Holland. 


Gleichzeitig mit der Schrumpfung hat sich auch die Struk- 
tur des russischen Außenhandels verändert (s. dazu 
die Übersicht in dem Berliner Organ der Sowjet-Handelsvertre- 
tung, 2. Februar-Heft 1934: „Der Außenhandel der UdSSR im 
1. Fünfjahrplan“ und das umfassende Werk der Hauptzollverwal- 
tung der Sowjetunion: „Außenhandel der UdSSR im ersten Fünf- 
jahrplan“ für die Periode von 1928—1932. Statistischer Bericht. 

edaktion von A.N. Wosnessenskij und A. A. Woloschinskij. Her- 
ausgegeben von der Hauptzollverwaltung. Wnjesctorgisdat. 
Moskau—Leningrad 1933). Von der Gesamteinfuhr fiel die Hälfte 
auf Ausrüstungen für die Industrie, ein weiteres Drittel auf 
Industriestoffe. In der Sowjetausfuhr geht der Anteil landwirt- 
schaftliher Erzeugnisse und Nahrungsmittel stark und unaus- 
gesetzt zurück, während der der industriellen Ausfuhr steigt, 
deren Hauptanteile auf die chemischen Produkte und die Textil- 
waren fallen. 

Die Probleme des Kampfes um Aktivität der Bilanz und 
Devisen sowie der Kompensationsforderung sind bekannt. Unter 
sie ist auch das Kapitel Außenhandel im 2. Fünfjahrplan gestellt, 
ohne daß in ihm schon eine Aussicht auf Lösung zu erkennen ist. 
Die bekannte Hoffnung auf eine riesige Auslandsanleihe und 
ebenso riesige russische Auslandsaufträge hat lediglich retori- 
schen Wert. 

b) Deutsch-russischer Handel (siehe aud hier die 
Übersiht im Organ der Berliner Außenhandels-Vertretung, 
2. Februar-Heft, S. 16—20) nach den Aufstellungen im „Ost- 
expre“ und der „Östwirtschaft“ (Organ des Rufland-Aus- 
schusses) war die deutsche Einfuhr aus Rußland 1933: 194 Mill. RM. 
gegen 271 Mill. RM. 1932 und 303 Mill. RM. 1931. Die deutsche 
Ausfuhr nach der Sowjetunion betrug 282 Mill. RM., dagegen 
626 Mill. RM. 1932 und 762 Mill. RM. 1931. Die Sowjetunion, die 
erst 1930 hinsichtlich des Umfanges des Warenaustausches mit 
Deutschland an die Spitze der Öststaaten getreten ist, hat diese 
Stellung, trotz des starken Sinkens der Einfuhr und vor allem 


der Ausfuhr, auch im Berichtsjahr beibehalten. 


Die deutsch-russische Handelsbilanz war 1933 
mit 88 Mill. RM. aktiv gegenüber einer Aktivität von 355 Mill. 
RM. 1932. 

Die deutsche Einfuhr aus Rußland ist demgemäß absolut und 
relativ zurückgegangen. Der Rückgang trifft hauptsächlich die 
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Einfuhr von Lebensmitteln. Die Ausfuhr Deutschlands nach der 
Sowjetunion ist gleichfalls bei Lebensmitteln, Rohstoffen, Fertig- 
waren zurückgegangen. 


c) Deutschland und der OÖsteuropahandel im 
ganzen, nach den Daten in der „Östwirtschaft“, Februar 1934, 
bearbeitet von Prof. Kürbs und in dem Doppelheft Januar- 
Februar 1934 der Königsberger Zeitschrift: „Der Osteuropa- 
markt“. Zum Vergleich sei der deutsche Außenhandel für 1933 im 
ganzen angegeben mit 4,2 Milliarden RM. in der Einfuhr und 
4,8 Milliarden in der Ausfuhr. Der Anteil der osteuropä;i- 
schen Staaten am deutschen Außenhandel stellt sich nad 
der Tabelle von Kürbs wie folgt (in Mill. RM.): 


Einfuhr Ausfuhr 

in % der in % der 

Gesamteinfuhr Gesamtausfuhr 

1933/1932 1933/1932 

Osteuropa insgesamt. . 85 9,5 9,5 14.4 
darunter: 

Estland. . . . . . . 032 0,3 0,1 0.2 
Lettland . . . . . . 0,44 0,4 0,3 0,4 
Litauen. . . 2» 2.22.05 0,6 0,4 0.4 
Finnland . . . ..2.09 0,6 0,9 0.8 
Polen . . .....13 1,3 1,2 1,5 
Danzig . . ..... 05 0,5 0,6 0,4 
Sowjetunion . . . . 4,7 5,8 5,8 10,9 


Die Königsberger Zeitschrift stellt fest, daß der Gesamtumsatz des 
deutschen Osteuropahandels 1933 den tiefsten Stand der letzten 
10 Jahre erreicht hat und mit 46,7 % unter dem Durchschnitt des 
Jahrzehnts steht, wobei die Ausfuhr 1953 etwas geringer abge- 
nommen hat als die Einfuhr und dementsprechend auch das 
Aktivsaldo gegen den Durchschnitt des Jahrzehnts nur um 33,7 % 
zurückgegangen ist. Nach Anteilen entfallen 1933 von der deut- 
schen Ausfuhr nach Osteuropa auf die Sowjetunion 62,5 % (1932: 
76,1 %), auf Polen 12,3 % (8,6 %), auf Finnland 9,8 % (5,5 %). auf 
Danzig 5,9 % (2,8 %), auf Litauen 4,4 % (3,1 %), auf Lettland 
38% (2,6 Z) und auf Estland 15 % (1,3 %). Trotz des Rück- 
ganges im Verkehr mit Sowjetrußland nimmt dieser nach wie 
vor im deutschen Handel mit Osteuropa eine sehr bedeutende 
Stelle ein — 1933 ist an russischem Golde für 201 965 000 RM. 
nach Deutschland eingeführt worden. 


Den Anteilen nach entfallen auf die Einfuhr Deutschlands: 
aus der Sowjetunion 545% (1932: 61,6 %), aus Polen 15.7 % 
(13,4 %), aus Finnland 10,4% (6,0 %), aus Litauen 6,2% (6.1 %), 
aus Danzig 6,0% (5,2%), aus Lettland 49% (4,7%) und aus 
Estland 23% (3.0 %). 
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Die Gesamtbilanz zieht die Königsberger Zeitschrift wie 
' folgt (in Mill. RM., + zugunsten, — zuungunsten Deutschlands): 
1925 1926 1927 1928 1929 1930 1931 1932 1933 
UdSSR -+40,9 —36,8 —103,2 -424,1 —71,8 — 5,7 +458,8 -+354,9 -+88,1 
Polen —96,4 —91,0 + 28 46,9 + 4,6 13,1 -+ 29,7 11,6 — 0,4 
Finnland + 3,0 +69,4 + 426 490,3 -474,0 1526 + 48.0 t 
' Lettland +38 +13,1 + 0,9 -12,6 -24,8 +12.2 9,4 
0 — 7,2 — 13,2 — 2,2 —13,0 — 7,8 + 146 — ii 
Danzig -+63,7 +47,3 + 625 -+75,5 an +52,5 + 25,8 + 01 +3537 
Estland — 87 — 3,6 48 +79 +99 — 1,6 19 — 25 
Osteuropa — 77 — 1,6 — 14242552 -}72,3 -1115,3 +588,2 +383,0 -496,5 
Die Aktivität des deutsch-osteuropäischen Handels ist in den 
drei letzten Jahren ständig zurückgegangen. 1931 war die Han- 
delsbilanz Deutschlands mit sämtlichen Öststaaten zugunsten 
Deutschlands aktiv. 1932 wurde bereits die Handelsbilanz mit 
Litauen und mit Estland passiv, während 1933 auch noch die 
Handelsbilanz mit Polen und mit Lettland passiv geworden ist. 
An dem Aktivum des gesamten deutschen Aufßenhandels von 
667,8 Mill. RM. 1933 ist Osteuropa mit 14,9 % beteiligt, gegen 
35,7% im Vorjahre und 205 % im Jahre 1931. 

So verändert sich der deutsche Außenhandel strukturell fort- 
esetzt, indem der Ausfuhrüberschuß sinkt, ja sich in einen 
berschufß der Einfuhr verändert. Und dieses Bild ist nament- 

lih zusammengenommen mit der Position Englands nicht er- 


freulich! 
9. Sowjetunion. 
a) Wirtschaft. 


Die Frühjahrsbestellung ist in vollem Gang. Der 
Umfang der Saatfläche wurde schon mitgeteilt (Osteuropa, März- 
Heft S. 358). Ferner ist noch einmal zu unterstreichen die Ver- 
ordnung vom 30. Januar, daft die Getreideablieferung an den 
Staat als Naturalsteuer nur von der auf Grund des Frühjahrs- 
saatplans festgesetzten Saatfläche zu erfolgen hat. Diese ist 
niedriger als im Vorjahr, den Bauern bleibt also ein etwaiger 
Überschuß zur Verfügung. Wie erwähnt, ist für das fernöstliche 
Gebiet und die anschließenden Teile Ostsibiriens diese Getreide- 
naturalsteuer tatsächlich aufgehoben. Die Dorf-Konsumgenossen- 
schaften, die 100 Millionen Pud aufzukaufen haben (Verordnung 
vom 19. Januar), haben damit schon begonnen. 

Eine Verordnung vom 27. Februar schlägt weiter alle Rück- 
stände in der Getreideablieferung an den Staat aus 1933 nieder 
und stundet die Rückzahlung der Staatsvorschüsse für Saatgut 
usw. innerhalb der nächsten drei Jahre. 

Am 17. Februar wurde der neue Mustervertrag der Maschi- 
nen- und Traktorenstationen mit den Kollektiven bestätigt. 
Diese Verträge haben Gesetzeskraft und sind immer wichtiger 
geworden. Die Kollektive bezahlen die Arbeiten der Stationen 
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in natura zu festen Sätzen. Alles Maßnahmen, um so früh wie 
ne und so durchgreifend wie möglich die Erntearbeit zu 
sichern. 

Ende Januar ist das erste Kalikombinat in Solikamsk 
in Betrieb gesetzt worden. Zur gleichen Zeit wurde die erste 
Ladung von russischem Kali auf den Weltmarkt gebracht, und 
zwar für Japan bestimmt. Das Unternehmen ist ein Jahr später 
als geplant in Tätigkeit getreten. Es liegt an der Kama, in eineın 
schwer erreichbaren Gelände; immerhin ist die Kama aufter den 
fünf Wintermonaten gut schiffbar. Die neuen Anlagen sollen 
jährlich 1 Million Tonnen Rohsalz fördern. 1200 Arbeiter sind 
dort angesiedelt. Nicht weit von Solikamsk entsteht ein zweites 
Kalibergwerk bei Beresniki und Surjanka, für das eine Jahres- 
förderung von 11 Millionen Tonnen vorgesehen ist. Am Ende 
des zweiten Fünfjahrplans soll die ee 12 Millio- 
nen Tonnen betragen. Weitere Kalilager sind in Zenirelasien 
festgestellt. Die Landwirtschaft im Innern Rußlands brauchte 
dringend diese Düngemittel, aber Rußland geht aus Devisen- 
gründen schon damit auf den Weltmarkt. 

Noch wichtiger unter diesem Gesichtspunkt ist die Petro- 
leumproduktion, die am Ende des zweiten Fünfjahrplans 
46,8 Mill. Tonnen erreichen soll. 1933 wurden im ganzen 21,4Mill. 
Tonnen gewonnen (1915 war die entsprechende Zahl 9 Mill. Ton- 
nen). Die Steigerung ist also nicht gering, bleibt aber hinter 
den Voransclägen zurük. Der Inlandsverbrauh war 1933: 
131, Mill. Tonnen (1913: 6 Mill.), die Ausfuhr 1933: 4,3 Mill. 
(1913: 947 000). Die wichtigsten Aufnahmeländer sind nach der 
Menge: Italien, Frankreich, Deutschland, Spanien, England usw. 

Ein drittes Gebiet für Devisenbeschaffung: die Gold- 
industrie, erreichte 1933 zwischen 84000 und 88000 kg. Nach 
Stalins Mitteilung ist das das Doppelte gegenüber dem Vorkriegs- 
stand. Sehr eifrig wird an der Erschlie ung neuer Goldstätten 
und an der Mechanisierung der Goldproduktionen gearbeitet. 
En, weniger als an 62 Orten im europäischen Teile findet sich 

old. 

Aus dem Verkehrswesen des Berichtsmonats sind zwei 
ganz große Eisenbahnkatastrophen zu berichten, eine bei Moskau 
und eine im Donezgebiet. Der Generalprokurator der Union 
nahm Veranlassung, sich sehr scharf dagegen zu wenden, und er- 
öffnete große Untersuchungen und Prozesse. Eine ausführliche 
Verordnung der Regierung und des Zentralkomitees vom 10. März 
stellte im ganzen Gebiet der Donezbahn höchst unbefriedigende 
Zustände fest. 

Im Februar wurde die erste Karte der Automobil- 
straßen im europäischen Teile Ruflands herausgegeben. (Der 
Park für den Fernlastverkehr verfügt über 75000 Wagen und soll 
am Ende des zweiten Fünfjahrplans 580 000 erreichen.) Die Karte 
im Maßstab von 25 km auf 1 cm enthält 6 Blatt, die Wege 1., 2. 


436 


und 3. Klasse. Weitere Teile werden folgen, ein Adrefbuc des- 
gleichen für alle Bedürfnisse des Automobilfahrers. 


Eine Verordnung vom 15. reorganisiert von Grund auf die 
Verwaltung der Binnen- und Seeschiffahrt. 


b) InnerePolitik. 


Wie erwähnt, ist Stalin völlig Herr der Partei. Dementspre- 
chend konnte auch zum ersten Male wieder ein früherer Oppo- 
sıtioneller auf einen Posten gestellt werden, Bucharin, der früher 
Chefredakteur der Prawda war und am 21. März zum verant- 
wortlichen Redakteur der ‚„Iswestija“ ernannt wurde. Der bis- 
herige Inhaber des Postens bleibt Redakteur des Journals „Novy 
Mir“. Unterworfen hat sich auch der nach Sibirien verbannte 
Rakowskij, der längere Zeit Botschafter in Paris war. 


Die auf dem Parteitag beschlossenen Kontrollorgane 

(. Osteuropa“, März-Heft, S. 352) sind gebildet und haben ihre 
Statuten erhalten (Iswestija 28. Februar). Die eine „Kommission 
der Sowjetkontrolle“ hat über die Durchführung der Regierungs- 
beschlüsse zu wachen, die andere „Kommission für Partei- 
beschlüsse“ dasselbe für die Parteibeschlüsse zu tun. Beide haben 
ihre Bevollmächtigten bei den Bundesrepubliken und lokalen 
Stellen und weitgehende Kontrollrechte. Die Kommission für 
Parteikontrolle hat zur Aburteilung ein Parteigericht aus drei 
Mitgliedern zusammenzusetzen. Beide Kommissionen zerfallen 
in „Gruppen“ für die einzelnen Zweige der Staats- und Wirt- 
schaftstätigkeit. Unter diesen Gruppen ist (Nr. 19 im Statut der 
Kommission für Sowjetkontrolle) ausdrücklich genannt die GPU, 
die überhaupt umgestaltet werden soll. Offenbar sind mit dieser 
weitausgebildeten Kontrolleinrichtung die vor einigen Jahren 
eingerichteten sog. Ausführungskommissionen beseitigt. Für eine 
Zusammenarbeit zwischen diesen Kontrollhöfen für Staat und 
Partei und dem Generalstaatsanwalt für die Sowjetunion ist 
esorgt. Eine Verordnung vom 15. März führt die Beschlüsse des 

Barleitere über „die organisatorischen Maßnahmen im Räte- und 


Wirtschaftsaufbau“ durch. 


Eine weitere Parteifrage wurde schon betont: die Rote 
Armee ist nicht mehr eine Bauernarmee. Der Anteil 
der früheren Arbeiter in ihr hat fast die Hälfte erreicht, der der 
Bauern ist zwei Fünftel. Fast die Hälfte aller Mitglieder der 
Roten Armee sind Mitglieder der Partei. Sucht man so die poli- 
tische Zuverlässigkeit der Armee zu sichern, so wird auf der 
anderen Seite gespürt ein lebhaftes Bemühen, die Armee auch in 
kultureller Beziehung zufrieden zu erhalten und ihr Bildungs- 
niveau, namentlich das der Offiziere, möglichst zu erhöhen, nicht 
nur in militärischer, sondern auch in allgemeiner Beziehung. Der 
besonderen Hochschule dafür,.die in Moskau gebildet wurde, ist 
eine gleiche in Charkow gefolgt. 


437 


Der Anteil der Frauen beträgt in der Partei % Mill., im 
Komsomol 1 Mill. 185 Frauen sind Mitglieder im ZIK der Union 
und der RSFSR, 2500 sind Vorsitzende von Dorfräten, 6000 Vor- 
sitzende von Kollektiven. Dem seien gleich weitere Angaben 
über den Frauenanteil hinzugefügt: bei den Studierenden 41 %, 
den Professoren 4,4, und in der Industrie beträgt der Anteil der 
Frauen an der Gesamtzahl der Arbeiter nicht weniger als 355 %, 
darunter im Bergbau 17,8 und im Maschinenbau 22,8 %! 


c) Kulturpolitik. 
Die Vorbereitung auf das neue Schuljahr wird jetzt 


schon lebhaft betont, in dem in RSFSR drei Millionen Kinder 
im ganzen in den Elementarschulen unterrichtet werden sollen. 
Das neue Schuljahr soll den Abschluß der allgemeinen Anfangs- 
schulbildung bringen, der zweite Fünfjahrplan im ganzen den 
Abschluß des allgemeinen siebenjährigen Schulplans, der „Semi- 
letka“. Über die sog. „stabilen Lehrbücher“, die in 40 Millionen 
Exemplaren in russischer Sprache und in 1,7 Mill. in anderen 
Sprachen ausgegeben wurden, wird „Osteuropa“ demnächst einen 
genauen Bericht bringen. 

Am 28. Februar starb der bekannte frühere langjährige 
Sekretär der Akademie der Wissenschaften in Leningrad, 
S. F. Oldenburg. 25 Jahre lang hat er dies Amt geleitet und 
ist darin auch vielen Deutschen pekaani geworden. Seit 1930 
war er bis zu seinem Tode Direktor des „Instituts für Kunde des 
Ostens“ der Akademie. Auf dem Gebiete der Wissenschaften 
Asiens war Oldenburg eine der ersten Autoritäten. Er erhielt 
in den „Iswestija“ mehrere sehr anerkennende Nachrufe, dar- 
unter einen von dem jetzigen Sekretär der Akademie, Wolgin. 

Von großen Kunstaufgaben seien erwähnt die Über- 
tragung des Auftrages für den Riesenbau des ,Palastes der 
Sowjets“, der auf dem Platze, wo früher der gesprengte Erlöser- 
dom gestanden hat, Aufstellung findet. Der Bau (Abbildun 
„Iswestija“, 20. Februar), soll einen Saal für 20000 Menschen un 
einen kleineren für 6000 erhalten und mit einer Statue Lenins 
von 80 Meter Höhe gekrönt werden, im ganzen soll er 415 Meter 
hoch werden. Eine weitere Aufgabe ist der Neuaufbau der 
Stadt Kiew, die, wie gemeldet, jetzt zur Hauptstadt der 
Ukraine bestimmt worden ist. 

Erwähnt sei auch hier das noch nicht zu Ende gekommene 
Abenteuer des Dampfers Tscheljuskin, der bei der Nord- 
ostspitze Sibiriens vom Eise zerdrückt wurde. Dieser Dampfer, 
der am 16. Juli nach dem Norden ausgelaufen war, sollte fest- 
stellen, ob die bekannte „Nordostpassage“ nach dem Stillen Ozean 
von Frachtdampfern befahren werden kann, zum Zweck der Her- 
stellung eines en Frachtdampferverkehrs nach der 
Beringstrafe. Der Tscheljuskin unter dem Polarforscher Otto 
Schmidt war bereits am Kap Serdze vorbei und sah ganz nahe 
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das offene Meer des Stillen Ozeans, er hatte also die Beringstraße 
erreicht. Da wurde er in das Eisfeld hinein zurückgeworfen, saß 
in diesem fest und wurde am 14. Februar zerdrückt. Die Mann- 
schaft über 100 Menschen, darunter Frauen und Kinder, und die 
Bemannung der meteorologischen Stationen auf der Wrangelinsel 
haben sich seitdem auf den Eisschollen erhalten. Rettungsver- 
suhe mit Dampfer von Wladiwostock oder mit Hundeschlitten 
oder Flugzeugen haben bisher noch nicht zum Erfolge geführt. 


d) Außenpolitik. 


Die Krönung des Kaisers Puyi zum Kaiser von Man- 
dschukuo am 1. März wurde in Moskau etwas ironisch auf- 
genommen, ohne daf damit die bekannte alte Sorge vor den 
ee Plänen gedämpft war. Nach wie vor werden die 

ragen erörtert, ob Japan die innere Mongolei an sich ziehen 
und nach der äußeren Mongolei weiter vorwärts En wolle. 
Eine Entspannung ist freilich dadurch eingetreten, daß die ver- 
hafteten russischen Direktoren der ostchinesischen Bahn 
freigelassen wurden und damit, wie man glaubt, die Verhand- 
lungen über den Verkauf der Bahn und Ae reini ang der ganzen 
Angelegenheit wieder in Gang kämen. 1933 hat die ostchinesische 
Bahn trotz aller Behinderung des Verkehrs Sowjetrußland noch 
11%, Mill. Goldrubel Reingewinn gebracht, womit die Sowjet- 
union ihre Preisforderung von 250 Mill. Goldrubel rechtfertigt. 

Der amerikanische Botschafter Bullitt ist in Moskau 
angekommen. Auf diesem Gebiete aber ist nichts weiter ge- 
schehen, als die Begründung einer „Export- und Importbank von 
Washington mit 11 Millionen Dollar, aufgebracht von der 
„Refico“ und der „PWA“ (Public Works Administration), die 
ausschließlich das Rufllandgeschäft finanzieren soll. 

Die Schweiz hat eine staatliche Kreditgarantie für Ruflland- 
lieferungen von 70 % beschlossen. Mit Schweden kam ein An- 
leihevertrag von 100 Mill. Kronen zum Ankauf schwedischer 
Waren durch Rußland zustande. 

Den im letzten Heft gemeldeten Schritten Ungarns und Bul- 
gariens auf Anerkennung Rußlands will die Kleine Entente fol- 
gen. Sie hat für sich im ganzen einen Entwurf in Prag aus- 
arbeiten lassen, der jetzt geprüft wird. — 

So hat die Außenpolitik im ganzen im Berichtsmonat nichts 
wesentlich Neues gebracht. Die Diskussionen über die deutsch- 
polnische Annäherung und das russisch-polnishe Verhältnis 
schwingen aus. Über die Frage einer russisch-polnischen gemein- 
samen Randstaatenpolitik ist oben das Wesentliche gesagt. Diese 
Frage wird andererseits für die anderen Randstaaten um so wich- 
tiger im Sinne einer neuen Orientierung, als der Völkerbund 
auch für sie immer mehr an Bedeutung verliert. 


Abgeschlossen am 21. März 1934. 
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Dokumente. 


1. Das deutsch-polnische Wirtschaftsabkommen vom 7. März 1934, 


Protokoll. 
Die Reichsregierung 


un 
die Polnische Regierung, 
von dem Wunsche geleitet, den anormalen Zustand in ihren Besen ciögen 
Wirtschaftsbeziehungen zu beenden und durch die vorliegende Vereinbarung 
die Grundlage für einen weiteren vertraglihen Ausbau ihres Handels- 
verkehrs zu schaffen, haben folgendes vereinbart: 
I. Die gegenseitigen Kampfmaßnahmen werden aufgehoben, und zwar: 


1. von deutscher Seite: 

Die Anwendung des Obertarifs auf Boden- und Gewerbeerzeugnisse 
polnischen Ursprungs, soweit diese Anwendung nicht bereits durch die Ver- 
ordnungen vom i4. März 1932 (Reichsgesetzblatt 1932 Teil I Seite 142) und 
vom 26. März 1932 (Reichsgesetzblatt 1932 Teil I Seite 166) aufgehoben 
worden ist. 

2. Von polnischer Seite: 

a) Die Anlage 3 der Verordnung des Ministerrats vom 11. Oktober 
1933 über das Einfuhrverbot einiger (deutscher) Waren (Dziennik Ustaw 
Nr. 79, Pos. 561). 

b) Die Anwendung von Maximalzollsätzen auf deutshe Waren nach 
der Verordnung vom 11. Oktober 1933 (Monitor Polski Nr. 236, Pos. 256). 

c) Die Bekanntmachung vom 10. März 1926 betreffend die Verweige- 
rung der Durcfuhr für einfuhrverbotene Waren über deutsche Häfen 
und Eisenbahnen (Monitor Polski Nr. 56) sowie die weiteren diesbezüglichen 
Anordnungen. 

II. Der Ursprung der Waren im deutschen oder polnischen Zollgebiet 
soll in Zukunft keinen Anlaß geben zu irgendwelcher Benachteiligung bei 
Anwendung und Gewährung der autonomen Zollvergünstigungen, d. h. 
solcher Zollvergünstigungen, welche im deutschen oder im polnischen Zoll- 
gebiet allgemein gelten. 

III. Die Reichsregierung wird auf die Einfuhr aus dem polnischen Zoll- 
gebiet die Sätze des allgemeinen Einfuhrzolltarifs anwenden. 

Die polnische A mire auf die Einfuhr aus dem Deutschen Reich 
die Sätze der Spalte lI des Einfuhrzolltarifs anwenden. 

IV. Die besonderen Vorteile, die Deutschland bei der Anwendung der 
Verordnung des Polnischen Ministerrats vom 11. Oktober 1933 (Dziennik 
Ustaw Nr. 79, Pos. 561) gewährt werden, bilden den Gegenstand einer Sonder- 
vereinbarung. 

Die Reichsregierung sagt zu, bei der Einfuhr von Butter die polni- 
schen Interessen in angemessener Weise zu berücksichtigen. 

VI. Die Reichsregierung wird Ausfuhrbewilligungen für Schrott der Aus- 
fuhrnummer 843 des Statistischen Warenverzeichnisses nach dem polnischen 
Zollgebiet nach Maßgabe der Vereinbarungen zwischen den Vertretern der 
polnischen und der deutschen Eisenindustrie vom 19. Oktober 1933 erteilen. 

Für die Durchfuhr von aus dem polnischen Zollgebiet stammenden 
lebenden Tieren, tierischen Teilen und tierischen Erzeugnissen gelten im 
Deutschen Reich die in der Anlage besonders vereinbarten Bestimmungen. 

VIII. Beide Regierungen werden in den gegenseitigen Wirtschaftsbezie- 
hungen von Diskriminierungen jeder Art, die als Folge des Wirtschafts- 
konfliktes entstanden waren, absehen. | 

IX. Wenn nach der Inkraftsetzung dieses Protokolls durch ungünstige 
Auswirkung desselben oder wegen von dem anderen Teile ergriffener Maf- 
nahmen auf wirtschaftlihem Gebiet ein Teil sich benachteiligt fühlen sollte, 
oder wenn einer der beiden Teile nicht mehr in der Lage sein sollte, die in 
diesem Protokoll enthaltenen Vereinbarungen einzuhalten, werden auf sein 
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Verlangen unverzüglih Verhandlungen aufgenommen werden mit dem Ziele, 
Abhilfe zu schaffen. Wenn diese Verhandlungen im Laufe eines Monats, vom 
Tage des Eingangs des Antrags an gerechnet, nicht zu einem befriedigenden 
Ergebnis führen sollten, so soll der Teil, der sich benachteiligt erachtet, das 
Recht haben, das vorliegende Protokoll zu kündigen. In diesem Falle tritt es 
einen Monat nach der Kündigung außer Kraft. 

X. Dieses Protokoll, das in doppelter Urscrift in deutscher und in 
polnischer Sprache ausgefertigt ist, soll ratifiziert und die Ratifikations- 
urkunden sollen sobald wie möglich in Berlin ausgetauscht werden. Das Pro- 


tokoll tritt am zehnten Tage nach Austausch der Ratifikationsurkunden 
ın Kraft. 


2. Der estnisch-lettländische Bündnisvertrag vom 17. Februar 1934. 
Vertrag zur Vervollständigung des Bündnisses zwischen 
Estland und Lettland. 


Der Staatsälteste des Freistaates Estland und der Präsident des Frei- 
staates Lettland, nachdem sie beschlossen haben, die Zusammenarbeit zwischen 
beiden Ländern noch weiter zu entwickeln und ein noch besseres Verständnis 
zwischen den Baltischen Staaten, auf Grundlage des in Reval am 1. November 
1923 unterschriebenen Bündnisvertrages zu begünstigen, haben, indem sie fest 
beschlossen, die gemeinsame Politik beider Staaten fortzusetzen und diese 
mit allen möglichen Mitteln zu sichern und das zwischen beiden Staaten 
herrschende Freundscafts- und Bündnisverhältnis auf eine dauernde und 
sichere Grundlage zu stellen, was die Aktionen dieser beiden verbündeten 
Staaten im internationalen Verkehr noch eindrucsvoller gestalten würde, be- 
schlossen, einen Vertrag abzuschließen und zu diesem Zweck zu ihren Be- 
vollmächtigten ernannt: 

Der estländishe Staatsälteste: S. Exzellenz Herrn Julius Seljamaa, 
Außenminister, der lettländische Präsident: S. Exzellenz Woldemaras Salnajs, 
Außenminister. die nachdem ihre Vollmachten in guter und vorgeschriebener 
Form befunden wurden, über folgendes übereingekommen sind. 


Artikel 1. 


Die hohen Vertragschließenden beschließen periodische Konferenzen der 
Außenminister beider Länder abzuhalten, die regelmäßig wenigstens zweimal 
im Jahre zu erfolgen haben, abwechselnd auf dem Gebiet des einen und des 
anderen Staates. Auf Ersuchen des einen der Vertragschließfenden und auf 

emeinsame Übereinkunft können auch außerordentlihe Konferenzen statt- 
inden, die entweder auf dem Gebiet der beiden vertragschliefenden Staaten 
oder auch außerhalb dieser Gebiete vor sich gehen können. 


Artikel 2. 


Die periodischen Konferenzen, deren Ziel die Vereinheitlichung der all- 
emeinen Politik beider Staaten ist, dienen zur Beratung aller gemeinschaft- 
ichen außenpolitishen Fragen. Die Konferenz leitet der Außenminister des 
Staates, auf dessen Gebiet die Konferenz stattfindet. Wenn die Konferenz 
außerhalb des Gebietes der beiden Staaten abgehalten wird, so leitet der 
Außenminister desjenigen Staates die Konferenz, auf dessen Gebiet die letzte 
vorhergehende Konferenz abgehalten wurde. Der Vorsitzende der Konferenz 
sorgt dafür, daß die Beschlüsse, die im Verlauf der Konferenz, die durch ihn 
geleitet wurde, gefaßt wurden, in die Tat umgesetzt werden. Gegebenenfalls 
wird ihm der Auftrag erteilt, dafür zu sorgen, daß die Beschlüsse auf dem 
Wege der internationalen Besprechungen zur Durchführung gelangen. 


Artikel 3. 


Die hohen Vertragschließfenden haben beschlossen, einen ständigen Rat 
zur Vereinheitlihung der Gesetzgebung beider Länder zu schaffen. Der 
Rat hat das Recht, nach Maßgabe der Notwendigkeit einen besonderen Aus- 
schuf einzusetzen, dessen Aufgabe es ist, wirtschaftliche Fragen zu berat- 
schlagen. Der Rat besteht aus von beiden Regierungen paritätisch ernannten 
Mitgliedern. Die beiden Vertragschließenden haben es für notwendig be- 
funden, daß auch die Vertreter der gesetzgebenden Körperschaften beider 
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Staaten an der Arbeit dieses Rats teilnehmen, und sind übereingekommen, in 
dieser Sache die notwendigen Schritte zu tun. Beide Regierungen werden 
nach gemeinsamer Übereinkunft ins einzelne gehende Instruktionen tiber die 
Arbeit des Rats geben. 

Die Beschlüsse des ständigen Rats werden den periodishen Konferen- 
zen der Außenminister zur Begutachtung unterbreitet. 


Artikel 4. 


Die hohen Vertragschließenden sind bereit, in einzelnen Fällen, in denen 
dies notwendig erscheint, über eine Vertretung auf internationalen Konferen- 
zen sich zu einigen. Das kann entweder durch eine gemeinsame gemischte 
Delegation erfolgen oder durch die Delegation des einen Staates oder durch 
einen Delegierten des einen Staates. 


Artikel 5. 


Die hohen Vertragschliefenden sind übereingekommen, die Tätigkeit 
ihrer diplomatischen und Konsularvertreter im Auslande so eng wie möglich 
aufeinander abzustimmen. 

Artikel 6, 


Die hohen Vertragschließenden sind übereingekommen, die Möglic- 
keiten zu erwägen, die auch dritten Staaten erlauben sollen, an diesem Ver- 
trage teilzunehmen. 

Artikel 7. 


Der vorliegende Vertrag wird ratifiziert und die Ratifikationsurkunden 
werden in Reval, sobald wie möglich, ausgetauscht. Der Vertrag tritt mit 
dem Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft und bleibt solange und 
unter denselben Bedingungen in Kraft, wie der Bündnisvertrag, der zwischen 
dem estländischen und dem lettländischen Freistaat in Reval am 1. November 
1923 unterzeichnet wurde. 

Zu Urkund dessen haben die obengenannten Bevollmächtigten diesen 
Vertrag unterzeichnet und ihn mit ihrem Siegel versehen. 

geben in Riga in 2 Exemplaren am 17. Februar 1934. 
ezeichnet: Jul. Seljamaa. W. Salnajs. 


Bücherschau. 


Selbstanzeige. 


„Osteuropa und Deutscher Osten. Kleine Schriften 
zu ihrer Geschichte“, von Otto Hoetzsch, Königsberg Pr. und 
Berlin, Ost-Europa-Verlag, 1934, XIV und 431 S., mit einer Karten- 
skizze des polnischen Vertragssystems von 1934. Kart. 9,— RM.. 
Lw. 11,50 RM. 


Wie schon an anderer Stelle unserer Zeitschrift angezeigt, erscheint hier- 
mit eine Sammlung meiner historischen Aufsätze über Ona und den 
deutschen Osten, die ich mit einem Worte der Selbstanzeige einführen möchte. 
Sie ist von einer Verbindung von wissenschaftlicher Theorie und politischer 
Praxis beherrscht, die für mein Leben überhaupt bestimmend war, und 
wissenschaftlich im besonderen vom Streben nach wissenschaftlicher Synthese. 
eines riesigen Stoffes und seiner Problematik, mit einer vergleichenden 
Methode, deren Wert und Fruchtbarkeit mir bald klar wurde. emgemäß 
habe ich die folgenden Aufsätze hier gesammelt: 1. Staatenbildung und Ver- 
fassungsentwicklung in der Geschichte des germanisch-slawischen Ostens. 
2. Adel und Lehnswesen in Rußland und Polen und ihr Verhältnis zur deut- 
schen Entwicklung. 3. Föderalismus und Fürstengewalt (Absolutismus) in 
der Geschichte Osteuropas vom 16. bis 18. Jahrhundert. 4. Russisch-Turkestan 
und die Tendenzen der russischen Kolonialpolitik. 5. S. F. Platonov. 
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‘6. M. N. Pokrovskij. 7. Botschafter Graf Brocdorff-Rantzau, 8. Brandenburg- 
Preußen und Polen 1640-1815. 9. Nationalitätenkampf und Nationalitäten- 
politik in der Ostmark 1772-1912. Dem ist angefügt, neu geschrieben, ein 
Aufsatz: „Der deutsche Osten in Geschichte und enwart“, in dem ich mich 
bemühe, nun die ganz neue Lage im Ostproblem, die der Weltkrieg und da- 
nac die deutsche nationale Erhebung geschaffen haben, wissenschaftlich zu 
verarbeiten und damit wiederum zu einer Gesamtauffassung vom deutschen 
Osten in Geschichte und Gegenwart vorzudringen. Auf diese Weise rundet 
sich das Ganze, wenn auch keineswegs in einheitlicher und geschlossener 
Darstellung, ab von den Anfängen bis zur Gegenwart und in einer Gesamt- 
anschauung der russischen, polnischen und ostdeutschen Geschichte überhaupt, 
aus der die Gegenwartsaufgaben sich von selbst ergeben. 

Das Vorwort gibt einen kleinen Rechenscaftsbericht über meine Arbeit 
auf diesem Felde seit rund einem Menschenalter und hebt hervor: ..starke In- 
ae Tree im Beruf, Wechsel der Arbeitsstätte und der Aufgaben, Krieg 
und Politik haben die Buchpläne nicht zum Abschluß kommen lassen. So ist 
begründet, warum ich heute den Wunsch habe, diese Aufsätze gesammelt 
vorzulegen. Aber ich wäre nicht darangegangen, wenn nicht die gewaltige 
nationale Umwälzung unserer Tage auch den Ostfragen und damit 
der wissenschaftlich-sahlihen Beschäftigung mit ihnen den herrlichen 
Schwung gebracht hätte und die neuen anken und Entschlüsse und den 
Zwang, sich mit ihnen auseinanderzusetzen. Dieser grofen und fruchtbaren 
Arbeit an meinem bescheidenen Teile mitzudienen, war der letzte Anlaß zur 
Herausgabe der emm lu 

Die Leser der Zeitschrift „Osteuropa“ werden manches Bekannte darin 
finden, wenn auch Aufsätze aus „Osteuropa“ nicht hier wiedererscheinen. 
Aber auch für unsere Arbeit in der Zeitschrift „Osteuropa“ und unsere Ge- 
sellschaft gilt, was ich zum Schluß über das Ostproblem im ganzen 
sage: „In diesem ergab und ergibt sich so eine doppelte Dreiheit als be- 
hberrschend für die Gesamtauffassung. Einmal: Der deutsche Osten als das 
rein deutsch besiedelte Gebiet; als Gebiet der nationalen ‚Gemengelage‘; 
als Gebiet kultureller Ausstreuung und Ausstrahlung. Und die andere 
Dreiheit, in der Einheit schließlich der darüber hinausgehenden ost- 
europäischen Probleme: im deutschen Verhältnis zu Polen; im deutschen Ver- 
hältnis zu Rußland: im Verhältnis Rußlands zu Polen, mit beständigem Blick 
auf Polens und Rußlands Verhältnis zu Frankreich.“ 


Geist und Auffassung, aus denen heraus diese Arbeiten in Jahrzehnten 
entstanden und jetzt erneut vorgelegt werden, wird von mir mit folgendem 
Schlusse des Vorworts gefaßt: „An viele Menschen und Länder und Bücher 
denke ich, die bei diesen Arbeiten an mir vorübergezogen sind zwischen der 
Kurfürstenbrücke in Berlin und der Wolga, zwischen Ostsee und Schwarzem 
Meer, im Kaukasus und Zentralasien. arum ich, selbst niht dem Osten 
entstammend, in diese Welt so unwiderstehlich hineingezogen wurde und mit 
ihr so verwucdhs, das weiß ich nicht. Ich habe mich bemüht, in ihr zu arbeiten 
ìm Dienst der freien und unvoreingenommenen Forschung, die das andere 
Volkstum und den anderen Staat im Sinne Rankes zu verstehen sucht und 
darum in ihren eigenen Rechten respektiert, und zugleich im Dienste meines 
Vaterlandes und seines nationalen Staates, in den mich gerade nach Osten hin 
seit früher Jugend zogen die Anregungen des heute zu Unrecht zurück- 

eschobenen Dichters, der bewuftt ein Ostdeutscher und ein Markmanne war, 
ustav Freytag, und des Historikers, dessen Andenken zu seinem 100. Ge- 
burtstage ich diese bescheidene Sammlung widme. 

Vieles von dem, worum und wofür wir im Osten vor dem Kriege 
arbeiteten und kämpften, ist verloren, zerbrochen unter den Schlägen der 
Siegerstaaten und eines Friedensschlusses, der die Sehnen des preußischen 
Staates durchschnitt, jede Konzeption ostdeutsher Politik unmöglich zu 
machen schien und darum die wissenschaftlihe Arbeit an diesem Problem 
lähmte. Die wir in ihr standen, haben gleichwohl davon nicht gelassen. Aber 
daß wir im Ernst wieder wirklich daran denken und darin arbeiten können, 
das danken wir, und damit auch der Verfasser, der nationalen Erhebung von 
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1935, ihrem Führer und seinen Gefolgsmännern auf diesem Sondergebiete, 
die unter seiner richtunggebenden Leitung den Ostkampf an maßgebender 
Stelle in friedlicher Arbeit führen: positiv und konstruktiv im höchsten Sinne 
und im größten Zuge einer nationalen Gesamtauffassung!“ :: er 
. - Das Buch ist dem Andenken Heinrich von Treitschkes zu seinem 100. Ge- 
burtstage am 15. September 1934 gewidmet. .: -Otto Hoetzsch.. 


5 |  Deutschtum im Ausland, . _ | ur 

 Tbierfelder, Dr. Franz: Das Deutscttum im Ausland. 
Leipzig. Reclam-Verlag. 1933. 75 S. Preis: 0,35 RM., Pp. 0,75 RM. 
. Handwörterbuch des Grenz- und Auslands- 
deutsch tums, unter Mitwirkung von 800 Mitarbeitern in Ver- 
bindung mit 46 Teilredaktoren, herausgegeben von Carl Peter- 
sen und Otto Scheel. Band I, Lieferung 3. Breslau. Verlag Fer- 
dinand Hirt. 1934. 80 S. Preis: Geh. 3,— RM. . nn e 

Bahr, Richard: Volk jenseits der Grenzen. Geschichte 
und Problematik der deutschen Minderheiten. Hamburg. Han- 
seatische Verlags-Anstalt. 1933. 461 S. Preis: Lw. 950 RM. _ 

Ponten, pos Im Wolgaland. (Romanreihe Volk auf 
dem Wege.) I. Bd. Berlin. Deutsche Verlagsanstalt. 1933. 603 S. 
Preis: Lw. 7,80 RM. | 

Mit Recht weist Thierfelder in der Einleitung darauf hin, daß durch 
die nationale nen ung des Jahres 1933 im Reich eine ganz andere Ein- 
stellung dem Auslandsdeutschtum gegenüber Platz gegriffen und „der volks- 
deutshe Gedanke die staatspolitische, kleindeutsche Auffassung überwun- 
den“ hat. Die kurze Übersicht der einzelnen deutschen Siedlungsgebiete in 
Geschichte und Gegenwart, die der neue Reclamband enthält, vermag dem 
Anfänger auf dem Gebiete der deutschen Gesamtvolkskunde als Einführung 
gute Dienste zu leisten. 

Die vorliegende dritte Lieferung des Handwörterbuchs des 
Grenz- und Auslandsdeutschtums enthält u.a. zwei sehr umfangreiche Artikel: 
„Australien“ (42 Seiten) und „Banat“ (34 Seiten). Sehr zu bedauern ist, daß 
am Kopfe größerer Artikel sich keine kurze Inhaltsangabe findet, wie das 
in vielen Nachschlagewerken üblich ist. Osteuropa ist in diesem Heft durch 
den Artikel „Askania Nova“ und „Astrahan“ vertreten, die beide von 
M. Woltner gezeichnet sind. 

Eine bedeutsame Neuerscheinung ist das Buch des Balten Richard Bahr. 
Wie Verf. im Vorwort sagt, ist „der Zweck der Darstellung, das Binnendeutsch- 
tum für die dis fieta membra zu erwärmen“. Er will dem deutschen „Volk 
diesseits der Grenzen“ zeigen und beweisen, daß das „Volk jenseits der 
Grenzen“ nicht minder deutsch ist „in Art und Unart“. Die Darstellung be- 
pinni mit den Balten, den CBE EED Landsleuten des Verfassers. Es folgen die 

utshen im Memelland, in Danzig, in Polen, in Böhmen, in Nordschleswig, 
in Eupen-Malmedy und in Südtirol. Mit den deutschen Siedlern im Donau- 
raum wird der Ring des Grenzlanddeutschtums as Peace Anwendung 
findet die historische Methode: Zurückgreifend auf die Besiedlung des neuen 
Heimatbodens, berichtet Bahr, der sich selbst als Schüler der Rankeschen 
Schule bezeichnet, „wie es so wurde“, um dann den gegenwärtigen Zustand 
mit seinen Leiden und Kämpfen in der ganzen Vielseitigkeit des deutschen 
Lebens zu behandeln. Trotz mancher aus der räumlichen Weite und der 
Vielgestaltigkeit des behandelten Stoffs sih ergebender unbe ist das Werk 
Bahrs als ein neuer, erfolgreicher Vorstoß anzusehen, das Wissen über das 
Grenzlanddeutschtum zum Gemeingut des deutschen Volkes zu machen. 

In Josef Ponten hat das wolgadeutsche Volk seinen Dichter gefunden. 
Der Verfasser der kürzlich erschienenen Bücher „Wolga-Wolga“ und „Rhein- 
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Wolga“ gedenkt durch ein großes, mehrbändiges Romanwerk ein neues Volks- 
epos zu schaffen und darin der ewigen deutschen Wandernot und Wander- 
lust dichterischen Ausdruck zu geben. „Volk auf dem Wege“ soll der Titel 
des Gesamtwerks sein, dessen erster Band „Im Wolgaland“ uns hier vorliegt. 
Es entrollt sih ein farbenreiches Bild deutschen Volkslebens in der ent- 
ferntesten Ecke Osteuropas. Christian Heinsberg, der Schulmeister der Ko- 
lonie Bellmann an der Wolga, die Hauptperson des Romans, an dem die 
Sehnsucht nach der nie gesehenen deutschen Urheimat ewig zehrt, ist keines- 
wegs gleichzeitig auch der Hauptträger der Handlung, denn diese Rolle 
kommt der ganzen Gemeinde, ja, eigentlih dem ganzen deutschen Wolga- 
volk zu. Dem Wechsel der Jahreszeiten folgend, zeigt Ponten die deutschen 
Wolgabauern an ihrer Arbeit in der weiten Steppe, im Kreise ihrer kinder- 
reichen Familien und im Gemeinwesen ihres heimatlichen Dorfes. Als Unter- 
grund dieses Bildes dient dem Dichter die unendliche russishe Wolgaland- 
schaft in ihrer eigenartigen, melancholischen Schönheit. Wenn jemandem 
am Werke Pontens die Schilderung zu breit und die Handlung zu dürftig er- 
scheinen sollte, so kann man ihm Sage pen a fen. daß der Dichter gerade 
mit der etwas schwerfälligen Epik den Rhythmus des einstigen Wolgalebens 
richtig getroffen hat. I F. St. 


Erlebnisbücher über Sowjetrußland. 


Kramer, F. A.: Das rote Imperium. München. Verlag Josef 
Kösel & Friedrich Pustet. o. J. 213 S. 

Funk, Fritz: Drei Jahre unter Hammer und Sichel. Tage- 
buch eines Ingenieurs. Berlin. Volk und Reich Verlag. 1933. 
123 S. Preis: 2,50 RM. 

Wolters, Rudolf: Spezialist in Sibirien. Zeichnungen 
von Heinrich Lauter. Berlin. Wendt und Matthes, Verlag. 1935. 
177 S. Preis: 2,70 RM. 

Köster, Karl: Rußland querdurdh. Eisenach. Verlag 
Philipp Kühner. 1935. 


Die Reisen nach Rußland haben abgenommen, die Reisebücher nicht. 
Das am meisten bekannt gewordene Rußland-Reisebuh von 1933 ist die 
Schrift von Kramer. Zu der großen Zahl von Rußlandreisenden, die alles, 
was sie zu sehen bekommen, schön finden, steht Kramer in bewußtem Gegen- 
satz. Ernst Jünger sagt von ihm in einer Besprechung: „Kramer reist in 
der Verkleidung des Intourist, aber er läßt keinen Zweifel daran, daß er auf 
dem Kriegsfuß reist. Sein Buch ist eine höchst bösartige Waffe.“ Kramer 
will das Negative sehen. „Uff, das ist ein Fund“, schreibt er, wenn er auf 
schlechte Produktionsziffern in einer Fabrik stößt, und solche Funde hat er 
in großer Zahl aneinandergereiht. Aber der Hintergrund des Geschehens, 
das Land, seine Menschen und seine Geschichte, ist ihm „dunkel“ — wie er 
selbst zugibt — geblieben: Aus dem bekannten russischen Denker Tscer- 
nyschewskij macht er Tschernikowski. Seine Urteile über die Rote Armee 
sind sehr anfechtbar, er übersieht völlig, wie stark in dieser Armee das 
Heroische gepflegt wird. Er liebt lapidare Feststellungen auf Grund einiger 

rsönlicher Erlebnisse. Die auf jedem russischen Bürotisch befindliche 
echenmaschine ist ihm ein Beweis für die russische Primitivität: Er hat zu- 
fällig gesehen, wie jemand auf einer solchen Mascine drei Briefmarken 
addierte, offensichtlich aber nie erlebt, wie von denselben Leuten und auf 
derselben Maschine die kompliziertesten Rechnungen durchgeführt werden. 
Häufig widerspricht er sich selbst. — Wir haben uns in dieser Zeitschrift 
immer gegen eine übertriebene Verherrlichung der Sowjetunion gewandt. 
aher müssen wir auch feststellen, dat Kramers Buch vielleicht als Korrek- 
tur für jene anderen Bücher ganz gut, in manchen Beobachtungen interessant 
und richtig ist, im Grund aber auch ein sciefes Bild der Wirklichkeit 
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vermittelt, wie jene heute in Deutschland ausgestorbene Sorte von Rußland- 
Reisebüchern mit umgekehrten Vorzeichen. 

Sehr viel zuverlässiger und darum wertvoller sind die beiden anspruchs- 
losen Bücher von Funk und Wolters. Sie sind von nüchternen, sachlichen 
deutschen Spezialisten — einem Ingenieur und einem Architekten — 
schrieben worden, die drei bzw. eineinhalb Jahre in Rußland gearbeitet und 
gelebt haben, und die ihre Urteile nicht auf Grund einer vorgefaftten Mei- 
nung, sondern der erlebten Tatsachen, der gemachten Erfahrungen fällen. 
Auch ihr Bild ist sehr negativ. Die Bücher zeigen den ständigen Kampf des 
deutschen Fachmannes gegen alles: Gegen die mangelnde Qualifikation der 
Arbeiter, die schlechte Qualität des Materials, gegen Korruption, Böswillig- 
keit und Dummheit. Aber sie sehen im Unterschied zu Kramer nicht eine 
abstrakte Masse, sondern eine Vielzahl von Individuen mit den verschieden- 
sten Eigenschaften, darunter viele mit ehrlichem Streben. Für alle, die als 
Spezialist nach Rußland gehen — deren Zahl ist freilich gering geworden —. 
sind die beiden Bücher eine ausgezeichnete zung. Leider haben sich 
die zurückgekehrten deutschen Spezialisten bisher viel zu wenig mit ihren 
Erfahrungen zu Worte gemeldet. 

Das lustige Wanderbuh von Köster zeigt, wie sich eine deutsche 
Jungensgruppe durch die Sowjetunion schlägt. Der Hauptreiz liegt in der 
Scilderung der den russischen Verhältnissen an nahlen „Fahrten-Technik“ 
und in der sympathischen, unbekümmerten Frechheit der Jungens. Über die 
Sowjetunion selbst unterläfßt es Köster mit Recht, generelle Urteile abzu- 

eben. Trotzdem trifft er in vielen Feststellungen mit erstaunlich sicherem 
nstinkt das Richtige. K. M. 


Weltpolitik. 


Wirsing, Giselher: Deutschland in der Weltpolitik. Jena. 
Eugen Diederichs. 1933. 204 S. 

Der jetzt als politischer Schriftleiter bei den „Münchener Neuesten 
Nachrichten“ tätige Dr. Wirsing hat in seinem neuen Buch eine ausgezeich- 
nete Darstellung der weltpolitischen Zusammenhänge von heute und der 
Stellung Deutschlands in ihnen agon Wirsing ist heute einer der führen- 
den Außenpolitiker der jungen Generation. Für sie ist sein Buch auch in 
erster Linie geschrieben. Als Grundlage für außenpolitishe Schulungsarbeit 
ist es sehr geeignet. Er gibt eine Ausgestaltung seiner aus seinem Buch 
„Zwischeneuropa“ und aus seinen Veröffentlichungen in der „Tat“ bekannten 
Gedankengänge, in denen der Ostraum und das Verhältnis 
Deutschlands zu ihm eine hervorragende Rolle spielt. Vor allem 
darin erweist sich Wirsing als ein Vertreter der Jugend, daß er ganz ohne 
persönliche Ressentiments gegen Länder oder Ideen, aber mit klarer Schei- 
dung zwischen sachliher Bejahung oder Verneinung und ausschließlich im 
Interesse Deutschlands die Tatsachen darstellt. K. M. 


Zwei Jahrgänge Nowyj Mir. 


Nowyj Mir. Literaturno-chudoshestwennyj i obschtschest- 
wenno-polititscheskij shurnal. Moskau 1932, H.1—12; 1933, H1—12. 


„Nowyj Mir“, die zweitgrößte Literaturzeitschrift der Sowjetunion, die 
lange Jahre von dem verstorbenen Kritiker Wjatscheslaw Polonskij redi- 
giert wurde, hat sich in der letzten Zeit zum Sammelpunkt der Arrivierten 
entwickelt, und so begegnen wir in ihren Spalten den bekannten Namen 
Gladkow, Pilnjak, Scholochow, Leonow (auch Andrej Bjelyj hat dort seine 
letzten Memoirenfragmente aus dem Buch „Jahrhundert-Anfang“ [1933, H.7/8] 
veröffentlicht), während die Jungen und Jüngsten nur bescheiden vertreten 
sind. Aber auch die „Alten“ treten nicht mehr in der Vielgestaltigkeit ihrer 
Talente uns entgegen, sondern in einer gemeinsamen, fast uniformen Prä- 
gung. Schon zeigen sih die Wirkungen der Maßnahmen, die unter dem 
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Schlagwort „Fünfjahresplan der Literatur“ das Kontingent bewährter Schrift- 
steller an die zentralen Arbeitsstätten des Planes kommandierten und ihnen 
ein langwieriges Studium der Verhältnisse an Ort und Stelle auferlegten, 
bevor sie an die künstlerische Gestaltung ihrer Romane gehen konnten. In- 
dem der Künstler ganz nahe an sein Objekt herangeführt wurde, sollte sein 
Werk auch im einzelnen den Wahrheitsgehalt besitzen, den eine eingehende 
nerieiterlallune technischer oder journalistisher Art in sich trägt. Der 
Roman des „Aufbaues“ sollte damit sozusagen gleichberechtigt neben Analyse, 
Wirtschaftsstatistik, technische Arbeitsbeschreibung treten und an mensch- 
lichen Schicksalen den Aufbau, die Umgestaltung, die Leistung deutlich machen. 


Im Äußeren hat diese neue Richtung zu einer noch größeren Auflösung 
der Form geführt, die der schwerfällige Gesellschaftsroman der früheren 
ahre mit seiner verwickelten Handlung und den endlosen Debatten über 

ür und Wider schon begonnen hatte. Jetzt überwuchert außer all dem auch 
noch das technische Detail. In Gladkows Roman „Energie“ (Energija), 
von dem vorläufig nur der erste Teil vorliegt (1933, H. 1—10), findet der 
Leser, der dazu Muße hat, seitenlange Beschreibungen von Einzelheiten des 
eanjepterolbalen. dem dieses Epos der Arbeit gewidmet ist. Das liest sich 
manchmal wie eine einfache Paraphrase der Berichte, die, von Ingenieuren 
und Beamten verfaftt, über den Dnjeprostroj, die technischen Arbeiten, Geräte, 
Anordnungen, Unfälle, Rekorde, erschienen sind. Der Schriftsteller hat diese 
einzelnen Tatsachen in möglichst enger an nos, an die Realität zu 
einem farbigen Gesamtbilde zu vereinigen. Sole Bilder, die sih stark 
der Form des „Otscherk“ anlehnen, durchbrechen den Fluß der Erzählung, 
deren Schauplatz ständig wechseln. muf, um die Vielgestaltigkeit der Arbeit 
zu umfassen. Bald stehen wir auf dem Fangedamm der Talsperre und be- 
obachten die Arbeit der Kräne mit den Augen des verantwortlichen Inge- 
nieurs, bald sind wir mitten in einer Arbeitsbrigade, welche die Steinkisten 
belädt, bald wieder im Betonwerk, in der geräuschvollen Del usw. 
Das ganze vermittelt einen Findruck der ständigen Spannung und Unruhe 
eines ponn Werkes, dessen Fülle von Einzelgeschehen fast chaotisch wirkt. 
ichtiger noch ist der innere Gehalt. Gladkow scheut in seinem Wirk- 
lihkeitsfanatismus nicht davor zurück, die unerhörte S pauan und Uber- 
spannung der Kräfte des einzelnen und die ständigen Widersprüche zwischen 
ollen und Können, ja die Zweifel der Verantwortlichen deutlich zum Aus- 
druck zu bringen. Sein Held Miron Watagin, der bewährte Revolutions- 
kämpfer, ist ständig geplagt vom Alpdruck der Unvollkommenheiten im 
Bereiche seiner Funktionen. Arbeitserfüllung, Lebensmittelversorgung, Woh- 
nung und Schulung der Arbeiter und viele andere Fragen bereiten ihm 
schlaflose Nächte, ja manchmal schwankt er, ob er nicht dem einfachen Bauern 
recht geben soll, der den ganzen Bau als Teufelswerk erklärt. Die Tragödie 
der alten Garde der Mitkämpfer, die vor den neuen organisatorischen Auf- 
aben zu versagen drohen, wiederholt sich hier. Miron muß sich von der 
omsomolzin Fenja attestieren lassen, daß die Leute seiner Generation 
„schwerfällig geworden“ sind, daß die Jugend auf ihre revolutionären Ver- 
dienste nichts mehr gibt. Problematische, schwer ringende Naturen sind auch 
die anderen Vertreter der Kämpfergeneration, Menschen mit bewegter Ver- 
gangenheit, mit der Sehnsucht nach persönlichem Privatleben, innerer Har- 
monie und einer die Wirklichkeit verklärenden Ideologie, während die Jun- 
gen sich mit einer fast automatischen Sicherheit in den Arbeitsprozeß ein- 
ordnen. Von einem heift es, daß selbst seine Worte und anken ein 
„genaues Echo der Psyche der Maschine“ seien: so feiert die Lieblingsidee der 
Maschinenlyriker als letzter Ausweg aus einer Situation voller Wider- 
sprüche und Zweifel wieder ihre Auferstehung. 

Ähnliche Zweifel deckt Scholochow in seinem neuen Roman „Die 
aufgehobene Scholle“ („Podnjataja Zelina“, 1932, H. 1—9) im Bereich 
des neuen Bauerntums auf. Der Roman ist sehr bezeichnend für die augen- 
bliklich übliche spezialisierte Art der Fragestellung. Es handelt sich nicht um 
das Kolchosproblem als solches, sondern um die spezifische Sıtuation am Don 
im Frühjahr 1930, in dem Augenblick, als die bekannten Stalinschen Erlasse 
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über die Grenze der Kollektivierung erschienen. Auch hier wird mit Deut- 
lichkeiten nicht gegeizt. Die Masseneintritte in den Kolchos sind, zum kleinen 
Teil freiwillig, zum größten Teil unter dem Druck der „kriegskommunisti- 
schen“ Maßnahmen des Sekretärs der Zelle, eines streng parleigläutigen 
Funktionärs, erfolgt. Nun kommen die Direktiven vom 2. und 14. März. Eine 
nn elers Verwirrung entsteht, die Bauern träumen von Befreiung und 
Selbständigkeit, und der neue Leiter des Kolchos, ein Arbeiter aus der Zen- 
tralo kann kaum des Chaos Herr werden. Und auch hier der sympathischste 
Typus, jener zweifelnde und schwerringende Bauer, der im übrigen als aus- 
gezeichneter Aktivist im Kolchos geschildert wird und solche Gedanken aus- 
spricht: „Da gehe ich an den Pferdeständen vorbei, fremde Pferde stehen 
ort, und dod. wenn ich zu meinem komme, und seinen Rücken sehe mit 
dem schwarzen Riemen bis zum Schwanze und dem Mal am linken Ohr, dann 
geht es mir durch und durch, das Tier ist mir in diesein Augenblick näher 
als die eigene Frau; man möchte ihm womöglich besseres Heu vorwerfen, mit 
mehr Hafergras und feiner geschnitten. Gewiß, das sınd ja jetzt keine frem- 
den Pferde mehr, alle gehören uns, und doc, wenn die Reihe un meins 

ommt..." Dieser Bauer ist ebenso eine Realität wie jener alte Mushik, der 
bei Gladkow auftaucht und seine merkwürdige Philosophie entwickelt, in der 
sich Wirklichkeit und Bauernphantasie seltsam vermischen: von den Bolsce- 
wisten, die von irgendwo gekommen sind, ihre Geseize und Ordnungen pe- 
bracht haben, die dem Bauern fremd sind. Aber „wie Ihr den Fluß nicht 
zwingen werdet und die Berge nicht verrücken, so werdet Ihr auch nicht die 
Kraft des Mushik zerstören. Ja, Lenin, der hat auf den Bauern gehört, er 
wußte, welche Kraft in ihm steckt. Aber diese Kerle haben ihn erstikt — er 
hatte ihnen nichts durchgehen lassen und sie mit Pferdeleinen verhauen — 
und dann haben sie ihn ausgenommen und was soll ich dir sagen: unter «ine 
Glasglocke gelegt...“ Der Alte läßt sich nicht freiwillig aus seiner ver- 
fallenen Hütte treiben, und erst als man sie ihm mit Gewalt wegnimmt, geht 
er hin und erhängt sich auf dem Kirchhof über dem Grabe seiner Frau. 


Das Problematische steht überall im Vordergrund. Leonid Leonow 
behandelt in seinem neuen Roman „Skutarewskij" 11932, H. 5—9) mit 
großer Kunst den Konflikt des anerkannten spezialistischen Gelehrten, der 
sich in den Dienst der Sowjetregierung gestellt hat, als hervorrageuder Fach- 
mann in seinen Experimenten unterstützt wird und doch schließlih den 
Widerspruch seiner „prometeischen” Wissenschaftsauffassung zu den Er- 
fordernissen der praktischen Aufgaben im Rahmen des Planes erkennen muß. 
Durch einen katastrophalen Mißerfolg seiner gelehrten Theorie wird er an 
der Wissenschaft selbst irre und bekehrt sich zur Praxis. „Ich habe eine 
kolossale Philosophie aufgebaut, wo sie sich fast vom Instinkt lciten lassen. 
Und letzten Endes haben sie recht... Die Politik teilt die Weit in andere 
Moleküle ein als wir, Mechanisten der Physik und Chemie“ (Hl. 9, S. 100) 
Aus seinem „hausgewerblichen“ Wissenschaftsbetriebe will er hinaus, um die 
Aufgaben des Aufbaues zu bewältigen, aktiver Teilnehmer und nicht nur 
spezialistischer Mitarbeiter sein. Aber er bleibt doch immer in seiner „Höhen- 
lage“ befangen. 


Leonow hat sein Thema recht eindrucksvoll durchgeführt. Der Gelehrte 
steht als Zentralfigur vor uns in einem echt dramatischen Zusammenhang, 
der die übrigen Figuren in den Hintergrund treten laßt; auch die „Gcgesr- 
spieler”, Parteileute, Arbeiter usw. sind doch nur Nebenpersonen, die sehr 
viel schwächer und uniformer gezeichnet sind als diese aus der Wirklichkeit 
geschöpfte lebendige Gestalt. Man denkt an l.eonows frühere Nouvelle vom 
„Ende des kleinen Mannes“, der Tragödie des Stubeugelehrten, der 
im Strudel der Revolution hilflos zugrundegeht, und ermißt aus dem Ver- 
gleich den Abstand der Darstellung, aber auch der tatsädılichen Entwicklung. 
Leonows Werk leidet übrigens nicht an der Überfülluns mit Detail, es ist in 
der Diktion und im Aufbau einheitlicher als sein letzter Roman „Sotj”, 
verzichtet freilih auch auf den großen kulturgeschictlihben Hintergrund 
der früheren Romane, 
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. Im übrigen ist die Ausbeute an Wertvollem, besonders dcs : letzten 
Jahrgangs, nicht groß. Im Vordergrund steht der langatmige Nachrevolutions- 
roman mit seinem regionalen Abwandlungen, wie Sasubrins „Berge“ 
(„Gory ‚1933, H. 6—12) oder das einfache, ungestaltete Zustandsbild mit den 
Kerrschenden und traditionell gewordenen "Typen von Vorbildlichen,' Schwan- 
kenden und Schädlingen an den alten und neuen Stätten des Kampfes um die 
Erfüllung des Planes, wie es z. B. Nikiforow in seinem Roman „Ein: 
heit“ („Jedinstwo”, 1933, H. 1—4) aus der Praxis in Magnitogorsk. zeichnet. 
Merkwürdig kontrastiert hier der begeisterte und etwas ironisch gescdiilderte 
deutsche Techniker zu dem in der Kleinarbeit zermürbten russischen Organi- 
sator, der statt des erwarteten heroishen Werkrhythmus nur die „Dubi- 
tiuschka“ hört. Einzelne Nebenfiguren fallen auf, so der alte Bey Mustafa, 
der in die Wüste geht, um an einen Ort zu kommen „wo der eiserne Drache 
niht hinkommt“. non 


Hervorgehoben sei noch eine Gruppe von Romanen, in denen nicht mehr 
als eine aktuelle Reportage ohne inneres Spannungsmoment zusammengefaßt 
ist. Tschumandrins „Deutschland“ („Germanija“, 1933, H. 1—4), gehört 
dazu, das dem russischen Leser ziemlich schablonenhaft das Leben in ein- 
zelnen deutschen Städten im Jahre 1932 vorführt. Geistvoller hat Pilnjak 
seinen amerikanischen Reisebericht aufgezogen („O’Key“, 1932, 3—6): 
Pilnjak tritt hier als Publizist in Wettbewerb mit Ehrenburg, den er an 
Beobachtungsgabe vielfach übertrifft. vL. 
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Die Vereinheitlichung des Rechts in Polen 


Von Heinrich Freund. 


I 


Bei der Gründung des polnischen Staates im Jahre 1918 gab 
es kein polnisches Recht, sondern in den verschiedenen Gebiets- 
teilen ein Nebeneinander der Rechte der Teilungsmächte. Es 
waren aneinandergeflickte Gebietsteile, aus denen sich die pol- 
nische Landkarte zusammensetzte, und dem entsprach der Rechts- 
zustand. Deutsches, österreichisches, russisches und ungarisches 
Recht galt in den Teilgebieten. Das von Ruflland übernommene 
Land war überdies seinerseits wieder in zwei Rechtsgebiete ge- 
spalten: in das kongrefpolnische und in das allgemeine Eassische 
Recht — eine Reminiszenz an die staatsrechtliche Sonderstellung 
der kongrefpolnischen Landesteile. | 

Die Vereinheitlichung des Rechtswesens erfolgte nicht in der 
Weise, daß das Recht eines Teilgebiets auf die anderen aus- 
gedehnt worden wäre, was sicherlich vergleichsweise am wenig- 
sten Mühe gemacht hätte. Für ein solches Verfahren fehlten vor 
allem die psychologischen Voraussetzungen. Denn alle Rechts- 
systeme, die man vorfand, waren das Produkt einer Fremdherr- 
schaft. Sie waren der polnischen Bevölkerung in gleicher Weise 
ungefragt auferlegt worden. Zudem waren sie teilweise geradezu 
gegen das Polentum gerichtet, am stärksten in den russischen 
Östgebieten. In allen Fällen berüksichtigten sie die polnischen 
Empfindungen überhaupt nicht — am ehesten noch in Kongreß- 
polen, wo der katholishe Einschlag wenigstens im Eherecht 
eine Rolle spielte. Es kam das nationale Selbstgefühl hinzu, das 
die Schaffung eines eigenen Rechts als die allein mögliche Lösung 
erscheinen ließ. 

So erfolgte die Vereinheitlihung durch die schrittweise 
Schaffung eines neuen polnischen Rechts, die mit energischem 
Schwung, aber nicht ohne Behutsamkeit in überraschend kurzer 
Zeit durchgeführt wurde. Noch fehlen einige wichtige Teile. 
Das polnische Zivilgesetzbuch ist noch nicht vollendet, sondern 
zunächst nur ein ÖObligationenrecht abgeschlossen, aber das ist 
naturgemäß die schwierigste Aufgabe. In Deutschland hat es 
30 Jahre gedauert, bis das Bürgerliche Gesetzbuch eingeführt 
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werden konnte. Im übrigen aber ist das Wesentlichste erreich! 
und stellt eine imponierende gesetzgeberische Leistung dar. 
deren Betrachtung sich verlohnt. 


Dabei läuft neben der Schaffung eines einheitlichen Rechts 
noch eine zweite Aktion: die Beseitigung von Teilredıten in 
kleineren Landesteilen. Hier ist vor allem das kleine Stück Spız 
und Arwa zu nennen mit seinem ungarischen Recht, dessen Vor- 
handensein besonders störend empfunden wurde. Dieses Gebiet 
wurde durch die Verordnung vom 14. September 1922 in zivil- 
rechtlicher und prozessualer Hinsicht mit einigen Ausnahmen 
dem in Krakow geltenden österreichischen Recht unterstellt und 
a in der Folge auch verwaltungsrectlich seine Sonder- 
stellung. 

In den Ostgebieten (Kresy) fand eine gewisse Angleichung 
an das kongrefpolnische Recht statt. Vor allem wurde dort die 
kongrefpolnische Grundbuchordnung mit gewissen Abweichun- 
gen eingeführt, im Eherecht wurde die bevorzugte Stellung des 
orthodoxen Bekenntnisses beseitigt, die Ständeverfassung wurde 
aufgehoben und die Benachteiligung des polnischen Elements 
kam in Fortfall.e Immerhin blieb aber auf diesem Gebiete das 
russische Recht intakt, soweit es nicht durch die allgemeine Ge- 
setzgebung beseitigt wurde. 


Eine Sonderstellung nimmt das oberschlesische Ge- 
biet auf Grund der Genfer Entscheidung der Botschafterkonfe- 
renz und der auf ihr aufgebauten deutsch-polnischen Konvention 
über Obersclesien vom 15. Mai 1922 ein. Nach dieser Konven- 
tion bleiben für eine Übergangszeit von 15 Jahren (also bis zum 
ar 1937) in dem polnis ewordenen Teil von Oberschlesien 

ie bisherigen materiell-rechtlichen Bestimmungen grundsätzlich 
in Kraft. Tedoch ist Polen auch während dieses Zeitraums be- 
rechtigt, dort sein eigenes Recht einzuführen, soweit es sich um 
Gesetze handelt, die in ganz Polen zur Anwendung kommen. 
So onna auch hier polnisches Recht allmählich ein. Es bedarf 
hierzu der jeweiligen Zustimmung des Schlesischen Sejm, die 
bereits für eine Anzahl von Gesetzen erteilt ist. Die Einzel- 
heiten des komplizierten Rechtszustandes, der durch eine ganze 
Reihe deutsch-polnischer Sonderabkommen weiter beeinflußt 
worden ist, können hier nicht verfolgt werden. 


II. 


Die nach der Staatsgründung erlassenen Verfassungs- 
gesetze bilden die notwendige Grundlage für die Existenz des 
neuen Staates. Mit dem Ausscheiden der in Polen vereinigten 
Landesteile aus ihrem früheren deutschen, österreichischen, russi- 
schen, ungarischen Staatsverbande ist das Staatsrecht der Tei- 
lungsmächte hier begrifflih kraftlos geworden. Nach einem 
staatsrechtlihen Provisorium ist die Verfassung vom 
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17. März 1921 geschaffen worden, die selbstverständlich alle Teile 
des Staates zusammenfaßte. Sie war ursprünglich ultrademokra- 
tisch. Der Schwerpunkt lag bei einem Parlament, das auf Grund 
der liberalsten Wahlordnung gebildet wurde (Makowski). Die 
Macht des Präsidenten war äußerst beschränkt. Im Parlament 
hatte wiederum der Sejm (Landtag) den Vorrang vor dem fast 
bedeutungslosen Senat (hinkendes em in, Für die 
polnischen Verhältnisse mit ihren zahlreichen Parteien erwies 
sich dieses System als arbeitsunfähig. Nach dem Pilsudski-Um- 
sturz erfolgte dann auch die unumgängliche Revision (Novelle 
vom 2. August 1926), die die Macht de taatspräsidenten stärkte 
und vor allem dessen Recht zum Erlaf von Verordnungen mit 
Gesetzeskraft, die der Verfassung nicht zuwiderlaufen dürfen, 
unter gewissen Kautelen außerordentlich erweiterte. Dem folgte 
dann die Verfassung vom 26. Januar 1934, die im März-Heft von 
„Osteuropa“ behandelt und auch im Wortlaut dort wieder- 
gegeben ist. 

Erst seit 1920 kam auch die Gesetzgebungsarbeit und damit 
die Unifizierung in rascheren Fluß. Es ist kaum ein einziges be- 
deutenderes Gesetz — die Verfassung ausgenommen — vom 
Parlament geschaffen worden. Alle großen Kodifikationen ins- 
besondere sind als Verordnungen des Staatspräsidenten erlassen 
worden — ein vernichtendes Urteil für die parlamentarische 
Produktivität. 

In der Verfassung von 1921 liegt bereits ein starkes Uni- 
fizierungsmoment. Die allgemeinen Sätze, die sie ent- 
hält, wenden sich gegen die zahlreichen, besonders im russischen 
Teil vorhandenen Beschränkungen und Diskriminierungen der 
Bürger. „Die Polnische Republik garantiert allen den vollen 
Schutz des Lebens, der Freiheit und des Vermögens ohne Unter- 
schied der Herkunft, des Volkstums, der Sprache, der Rasse oder 
Religion.“ (Art. 95.) ‚Alle Bürger sind vor dem Gesetze gleich. 
Die öffentlichen Ämter sind in gleichem Maße unter den gesetz- 
lichen Bedingungen allen zugänglich.“ (Art. 9.) Inwieweit diese 
Grundsätze bereits in die einzelnen Recdtsbestimmungen un- 
mittelbar eingreifen, inwieweit sie lediglich ein Versprechen an 
die Bevölkerung und damit eine Anweisung an den Gesetzgeber 
sind. die noch bestehenden Diskriminierungen aufzuheben, ist 
in der polnischen Literatur und Rechtsprechung allerdings leb- 
haft umstritten. Die Meinung des Obersten Gerichts ist derjeni- 
gen des Obersten Verwaltungsgerichts sogar diametral entgegen- 
gesetzt (vgl. Rukser, Zeitschr. für Ostrecht 1931, S. 374, und 
Starzewski, daselbst, S. 565 ff.). Aber die Grundtendenz einer 
Vereinheitlichung in Sachen der Gleichstellung der Bürger ist 
unverkennbar und ihr Einfluß nicht nur auf die Gesetzgebung, 
sondern auch auf die Rechtsprechung unbestreitbar. 

Einen Schritt weiter zur konkreten Beseitigung alter Rechts- 
vorschriften, die die Gleichheit vor dem Gesetz beeinträchtigen, 
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geht das Gesetz vom 13. März 1931 über das Außerkraft- 
treten von Ausnahmebestimmungen, wonach alle vor 
der Wiederherstellung des neuen polnischen Staates erlassenen 
Rectsvorschriften aufgehoben werden, die 1. Bürger aus dem 
Titel der Abstammung, des Volkstums, der Sprache, der Rasse 
oder Religion rechtlich beeinträchtigen oder privilegieren. 2. dem 
Rechtszustand widersprechen, der sich aus der Wiedererlangung 
der polnischen Staatlichkeit ergibt, 3. die mit dem Grundsatz der 
Verfassung über die Gleichheit vor dem Gesetz nicht vereinbar 
sind. Die Aufhebung tritt automatisch ein und bedarf nicht des 
ausdrücklichen Ausspruhs durch eine besondere Gesetzes- 
bestimmung. 

Eine solche Generalklausel ist immer etwas Unsicheres. Sie 
wird niemals eine klare Grenzziehung ermöglichen zwischen 
dem, was noch gilt und dem, was obsolet geworden ist. In dem 
Maße aber, in dem die alten Gesetzestafeln durch neue ersetzt 
werden, verliert auch die Generalklausel immer mehr an Bedeu- 
tung, sie wird in stets höherem Maße überflüssig. 


II. 


Dieser neuen Gesetzesschaffung wenden wir uns jetzt im 
einzelnen zu. 

Zunächst lenkt das große Gebiet der Verwaltung die 
Aufmerksamkeit auf sih. Die Verwaltung gibt recht eigentlich 
dem Staate sein Gepräge, sie erfaßt alle Zweige menschlichen 
Wirkens von der Wiege bis zur Bahre. Ihre Einrichtungen wur- 
zeln am zähesten im Boden des Volkes. Die Verwaltung hat 
schon manche Revolution überdauert und in ihr Gegenteil ver- 
kehrt („Verfassungsrecht vergeht -— Verwaltungsrecht besteht"). 

In diesem Lichte gesehen, bot der Zustand der Verwaltung 
bei Wiedererstehen der polnischen Staatlichkeit wegen ihrer 
Buntschecigkeit ein geradezu trostloses Bild. Zu den verschiede- 
nen Rechten der Teilungsmächte kamen die Rectsschöpfungen 
der Okkupationsbehörden, der deutschen und der österreichisch- 
ungarischen, mit ihren verschiedenen Befehlshabern. Die Ein- 
gri fe der unter der Okkupation entstandenen polnischen An- 
änge einer Staatlichkeit (Regentschaftsrat, Staatsrat) taten ein 
übriges. Kumaniecki zählt nicht weniger als elf Rechts- 
systeme, die hier galten. 

Heute ist der polnishe Neubau auf diesem Gebiete voll- 
endet. Die allgemeine Staatsverwaltung regelt die Verordnung 
vom 19. Januar 1928 einheitlich mit einigen Abweichungen für 
das früher preußische Teilgebiet. Die Selbstverwaltung wird 
durch das Gesetz vom 23. März 1933 unifiziert. Außer diesen 
organisatorischen Gesetzen sind die Verordnungen vom 22. März 
1928 über das Verwaltungsverfahren (eine originelle Leistung). 
über das Verwaltungszwangsverfahren und des Verwaltungs- 
strafverfahren zu nennen. M 
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Schon im Jahre 1922 war das Oberste Verwaltungs- 
gericht nadh österreihishem Vorbild ins Leben gerufen 
worden, als Spitze für ein beabsichtigtes System verschiedener 
Instanzen, aufgebaut auf den Grundsätzen eines modernen Zivil- 
prozeftverfahrens als reines Kassationsgericht, aufgebaut auf den 
Grundsätzen des Parteigehörs, der Mündlichkeit, der Öffentlich- 
keit und des Offizialverfahrens. Die Verfassung des Obersten 
Verwaltungsgerichts beruht jetzt auf der Verordnung vom 
1. Dezember 1932. 


IV. 


Von einzelnen Materien aus dem großen Gebiet des Verwal- 
tungsrechts seien nur einige Kodifikationen hervorgehoben. 


Zunächst die Gewerbeordnung vom 7. Juni 1927. Sie 
orientiert sich vorwiegend nach der österreichischen Gewerbe- 
ordnung unter Verwendung wesentlicher Gedanken des deutschen 
Gewerberechts. Der Grundsatz der Gewerbefreiheit ist ein- 
geschränkt durch dreizehn Gruppen konzessionspflichtiger Ge- 
werbe, sowie durch die allgemeine Monopolgesetzgebung, die 
Tabak, Salz, Spiritus, Streichhölzer dem Staate vorbehält. Die 
Ausübung des Handwerks ist von einem Befähigungsnachweis, 
das Gewerbe im Umherziehen von einer Lizenz abhängig. Die 
ne Körperschaften gonion Organisationsfreiheit. 

andwerkskammern bilden die Vertretung der handwerklichen 


Gewerbe. 


Im Wasserrecht vom 19. September 1922 sind die Ver- 
hältnisse der Gewässer in üblicher Weise vereinheitlicht, mit 
ihrer Unterscheidung zwischen öffentlichen und privaten Ge- 
wässern, mit Wasserbüchern, Wassergenossenschaften und mit 
der Abgrenzung zwischen Verwaltungsverfahren, das den Cha- 
rakter der Gewässer bestimmt, und richtsverfahren, das die 
Eigentumsfragen regelt. 


Das vereinheitlihte Wegerecht (12. Dezember 1920), die 
Wegepolizei (7. Oktober 1921), das Recht der Binnen- 
schiffahrt (6. März 198), das Eisenbahnrecht (14. Okto- 
ber 1921), das Luftverkehrsrecht (14. März 1928) und das 
Ja gd recht (3. Dezember 1927) können hier nur erwähnt 
werden. 


Das Bergrecht regelt die Verordnung vom 29. Novem- 
ber 1930 für das ganze Staatsgebiet (einschließlich Oberschlesien), 
eigenartig in dem Sinne, daß eine Gruppe wichtigster Minera- 
lien hinsichtlich der Auffindung und Gewinnung dem Staate vor- 
behalten sind. Dazu gehören Kohle und Anthrazit in Ober- 
schlesien, und Steinsalz, Kali, Magnesia, Borsalze und Solquellen 
in der Wojewodschaft Posen. Bei den übrigen Mineralien wird 
die übliche Unterscheidung gemacht zwischen bergbaufreien 
und dem Eigentümer des Bodens gehörigen Mineralien. 
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Auf kulturellem Gebiete sei das Hochschulgesetz vom 
15. März 1933 erwähnt, das auf der Freiheit der Wissenschaft und 
der Lehre beruht. 

Auf dem Gebiete der Sozialversicherung sind die 
beiden großen Versicherungsgesetze vom 24. November 1927 und 
vom 28. März 1933 zu nennen, deren Zusammenfassung in einem 
einzigen Gesetzgebungsakt vorgesehen ist. Das erste behandelt 
die Versicherung der intellekiuellen Arbeitnehmer gegen 
Arbeitslosigkeit, Arbeitsunfähigkeit, für den Fall des Alters und 
des Todes. Das letztere umfaßt die Krankenversicherung und 
die Versicherung im Falle der Arbeitsunfähigkeit im allgemei- 
nen. Sie sind auch auf Oberschlesien ausgedehnt worden. 

Daß das gesamte Steuerrecht einschließlich des Verfah- 
rens in Steuersachen neu und einheitlich geregelt ist, braucht nur 
erwähnt zu werden. 


V 


Auf dem Gebiete des Zivilrechts ist die Kodifikation und 
damit die Vereinheitlichung noch nicht abgeschlossen. Immerhin 
sind wichtige Materien bereits fertiggestellt. 

Den Anfang bildeten das Wech eireckt und das 
Scheckrecht, beide vom 21. Juli 1924, moderne Gesetze ohne 
besonders ins Auge fallende Neuerungen. 

Es folgt das Gesetz zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs vom 2. August 1926, eine der interessantesten 
polnischen Rechtsschöpfungen, das auf dem Begriff des Unter- 
nehmens aufgebaut ist und zum Teil neue Wege geht. Auch der 
gewerbliche Rechtsschutz und das Urheberrecht 
sind in selbständigen Gesetzen vereinheitlicht. 

Aus dem Handelsrecht ist die Aktiengesellschaft in 
dem Reglement vom 22. März 1928 (abgeändert am 3. Dezem- 
ber 1930) vorweg neu kodifiziert worden, was darin seinen 
Grund hat, daß auf diesem Gebiet die Gesetzgebung in den 
früher russischen Gebieten besonders unzureichend war und man 
das deutsche oder österreichische Recht nicht rezipieren wollte. 
Das polnische Aktienrecht beruht auf einer Mischung des Kon- 
zessionssystems und des Systems der Normativbestimmungen. 
Aktiengesellschaften für Unternehmungen von staatlicher Be- 
deutung und gemeinnützigem Charakter, ferner auch Banken 
und Versicherungsaktiengesellschaften bedürfen zu ihrer Ent- 
stehung einer Genehmigung. Desgleichen können ausländische 
Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien 
nur mit besonderer Genehmigung zum Geschäftsbetrieb in Polen 
zugelassen werden. Ein Sondergesetz vom 20. Oktober 1926 ver- 
bietet, daß Sejm- oder Senatsmitglieder zu ausführenden oder 
Aufsichtsorganen solcher Aktiengesellschaften gewählt werden, 
die in irgendeiner Weise finanziell mit dem Staate verbunden 
sind — eine Bestimmung, die der Korruption steuern soll. 
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Von den modernen Reformbestrebungen ist das polnische 
Aktienrecht wenigstens berührt worden. Es enthält eine Be- 
stimmung, wonach die Bildung von Mehrstimmrectsaktien be- 
schränkt wird. Derartige Aktien dürfen nur auf den Namen 
lauten, und keine bevorredhtigte Aktie darf mehr als fünf Stim- 
men haben. | 

Bei der Kommanditgesellschaft auf Aktien fehlt es an Be- 
stimmungen. Diese Form wird also in Zukunft nicht mehr in 
Anwendung kommen. 

Gleichfalls durch eine besondere Verordnung (vom 27. Ok- 
tober 1933) ist nunmehr das Recht der Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung für das ganze Staatsgebiet einheit- 
lich geregelt worden. Bis dahin hatte in dem früher österreichi- 
schen Teile das österreichische, in dem deutschen Teile das 
deutsche G. m. b. H. - Gesetz gegolten und für die früher russischen 
Teile ein polnisches Dekret vom 8. Februar 1919. Nach dem neuen 
Gesetz kann eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung nur für 
wirtschaftliche Zwecke, nicht, wie nach deutshem Recht zu 
jedem gesetzlich zulässigen Zweck, gegründet werden. Die 
Gründung unterliegt keinem Konzessionszwang. Nur für die Zu- 
lassung ausländischer Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
auf polnischem Gebiet ist eine Genehmigung erforderlich. 

Auch ein neues Handelsrecht, des am 1. Juli 1934 in 
Kraft tritt, ist unter dem 27. Oktober 1933 geschaffen worden. 
Das polnische Recht folgt also, im Gegensatz zur Schweiz, der 
traditionellen Trennung vom bürgerlichen und Handelsrecht. Es 
behandelt nur einen Ausschnitt aus dem handelsrechtlichen Ge- 
samtgebiet. Nicht behandelt sind das Seerecht, das Lagerrecht, 
die Börsenorganisation und die Privatversicherung. Ferner 
scheiden die Aktiengesellschaften aus, weil sie durch das oben 
angegebene besondere Gesetz ihre Regelung gefunden haben. 
Von den Handelsgesellschaften werden also die offene Handels- 
gesellschaft und die Kommanditgesellschaft sowie die Stille Ge- 
sellschaft behandelt. Das Handelsrecht ist von dem deutschen 
Handelsgesetzbuch stark beeinflußt. 

Als bedeutendste gesetzgeberische Leistung ist das Obli- 
gationenrecht vom 27. Oktober 1933 (es tritt am 1. Juli 1934 
in Kraft) zu nennen. Als Vorläufer des in Arbeit befindlichen 
Bürgerlichen Gesetzbuchs verdient es besonderes Interesse. Seine 
Vorschriften umfassen außer dem eigentlichen Obligationenrecht 
eine Anzahl von Bestimmungen, die in den Allgemeinen Teil 
gehören, ein Ausweg, der notwendig war, weil das einheitliche 
BGB. noch nicht vorliegt. Andererseits bleiben aus demselben 
Grunde verschiedene Gebiete noch unbehandelt und unterliegen 
den früheren zersplitterten Vorschriften. So sind die Bestimmun- 
gen über die Form der Rechtsgeschäfte, über die Nichtigkeit von 
Rechtshandlungen. über die Verfügungsfähigkeit, über einzelne 
Verjährungsfristen, über das Abzahlungsgeschäft, über die Ent- 
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eignung außerhalb der Vereinheitlichung geblieben. Auch ver- 
schiedene arbeitsrechtliche Materien sind ausgeschieden. Ins- 
besondere bleiben auch die bisherigen Vorschriften der Teil- 
gebiete über die Art und den Zeitpunkt des Übergangs des Eigen- 
tumsrechts und anderer Sachenredhte auf Grund von Obligatio- 
nen vorläufig unangetastet, was deshalb natürlich ist, weil die 
sachenrechtlichen Vorschriften noch der Vereinheitlichung harren. 

Man nimmt das neue polnische Obligationenrecht schon des- 
halb mit besonderer Spannung zur Hand, weil es seit dem Kriege 
das erste Mal ist, daß ein europäischer Gesetzgeber sich an die 
Regelung des Rechts der Schuldverhältnisse heranwagt. Das 
Sowjet-BGB. zählt nicht, weil es auf wissenschaftlihe Durch- 
arbeitung keinen Anspruch macht. Seit dem deutschen BGB. sind 
35 Jahre, seit der Novellierung des Schweizerischen Obligationen- 
rechts sind über 20 Jahre hingegangen, so daß man an dem neuen 

Inischen Gesetzbuch eine Kontrolle darüber hat, was in der 
wischenzeit auf schuldrechtlihem Gebiet von der Wissenschaft 
für Fortschritte gemacht worden sind. 

Das Ergebnis dieser Vergleichung ist rein negativ. Es scheint, 
daß das Obligationenrecht der kapitalistischen Länder mit der 
deutschen und schweizerischen Kodifikation bis jetzt ihr letztes 
Wort gesprochen hat. Nur Brasilien hat in seinem Bürgerlichen 
Gesetzbuh vom 1. Januar 1916 abweichende Prägungen, wenn 
es auch im Aufbau vom deutschen Recht stark beeinflußt ist. Das 
polnische Gesetzbuch ist in seinem Aufbau und in seinem Stil ein 
unverkennbares Kind des deutschen Rechtskreises, speziell des 
deutschen BGB., dessen Gesetzestechnik es übernommen hat. 

Dennoch bietet dieses Gesetz ein erhebliches Interesse in 
der Ausgestaltung im einzelnen, denn das deutsche und das 
schweizerische Vorbild sind keineswegs kritiklos übernommen 
worden, sondern man hat sich mit Erfolg bemüht, auch eigene 
Gedanken zu verwirklichen. 

Aus der Fülle des Materials können nur einzelne Stich- 
proben gebracht werden. | 

Als eine Konzession an die Krisenverhältnisse der Gegen- 
wart verdient vor allem Art. 269 Beachtung. Nach dieser Vor- 
schrift besteht die Möglichkeit, Verbindlichkeiten abzuändern 
und aufzuheben, wenn ein Fall aufergewöhnlicher Notlage vor- 
liegt. Ist nämlich infolge von Krieg, Seuchen, völliger Mißernte 
oder anderer Naturereignisse die Bewirkung der geschuldeten 
Leistung mit übermäßigen Schwierigkeiten verbunden oder 
würde sie einer Partei einen ruinösen Verlust bereiten, und 
könnten die Parteien dies beim Vertragsschluß nicht ` vorher- 
sehen, so kann das Gericht, wenn es dies nach den Grundsätzen 
des guten Glaubens für notwendig hält, unter Berücksichtigung 
der Interessen beider Parteien die Art der Erfüllung und die 
Höhe der Leistung ändern oder sogar die Auflösung des Ver- 
trages aussprechen. Diese Generalklausel bedeutet eine Locke- 
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rung des traditionellen Vertragsbegriffs im sozialen Interesse 
und stellt an die Weisheit des Richters die höchsten Anforde- 
rungen. 

och einzelne Besonderheiten. Art. 111 stellt die in Oster- 
reich inzwischen beseitigte Vorschrift des österreichischen All- 
gemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches wieder her, wonach ein 
schriftlich geschlossener Vertrag nachträglih durch mündliche 
Abreden nicht abgeändert oder aufgehoben werden kann — eine 
Wohltat, wenn man bedenkt, daß bei uns selbst gegenüber einem 
notarielle Akt der Einwand mündlicher Nebenabreden oder gar 
mündlicher Aufhebung erhoben werden kann. 

Die Generalklausel des französischen Rechts über die Scha- 
denszufügung lebt in Art. 134 wieder auf. Danach ist jeder, der 
einem anderen schuldhaft Schaden verursacht hat, zum Schadens- 
ersatz verpflichtet. Das geht über die Generalklausel des $ 826 
des deutschen BGB. hinaus, denn dieser fordert eine vorsätzliche 
Schadenszufügung, die gegen die guten Sitten verstößt. Im neuen 
polnischen Recht genügt bloßfes Verschulden. 

Zu bewundern ist der wissenschaftliche Ernst, mit dem die 
Polen ihr neues Obligationenrecht geschaffen haben. Man darf 
hoffen, daß der Abschluß des BGB. nicht mehr allzulange auf 


sich warten lassen wird. 
VI. 


Das Gebiet der Strafrechtspflege, das im Jahre 1932 
zum Abschluß gekommen ist, ist bereits in dieser Zeitschrift be- 
handelt (1933, Seite 140). 

Am 1. Januar 1933 trat auf dem gesamten Gebiete des Staates 
ein einheitliches Zivilprozefrecht in Kraft. Es enthält die 
Zivilprozeßordnung (Streitverfahren) vom 29. November 1930 
und die Exekutionsordnung vom 27. Oktober 1932, zusammen- 
fassend herausgegeben am 1. Dezember 1932. Auch dieses Werk 
gehört zum deutschen Rechtskreis, wobei die berühmte öster- 
reichische Zivilprozefordnung in erster Linie benutzt wurde. Die 
vielen schwierigen Probleme, die dieses Gesetz wegen der noch 
nicht beseitigten Zersplitterung des Bürgerlichen Rechts aufwirft, 
können hier nicht einmal angedeutet werden. Sie werden da- 
durch erhöht, da der Gesetzgeber sich darauf beschränkt hat, 
die Grundzüge zu regeln, und es vermeidet, auf viele einzelne 
Fragen der täglichen Praxis einzugehen. Von auffallenden Neue- 
rungen sei erwähnt, daß die Entscheidungen der ersten Instanz 
nur auf Antrag der Partei mit Gründen zu versehen werden 
brauchen, eine sehr bedenkliche Vorschrift, denn ein Urteil ohne 
Begründung hat nicht die erforderliche moralische Autorität. 
Die Einrichtung der Gerichtsferien, die in fast allen Ländern be- 
steht, ist beseitigt worden. In den einfachen Fällen wird dies zu 
einer Beschleunigung des Rechtsgangs führen können. Auch sonst 
bat der Gesetzgeber sich nach Möglichkeit bestrebt, eine schnelle 
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Rechtsprechung sicher zu stellen. Bisher war das Zivilprozeßver- 
fahren in Polen außerordentlich schleppend, woran allerdings 
weniger die Prozefgesetze, als die ee der Gerichte 
schuld war. Deswegen darf man zweifeln, ob mit der neuen Zivil- 
prozefordnung eine Besserung auf diesem Gebiet eintreten wird. 
Zu erwähnen ist, daß die Kassation in allen Fällen zulässig ist, 
in denen der Streitwert 500 Zloty übersteigt. Diese Wertgrenze 
ist außerordentlich niedrig und unter den heutigen Verhältnissen 
ein unerlaubter Luxus. 

Von dem Zivilprozeßverfahren bleibt nur noch die Arbeits- 
gerichtsbarkeit unvereinheitlicht. 


Eine eigenartige Neuerung besteht in der Schaffung von 
Schlichtungsbehördenfür Vermögensangelegen- 
heiten der kleinen Landwirte (Gesetz vom 22. März 1933), ein 
Versuch, dem Geldwucher auf dem Lande zu steuern. Es handelt 
sih um ständige Kollegien, die bei den Verwaltungsbehörden 
(Wojewodschaften) und Kreisen gebildet werden. Sie können 
angerufen werden, wenn der Gläubiger höhere Zinsen oder 
sonstige Vorteile sich gewähren läßt, als gesetzlich zulässig ist. 
Die Schlichtungsstelle hat hierüber zu entscheiden und hat weit- 
gehende Möglichkeiten, den Schuldner gegen die Übervorteilung 
zu schützen, insbesondere die übermäßig gezogenen Zinsen von 
der noch verbleibenden Schuld abzuziehen und gegebenenfalls 
die Forderung als getilgt zu erklären. Die Entscheidungen der 
Schlichtungsstelle haben die Wirkung eines rechtskräftigen 
Urteils und sind ebenso, wie die vor der Schlichtungsstelle ge- 
schlossenen Vergleiche vollstreckbar. Als Rechtsmittel gegen die 
Entscheidungen der Schlichtungsstelle ist die Klage an das Be- 
zirksgericht gegeben, wenn die Stelle ihre Zuständigkeit über- 
schritten hat, wenn die Verfahrensvorschriften wesentlich ver- 
letzt worden sind, wenn die Entscheidung unverständlich ist 
oder dem Recht zuwiderläuft oder wenn der Sachverhalt nicht 
genügend aufgeklärt ist. 

Die Notariatsordnung vom 27. Oktober 1933 verein- 
heitlicht auch dieses Rechtsgebiet. Sie beruht auf dem Grundsatz 
des Nur-Notariats. In den früher deutschen Gebietsteilen 
müssen sich die Anwalts-Notare entscheiden, ob sie die Anwalt- 
schaft oder das Notariat aufgeben wollen. Die vorgeschriebenen 
Qualifikationen für die Notare entsprechen der richterlichen 
oder anwaltlichen. Das System der Notariatsordnung lehnt sich 
an das deutsche an. Als Standesvertretung werden Notarkammern 
gebildet. 


Die Anwaltschaft ist mit Gesetz vom 7. Oktober 1932 
einheitlich neu geregelt worden. Als Standesvertretung bestehen 
Anwaltskammern bei jedem Appellationsgericht und die Oberste 


Anwaltskammer bei dem Obersten Gericht. Das Disziplinar- . 


wesen liegt in erster Instanz in den Händen der Anwaltskammer., 
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ın der zweiten Instanz bei der Obersten Anwaltskammer und 
nur in kriminellen Fällen bei dem Disziplinarsenat des Ober- 
sten Gerichts. | 


VII. 


Diese Übersicht über die Unifizierung der Gesetzgebung will 
auf Vollständigkeit keinen Anspruch erheben. Aber sie gibt doch 
eine ungefähre Vorstellung der auf allen Rechtsgebieten ge- 
leisteten, schon dem Umfang nach ungeheuren Arbeit. Diese war 
um so schwieriger, als die Tradition der polnischen Rechtsent- 
wicklung infolge der Teilung des früheren polnischen Staates 
seit 125 Jahren unterbrochen war und auf einem durchaus unein- 
heitlichen und zersplitterten Baugrund aufgebaut werden mußte. 
Die polnischen Juristen stammten aus verschiedenen Rechts- 
systemen, was einerseits zur Befruchtung der Gesetzgebungs- 
arbeit beitrug, andererseits aber ein einheitliches Schaffen er- 
schwerte. Aber auch in der Sprache waren Schwierigkeiten zu 
überwinden. Die polnische Rechtssprache mußte erst wieder neu 
geschaffen werden, um der neuzeitlichen Gesetzestechnik ge- 
wachsen zu sein. Daß dabei die deutsche Rechtssprache als Vor- 
bild gedient hat, sei mit Befriedigung festgestellt. Aber auch 
inhaltlich ist die Anlehnung an deutsches Rechtsdenken evident, 
und das wird ein nicht zu unterschätzender Faktor für die Er- 
leichterung des gegenseitigen Verstehens der beiden Nachbar- 
völker sein. 


Marxismus und nationale Idee in Rußland. 
Von Walther Biehahn. 


I. 


Karl Marx hat es einmal als „Ironie des Schicksals“ bezeich- 
net, „daß die Russen, die ich seit 25 Jahren unausgesetzt . . . be- 
kämpft habe, immer meine ‚Gönner‘ waren. 1843 bis 1844 in Paris 
trugen mich die dortigen russischen Aristokraten auf Händen. 
Meine Schrift gegen Proudhon (1847), dito die bei Dunker (1859) 
haben nirgends größeren Absatz gefunden als in Rußland. Und 
die erste fremde Nation, die das ‚Kapital‘ übersetzt, ist die 
russische“ (Brief an Kugelmann, 12. Oktober 1868). 


Es ist tatsächlich unbestreitbar, daß Marx in keinem Lande 
der Welt so früh populär geworden ist wie in Rußland. Während 
Marxsche Anschauungen selbst in der deutschen Sozialdemo- 
kratie erst seit dem Erfurter Programm von 1891 offizielle An- 
erkennung fanden, waren sie in Rußland schon in den 70er Jahren 
sehr bekannt und verbreitet. Eine neuerdings aufgestellte 
Bibliographie weist für dieses Jahrzehnt nicht weniger als 
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90 Bücher oder wissenschaftliche Aufsätze von Bedeutung nach, 
in denen das „Kapital“ eingehend behandelt oder als bekannt 
vorausgesetzt wird; und dies nur in der legalen Literatur, die 
„unterirdische“ revolutionäre Publizistik gar nicht gerechnet!). 
Höchste Autorität genoß Marx schon damals in Kreisen der russi- 
schen Intelligenz. Verschiedene radikale Gruppen ersuchten ihn 
um Mitarbeit an ihren Zeitschriften. Die Dariei „Narodnaja 
Wolja“ — Vorläuferin und Vorbild der Leninschen Partei — 
konnte 1879 in einem Brief an Marx die Behauptung wagen, daf 
„das ‚Kapital‘ die tägliche Lektüre der intelligenten Leute (in 
Rußland) geworden sei“. Bei den theoretischen Auseinander- 
setzungen zwischen den revolutionären Parteien spielte der 
Schriftbeweis aus Marx eine sehr bedeutende Rolle. Dies alles 
geschah lange, ehe die russische Sozialdemokratie als Partei des 
„orthodoxen Marxismus“ entstand, lange ehe die schwachen An- 
sätze der russischen Arbeiterbewegung auch nur Beachtung 
fanden. Und allerdings hatte die Ausbreitung des Marxismus in 
Rußland zunächst mit der Arbeiterbewegung überhaupt nichts 
zu tun, was auch Lenin wiederholt und ausdrücklich betont hat. 
Lange bevor Marxsche Anschauungen in weiten Kreisen bekannt 
wurden, waren schon andere Strömungen des westlichen Sozialis- 
mus in Ruflland mit höchstem, oft mit größerem Interesse als in 
ihren Ursprungsländern selbst aufgenommen worden. Diese Ent- 
wicklung hat mit den 30er Jahren des vorigen Jahrhunderts ein- 
gesetzt und nur aus dieser umfangreichen geistigen Bewegung, 
nicht aber aus der soziologischen und politischen Bedeutung der 


russischen Arbeiterschaft erklärt sich, daß 1917 der Marxismus _ 


zum Range einer offiziellen Staatslehre — man könnte sagen: 
einer Staatsreligion — gelangt ist. 


Wir nähern uns den Ursachen dieses merkwürdigen Phäno- 
mens, wenn wir folgende Tatsache beachten: Der Marxismus ist 
seiner ganzen geistigen Struktur nach eine anti- und internatio- 
nale Doktrin. Er will die Nationen als Träger des historischen 
Geschehens ersetzen durch die „Klassen“, d. h. durch „horizon- 
tale“, alle Volksgrenzen überschneidende Schichtungen der’ Ge- 
sellschaft. Mit dieser antinationalen Tendenz ist er denn auch in 
Deutschland wirksam gewesen. Anders in Rußland. Zwar hat 
auch die bolschewistische Revolution den Internationalismus in 
den Mittelpunkt gerückt. Aber auf der anderen Seite besteht die 
unbestreitbare Tatsache, daß diese Lehre des Internationalismus 
in Rußland mit einem leidenschaftlich nationalen Willen vereint, 
ja sogar als dessen adäquater Ausdruck gefaßt werden konnte. 
„In Ihren Werken — schrieb bereits die Partei ‚Narodnaja Wolja‘ 
an Marx — sind im Namen der Wissenschaft die besten Prin- 
zipien des russischen Lebens anerkannt worden.“ Lenin selbst, 


1) O. Markova — Otkliki na „Kapital“ v. Rossii 1870—ch godov. Letopisi 
Marksizma Bd. XI. Moskva 1930. 
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obwohl leidenschaftlicher Internationalist, bekannte sich während 
des Weltkrieges zum „Nationalstolz der Großrussen“ und schrieb 
unter diesem Titel im Dezember 1914: „Wir sind von National- 
stolz erfüllt und gerade deswegen hassen wir besonders unsere 
sklavische Vergangenheit . .. Und wir grofrussischen Arbeiter, 
die wir von Nationalstolz erfüllt sind, wollen durchaus ein freies 
und unabhängiges selbständiges demokratisches republikanisches 
und stolzes Großrußland werden... Das Interesse (nicht knech- 
tisch verstanden) des nationalen Stolzes der Großrussen fällt mit 
dem sozialistischen Interesse der grofßrussischen (und aller ande- 
ren) Proletarier zusammen?).“ So ist denn auch nach der Macht- 
ergreifung nicht nur sofort das „sozialistische Vaterland“, son- 
dern auch ein bewufßter „roter Patriotismus“ da. „Die Verwand- 
Jung Rufßlands aus einer Kolonie Europas in das Zentrum der 
Weltbewegung — sagt 1921 ein Delegierter auf dem X. Parteitag 
der Kommunisten — hat die Herzen all derer, die mit dieser 
Revolution verbunden sind, mit Stolz und mit einer besonderen 
Art von russischem roten Patriotismus erfüllt. Und jetzt können 
wir sehen, wie unsere Genossen sich mit Stolz — und nicht ohne 
Grund — Russen nennen und sich vor allen Dingen und zualler- 7 
erst als Russen betrachten?).“ 

Die Motive für die Rezeption der Marxschen und vor ihr 
anderer sozialistischer Doktrinen sind geradezu in der Entwick- 
Jungsgeschichte des russischen Nationalismus zu suchen. Der 
Marxismus konnte hier — im Unterschied zu seiner Bedeutung 
ın Europa — nennen für eine gewisse Epoche zum Ausdrucks- 
ınittel der nationalen Idee werden. Daher seine Bedeutung für 
die nationale und koloniale Revolution Rußflands, die im Jahre 
1917 eingeleitet wurde. 

Allerdings war dies möglich nur durch eine Umdeutung 
seiner Begriffe. Diese Transformation des Marxismus in die 
„russische Idee“, welche auch im Bolschewismus wirksam ist, in 
Europa aber vielfach mißverstanden wurde, reicht sehr weit 
zurück; sie findet sich bereits bei den frühesten russischen 
„Marxisten“ und sie ist als Ausgangspunkt für die folgenden 
Erörterungen zunächst zu betrachten. 


Wie der gesamte europäische Liberalismus und Sozialismus 
des 19. Jahrhunderts, so hat sich auch der Marxismus wesentlich 
aus französischen Ideen entwickelt. Die französische Demokratie 
galt ihm als der konzentrierte Ausdruck wahren Europäertums, 
ein nach ihren Prinzipien erneuertes Europa, aber als das natür- 
liche Zentrum der künftigen Weltumwälzung. In diesem Sinne 
war Marx leidenschaftliher „Europäer“. Nach seiner und Fried- 
rich Engels’ Auffassung sollte ein sozialistisch gewordenes Europa 
die „Europäisierung“ des Erdballs vollenden. Daher war ihnen 


3) O nacional ’noj gordosti Velikorussov Werke, I. Ausg. Bd. XIII. S. 25 ff. 
3) Protokoll, Samara 1921. S. 188. 
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der Gedanke einer „Kolonialrevolution“ gegen den führenden 
Erdteil völlig unannehmbar. Daß gerade nach der ‚„proletarischen 
Revolution“ auf diesem Kontinent „die halbzivilisierten Völker 
ins Schlepptau Europas kommen“ werden, staud für sie voll- 
kommen fest. Zu dieser Völkergattung rechneten sie natürlich 
auch Rußland. Eigene Entwicklungskraft — unabhängig von 
europäischem Einfluß — stritten sie dem Russentum ab. Mit 
wachsender Antipathie haben sie daher die Versuche russischer 
Emigranten wie Bakunin u. a. betrachtet, in der europäischen 
Bewegung eine Rolle zu spielen und ihre russischen Anschauungen 
hierher zu verpflanzen. „Eine kostbare Zumutung, daß, um Ein- 
heit ins europäische Proletariat zu bringen, es russisch komman- 
diert werden müsse. Bei alledem... . ist es doch sonnenklar, daß 
die Gefahr da ist“ (Engels an Marx 29. April 1870). 


Umgekehrt aber ergab sich ein derartiger Anspruch vom 
russischen Standpunkt aus als natürliche Konsequenz. Die russi- 
sche Interpretation der sozialistischen Theoreme ließ nämlich eine 
Geschichtskonze tion hervortreten, welche der „europäischen“ 
des originalen Marxismus geradezu entgegengesetzt war. Unge- 
mein charakteristisch ist, wie einer der ersten russischen Schüler 
von Marx, der Adlige Sasonov, im Jahre 1850 an seinen Lehrer 
schreibt: „Wir (Kommunisten) sind gegenwärtig noch wenige ... 
aber unsere Zahl wächst mit jedem Tage, gar nicht gerechnet 
jene Partisanen, welche wir unter den Völkern finden werden. 
wo das Wort ‚Kommunismus‘ noch niemals ausgesprochen wurde 
— den slawischen Völkern und den Völkern Zentralasiens*). Diese 
Einbeziehung der östlichen, namentlich der asiatischen Völker. 
als Kampftruppen des Kommunismus ist ein Moment, welches 
dem originalen Marxismus wesensfremd ist, den Russen aber 
sofort ganz natürlich erscheint. Noch eindeutiger wird diese Auf- 
fassung gleichzeitig von Bakunin und wenig später von Alexander 
Herzen ausgesprochen: „Denkt Euch, wenn dieser sechste Teil 
des Erdballs mit allen seinen turanischen und tschudischen Bei- 
mischungen, mit sozialen Instinkten und befreit von den deut- 
schen Fesseln ... den proletarischen Arbeitern und proletari- 
schen Kleinbauern des Westens die Hand reicht und sie begreifen 
werden, daß eine Sache sie verbindet.“ 

Erst hier, erst in russischer Vorstellung wächst auch die er- 
wartete sozialistische Umwälzung zum Begriff einer „Weltrevo- 
lution“ aus, welche sich als eine Weltkatastrophe durchsetzen 
werde. Und das Zentrum dieser Weltrevolution liegt nicht mehr 
in den europäischen Kernländern, sondern im Osten. Sie ist die 
Erhebung aller Völker, die „wie die Proletarier von der euro- 
päischen Zivilisation nur Unglück als Mitgift erhalten haben“. 
gegen die gesamte „germano-lateinische Zivilisation?).“ Hier 


4) Rjazanov — Očerki po istorii marksizma Bd. Il. S. 48. Moskva 1928. 
5) Herzen — Vom anderen Ufer. Hamburg 1850. S. 135, 
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also verbindet sich der Begriff der „sozialistischen Revolution“ 
von vornherein mit dem einer kolonialen und nationalen Er- 
hebung aller nichteuropäischen Völker gegen den Westen, wobei 
zunächst die slawischen Völker als die unterdrükten Nationali- 
täten kat’ exochen auftreten, später auch die asiatischen und 
schließlich die afrikanischen usw. Völker hereingezogen werden. 
Rußland aber soll im Zentrum dieser Weltbewegung stehen. 

Während also der eigentlihe Marxismus antinational und 
antikapitalistisch, aber europäisch orientiert war, trat der russi- 
sche Sozialismus vor allem antieuropäisch auf. Er identifizierte 
sich mit dem westlichen Sozialismus, weil und soweit er in diesem 
eine Anerkennung der „besten Seiten des russischen Lebens“ 
erblickte und damit eine Ablehnung des gesamten herrschenden 
Europäismus. 

rsprung und Entwicklung dieser russischen Idee bis zum 

Bolschewismus sollen hier verfolgt werden. 


II. 


Die sozialistische Bewegung, welche seit den dreißiger 
jahren des 19. Jahrhunderts im Westen entstand, griff sofort 
nach Ruflland hinüber und fand hier starken Widerhall. Zur 
tee Zeit begann aber auch die Wiedergeburt des russischen 
Nationalismus, das Suchen nach seiner Selbstbestimmung, nach 
der spezifischen Basis russischer Kultur; begannen die Versuche, 
die Mission Rufllands im weltgeschichtlichen Ablauf zu deuten. 
Jene Epoche aber trug folgenden Charakter: 


Eine schwere Industrie- und Agrarkrise lastet seit etwa 1820 
über dem ganzen Kontinent; das Zeitalter ist voller politischer, 
wirtschaftlicher und sozialer Spannungen. Das Problem des „Pau- 

erismus‘ oder „Proletariats“ taucht zum ersten Male auf. Ruf- 
and, gleichfalls von der europäischen Wirtschaftskrise aufs 
schwerste beeinflußt, wird gerade durch sie zu seiner ersten In- 
dustrialisierung gedrängt. Wie später unter Witte und wieder 
unter Stalin unternimmt man den Versuch, das Land: wirtschaft- 
lih von Europa unabhängig zu machen. Nachdem man solange 
nach Westen geblickt, wendet man sich nun wieder zurück zu den 
ungeheuren Weiten und Naturschätzen der östlichen Landfläce. 
Bereits kann der Anspruch erhoben werden, daß die asiatischen 
Völker als die eigentlichen Absatzgebiete („nos consommateurs 
les plus spéciaux“) der werdenden russischen Industriemacht be- 
stimmt seien. Ja, den europäischen Industriestaaten wird an- 
gekündigt, daß Rußland sie auf ihrem eigenen Gebiet und mit 
Ihren eigenen wirtschaftlichen Waffen angreifen werde: „Man 
begreift, daß Rußland auf diese Weise (durch seine Industriali- 
sierung) einen weit anderen Krieg gegen Europa beginnt als 
den mit Pulver und Kugeln. Vermochte bisher kein anderes Land 
die rohen Produkte für die Manufakturstaaten in solcher Masse 
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und für so billige Preise zu liefern wie Rußland, so dürfte dieses 
Reich bald dahın kommen, mehr und wohlfeilere Manufakte zu 
liefern als irgendein anderes Land®).“ In diesem Zeitalter Ni- 
kolaus’ I. ist Rußland zugleih die unbestrittene Vormact auf 
dem Kontinent. Es steht einem Europa gegenüber, das von 
schweren Krisen durchschüttelt und von düsteren Ahnungen 
eines „Untergangs des Abendlandes“ verfolgt wird. ie 
wirtschaftliche Entfaltung dieses Erdteils scheint ihr Ende 
erreicht zu haben. Europa ist — nach Ansicht eines damali- 
gen deutschen Autors — so überindustrialisiert, „daß die 
zahlreichen Bewohner Europas und Asiens nicht hinreichen, so 
viel an Gewerbserzeugnissen zu bezahlen, als ihnen Europa 
mittels seiner Maschinen zu liefern imstande wäre... Alles 
deutet darauf hin, daß in Europa Bevölkerung und Kultur ihrem 
hödisten Gipfel . . . ziemlich nahe gerückt sind?’)“. Künftig wür- 
den die Zentren der Weltpolitik und Weltwirtschaft nicht mehr 
auf diesem Kontinent liegen, sondern auf der einen Seite in 
Amerika, auf der anderen in den slawischen Ländern, d. h. vor 
allem in Ruflland. „Wenn nicht alle Zeichen der Zeit trügen — 
schreibt 1839 die Augsburger Allgemeine Zeitung — so gehört 
die nächste Zukunft in Europa und Asien den Slawen an... 
während das Abendland, sichtbar ermüdet und mit seinen eige- 
nen Elementen im Kampfe, mehr als je einer kompakten Gegen- 
kraft bedarf, um Zerfall und allgemeine Verflüchtigung der 
Geister zu hemmen.“ Der Hegelianer Rosenkranz wendet sich 
gegen den „verbreiteten und viel Unheil anrichtenden Satz .. „ 

aß die Russen sich zu den Germanen verhalten wie die Römer 
zu den Griechen und also unser Schicksal, von den Russen unter- 
jocht zu werden, unabwendbar ist?)“. 

In dieser Atmosphäre also, welche auf eine kommende Kata- 
strophe Europas und auf den weltgeschichtlichen Aufstieg Ruß- 
lands zu deuten schien, entstand die Marxsche Gescicdhts- 
theorie, begann andererseits die Rezeption sozialistischer Lehren 
'jim Osten. Die neue Auseinandersetzung zwischen Europa und 
Rußland war eingeleitet, welche bis in die Gegenwart fortdauert. 
Der russische Nationalismus suchte nach einem Zeitalter der 
Verwestlichung seine eigenen Grundlagen wiederzugewinnen. 


II. 


Bei diesem Versuch einer neuen Selbstbestimmung stieß der 
russische Nationalismus aber auf eine besondere Schwierigkeit. 
Das oft formulierte Problem, vor welches er immer wieder ge- 


°) Die europäische Pentarchie, Leipzig 1839. S, 347. 

7) Friedrich Schmidt — Über die Zustände der Verarmung Deutschlands, 
Leipzig 1837. S. 60 ff. 

6) Karl Rosenkranz, Aus einem Tagebuch, Leipzig 1854. S. 242. Ge- 
schrieben 1842. 
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stellt wurde, war dieses: Ist Rußland verurteilt, kulturell, wirt- 
schaftlich und vielleicht auch politisch ein Anhängsel des Westens 
zu werden — oder besitzt es die Fähigkeit, sich nicht bloß wirt- 
schaftlich a, zu machen, sondern vor allem auch einen 
eigenen nationalen Kulturtyp zu entwickeln? Das Gespenst der 
Kolontsierung Rußlands durch Europa geht durch alle Strömun- 
gen der nationalen Bewegung hindurch bis zur Revolution von 
1917, die dann ausdrücklich als eine Befreiung des Landes aus 
diesem Kolonialdasein angesprochen wird. Es war durchaus irrig, 
wenn europäische Liberale in dieser Problemstellung nur eine 
„fortschrittsfeindliche“ Haltung politischer Romantiker witter- 
ten. Selbst bedingungslose Anhänger einer wirtschaftlichen Er- 
schließung Ruflands durch europäisches Kapital kamen doch 
immer zu dem Schluß, daß das Ergebnis dieses Prozesses nur sein 
dürfe: „Emanzipation der ökonomischen Kräfte von der un- 
bedingten Vormundschaft des europäischen Großkapitalismus“ 
unter der Losung „Rußland den Russen . . . eine zweite Monroe- 
doktrin in russischer Färbung?)“. 


Wenn man aber dem europäischen einen eigengearteten 
russischen Kulturt Entgesenziellen wollte, so stand man vor 
der Frage, wo und wie dieser denn zu finden sein sollte. Kire- 
Be (1832) die Kernfrage: ob denn von einer natio- 
nalen Kultur in Rußland überhaupt zu reden sei. In Europa 
allerdings „gehören Volkstum und höhere Bildung zusammen“. 
In Rußflland aber fußen die gebildeten Schichten völlig auf euro- 
päischem Geistesgut — die Nation in ihrer Masse aber, das 
eigentliche „Narod“ (Volk), die Bauern also, sind eben das von 
jeder Kultur unberührte Element. Sie enthalten noch keine spe- 
zifisch russische Kultur, weil sie überhaupt kulturlos geblieben 
sind; die gebildeten Schichten andererseits enthalten nichts 
Russisches, weil man sie europäisiert hat und weil sie infolge- 
dessen den Zusammenhang mit dem Volksboden verloren haben. 
„Wir sind Nachahmer, d. h. wir denken und tun nicht das, was 
wir selbst wollen, sondern was andere denken und tun. Der 
Einfluß Europas reift uns beständig von unserem Mutterboden 
los. Daher hat auch unsere ganze geschichtliche Bewegung ein so 
phantastisches Aussehen. Unsere Ürteile entsprechen nicht unse- 
rer Wirklichkeit . . .!°).“ Diese widerspruchsvolle Situation kam 
vollends quälend zum Bewußtsein, wenn man gewahr wurde, daf 
auch die „Europäisierung“ von den Europäern selbst nicht an- 
erkannt wurde. Als „europäisches Land“, urteilte der Marquis 
de Custine in seinem viel gelesenen Reisebuche, sei Rußland nur 
eine Farce, „eine lächerliche Phantasie seiner Fürsten und ihrer 


°») Ischchanian, Die ausländischen Elemente in der russischen Volks- 
wirtschaft. Berlin 1913. S. 296. 


ı) N. Strachov, Bor’ba s Zapadom, Kiev 1892, I. Bd. S. II. f. Aus der 
Vorrede von 1882. 
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Höflinge. Die Russen haben von allen Dingen den Namen und 
von keinem die Sache selbst. Ihr ganzer Reichtum besteht in 
Aushängeschildern'!!)“. „Ein deprimierendes Buh für einen 
Russen — gestand damals Alexander Herzen —, deprimierend. 
weil man die schreckliche Wahrheit fühlt und weil es ein Frem- 
der ist, der die kranke Stelle berührt.“ Dieser Stachel ist immer 
geblieben. Mit voller Zustimmung spricht sehr viel später Plecha- 
nov, der Lehrmeister Lenins und des russischen Marxismus über- 
haupt, von jenen russischen Schriftstellern, welche den russischen 
Nele verteidigen, „der durch jenen Hochmut beleidigt 
wird, mit dem die Ausländer, welche uns auf dem Wege der 
Zivilisation überholt haben, sih über Rußland äußerten und 
noch jetzt fortfahren, sich zuäußern.. . Unmöglic 
und unerwünscht ist die Existenz von Völkern, die sich dabei 
beruhigen können, daß das Ausland sie verachtet!2)“. 

Es war nun eine ganz natürliche Bewegung, daft man seit 
den zwanziger und dreißiger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
versuchte, die eigentlich russischen Kulturelemente in der vor- 
europäischen Geschichte des Landes und in den Lebensverhält- 
nissen der großen Volksmasse wiederzufinden, die vom europä- 
ischen Einfluß nicht berührt worden waren. Es geschah aber, daf 
man auch hier keine ausgebildete russische N ton ent- 
decken konnte. Das hatte schon einen Tschaadajew damals zu 
der bitteren Äußerung veranlaßt, daß die Geschichte der Mensch- 
heit an Rußland gleichsam vorbeigegangen war. Und die Frage 
mußte nun gestellt werden und wurde gestellt, ob dies alles etwa 
der Beweis dafür sei, daß Rußland zu eigener Kulturschöpfung 
unfähig und daher verurteilt sei, ewig in Nachahmung fremder 
Formen zu leben. Es versteht sich, daß kein Russe diese Frage 
mit Überzeugung bejahen konnte. Die Antwort konnte nur so 
ausfallen, wie Juri Samarin sie mit vielen anderen formuliert 
hat: Die „Traditionslosigkeit“ des Russentums beweise nur, „daß 
in ihm die Keime zu einer neuen Zivilisation enthalten 
sind, deren Zeit erst nach der gänzlichen Erschöpfung der jetzt 
von der Menschheit verbrauchten Prinzipien an wird“. 
Die Erfüllung der nationalen Idee, welhe weder in der Ver- 
gangenheit noch in der Gegenwart vorhanden war, konnte also 
nur in der Zukunft liegen, ihre Träger mußten eben jene Volks- 
massen sein, die, „eine stumme Welt, seit der Völkerwanderung 
niht mehr den Mund geöffnet hatten“ (Herzen). Ihre Mission 
begann, wenn die europäische Zivilisation sich ihrem Ende zu- 
neigte. 

Es versteht sich, da man diesen Zeitpunkt herbeisehnen 
mußte. Und nun begann man seit den dreißiger Jahren des vori- 


Š om Custine, La Russie en 1839. Bruxelles 1843, Bd. I. S. 217, 222, Bd. Il. 
. 24, 453 


2) Plechanov — Istorija russkoj obScestvennoj mysli, HI. Bd. S. 176. 
Moskva 1925. Erste Aufl. 1917. Gesp. bei Plechanov. 
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gen Jahrhunderts alle Symptome der europäischen Krise als Be- 
weis zu nehmen, daß der Moment dieser weltgeschichtlichen 
Ablösung im Kommen sei: Die miflungene Europäisierung Ruß- 
lands konnte ihre Rechtfertigung erhalten, wenn sie nur die end- 
gültige Beerbung des Westens durch Rußland eingeleitet und 
vorbereitet hatte. Aber da sich die gebildete Welt Ruflands aus- 
schließlich in den Ideen und Theorien des Westens bewegte, so 
konnte sie auch nur aus europäischen Gedanken das Wesen der 
künftigen russischen Weltmission gewinnen. Es war geradezu 
ein Gebot der nationalen Selbsterhaltung und Selbstbestätigung, 
in der westlichen Ideenwelt dasjenige zu finden, was als Be- 
ed für die europäische Kulturkrise und damit für die ge- 
schichtlichen Ansprüche des russischen Nationalismus gelten 
konnte. Und diese Bestätigung fand man im europäischen Sozia- 
lismus. Der bürgerliche Nationalismus Europas im 19. Jahrhun- 
dert — durch die französische Revolution geprägt — war für 
Rußland unannehmbar, nicht nur weil dieses Land so von Grund 
aus unbürgerlich war und geblieben ist, sondern auch weil er die 
Unterlegenheit Ruflands geradezu bekräftigte. Einen Liberalis- 
mus im europäischen Sinne hat Rußland niemals entwickelt, eben- 
sowenig wie einen Konservativismus europäischen Stils, welche 
Tatsache übrigens gerade streng Konservativen wie de Maistre, 
Haxthausen, dem Botschafter v. Schweinitz immer wieder auf- 
gefallen ist. Nur eine europäische Lehre also, welche selbst in 
die Zukunft wies und zugleich allen bürgerlichen Individualis- 
mus Europas verurteilte, konnte zum theoretischen Ausdrucks- 
mittel des russischen Nationalismus werden. 

Wenn man daher nach Herzens Äußerung seit der Juli-Revo- 
lution entdeckte, daß die russischen Volksmassen der künftigen 
sozialistischen Weltordnung weit näher ständen als alle europäi- 
schen Völker, so lagen dieser Entdeckung folgende Anschauungen 
zugrunde: Die französischen Historiker jener Epoche, nament- 
lich Guizot und Thierry — die gleichen übrigens, aus denen auch 
Marx seine Geschichtsauffassung destillierte —, haben den gan- 
zen Ablauf europäischer Geschichte als unaufhörliches Ringen 
heterogener Elemente enthüllt, als eine Kette von Kämpfen 
zwischen Völkern und Konfessionen, Staat und Kirche, Gesell- 
schaftsklassen und Weltanschauungen, Individuum und Gesell- 
schaft. Dieser allgemeine Antagonismus aller europäischen Ele- . 
mente, welcher den individualistischen Charakter der europä- 
ischen Kultur erzeugt hat, ist in der französischen Revolution 
gewaltig zum Ausbruch gekommen und droht nun zu allgemei- 
nem Verfall Europas zu führen. Damit erklärte man auch das 
Auftreten des „Proletariats“ und der sozialistischen Theorien. 
Europa hatte eben seine individualistische Kultur bis zu dem 
äußersten Punkt entwickelt, wo sie in Selbstzerstörung über- 
gehen mußte. Das Proletariat zeigte, daß eine Rükbildung zum 

arbarentum bereits begonnen hatte. Diese „hausgenössischen 
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Barbaren“ des Westens müssen in unversöhnlihem Gegensatz 
zu allem aristokratischen und bürgerlichen Individualismus stehen 
und ihn schließlich zerstören. Die sozialistischen Ideen sind nichts 
als der Ausdruck einer Sehnsucht nach einer neuen politischen. 
religiösen und sozialen Harmonie, die Europa aber, wenn über- 
haupt, so nur unter völligem Verzicht auf seine bisherige indivi- 
dualistische Kulturentwicklung erreichen kann. Der Sozialismus 
ist daher „das letzte Wort der europäischen Wissenschaft“. Das 
letzte Wort in dem doppelten Sinne, daß er einerseits die Quint- 
essenz aller europäischen Geistesgeschichte bildet, und anderer- 
seits das letzte ist, was Europa vor seinem Abtreten von der 
Weltbühne noch zu sagen hat. Er ist sein Testament, die „Selbst- 
verneinung Europas“ — und damit eben die Bejahung Rufllands. 
Denn in Rußland fehlen alle jene Antagonismen, an denen Eu- 
ropa zugrunde geht: Es hat keine Aristokratie des europäischen 
Typus und kein Bürgertum entwickelt, es kennt nicht den Gegen- 
satz von Staat und Kirche, noch den der Konfessionen, es kenni 
vor allem keinen Individualismus, denn der russische Mensch ist 
von Natur aus, was die Europäer vergeblich zu werden sich be- 
mühen: kollektivistish. Die russische Religion, die Seele des 
Bauernvolkes, der kollektive Charakter seines Landeigentums 
— alles zeugt davon, daR die im Westen nur in der Theorie ge- 
forderte soziale und geistige Homogenität in Rußland als „Erbe 
unserer Vergangenheit“ existiert. Rußlands traditionslose Ver- 
gangenheit enthüllt so ihren geschichtlichen Sinn. Sie hat den 
Beruf, dort zu beginnen, wo Europa jetzt endet. Daher kann die 
Formel geprägt werden „Soziale Frage und russische Frage sind 
nur verschiedene Ausdrücke derselben Sache“ (Herzen), kann 
Dostojewski versichern, daß nur Rußland „die Elemente in sidh 
trägt, die zu einer Lösung des verhängnisvollen europäischen 
Problems des vierten Standes . . . erforderlich sind“. Daher auch 
kann wiederum Dostojewski den Nachweis führen, daR sich alle 
Russen in Europa immer den radikalsten Parteien anschließen 
und anschließen müssen, nämlich den „Verneinern der Zivilisa- 
tion, ... den verneinenden Elementen Europas“. Denn eben 
darin liegt die Bejahung des Russentums. Wie im Westen das 
Proletariat als „letzte Klasse“ auftritt, so sind die Russen ‚die 
letzten Schauspieler, welche die Weltbühne betreten“ (Koschelew). 
und „als die in der Entwicklung der europäischen Bildung 
zuletzt gekommenen ... fühlen sie sich berufen zur Verwirk- 
lichung dessen, was die anderen Völker Europas durch ihre Ent- 
wicklung vorbereitet haben“ (Bakunin). 

Aus diesen Grundlagen heraus also hat der russische Natio- 
nalismus seine Affinität zum europäischen Sozialismus des 
19. Jahrhunderts entdeckt, und in diesen Bahnen bewegte er sich 
nun weiter. Dabei war keineswegs gesagt, daß der russische 
Nationalist sich als „Sozialist“ oder gar als „Revolutionär“ in 
dem Sinne betrachten mußte, welchen man den europäischen Be- 
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wegungen dieses Namens zuschrieb. Es ist eher umgekehrt: Der 
europäische Sozialismus erschien gewissermaßen nur als ver- 
zerrte Form, nur als „Fiebertraum‘‘ von dem, was in Rußland 
als lebendiges Prinzip existierte. Man konnte daher die „sozia- 
listische Revolution“ als für Europa unvermeidlich betrachten 
und geschichtlich bejahen, ohne sie für Rufland fordern zu 
müssen. Man konnte aber auch die andere Konsequenz ziehen, 
daf zwar Rußland gleichfalls durch eine große Revolution hin- 
durchmüsse, diese aber notwendig einen sozialistischen Charak- 
ter tragen und Rußland daher sofort an die Spitze der Welt- 
bewegung stellen werde. Denn die Grundlagen der russischen 
Volksmassen galten ja selbst als sozialistisch, so daß es genügen 
mochte, den „deutschen Staat“ und seine europäische Fassade 
abzuschlagen, um mit dem wirklichen Russentum auch den wirk- 
lichen Sozialismus und in ihm die Grundlagen einer neuen 
Weltkultur hervortreten zu lassen. Dieser Ausgangspunkt wurde 
namentlich von der russischen Intelligenz seit der Mitte des 
19. Jahrhunderts genommen. Dieses „Narodnikitum“ war die 
ran repräsentative Strömung des neuen russischen Natio- 
nalismus in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts. 

Hierbei aber begegnen wir immer von neuem den Gedanken- 
gängen, welche Herzen, Bakunin, Sasonov und andere bereits 
ın den vierziger Jahren ausgesprochen hatten: Im Unterschied 
zu den erobernden und kolonisierenden „Herrenvölkern“ Eu- 
ropas stellt Rußland das wahrhaft „demokratische“ Land dar; 
wie es sich selbst der Überwältigung durch Europa zu erwehren 
hat, so ist es der natürliche Freund aller kolonialen Völker, die 
das gleiche Geschick erfahren haben. Es hat daher nach Konstan- 
tin Leontjew „ein besonderes politisches Schicksal ... Seine 
Interessen tragen einen gewissen moralischen Charakter — die 
Unterstützung der Schwachen und Unterdrückten. Und alle 
Schwachen und Unterdrückten stehen mindestens von Zeit zu 
Zeit hinter ihm)“. Daher muß es das natürliche Zentrum für 
alle gegen Europa gerichteten Bestrebungen der östlichen Völ- 
ker bilden. „Denn wir Slawen dienen unbewußt den Ideen der 
religiösen Toleranz und der Demokratie, die Westeuropäer da- 
gegen gehen immer und vor allem darauf aus, die prinzipiell als 
niedriger angesehenen Rassen einer Gewaltherrschaft zu unter- 
werfen'*).“ 


IV. 


Mehr als ein halbes Jahrhundert lang hat das Narodnikitum 
mit seinen Vorläufern und Nebenströmungen die Physiognomie 
des russischen Nationalismus bestimmt. Gegen Ende des 19. Jahr- 


13) Leontjev — Panslavizm i Greki, 1873, in „Vostok, Rossija i Slavjanstvo. 
Bd. I. S. 18. Maskva 1885. 

26) Fürst Uchtomski — Orientreise S. K.H. des Großffürst-Thronfolgers, 
Bd. II. S. 352. Leipzig 1894. 
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hunderts aber begann sein Verfall und an seine Stelle trat der 
„orthodoxe Marxismus“. Bisher war der russische Bauer Objekt 
des nationalen Mythos gewesen. Seit den neunziger Jahren 
wurde dieser Mythos aufs tiefste erschüttert. Den Anstoß dazu gab 
die zweite große Krisenperiode, welche seit Mitte der siebziger 
ahre in Europa anbrach und bald auch nach Rußland übergriff. 
ußland erlebt eine tiefe Krise seiner Landwirtschaft und wird 
zum zweiten Male zu einer forcierten Industrialisierung ge- 
drängt. Zugleich beginnt jetzt eine gründliche Erforschun des 
Bauerntums, dessen Fa Struktur bis dahin kaum bekannt 
war. Die Ergebnisse der Semstwostatistiken zeigen eine gewerb- 
liche und soziale Differenzierung des Dorfes, welche dem bisher 
geltenden idealisierten Bilde vom Bauerntum — als einer A 
Bergen Masse — durchaus widerspricht. Eine grofe un 

eidenschaftlihe Debatte über die „Zerschichtung des Dorfes“ 
setzt ein, da man die beobachteten Erscheinungen — die zum 
großen Teil sehr alten Datums waren — als Formen der Zer- 
setzung innerhalb der bislang homogenen Bauernmasse ansieht. 
Ein typisches Dokument dieser Anschauungen ist Lenins „Ent- 
wicklung des Kapitalismus in Rußland“ (1899), wo bereits kon- 
statiert wird, daß „das alte Bauerntum“ überhaupt nicht mehr 
existiere. „Es zerfällt vollkommen, löst sich auf, und an seine 
Stelle treten neue Typen: der Landproletarier und die Land- 
bourgeoisie.“ Der Bauer als politische Zentralfigur scheint nun 
völlig im Verschwinden zu sein, ein Eindruck, der noch durch 
die Wittesche Industrialisierung und den großen Zustrom bäuer- 
licher Arbeitskräfte in die Fabriken bestärkt wird. Rufland 
scheint im Begriff, sich aus einem bäuerlichen in ein kapitalisti- 
sches Land zu verwandeln. Damit aber bricht die Grundlage des 
bisherigen „narodnikischen“ Nationalismus zusammen, und die 
Frage nach dem geschichtlichen Wege Rußlands ist aufs neue ge- 
stellt. Das alte Narodnikitum stirbt ab. Zu Beginn des neuen 
Jahrhunderts entdeckt man allerdings, daß man die Entwicklung 
überschätzt habe und ein Neonarodnikitum entsteht. Aber es 
besitzt nicht mehr die alte Kraft, es bildet keinen politischen 
Mythos mehr, und noch weniger ist hierzu der neu entstehende 
blasse Liberalismus imstande. 


Aus dem Zerfall der alten Formen des russischen Nationa- 
lismus aber ist jetzt der „orthodoxe Marxismus“ hervorgegangen 
und diese seine Genesis muß durchaus beachtet werden. Sie bildet 
die Grundlage zum Verständnis seiner geschichtlichen Bedeutung 
in der russischen Umgestaltung. Seit der Krise jenes älteren 
russischen nationalen Sozialismus bricht die Tendenz durch, statt 
des Gegensatzes nun die Übereinstimmung zwischen russischer 
und europäischer Entwicklung nachzuweisen. Daraus entstand 
der Schein, als ob überhaupt eine prinzipielle Hinwendung 
zum Westen gemeint sei. So hat man diese „westlerische‘ Be- 
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wegung damals auch in Europa aufgefaltt. Aber ihr eigentlicher 
Sinn war doc ein anderer. 

Marx und der Marxismus gewannen jetzt eine ganz neue Be- 
deutung. Bisher hatte man in ihm den großen „Verneiner der 
europäischen Zivilisation“ gesehen, der eben damit die „besten ` 
Prinzipien des russischen Lebens“ anerkannt habe, Seine_Lehre 
vom Klassenkampf war abgelehnt worden, weil auf russische. 
Verhältnisse nicht "änwendbar. Jetzt rückte gerade sie in den 
Mittelpunkt. Bisher hatten sidi die zahlreichen russischen Marx- 
Anhänger nicht direkt als „Marxisten“ bezeichnet; jetzt nahmen 
sie die Bezeichnung „orthodoxe Marxisten“ an. Die Marxsche 
Klassenkampf-Idee sollte mit allen Grundlagen und Konsequen- 
zen auf Rußland angewandt werden, und dies hing unmittelbar 
mit dem Verfall des Narodnikitums zusammen: Solange man 
nämlich das russische Bauerntum als eine homogene Masse be- 
trachtete, welche urtümliche Geistes- und Eigentumsformen bis 
zu dem gegenwärtigen Zeitpunkt gerettet hatte, in welchem 
Europa selbst wieder zu ihnen zurückkehren mußte — solange 
mußte eine nationale Politik vor allem auf die Erhaltung dieser 
Formen gerichtet sein. Von Natur aus „demokratisch“, konnte 
das russische Volk warten, bis in nächster Zukunft die Entwick- 
lung Europas selbst auf den Punkt hin trieb, auf welchem man 
selbst seit langem hielt. 

Nachdem man aber die „Zerscichtung des Dorfes“ entdeckt 
hatte und maßlos überschätzte. wurde der „Klassenkampf“ zum 
Inbegriff eines geschichtlichen Werdens, welches eine neue natio- 
nale Homogenität und damit eine neue Zukunftsdemokratie her- 
vorbringen sollte. Diese Ideen wurden in der marxistischen 
Literatur folgendermaßen dargelegt: Die alte bäuerliche Volks- | 
gemeinschaft ist zwar im Zerfallen, aber aus ihr wird kein |! 
bürgerlicher Individualismus vom europäischen Typus hervor- | 
“gehen. Hierfür bürgt schon die Tatsache, daß die Zeit des Kapi- | 
talısmus in Europa selbst gezählt ist. Indem aber dieser Kapita- 
lismus jetzt nach Rußland hinübergreift und das bäuerliche 
Kollektiv auflöst, bewirkt er zugleich, daß dessen Elemente sih |! 
am anderen Pol, in der entstehenden Arbeiterklasse von neuem | 
kristallisieren, also als eine erneuerte Form des „kollektivistischen | 
Menschen“. Mit dieser gleichsam chemischen Umsetzung des alten | 
Volkskörpers in einen neuen wechselt also auch das Kultobjekt . 
der nationalen Idee. An die Stelle des Bauern ist der Arbeiter 
als Repräsentant des zukünftigen sozialistischen Rußlands ge- 
treten. Die Arbeiterklasse ist daher der Kern, um welchen sich 
die neue Momioc nita! der Nation ausbilden wird. Sie hat eine | 
eminent nationale Aufgabe. Das Manifest derrussischen Sozial- | 
demokratie von 1898 — verfaßt von dem Liberalen Peter Struve : 
.— sprach den Gedanken aus, daft die geschichtlichen Aufgaben, ! 
welche in Europa das Bürgertum erfüllt habe, in Rußland von ' 
der Arbeiterbewegung übernommen werden müßten. - ; 
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Der eigentliche Interpret aber des im tiefsten Grunde 
nationalen russischen Marxismus wurde Lenin. Vor seinem Auge 
stand Rußland um 1900 als in einer ungeheuren Umschichtung 
begriffen. Bereits die Hälfte aller männlichen Erwerbstätige 
waren nach seiner Schätzung industrielle oder ländliche Lohn: 
arbeiter geworden. Hinter diesem echten Proletariat stand die 
große Masse der Halbproletarier, der Bauern, im Übergangs- 
stadium der Lohnarbeit. Hinter diesen die noch „selbständigen 
Wirte“, das „bäuerliche Kleinbürgertum“, das aber kraft der von 
Marx nachgewiesenen Entwicklungsgesetze ebenfalls zur Ein- 
schmelzung ins Proletariat verurteilt war. Diese Kategorien zu- 
sammen machten nach seiner Schätzung etwa 100 von den 125 Mil- 
lionen der russischen Bevölkerung aus. Diesen Prozeß zu be- 
schleunigen war Aufgabe des „Klassenkampfes“, der deshalb vor 
allem „ins Dorf getragen“ werden mußte. 


Aus dieser Perspektive ist zunächst die Leninsche Auffassung 
vom Begriff des Klassenkampfes zu verstehen. Es handelt sich 
für ihn nicht einfach um einen Kampf für Arbeitslohn und 
Arbeitszeit. Diese „eng proletarische Auffassung“ eines Kampfes 
um die „Groscheninteressen der Arbeiter“ wird ausdrücklich ab- 
gelehnt. Denn „vom Standpunkt der marxistischen Grundideen 
aus stehen die Interessen der gesellschaftlihen Entwicklung 
höher als die Interessen des Proletariats!s)“. „Der Marxismus 
anerkennt den Klassenkampf als vollentwickelten ‚allnationalen‘ 
nur dann, wenn dieser nicht nur die Politik ergreift, sondern auch 
in der Politik das Allerwesentlichste nimmt: den Staatsaufbau 
selbst!).“ Der wirkliche Klassenkampf vollendet sich also erst 
in der nationalen Revolution, welche ganz Rußland auf eine neue 

. Basis stellen wird und worin die Arbeiter ihre Sonderinteressen 
 zurückzustellen haben hinter der „geschichtlichen Mission“, der 

„Hegemon“ des ganzen Volkes zu sein. Ja, Lenin spricht aus- 
`. drücklich davon, daß von den Arbeitern als Klasse nur die Rede 
>` sein könne, wenn und soweit sie „eine lebendige Verkörperung 
ı für diese Idee der Hegemonie“ werden!‘). Daher sind die 
` Marxisten zwar die „Partei des Klassenkampfes“ — aber keines- 
ı wegs eine „Klassenpartei“, sondern eben die Partei der „all- 
nationalen Aufgabe“, wie Lenin es formuliert, der gleichzeitig 
die Forderung einer „Klassenpartei“ als Verrat an der „Idee der 

Hegemonie“ ablehnt. 
Höchst wichtig ist nun aber, daR diese zugleich „proleta- 
rishe“ und „nationale“ Theorie der Revolution bei Lenin zur 
vollen Ausbildung gelangt, erst, nachdem er seine Rückwendung 
zum Bauerntum vollzogen hatte. Dies geschieht in den Jahren 
1904—1906. Bis zu diesen Jahren herrscht bei Lenin wie im 
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15) Programmentwurf von 1899 — Werke, II. Ausg. II. Bd. S. 514 
16) Lenin, Werke, I. Ausg., Bd. XII/2. S. 102. 
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russischen Marxismus die Vorstellung, daß die nächste Revolution 
kein anderes Resultat haben könne, als die Hindernisse weg- 
zuräumen, die das überalterte politische System der großen Um- 
wandlung des Bauernvolkes in ein Proletariervolk noch in den 
Weg lege. Man sprach daher von der kommenden „bürgerlich- 
demokratischen Revolution“ — ein Begriff, der allerdings, 
namentlich bei Lenin, in allen Farben schillerte und aufs kühnste 
interpretiert wurde. Die Erwartung über die außenpolitischen 
Wirkungen waren ziemlich Bescheiden. Erst im Verlaufe der 
ersten Revolution erkannte Lenin, daß das Bauerntum nicht nur 
der größte politische Faktor in Rußland, sondern auch daß seine 
vermeintliche Auflösung bei weitem nicht in dem Grade statt- 
gefunden hatte, wie man anfänglich geglaubt. Während er aus 
politischen und dogmatischen Gründen an der Bezeichnung 
„bürgerlich-demokratische Revolution“ festhält, rückt jetzt wie- 
der. das Bauerntum in den Mittelpunkt des Geschehens, und 
_damit verändert sich in ganz charakteristischer Weise seine ganze’ 
‚Konzeption. Sie erweitert sich ungeheuer, und sie kehrt jetzt 
wieder zu den alten russischen Vorstellungen der Welt-Revolu- 
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Sinne des Wortes. Sie zerstört den zarischen Staat. Aber mit 
diesem Staat sind die Interessen des europäischen Kapitalismus 
verbunden — die russischen Staatsanleihen und fremden Kapital- 
anlagen in Rußland. Sie werden mitsamt dem Staate vernichtet. 
Damit werden aber die Interessen „nicht allein der russischen, 
sondern der gesamten internationalen Bourgeoisie“ tödlich ge- 
troffen. Der Hauptfeind, der Herd jeder möglichen Restauration, 
wird also nicht bei der unbedeutenden russischen Bourgeoisie, 
sondern im Weltkapitalismus liegen, und die Revolution muß da- 
her zu ihrer Verteidigung „Europa aufwiegeln, . . . die Revolu- 
tion nach Europa hinübertragen“. Denn sönst ist Rußland bei 
seiner wirtschaftlichen Rückständigkeit dem Zugriff des inter- 
nationalen Kapitalismus ausgeliefert!8). Unter „Weltbourgeoisie“ 
wird im wesentlichen aber immer nur die europäische verstan- 
den. Amerika findet gewisse Sympathien wie stets in Rußland, 
und die „asiatischen Bourgeoisien“ betrachtet Lenin als offene 
Verbündete dieser russischen Revolution, die auf der anderen 
Seite die europäische Arbeiterbewegung an sich ziehen wird. 
Hierbei haben die persische, türkische und chinesische Revolution, 
welche zwischen 1907 und 1911 der ersten russischen folgten, auf 
Lenin den tiefsten Eindruck gemacht und seine Konzeption erst 
vervollständigt. 

Von hier ab gewinnt er die Gewißtheit, daß der Generalsturm 
gegen die europäische Vorherrschaft begonnen hat. Erst jetzt 


2) Werke, I. Ausg., Bd. IX. S. 533 f. (1907). — „Zwei Taktiken der Sozial- 
demokratie” (1905). oskau 1926. S. 68 ff. 
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taucht bei ihm der Begriff der „nationalrevolutionären Kriege“ 
auf und gewinnt überhaupt die nationale Frage eine ganz zen- 
trale Bedeutung. Sie fließt unmittelbar mit der „sozialen Frage“ 
zusammen. Während „die imperialistische Bourgeoisie in Europa 
schon zu drei Vierteln verfault‘ ist, „wächst, erweitert und festigt 
sich überall in Asien eine mächtige demokratische Bewegung ... 
Von welcher Sympathie sind alle ehrlihen Demokraten für das 
junge Asien durchdrungen'?)!“ 

Hiermit ist die Rückkehr zur nationalen Tradition der Slavo- 
Ba und Narodniki vollzogen: Rußland vollendet seine „mora- 
ische Mission“, indem es alle Völker und sozialen Schichten, die 
„von der europäischen Zivilisation nur Unglück als Mitgift be- 
kommen haben“ — die „hausgenössischen Barbaren“ des Westens 
wie die kolonialen und halbkolonialen Völker des Ostens —, 
alle gegen die herrschende europäische Zivilisation gerichteten 
nationalen und sozialen Bewegungen um sich zusammenschlieft. 
Es leitet die „Weltrevolution“ ein, in deren Zentrum es selber 
steht, gewinnt seine Unabhängigkeit von Europa wieder und ver- 
wirklicht das, was Dostojewski „unsere nationale Idee‘ nannte, 
die „allmenschliche Vereinigung“ auf den Grundlagen der russi- 
schen „wahren Demokratie“. 

Diese echt russischen Ideen, längst vor der Revolution von 
Lenin übernommen, waren es dann, welche im Oktober 1917 in 
das marxistische Gedankenschema gekleidet wurden. Als natür- 
liche Konsequenz aus jenen vielmehr, als aus den alten marxisti- 
schen Gedankengängen ergab sich auch die Gründung der Kom- 
munistischen Internationale, nachdem die vorhandenen marxisti- 
schen Parteien des Westens sich für die Fortpflanzung der 
russischen Weltrevolution als ungeeignet erwiesen hatten. Lenin 
fate den Plan dazu in den gleichen ersten Kriegsmonaten, als 
er seinen Aufsatz „Über den Nationalstolz der Großrussen“ 
schrieb. Nachdem die Revolution sich in Rußland selbst durch- 
en hatte, erwies sich allerdings, daß damit auch die Funktion 

es Marxismus erschöpft war. Während er jetzt seine größte 
Ausbreitung erfuhr und scheinbar alles Leben in Rufland 
durchdrang, erstarrte er zu leerem Formalismus, unter welchem 
langsam, aber überall bemerkbar, der russische Nationalismus 
nach neuen Ausdrucksformen zu suchen beginnt. 


(Die Umbildung des russischen Marxismus seit 1917 wird in einem zweiten 
Aufsatz behandelt werden.) 


19) Werke, I. Ausg., Bd. XIX. S. 20 f., 29 ff. (1912, 1913). 
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Rußland und Osteuropa. 


Monatsübersicht. 


Rußland in Asien. 
‚Von Otto Hoetzsch. 


I. Allgemeines. 


In den „Itogi“ (Übersichten) über die „Ausführung des 
1. Fünfjahrplans der Entwicklung der Volkswirtschaft der 
Sowjetunion“, die die Staatsplankommission 1933 herausgegeben 
hat und die zum großen Teile schon in den früheren Heften von 
„Osteuropa“ verarbeitet sind, befindet sih auch ein Teil über 
den „wirtschaftlichen und kulturellen Aufschwung der natio- 
nalen Republiken und Gebiete der Sowjetunion“. Er beschäftigt 
sich ganz überwiegend mit dem asiatischen Reidhsteile und 
ist ein wichtiger Beitrag zur Erkenntnis dieser Fragen, die ich 
in „Osteuropa“ (5. Jahrg., 1930, S. 599 ff., S. 684 ff.) im Aufsatz 
„Rußland in Asien“ versucht habe zu behandeln. Dort sprach ich 
den Eindruck aus, daß in Rußland das Interesse an Asien etwas 
nachgelassen habe. Im großen trifft das auch noch für die Gegen- 
wart zu. Aber natürlich zwingt einfach der Konflikt um die 
Mandscurei zum Interesse an Asien, und verfolgt man die Zei- 
tungen und Zeitschriften der Sowjetunion genau, so findet sich, 
auch z. B. bei Gelegenheit der Zehn- und Fünfzehnjahrfeiern der 
einzelnen asiatischen Reichsteile, doch ein recht erhebliches Ma- 
terial, bei dessen Sammlung und Studium allerdings die Lücken 
besonders hervortreten. 

Am Programm einer russischen Asienpolitik, 
wie ich es in jenem Aufsatz auf Grund des namentlich von Stalin 
erfaften Zusammenhangs zwischen Nationalitätenpolitik und kolo- 
nialer Befreiungspolitik zu fassen versuchte, hat sich durchaus 
nichts geändert. Ebenso wie sich nichts daran geändert hat, daß 
der Bolschewismus mit diesem Programm einer auf das Klassen- 
bewufßtsein gegründeten Befreiungspolitik für die Eingeborenen 
in Asien gegen Engländer, Japaner usw. drauften nirgends weiter- 
gekommen ist. Der Fünfjahrplan aber hat nun mit besonderer 
Wucht diesem Programm drinnen, innerhalb der Sowjetunion 
gedient, das Gebiet in Asien unter allen Umständen festzuhalten, 
es in einem groften wirtschaftspolitischen Programm zu ent- 
wickeln, es immer fester mit dem europäischen Zentrum zu ver- 
binden. Dem dient dann weiter auf der einen Seite die Herrschaft 
der russischen Sprache über das ganze Gebiet, der bolschewisti- 
schen Partei, der Staatsmaschine, die zentralisierend und damit 
dann auch russifizierend wirkt — eine Wirtschaftspolitik, die 
aus jener Ideologie heraus in der Praxis ganz merkantilistisch 
geworden ist — eine Kulturpolitik, die auf die gleichen Ziele 
abgestellt, durch Überwindung des Analphabetentums, Schaffung 
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eigener (lateinischer) Alphabete, durch materielle Fürsorge (Ge- 
sundheitspflege u. dgl.), durch eine Veränderung in der Stel- 
lung der Fran, durch Verstädterung (in den „Itogi“ S. 282 sind 
eine ganze Reihe neuer Städteanlagen im asiatischen Teile auf- 
eführt) — durch Kampf gegen Religion und Kirche, in erster 
inie den Islam, einen riesengroßen Verschmelzungs- 
prozefß durchführen will. 

In der Ausdrucsform der ‚„ltogi“ lautet dieses Programm: 
„Nur in einem Lande der proletarischen Diktatur konnte ein so 
powa iper Aufstieg der nationalen Kultur Platz En: die (eine 

ekannte Stalinsche Formel!) sozialistisch nach dem Inhalte und 
national nach der Form ist, die sich stützt auf die sdinellen Zeit- 
mafßte des wirtschaftlichen Aufschwungs der nationalen Rajone, 
auf die materielle, technische und kulturelle Hilfe des Prole- 
tariats der hauptsächlichen Industriezentren des Landes. Die 
Möglichkeit des Übergangs der rückständigen nationalen Rajone 
zum Sozialismus, der das Stadium des Kapitalismus überspringt 
und unter der Leitung und mit Hilfe des führenden industriellen 
Proletariats der Sowjetunion sich vollzieht, ist praktisch im 
größten geschichtlichen Maßstabe erwiesen.“ Das Wesentliche 
ın dieser anspruchsvollen Programmatik ist, wie das häufige Vor- 
kommen des Wortes Industrie sagt, der wirtschaftliche 
Umbildungsprozef, noch enger und konkreter: die Industriali- 
sierung. Aber man ist sich ganz klar darüber, daß diese Arbeit 
vergeblich ist ohne Kulturpolitik bis zum allgemeinen, obligatori- 
schen Volksschulunterricht der „Semiletka“, der Schriftsprache, 
der Bücherproduktion, der Zeitung und Literatur, des Theaters 
usw. Das wird in einem Übersichtsartikel (Bolschewik, 15. No- 
vember 1933) über „Der Sieg der Leninschen nationalen Politik“ 
an der Hand der Entwicklung von Tatarstan bis zu der These ge- 
trieben: „Einer der Ecksteine der Leninschen nationalen Politik 
ist die Durchsetzung der Muttersprache (!) in den Organen 
der Verwaltung und die Verwurzelung des Apparates dahin, daß 
alle Direktiven und Verordnungen der Partei und Räteregierung 
zu den breitesten werktätigen Massen in ihrer Muttersprache vor- 
dringen.“ Man erkennt den geradezu zwangsläufigen Zusammen- 
hang zwischen der Industrie und der Nationalitätenpolitik in 
Russisch-Asien, den es genau zu verstehen gilt. 

Dem entspricht a das Studium dieser Gebiete von seiten 
der Akademie der Wissenschaften in der Sowjetunion, der „Ge- 
sellschaft zur Erforschung des Urals, Sibiriens und des fernen 
Ostens“ unter Leitung des früheren Gesandten Petrow usw. Auch 
wissenschaftlihe Expeditionen wie die nach Tadshikistan und 
dem Pamir wieder (unter Leitung von Gorbunow) dienen dem. 
wie überhaupt die ganze Arbeit des sog. „Krajewedenije‘, 
der Volkskunde. der Volkserforschung, die besonders 1930 auf neue 
Grundlage gestellt wurde, in einem Zentralbüro des Krajewedenije 
gipfelt und auch von den Räten zu leisten ist. Ein Artikel: „Die 
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Gegenwartsaufgaben des Räte-Krajewedenije“ in „Sowjetskoje 
Stroiteljstwo“ (Februar 1934, S. 56—63) gibt ein anschauliches Bild 
von dieser Arbeit, ganz besonders auch von ihren großen Män- 
geln. Aber auch sie ist ein Glied in dem ganzen oben bezeich- 
neten Programm, sie soll für seine Durchführung die nötige Kennt- 
nis schaffen und dient dabei auch der Volkskunde im weitesten 
Sinne des Wortes. Eine Parteiverordnung vom 25. August 1932 
erklärte „für notwendig die Aufnahme in die Lehrprogramme für 
Soziologie, Sprachen, Geographie und Geschichte der wichtigsten 
Kenntnisse, die die nationalen Kulturen der Völker der Sowjet- 
union, ihre Literatur, Wissenschaft, historische Entwicklung be- 
treffen und ebenso die Elemente des Krajewedenije, wie natürliche 
Verhältnisse, Industrie, Landwirtschaft, sozial-ökonomische Ent- 
wicklung usw.“ 

So ist der Rahmen gezogen dieser Arbeit, die im Hinblick 
auf das, allerdings zurückgetretene, Verhältnis zu England, im 
Hinblick auf die viel wichtiger gewordenen Beziehungen zu 
Japan, im Hinblick auf die zentral-asiatischen Nachbarländer ge- 
tan wird, — die in den neuen Fünfjahrplan eingeordnet wird — 
auf die nun die Perspektiven gerichtet werden des neuen russisch- 
amerikanischen Verhältnisses im Hinblick namentlich auf das 
Programm: Amerika in oder für Sibirien. 


II. DieErgebnissedes1.Fünfjahrplans. 


Die „Itogi“ geben, in sehr knapper Übersicht, Mitteilungen 
darüber, was vom 1. Fünfjahrplan für die nationalen Gebiete er- 
reicht sei. Sie sind durchaus nicht vollständig und sie sind auch 
größtenteils für uns nicht kontrollierbar. Sie müssen deshalb 
also mehr gewertet werden unter dem Gesichtspunkt dessen, was 
man erreichen wollte, als des wirklich Erreichten. Ergänzt 
wird das durch den großen Abschnitt: „Entwicklung der Rajone 
im 2. Fünfjahrplan“ in dem Berichte von Kujbyschew vor dem 
17. Parteikongreß (s. „Osteuropa“ März S. 348f.). Ferner sind 
noch heranzuziehen die gewöhnlich übersehenen, aber sehr inter- 
essanten Verhandlungen des Nationalitätenrates, der bekanntlich 
als eine Art 2. Kammer neben dem ZIK besteht und neben ihm 
tagt. Die Verhandlungen der letzten Sessionen im Dezember 1933 
und Januar 1934 liegen uns in den amtlichen Protokollen vor. 
Darin kommen die Vertreter fast aller nationalen Gebiete zu 
Wort und ihre Berichte und Äußerungen ergeben trotz der Gleich- 
förmigkeit der Zahlen und der Probleme ein sehr buntes und 
interessantes Bild. Nur das Wichtigste sei aus diesem freilich 
recht unzusammenhängenden Material hervorgehoben. 

Zuerst: der Kaukasus. Dazu sagen die „Itogi“, daß in 
der Vorrevolutionszeit Transkaukasien trotz des gewaltigen Pe- 
troleumzentrums in Baku ein rückständiger landwirtschaftlicher 
Rajon gewesen sei: „die Petroleumindustrie war in keiner Weise 
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verbunden mit den übrigen und stimulierte nicht einen allgemei- 
nen wirtschaftlichen Aufschwung von Transkaukasien, sondern 
selbst Aserbeidschan, auf dessen Gebiet die Petroleumquellen 
ausgebeutet wurden, erschien nach einem Worte Stalins als ein 
Land der rückständigsten patriarchalisch-feudalen Beziehungen“. 
Das ist nur der tatsächlichen Lage nach richtig. Der Vorkriegs- 
imperialismus, vertreten namentlih durch den Landwirtschafts- 
minister Kriwoschein, hatte den organischen Zusammenhang 
dieses Gebietes mit der Gesamtreichswirtschaft durchaus in der 
Ba Weise erfaßt, wie heute die Räteregierung, die in seinen 
Spuren wandelt (ich habe das in einem Aufsatz „[urkestan und 
die Tendenzen der russischen Kolonialpolitik“, jetzt wieder ab- 
gedrukt in meinem Buche: „Osteuropa und deutscher Osten“ 
auch in bezug auf den Kaukasus 1912 ausgeführt). Demgemäß 
wird die Entwicklung der N a ph tha - Industrie berichtet, die wir 
in „Osteuropa“ auch fortlaufend verfolgen. Danach die des Koh- 
enbergbaues in Twikbuli, des Manganbaues in Tschiatury, weiter 
der Zementproduktion in Armenien, des Erzbaues in Daghestan 
und der ergänzenden Anlagen wie Maschinenbau in Tiflis. Dann 
auch die mit der Baumwolle zusammenhängenden Unterneh- 
mungen in Transkaukasien, ferner Tabak, Zucker und Öl in 
Armenien usw. Dazu wieder, wie überall, die Energiebasis für 
die industriellen Anlagen im System von Wasserkraftwerken, 
besonders die Stationen Sages, Dsorages, Rionges und Kanakirges 
usw. Wie überall, kommt in diesen Übersichten regelmäßig die 
Landwirtschaft erst an zweiter Stelle, die hier durch speziali- 
sierte, halbtropische Kulturen in Transkaukasien charakterisiert 
ist (Tabak, Zitrone, Gartenbau) und, wie gesagt, die Baumwoll- 
basis in allen drei Republiken, ein Problem, das gleichfalls schon 
in jenem Programm des Vorkriegsmerkantilismus einbe- 
zogen war. 

Sodann Zentralasien, zunächst Usbekistan (ausführlich 
auch behandelt in der Zeitschrift „Rewoljuzija i Nazionaljnosti“. 
Januar 1934). Hier steht das Baumwollproblem natürli nz 
im Vordergrunde, über das wir demnächst einen besonderen Auf- 
satz in „Osteuropa“ bringen. Es ist „das führende Baumwoll- 

ebiet in der Union“, für das nun die gleichen Aufgaben wie 
Früher. vor allem in der Richtung der Bewässerung gelten. Daran 
ist geknüpft worden die Industrie: landwirtschaft be Maschinen, 
Eisenbahnwerkstätten, und wieder die Kraftbasis, der Bau der 
elektrischen Stationen in Tschirtschik, die Industrieanlagen für 
die Verarbeitung der Baumwolle (besonders in Fergana), das 
Textilkombinat in Taschkent usw. Eine Vermehrung der Schul- 
einrichtungen durch den 1. Fünfjahrplan um über das Vierfache 
hier wird mitgeteilt. 

Für Turkmenistan und Tadshikistan wird als 
Hauptaufgabe des 1. Planes die Grundrekonstruktion der ganzen 
Landwirtschaft festgestellt in der Richtung der Erhöhung der 
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Baumwollkultur und Aufgabe des Getreidebaues, womit das Be- 
wässerungsproblem verbunden ist, für Tadshikistan dazu die 
Aufgabe der Entwicklung des Wegebaues. Hier hätte man überall 
gern etwas mehr konkrete Angaben, als nur die Mitteilung, daf 
Fabriken dieser oder jener Art angelegt seien. Für den 2. Fünf- 
jahrplan kann Kuibyschew nichts mehr als das bisherige sagen. 
Die Aufgabe ist eben, durch die Entwicklung der Baumwolle hier 
Rußland im Bezug dieses Rohstoffes vom Auslande unabhängig zu 
machen, und die Probleme sind die gleichen wie im Vorkriegs- 
rußland, im Ausgleich der drei Teile Zentralasiens untereinander 
und mit dem übrigen Reiche, sowie der Verbindung mit diesem, 
für die ja die fertiggestellte Eisenbahnlinie des „I urksib“ nun- 
mehr vorhanden ist. 

Fine Gesamtübersiht über Russisch-Zentralasien hat der 
„Gosplan“ ed hier in den „Arbeiten der 1. Unionskonfe- 
renz zur Entwicklung der Produktionskräfte der Sowjetunion“, 
Teil 7 (Moskau 1933): Zentralasien mit Abbildungen, im ganzen 
200 Seiten, darin S. 76 eine sehr anschauliche Skizze der volks- 
wirtschaftlichen Aufgaben Zentralasiens als einer Einheit. Wie 
F. Epstein nr für Kultur und Geschichte der Slawen, 
Neue Folge IX, S. 442f.) in einer Arbeit: „Aus der historischen 
Arbeit in Russisch-Mittelasien“ darstellt, hat der Plan einer 
großen „Geschichte des Bürgerkrieges“, der 1932 in Angriff ge- 
nommen wurde, auch Mittelasien sehr erheblich schon einbezogen 
und läßt er die bolschewistische Konzeption der Revolution in 
Mittelasien sehr gut erkennen. Freilich ist das alles nur erst 
Plan, ebenso wie die Erschließung von Buchara, namentlich in 
seinem südlichen Teile nach Afghanistan zu. 

Weiter die sog. autonomen Republiken. Zuerst Kasakstan 
(Hauptstadt: Alma Ata): „Diese Republik trat im 1. Fünfjahrplan 
als eine der wichtigsten Basen der Buntmetallindustrie der Union 
hervor, für die größte Anlagen geschaffen wurden, so in Tschim- 
kent, oder der Beginn des großen Kupferkonbinats Pri-Bal- 
chaschstroj und gegen Ende des 1. Fünfjahrplans die starke Aus- 
weitung des gewaltigen Steinkohlenbassins in Karaganda, das 
nach seinen Vorräten an Steinkohle die dritte Kohlenbasis der 
Sowjetunion ist.“ Ferner das chemische Kombinat Aktjubinsk, 
aus für die Baumwollfelder von Kasakstan und Miittelasien. 
Auch hier kommt die Landwirtschaft an letzter Stelle mit den 
technischen Kulturen vor allem (Zucker, Bast usw.). Das Gebiet 
ist weiter die dritte Petroleumbasis, in Emba. Es ist eines der 
wichtigsten und daher auch am meisten geförderten Gebiete 
Asiens geworden, fast 3 Mill. qkm mit 74, Mill. Einwohnern 
groß, verwaltungsmäßig eine Neugliederung, die aus dem alten 
sıbirischen und den alten turkestanischen Teile ein neues weit- 
gedehntes geschlossenes Gebiet geschaffen hat und mit Karaganda 
ein Eckstein in dem Wirtschaftsbezirk ist, der durch die Namen: 
Ural(Magnitogorsk)--Karaganda—Chalilowo bezeichnet ist. Die 
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gleichen Gesichtspunkte hebt Kujbyschew in seinem Bericht und 
Ausblick für den 2. Fünfjahrplan hervor: „Nach Reichtum und 
Vielfältigkeit der Rohstoffvorräte zur Entwicklung der leichten 
und Nahrungsmittelindustrie nimmt Kasakstan einen der wich- 
tigsten Plätze in der Union ein.“ 

Baschkiristan (Hauptstadt: Ufa): neben einer Motoren- 
fabrik und einem Holzkombinat ist hier das wichtigste im 1. Fünf- 
jahrplan das Petroleumgebiet von Sterlitamak, das am Anfang 


seiner Entwicklung steht. Das Verkehrsproblem ist hier wegen. 


der Erschließung des Kohlengebiets von Ufa besonders dringlich. 
Geplant ist eine elektrische Bahn Ufa—Magnitnaja und eine Linie 
Sterlitamak—Ufa. 

Über die Tatarenrepublik (Hauptstadt: Kasan), deren 
Fortschritte immer als besonders musterhaft gepriesen werden, 
bringen die [togi nicht besonders reichhaltige Angaben. Kujby- 
schew berichtet, daft dieses Gebiet mit am stärksten in der 
Industrialisierung vorwärts gehe. Auch hier stehen die großen 
Verkehrspläne im Vordergrund, namentlich eine Eise nlinie 
Kasan—Buguljma: „Bisher hat sich die Industrieentwicklung der 
Tatarenrepublik fast ausschlieflich in der Ecke von Kasan kon- 
zentriert und ist der übrige Teil rein landwirtschaftliches Gebiet 
gewesen. Der Bau dieser Linie, die zwei Eisenbahnmagistralen 
verbindet, schließt dieses nun in das Transportnetz der Union ein.“ 

Die Republiken der Kalmücken, Mordwinen, Wotjaken usw. 
folgen, aber der Raum erlaubt nicht, die Einzelheiten, namentlich 
da sie ziemlich unzusammenhängend mitgeteilt werden, hier 
auszubreiten —. 

Dann der „außerste Norden“, wo eine nationale Rayo- 
nierung durchgeführt wurde und der Nachdruck auf den Ausbau 
der Wasserwege (Jenissej, Ob) gelegt wurde, die un 
republik — hier sind es vor allem die Verkehrstragen, dar- 
unter der „nördliche Weg“, der in jenen Verhandlungen des 
Nationalitätenrates sehr nachdrücklich gefordert wurde: „Wir 
bitten die Sowjetregierung, jährlich diese Seereise zu organi- 
- sieren zum Zweck der Versorgung unseres Nordens und im be- 
sonderen der Jakutenrepublik“, sagte deren Vertreter sehr deut- 
lich, — und von hier würde, wozu der Raum vollends nicht aus- 
reicht, nun die Entwicklung von ganz Sibirien einzubeziehen 
sein mit den beiden Mittelpunkten: für den Westen das Kombinat 
Ural—-Kusnezk (darüber ist auh vom „Gosplan“ in jener 
Sammlung, Teil 4, ein ganz umfassendes Werk 1933, 523 S., her- 
ausgegeben) und für den Osten das Projekt Angara-— 
Jenissej (ebenfalls in diesen Arbeiten, Teil 16, 1932, 415 S.). 

Bei diesen Zahlen schwindelt es dem Betrachter. Die Arbeiten 
für das 2. Problem, das ja im wesentlichen noch Projekt ist, sind 
noch im Anfang. Es soll durch ein System von 15—17 Wasser- 
kraftwerken an der Angara und am Jenissej rund 130 Milliarden 
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Kilowattstunden gewinnen und so die Kraftquellen hergeben für 
die Erschließung der Bodenschätze des östlichen Sibiriens in 
sieben großen Kombinaten: Tscheremchowo, Irkutsk, Bratsk und 
Schanmansk am System der Angara, Krasnojarsk und Minussinsk 
am Jenissej und Werchne-_Udinsk an der Selenga. Zuerst wer- 
den die Kraftwerke an der Angara, sog. „Angarostroi“-Gebiet, 
in Angriff genommen. Rohstoffbasis nt Energiebasis sind ohne 
Zweifel in Ostsibirien in einem Riesenmaßst für eine große 
Industrie (Kohle, Holz, Eisenerz, Zusatzerze) vorhanden in einem 
Gebiet, das heute nur 3 Millionen Einwohner enthält. Wird sich 
darauf der Unternehmungssinn und das Kapital Nordame- 
rikas richten und wird die russisch-amerikanische Verbindung 
in dieser Linie gehen? 


Man hört wenig davon und von Sibirien im allgemeinen, aber 
durch Stalins Reden und im besonderen durch Kujbyschews Be- 
richt schimmert doch immer wieder durch, wie sehr man sich der 
Bedeutung des Gebietes bewußt ist, sowohl im Sinne des fried- 
lichen Aufbaues eines beinahe autarkischen Gesamtwirtschafts- 
raumes, wie auch (nicht zu vergessen) im Sinn der Grundlage 
einer vor Angriffen geschützten, ganz großen Rüstungsindustrie. 
Jedenfalls soll „Kusbas“ im 2. Fünfjahrplan das zweite „Donbas“ 
werden, soll 9 Millionen Tonnen in andere westliche Gebiete des 
Reiches abgeben. Und in Ostsibirien kommt noch das Gold hinzu. 
Wiederum: die Landwirtschaft steht in zweiter Linie, von den 
Möglichkeiten und Problemen der inneren Kolonisation, der 
„Übersiediung“ findet man kein Wort. 


An zwei Stellen schließlich des Reiches stößt man schon hart 
an das Konfliktsgebiet von heute an. Einmal: dieburjätische 
Mongolei (Hauptstadt: Werchne--Udinsk), über die die „Itogi“ 
recht oberflächliche Angaben machen und Kujbyschew auch nicht 
mehr sagt, wichtig für die Viehzucht. Die Zeitschrift „Planowoje 
chosjajstwo“ (Heft 4, 1933, S. 136—152) enthält ein sehr instruk- 
tives Bild dieser (der sehr bezeichnende Ausdruck wird gebraucht) 
„Grenzmark“ Rufllands, in dem die russifizierende und koloni- 
sierende Methode des Vorkriegsrußlands scharf abgelehnt wird, 
an deren Stelle die Entwicklung der burjätisch-mongolischen 
Nationalität getreten sei. Hier wird auch ein landwirtschaft- 
liches Problem in einer besonderen Art behandelt, das ebenso 
für bestimmte Teile von Zentralasien gelten muß, nämlich die 
Seßhaftmachung der noch vorhandenen Nomadenbevölke- 
rung, wodurch die Kollektivierung eine besondere Note und 
Schwierigkeit erhält. Und unter den Verkehrsproblemen ist die 
Frage der Eisenbahn von Werchne-—-Udinsk nach Kjacta im 
Vordergrunde mit der geplanten, aber schon in weitere Zusam- 
menhänge führenden Bahn nach Urga. In dieser Republik sollen 
schon 67 % der Bevölkerung lesen und schreiben können, und die 
städtische Bevölkerung sich in den zehn Jahren der Existenz 
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dieser Republik von 6,4 auf 12 % erhöht haben. Erreichtes und 
Gewolltes und Absicht faßte dieser Artikel so zusammen: „Die 
Burjäten-Mongolei geht von der rückständigen patriarchalischen 
Nomadenwirtschaft zum industriellen Aufbau über. Eine lokale 
Industrie ist entstanden. Die wirtschaftliche Bedeutung im Ge- 
samtsystem des ostsibirischen Gebietes ist gewachsen. Die wirt- 
schaftlichen Beziehungen mit den Nachbarrajonen haben sich er- 
weitert. Die Republik wird eine Industriebasis von „Trans- 
baikalien“. 


° Die andere Stelle, das fernöstliche Gebiet. Hier wird 
von einem Naphthakombinat in Chabarowsk gesprochen, von 
Möglichkeiten der Metallgewinnung, der Fischerei, von den be- 
kannten Transportproblemen zu Wasser und zu Lande Und 
hier erscheint in dem Berichte Kujbyschews zum ersten Male in 
der wirtschaftlichen Übersicht von Zahlen. Fabriken, überhaupt 
Sachen — der Mensch: „die auf Initiative Stalins erfolgte Gewäh- 
rung von großen Vorteilen an die Bevölkerung des Gebietes ist 
der wichtigste Faktor zur Entwicklung des für das Gebiet dring- 
lichsten Problems — des Menschen!“ Unseren Lesern ist bekannt, 
was dabei gemeint ist (in AU nt urope ‚Januar. S.246, März, S. 358. 
berichtet), nämlich die Befreiung des fernöstlichen Gebietes, der 
Burjäten-Republik und Transbaikaliens von der Getreideabliefe- 
rung an den Staat, die Erhöhung der Löhne, Gehälter und des 
Soldes der Arnıee mit der allgemeinen Begründung, den Siedler- 
zustrom zu erhöhen und dieses ganze Aufmarschgebiet wie ein 
prr Grenzerland zu behandeln, in dem die Armee mobil. 

ampfbereit, ernährt aus eigenen Depots, geradezu von der 
Etappenlinie in die Heimat unabhängig sein soll. Da die fern- 
östliche Armee auch schon die Familien dort hat und die ent- 
lassenen Soldaten wahrscheinlich gleich als Siedler dort bleiben, 
kommt das auf eine Art Erneuerung der alten Kosaken-Grenz- 
garnisonen heraus. 


Dazu kommt, in derselben Richtung wirksam, die Tendenz. 
die bei Erörterung des 2. Fünfjahrplans immer wieder zutage 
trat, auch im fernen Osten eine Industrie aufzubauen, die 
Tendenz, die das ganze russische Gebiet vom Ural nach Zentral- 
asien und hinüber nach dem Fernen Osten und dem Küstengebiet 
umfaßt, eine Politik sowohl friedlich-industrie-kolonisatorisch, 
wie militärisch, das letztere immer mehr, je weiter nach dem 
Fernen Osten, begründet. — 


III. 


Damit sind wir bei der Gesamtkonzeption in dieser 
Übersicht angelangt, die sowohl nach dem vorhandenen Material 
wie aus Raumgründen nur stichwortmäßig vorgehen konnte, aber 
das Wesentliche in dieser Riesenproblematik doch erkennen ließ. 
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Auch Molotow hat in seiner Rede vor dem Parteikongref die 
Industriepolitik in den östlichen Provinzen als wichtige Aufgabe 
hervorgehoben, im Ural, in West- und Östsibirien, im fernöst- 
lichen Gebiet, in Kasakstan, in Russisch-Zentralasien, Industrie, 
Kraftbasen, Verkehrsmittel aller Art, im Willen zum Festhalten 
nach dem Programm, wie oben entwickelt, und zugleich auch unter 
dem militärischen, dem Rüstungsgesichtspunkt. Darum steht im 
Zentrum und für den 2. Füntjahrplan jenes Kombinat Ural— 
Kusnezk, auf das nicht weniger als 4 der ganzen Kapital- 
investierungen der Union im 2. Plan verwendet wird, unter dem 
Gesichtspunkt, den das Buch von Cleinow, „Neusibirien“ (Ber- 
lin, 1928, S.426) so formuliert: „Wirtschaftlich und militärisch stark 
kann Rußland in Asien nur sein, wenn es unter genügender 
Sicherung der Flankenstellungen im Fernen Osten und in Zen- 
tralasien die Kernstellung seines Aufmarschgebiets, d. h. den Süd- 
teil von Neusibirien, das Altai-Kusnezker Gebiet, auf dem acht- 
an U onen Menschen bequem leben könnten, entsprechend ent- 
wickelt.“ 


So ergibt der Überblick, daß der Rahmen, den das impe- 
rialistische Rufland geschaffen hatte, von der Sowjetunion sehr 
energisch festgehalten wird, da, wie wiederum namentlich die 
Verhandlungen des Nationalitätenrates zeigen, diese riesige 
Arbeit ganz auf das Innere des großen, nun einheitlich zusam- 
menzufassenden Wirtschaftsraumes bezogen ist, daß das aber 
nicht allein möglich war, weil man damit schon an die Ränder 
und in die Konflikte und Spannungen mit den Nachbarn wieder 
bereinstieß. Erst war das Asienprogramm des Bolschewismus 
fanatisch aggressiv und revolutionär. Dann ist es ausgesprochen 
defensiv und wirtschaftsentwickelnd geworden. Dabei aber 
mußte es zugleich auch in militärischem und aufßenpolitischem 
Sinne defensiv werden, auf Rüstungsbereitschaft nach außen an- 
gelegt sein. 


IV. Die Nachbarn Rußlandsin Asien. 


Ein sehr interessantes und wertvolles Buch einer Irländerin 
Miss Violet Conolly: „Soviet Economic Policy in the East. Tur- 
key, Persia, Afghanistan, Mongolia and Tana Tuva, Sin Kiang“ 
(London 1933, 168 S.) gibt Veranlassung, die „Nachbarprobleme“ 
weiterzuführen. Die Verfasserin hat unter Benutzung des sehr 
schwer zu beschaffenden Materials, mit Unterstützung der russi- 
schen Sektion des internationalen Arbeitsamtes in Genf, sehr 
originell die Frage ins Auge gefaßt, wie die russische Handels- 
politik sich zu den nächsten Nachbarn vom Schwarzen Meer bis 
nach Sibirien verhalten habe. Sie untersucht diese Handels- 
politik der Sowjetunion gegenüber den Staaten und Gebieten, 
die der Titel nennt, und stellt die Unterscheidung in der Handels- 
politik an der europäischen und asiatischen Grenze fest. Das 
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Werk ist nicht deshalb veraltet, weil der 2. Fünfjahrplan eine 
neue Note bringt, es ist darum historisch um so wertvoller. Also 
der Ausgangspunkt, daß, als 1920 das Außenhandelskommissariat 
und das Außenhandelsmonopol begründet wurden, die sechs 
Länder: Persien, Afghanistan, Türkei, Mongolei, Tanatuva und 
Westchina von den Prinzipien dieser Handelspolitik befreit 
blieben und direkt mit Rußland handeln konnten. (In dasselbe 
er fällt der Schluß der Messen von Baku und Nishninowgorod.) 
ie Sowjetunion sah hier aus dem Osten keine Gefahr für ihre 
sozialistische Konstruktion und handelte mit diesen östlichen 
Ländern auf einer anderen Basis, als mit der industriellen Welt. 
Die Prinzipien sind S. 11 aufgeführt. Das Motiv dafür wird mit 
anderen Forschern und m. E. auch richtig gesehen in der Einsicht, 
daß jene Gewaltrevolutionierung Asiens nicht durchzuführen 
sei, der politische Einfluß der Sowjetunion auf die asiatischen 
Nachbarn mit wirtschaftlichen Gesichtspunkten, also mit wirt- 
schaftlichen Vorteilen für die Betreffenden zu gewinnen sei. 

Von diesem Gesichtspunkt aus werden die Handels- 
beziehungen Rufßlands mit den genannten Staaten durch- 
gegangen und die Wandlungen, die darauf ausübten von russi- 
scher Seite: die Planwirtschaft eben des Fünfjahrplans und von 
der anderen Seite der nationalistische Gesichtspunkt in der 
Außenpolitik, also z. B. die Einführung des Außenhandelsmono- 

ols in Persien u. dgl. Auch hier erlaubt der Raum nicht Aus- 
ührlicheres, das kleine Buch ist eine sehr wertvolle Darstellung 
der Sowjethandelspolitik, die zugleich eigentlihe Außenpolitik 
ist, für die Jahre von rund 1920—1930. 

Es liegt in der Natur der Dinge, daf dabei das besprochene 
Gebiet in zwei große Hälften zerfällt, die eine aus den selb- 
ständigen und immer selbständiger gewordenen Staaten Türkei, 
Persien und Afghanistan, und die andere aus den Gebieten, die 
unmittelbar mit dem chinesischen Problem und seinen Be- 
ziehungen zu Rußland zusammenhängen. Für das erstere zeigen 
sih im ganzen die Schwierigkeiten, wie eben gesagt, das Be- 
streben, einen Ausgleich zu finden, die Fragen des Transits 
u. dgl. Im ganzen gültig ist wohl der Satz, der S. 75 nur mit Bezug 
auf Persien formuliert ist, daf „Rußland und nicht Europa oder 
Amerika oder irgendein anderer Ausgang der natürliche und 
passendste Markt unter normalen Handelsbedingungen“ für 
diese drei selbständigen Staaten ist. 


Vordringlicher sind heute die drei anderen Gebiete. Zuerst 
Westchina oder Chinesisch-Turkestan oder Sin Kiang (siehe 
den besonderen Artikel darüber im Aprilheft von „Öst- 
europa‘), in dem die chinesische Herrschaft immer nur schwer 
hat Fuß fassen können. Dies Gebiet türkischer und mohamme- 
danisch-chinesischer Bevölkerung ist jetzt in lebhafter Be- 
wegung. der Kampf um die Grenzmarken Chinas, den wir er- 
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leben, hat sie auch ergriffen. Sein Handel tendiert immer stär- 
ker in der Richtung auf die Sowjetunion, die „Westchina in das 
besondere Osthandelssystem von Anfang an hereinziehen 
konnte, da weder westliche Industrie noch europäisches Kapital 
irgendwie Fuß in dem Lande gefaßt hatte“ (S. 116). Man sehe 
nur die Karte an, die Wirtschaftsbeziehungen und Pläne für 
Usbekistan, Kasakstan und Westsibirien, Bedeutung und Wir- 

ung von Turksib, die weite Entfernung dieser chinesischen 
Grenzmark vom Zentrum Chinas, die Tatsache, daf hier der 
russische Bewerber der Moderne, der Fortgeschrittenere ist 
gegenüber dem östlichen, dem Chinesen, und die Linie ergibt 
sich ganz von selbst. 


Dann Tannatuva, ein Gebiet von 165000 qkm und noch 
nicht 100000 Einwohnern, mit der Hauptstadt Khem-Belder 
(früher war für das Land der Name Urjanchai geläufig). Seit 1912 
ist es faktisch, seit 1921 auch formell unabhängig, aber nach dem 
Rätesystem Rußlands organisiert. Hier gilt beinahe das gleiche, 
wie eben gesagt: politisch ist das Land ganz unter dem Einfluß 
Sowjetrußlands. | 


Wichtiger die äußere Mongolei, die sozialistische Räte- 
republik dieses Namens mit der Hauptstadt Ulan-Bator (früher 
Urga), tatsächlich seit 1921 ein Teil Ruflands, wenn auch die 
Souveränität Chinas im chinesisch- russischen Vertrage vom 
31. Mai 1924 anerkannt ist, ein Land von 1% Mill. qkm und 
1, Mill. Einwohnern. Wie lange die Rivalität zwischen Ruflland 
und China um dieses seit 1911 autonome oder selbständige Gebiet 
geht, ist bekannt. Unsere Publikation, die auch Miss Conolly be- 
nutzt: „Die internationalen Beziehungen im Zeitalter des Impe- 
rialismus“ enthält in ihren 5 Bänden für das Je 1914 eine Fülle 
von Material über diese Rivalität im weltgeschichtlichen Rahmen. 
Auf diesen Pfaden ist die Sowjetregierung weitergegangen 
(wertvoll für die ganze Entwicklung ist das Buch von EA 
Russia and the Soviet Union in the Far East, New York 1931). 
Hier ist der wirtschaftliche Einfluß sowohl und zugleich, wie der 
soziale und politische, aufgerichtet und bestimmt worden (Vertrag 
vom 10. Juli 1921 usw.). China ist aus dem Handel dieser sog. 
äußeren Mongolei zugunsten des russischen Handels so gut wie 
verschwunden, und durch die beiden großen Fluß-Systeme des 
el und der Selenga ist diese Mongolei mit Sibirien ver- 

unden, während andererseits dazu kommt, wieder im Rahmen 
der groen Bahnprojekte des 2. Fünfjahrplans, ein Bahnplan von 
Bijsk, dem Endpunkt einer Zweiglinie der großen sibirischen 
Bahn. über Kosch-Agasch, Kobdo, Uliassutai nah Urga oder 
Kalgan parallel zu der Trans-Sibirischen Bahn, und so den bisher 
unzugänglichen Teil der Westmongolei umfassend, der jetzt mit 
der Sowjetunion durch den Tschuisk-Trakt nach Bijsk verbunden 
ist. „Dadurch könnten Kohle und Eisen des Kusnezkgebietes, 
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auch sibirische Textil- und andere Waren viel leichter nach der 
Mongolei exportiert werden (S. 110).“ 

ir halten ein und führen alles das nicht weiter in die 
Kämpfe um die ostchinesische Bahn und die Man- 
dschurei und die panoi en mit Japan, über die „Osteuropa“ 
ständig berichtet, sondern ziehen nur kurz noch die Bilanz. 


V. Ergebnisse. 
Das Grundsätzliche über das Programm braucht nicht noch 


einmal wiederholt zu werden. Unterstrichen sei nur nochmals 
die zentrale Stellung des Kombinats Ural-Kusnezk und dessen 
Problematik. Die Tätigkeit im Innern „leckt“, wenn wir diesen 
Ausdruck brauchen dürfen, überall über die Grenzen von der 
Türkei bis zum Stillen Ozean hinaus. Die Möglichkeiten handels- 
politischer Verbindung sind in dieser Richtung leichter und 
schwieriger zugleich geworden. Leichter, weil sich, wie z. B. 
die Abmachungen mit der Türkei oder auch Persien zeigen, der 
Ausgleich jetzt nach den bekannten Wünschen der Sowjet- 
handelspolitik hier eher finden läßt, als etwa mit Deutschland 
oder England. Schwerer, weil bei einiger Entwicklung nach vor- 
wärts diese Nachbarn selbst ihre Wirtschaft nationalistisch auf- 
bauen. Das gilt sehr viel stärker für jene drei im Westen Asiens. 
als für die anderen Teile, die zuletzt besprochen wurden. Wie 
stark jenes Eindringen schon ist, ging aus der Rede von Kaga- 
nowitsch („Osteuropa“, März, S. 349) mit ihren Angaben über 
russische Anlagen in dieser asiatischen Umwelt hervor. 

Es ist hier alles sehr im Fluß und hängt von vielerlei Mo- 
menten ab, nicht nur wirtschaftlicher Art, vom Grenzmarken- 
kampf namentlich mit China und Japan, aber auch von der Aus- 
sicht, daß Amerika irgendwie auf dieses Feld mit seiner Kraft 
und seinem Wunsche, die ostasiatischen Dinge im Gleichgewicht 
zu halten, einträte. Damit verschieben sih auch die Schluf- 
fragen, die ich in meinem Aufsatz über das Thema 1930 auf- 
ne zum Teil: die Elemente China, Japan und Amerika sind 
stärker in das Problem getreten, als es damals der Fall war. 

Unser Überblick hier konnte nur unzusammenhängend und 
lückenhaft sein, aber er hat die Notwendigkeit wieder gezeigt, 
daß diese Fragen bei aller Schwierigkeit der Beschaffung des 
Materials zu studieren sind, Fragen eines großen welt- 
geschichtlichen Prozesses, der sehr wesentlich in sei- 
nem Gang für das Gesamtproblem Sowjetrußland überhaupt ist 
und immer wichtiger wird. Wir haben die jetzt begonnenen Ar- 
beiten und Probleme des 2. Fünfjahrplans auch unter diesem 
Gesichtspunkt zu studieren. Und es empfiehlt sich sehr, unter 
ihm. unter diesem Aspekt auch etwa das neue Buch von Oskar 
v. Niedermayer durchzulesen: „Sowjetrufland. Eine geo- 
politische Problemstellung, Geleitwort von Karl Haushoter“ 
(Berlin 1934, 151 S. mit 28 Kartenskizzen). 
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Wirtschaftliche und völkische und politische Momente sind es 
zugleich, die damit hervortreten; die Verlagerung innerhalb 
der Wirtschaft und die Wanderungen — das Problem einmal: 
„mach dreihundertjährigem Suchen nach ihrer ‚schweren‘ Basis — 
im Norden, Westen und Süden — findet die eurasiatische Wirt- 
schaft sie endlih im Osten, im Zentrum ihres Mutterlandes. 
Diese Orientierung unterscheidet sich von allen früheren dadurch, 
daß sie mit der natürlichen Lagerung der Rohstoffe, mit der Be- 
wegung der Landwirtschaft und mit der Bevölkerungsentwick- 
lung und der Wanderung zusammenfällt (S. 139).“ Und das 
andere, noch tiefergreifende Problem (S. 59): „Das Britische Reich 
ist im ganzen und in allen seinen Gliedern der Außenwelt zuge- 
kehrt; die UdSSR dagegen ist inwärts gerichtet. Auf die Vor- 
herrschaft verzichtend, hat England seinen Völkern nichts zu 
bieten; Rußland aber bietet sich selbst. Für Rußland war die 
Ideologie der Rassenvorherrschaft, welche die Völker trennt, nie 
bestimmend gewesen, um so leichter vollzieht sich jetzt die 
geistigeAmalgamierungder wesensverwandten eurasiati- 
schen Völker. Diesem Verschmelzungsvorgang dient die sowjeti- 
sche Nationalitätenpolitik.“ 

Unter dieser Auffassung, die auch im wesentlichen die 
unsere ist, bieten sih dem Rufllandforscher große, höchst reiz- 
volle Aufgaben. Ihre Bearbeitung führt unmittelbar weiter in das 
Problem der universalgeschichtlichen Stellung der im Sowjet- 
staat heute zusammengefaßten Völkerschaften überhaupt und in 
die Bewertung dessen, was das so zu fassende und so arbeitende, 
von den Groftrussen bestimmte und geführte Reich in der Welt- 
politik will, bedeutet und vermag! 


Dokumente. 


1. Zur Berichtigung. In der Wiedergabe der polnischen Ver- 
eo die nach dem Text in der „Gazeta Polska“ erfolgte (Osteuropa Märzheft 
S. 377 ff.), ist in Artikel 63 ein Fehler. Nach dem amtlichen Text heißt 
es: „63. Die Artikel 99, 109—118 (nicht wie in der ‚Gazeta Polska‘ und ‚Ost- 
europa‘ S. 386: ‚Die Artikel 99, 109, 118) und 120 der Verfassung vom 17. März 
1921 behalten ihre Kraft.“ Unter den in Kraft bleibenden Artikeln ist somit 
auch Artikel 113, der die Bestimmungen über die evangelische Kirche 
ın Polen enthält. 


2, Die Verfassung des Estländischen Freistaats, in Kraft getreten 
am 24. Januar 1934*). 


Das estländische Volk hat in unwandelbarem Willen und unerschütter- 
lihem Glauben, einen Staat zu schaffen und zu entwickeln, der auf Ge- 
rechtigkeit und Freiheit gegründet ist, zum Schutz des inneren und äußeren 
Friedens und den gegenwärtigen und zukünftigen Geschlechtern zum Unter- 
ana ihres sozialen Fortschritts und des allgemeinen Nutzens folgende Ver- 
assung durch Vermittlung der Konstituierenden Versammlung und später 
durh Volksentscheid angenommen und bestimmt: 


*) Nach dem Staatsanzeiger vom 9. August 1920 und vom 28. Oktober 1935. 
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l. Allgemeine Bestimmungen. 


$ 1. Estland ist ein selbständiger unabhängiger Freistaat, in dem die 
Staatsgewalt in den Händen des Volkes liegt. 

$ 2. Das estländische Gebiet besteht aus Harrien, der Wiek, Jerwen, 
Wierland mit der Stadt Narva und ihrer Umgebung, den Gebieten von Dorpat, 
Fellin, Pernau, der Stadt Walk, dem Gebiet von Werro, dem Gebiet von 
Petschur, sowie den übrigen vom estnischen Volk bewohnten Grenzgebieten 
des Festlandes, Osel, Mohn, Dagö und den übrigen in den estländischen Ge- 
wässern befindlichen Inseln und Riffen. 

Die Festsetzung der estländischen Grenzen erfolgt durch internationale 
Verträge. 

$ 3. Die estländische Staatsgewalt kann niemand in anderer Weise aus- 
üben, als auf Grund der Verfassung und der in Übereinstimmung mit der 
ven ne erlassenen Gesetze. 

$ 4. In Estland gelten die von seinen gesetzgebenden Institutionen er- 
lassenen oder anerkannten Gesetze. Die allgemein anerkannten Bestim- 
mungen des Völkerrects gelten in Estland als untrennbare Bestandteile seiner 
Rechtsordnung. 

Niemand kann sich mit Unkenntnis des Gesetzes entschuldigen. 

$ 5. Die Staatssprache des Freistaats Estland ist dıe estnische., 


Il. Vonden Grundrechten der Bürger Estlands. 


$ 6. Alle Bürger Estlands sind vor dem Gesetz gleich. Es kaun keine 
öffentlich-rechtlihen Vorrechte oder Benachteiligungen geben, die von der 
Geburt, der Konfession, dem Geschlecht, dem Stande oder der Nationalität ab- 
hängen. In Estland gibt es keine Stände und Standestitel. 

$ 7. Der Freistaat Estland verleiht seinen Bürgern, außer Militarpersonen 
zur Kriegszeit, keinerlei Orden und Ehrenzeichen, auch haben die Bürger Est- 
er nicht das Recht, Orden oder Ehrenzeichen auswärtiger Staaten anzu- 
nehmen. 

$ 8. Die Unantastbarkeit der Person ist in Estland garantiert. 

Niemand kann anders verfolgt werden, als in den in den Gesetzen vor- 
gesehenen Fällen und der in diesen vorgesehenen Ordnung. 


Außer wenn er bei Ausübung eines Verbrechens ertappt wird, darf nie- 
mand in Haft genommen oder in seiner persönlichen Freiheit beschränkt wer- 
den, es sei denn auf Grund eines Beschlusses der Gerichtsbehörden, wobei 
dieser Beschluß mit Angabe des Grundes spätestens drei Tage nach der Ver- 
haftung dem Verhafteten mitgeteilt werden muß. Falls in der genannten Frist 
die Mitteilung des Beschlusses nicht erfolgt ist, hat ein jeder Bürger das Recht, 
zu verlangen, daß der Beschluß dem Verhafteten mitgeteilt wird. 

Kein Bürger darf gegen seinen Willen statt dem ihm gesetzlich be- 
stimmten Gericht einem anderen überwiesen werden. 

$ 9. In Estland kann niemand wegen seiner Handlungen bestraft wer- 
den, es sei denn, daß diese Handlungen strafbar sind auf Grund der Gesetze, 
die vor der Verübung dieser Handlungen in Kraft getreten waren. 

$ 10. Die Wohnung ist unantastbar. Ein Eindringen in die Wohnung 
oder deren Durchsuchung kann nicht anders stattfinden, als in denjenigen 
ae en unter Erfüllung derjenigen Forderungen, die im Gesetz ange- 

eben sind. 

ù $ 11. In Estland herrscht Glaubens- und Gewissensfreiheit. Niemand ist 
gezwungen, konfessionelle Akte zu verrichten, Mitglied eines konfessionellen 
Verbandes zu sein oder öffentliche Verpflichtungen zum Besten eines solchen 
Verbandes zu tragen. 

Die Ausübung religiöser Zeremonien ist unbehindert, falls sie nicht gegen 
die öffentlihe Ordnung und Moral verstoßen. 

Die Konfession oder Weltanschauung können nicht als Entschuldigung 
gelten bei Verübung eines Verbrechens oder wenn jemand sich der Erfüllung 
der Bürgerpflichten entzieht. 

Eine Staatsreligion gibt es in Estland nicht. 
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$ 12. Die Wissenschaft, die Kunst und Unterricht in ihnen sind in Est- 
land frei. Der Unterricht der schulpflichtigen Kinder ist obligatorisch und in 
den Volksschulen kostenfrei. Den völkischen Minoritäten wird der mutter- 
sprachliche Unterricht sichergestellt. Die Erteilung des Unterrichts unter- 
steht der staatlichen Überwachung. 

Den höheren Lehranstalten wird Autonomie garantiert in den Grenzen, 
en den gesetzmäßig bestätigten Statuten dieser Lehranstalten vorgesehen 
sind. 

$ 13. In Estland herrscht Freiheit der Gedankenäußerung in Wort, 
Schrift, Druck- und bildliher Darstellung. Diese Freiheit darf nur zum 
Schutz der Moral und des Staates eingeschränkt werden. 

Eine Zensur besteht in Estland nicht. 

$ 14. Das Briefgeheimnis und das Geheimnis der Nachrichtenübermitt- 
lung auf postalischem, telegraphischem, telephonishem oder einem sonstigen 
allgemein üblichen Wege ist in Estland sichergestellt. Die Gerichtsbehörden 
haben in den im Gesetz vorgesehenen Fällen das Recht, Ausnahmen hiervon 
zuzulassen. 

$ 15. Das Recht, Klagen oder Gesuche an die entsprechenden öffent- 
lichen Institutionen zu richten, ist in Estland sichergestellt. Hierbei darf 
keinerlei Druck ausgeübt werden. Die entsprechenden Institutionen sind ver- 
pflichtet, solchen Klagen und Gesuchen den gesetzlichen Verlauf zu geben. 

$ 1 Es ist keine vorhergehende Erlaubnis notwendig, um Staats- 
beamte zur gerichtlichen Verantwortung zu ziehen. 

$ 17. Der Verkehr und der Wechsel des Wohnorts ist in Estland frei. 
İn der Betätigung dieser Freiheit darf niemand beschränkt oder behindert 
werden, es sei denn durch die Gerichtsbehörden. 

Aus sanitären Gründen können auch andere Institutionen die Betäti- 
ung dieser Freiheit beschränken oder behindern in den Fällen und in der 
rdnung, die in den entsprechenden Gesetzen vorgesehen sind. 

$ 18. Alle estländischen Bürger haben das Recht, ohne Ruhbestörung und 
unbewaffnet Versammlungen abzuhalten. 


Der Zusammenscluß zu Vereinen und Verbänden ist in Estland frei. 

Das Streikrecht ist in Estland sichergestellt. 

Diese Rechte können durch das Gesetz nur im Interesse der öffentlichen 
Sicherheit beschränkt werden. 

$ 19. Die Freiheit der Berufswahl sowie der Begründung und Nutzung 
von Unternehmungen landwirtschaftlichen, kommerziellen und industriellen, so- 
wie sonstigen wirtschaftlihen Charakters ist in Estland sichergestellt. In 
der Betätigung dieser Freiheit darf niemand eingeschränkt oder behindert 
werden, es sei denn auf Grund und in den Grenzen der Gesetze. 

$ Jeder estländische Bürger ist frei in der Bestimmung seiner Natio- 
nalität. In den Fällen, in denen eine persönliche Bestimmung nicht möglich 
ist, wird nach der im Gesetz vorgesehenen Ordnung verfahren. 

§ 21. Die Angehörigen der innerhalb der Grenzen Estlands wohnenden 
völkischen Minoritäten können zur Wahrung ihrer völkishen Kultur- und 
Fürsorgeinteressen, soweit diese nicht den Staatsinteressen zuwiderlaufen, ent- 
sprechende autonome Institutionen ins Leben rufen. 

$ 22. An den Orten, wo die Mehrheit der Einwohner nicht der estnischen, 
sondern der örtlichen Minderheitsnationalität angehört, kann die Geschäfts- 
sprache der örtlichen Selbstverwaltungsinstitutionen die Sprache dieser völki- 
schen Minderheit sein, wobei jedoch jedermann das Recht hat, in diesen In- 
stitutionen die Staatssprache anzuwenden. Die örtlichen Selbstverwaltungs- 
institutionen, in denen die Sprache einer Minderheitsnationalität angewandt 
wird, müssen die Staatssprache in ihrem Verkehr mit den staatlichen Insti- 
tutionen, sowie auch mit denjenigen anderen Selbstverwaltungsinstitutionen an- 
wenden, in denen nicht die Sprache derselben Minderheitsnationalität ange- 
wandt wird. 

23, Die Bürger deutscher, russischer und schwedischer Nationalität 
haben das Recht, sich schriftlich in ihrer Sprache an die staatlichen Zentral- 
institutionen zu wenden. Der Gebrauch der Sprachen dieser Nationalitäten 
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vor Gericht und in den örtlichen staatlichen Institutionen, sowie auch in den 
Selbstverwaltungsinstitutionen wird durch ein Sondergesetz im einzelnen 
festgesetzt. 

$ 24. Das Privateigentum ist in Estland jedem Bürger sichergestellt. 
Ohne Einverständnis des Eigentümers kann dieses nur im allgemeinen Inter- 
esse auf Grund der Gesetze und in der gesetzlich vorgesehenen Ordnung ent- 
eignet werden, 

25. Die Organisation des wirtschaftlichen Lebens in Estland muß den 
Grundsätzen der Gerechtigkeit entsprechen, deren Zweck die Sicherstellung 
einer menschenwürdigen Lebenshaltung durch entsprechende Gesetze ist, die 
die Zuteilung von Land zwecks Bearbeitung, die Beschaffung von Arbeit und 
von Wohnstätten, sowie Selbstschutz, Arbeitsschutz und die Erlangung der 
erforderlichen Jugend- und Altersunterstützungen, sowie der Unterstützung 
bei Arbeitsunfähigkeit oder bei Unglücksfällen betreffen. 

$ 26. Die Aufzählung der bürgerlichen Rechte und Freiheiten (in den 
vorstehenden 88 6—24) beseitigt nicht andere Rechte, die aus dem Grund- 
gedanken dieser Verfassung sich ergeben, bzw. mit dieser übereinstimmen. 


Außerordentliche Beschränkungen der bürgerlichen Freiheiten und Grund- 
rechte treten in Kraft in gesetzlicher Ordnung auf Grund und in den Grenzen 
der entsprechenden Gesetze anläßlich des auf eine bestimmte Dauer pro- 
klamierten Schutzzustandes. 


III. Vom Volke. 


$ 27. Der höchste Träger der Staatsgewalt in Estland ist das Volk selbst 
in Gestalt seiner stimmberectigten Bürger. Stimmberechtigt ist jeder Bürger, 
der 20 Jahre alt geworden und ununterbrochen wenigstens ein Jahr laug 
estländischer Bürger gewesen ist. 

$ 28. Nicht stimmberectigt sind die Pureer 1. die in gesetzlicher Ord- 
nung für schwachsinnig oder wahnsinnig erklärt sind und 2. Blinde, Taub- 
stumme und Verschwender, wenn diese unter Vormundschaft stehen. 

Das Stimmrecht wird gewissen Kategorien von Kriminalverbredhern auf 
Grund des Wahlgesetzes für die Staatsversammlung entzogen. 

$ 29. Das Volk übt die Staatsgewalt aus auf dem Wege: 1. des Volks- 
entscheids, 2. des Volksbegehrens. 5. der Wahl der Staatsversammlung und 
4. der Wahl des Staatsältesten. 


Die Teilnahme am Volksentscheid, an der Wahl der Staatsversammlung 
und des Staatspräsidenten ist freiwillig. 

$ 30. Jedes von der Staatsversammlung angenommene Gesetz bleibt 
zwei Monate lang, vom Tage seiner Annahme gerechnet, unverkündet, wenn 
das ein Drittel des gesetzmäßigen Bestandes der Staatsversammlung fordert. 
Falls im Laufe dieser Zeit 25000 stimmberectigte Bürger fordern, daß das 
genannte Gesetz dem Volke zur Annahme oder Ablehnung vorgelegt werde, 
so hängt die spätere Verkündigung desselben vom Ergebnis des Volks- 
entscheids ab. 

$ 31. Im Verfahren des Volksbegehrens haben 25 000 stimmberechtigte 
Bürger das Recht, zu fordern, daß ein Gesetz erlassen, abgeändert oder für 
ungültig erklärt werde. Eine diesbezüglihe Forderung wird als ausge- 
arbeiteter Gesetzentwurf der Staatsversammlung übergeben. Die Staatsver- 
sammlung kann den Entwurf als Gesetz erlassen oder aber ablehnen. Im 
letzteren Fall wird der Entwurf dem Volke zur Annahme oder Ablehnung 
auf dem Wege des Volksentscheids vorgelegt. Nimmt die Mehrheit der Teil- 
nehmer am Volksentscheid den Entwurf an, so erlangt dieser Gesetzeskraft. 

$ 32. Wenn das Volk ein von der Staatsversammlung angenommenes 
Gesetz ablehnt oder ein von der Staatsversammlung abgelehntes Gesetz an- 
nimmt, werden Neuwahlen zur Staatsversammlung ausgeschrieben, die 
spätestens 75 Tage nach dem Volksentscheid stattfinden. 

$ 33. Der Volksentscheid wird unter Aufsicht des Präsidiums der Staats- 
versammlung vorgenommen. Die Grundlagen und die Ordnung des Volks- 
entscheids werden durch ein Sondergesetz festgelegt. 
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$ 34. Die Aufstellung des Budgets, der Abschluß von Anleihen, Steuer- 
gesetze, Kriegserklärung und Friedensschluß, die Proklamierung und Auf- 
hebung des Schutzzustandes, die Anordnung der Mobilisation und Demobili- 
sation, sowie Verträge mit auswärtigen Staaten unterliegen nicht dem Volks- 
entscheid und können auch nicht auf dem Wege des Volksbegehrens zur Ent- 
scheidung gelangen. 


IV. DieStaatsversammlung. 


$ 35. Als Vertreterin des Volks übt die Staatsversammlung die gesetz- 
gebende Gewalt aus. 

$ 36. Die Staatsversammlung hat 50 Mitglieder, die in allgemeiner, 
gleicher, direkter und geheimer Abstimmung nach den Grundsätzen des Ver- 
hältniswahlsystems gewählt werden, jedoch so, daß der Wähler die Möglich- 
keit hat, einzelne Personen zu wählen. 

Das Gesetz über die Wahlen zur Staatsversammlung wird als Sonder- 
gesetz erlassen. 

37. Das Recht, an der Wahl der Abgeordneten der Staatsversammlung 
teilzunehmen, oder sich zum Abgeordneten der Staatsversammlung wählen 
zu lassen, hat jeder estländische Bürger, der stimmberechtigt ist. 

$ 38. Die Abgeordneten der Staatsversammlung, ausgenommen die 
Gehilfen der Glieder der Regierung, dürfen kein Amt bekleiden, welches von 
der neierung oder ihren Institutionen besetzt wird. 

$ 59. Alle vier Jahre werden Neuwahlen zur Staatsversammlung vor- 
genommen. 

Der Staatsälteste hat das Recht, vor Ablauf der vier Jahre Neuwahlen 
zur Staatsversammlung auszuschreiben, falls staatliche Erwägungen dies er- 
forderlich machen. In diesem Fall muß die Wahl spätestens im Lauf von 
6 Monaten, gerechnet vom Tage der Verkündigung der betreffenden Ver- 
fügung, stattfinden. 

Die Vollmacdten der Mitglieder der Staatsversammlung beginnen vom 
Tage der Verkündung der Ergebnisse der Staatsversammlungswahl. 

$ 40. Wenn ein Abgeordneter der Staatsversammlung sein Wahlrecht 
verliert, wenn er mit Genehmigung der Staatsversammlung verhaftet ist oder 
durch den Tod bzw. durch Niederlegung seines Mandats ausgeschieden ist, 
tritt an seine Stelle ein neuer Abgeordneter auf Grund der im Wahlgesetz 
vorgesehenen Ordnung bis zu der im vorigen Paragraphen vorgesehenen Frist. 

$ 41. Die ordentlichen Tagungen der Staatsversammlung beginnen all- 
jährlich am ersten Montag des Öktober und dauern nicht länger als 6 Monate. 

Der Staatsälteste hat das Recht, die ordentlihen Tagungen der Staats- 
versammlung vor Ablauf von 6 Monaten zu beenden, wenn dies durch staat- 
liche Erwägungen erforderlich gemacht wird. 

$ 42. Auf schriftliches Verlangen von seiten des Staatsältesten oder von 
25 Mitgliedern der Staatsversammlung ist das Präsidium der Staatsversamm- 
lung verpflichtet, die Staatsversammlung zu außerordentlichen Tagungen ein- 
zuberufen. 

In der Zwischenzeit von Ablauf der vierjährigen Amtsdauer der Staats- 
versammlung oder der Ansetzung neuer Staatsversammlungswahlen durch den 
Staatsältesten bis zur Verkündung der Ergebnisse der Staatsversammlungs- 
wahlen, kann die Staatsversammlung nur auf Verlangen des Staatsältesten 
zu einer außerordentlichen Tagung einberufen werden. 

Die Dauer der aufßerordentlichen Tagung der Staatsversammlung wird 
vom Staatsältesten festgesetzt. 

8 43. Die Staatsversammlung wählt auf ihrer ersten Sitzung nach den 
Wahlen ihren Vorsitzenden und die anderen Glieder des Präsidiums. Diese 
Sitzung wird bis zur Wahl des Vorsitzenden von dem ältesten Mitglied der 
Staatsversammlung geleitet. 

T 44. Die Hausordnung der Staatsversammlung wird als Gesetz ver- 
ündet. 

$ 45. Die Abgeordneten der Staatsversammlung sind nicht durch Man- 
date gebunden. 
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$ 46. Die N A: ist beschluffähig, wenn wenigstens die 
Hälfte des gesetzlichen Bestandes der Abgeordneten versammelt ist. 


$ 47. Die Sitzungen der Staatsversammlung sind öffentlih. Nur in 
außerordentlichen Fällen, wenn zwei Drittel der anwesenden Abgeordneten 
damit einverstanden sind, kann die Sitzung der Staatsversammlung für ge- 
schlossen erklärt werden. 

$ 48. Ein Abgeordneter der Staatsversammlung trägt keine Verantwor- 
tung außer der in der Geschäftsordnung vorgesehenen, — für politische 
Au STUDEER, die er in der Staatsversammlung und in deren Ausschüssen ge- 
tan bat. 

§ 49. Ohne minwi iiag der Staatsversammlung kann keiner ihrer Ab- 

eordneten verhaftet werden, ausgenommen den Fall, daß er auf frischer Tat 
i einem Verbrechen ertappt wird. In solchen Fällen wird über die Ver- 
haftung und deren Gründe im Laufe von höchstens 48 Stunden dem Präsidium 
der Staatsversammlung Mitteilung gemacht; das Präsidium seinerseits legt 
den Fall in der nächsten Sitzung der Staatsversammlung zur Beschluffassung 
vor. 

Die Staatsversammlung ist berechtigt, eine einem Abgeordneten auf- 
erlegte Haft oder sonstige Rechtsbeschränkung bis zur Sessionspause oder bis 
zum Erlöschen der Mandate aufzuscieben, 

$ 50. Die Abgeordneten der Staatsversammlung werden für die Dauer 
ihrer Vollmachten vom Wehrdienst befreit. 


$ 51. Die Mitglieder der Staatsversammlung erhalten für die Ausübun 
der Pflichten eines Mitglieds der Staatsversammlung eine Vergütung währen 
der Dauer der Tagungen der Staatsversammlung. Die Grundlage und die 
Höhe dieser Vergütung werden durch ein Gesetz bestimmt, das nur für den 
folgenden Bestand der Staatsversammlung abgeändert werden kann. 


$ 52. Die Staatsversammlung erläßt Gesetze, setzt das Budget der staat- 
lichen Einnahmen und Ausgaben fest, entscheidet über Aufnahme von An- 
leihen und über sonstige Fragen nach Maßgabe der Verfassung. 

$ 53. Die von der Staatsversammlung oder durch Volksentscheid an- 
enommenen Gesetze stellt das Präsidium der Staatsversammlung dem 

taatsältesten zur Verkündung vor. 

Der Staatsälteste hat das Recht, aus staatlihen Erwägungen von der 
Staatsversammlung angenommene Gesetze unverkündet zu lassen, indem er 
sie der Staatsversammlung zur erneuten Durchberatung und Beschlußfassung 
zurückgibt. Die im $ 34 der Verfassung vorgesehenen Gesetze kann der 
Staatsälteste aus staatlichen Erwägungen so lange unverkündet lassen, bis 
die Staatsversammlung sie entweder mit den vom Staatsältesten gewünschten 
Abänderungen angenommen hat oder bis die Staatsversammlung nach den 
nächsten Wahlen dieses selbe Gesetz erneut annimmt. 

Von seinem Beschluß betreffend die Nicdhtverkündung eines Gesetzes 
nebst den die Sache betreffenden Erwägungen macht der Staatsälteste dem 
Präsidium der Staatsversammlung spätestens im Lauf von 30 Tagen, gerech- 
net vom Empfang des Gesetzes an, Mitteilung. 

$ 54. Kein Gesetz tritt in Kraft, wenn es nicht verkündet ist. 

Falls im Gesetz selber keine andere Ordnung und kein anderer Ter- 
min vorgesehen ist. tritt es am 10. Tage nach seiner Veröffentlichung im 
Staatsanzeiger in Kraft. 

$ 55. Die Staatsversammlung übt die Kontrolle über die wirtschaft- 
liche Tätigkeit der staatlichen Institutionen und Unternehmungen, sowie 
über die Durchführung des staatlichen Voranschlags durch von ihr auf Grund 
des Gesetzes ins Leben gerufene entsprechende Institutionen aus. 

$ 56. Jeder Abgeordnete der Staatsversammlung hat das Recht, wäh- 
rend der Sitzung der Staatsversammlung Anfragen an die Regierung zu 
richten. Ein Viertel des gesetzlichen Bestandes der Staatsversammlung hat 
das Recht, die Regierung zu interpellieren, worauf eine Erklärung abgegeben 
werden muß. 
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V. Vom Staatsältesten und der Regierung. 


$ 57. Als Vertreter des Volkes übt der Staatsälteste die höchste Regie- 
rungsgewalt im Staate aus. Beim Staatsältesten besteht zwecks Verwaltung 
des Staates die Staatsregierung. 

$ 58. Der Staatsälteste wird vom Volk in allgemeiner, gleicher, direkter 
und geheimer Wahl auf fünf Jahre gewählt. 


Erhält im ersten Wahlgang kein Kandidat die Mehrheit aller abge- 
ebenen Stimmen, so findet spätestens im Lauf von drei Monaten ein zweiter 
ahlgang statt. Für den zweiten Wahlgang können neue Kandidaten auf- 
estellt werden. Im zweiten an gene gilt als gewählt der Kandidat, der 
ie meisten Stimmen erhalten hat. n mehrere Kandidaten gleichviel 

Stimmen erhalten, so gilt als gewählt derjenige, der älter ist. 


Zum Staatsältesten wählbar ist jeder stimmberectigte Bürger, der 
wenigstens 40 Jahre alt und von wenigstens 10000 stimmberechtigten Bür- 
gern als Kandidat aufgestellt worden ist. Die nähere Ordnung der Wahl 

es Staatsältesten wird durch ein Gesetz bestimmt. | 

$ 59. Die Vollmacten des Staatsältesten beginnen mit der Ablegung 

eines feierlichen Gelöbnisses vor der Staatsversammlung, welches folgender- 
maßen lautet: 

„Indem ich, N. N., auf Grund des Volkswillens das Amt des Staats- 
ältesten antrete, gelobe ich feierlich, die Verfassung und die Gesetze 
des Estländischen Freistaates treu zu schützen, gerecht und unpar- 
teiisch die mir übertragenen Vollmachten auszuüben und im Rahmen 
dieser Vollmacten mit aller Kraft und nach bestem Wissen zum 
Wohl des Estländischen Freistaates und seines Volkes zu arbeiten.“ 

Das Amt des Staatsältesten kann mit keinerlei anderen Dienst- oder 
Berufsobliegenheiten verbunden werden. Wird ein Mitglied der Staatsver- 
sammlung zum Staatsältesten gewählt, so gilt es mit der Ablegung des feier- 
lichen Gelöbnisses als aus der Staatsversammlung ausgeschieden. 


Das Gehalt, welches der Staatsälteste während der Dauer seiner Amts- 
zeit bezieht, wird durch ein Gesetz bestimmt, das nur in bezug auf den bei 
der nächsten Wahl zu wählenden Staatsältesten abgeändert werden kann. 


Ist das Amt des Staatsältesten vakant oder vermag der Staatsälteste 
wegen Krankheit oder anderer Hindernisse seine Obliegenheiten nicht zu 
erfüllen, so werden diese Obliegenheiten vom Ministerpräsidenten versehen. 
Ist das Amt des Staatsältesten vakant, oder sind die Hindernisse dauernder 
Art, so wird möglichst bald zur Wahl eines neuen Staatsältesten geschritten. 

$ 60. Der Staatsälteste leitet die Innen- und Außenpolitik des Staates 
und trägt Sorge für seine äußere Unantastbarkeit, seine innere Sicherheit und 
die Erfüllung der Gesetze. 

Der Staatsälteste hat aufer den sonstigen in der Verfassung vorge- 
sehenen Aufgaben nachstehende Befugnisse: 

1. Er vertritt den Freistaat Estland, ernennt die Vertreter des Frei- 
staates Estland in den auswärtigen Staaten und empfängt die Vertreter der 
auswärtigen Staaten. 

2. Er überwacht die Ausübung der Staatsgewalt in der gesetzlich vor- 
gesehenen: Ordnung.. 

5. Er stellt der Staatsversammlung den Voranschlag der Einnahmen und 
Ausgaben des Staates zur Bestätigung vor. 

4. Er ernennt*und entläft die Militär- und Zivilbeamten, soweit diese 
Aufgabe nicht durch die Gesetze anderen staatlichen Stellen anvertraut ist. 

5. Er schließt im Namen des Freistaats Estland Verträge mit auswärtigen 
Staaten und unterbreitet dieselben der Staatsversammlung zur Bestätigung. 

6. Ererklärt den Krieg und schließt Frieden auf Grund eines diesbezüg- 
lichen Beschlusses der Staatsversammlung. 

7. Er verhängt den Ausnahmezustand sowohl in einzelnen Gebietsteilen 
des Staates als auch im ganzen Staat und legt diesen Beschluß der Staats- 
versammlung zur Bestätigung vor. 

8. Er ist der oberste Führer der Wehrmacht. 
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9. Er entscheidet über Gnadengesuce betreffend die Verringerung oder 
den Erlaß vom Gericht verhängter Strafen. 

10. Er erläßt im Einklang mit den Gesetzen Verordnungen. 

11. Er bringt die Gesetzentwürfe in die Staatsversammlung ein. 

12. Im Fall unaufschiebbarer staatliher Notwendigkeit verkündet er 
Gesetzentwürfe als Dekrete, die Gesetzeskraft besitzen. Durch Dekret kön- 
nen nicht abgeändert werden die Gesetze über den Volksentscheid, das 
Volksbegehren, die Wahl der Staatsversammlung oder die Wahl des Staats- 
ältesten. Das Dekret ist rechtsgültig bis zu seiner Aufhebung durch den 
Staatsältesten oder durch die Staatsversammlung. 


$ 61. Die Beschlüsse des Staatsältesten müssen, um gültig zu sein, vom 
Staatsältesten und — mit Ausnahme der Amtseinsetzung und Entlassung der 
Staatsregierung oder eines ihrer Mitglieder, der Ansetzung neuer Staats- 
versammlungswahlen vor Ablauf von vier Jahren, der Beendigung ordent- 
liher Tagungen der Staatsversammlung, der Festsetzung der Dauer außer- 
ordentliher Tagungen der Staatsversammlung und der Bestätigung der 
Staatsrichter und Richter im Amt — auch vom Ministerpräsidenten oder dem 
zuständigen Fachminister unterzeichnet sein, der für den Beschluß vor der 
Staatsversammlung verantwortlich ist. 


Ist der Beschluß des Staatsältesten verfassungs- oder gesetzwidrig, so 
ist der Ministerpräsident oder der zuständige Fachminister verpflichtet, die 
Gegenzeichnung des Beschlusses zu verweigern. 


$ 62. Die Beschlüsse des Staatsältesten werden von der Staatsregierung 
auf Antrag des Ministerpräsidenten oder des zuständigen Fachministers zur 
Ausführung angenommen. 

Findet der vortragende Minister, daß der Beschluß des Staatsältesten 
verfassungs- oder gesetzwidrig ist, so macht er hiervon der Staatsregierung 
Mitteilung. Schlieft sich die Staatsregierung nach Erwägung der Sache der 
Meinung des vortragenden Ministers an, so ersucht sie den Staatsältesten um 
die Rücknahme oder Abänderung seines Beschlusses. Bleibt der Staatsälteste 
bei seinem Beschluß, so ist die Staatsregierung verpflichtet, ihm zu erklären, 
daß der Beschluß nicht ausführbar sei. 


$ 63. Die Staatsregierung muß das Vertrauen der Staatsversammlung 
und des Staatsältesten besitzen. 

Die Staatsregierung oder ihre einzelnen Mitglieder scheiden aus dem 
Amt, wenn die Staatsversammlung ihnen ein ausdrückliches Mißtrauensvotum 
erteilt und der Staatsälteste es darauf nicht für notwendig erachtet, neue 
Staatsversammlungswahlen auszuschreiben. 

i $ 64. Die Staatsregierung wird durch den Staatsältesten ins Amt be- 
rufen. 

Die Staatsregierung wird vom Staatsältesten auf eigene Initiative, auf 
Vorschlag des Ministerpräsidenten oder auf Grund eines von der Staats- 
versammlung angenommenen Mißtrauensvotums aus dem Amt entlassen. 

Die Staatsregierung besteht aus dem Ministerpräsidenten und den 
Ministern. Der Staatsälteste ernennt aus der Zahl der Minister einen Stell- 
vertreter des Ministerpräsidenten. 

Der Ministerpräsident vereinheitlicht die Tätigkeit der Staatsregierung, 
leitet ihre Sitzungen, wenn der Staatsälteste es nicht für notwendig erachtet, 
dies selbst zu tun, kann von den einzelnen Ministern Rechenschaft über ihre 
Tätigkeit verlangen und die Entlassung einzelner Minister, wie auch der gan- 
zen Staatsregierung beantragen. 

Jeder Minister ist der Leiter seines Ministeriums. Die Anzahl der 
Minister, die Arbeitsteilung zwischen den Ministerien und die Ordnung ihrer 
Geschäftsführung wird durch ein Gesetz bestimmt, 

Die Sitzungen der Staatsregierung sind geschlossen. Nur bei besonders 
feierlichen Gelegenheiten können sie auf Anordnung des Staatsältesten für 
öffentlich erklärt werden. 

$ 65. Zu den Befugnissen der Staatsregierung gehören: die Ausführung 
der Beschlüsse des Staatsältesten auf Grundlage der Verfassung, die Bera- 
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tung und Entscheidung der Angelegenheiten, die ihr auf Grund der Gesetze 
übertragen sind, sowie die übrigen Fragen auf dem Gebiet der Staatsverwal- 
tung, die nicht durch Verfassung oder Gesetze dem Staatsältesten oder einem 
der Minister als Leiter seines Ministeriums oder irgendeiner unterstellten 
Behörde übertragen sind. 

Wenn die Staatsregierung findet, daß ihr Recht zur endgültigen Ent- 
scheidung irgendeiner Frage strittig ist, so wird diese Kompetenzfrage vom 
Staatsältesten entschieden. 

Beim Staatsältesten befindet sih die für ihn und die Staats- 
regierung gemeinsame Staatskanzlei. 

Die Staatskanzlei leitet der Staatssekretär, den der Staatsälteste ernennt. 

$ 67. Der Staatsälteste, der Ministerpräsident und die Minister können 
nur auf Grund eines entsprechenden Beschlusses der Staatsversammlung zur 

erichtlihen Verantwortung gezogen werden. Die YErnan ung der Ange- 
Fegenheit unterliegt dem Staatsgeriht. Das Verfahren der Belangung und 
Verhandlung der Angelegenheit wird durch ein Gesetz bestimmt. 


VI. Vom Gericht. 


$ 68. Die Rechtsprechung in Estland üben in Erfüllung ihrer Tätigkeit 
unabhängige Gerichte aus. 

$ 69. Die höchste Gerichtsgewalt in Estland wird von dem aus Staats- 
richtern bestehenden Staatsgericht ausgeübt. Die Staatsrihter werden vom 
Staatsältesten aus der Zahl der vom Staatsgericht vorgestellten Kandidaten 
im Amt bestätigt. 

8$ 70. Die Richter, soweit sie nicht laut Gesetz wählbar sind, werden 
auf Antrag des Staatsgerichts vom Staatsältesten in-ihrem Amt bestätigt. 

$ 71. Die Richter können nur auf gerichtlihem Wege ihres Amtes ent- 
hoben werden. 

Die Richter können wider ihren Willen von einem Ort an den anderen 
versetzt werden nur in Fällen, die durch Erfüllung des Gesetzes bedingt sind. 

$ 72. Die Richter dürfen kein besoldetes Nebenamt bekleiden, mit Aus- 
nahme der im Gesetz vorgesehenen Fälle. 

$ Gewisse Kategorien von Kriminalsachen unterliegen auf Grund 
und in der Ordnung der entsprechenden Gesetze dem Geschworenengericht. 
Die Richter des Geschworenengerichts sind durch die Forderung des vorigen 
Paragraphen nicht gebunden. 

Š 74. Sondergerichte sind in den Grenzen des entsprechenden Gesetzes 
nur zur Kriegszeit, während des Schutzzustandes und auf Kriegssciffen zu- 
gelassen. 


VI. Von der Selbstverwaltung. 


$ 75. Die Staatsgewalt übt die Verwaltung am Ort durch Vermittlung 
der Stadt-, Flecken- und Landgemeinde-Selbstverwaltungen aus, soweit durch 
Gesetz hierzu nicht besondere Behörden geschaffen sind. 

$ 76. Die Vertretungskörperschaften der Selbstverwaltungseinheiten 
‚werden in allgemeiner, gleicher, direkter und geheimer Abstimmung nadh 
den Grundsätzen des Verhältniswahlsystems gewählt, jedoh so, daß der 
Wähler die Möglichkeit hat, einzelne Personen zu wählen. 

$ 77. Die Selbstverwaltungseinheiten haben das Recht, zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben Steuern zu erheben und Lasten aufzuerlegen in den Grenzen 
und in der Ordnung, wie sie vom Gesetz bestimmt sind. 


VII. Von der Landesverteidigung. 


$ 78. Alle estländishen Bürger sind verpflichtet, sih an der Vertei- 
digung des Freistaates zu beteiligen, auf den Grundlagen und in der Ord- 
nung, wie sie im Gesetz vorgesehen sind. 

$ 79. Zum Schutz des Freistaates wird eine Armee gebildet, deren Orga- 
nisation durch ein Sondergesetz bestimmt wird. 

$ 80. Im Fall der Erklärung der Mobilisation sowie im Fall des Kriegs- 
ausbruchs geht der Oberbefehl über die Wehrmacht auf den vom Staats- 
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ältesten ernannten Oberbefehlshaber der Wehrmacht über, dessen Befugnisse 
durch ein Gesetz bestimmt werden. 

$ 81. Der Staatsälteste hat das Recht, auf der Grundlage und in der 
Ordnung, wie sie in einem Sondergesetz vorgesehen sind, die Wehrmacht 
betreffende Bestimmungen und Verordnungen zu erlassen. 

$ Die Anordnung der Mobilisation der Wehrmacht des Freistaates 
wird von der Staatsversammlung beschlossen. 

Der Staatsälteste hat das Recht, ohne einen diesbezüglichen Beschluß der 
Staatsversammlung abzuwarten, die Mobilisation nzuorduen. wenn ein aus- 
wärtiger Staat dem Freistaat den Krieg erklärt, die Kriegstätigkeit begonnen 
oder eine Mobilisation gegen den Freistaat angeordnet hat. 

IX Von den Staatssteuern und dem Budget. 

$ 83. Dffentliche Steuern und Lasten dürfen niemandem anders auf- 
erlegt werden, als auf Grund des Gesetzes. 

$ 84. Es darf niemandem auf Kosten des Staates eine Pension, ein 
Honorar oder eine andere Entschädigung gewährt werden, außer auf Grund 
eines diesbezüglichen Gesetzes. 

Für jedes Jahr wird ein allgemeiner Voranschlag der Staatsein- 
nahmen und -ausgaben zusammengestellt. Auf gesetzgeberishem Wege kann 
seine Geltung teilweise verlängert werden, bis zur Annahme des neuen 
Budgets. 

X. Von der Geltung der Verfassung und von ihrer 

Abänderung. 

$ 86. Die Verfassung bildet die unwandelbare Richtschnur für die 
Tätigkeit der Staatsversammlung, des Staatsältesten, der Regierungsbehörden 
und der Gerichte. 

$ 87. Das Recht der Initiative zur Abänderung der Verfassung steht 
sowohl dem Volk in der Ordnung des Volksbegehrens, wie auch der Staats- 
versammlung in gewöhnlicher Ordnung zu. | 

ber eine Änderung der Verfassung, ob sie nun in der Ordnung 
des Volksbegehrens oder von der Staatsversammlung angeregt worden sein 
möge, entscheidet das Volk auf dem Wege des Volksentscheids. 

$ 89. Der Entwurf einer Änderung der rien: muß dem Volk 
wenigsten: drei Monate vor dem Tage des Volksentscheids bekanntgegeben 
werden. 


Bücherschau. 


Zur russischen und polnischen Kunstgeschichte. 


Goldschmidt, Adolph: Die Bronzetüren von Now- 

Be und Gnesen. Marburg a. L. Verlag des Kunsthistorischen 
eminars der Universität Marburg. 1932. 42 S., 105 Lichtdruck- 

tafeln. Preis: 100,— RM. 

Ainalov, Demetrius: Geschichte der russischen Monu- 
mentalkunst zur Zeit des Großfürstentums Moskau. Grundrif 
der slawischen Philologie und Kulturgeschichte, herausgegeben 
von R. Trautmann u. M. Vasmer, 12 Bd. Berlin und Leipzig. 
Walter de Gruyter & Co. 1933. V+ 143 S., 7 a Wi 
73 Tafeln (darunter 2 farbige). Preis: 28,— RM., geb. 30,— 


Das Werk von A. Goldschmidt berührt nur teilweise das ost- 
europäische Gebiet. Obwohl die hier behandelten Kunstdenkmäler sich jetzt 
auf russishem bzw. polnischem Boden befinden, handelt es sich in beiden 
Fällen im wesentlihen um eine deutsche Arbeit des 12. Jahrhunderts. 
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Die Nowgoroder Bronzetüren an der Westfassade der Sophienkathedrale, die 
bis jetzt noch traditionell als „Korsunsches (d. h. aus Chersones stammendes) 
Tor" bezeichnet werden, haben in der Tat, wie schon längst erkannt worden- 
ist, nichts mit Chersones, noch überhaupt mit der byzantinischen Kunst zu 
tun. Ikonographisch und stilistisch erweisen sie sich als eine sächsische Arbeit 
um 1150 aus der Domwerkstatt des Magdeburger Erzbischofs Wichmann, die 
ausführenden Meister, Ricwin (Riquinus) und sein Gehilfe Waismuth, waren 
ebenfalls Deutsche (sie sind mit ihren Werkzeugen geschildert, und die Dar- 
stellungen sind mit Namen versehen). Erst nach der zu einer unbestimmten 
Zeit geschehenen Überführung der Türen von der polnischen Hauptstadt 
Plock, für die sie ursprünglich bestellt worden waren (Darstellung des Ploc- 
ker Bischofs Alexander, 1129—1156!), nach Nowgorod, kam der Anteil russi- 
scher Künstler hinzu. Allerdings beschränkte sich dieser Anteil nur aufeinige 
Stücke des reich ornamentierten Rahmenwerkes und auf drei später ergänzte 
nen davon eine mit der Darstellung eines russischen Bildhauers 
und Gießers Abram. 

Die Bronzetüren an der Südseite des Gnesener Domes, mit Dar- 
stellungen aus dem Leben des hl. Adalbert, des Schutzherrn der Stadt, sollen 
ebenfalls ursprünglich bei der Christianisierung Rußlands vom Großfürsten 
Wladimir von Chersones nach Kiew und von dort durch den polnischen König 
Boleslaw Il, nach Gnesen gebracht worden sein. Auch diese Tradition ist eine 
Legende: die Gnesener Türen sind vielmehr, aller Wahrsceinlichkeit nach, 
eine Stiftung des Boleslaw III, Schiefmund (1102—1138). Der Stil der Reliefs 
stimmt mit dieser Datierung überein. Als Herstellungsort käme, nach Gold- 
schmidt, in erster Linie eine böhmische Gußwerkstatt in Betracht. Die 
meisterhaft geführte Untersuchung ersceint als II. Band der von Richard 

amann, in Verbindung mit dem deutschen Verein für Kunstwissenschaft, 
herausgegebenen groß angelegten Publikation, welche die wichtigsten früh- 
mittelalterlichen Bronzetüren umfassen soll. Die Photographien sind, unter 
erheblichen technischen Schwierigkeiten, von Professor Hamann neu auf- 
genommen worden. 


Ainalovs „Geschichte der russischen Kunst“, deren erster Band, über 
den in dieser Zeitschrift bereits referiert wurde (Jahrgang VII, 1931 bis 
1932, S. 683—685), der vormoskowitischen Zeit gilt, bildet das Er- 
gebnis seiner langjährigen Forscherarbeit. Es ist nicht etwa eine Über- 
setzung oder Umarbeitung eines früher erschienenen Handbudes, son- 
dern durchweg eine Neuschöpfung. Die russishe Kunst wird nicht 
isoliert,” sondern stets in ihren wechselnden, nicht immer restlos ge- 
klärten, aber immer fruchtbaren Beziehungen zu Byzanz, zum Orient und 
zum Abendland erörtert. Der zweite, erst vor kurzem erschienene Band 
behandelt einen der wichtigsten Abschnitte der russischen Kunstgeschichte: 
die Bildung neuer Kunstformen und Kunstideale zur Zeit des Groffürsten- 
tums Moskau, also vom 14. bis zum Ausgang des 16, Jahrhunderts; einzelne 
Kapitel leiten schon ins volle 17. Jahrhundert hinüber. Eingehend wird die 
großartige Moskauer Architektur analysiert, die so vieles dem Können und 
der Phantasie italienischer Renaissance-Baumeister verdankt, und doch im 
Grunde eine originelle Schöpfung bleibt. Dann werden die bodenwüchsigen 
Formen der Holzbaukunst erörtert, die sich außerordentlich fruchtbar für die 
spätere Ausbildung des russischen „Barocks“ erwiesen haben. Während von 

er Moskauer Monumentalmalerei des 14. bis 16. Jahrhunderts nur verhält- 
nismäßig wenige bedeutende Beispiele bis auf uns gekommen sind (darunter 
die Wandmalereien des Dionissij, eines Nachfolgers des genialen Rubljow, in 
dem ziemlich weit von Moskau entfernten Ferapontow-Kloster), geben uns 
zahlreiche, in den letzten Jahren aufgedeckte Ikonen eine fast erschöpfende 
Vorstellung von der ehemaligen Blüte dieses Kunstzweiges in verschiedenen 
Zentren der künstlerischen Betätigung: in Kiew, Nowgorod, Pskow, im Wla- 
dimir-Susdaljschen Gebiet, später in Moskau und am Ural (die sog. Stro- 
anow-Schule). Mit Simon Uschakow (ft 1686) bricht schon eine neue Aera an: 

ie einer bewußten Nachahmung der N eup dico; in diesem Falle 
niederländischen Vorlagen. Das letzte Kapitel behandelt, auf Grund des fast 
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ausschließlich vom Verfasser selbst aufgenommenen und hier zum ersten 
Mal publizierten Materials, die prachtvollen russischen Kunststickereien. Die 
zahlreichen, sehr instruktiven und größtenteils vorzüglich reproduzierten 
Abbildungen unterstützen den klaren und prägnanten Text. Die jedem 
Kapitel beigefügte Bibliographie enthält alle wichtigsten ae 


Zur russischen Landwirtschaft. 
Melkich, Prof. Alexander: Stand und Aussichten des 


Baumwollbaus in der Sowjetunion. Berlin. Verlag Paul Parey. 
1933. 109 S. Preis: 10,80 RM. (Berichte über Landwirtschaft, 
Sonderheft 82.) 

Golf, Prof. A.: Die Karakulzudt in ihrem Heimatlande 
Turkestan. Berlin. Verlag Paul Parey. 1933. 50 S. Preis: 
6,50 RM. (Berichte über Landwirtschaft, %. Sonderheft.) 


Mit der Arbeit „Stand und Aussichten des Baumwollbaus in der Sowjet- 
union“ von Prof. A. Melkich hat die Schriftenreihe „Berichte über Land- 
wirtschaft” wiederum eine wertvolle Bereicherung erfähren. Der Verfasser 
kommt zum gleichen Ergebnis wie die Professoren Brutzkus, Poletika und 
v. Ugrimoff bei der Analyse der „Getreidewirtschaft in den Trockengebieten 
Rußlands“ (Ost-Europa, Heft 9, 1933, Seite 560), wenn er es auch nicht so kon- 
kret formuliert. Unter den obwaltenden Verhältnissen allgemeiner Natur 
und den landwirtschaftlichen Organisations- und Produktionsbedingungen so- 
wie der angewandten Kulturverfahren ist die relative landwirtschaftliche 
Produktionskapazität erreicht und der Optimalpunkt der Produktion (Gesetz 
vom abnehmenden Bodenertrag) verlassen. Zu diesen Resultaten kommt 
Melkich bei einer gründlihen Durchsicht der entsprechenden Faktoren. Er 
beginnt sie mit einer Einführung in das Fragengebiet der sowjetrussischen 
Baumwollunabhängigkeit und geht sodann auf die Baumwollpläne über, 
Hierauf beschäftigt er sich mit den Erweiterungsmöglichkeiten der Saat- 
flächen, um weiterhin die Frage der Produktionskosten, der Rentabilitäts- 
verhältnisse und das Maschinisierungsproblem zu untersuchen. Schließlich 
gibt er in einer zusammenfassenden Schlußübersicht in ‚keiringier Form noch 
einmal die Erkenntnisse wieder, die er bereits bei der Untersuchung der 
Einzelfragen zum Ausdruck bringt. 

In der gleichen Schriftenreihe ist der Bericht von Professor Dr. Golf, 
dem Direktor des Instituts für Tierzudıt und Milchwirtschaft an der Uni- 
versität Leipzig, über seine Studien veröffentlicht worden, die er anläßlich 
einer Forschungsreise nach Turkestan über das Karakulschaf angestellt hat. 
Der Charakter dieser Schrift unterscheidet sich ganz wesentlich von dem der 
oben besprochenen. Der Verfasser hält sich streng an die Untersuchung der- 

nigen Dinge, die mit der Physiologie und dem Vorkommen der genannten 
nr im asiatischen Rußland in Verbindung stehen und berührt nur leicht 
wirtschaftliche und organisatorishe Fragen. Das ist aber nicht etwa ein 
Mangel, denn der Verfasser hat sidh auf, sein Fach beschränkt, weshalb die 
von ihm gemachten Feststellungen und Angaben von um so höherem Wert 
sind. Professor Golf tritt an "Tie o seiner ihm vom Thema gestellten 
Aufgaben mit einem kurzen Überblick über die Lage und das Klima Turke- 
stans heran und berührt dabei die heutigen Verwaltun DB Cien dieses Tei- 
les der Sowjetunion sowie seine Geschichte und Bevölkerung. Hierauf 
spricht er über die Organisation der Karakulzucht und die staatlichen Lehr- 
und Versuchswirtschaften. Über die Farbenvarietäten, die Usbekische Boni- 
tur, den Zuchtbetrieb und die Haltung schließt er seine Ausführungen mit 
einigen kurzen Angaben über die Nebennutzungen der Karakulschafzucht. 
Ein Literaturverzeichnis gestattet es, einzelne Fragen mit größerer Genauig- 
keit zu untersuchen. Was an dieser Arbeit hervorzuheben ist, ist ihre n 
lichkeit und tiefgehende Gründlichkeit. 
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Das Ende des Zarismus. 


Paléologue, Maurice: Alexandra Feodorowna. Der 
Roman der letzten Zarin. Berlin. Universitas Deutsche Verlags- 
A.-G. 1933. 159 S. Preis: Pp. 2,90 RM., Lw. 3,90 RM. 

Prawdin, Michael: Eine Welt zerbricht. Ein Tat- 
sachenroman. Stuttgart. Deutsche Verlags-Anstalt. 1933. 351 S. 
Preis: 6,75 RM. 

Munier-Wroblewska, Mia: Die zweite Sintflut. 
Roman. Leipzig. Hesse & Becker Verlag. O. J. Preis: kart. 
3,50 RM., Gzln. 5,50 RM. 


Dem französischen Diplomaten Paléologue muß es, wie einem jeden 
anderen, der auch nur oberflächlich über die Vorgänge am Zarenhofe orien- 
tiert war, gut bekannt sein, daß dem Verhältnis zwischen der Zarin und dem 
Starez auch nicht im entferntesten etwas anhaftete, was man mit dem Aus- 
druck „Roman“ bezeichnen könnte. Es wäre daher richtiger und taktvoller 
gewesen, wenn Paleologue den wohl im Interesse der Reklame gewählten 
Nebentitel weggelassen hätte. Für das Rasputin-Problem bringt er eine Er- 
klärung, die im wesentlichen richtig, aber keineswegs neu ist. Dem Versuch 
Paleologues, den Einfluß Rasputins auf die Zarin aus ihrer Einstellung zum 
„gottergebenen und zarentreuen” einfachen russischen Volk zu erklären, kann 
man ebenso beipflichten wie der Ansicht, dad dem Wundermann der Boden 
bereits durch seine Vorgänger vom Schlage eines Philippe oder Papus gut 
vorbereitet war. Ohne, seiner Gewohnheit gemäß, besonders in die Tiefe zu 
greifen, entwirft Paleologue ein lebendiges und farbenvolles Bild vom Zaren- 
hof, in dessen Mittelpunkt die tieftragische Erscheinung der letzten Zarin steht. 

Viel tiefer angelegt ist das Buch von Michael Prawdin, das uns 
den Zusammenbruch des Zarismus schildert. Hinter dem Decknamen ver- 
birgt sich eine Persönlichkeit, die über die Vorgänge in der Werkstatt poli- 
tischer Intriguen nn orientiert gewesen sein muß. Außerdem hat 
der Verfasser mit großer Sorgfalt ein umfangreiches Material an Denkwürdig- 
keiten und Erinnerungen, Tagebüchern und Briefen der bedeutendsten 
Staatsmänner jener Zeit verarbeitet und das Ergebnis seiner Studien nicht 
etwa in Form einer wissenschaftlihen Abhandlung. wohl aber als Bilder- 
chronik zur Darstellung gebracht. Wenn der Verfasser im Nachwort schreibt: 
„Dieses Buch ist vom ersten bis zum letzten Bild wahr. Jede geschichtliche 
Person hat so gehandelt, wie ich es beschrieben habe, hat die Aussprüche 
getan, die in meinem Buche stehen... Ih habe nichts gedichtet, sondern 
nur verdichtet“, so haben wir keine Veranlassung, an der Richtigkeit dieser 
Worte zu zweifeln. Manche Episoden und Einzelheiten könnten allerdings 
dem Leser. der das alles selbst nicht miterlebt hat, als zu lang gedehnt er- 
scheinen. Trotzdem bietet dieser ..Tatsachenroman“ ein eindrucsvolles Bild 
der Ereignisse vom Anfang des Weltkrieges bis zur Abdankung des Zaren 
Nikolaus II 

Ein Buch noch ganz anderer Art ist der Roman der baltischen Schrift- 
stellerin Mia Munier-Wroblewska. Zunächst staunt man über die 
üppige Phantasie der Verfasserin: denn die Welt, die vor unseren Augen 
von „der zweiten Sintflut“ weggespült wird, ist natürlich — das muß fest- 
gestellt werden — ein reines Phantasiegebilde und hat mit der russischen 
Wirklichkeit nur sehr wenig zu tun. Die Typen, die wir in diesem Roman 
vorfinden, besonders der Hauptheld. Fürst Anatol, einst ein Wüstling und 
später ein Heiliger, sind Gestalten, die wohl in der russischen Literatur ge- 
legentlich vorkommen, aber keineswegs Gewohnheitserscheinungen des russi- 
schen Lebens waren. Staunenswert ist auch der beständige Wechsel der 
Dekorationen, den die Verfasserin vornimmt: Aus Petersburg führt sie uns 
nach Kurland, von dort plötzlich in die Mandschurei, um nach einem kurzen 
Abstecher in der Krim längere Zeit im Polargebiet der russischen Tundra 
zu verweilen. Dann geht es auf das rumänische Königsschloß Sinaja, wo 
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der Roman seinen Höhepunkt erreicht. Die Revolution erleben wir in 
Petersburg und in Sibirien und gelangen zum Schluß in den Tiergarten Ber- 
lins, von wo das von der Sintflut gerettete Paar den Weg in den sicheren 
Hafen der Ehe findet, der es wieder nach Kurland führt. Wenn man so diese 
Bilderserie an sich vorüberziehen läßt, kommt man auf den Gedanken, daf 
die Verfasserin ihren Roman „mehr zum Drehen als zum Lesen“ geschrieben 
hat. Ein wirkliches Bild des alten Rußlands erhält man so nicht. Denn 
schließlich gab es im zaristischen Rußland doch noch etwas anderes außer 
betrunkenen Popen, randalierenden Gardeoffizieren und kokainsüchtigen 
Prinzessinnen. F. St. 


Russische Literatur. 


Weltliteratur der Gegenwart 1890—1931. In 
zwei Bänden und einer Büchertafel.e Zweiter Band: Romanische 
und östliche Länder. Unter Mitarbeit von Gerhard Hermann, 
Adolf Narcif, Bernhard Rang und Curt Wormann, herausgegeben 
von Wilhelm Schuster und Max Wieser. Berlin. Sieben- 
Stäbe-Verlag. 1931. 120 S. Preis: 3,75, 1,75 RM. 


Turgenew Iwan: Das russische Frauenherz. Heraus- 
gegeben von Reinhold von Walter. Saarlouis. Hausen, Verlags- 
gesellschaft m. b. H. 1932. 287 S. Preis: geb. 2,50 RM. 


Die handlichen Bände der „Weltliteratur der Gegenwart“ füllen 
eine Lücke aus, die jeder empfindet, der sich über die nationalen Literaturen 
Osteuropas orientieren will. Auf knappem Raum, dabei übersichtli und 
a geben sie einen Überblick über die wichtigsten Etappen dieser 
‚iteraturen in den letzten vierzig Jahren mit besonderer Berücksichtigung 
der neuesten Entwicklung. In einem besonderen Band sind auferdem die 
Titel der Hauptwerke mit den dazugehörigen Daten und deutschen Ausgaben 
in -systematischer Ordnung zusammengestellt. 

Den Leser dieser Zeitschrift wird, abgesehen von den wertvollen Über- 
sichten der polnischen, tschechischen und slowakischen Literatur und der in 
einem Kapitel zusammengefaßten wenig beachteten modernen Balkanlitera- 
turen, vor allem das Kapitel „Rußland“ interessieren, das, dem Gegenstand 
entsprechend, auf über 100 Seiten behandelt ist. Es ist ein sehr beachtlicher 
‚Versuch, den vielfältigen Stoff übersichtlih zu gliedern. Der Verfasser hat 
die Grundprobleme des Vorkriegsruflands und des bolschewistischen Staates 
-in den Mittelpunkt gestellt und betrachtet die literarischen Werke als Aus- 
strahlungen dieser Probleme. Auf äußere Vollständigkeit der Erscheinungen 
ist mit Recht verzichtet worden, nur die repräsentativen Werke sind auf- 
re aber es fehlt in dem Kapitel, das mit den Dekadenten und Neo- 
ealisten beginnt und durch die Phasen der Sowjetliteratur bis zu ihren 
jüngeren Vertretern führt, kein wichtiges Glied der Entwicklung, wenigsteus 
is zum Ende der Periode, die etwa 1930 zum Abschluß kommt. 

Im einzelnen wäre manches an Werturteilen und sacdlichen Angaben 
richtigzustellen. Da der Verfasser im wesentlichen an Übersetztem orientiert 
war, ist natürlich auch der Ausschnitt, den er von dem Ganzen gibt, etwas 
einseitig: so ist weder die Lyrik in ihren zeitgenössischen Vertretern 
(Aleksandrowskij, Bajrizkij, Swetlow), noch die Dramatik, die seit einiger 
Zeit eine viel bedeutendere Rolle spielt, als beispielsweise die Roman- 
dichtung, mit ihren bekannten Namen (Afinogenow, Kirschon, Olescha) 
berücksichtigt worden. Erwähnt sei noch, daß die Literatur der Emigration 
in einem besonderen Abschnitt ausführlich behandelt ist, wobei neben den 
älteren Meistern (Remisow, Bunin, Mereshkowskij usw.) auch einige „Junge“ 
mit ihren Leistungen genannt werden. 

Die Auswahl aus Turgenew, dessen fünfzigster Todestag kürzlich 
begangen wurde, vereinigt das Beste aus den Frauennovellen des großen 
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Romanziers, Stücke wie die „Erste Liebe“, „Assja“, „Klara Mitisch“ neben 
kleineren Novellen zu einem abgerundeten Ganzen, für dessen wohlklingende 
Übertragung R. v. Walter verantwortlich zeichnet, der auch eine klärende 
Einführung zum Ganzen geschrieben hat. W. L. 


Der Große Weltatlas, bearbeitet und mit der Hand 
gestochen in der kartographischen Abteilung des Bibliographi- 
schen Instituts mit Bemerkungen zu den Karten von Edgar Leh- 
mann und einem Register mit 70000 Namen. Leipzig. Biblio- 
graphisches Institut. 1933. Preis: L. 22,50 RM: 


Technisch fällt an diesem neuen Atlas, der 25 Karten enthält, zunächst 
auf, was sehr bequem ist, daß die Karten herausgenommen und jede für sich 
benutzt werden können. Sodann ist, in technisch mustergültiger Weise, ver- 
sucht und auch durchgeführt, eine Veranschaulichung der heute so vielfach 
behandelten Räume, Großwirtschaftsräume oder wie sonst, z. B. Mitteleuropa 
oder europäische Staaten (diese beiden Nummern 4 und 3 sind ungemein an- 
schaulich), ebenso westliche Mittelmeerländer oder östliche Mittelmeerländer 
— bier hätte man freilih gern eine Gesamtkarte des südosteuropäischen 
Raumes gehabt. Sehr gut schließt sich Nr. 23, Stiller Ozean, an. Der Atlas 
entspricht so einem bekannten starken Zuge in der Beschäftigung der Gegen- 
wart in vortreffliher Weise. Ausführliche Bemerkungen des Herausgebers 
führen das dann im einzelnen noch besonders aus. 

Das Gebiet unserer Zeitschrift findet sich auf der Karte 4, die Rand- 
staaten bis zur russischen Grenze, und dann besonders auf den Karten 13 
und 14: die Sowjetunion im ganzen im Maßstab 1 :21 Millionen und ihr west- 
licher Teil im Maßstab 1:15 Millionen. Die letztere Karte ist im ganzen gut 
und ausreichend, sie umfaßt auch das westliche Sibirien. Aber schon auf 
dieser müßten die einzelnen „Rayone” schärfer herauskommen, und nodi 
weniger befriedigt das Kartenbild der Sowjetunion im ganzen, das ver- 
schwimmt, die einzelnen Bundesrepubliken, autonomen Republiken usw. zwar 
verzeichnet, aber nicht deutlich und scharf genug gegeneinander abhebt. Dabei 

ibt es ganz gute und ausreichende russische Karten, auh Wandkarten, die 

ie Ravoneinteilung völlig klar und scharf erkennen lassen. In einer neuen 
Auflage, die sicherlich nicht lange auf sich warten läßt, möchten wir wün- 
schen, daß das verbessert werde. 

Der Herausgeber hat auf S. III und IV recht gute und wohlüberlegte 
Se e eographisch-geopolitishe Bemerkungen über die 
Sowjetunion angefügt, die in Kürze eine Anleitung geben hin auf (wie der 
Herausgeber mit Recht sagt) die „Betrachtung des ganzen, des geschlossenen 
Großraumes“, mit historischen und statistischen Daten. Nur ist hier dasselbe 
zu bemerken, wie bei den Karten. Was der Herausgeber S. III unten aus- 
führt, ist gewiß richtig. Dann müßte aber eine Karte die von ihm unter- 
schiedenen (S. IV oben) Räume: Nordrußland, Großrußland, Schwarzerde usw. 
physikalisch-geographisch möglichst scharf darstellen und eine andere die 
neue Provinzeinteilung in Wirtschaftsräume Was der Herausgeber dazu 
S. III unten sagt, daß es nicht auf die Grenzen, sondern auf den Kern der 
einzelnen natürlichen Gebiete ankomme, die hier noch viel mehr als sonst 
breite Übergangsräume seien, ist gewiß richtig. Aber dem steht die Not- 
wende gegenüber, die Anschauung zunächst zu übermitteln als erste 
Aufgabe eines solchen Atlasses und das so scharf wie möglich einzuprägen 
gegenüber der Gouvernementseinteilung, die der europäische Beschauer doch 
noch im Kopfe hat. 

Sonst aber ist dieser Weltatlas sehr zu empfehlen als ein besonders 
eeignetes Handwerkszeug für den politisch Interessierten und Arbeitenden. 
`r kann um so mehr empfohlen werden, als, wie gesagt, die Herstellung aus- 

gezeichnet ist und ein vorzügliches, sehr umfangreiches Namenregister bei- 
gegeben ist. O. H. 
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Notizen. 


Polen und das Slaventum. 


Der Allslavishe Verein in Warschau (Związek Wszedhslowianski) hielt 
am 24. September seine erste Sitzung ab. Professor Dr. Zielinski von der 
Universität Warschau sprach über das Thema „Der Westen, der Osten und 
Polen“. Professor Szober hielt einen Vortrag über „Polen und das Slaven- 
tum“. Die diplomatischen Vertreter Bulgariens und der Tschechoslowakei 
wohnten der Sitzung bei. 

In Posen, wo es bereits einen Polnisch-Südslavischen und einen Polnisch- 
Tschechischen Verein gibt, ist 1933 der Allslavische Verein „Słowianin“ (Der 
Slave) gegründet worden. Der neue Verein will die möglichst allseitige An- 
näherung der slavischen Völker fördern und Propaganda für diese Idee machen. 
Er beabsichtigt, eine eigene Zeitschrift herauszugeben. Mehrere Versamm- 
lungen, die der Verein veranstaltete, waren gut besucht. Der Verein beab- 
sichtigt ferner, zur Verbreitung der Kenntnis der slavischen Sprachen bei- 
zutragen, und wird in dieser Richtung tätig sein. Er wird auch Studienreisen 
veranstalten. 

Zum Lektor der wendischen (sorbischen) Sprache an der Universität 
Warschau ist Herr Jury Yesky ernannt worden. Bisher gab es an keiner 
polnischen Universität ein wendisches Lektorat. Ch. 


Deutschland und Polen. 


Von dem großen Sammelwerk, das Professor Brackmann zusammen mit 
18 deutschen Historikern über die geschichtlihen Beziehungen zwischen 
Deutschland und Polen herausgegeben hat, erschien soeben im Verlag von 
R. Oldenbourg, München und Berlin, eine Ausgabe in französischer und eine 
Ausgabe in englischer Sprache. 

Eingegangene Bücher: 

Arndt, Dr. Gotthard: Grundsätze der Siedlungspolitik und Siedlungs- 
methode Friedrichs des Großen. Berlin. Deutsche Landbuchhandlung. 1934. 
en vs zur Förderung der Inneren Kolonisation. Heft 52. 74 S. Preis: 
2,— } 

Berg, Bertha: Sterbende Jugend in Sowjetrufland. Wernigerode a. Harz. 
ae Verlag. 1934. Band 7 der „Ruflland-Bücherei‘. 75 S. Preis: 
1,30 ; 

Bunin, Iwan: Im Anbruch der Tage. Arssenjews Leben. Berlin. Bruno 
Cassirer Verlag. 1934. 337 S. Preis: geh. 4,— RM.: geb. 5,50 RM. 

esevičius, Domas: Das Finanzsystem Litauens. Bonn. Ludwig 
Röhrscheid Verlag. Berlin. Georg Stilke Verlag. 1934. Kölner Studien. 
Neue Folge. Heft 3. 112 S. Preis: 475 RM. 

Haensel, Carl und Strahl, Richard: Politisches ABC des Saar-. 
Grenz- und Auslanddeutschtums. Zweites Schlag- und Stidhwörterbuh für 
den deutschen Volksgenossen. Mit 2 Karten. Stuttgart. Verlag J. Engel- 
horns Nadıf. 1934. 94 S. Preis: 150 RM. 

Kologriwof, Iwan von: Die Metaphysik des Bolshewismus. Drei 
Vorlesungen über seine re Quellen, seine Geschichte, sein Wesen. 
Salzburg. Verlag Anton Pustet. 1934. Bücherei der Salzburger Hochschul- 
wochen, herausgegeben vom Direktorium der Salzburger Hochschulwocen. 
Band III. 80 S. Preis: brosch. 2,20 RM., S. 3,90, gebunden 2,90 RM., S. 5.—. 


Diesem Heft der Zeitschrift liegt ein Prospekt der Firma 
Verlag der Deutschen Ärzteschaft, Berlin 
bei, den wir der Beachtung der Leser empfehlen. 
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An unsere Leser! 
Nach dreijähriger Tätigkeit ist mit dem 1. Mai d. J. Dr. Klaus 


, Mehnert aus seiner Stellung als Generalsekretär der Gesell- 


schaft und verantwortlicher Schriftleiter der Zeitschrift „Ost- 
europa“ ausgeschieden. Er folgt einer Berufung zum Moskauer 


* Korrespondenten eines großen deutschen Zeitungskonzerns. Dr. 


~ Mehnert hat sih durch unermüdliche Tätigkeit, unterstützt durch 


eine genaue Kenntnis der russischen Verhältnisse und der russi- 
schen Sprache, sehr grofe Verdienste um unsere Gesellschaft und 


. um unsere Zeitschrift erworben, für die wir ihm unseren auf- 
- richtigen Dank sagen, verbunden mit den besten Wünschen für 
© seine künftige Tätigkeit. Er wird sowohl mit unserer Gesell- 


schaft als Mitglied des Beirates wie mit unserer Zeitschrift 
dauernd in Verbindung bleiben und „Osteuropa“ seine Mitarbeit 
weiterhin zur Verfügung halten. | 

An seine Stelle hat der Präsident der Gesellschaft Dr. Werner 
Markert, bisher Leiter der Osteuropa-Abteilung und Assistent 
am Institut für Kultur- und Universalgeschichte bei der Univer- 
sität Leipzig, zum Generalsekretär der Gesellschaft und zugleich 
zum verantwortlichen Schriftleiter der Zeitschrift „Osteuropa“ 
ernannt. Dr. Markert hat bereits sein Amt angetreten. 


Der Präsident 


Der Herausgeber der Deutschen Gesellschaft 
der Zeitschrift „Osteuropa“ zum Studium Osteuropas 
Prof. Dr. Otto Hoetzsch. Reichsminister a.D. 


Dr. Julius Curtius. 
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Das politische Kräftespiel in Osteuropa. 
Von Otto Hoetzsch. 


1. Polen. 


Die Aktivität und Spannung im ganzen Raum östlich der 
deutschen Reichsgrenze sind nicht gering, und sie erfordern er- 
neut und immer wieder „zusammenschauende“ Betrachtung. 
Zunächst Polen und seine Außenpolitik. Seine immer deut- 
lichere Richtung auf Unabhängigkeit und Gleichgewichtsstellung 
nach allen Seiten (s. die Rede des Oberst Beck in unserem 
Artikel: „Polen“, Osteuropa, März 1934, S. 324f.) hat den neuen 
französischen Außenminister Barthou veranlafßt, in Warschau 
sozusagen selbst nach dem Rechten zu sehen. 


Die Bildung des Balkanblockes (abgeschlossen in Athen 
9. Februar) mit seinen Fortwirkungen und besonders die Ab- 
kommen Polens mit Sowjetrußland und Deutschland haben die 
Situation in Warschau für Frankreich verändert. Der Besuch 
Barthous, der von nicht weniger als 16 französischen Journalisten 
begleitet war, sollte das Bündnis von 1921 auf eine neue solide 
Grundlage stellen. Wenn dabei der Akzent auf neu liegt, so ist 
das dem französischen Staatsmann zweifellos nicht gelungen. 


Das Ergebnis seines Besuches vom 22. bis 24. April in War- 
schau und Krakau wurde in folgendem amtlichen Kommunique 
niedergelegt: 

„Der tacik Besuch Barthous in Warschau hat zu einem längeren 
und aufrichtigen Meinungsaustausch zwischen den Mitgliedern der pol- 
nischen Regierung und Barthou geführt. Die ep ennneen bezogen sich 
auf die allgemeinen Linien der polnischen und der französischen Politik 
und erstreckten sich auf alle im Vordergrund stehenden Fragen, die ins- 
besondere die beiden Länder interessieren. 


In einer Reihe von Unterhaltungen, die Barthou mit dem polnischeu 
Außenminister Beck hatte, und insbesondere im Laufe einer sehr langen 
Unterredung mit Marschall Pilsudski am 23. April im Belvedere, wurde vor 
allem festgestellt, daß die Grundlagen des polnisch-französischen Bünd- 
nisses absolut unverändert blieben und daß dieses Bündnis ein wichtiges 
konstruktives Element in der Entwicklung der europäischen Politik bildet. 

Die Prüfung der großen aktuellen Fragen hat den gemeinsamen Willen 
beider Regierungen bekräftigt, die loyale Zusammenarbeit besonders zu- 
gunsten des europäischen Friedens fortzusetzen.“ 


Sofort fällt auf, daß darin die bei solcher Gelegenheit stehende 
Formel von der „Uebereinstimmung in den beide Länder inter- 
essierenden Fragen“ fehlt. Nur die Unveränderlichkeit des pol- 
nisch-französischen Bündnisses wird betont und eine Zusammen- 
arbeit für den Frieden, deren Formel so gefaßt ist, daß man 
sieht: in manchen Fragen weichen die Auffassungen der beiden 
Mächte voneinander ab. Das ist ja auch der Fall. Seit Polen mit 
den genannten Abkommen politische Bewegungsfreiheit erobert 
hat, ist es nicht mehr gezwungen, schlechthin Glied im Vasallen- 
system Frankreichs zu sein. Es hält am Bündnis fest, aber 


506 


mit den Sicherheitsgarantien, die es durch seine beiden Ab- 
kommen nach West und Ost erlangt hat, ist es in der Lage, 
eigene Wege zu gehen, namentlich in der Rüstungsfrage, auch 
in der Anschlufßfrage oder im Verhältnis zur Kleinen Entente. 
Dieses Recht Polens hat Barthou anerkennen müssen, wofür 
Polen eben am Bündnisverhältnis festhält. Wie man es gut aus- 
gedrückt hat, wurde das Bündnis der beiden Länder befestigt, 
aber die Unabhängigkeit ihrer Politik ebenfalls. Im besonderen 
scheint das, wenn man den Mitteilungen der französischen 

ournalistin, Frau G. Tabouis, in „Oeuvre“ trauen darf, Marschall 

ilsudski bei dem Empfang Barthous ausgesprochen zu haben. 
Der Marschall hat Kritik am Völkerbund geübt und auch eine 
sehr selbständige Meinung über die Haltung Frankreichs gegen 
Deutschland in der Abrüstungsfrage ausgedrückt. 

Im ganzen ne i das, daß Polen auch von Frankreich als 
eine Großmacht offiziell anerkannt ist, in welche Stellung es, 
wie wir in unseren Übersichten fortlaufend nachgewiesen haben 
(s. noch einmal auch unsere Skizze des polnischen Vertragsver- 
hältnisses, Osteuropa, April, S. 423), im letzten Jahre gekommen 
ist. Diese Position ruht sozusagen auf einem Dreieck von 
drei Pfeilern. Unter denen ist natürlich nach wie vor der 
erste das Bündnis mit Frankreich, der zweite das Abkommen 
mit Rußland, der dritte das mit Deutschland. Diese neue Si- 
tuation hat die ausdrückliche nr Barthous in War- 
schau gefunden; er hat sich mit dieser Anerkennung abgefunden, 
weil ihm formell versichert wurde, daß namentlih die neue 
Stellung zu Deutschland keine Spitze nach anderer Seite enthalte. 

Dieser Lage pen), daf es Barthou nicht gelungen ist, 
das gespannt gewordene Verhältnis zwischen Polen und der 
Tschechoslowakei zu bereinigen. Die Lage hat sih auch 
hier stark verändert. ae: hat Polen ein Bestreben er- 
kennen lassen, in die Kleine Entente eingefügt zu werden, was 
diese nicht besonders gefördert hat. Jetzt nimmt Polen scharf 
Distanz von der Kleinen Entente und den Fragen des südost- 
europäischen Raumes. Dem entspricht es, daf Streitfragen 
zwischen Polen und der Tschechoslowakei fast über Nacht los- 
gebrochen sind: Verhaftung von Polen in der Tschechoslowakei, 

Ausweisung von tschechischen Staatsangehörigen aus Polen 
(nicht weniger als 19188), Zeitungsmaßnahmen gegen tschechische 
Blätter in Polen, polnisches Interesse für die polnische Minder- 
heit in der Tschechoslowakei (rund 100000 Polen in Tschechisch- 
Oberschlesien und um Mährisch-Ostrau herum) und besonders die 
Erörterung in der galizisch-polnischen Presse von polnisch- 
tschehischen Grenzfragen (Karpatho-Rufland, Slowakei u. dgl.) 
im antitschechischen Sinne — bei aller Geringfügigkeit der kon- 
kreten Streitfragen eine Situation von sehr erheblicher Bedeutung! 


y Die wirtschaftspolitische Seite der polnisch-französishen Beziehungen 
s. in der Übersicht dieses Heftes. 
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Der Reise Barthous ist unmittelbar die Reise des polnischen 
Auftenministers Bek nach Bukarest gefolgt. Zwischen Polen 
und Rumänien steht direkt nichts, aber dieses Verhältnis steht 
natürlich auch unter dem eben besprochenen Gesichtspunkte 
des Verhältnisses zur Kleinen Entente überhaupt und dazu der 
Frage Rumänien—Rufland, die im letzten Punkte Bessarabien 
immer noch nicht ausreichend bereinigt ist. 

Die Aktivität der polnischen Außenpolitik ist also noch 
nicht abgeschlossen. Die „Gazeta Polska“ (9. Mai) sprach das auch 
ganz, offen aus, daß alle diese Ereignisse im Zusammenhang 
stünden: 


„Die Unterzeichnung des Nichtangriffspaktes mit Rußland im Juli 1932, 
der Abschluß der Londoner Konvention über die Definition des Angreifers, 
die ein Jahr später erfolgte, die deutsch-polnishe Deklaration über die 
Nichtanwendung von Gewalt vom Januar 1934, der Besuch Barthous in 
Warschau im April, und gegenwärtig die Reise Becks nach Bukarest, das 
sind alles nur tappen auf dem Wege, den Polen eingeschlagen hat, um 
einerseits die alten Freundschaftsbeziehungen zu stärken, andererseits die 
polnische Politik von allen Merkmalen zu befreien, als ob sie sich gegen 
irgend jemanden richten könnte. 

Die Leiter der polnishen Außenpolitik deklamieren den Frieden nicht, 
sondern sie organisieren ihn. Sie liefern Beweise der Kontinuität der 
polnischen Außenpolitik, indem sie an der Festigung der Bündnisverträge 
arbeiten. Sie arbeiten real für den Frieden, indem sie Nichtangriffsverträge 
dort abschließen, wo ein Angriff drohen könnte, und ihre guten Dienste 
denjenigen anbieten, die sie brauchen können.“ 


In dieser Übersiht ist eine Lücke noch: das polnisch- 
litauische Problem. 


2. Litauenim Verhältnis zu Polen 
und Deutschland. 


Im März ist ein Verwandter des Marscalls, der litauische 
Graf Subow, von Pilsudski empfangen worden und hat danadı 
ausführlih über eine litauisch - polnische Verständi e- 
sprochen. Minister Beck nahm das zum Anlaß (23. März], ie 
polnisch-litauische F rae als unverändert und pessimistisch zu 
schildern. Dabei wurde auf das Wort von Pilsudski von dem 
„barbarischen“ Zustand dieser Beziehungen zurückgegriffen. 
Die „Gazeta Polska“ führte das (24. März) wie folgt aus: 


„Der gegenwärtige Zustand in der von Litauen absichtlich gewählten 
Formel ‚Weder Frieden noch Krieg‘ ist nicht nur widersinnig, sondern 
auch unwirksam. Litauen hat sich in einer Sackgasse verrannt, indem es auf 
die illusorische Annahme internationaler Verwicklungen ebenso illusorische 
Hoffnungen setzte. Die Hartnäcigkeit, mit der Litauen diese Taktik ver- 
folgt, gleicht dem Versuch, eine Mauer mit dem Kopf einzurennen. Dies 
alles berührt uns nicht, da es sich um interne politische Fra Litauens 
handelt. Dagegen interessiert uns der Zustand, der an der polnisc- 
litauischen Grenze besteht. Dieser Zustand kann, beim richtigen Namen 

enannt, nur als barbarisch bezeichnet werden. Wenn ein Vater, der seinen 
ohn sehen will, in der Hauptstadt eines dritten Landes ein Visum erbitten 
muf, um ausnahmsweise eine Genehmigung hierzu zu bekommen, wenn 
die Vermittlung eines dritten Landes unerläßlich ist, um die briefliche, 
telegraphische oder telephonische Verbindung zwischen zwei Nachbarn her- 
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zustellen, wenn man von Wilna nah Kowno oder umgekehrt den Weg 
über Riga oder Königsberg nehmen muf, wenn man eine besondere Ge- 
nehmigung der litauischen Behörden braucht, um in Litauen eine polnische 
Zeitung zu bestellen, wenn Gescäftsabschlüsse nur auf dem Wege über 
andere Staaten durchgeführt werden können, wenn die Holzflößerei auf den 
durch Polen und Litauen fließenden Gewässern unmöglich gemacht ist, 
wenn alles dies mitten in Europa 15 Jahre nach dem großen Kriege und 
7 Jahre nach der Erklärung von Woldemaras in Genf geschieht, daß 
künftighin das Wort ‚Frieden’ auf die polnisch-litauishen Beziehungen 
anwendbar sei, so ist das wahrhaftig Barbarei, die ihre Rechtsgrundlage 
auch nicht in der langen Dauer dieses Zustandes findet. Ganz im Gegen- 
teil: Je länger diese Barbarei dauert, desto größer wird der dadurch 
geschaffene Anachronismus und desto unmöglicher kann er in Europa im 
allgemeinen und an den Grenzen Polens besonders geduldet werden.“ 


atsächlich geht zwischen Litauen und Polen eine wie man 
es ausdrückt, vollständig „tote“ Grenze. Eine endgültige Grenze 
existiert nicht, die 1923 von der Botschafterkonferenz festgesetzte 
Linie wird von Litauen abgelehnt, Verkehr herüber und hinüber 
existiert nicht, Frieden auch nicht, sondern lediglich ein Waffen- 
stillstand. Und während Litauen mit aller Konsequenz an Wilna, 
seiner geschichtlichen Hauptstadt, festhält, bleibt die Tatsache, 
da Wilnas Bewohner zu über der Hälfte Polen sind, dann 
40 % Ostjuden, demnächst Russen, Deutsche und eine verschwin- 
dende Minderheit nur Litauer. 

Diese eigentümliche Situation hat der polnische Senator 
Abramowicz in zwei Unterredungen im „Kurjer Poranny“ 
(17. April) aufgegriffen mit dem Hinweis, daß es sich bei der 
Eroberung Wilnas 1921 um ein sog. „Mittellitauen“ gehan- 
delt habe, das er, Abramowicz, zu organisieren gehabt habe. Und 
seine Idee, die originell und dabei fundiert ist, ist, daß man 
dieses Mittellitauen ansehen solle als eine Landschaft mit höchst 
gemischter Bevölkerung, die autonom, nach seinem Vorschlag 
von Litauen und Polen zugleich, regiert werden solle. Das ist 
immerhin ein konkreter Vorschlag in einer Lage, die seit Jahren 
vollständig erstarrt ist. Sa 

Man kann annehmen, da in Warschau auch jetzt allerlei 
über diese Frage nachgedacht wird. In Kowno wird man dazu 
mehr geneigt, weil zugleich die litauische ne das Ver- 
hältnis zu Deutschland immer mehr verschärft. 

Die Memelfrage wird durch Litauen systematisch und 
Schritt für Schritt zugespitzt: das Verbot der beiden deutschen 
Parteien, sokialistische Arbeitsgemeinschaft* und ‚christlich- 
sozialistische Arbeitsgemeinschaft“, die Kündigung des Vertrages 
über die kirchliche Verbindung des Memellandes und Preußens, 
das Gesetz zum Schutz von Volk und Staat vom 8. Februar, das 
die Autonomie praktisch schon vollständig aufhob und aus- 
schließlich gegen die deutsche Bevölkerung gerichtet ist, schließ- 
lich die Schließung des memelländischen Landtages am 5. Mai 
— übrigens fast genau am 10. Jahrestag der Unterzeichnung der 


Memelkonvention vom 6. Mai 1924 —, das ist eine ununter- 
brochene Kette von Vorstößen. An ihrem Ende scheint die Auf- 
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hebung der Autonomie des Memelgebietes nach litauischem 
Wunsche stehen zu sollen. Dabei sieht Litauen, daf alle deutschen 
Parteien nach wie vor genau so Litauen geschlossen gegenüber- 
stehen, wie vor 10 Jahren. Die Signatarmäcte der Konvention 
aber, England, Frankreich, Japan und Italien, rühren sich über- 
haupt nicht in bezug auf die Verletzungen des Status, während 
weder Polen noch die Sowjetunion ihrerseits etwas zur Bereini- 
gung des deutsch-litauischen Verhältnisses beitragen. Aus dieser 
Situation a sich, was nachher zu besprechen ist, auch die 
veränderte Haltung Litauens in der Diskussion des baltischen 
Staatenblockes, eventuell eine Neigung, sich in der Wilnafrage 
doch etwas weicher zu verhalten. 


3. Die Sowjetunion nach Westen. 


a) Gemäft den Beschlüssen des Parteitags und der Verord- 
nung vom 15. März „über die Organisationsmafnahmen im Be- 
reich des Räte- und Wirtschaftsaufbaus“ (s. dazu auch die Monats- 
übersicht dieses Heft I, 1 und I, 4) wurde auch im Aufßenkommis- 
sariat das sog. „Collegium“ beseitigt. Leiter der Behörde ist 
Litwinow nach wie vor; als die beiden Stellvertreter wurden 
bestätigt Krestinski und Stomonjakow, von ihrer Stelle als 
Stellvertreter entbunden mit Verwendung für eine andere Auf- 

abe Karachan und Sokolnikow. Ein neues grundsätzliches 

oment im Sinne eines Wechsels der russischen Außenpolitik ist 
darin nicht zu sehen; der langjährige Träger der fernöstlichen 
Politik, Karachan, war schon vor längerer Zeit kaltgestellt worden. 

Der Ausbau der beiderseitigen Gesandtschaften Polens und 
Rufllands zu Botschaften ist erfolgt. Der Vertreter Polens in 
Moskau ist Lukasiewicz. Zum Vertreter der Sowjetunion wurde 
an Stelle des bisherigen Gesandten ein neuer Diplomat ernannt, 
J. Daftian, früher Gesandter in Kowno, Botschaftsrat in Paris und, 
sehr wichtig als solcher gewesen, Gesandter in Teheran. Die 
Formen der Einführung des neuen Sowjetbotschafters in War- 
schau war erstaunlich feierlich, geradezu die Ehren eines souve- 
ränen Fürsten, und auch der übliche Redenaustausch bei den 
Empfängen in Warschau und in Moskau überschritt die üblichen 
Grenzen der Höflichkeit im Sinne enger Beziehungen ein 
ganzes Teil. 

-~ b) Am 4. April wurde in Moskau das Abkommen über die 
Verlängerung der Nichtangriffspakte und über die fried- 
liche Regelung von Konflikten zwischen der Sowjetunion einer- 
seits und Estland, Lettland, Litauen andererseits unterzeichnet. 
Der Vertrag ist erst 1932 wie erinnerlich abgeschlossen, auf 
3 jene: Die Sowjetunion hat jetzt schon seine Verlängerung 
auf 10 Jahre angeregt und bei den genannten Staaten Zustimmung 
dafür gefunden. 

Die Protokolle bestehen aus einer Einleitung und zwei 
Artikeln. In der Einleitung wird darauf hingewiesen, daft die 
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Parteien bei Unterzeichnung der Protokolle von dem Bestreben 
geleitet werden, die Entwicklung der Beziehungen zwischen den 
vertragschließenden Parteien auf eine dauerhaftere Grundlage 
zu stellen, und von dem Wunsche beseelt sind, einen neuen Beweis 
für die Unveränderlichkeit und Festigkeit der zwischen ihnen 
bestehenden freundschaftlihen Beziehungen zu liefern. Ferner 
wird darauf hingewiesen, daf die Vertragspartner vom Wunsche 
durchdrungen sind, zur Festigung des allgemeinen Friedens 
und ebenso zur Stabilisierung und friedlichen Entwicklung der 
zwischenstaatlichen Beziehugen in Osteuropa beizutragen. Die 
Verträge und die ihnen angeschlossenen Dokumente bleiben bis 
zum 31. Dezember 1945 in Kraft. 


Bei der Unterzeichnung hielt Litwinow eine Rede, aus der 
folgendes wiedergegeben sei: 


„Wir haben heute mit Ihnen für das weitere Schicksal der Pakte ge- 
sorgt, deren Frist erst in 1% Jahren abläuft. Der vorfristig eingelöste 
Wechsel bezeugt sowohl den guten Willen wie auch die glänzende Finanz- 
lage der Wecdhselaussteller. Im gegebenen Falle bezeugt die vorzeitige 
Sorge unserer Regierungen für die Geltungsdauer der Abkommen, die noch 
weitere Geltung besitzen, ihren guten Willen und ihre hochgradige 
Friedensliebe. Dies bezeugt auch jene in der Geschichte der Diplomatie 
beispiellose Schnelligkeit, mit der die Initiative der Sowjetregierung ver- 
wirklicht wurde. Erst am 20. März hatten wir Ihren Regierungen den Vor- 
schlag der Paktverlängerung gemacht: innerhalb einiger Tage wurde dieser 
von Ihren Regierungen beantwortet und diese Antwort war direkt, bedin- 
gun slos und zustimmend; heute aber, im Verlaufe von insgesamt zwei 

ochen ist die Angelegenheit abgeschlossen. Dieser Umstand zeugt auch 
[für das überaus starke Wachstum des Vertrauens und des gegenseitigen 
Verständnisses zwischen unseren Regierungen. 

Ich ergreife die Gelegenheit, um Ihren Regierungen unseren Dank für 
ihre derart entgegenkommende Haltung gegenüber unserem Vorschlag aus- 
zudrücken. Freilich sollte es auch nicht anders sein. Antworten auf Vor- 
schläge, die der Festigung des Friedens dienen, haben ihren vollen Wert 
und ıhre demonstrative Kraft nur in dem Falle, wenn sie rasch, ohne lang- 
wierige Überlegungen, ohne Hintergedanken, ohne jedwede Bedingung ge- 
geben werden. Aufrichtige Parteigänger des Friedens können ähnliche Vor- 
schläge nicht lange überlegen. 

Unsere gemeinscaftlihe Aktion wurde unter Umständen einer sich 
von Tag zu Tag verschärfenden internationalen Lage unternommen und 
vollendet. Alle Tage spricht und schreibt man von der Kriegsgefahr, die 
alle fünf Weltteile bedroht, aber man hört fast nichts von den Möglichkeiten 
und den Mitteln, durch die diese herannahende Katastrophe der gesamten 
Menschheit abgewendet werden könnte. Die Regierungen, die Staats- 
männer stehen ihr als einem völlig unvermeidlichen Ereignis mit einer 
Art von Fatalismus gegenüber. Das einzige, woran sie zu denken ver- 
mögen, ist die allgemeine Aufrüstung, jenes Wettrüsten, das auch in der 
Vergangenheit die Kriege nicht nur nicht abgewehrt, sondern sie vielmehr 
2 re t hatte. Das von uns heute unterzeichnete bescheidene Abkommen 
soll die Welt daran erinnern, daß es noch Staaten gibt, die ihre internatio- 
nalen Aufgaben in der Festigung des Friedens erblicken und sei es auch 
au auf dem Gebiete, wo dies Bis zu einem gewissen Grade von ihnen 

ängt. 

Der Sowjetstaat forderte niemals die Revision bestehender Verträge 
und beabsichtigt dies auch weiterhin nicht zu tun. Der Sowjetstaat erblickt 
seine staatlichen Aufgaben nur in der Verwirklichung jenes Ideals, um dessen 
Willen er entstanden ist und in dem er den ganzen Sinn seines Daseins 
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sieht, nämlich im Aufbau der sozialistischen Gesellschaft. Dieser Arbeit 
will er, sofern er daran nicht gehindert wird, alle seine staatlichen Kräfte 
widmen, und dies ist die unerschöpflihe Quelle seiner Friedenspolitik. 
Beim Aufruf der Staaten, die an der Aufrechterhaltung und Festigung des 
Friedens interessiert sind, antwortete er stets mit einem: ‚Hier. Die Be- 
reitwilligkeit, mit der die durch Sie vertretenen Staaten unseren, in dem 
heute zustandegekommenen Protokoll verwirklichten Vorschlag beant- 
worten, bietet die Gewißheit dafür, daf Sie bei ähnlichen internationalen 
Aufrufen in Übereinstimmung mit der Sowjetregierung gleichfalls stets be- 
reit sein werden, mit ‚Hier‘ zu antworten.“ 

Am 7. ah trat auch Finnland dieser Vereinbarung bei. 
Am 5. Mai folgte die Verlängerung auch des Nichtangriffspaktes 
mit Polen auf 10 Jahre. Dabei wurde ein Schlußprotokoll 
vollzogen, das im Anhang im Wortlaut wiedergegeben ist?). Das 
Schlufßprotokoll bedeutet, daß Polen freie Hand in allen dies- 
bezüglichen Fragen bekommt, was wiederum lediglich in bezug 
auf Litauen Bedeutung hat; die Sowjetregierung desinteressiert 
sich also noch stärker als bisher von Litauen. Die ganze Aktion 
gehört in ihre Bemühungen, die Westgrenze so gesichert wie 
irgend möglich zu haben, talls die Notwendigkeit eintreten sollte, 
die Ostgrenze verteidigen zu müssen. 


Ein Versuch darüber noch hinaus scheiterte freilich. 


c) Schon 1933 hat die Sowjetunion einmal Polen vorgeschla- 
gen, gemeinsam die Unabhängigkeit und Integrität der balti- 
schen Staaten zu garantieren. Diese Anregung hatte eine ent- 
schiedene Spitze gegen Deutschland und kam zu keinem Erfolge. 
Am 28. März d. J. regte nun Litwinow bei dem deutschen Bot- 
schafter in Moskau an, ein gemeinsames Protokoll von Deutsch- 
land und Rußland zu vollziehen, „durch das die Unabhängigkeit 
und Unversehrtheit der baltischen Staaten, die früher zum Be- 
stand des ehemaligen Russischen Reiches gehörten, garantiert 
werden müßte.“ iesen Vorschlag lehnte Deutschland am 
14. April ab. Unter dem 26. April wurde eine amtliche deutsche 
Erklärung dazu veröffentlicht: 


„Es kann selbstverständlih nur mit Genugtuung begrüßt werden, wenn 
die Sowjetregierung jetzt den Wunsch hat, etwas Konkretes zum Zwecke 
der Wiederherstellung vertrauensvoller Beziehungen zwischen Deutschland 
und der Sowjetunion zu tun. Die deutsche Regierung hat ihren Willen in 
dieser Richtung bei jeder sich bietenden Gelegenheit unzweideutig betont. 
Sie muß aber leider feststellen, daß das Mittel, das Herr Litwinow nunmehr 
vorschlägt, für die Verwirklichung des von ihm angegebenen Zweckes aus 
den verschiedensten Gründen nicht geeignet erscheint ... 

Ganz abgesehen . . . von der Frage, wie sich die baltischen Staaten 
selbst zu dem Projekt gestellt haben oder stellen würden, ist die deutsche 
Regierung der Ansicht, daß der Vorschlag jeder realpolitischen Grundlage 
entbehrt. Wenn die deutsche Regierung und die Sowjetregierung zum Zwecke 
der Besserung ihrer Beziehungen eine besondere vertragliche Verpflichtung 
hinsichtlich der Unabhängigkeit und Unversehrtheit der baltischen Staaten 
eingehen wollen, so setzt das sinngemäß doch voraus, daß diese Unversehrt- 
heit und Unabhängigkeit ohne solche Bindung von einem der beiden Kontra- 
henten bedroht werden könnte, Die deutsche Regierung nimmt nicht an, daß 


2) Dokumente Nr. 1. 
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mit einer derartigen Bedrohung von seiten der Sowjetunion zu rechnen wäre; 
selbstverständlicı kann sie es aber ebensowenig zulassen, daß ihr selbst in 
irgenoeiner Weise Absichten und Möglichkeiten dieser Art unterstellt 
werden ... 


Wenn aber so die Möglichkeit einer Bedrohung der Unabhängigkeit 
und Unversehrtheit der baltischen Staaten durch die Sowjetunion oder 
Deutschland ausscheidet, so bliebe nur die Grundlage, daß die Unabhängig- 
keit und Unversehrtheit der baltischen Staaten von einer dritten Seite be- 
droht werden könnte. Auch eine sole Annahme entbehrt nach deutscher 
Ansicht jeder Grundlage. Die deutsche Regierung vermag also nicht zu 
ersehen, inwiefern Deutschland und die Sowjetunion einen Grund haben 
sonen die Rolle von Scdhutzmächten der baltischen Staaten zu über- 
nehmen. 

Da somit die Unabhängigkeit und Unversehrtheit der baltischen Staaten 
nach Ansicht der deutschen Re ierung in keiner Weise bedroht ist, sieht sie 
keinen Anlaß, zur Sicherung dieser Staaten einen besonderen Vertrag mit 
der Sowjetregierung zu schließen.“ 

Gleichzeitig gab Deutschland von der Aktion der lettischen, 
estnischen und ftinnländischen Regierung mit einer amtlichen 
Mitteilung vom 25. April Kenntnis, die von der lettischen Re- 
gierung, wie folgt, mitgeteilt wurde: 

„Die deutsche Regierung hat der lettischen Regierung zur Kenntnis 
gebracht, daß die [en der Sowjetunion, um eine Besserung der Be- 
ziehungen zwischen Deutschland und der Sowjetunion zu manifestieren, 
Deutschland den Vorschlag gemacht hat, einen Pakt zu unterzeichnen, der 
u und Unantastbarkeit der baltischen Staaten garantieren 
würde. . 

Die deutsche Regierung findet, daß die CDe aip enn und Unantast- 
barkeit der baltischen Staaten nicht bedroht sei und daf ein solches Proto- 
koll die Beziehungen zwischen den beiden Staaten nicht bessern könnte. 
Deshalb hat sie die Anregung der Sowjetunion abe ennt Die Sowjetunion 
hat die lettische Regierung über ihren Vorschlag und die Ablehnung 
Deutschlands informiert. Soweit bekannt, haben auch Estland, Litauen und 
Finnland ebensolche Mitteilungen erhalten.“ 

Litwinow antwortete durch die „TASS“ ausführlich seiner- 
seits dazu. 


Nicht nur Deutschland, sondern auch Finnland, Lettland und 
Polen verhielten sich zu diesem russischen. überraschenden und 
keineswegs vorbereiteten Schritt ablehnend, der ohne Wissen 
und Teilnahme der baltischen Staaten eingeleitet war, genau so 
wie das Sowjetrufßland im letzten Jahre in diesen Verhandlungen 
mit Polen gemacht hat. Man sah darin einen unerwünschten An- 
spruch auf Vormundschaft und die gekränkten Gegenäußerungen 

er Moskauer Presse konnten das auch nicht entkräften. So ist 
diese Sonderaktion fehlgeschlagen, ohne daft, wie gleich zu zei- 
gen ist, die Idee einer Zusammenfassung der Oststaaten damit 
erledigt ist. 


= 
d) In der ganzen Zeit hat die Diskussion über das Verhältnis 
Rußlands zum Völkerbund nicht aufgehört. Ohne Zweifel 
bemühen sich bestimmte Kreise in Paris seit längerem um Ruß- 
lands Eintritt. Wenn die Frage eines ständigen Ratssitzes für 
Polen in Warschau erörtert wurde und in Genf sicher im Herbst 
zur Diskussion kommt, wird sogleich das Verhältnis Rußlands 
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zum Völkerbunde auch zu diesem Punkte: russischer Ratssitz 
diskutiert werden. 

Schon Stalins Äußerungen an den amerikanischen Journa- 
listen Duranty ließen erkennen, daß es mit dieser Frage genau 
so steht, wie mit der Anerkennung der internationalen Schulden. 
1925 hat Tschitscherin einen Eintritt Rußlands in den Völker- 
bund unbedingt abgelehnt mit der bekannten Begründung, daf 
die Idee der Schiedsgerichtsbarkeit, die dabei eine Rolle spiele, 
für Rußland unmöglich sei, weil in einem Rußland angehenden 
Streite nur ein kapitalistischer Staat Schiedsrichter sein würde, 
was die Sowjetunion niemals zulassen könne. Heute sieht man 
in Moskau die Frage viel taktischer an, stellt sie ab nach der 
Haltung der oe ke Staaten, beeilt sich nicht, aber lehnt auch 
nicht rundweg ab. Das Problem wurde in der Presse besonders 
durch die plötzliche Ankunft Litwinows in Genf am 18. Mai be- 
lebt. Die „TASS“ kündigte nur seine Teilnahme an Büro und 
Generalkommission der Abrüstungskonferenz an. Diese begann 
aber erst am 29. Mai. Die Konferenz Litwinows mit Barthou, 
seine plötzliche Wiederabreise und besonders die ziemlich un- 
verblümten Diskussionen der Pariser Presse ließen auch er- 
kennen, daft der Vorgang ein Stück der auf ein russisch-französi- 
sches Bündnis und den Eintritt Rußlands in den Völkerbund ab- 
zielenden Bestrebungen war. 


4. Litauen und baltischer Staatenbund. 


In dieser, jahrelang erfolglos erörterten Frage hat zum 
ersten Male jetzt Litauen eine Initiative ergriffen. Am 26. April 
hat es in Reval und Riga eine Denkscrift überreichen lassen 
über einen engeren Zusammenschluß der baltischen Staaten als 
amtliche Anregung eines offiziellen Meinungsaustausches dar- 
über. Der offizielle „Lietuvos Aidas“ vom 26. April begründete 


das so: 

„Die Tatsache, daf Litauen die Initiative ergreift, um die Frage eines 
baltischen Staatenbundes in formelle Bahnen zu lenken, beweist das große 
Interesse Litauens und zeigt, daß es von der Zusammenarbeit der baltischen 
Staaten ebenso überzeugt ist wie Lettland und Estland selbst. Im wesent- 
lichen ist man sich stets einig gewesen, aber nicht über die Art der prak- 
tischen Verwirklichung, und gerade in dieser Beziehung hat Litauen nur 
esse einschlagen wollen, die eine dauernde und erfolgreihe Lösung 

ringen. 

Vorbedingung für jede engere Zusammenarbeit ist die Achtung 
der Sonderinteressen jedes Partners. Sonst ist ein Bündnis praktisch be- 
deutungslos. Es ist daher nicht schwer zu erraten, daß die litauische Denk- 
schrift eben von diesem Grundsatz ausgeht: Schutz der Unabhängigkeit der 
baltischen Staaten ist das wichtigste Fundament der Zusammenarbeit.“ 


Die Denkschrift selbst ist im Wortlaut bisher nicht veröffentlicht. 
Sie kreuzt sih mit ähnlichen Gedanken und Bemühungen 
in Lettland und Estland. Dem entsprechend haben Lettland und 
Estland pemeinsam am 14. Mai geantwortet: Sie „begrüßen die 
Bereitwilligkeit Litauens zu einer näheren Zusammenarbeit und 
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glauben, die von Litauen aufgestellten Thesen könnten mit 
einigen nen und Änderungen als Grundlage zur Aus- 
arbeitung der Voraussetzungen für die en dienen. 
Sie schlagen vor, direkte Verhandlungen einzuleiten, um diese 
Voraussetzungen auszuarbeiten. Sie sind der Überzeugung, daß 
über diese Voraussetzungen eine Einigung erzielt werden kann 
und machen Litauen den Vorschlag, nach der Ausarbeitung dieser 
Voraussetzungen sich dem am 17. Februar 1934 zwischen Estland 
und Lettland unterzeichneten Vertrage über die Regelung des 
estländisch-lettländischen Bündnisses anzuschließen" (s. „Ost- 
BD ; April 1934, S. 428, Wortlaut des Vertrages ebendort 

Damit wäre der Weg zu einem estnisch - lettisch - litaui- 
schen Bündnissystem eröffnet. Eine lange Zeit vergeblich 
erörterte Frage käme in Fluß. Sobald sie aber durchgedacht wird, 
entstehen die Schwierigkeiten. „Baltisches Locarno“ hätte nur 
einen Sinn, wenn es von Estland, Lettland und Litauen nicht nur, 
sondern auch von Finnland, Polen, Sowjetrußland und Deutsch- 
Jand unterzeichnet würde. Dann stößt man sofort auf die eben 
hervorgetretenen Schwierigkeiten der Wilna- und Memelfrage, 
die der „Lietuvos Aidas“ als „besondere Probleme“ heraus- 
genommen wissen will. Damit ist man aber wieder festgefahren 
und die anderen in Frage kommenden Staaten denken ja gar 
nicht daran, die litauische Feindschaft gegen Deutschland und 
gegen Polen ihrerseits mit zu übernehmen oder zu stützen. 
Etwas herauskommen kann also nur aus der ler wenn 
in der Wilna- und der Memelfrage eine wirklihe Ordnung 
eintritt. 


5. Sowjetrußland nach Osten. 


Die wichtige und kritishe Lage der fernöstlichen 
Politik, die die Japanische Erklärung vom 17. April für eine sog. 
japanisch-asiatische Monroedoktrin hervorgerufen hatte und in 
der Japan wieder auf die Anerkennung des Neun-Mächte-Paktes 
von 1922 hat zurückgehen müssen, berührte Rußland direkt nicht. 
Es gehörte ja nicht zu den Unterzeichnern dieses Paktes. Aber der 
Vorstoß ist in Moskau mit lebhafter Beruhigung verfolgt worden. 

Die Angelegenheit der mandschurischen Bahn ist, 
während kleine Zwischenfälle weitergehen, nicht voran- 
un Der russische Generaldirektor Redy hat im April 

en Bericht über das e 1933 veröffentlicht. Danach haben sich 
(nach dem OÖstexpreft) 1933 11 Eisenbahnkatastrophen ereignet, 
die auf Attentate zurückzuführen waren, ferner 39 Attentatsver- 
suche, 38 bewaffnete Überfälle auf Züge, 10 Brandstiftungen, 
197 Raubüberfälle auf Eisenbahnbeamte, 60 Morde, 99 Beamte seien 
schwer verletzt und 400 entführt worden. Die Einnahmen der 
Östchinesischen Eisenbahn erreichten 35,8 Mill. Goldrubel, die 
Ausgaben 23,7 Mill., der Kassenbestand zum 1. Januar 1934 betrug 
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7,3 Mill. Die rückständigen Zahlungen der japanischen Militär- 
behörden für Tropp poor Tone n in den Jahren 1932/33 
stellten sich auf rund 23 Mill. Rubel. Die Verschuldung der Eisen- 
bahnlinie beläuft sich auf 4,8 Mill. Rubel. (Einen sehr genauen 
Artikel mit Kartenskizze über die japanischen Bahnbauten in der 
Mandschurei brachte die „Iswestija ‘29. März.) Auch die Probleme 
der inneren und äußeren Mongolei, sowie das von Chinesisch- 
Turkestan wurden nur weiter verfolgt, ohne daß sich für Rußland 
wesentlich neue Situationen ergäben. 


6. Das Gesamtbild’). 


Das Spiel der Kräfte im Osten ist in starker Bewegung. 
Man sieht, wie im besonderen das deutsch-polnishe Abkommen 
immer weiter wirkt. Dieses Verhältnis ist auch inzwischen durch 
liuftfahrtsabkommen, Wirtschaftsabkommen, Abkommen über 
kulturelle Zusammenarbeit weitergebildet worden. 

Das Ergebnis für Polen wurde mehrfach bezeichnet. Im 
ganzen ist es bei aller Labilität doch eine Konsolidierung und 
eine Tendenz, die nicht im Sinne Frankreichs und seines Hege- 
monie-Einflusses geht. 

Die deutschen Gesichtspunkte dazu sind klar. Aus der 
Berichtszeit seien zwei Äußerungen dazu zitiert. Einmal die 
Feststellung der offiziössen Berliner „Diplomatisch-politischen 
Korrespondenz“ bei dem Besuche Barthous in Warschau: „daß 
der deutsche Drang nach Osten nur in der französischen Pro- 
pagandaliteratur besteht und in Wirklichkeit keines der Länder 
im Osten, weder Sowjetrußland noch das Baltikum von Deutsch- 
land bedroht werden, daß es insbesondere nicht der Zweck des 
deutsch-polnischen Abkommens sei, die Aufteilung Westrußlands 
vorzubereiten.“ Und aus einem großen Programm-Aufsatz des 
Königsberger Oberpräsidenten Erich Koch („Völkischer Be- 
obachter“, 15. April), die wesentlichsten Sätze: 

„Deutschland ist gewillt, mit Polen in Ruhe und Frieden zu leben, es 
ist bereit, diesem Ziel, von dem ja nicht nur Deutschland und Polen allein, 
sondern sämtliche Mächte des Ostens profitieren und von dem sie überhaupt 
in ihren Existenzmöglichkeiten abhängen, große Opfer zu bringen, aber es 
kann natürlich nicht bereit sein, dabei sein natürliches Recht auf die Wieder- 
herstellung des organischen preußischen Raumes preiszugeben. Jedoch wird 
diese Frage, wie gesagt, nur auf friedlidem und direktem Verhandlungs- 
wege geklärt werden... . | 

ie alles Große im Grund einfach ist, so ist auch die hohe Politik im 
Grunde einfah. Während die Diplomatie die Außenpolitik als Metier be- 
trieben hatte, machte der Nationalsozialismus aus ihr ein Erlebnis. Die 
Außenpolitik ist während des Jahres 1933 in einem immer stärkeren Maße 
für uns zum Schicksal geworden. Wir haben dieses Schicksal auf uns ge- 
nommen und gedenken das noch in immer stärkerem Maße zu tun. Und 
wir werden das tun, indem wir wieder einfache und klare und gesunde 
Linien in der Außenpolitik entwickeln. 


3) Die Beziehungen zu den Vereinigten Staaten sind in der Monatsüber- 
sicht dieses Heftes unter I, 6: Weltwirtschaftlihde Beziehungen besprochen. 
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So haben wir eine gesunde und einfache Linie in der Außenpolitik 
entwickelt, indem wir gesagt haben: die deutsche nationalsozialistische 
Außenpolitik braucht Polen und Rußland, und sie braucht darüber hinaus 
auch gute Beziehungen zu den jungen baltischen Völkern und zur Tschecho- 
slowakei. Wenn wir also zu einer umfassenden und sicheren Beurteilung 
der polnischen Politik kommen wollen, dann müssen wir neben dem pol- 
nisch-russishen auch das deutsch-russische Verhältnis betrachten und ent- 
wickeln. Das deutsch-russische Verhältnis ist, wenn wir den Dingen auf 
den Grund gehen wollen, weit über hundert Jahre alt.... 

sehen wir das polnisch-deutsche Friedensproblem schärfer, wenn 
wir es unter gleichzeitiger Betrachtung des deutsch-russischen Problems 
messen. Wir glauben fest daran, daß diese Politik in sich ein inneres 
Wachstum trägt, das sie zu einem glücklichen Ende kommen läßt.“ 


Abgeschlossen am 20. Mai 1934. 


Die staatliche Exportförderung in Lettland. 
Von Edgar Taube. | 


Vor dem Kriege hat es auf dem Territorium des heutigen 
Lettlands eine staatliche Exportförderung nicht gegeben. Es kam 
lediglich mitunter vor, daf Firmen einer bestimmten Branche 
zur Wahrung ihrer wirtschaftlichen Interessen auf den Absatz- 
märkten und zu diesem Zwecke im Wege der Selbst- 
hilfe einen besonderen Exportfonds aufbrachten, der aus pro- 
zentualen Abzügen von dem aus dem Inlandsgeschäft erzielten 
Unternehmergewinn gespeist wurde. Die dem Verbande ange- 
schlossenen Mitglieder erhielten dann aus dieser gemeinschaft- 
lichen Kasse je nach Bedarf und im Verhältnis zu den geleisteten 
Beiträgen Summen ausgezahlt, die sie instand setzten, sich auch 
auf zollgeschützten oder in anderer Weise beeinträchtigten Ab- 
satzmärkten besser zu behaupten, als es dem einzelnen möglich 
gewesen wäre. 

Im Gegensatz zu dieser Art der Exportförderung, die aus 
eigenen privaten Mitteln bestritten wurde, steht die in der Nach- 
kriegszeit auch in Lettland entstandene Exportförderung durch 
den Staat. Sie unterscheidet sich von ersterer vor allem dadurch, 
daß die hierzu erforderlichen Mittel nicht mehr von den Expor- 
teuren selbst, sondern von der Gesamtheit der steuerpflichtigen 
Bevölkerung aufgebracht werden, und der Staat im Wege der 
Gesetzgebung von sich aus die zu fördernden Exportzweige näher 
bestimmt und die dazu benötigten Mittel budgetmäfig een 

Diese jetzt in Lettland ausschließlich bestehende Art der 
Exportförderung ist jedoch, wie man vielleicht annehmen könnte, 
kein Produkt der Wirtschaftskrise, sondern es gehen ihre Anfänge 
schon auf die ersten Jahre staatlicher Selbständig- 
keit zurück. Die Ursache hierfür liegt in der geographischen 
Lage des Landes, seiner besonderen wirtschaftlichen Struktur und 
in der radikalen Veränderung der Produktions- und Absatzver- 
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hältnisse nach dem Kriege. Schlagwortartig gekennzeichnet sind 
es der Verlust des russischen Marktes und die hierauf erfolgte 
Umstellung der Industrie auf die außerrussischen Nachbarstaaten 
und Westeuropa, die zwingende Notwendigkeit, die auf eigenen 
Ausgangsstoffen basierenden Produktionszweige zum Ausgleich 
der stark passiven Handelsbilanz dem Export in höherem Maße 
dienstbar zu machen, die bestmögliche Ausnutzung der günstig 
pa ertan Häfen und der natürlichen Brückenstellung des 

andes zwischen Ost- und Westeuropa und schließlich das Vor- 
handensein anderer Wirtschaftsfaktoren, die eine erfolgreiche 
Konkurrenz Lettlands auf den Auslandsmärkten ermöglichen 
(billige Arbeitskräfte, aus der Vorkriegszeit stammende Ge- 
schäftsverbindungen usw.). 


Die während der Wirtschaftskrise entstandene Abschnürung 
der ausländischen Märkte und der immer schärfere Formen an- 
nehmende Kampf um diese Absatzgebiete hat auch Lettland zu 
einer Intensivierung seines Exportes Veranlassung 
gegeben, gleichzeitig aber auh dem Charakter der staatlichen 

xportförderung ein besonderes Gepräge verliehen. In erster 
Linie ist es jetzt der Export von landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen, der vom Staate mit allen Mitteln, und zwar 
durch Gewährung von Ausfuhrprämien bzw. Zuzahlungen, geför- 
dert wird, während die Exportindustrie mehr indirekte Erleich- 
terungen, meist kasuistischen Charakters, erfährt. 


i. Landwirtschaft. Unter allen für den Export arbei- 
tenden Landwirtschaftszweigen hat die Milchwirtschaft 
seit der Staatswerdung den größten Aufschwung genommen. Die 
Butterausfuhr erreichte zuletzt 4 des Wertes der Gesamtausfuhr 
und überflügelte in Zeiten schlechter Holzmarktkonjunktur 
sogar die üblicherweise an erster Stelle stehende Holzausfuhr. 
Daher wird auf die Aufrechterhaltung der Butterausfuhr, denn 
nur darum kann es sich heute im besten Falle handeln, das 
Hauptaugenmerk gerichtet. 


Die Förderung der Butterausfuhr durdh Gewäh- 
rung staatlicher Prämien wurde schon ab 1. April 1930 eingeführt. 
Damals erhielten die Ablieferer von Milch zur Herstellung von 
Exportbutter für jedes Kilogramm Butter I. Sorte, hergestellt in 
den Molkereien Livlands, Kurlands und Semgallens, 20 Santim 
und für jedes Kilo I. und II. Sorte, hergestellt in den Molkereien 
Lettgallens, 30 Santim. Eine Neuregelung erfuhr dieses System 
durch das Ende Juni 1932 erlassene „Gesetz über die Förderung 
der Butterproduktion“, wonach der Staat vom 1. Juli 1932 für 

ie Dauer eines Jahres für jedes nach dem Ausland verkaufte 
Kilo Butter I.Sorte einen Preis von Ls. 2,50 und II. Sorte Ls. 2,40 
garantiert. Diese Sätze wurden durch Gesetz vom 11. Juli 
1933 mit rückwirkender Kraft ab 1. Juli auf Ls. 2,25 bzw. Ls. 2,15 
herabgesetzt und sie sind noch heute in Geltung. 
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Laut einem mit Wirkung vom i. April 1934 veröffentlichten 
Gesetz sind auch zur Förderung der Produktion und Ausfuhr 
von Käse alljährlia besondere Mittel ins Staatsbudget auf- 
zunehmen. (Näheres siehe unten.) | 

Die Förderung der Baconausfuhr wurde durch das 
mit Wirkung vom 1. August 1930 erlassene „Gesetz zur Stabili- 
sierung der Baconpreise" festgelegt. Nach diesem Gesetz leistet 
der Staat bei der Ablieferung von Baconfleisch an die 
Schlachthäuser besondere Zuzahlungen, falls die Preise für lett- 
ländischen Bacon am englischen Markt unter eine bestimmte 
Norm fallen sollten: beträgt der Londoner Preis am Tage der 
Finlieferung weniger als 86 Schilling pro Zentner I. Sorte, jedoch 
mehr als 82 Schilling, so vergütet der Staat für ein jedes Bacon- 
schwein Ls. 15,—, sinkt dagegen der Preis unter 82 Schilling, so 
Ls. 20,— pro Stück. 


Nach einer Ende Juni 1932 erfolgten Abänderung dieses 
Gesetzes garantiert der Staat den Landwirten, mit Beginn 
vom 1. Juli 1932, für an Exportschlachthäuser verkaufte Bacon- 
schweine einen Preis von Ls. 0,75—0,85 je Kilo Lebend- 
gewicht, in Abhängigkeit von der S aR Falls der 
Preis für lettländischen Bacon I. Sorte unter die garantierte Norm 
fällt, wird den Schweinezüctern die Differenz vom Landwirt- 
schaftsministerium ausgezahlt, tritt das Gegenteil ein, so werden 
50% des Aufgeldes einem besonderen Fonds zugeführt, aus 
welchem bei Eintritt eines Preissturzes die Zuzahlungen zu 
leisten sind. | 

Ein am 1. April 1934 in Kraft getretenes „Gesetz über die 
Förderung der Schafzucht“ bestimmt, daß zum Zwecke der Förde- 
rung der Schafzucht und Ausfuhr von Schaffleisch vom 
Staat alljährlich im Budget besondere Mittel für Zuzahlungen an 
diejenigen Landwirte aufzunehmen sind, die Schafe zur Her- 
stellung von Exportfleisch abliefern. 


Auch zur Förderung der Eierausfuhr werden vom 
Staat Prämien gezahlt, und zwar für jedes an die Sammelstellen 
abgelieferte und den vorgeschriebenen Bedingungen ent- 
sprechende Ei 2 Santim pro Stück. In das Gebiet der staat- 
lichen Exportförderung fällt auch die Zahlung fester Preise an 
die Ablieferer von Flachs, da dieser größtenteils exportiert 
wird. Die seit der Einführung des Flachsmonopols (1919/20) ge- 
zahlten staatlichen Ankaufspreise für Flachs lagen mitunter 
höher als die Ausfuhrpreise. In den Jahren 1932/33 zahlte der 
Staat nach einer bestimmten Staffelung für die höchste Sorte 
(„Risten“) einen Preis von 0,82 Ls. pro Kilo, dagegen 1933/34 
Ls. 1,15. Außerdem erhielten schuldenfreie Landwirte eine 
besondere Zuschlagsprämie von 0,25 Ls. je Kilo, in den meisten 
Fällen wurde aber diese Prämie mit den von den Landwirten 
beim Staate aufgenommenen Kunstdünger- und Saatenschulden 
aufgerechnet. Nach den für das Saisonjahr 1934/35 erlassenen 
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Bestimmungen findet ein solher Abzug der Zuschlagsprämien 
nicht mehr statt, sondern es erhalten auch die beim Staate ver- 
schuldeten Flachsablieferer den vollen Preis von Ls. 1,40 in bar 
ausgezahlt. Eine entsprechende Regelung hat auch die Fest- 
setzung der staatlichen Ankaufspreise für Hede erfahren. 

Zu den exportfördernden Maßnahmen ist ferner das Ende 1929 
in bezug auf eine ganze Anzahl von landwirtschaftlichen Erzeug- 
nissen eingeführte System der sog. „Einfuhrscheine“ zu 
rechnen, das allerdings seit 1930 nur noch auf Klee- und Timothy- 
saat sowie Hühnereier Anwendung findet. Nach diesem System 
erhalten Exporteure von Saaten und Eiern besondere Gutscheine 
mit Angabe desjenigen Zollbetrags, der bei der Einfuhr solche: 
Pereugnie zu entrichten wäre. Bei der Einfuhr findet dann 
eine Verrechnung auf den Importzoll statt. Zur Hebung der 
Qualität von landwirtschaftlihen Exportwaren ist eine staat- 
lihe Exportkontrolle eingeführt. Diese erstreckt sich auf 
folgende Produkte: 

a) Butter. Bereits ein im Februar 1923 erlassenes Gesetz 
bestimmt, daß die Ausfuhr von lettländisher Butter obligatori- 
scher Kontrolle durch das Landwirtschaftsministerium unterliegt. 
Es werden Echtheit, Güte und Wassergehalt der Butter geprüft. 
Die Güte der Butter bestimmen vereidigte Butterwracker a 
setz vom 16. April 1924). Auf Grund laboratorischer Analyse 
wird die Butter in drei Kategorien eingeteilt. Butter III. Kate- 
gorie ist zur Ausfuhr verboten. 

Am 30. April 1929 nahm das Parlament ein neues Gesetz über 
die Kontrolle von Exportbutter an, das wesentliche Verschär- 
fungen enthält. So unterliegen jetzt der Prüfung die Echtheit, 
Haltbarkeit, Bazillenfreiheit, Qualität und der Wassergehalt der 
Butter. Weitere Vorschriften regeln den Herstellungsprozef der 
Butter in den Molkereien, den Abtransport und das Verladen der 
Butter, die Prüfung ihrer Haltbarkeit usw. 


b) FleischundFleischprodukte. Das älteste Gesetz 
über die Kontrolle der Fleischausfuhr stammt vom 31. März 1924. 
Zahlreiche spätere Vorschriften behandeln die veterinärärztliche 
Besichtigung der zu schlachtenden Tiere, die Untersuchung des 
Exportfleisches, den Herstellungsprozeß usw. 

c) Eier. Das ursprüngliche Gesetz über die Eierexport- 
kontrolle datiert vom 31. Mai 1924 und enthält ausführliche Be- 
stimmungen über die Qualität, Größe und Verpackung der 
Exporteier. 

d) ObstundBeeren. Die staatliche Obstexportkontrolle 
wurde am 15. November 1925 eingeführt. Sie hat sich gut be- 
währt, wobei allerdings zu bemerken ist, daf ihre praktische 
Bedeutung infolge Dezimierung des Obstbaumbestandes durch 
die im Winter 1928/29 aufgetretenen großen Fröste eine starke 
Einbufe erlitten hat. 
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e) Saaten. Die noch aus dem Jahre 1929 stammenden Vor- 
schriften über die Exportkontrolle von Lein- und Kleesaat sind 
später vervollständigt worden. Heute sind nur Saaten zur Aus- 
fuhr zugelassen, bei denen garantiert ist: die Provenienz, Rein- 
heit, Keimfähigkeit und ein auf ein Minimum begrenzter Gehalt 
an Unkrautsamen. Der Qualitätsstandard wird vom Landwirt- 
schaftsministerium in jedem Jahre neu festgesetzt. 


f) Kartoffeln. Das die Kontrolle der Ein- und Ausfuhr 
von Kartoffeln regelnde Gesetz vom Jahre 1924 ist später dahin 
verschärft worden, daf Kartoffeln, die mit einer der aufgezählten 
Krankheiten oder mit Schädlingen behaftet sind, nicht ausgeführt 
werden dürfen. Die Ausfuhr ist auch verboten, wenn mehr als 
4 % der Gesamtmenge mit Fäulnis, Flecken, einer Bakterien- 
krankheit behaftet oder in anderer Weise beschädigt sind, mehr 
als 5 % minderwertige Ware (kleiner als 3,8 cm) festgestellt wird 
und das Gewicht der Nebenbestandteile (Erde usw.) 2 % über- 
steigt. 

g) Hausvieh. Die ursprünglih am 26. April 1924 er- 
lassene Kabinettsverordnung über den Export von Hausvieh 
wurde durch das Gesetz vom 7. März 1925 abgelöst, das bestimmt, 
daß der Export von Pferden, Rindern, Schafen und Schweinen 
staatlicher veterinärärztliher Kontrolle unterliegt und diese 
sich auf den Gesundheitszustand der Tiere und ihre Tauglichkeit 
für den Export zu erstrecken hat. 


h) Fische und Fischwaren. Jüngeren Datums ist die 
Einführung der Ausfuhrkontrolle für Fische und Fischwaren. 
Laut Gesetz vom 15. Mai 1929 unterliegt die Ausfuhr von Fisch- 
konserven, marinierten und gesalzenen Fischen der Kontrolle 
des Landwirtschaftsministeriums. Letzteres hat das Recht, auch 
die Ausfuhr von frischen, gefrorenen, geräucherten und anders 
zubereiteten Fischen sowie von Krebsen zu kontrollieren. 


i) Flachs. Eine Kontrolle des Flachsexports wird durch das 
Wesen des Staatsmonopols bedingt. Die Qualität des Export- 
flachses wird im Normalfalle durch ein zweimaliges Wracken 
(bei der Ablieferung an die Flachsankaufstellen und bei der 
Zustellung an die staatlichen nn festgestellt, 
wozu später beim Export des Flachses eine dritte Wracke 
(Exportwracke) tritt. 


2. Industrie. Von grundlegender Bedeutung für die 
Förderung der Ausfuhr von industriellen Erzeugnissen war das 
im Jahre 1923 erlassene Gesetz über Freiterritorien, 
welches einigen größeren für den Export arbeitenden Industrie- 
unternehmen die Möglichkeit gab, Rohstoffe, Halbfabrikate, 
Packmaterial, die zur Exportproduktion erforderlichen Maschi- 
nen, Ersatzteile und Arbeitsgeräte sowie auch Heiz- und Schmier- 
stoffe aus dem Auslande zoll- und akzisefrei einzuführen. 
Dieses noch heute mit einigen Abänderungen bestehende Gesetz 
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hat sich als sehr nutzbringend erwiesen, wenngleich die Zahl der 
von ihm Gebrauch machenden Betriebe nicht groß ist. 

Einen ungleich weiteren Ausdehnungskreis haben die sehr 
zahlreichen Spezialbestimmungen über die Rückzahlungdes 
Einfuhrzolls für Rohstoffe und Halbfabrikate, die zur Her- 
stellung von Exportfertigfabrikaten verwandt werden. Es han- 
delt sich hier beispielsweise um Rohstoffe für die Galoschen- 
fabriken, Fahrradteile zur Herstellung von Fahrrädern für den 
Export, Eisen und Stahl zur Herstellung von landwirtschaftlichen 
Maschinen, Ole und Bleche für die Konservenfabriken usw. usw. 
Die ältesten Bestimmungen datieren vom Jahre 1922, damals 
wurden von jeder Einfuhrzollquittung, die bei der Rückzahlung 
des Einfuhrzolls vorzuweisen ist, 15 % des Wertes der eingeführ- 
ten Rohstoffmenge in Abzug gebracht und somit 85 % vergütet, 
dagegen wird jetzt der Einfuhrzoll für die ganze laut Quittung 
verzollte Ware zurückerstattet, also 100 %. Es liegt auf der 
Hand, daf von dieser Vergünstigung sehr viele Exportfirmen 
Gebrauh machen. Eine besondere Behandlung erfahren die- 
jenigen Fälle, in welchen Süßwaren und Liköre zum Export ge- 
angen. Hier wird den Exporteuren nicht nur der Einfuhrzoll 
für den eingeführten Zucker (der laut Zuckermonopolgesetz 
nur von der Zuckermonopolverwaltung eingeführt werden darf) 
vergütet, sondern auh der Gewinn des Zuckermono- 
pols, d. h. derjenige Betrag, welcher den Selbstkostenpreis des 
importierten Zuckers zuzüglich der Exploitations- 
kosten des Zuckermonopols in Höhe von 1 Santim je Kilogramm. 

3. Handel. Zu den wirksamsten Exportförderungsmitteln 

ehört die Handhabung der Ausfuhrzollpolitik. So hat 

er Staat in den letzten Jahren: wesentliche Erleichterungen für 
die Holzindustrie durch Aufhebung der Ausfuhrzölle für ver- 
schiedene Holzmaterialien geschaffen und auch die Ausfuhrzölle 
für einige andere Artikel ermäßigt. Gegenwärtig wird von den 
Holzkaufleuten die Aufhebung des Ausfuhrzolls für Espenholz 
(50 Santim pro Kubikfuß) angestrebt, da die Verarbeitung von 
Espenholz durch die in schwedischen Händen befindliche Zünd- 
holzindustrie stark nachgelassen hat, für diese Ware aber Aus- 
fuhrmöglichkeiten bestehen. 

Von Einfluß auf die Hebung des Holzexports ist die am 
1. Januar in Kraft getretene Brackordnung für Export- 
hölzer, welche die Einhaltung bestimmter Standardbestimmun- 
gen beim Export von gesägten Nadelholzmaterialien vorsieht. 

In allerletzter Zeit wird vom Staate die Einführung einer 
Holzexportkontrolle erwogen, dessen Projekt vom Land- 
wirtschaftsministerium ausgearbeitet worden ist. Allerdings 
stößt dasselbe auf den starken Widerstand der Holzexporteure. 

Zu den exportfördernden Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Holzhandels gehört ferner die zeitweilig praktizierte Herab- 
setzung der staatlichen Taxpreise für Stamm- 
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holz, welhe die Konkurrenzfähigkeit der lettländischen 
Hölzer auf dem Weltmarkt begünstigt. 

4. Verkehr. Von genereller Bedeutung für die Förderung 
des Exports ist die Einführung eines besonderen Export- 
tarifsaufden staatlichen Eisenbahnen, der sowohl 
auf landwirtschaftlihe als auch industrielle Exporterzeugnisse 
Anwendung findet. Im allgemeinen liegen die Sätze 20—50 % 
unter dem Normaltarif, und sie sind seit dem 5. November 1933 
dem Warenwert angepaßt, während sie sich früher auf alle 
EN gleichmäßig erstreckten. 

Ungeregelt ist zurzeit noch die Frage der Unterstützung der 
Schiffahrt. Nach einem im vergangenen Jahr ausgearbeite- 
ten Entwurf sollte eine Importsteuer von 15 % zugunsten der 
Exportindustrie und Schiffahrt eingeführt werden, doch wurde 
das Projekt vom Parlament abgelehnt. Es ist aber nicht aus- 
geschlossen, daf diese Angelegenheit im Zusammenhang mit der 
eingetretenen Verschlechterung der lettländischen Ausfuhr 
wieder auf die Tagesordnung gelangt, um so mehr als die Ein- 
fuhr im laufenden Jahr im Steigen begriffen ist und die Handels- 
bilanz dementsprechend belastet. 

5. Staatliche Exportkredite. Eine Sonderstellung 
unter den exportfördernden Maßnahmen nehmen die Staats- 
garantienfür Exportkredite ein. Das erste Gesetz hier- 
über erschien im Mai 1931 und ermächtigte den Finanzminister 
mit jedesmaliger Zustimmung des Ministerkabinetts, denjenigen 
Firmen, die lettländische Erzeugnisse nach Sowjetrußland expor- 
tieren, Garantiescheine auszustellen, deren Zweck darin besteht, 
die Diskontierung der diesbezüglichen Exporttratten zu erleich- 
tern. Als Be Lettlands im Sinne dieses Gesetzes galten 
solche Waren, bei deren Herstellung mindestens 35 % vom 
Warenwert auf inländische Rohstoffe und Arbeitskräfte ent- 
fallen. Die Gesamtsumme der Garantien wurde auf höchstens 
10 Millionen Lat festgesetzt. Der Umfang der Garantien, die 
eine Laufzeit von höchstens 12 Monaten haben, darf in bezug auf 
den einzelnen Exportabschluß 75 % nicht übersteigen, bei hundert- 
prozentigen Erzeugnissen Lettlands jedoch 90 % der dem Ex- 

rteur laut diesbezüglihem Exportvertrag zukommenden 
umme. Geht eine Exporttratte, aut die sich die Garantie be- 
zieht, zum Protest und erfolgt ihre Einlösung nicht binnen eines 
Monats nach der Protestaufnahme, so wird der garantierte Be- 
trag vom Finanzministerium gegen Empfang der [ratte aus dem 
Garantiesicherungsfonds, der sich aus zweiprozentigen Abfüh- 
rungen von der garantierten Summe zusammensetzt, bezahlt. 
Nach Entrichtung der garantierten Summe leitet das Finanz- 
ministerium gegen den Akzeptanten der Exporttratte oder dessen 
Bürgen (Gesetz vom 10. Februar 1932) das Beitreibungsverfahren 
ein. Dieses theoretisch zweifellos nützlich erscheinende Gesetz 
fand aber in der Praxis infolge der mit seiner Durchführung ver- 
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bundenen Formalitäten in der Privatwirtschaft fast gar keine 
Anwendung. Es war den Exporteuren einfach unmöglich, die 
von den zuständigen Ressorts geforderten Papiere und Unter- 
lagen beizubringen, so daf sie auf diese Vergünstigung lieber 
der verzichteten. Mit dem am 5. November 1932 erfolg en Ab- 
auf des lettländisch-russischen Handelsvertrags verlor diese Art 
staatlicher Exportförderung vollends ihre Bedeutung. Sie findet 
aber auch jetzt — nach Inkrafttreten des neuen Handelsvertrags 
mit Sowjetrußland am 31. Dezember 1933 — keine Anwendung, 
da ihr unüberwindliche Hindernisse entgegenstehen. 


6. Warenausstellungen. Eine recht große Bedeutung 
kommt der Beteiligung Lettlands an ausländischen Warenmessen 
zu. Im ganzen hat sich Lettland an solhen Messen etwa zwölf- 
mal beteiligt, was gewiß nicht viel ist, doch wird dieser Frage 
neuerdings eine weit größere Aufmerksamkeit zugewandt. Einige 
auswärtige Vertretungen haben auch besondere Auslagenstände 
für lettländische Exportwaren eingerichtet, so z. B. die Gesandt- 
schaften in Berlin und London, die Generalkonsulate in Ant- 
werpen und Rio de Janeiro usw. 


Auch im Inlande finden Warenausstellungen statt, aller- 
dings in unbestimmten Zeitabständen. Ausstellungsort ist Riga. 
wo bisher vier bis fünf Ausstellungen stattfanden. Die letzte 
nn und gleichzeitig größte war ausschließlich einheimischen 

rzeugnissen gewidmet und vom „Komitee zur Propagierung 
einheimischer Erzeugnisse“ organisiert. 


Das sind in kurzen Zügen die wesentlihsten Maßnahmen, 
die der Staat zur Förderung des lettländischen Exports im Laufe 
der letzten 12 Jahre getroffen hat. Es wäre nur noch auf die von 
ihm heraus on Export-Literatur hinzuweisen. So 

1 re 1929 eine Ausgabe unter dem Titel „Lettlands 


erschien im Ja 
Export und a die eine Darstellung der wichtigsten 
Exportzweige Lettlands nebst Beschreibung der einschlägigen 


Exportfirmen enthält. Eine ebensoldhe Ausgabe erschien auch im 
jahre 1930, die im Jahre 1931 durch eine kleine Broschüre „Lett- 
ands Exportfirmen“ ergänzt wurde. Die Initiative zur Heraus- 
gabe dieser Literatur ging von der Presseabteilung des lettländi- 
schen Außenministeriums aus. Im Jahre 1933 gab auch die beim 
Finanzministerium bestehende „Kommission zur Propagierung 
einheimischer Erzeugnisse“ eine kleine Broschüre „Was kauft 
man in Lettland?“ heraus, die demnächst auch in französischer 
Sprache erscheinen soll. 

Wie man sieht, besteht in dieser Hinsicht keine Einheitlich- 
keit, wie überhaupt die staatliche Exportförderung in Lettland 
nicht in einer Zentralstelle konzentriert ist, wie z. B. in Polen 
und einigen anderen Ländern. Das beeinträchtigt natürlich die 
Einhaltung einer bestimmten Linie, und das macht sich auch im 
wirtschaftlihen Nachridhtendienst bemerkbar. 
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In der letzten Zeit ist die Frage einer besseren Organisation 
‘ der Exportförderung sehr akut geworden. Sie wurde neuerdings 
- auf einer Besprechung des Finanzministers mit den Vertretern 
- des Zolldepartements, des Handels, der Industrie und des Staats- 
` wirtschaftsdepartements angeschnitten, wobei zum Ausdruck 

am, daft dem Export eine um so größere Bedeutung beizumessen 
sei, als die Passivität der Handelsbilanz immer bedrohlichere For- 
men annimmt. Die vom Finanzminister unterbreiteten Vorschläge 
wurden zur weiteren Überprüfung und Durcharbeitung den zu- 
ständigen Ressorts überwiesen, worauf sie im Ministerkabinett 
zur Beratung kommen sollen. Abschließend ist zu sagen, daß die 
staatliche Exportförderung das Staatsbudget sehr stark 
belastet. Ganz besonders fallen die Zuzahlungen für die Land- 
wirtschaft ins Gewicht, für die im Staatshaushalt der letzten 
zwei Jahre folgende Summen vorgesehen sind: 


1933/34 1934/35 
Butter . . . . . 12,2 Mill. Ls. 13,5 Mill. Ls. 
Bacon . . . . . 16 Mill. Ls. 21 Mill. Ls. 
Flahs . . . . . 535 Mill. Ls. 3,0 Mill. Ls. 


Aufterdem sind im laufenden Wirtschaftsjahr erstmalig staat- 
liche Zuzahlungen für den Export von Schaffleisch und Käse im 
Betrage von je 50000 Lat vorgesehen. 

Am Gesamtbudget gemessen, betrugen die an die Landwirt- 
schaft zu leistenden staatlichen Zuschüsse im Wirtschaftsjahr 
1933/34 — 12,3% und 1934/35 — 12,4%. Dabei ist zu berück- 
sichtigen, daß landwirtschaftliche Exportgüter mitunter zu 
Schleuderpreisen ins Ausland verkauft werden und somit volks- 
wirtschaftlich reiner Substanzverlust vorliegt. Das bezieht sich 
insbesondere auf den Export von Butter nach England, wo für 
100 kg Exportbutter I.Sorte im Durchschnitt der Jahre 1932 und 
1933 nur 165 bzw. 138 Lat erzielt wurden (die Selbstkosten für 
1 kg Butter stellten sich 1931/32 auf 2,78 Lat!), wogegen am Ber- 
liner Markt für dieselbe Butter 275 bzw. 270 Lat gezahlt wurden. 
Unter solhen Umständen kann nur gewünscht werden, dak Lett- 
land alles daran setzt, Deutschland als Absatzgebiet für Butter 
in größerem Umfange zu gewinnen. 


Das Baumwollproblem in Zentralasien. 
Von R. Bey. 


Das Land Turkestan, Urheimat der Türken, das Gebiet 
zwischen dem Kaspischen Meer und dem Hindukusch, hatte im 
Mittelalter eine erhebliche Bedeutung als Durchzugsland für Er- 
oberer und Kaufleute. Es besaf eine blühende Kultur. Nach 
dem Tode des Kaisers Temur aber entwickelte sich diese Kultur 
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(Ende XIV. Jahrhundert) nicht weiter; innere Wirren brachten 
das Land in einen Zustand des Rückschritts. Außerdem verlor 
Turkestan den Wert als Durchzugsland, als der Seeweg nach 
Indien gefunden wurde. So versank es allmählich in einen 500- 
jagen Schlaf, abgeschlossen von der Umwelt. Der innere 
wiespalt, der Bruderkrieg, ließ eine Gleichgültigkeit gegen alle 
äußeren Ereignisse aufkommen. 

Das Land Turkestan ist nicht nur durch große Bodenfrucht- 
barkeit ausgezeichnet, es besitzt außerdem reichhaltige Mineral- 
lager; aber an der Erzgewinnung haben sich die Bewohner des 
Landes selbst nur in geringem Maße beteiligt. Ihre Haupt- 
beschäftigung lag vielmehr in der Ausübung von Ackerbau u 
Viehzucht sowie von Handel und Gewerbe. Seit alten Zeiten — 
schon im 6. Jahrhundert — wird in Turkestan Baumwollkultur be- 
trieben, allerdings fast ausschließlich für den eigenen Bedarf. 
Nur geringe Mengen wurden auf dem Karawanenwege in andere 
Länder ausgeführt. Der Ackerbau erstreckte sich aut den Anbau 
von Getreide, Reis und Tabak; außerdem wurde in ausgedehntem 

afle Seidenkultur betrieben!),. Die klimatischen Verhältnisse 
in Turkestan sind hervorragend günstig für die Baumwollkultur. 
so daß es in dieser Beziehung in keiner Weise hinter den anderen 
bekannten Baumwollanbauländern zurückbleibt.e Der Sommer 
ist heiß und trocken, ungetrübter Sonnenschein herrscht bis in 
den Oktober, den ungefähren Zeitpunkt der Ernte. Nicht nur 
in bezug auf Qualität, sondern auch auf die Menge des Flächen- 
ertrages steht die turkestanische Baumwolle in der Welt an erster 
Stelle, denn der in vielen Ländern vorkommende Baumwoll- 
Rüsselkäfer, der die Baumwollernte völlig vernichten kann. 
kommt in Turkestan nicht vor. 

Als die Russen um das Jahr 1870 in das Land kamen, fanden 
sie einen vorzüglich vorbereiteten Boden vor. Daher richteten 
sie ihr Hauptaugenmerk darauf, ihre vollständig von Amerika 
und England abhängige Textilindustrie selbständig zu machen. 
Aus diesem Grunde wurde der Baumwollanbau nunmehr in Tur- 
kestan auf eine lohnende breite Basis gestellt und die Anbau- 
fläche erweitert. Während im Jahre 1820 nur 73,3 Tonnen reine 
Baumwolle im Werte von 68440 Mark ausgeführt wurden, machte 
sich die Wirtschaft der Russen sehr bald erfolgreich bemerkbar: 
1915 wurden bereits 230000 Tonnen geerntet im Werte von 
300 Millionen Mark. Nach weiteren 12 Jahren stieg diese Menge 
sogar auf 600000 Tonnen ım Werte von 1.? Milliarden Mark 

Die zunehmende Ausdehnung der Baumwolifelder hatte 
naturgemäß eine Verkleinerung der Getreideanbauflähe zur 
Folge. Z. B. waren im Jahre 1885 nur 50000 Hektar mit Baum- 
wolle bepflanzt, im Jahre 1915 dagegen 737000 Hektar. Diese 
Ziffer steigerte sich dazu von Jahr zu Jahr. Im Zusammenhang 


1) Marad und Juldash. Baumwolle in Turkestan und Anbausysteme. 
Samarkand 1927. (Usbekisch.) 
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damit strömten russische Textilunternehmer ins Land, die Tur- 
kestan zwar in dieser einen Industrie zur Blüte verhalfen, es aber 
sonst in Abhängigkeit zu seinem „Brotgeber“ brachten. Schon 
im Jahre 1878 war der Gedanke aufgetaucht, Turkestan mit Sibi- 
rien durch eine Eisenbahnlinie zu verbinden, um die Baumwoll- 
anbaufläche in Turkestan weiter vergrößern zu können, die feh- 
lenden Getreidemengen auf dieser Bahn aus Sibirien zu be- 
schaffen und weiterhin die Ausbeutung der Mineralschätze in 
Turkestan zu ermöglichen. 1899 wurde der Bau der Bahnstrecke 
Taschkent—Orenburg beschlossen. 1907 wurde vom Verkehrs- 
ministerium für die Turkestan—Sibirien-Bahn die Strecke Semi- 

alatinsk— Alma Ata—Taschkent festgesetzt und 1913 mit dem 

au begonnen, und zwar ausgehend von Arys, nördlih von 
Taschkent. Bis 1917 wurde nur eine Strecke von Arys bis zur 
Station Burnoje (237 km) fertiggestellt. Am 3. Dezember 1926 
wurde von den Sowjetbehörden beschlossen, die Arbeiten, die 
während der Revolution ins Stocken geraten waren, wieder auf- 
zunehmen. Am 25. April 1930 wurde sodann der Bau derselben 
Strecke, nur unter dem Namen Turksib-Bahn, und nach dem- 
selben Plan beendet?). 

Als im, Jahre 1915 die Eisenbahnlinie Taschkent—Orenburg 
gebaut wurde, dachte man, Turkestan mit russischen ÄAnsiedlern 
zu überschwemmen; es erschien nämlich in Petersburg nicht rat- 
sam, in Turkestan nur eine mit dem Mutterland zusammenhang- 
lose Kolonie zu besitzen, sondern man gab sich der Hoffnung hin, 
durch diese Russifizierungspolitik in kurzer Zeit eine russische 
Bevölkerungsmehrheit zu schaffen. 

Es war ein von Rußland wohlüberlegter Plan, die ganze vor- 
handene, bewässerte Fläche für die Baumwollgewinnung zu be- 
nutzen?) und die Getreidelieferung von Rußland abhängig zu 
machen. Durch diese Ausdehnung der Baumwollekultur wurde 
aber auch die Futterpflanzenanbaufläche verkleinert. So wird 
jetzt allein im Fergana-Gebiet (das geeignetste Land in Tur- 

estan für den Baumwollebau) 90 % der bewässerten Fläche für 
Baumwolle in Anspruch genommen. Die natürliche Folge des 
Rückgangs des Futterpflanzenbaus war, daß die Bauern zum 
Winter ihr Spannvieh für billige Preise verkaufen mußten und 
so im darauffolgenden Frühjahr nicht über nötige Anspannung 
verfügten. Die Felder, die niht ordungsgemäf bestellt werden 
konnten, wurden enteignet und den russischen Einwanderern zur 
Verfügung gestellt. 

Über die zunehmende Ausdehnung der Baumwollkultur in 
Turkestan sollen folgende Zahlen‘) unterrichten: 


3) Volkswirtschaft der UdSSR. 1930. Heft 8. 
s) Bartold. Bewässerung und Bewässerungsgeschichte Zentralasiens. 


Taschkent 1926. (Usbekisch.) 
¢) Prjanischnikow. Spezieller Pflanzenbau. Herausgegeben von Dr. Tamm. 
Berlin 1930. 
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Anbaufläche Erträge (in Mill. dz) 


1913 536 000 ha 1912/13 185 
1914 602 000 ha 1913/14 206 
1915 747 000 ha 


1916 785 000 ha 


Damit lieferte Turkestan schon vor dem Kriege 50% des 
russischen Bedarfs an Baumwolle. Die Getreidelieferung, die 
durch die Orenburg—Taschkent-Bahn und durch die Turksib- 
Bahn bewerkstelligt wurde, war allerdings nicht ausreichend 
für die Versorgung der Bevölkerung. Die Folge davon war, daß 
bei der Machtübernahme des Bolschewismus und in den darauf- 
folgenden Wirren, als jeder geregelte Verkehr unterbunden war, 
in Turkestan eine grauenhafte Hungersnot um sich griff, bei der 
Millionen Menschen starben. Diese Hungersnot gab dann den 
Anlaß zu einem Aufstand, der sich gegen die russischen Macht- 
haber in Turkestan richtete. Enver Pascha verstand es, sich an 
die Spitze der Nationalen Freiheitsbewegung zu stellen und fand 
dabei kämpfend den Tod. Die Kämpfe waren aber von Erfolg 
gekrönt, denn man eroberte % des Landes von den Russen 
zurück; nur die Eisenbahnstrecke blieb in russischen, Händen. 

Von dieser Zeit an (1917) wurde an Stelle der Baumwolle 
wieder mehr Getreide gebaut. Das von den Sowjets für den von 
ihnen beherrschten Distrikt ausgegebene Saatgut (Baumwolle) 
wurde von den turkestanischen Bauern in Empfang genommen, 
aber nicht dem eigentlichen Zweck zugeführt, sondern zur Ol- 
gewinnung verwendet. Die Baumwollanbaufläche veränderte 
sich unter den Auswirkungen der heimatpolitischen Überlegungen 
folgendermaßen: 

1917 1918 1919 1921 1922 

525000 ha 148000 ha 115000 ha 87000 ha 70000 ha 

Damit ging der Gesamtertrag in folgenden Ausmafßen zurück: 


1916 1917 1919 1920 
793 000 dz 369000 dz 73000 dz 52000 dz 


Die freigewordene Fläche wurde zum Anbau für Getreide 
und Futterpflanzen verwendet. 

Erst von 1924/25 an steigen die Anbauflächen für Baumwolle 
wieder an, als die Russen nach der Zurückeroberung des Landes 
durch die Rote Armee die Bewohner bzw. die Freiheitsbewegung 
zwangen, die Baumwollplanwirtschaft wieder aufzunehmen. 

Die Auswirkung dieser von den Sowjets getroffenen Maß- 
nahmen zeigt folgende Aufstellung’): 


6) Kisel-Schack. (Ein Buch über Zentralasien.) Herausgegeben vom Zentral- 
asiatischen Komitee. Taschkent 1930. (Usbekisch.) 
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Jahr Fläche in 1000 ha Zahl der Anbauer in 1000 ha 


1924/25 480,3 238 
1925/26 538,0 390,2 
1926/27 669,4 564,2 
1927/28 784,2 661 
1928/29 892 810,2 


Die Baumwollanbauflähe stieg 1930 auf 1540000 ha, war 
also doppelt so groß wie vor der Revolution. Nach Angabe der 
usbekischen Regierung vom Jahre 1931 wollte die Sowjetunion 
633 000 Tonnen Baumwolle verbrauchen. Davon sollte Tur- 


kestan allein 500000 Tonnen und im Jahre 1932 sogar 788 000 
Tonnen liefern. 


Insgesamt wurden in der Sowjetunion im Jahre 1931 2,14 Mill. 
Hektar Fläche mit Baumwolle bebaut — gegenüber 684000 ha 
ìm Jahre 1913. Diese gesamte Anbaufläce verteilt sich auf die 
einzelnen Republiken folgendermaßen: 

Usbekistan 1 148000 ha 
Turkmenistan 214000 ha 


in diesem Aufsatz als „Turkestan“ 
Tadschikistan 127000 ha 


zusammengefaßt 
Kirgisistan 105 000 ha 
= Karakalpak 72000 ha 
Asarbajdschan 215000 ha 
Georgien 22000 ha 
Armenien 26000 ha 


 Nordkaukasus 216000 ha 


Ukraine 160 000 ha 
Durch alle diese Maßnahmen der UdSSR ist die Erzeugung 


an Baumwolle bereits derart gestiegen, daß man schon mit der 


Ausfuhr begonnen hatte. So wurden 1930 10134 Tonnen im 
Werte von 3639%0 Dollar ausgeführt. 


Die letzten Ernteerträge an Baumwolle betrugen nach An- 


gabe von „Sowjetwirtschaft und Außenhandel“ 1931, Heft 18/19 
in der UdSSR in 1000 Tonnen: 


1925 < s s a- 1572 
196 . . . . 1622 
1927 . . . . 216,2 
1928 . . . . 2448 
1929 . . . . 264 

1930 . 335,8 


schaft in Verbindung mit dem gänzlichen Fehlen natürlichen 
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Düngers (Stallmist) den Boden nur schwächt und ihn vielleicht 
sogar (durch das Auftreten von Bodensäure) unbrauchbar macht. 


Jahr Erntedoppelzentner pro Hektar 
1924/25 9,75 
1925/26 8,62 

1926/27 9,62 


1928/29 

Nach den neuesten usbekischen und deutschen Berechnungen 
kann Turkestan den gesamten mitteleuropäischen Markt mit 
Baumwolle beliefern und wäre dazu imstande, sich selbst zu er- 
nähren. Denn die Anbauflächen sind bei weitem nicht erschöpft. 
Man kann nämlich nicht nur in bestimmten Zonen Baumwolle 
bauen, sondern auch in nördlihen Gebieten durch Züchtungen 
frühreifer und frostwiderstandsfähiger Sorten. Mit dieser Züch- 
tung hat man auch schon vor einigen Jahren mit Erfolg be- 

onnen). Außerdem kann man durch Aufzucht der jungen 

flanze in Gewächshäusern die Vegetationszeit verkürzen un 
so die Pflanzen vor Früh- und Spättrösten schützen. Schließlich 
ließen sich die Anbauflächen durch Erschließung von Neuland im 
Wege der künstlichen Bewässerung vergrößern. Denn durch das 
Wasser der Waksch wären 116000 ha und durch das Wasser des 
Amudarja 4 Mill. ha Fläche zu bewässern. Das Wasser des 
Amudarja mit jährlich 60 Milliarden Kubikmeter, eine Wasser- 
menge, die der des Nilwassers gleichkommt, fließt zu 90 % in den 
Aralsee nud bleibt daher ungenutzt. Für die neue künstliche 
Bewässerung eröffnen sich weitere Möglichkeiten: so liegen allein 
in der Nähe von Taschkent hunderttausende Hektar, die sich für 
den Baumwollebau eignen, die sogar direkt am Verkehrswege 
liegen. Und weiterhin in den Tälern von Tschirtschik 600 000 ha, 
sowie in der Hungersteppe 500 000 ha. 

Da für diese Bewässerungsanlagen keine genügenden Mittel 
vorhanden sind, werden die schon vorhandenen Bewässerungs- 
anlagen, die zwar für andere Kulturpflanzen bestimmt waren, 
jetzt für den Anbau von Baumwolle benutz. Es wird geplant, 
auch den Rest der einstmals bestandenen Reisfelder, der 
200 000 ha groß ist, für den Anbau von Baumwolle zu verwen- 
den. Man begründet diese Maßnahme damit, daß durch den 
Reisbau das Auftreten von Malariafieber begünstigt wird. Jedoch 
ist diese Begründung insofern wenig stichhaltig, als Malaria- 
fieber in Turkestan in irgendwie nennenswertem Maße nicht 
auftritt. 

ie Baumwollwirtschaft in Turkestan soll kollektivisiert 
werden. 1950 waren bereits 30 % kollektivisiert, und eine Fläche 
von 300000 ha wurde schon durch Traktoren bestellt. Um die 
Anbaufläche weiter zu vergrößern und das geplante Ziel zu er- 
reichen, soll der Arbeiter, bzw. der Bauer durch mechanische 


+) Marad und Juldasch. 
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Arbeit ersetzt werden. Man scheint dabei zu übersehen, daß die 
Baumwollpflanze in ihren Ansprüchen nicht mit anderen Kultur- 
pi lanzen zu een ist. Die Baumwollpflanze verlangt sorg- 
ältige und pünktliche Pflege sowie rechtzeitige Bewässerung, 
die sogar an die Stunde gebunden ist. Die Bodenbeschaffung be- 
dingt außerdem eine erhebliche Abnutzung der Maschinen; denn 
um eine Fläche von beispielsweise einem Hektar zu bearbeiten, 
müssen des öfteren Kanäle überquert werden, der Traktor kann 
nicht etwa durchgehend die weite Fläche durchziehen, sondern 
muß in kurzen Abständen über diese Bewässerungskanäle trans- 
Ben werden. Wie Berichte aus Usbekistan besagen, sind da- 
xer die Maschinen in Turkestan nur zu 10 bis 15 % ausgenutzt 
worden. 
| An Zugtieren mangelt es zur Zeit sehr. Kaum die Hälfte der 
Betriebe verfügt über Arbeitstiere. Um diesem Übelstand abzu- 
helfen, ist man bemüht, in Taschkent neue Fabriken zu bauen, 
die hauptsächlih landwirtschaftlihe Maschinen liefern sollen. 
, So wurden 1931 für die Industrialisierung der turkestanischen 
Landwirtschaft 4% Millionen Rubel ausgegeben. 


Zur Zeit ist die Versorgung mit Nahrungsmitteln in Tur- 
 kestan ungenügend. Der Plan, Turkestan mit Hilfe der Turksib- 
. bahn mit Getreide zu versorgen, wurde nur zu etwa 50% er- 
füllt. Turkestan sollte an Getreide erhalten: 
1927 1928 1929 1930 

4534 000 t 557 000 t 656 000 t 2,8 Millionen t 

Doc diese Mengen sind niemals in Turkestan eingetroffen. 
Ein an exponierter Stelle stehender Beamter äußerte sich 
- letzthin in der usbekischen Presse dahingehend, daß Turkestan ` 
seine Pflicht in bezug auf Baumwollelieferung erfüllt hat und 
auch weiterhin erfüllen wird; es müsse aber jetzt endlich auch 
das Getreideproblem berücksichtigt werden. Infolge dieser 
Außerung wurde den turkestanischen Bauern gestattet, ihre 
Acker anteilig (in an sich unerheblihem Maße) mit Getreide zu 
bestellen. Die Bauern haben jedoch über den vorgeschriebenen 
Anteil hinaus Getreide gesät. Man hat vielfach beobachtet, daß 
die Bauern das zur Verfügung stehende Wasser statt für die 
Baumwolle in erster Linie für Getreide verwendet haben. Der 
innere Widerstand der Bauern gegen die ihnen aufoktroyierten 
Maßnahmen, der sich schon in dem obenbezeichneten Ungehor- 
sam zeigt, ging im Jahre 1930 sogar soweit, daß sie ihr Vieh in 
die Baumwollfelder trieben, die Ventile der Kanäle öffneten 
und dadurch die Plantagen vollständig überschwemmten; schon 
geerntete Baumwolle ließen sie, um sie unbrauchbar zu machen, 
auf den Feldern und Höfen im Regen liegen. 


Das Land Turkestan, das eine hochentwickelte, bodenstän- 
dige Kultur besitzt, zeichnet sich durch besondere Bodenfrudht- 
barkeit aus. Alle Arten von Südfrüchten werden dort geerntet, 
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z. B. Mandeln, Granatäpfel usw. Sogar die weiten Steppen sowie 
die unfruchtbaren Sandgebicte können durch Anlage von Baum- 
pflanzungen ausgenutzt werden (Saxoulbaum). ieser Baum 
bedeckt mit seinen verästelten, breiten, dichten Kronen den 
Boden und festigt die alles vernichtende und verschüttende 
Wanderdüne. Daher hat dieser Baum für die unkultivierten 
Gegenden größte Bedeutung Er liefert für die Nomaden Heiz- 
material und gestattet, in den Steppen Schafzucht zu treiben. 
Millionen Karakulschafe weiden das dürre Gras ab, liefern die 
wertvollen Persianerfelle, die jährlich in Leipzig und in jüng- 
ster Zeit in Leningrad versteigert werden. Schon Millionen 
Hektar dieser sonst so unproduktiven Steppe waren mit dem 
Saxoulbaum bedeckt; in der Revolutionszeit verwendeten ihn 
jedoch die Truppen als Heizmaterial und begingen dadurch ein 
unverzeihliches Verbrechen an dem Land, das sonst an Wäldern 
sehr arm ist. 

Der Pflanzenreichtum des Landes ist bei weitem nicht er- 
schöpft: vor omiga gaun wurden sogar wildwachsende Kaut- 
schukpflanzen entdeckt, die sogenannte Tau-Sagis in Kara Tau, 
deren Existenz den Russen bisher nicht bekannt war. Im Anfang 
dieses Jahres fanden in Moskau Beratungen statt über die Mög- 
lichkeit des Anbaus dieser Kautschukpflanzen. Durch diese 
Pflanze entsteht in Rußland eine neue Industrie, die einen weite- 
ren Import von Kautschuk in absehbarer Zeit überflüssig macht. 
Ebenfalls in diesem Jahre sind Samen dieser wildwachsenden 
Kautschukpflanzen in kultivierte Gegenden gebracht worden, 
mit denen man 20000 ha Fläche bepflanzen will. In Kasakstan 
zählt man schon einen Bestand von 18 Millionen Pflanzen. Der 
Ertrag ist relativ hoch: von 100 ha Tau-Sagis-Pflanzen erntet man 
100 t reinen Kautshuk im Werte von 220000 Mark. Die bis- 
herigen Bemühungen in Rußland, auf künstlichem Wege Kaut- 
ar herzustellen, hatten durch diese Entdeckung eine andere 
Wendung genommen. Die südlihen Teile Turkestans bieten 
noch größere Möglichkeiten der Kultivierung und Erschliefung 
des auch an Bodenschätzen reichen Landes. Alle für den indu- 
striellen Aufbau Turkestans nötigen Stoffe und Energien, 
Wasserkräfte, Kohlenvorkommen und Naphthalager sind im 
Lande vorhanden. Die Fruchtbarkeit seines Bodens in Verbin- 
dung mit den äußerst günstigen klimatischen Verhältnissen 
würde seine eigene Ernährung und darüber hinaus sogar noch 
einen recht bedeutenden Export gestatten. Daf Turkestan zu- 
dem noh den gesamten europäischen Markt mit 
Baumwolle beliefern könnte, ohne auch nur einen einzigen 
Gegenstand importieren zu müssen, gibt dem Land eine Be- 
deutung, mit der einst der Wirtschaftsaustausch manches euro- 
päischen Landes wird rechnen können. 
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Richard Strauß und Rußland. 


Von Robert Engel. 
Der erste Abschnitt Straußschen Schaffens, die Wandlung 


des Komponisten vom Klassizisten zum Romantiker, vom 


. „Brahmsianer“ zum „Wagnerianer“ wurde in Rußland so gut 
er 


wie übersehen. Erst die symphonishen Werke, die Ende 
achtziger und in den neunziger Jahren des vorigen Jahrhunderts 


in der Heimat des Komponisten großes Aufsehen erregten, wur- 


. den bald nach ihrem Erscheinen vorwiegend von deutschen 
. Dirigenten in Ruflland aufgeführt. Der erste Strauß-Verkünder 


auf russischem Boden war der verdienstvolle Mitbegründer — 


. neben Strauß und H. Sommer — der Genossenschaft deutscher 


Tonsetzer Friedrih Rösch. Bereits 1896 führte er in Petersbur 


` die Tondichtungen „Tod und Verklärung“, „Till Eulenspiegel” 
. und „Don Juan auf. Es brauchte kaum besonders hervorgehoben 
- zu werden, daf diese kühne Musik beim unvorbereitenden Audito- 


rium zwiespältige Wirkung hatte. Immerhin ging der tapfere 


Dirigent als Sieger hervor, denn zwei große Lorbeerkränze am 


Schluß waren der friedliche Ausklang des ersten russischen 


 Straufß- Abends. 


Er 
* 


F -5 


Es gab damals schon in Rußland ebenso übereifrige Strauß- 
Verehrer wie auch verbissene Strauß-Gegner. Die ersten sahen im 
„Neutöner“ die Verkörperung des musikalischen Zukunftsideals, 
die anderen hielten den kühnen Komponisten womöglich sogar 
für verrückt. Diese Haltung der russischen Musikkreise dauerte 
noch etwa zwanzig Jahre an, was wir am Beispiel der russischen 
Erstaufführung einer Straufß-Oper bestätigt finden werden. 
Während in Petersburg die Meinungen von Anfang an für und 
wider waren, äußerten sie sich in Moskau in Ablehnung, und erst 
einige Jahre nach der ersten Bekanntschaft zeigte sich bei der 
Erstaufführung des Don Juan eine verständnisvollere Auffas- 
sung. Zu Ehren der Musikschriftsteller muß gesagt werden, daf 
es schon Kritiker gab — und hierin war Petersburg 
wieder Moskau überlegen —, die die zukunftsweisende Bedeu- 
tung R. Strauß’ sofort erkannten. Als erster, literarischer Aus- 
deuter R. Straußscher Musik auf russischem Boden muß E. M. 
Petrowskij bezeichnet werden, der als Mitarbeiter der von 

.Findeisen herausgegebenen „Russischen Musikzeitung“ Worte 
fand, die auch heute noch — nach 38 Jahren! — als grundlegend 
bezeichnet werden können. Petrowskijs Untersuchung der posi- 
tiven und negativen Seiten Straußscher Musik — des genial 
kühnen Orchestergewandes, das zuweilen an Überladung leidet, 
der wahllosen Gegenüberstellung wahrhafter Eingebungen bi- 
zarrer und gekünstelt aufgebauschter, simpler Melodien, die 
Penn une Tonmalerei und dagegen zuweilen billige Effekt- 

ascherei — weist eine nicht zu leugnende Geistesverwandtschaft 
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mit den Äußerungen des besten russischen Strauß-Ausdeuters 
des XX. Jahrhunderts, W. Karatygin, auf. 

Als weitere Strauß-Kenner sind noch der bereits erwähnte 
Musikhistoriker N. Findeisen und der Musikschriftsteller A. Kopt- 
jajew zu nennen, der sich als einer der ersten im September-Heft 
1896 des „Sewernyj Westnik“ in einem „Die jungdeutsche Musik 
als Widerspiegelung der Gegenwartsphilosophie“ betitelten 
Aufsatz auch mit dem Wesen Straußscher Musik auseinander- 
setzte. Auch dieser Kritiker war wohlwollend und fortschrittlich 
gesinnt, so daß seine Ansichten im großen ganzen mit denen 
N. Findeisens und Petrowskijs übereinstimmen. Er weist als erster 
auf die gegenseitigen Wechselbeziehungen R. Strauß’ und Ruf- 
lands hin. Er benutzt dabei offensichtlich deutsche Quellen, hat 
aber auch eigene Beobachtungen verwertet. Es gab in R.Strauf' 
nachschöpferischer Tätigkeit eine Zeit, in der er russischen Kom- 
ponisten Interesse entgegenbradhte und auf das Programm der 
von ihm geleiteten Konzerte Werke von Balakirew, Cui, Rimski- 
Korsakow, Tschaikowski, besonders aber von Glasunow setzte. 
Gleichzeitig war aber für den Komponisten R. Strauß die neue 
russische Musikschule bereits Vergangenheit, denn ihre Ideale 
galten dem damaligen Modernisten als zu konservativ. 

Um dieselbe Zeit, da Strauß als Dirigent den Russen Auf- 
merksamkeit schenkte, war er als Komponist auch den russischen 
Dichtern nicht abgeneigt; er trat zeitweise in ihren Bann, übten 
Dostojewskijs Mystizismus und Tolstojs Realismus ihre Anzie- 
hungskraft aus. Tolstojs Pathos blieb nicht ohne Einfluß auf die 
Gestaltung der ersten Oper „Guntram“. 

Viel später, kurz vor dem Weltkriege, kam Strauß wieder 
mit dem russischen Geist in Berührung und dieser wirkte be- 
fruchtend, indem die Erfolge des russischen Balletts in Paris 
Anregung zur Ballett-Pantomime „Josephslegende“ gaben. Dieses 
russische Ballett hob auch die „Josephslegende“ am 14. Mai 1914 
in der Pariser Großen Oper aus der Taufe. Eigentlich ist die 
Bekanntschaft von Strauß mit der russischen Ballettkunst noch 
früheren Datums. Denn während seiner Dirigentengastspiele in 
Petersburg 1913 wohnte Strauß einer Ballett-Aufführung im 
Marientheater bei, die trotz der alten, seichten, potpourri-ähn- 
lih zusammengestellten Musik durch ihren ungewöhnlichen 
Rhythmus und ihre Geschlossenheit sowie durch die künstlerisch 
wertvolle Inszenierung den Gast angenehm überraschte. 

Immerhin ein gutes Jahrzehnt hatte es gedauert, bis seine 
Orchesterwerke in Rußland Allgemeingut der musikliebenden 
Kreise wurden. Im Frühjahr 1913, zur Zeit seines persönlichen 
Auftretens in Rußland als Ausdeuter seiner eigenen Schöpfun- 
gen, galt er eigentlich schon als ein sehr gut eingeführter Kom- 
ponist. Die beiden Konzerte mit dem Hoforchester im Adelssaal 
wurden zum Freignis, zumal dem Komponisten auch der Ruf 
eines hervorragenden Dirigenten vorausging. Diesen fanden die 
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durch weltberühmte Dirigenten sehr verwöhnten Petersburger 
allerdings erst durch das zweite Konzert bestätigt. Die Konzerte 
aben aber auch der Kritik von neuem Anlaß, sich mit dem 
hänomen Strauß auseinanderzusetzen. Es war so ziemlich das 
alte Bild: für und wider, doch ohne den Übereifer des gänzlich 
Neuen, Unerwarteten, Niedagewesenen. 

Dieser Übereifer, diese Erregtheit der Meinungsäuferungen 
und Meinungsverschiedenheiten sollten sehr bald wieder auf 
russischem Boden um den Namen Strauß zu voller Geltung 

ommen. Während der Dirigentengastspiele des deutschen 
Meisters wurde in der Kaiserlichen Marien-Oper die „Elektra“, 
als erste Strauß-Oper in Rußland, einstudiert. Dem Dirigenten 
Albert Coats, dem Spielleiter Meyerhold und dem Bühnenmaler 
Golowin waren die musikalische Leitung, die Inszenierung und 
die Ausstattung anvertraut. Die Zeitungen brachten Umfragen, 
Vorberihte über Werk und Einstudierung sowie spaltenlange 
Berichte über die Aufführung selbst. Wertvoll darunter warallen, 
was W. Karatygin in der Zeitung „Retsch“ Nr. 47 und 49 sagte. 

Obwohl am Schluß der russischen Erstaufführung der 
„Elektra“ genügend Straufianer zugegen waren, um einzelne 
Pfeifversuche urch Beifallskundgebun en zu übertönen und 
dem Werk zum äufteren Erfolg zu verhelfen, war das Verhalten 
der Kritik, der Musikerschaft und des Publikums eher ein ab- 
lehnendes als bejahendes. An Witzen, Karikaturen, geflügelten 
Worten fehlte es nicht. So wurde z. B., in der Anlehnung an die 
russische Art dem Vornamen auch den Vatersnamen folgen zu 
lassen, der Dirigent Albert Coats von nun an „Albert Elektro- 
witsch“ genannt. Einer der angesehendsten russischen Kompo- 
nisten, dessen Werke Strauß während seiner Dirigententätigkeit 
des öfteren in Deutschland aufführte, prägte das Wort „Ptitschij 
dwor“, was soviel wie Geflügelfarm in bezug auf die Musik zu 
bedeuten hatte. 

Auch hier wäre, wie seinerzeit mit der symphonischen Musik 
— obgleich das Opernpublikum überall rückständiger als das 
Konzertpublikum ist —, mit der Zeit Wandel eingetreten. Doch 
der Weltkrieg machte der Aufführung R. Straufßscher Opern in 
Rußland vorläufig ein Ende. Dieses Ende war zwar auch der 
Instrumentalmusik bereitet, doch mit dem Unterschied, daf nach 
etwa einem Jahrzehnt die Orchestermusik Strauß’ in russischen 
Konzertprogrammen wieder an der Tagesordnung war. Ganz be- 
sonders verdienstvoll machte sich in dieser Hinsicht das Sym- 
phonie-Orchester der Staatlichen Akademischen Philharmonie 
ın Petersburg, das, aus dem ehemaligen Hoforcester hervor- 
gegangen, zum Teil noch unter den später ausgewanderten ein- 
eimischen Dirigenten Emil Cooper, G. Fitelberg, S. Kussewitzky 
und dann bis auf die jüngste Zeit unter deutschen Gast-Dirigen- 
ten wie Abendroth, Busch, Fried, Kleiber, Klemperer, Knapperts- 
busch, Stiedry, Walter, aber auch unter sowjetrussischen Diri- 
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genten (Hauk) Straußsche Werke brachte. Es gab dabei eine 
ganze Reihe russischer Erstaufführungen. Auch Moskau wandte 
sich wieder dem inzwischen historisch gewordenen ehemaligen 
Neutöner zu, wobei auch das berühmte musikalische Kuriosum 
Moskaus, das dirigentenlose Orchester, schon in den ersten Jah- 
ren seiner Tätigkeit den „Don Juan“ und „Eulenspiegels lustige 
Streiche“ in die Spielfolge aufnahm. 

Das neue, verwandte russische Musikauditorium verhielt 
sich im Gegensatz zu der offiziellen Musikkritik, die Strauß zum 
„krassesten Vertreter des deutschen Imperialismus“ gehorsamit 
abstempelte, gänzlich unvoreingenommen. Dies geht nicht nur 
aus den Konzertprogrammen und dem Verhalten der Zuhörer 
während des Vortrages, sondern auch aus ihren Antworten her- 
vor, die sie auf die, eine Zeitlang üblich gewesenen, Umfragen 
über Eindrücke der vergangenen Spielzeit und die Wünsche für 
Jie kommende gab. 

Das russische Schrifttum über R. Strauß besteht 
nur aus Zeitschriften- und Zeitungsartikeln. 

Der Einfluß Strauß’ auf das russische Musikschaffen ist viel 
geringer, als man nach dem großen Interesse annehmen könnte. 

as die Russen dem Schaffen des Komponisten entgegenbrachten 
und entgegenbringen. Zwar hat wohl diese oder jene Kühnheit 
anregend oder befruchtend gewirkt, doch gab es in Rußland nur 
einen einzigen Komponisten — W. Senilow (1875—1920) —. 
der ganz in den Fußstapfen des deutschen Meisters wandelte 
und als ein „Straußianer“ par excellence bezeichnet werden kann. 


Rußland und Osteuropa. 
Monatsübersicht. 


Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


I. Rußland. 


1. Die Veränderungen in der Leitung 
der Agrarpolitik. 


In der Berichtszeit, die diesmal zwei Monate, Mitte März bis 
Mitte Mai, umfaßt, sind bemerkenswerte organisatorische 
Veränderungen in der Leitung der Agrarpolitik der Sowjetunion 
durchgeführt worden. Beweisen sie zugleich auch eine Änderung 
des agrarpolitischen Kurses selbst? Die Frage ist zu verneinen. 
Die Maßnahmen folgten lediglih aus der Kritik und den Be- 
schlüssen des 17. Parteitages. 

Zunächst sind (Verordnung 4. April) die Landwirt- 
schaftskommissariate der Sowjetunion und der ein- 
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zelnen Bundesrepubliken neu organisiert worden. Allein im 
Kommissariat der Union gab es 29 „Hauptverwaltungen“ und 
202 „Sektoren“. Der Apparat dieses Ministeriums ist offenbar 
am stärksten aufgebläht worden, was allerdings bei der Fülle 
der Maßnahmen in der Agrarpolitik, wie sie auch hier ständig 
verfolgt worden sind, so sehr nicht wunder nimmt. Und dem bis- 
herigen Inhaber des Postens, J. A. Jakowlew ist nicht gelungen, 
hier die „Funktionalka“, die auf dem Parteikongref (s. „Ost- 
europa‘, März, S. 346 und 352) so an den Pranger gestellt worden 
ist, zu beseitigen. Die genannte Verordnung vereinfacht den 
Aufbau des Ministeriums: es gibt nur noch 13 sog. „Hauptver- 
waltungen“, also Abteilungen für Getreide, Zuckerrüben, Baum- 
wolle usw., dazu für die Hochschulen und die politische Haupt- 
verwaltung. Dementsprechend werden auc die nachgeordneten 
Stellen in den Bundesrepubliken, den Gebiets- und Rayonver- 
waltungen und den bekannten „MTS“ vereinfacht. 

Dem ae eine durchgreifende personelle Veränderung, 
wie sie in diesem Umfang seit Jahren nicht vorgenommen ist. 
Der Kommissar des Landwirtschaftskommissariats, J. A. Jakow- 
lew, und der Volkskommissar für Sowjetlandgüter (Sowchose), 
Jurkin, wurden ihres Amtes enthoben und (Verordnung vom 
10. April), unter Aufhebung des Kollegiums des Volkskommissa- 
riats (s. dazu auch „Osteuropa“, März, S. 352), M. A. Tschernow 
zum Volkskommissar und A. J. Muralow und F. A. Zilko zu 
seinen Vertretern und für den Vertreter im politischen Teil 
A. A. Lewin ernannt. Damit ist mit der personellen Umgestaltung 
auch die besprochene innere Neuordnung im Sinne strafferer 
entbürokratisierter Leitung durchgeführt. Tschernow wurde 
gleichzeitig seines Amtes als Vorsitzender des Komitees für 
„Bereitstellung landwirtschaftliher Produkte“ beim Rat der 
Volkskommissare enthoben; an seine Stelle trat J. M. Kleiner. 


Man hat immerhin mehrere Monate verstreichen lassen, ehe 
man die Chefs der beiden Behörden der scharfen Kritik auf dem 
Parteitag, an der, wie erinnerlich, sich besonders auch Woroschi- 
low beteiligt hatte, geändert hat. Von den neuen Männern war 
Tschernow früher Landwirtschaftskommissar in der Ukraine, zu- 
etzt, wie erwähnt, Vorsitzender des erwähnten Regierungsaus- 
schusses, in dem er die a T re RADA fne mit Hilfe der neuein- 
n Getreidenaturalsteuer erfolgreich durchgeführt hat. 

an erwartet von ihm nun mit dem reorganisierten Apparat 
eine grundlegende Vereinfachung und Förderung seines Gebietes, 
in dem 200000 landwirtschaftliche Kollektive und 3000 Maschi- 
nen- und Traktorenstationen zu betreuen sind. 

Der Nachfolger Jurkins als Kommissar für die Sowchose 
wurde der bisherige Präsident der Reichsbank, Kalmanowitsch, 
der aber aus der Agrarlaufbahn kommt, früher stellvertretender 
Landwirtschaftskommissar war. Er hat etwa 21, Tausend Sow- 
chose zu betreuen, wofür die Arbeit ihm erleichtert worden ist 
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durch die vor einiger Zeit beschlossene Verkleinerung der 
Riesengüter. Auf dem Parieitag und später ist immer wieder 
hervorgehoben worden, daß der größte Teil der Sowcose unren- 
tabel sei. (Die Verordnung über die Umgestaltung des Volks- 
eg der Sowchose und seiner lokalen Organe ist vom 
22. April. 

Der bisherige Volkskommissar für die Landwirtschaft, Ja- 
kowlew, wurde übrigens nicht ganz ausgeschifft, sondern Chef 
der landwirtschaftlichen Abteilung im Zentralkomitee der Partei 
(über diese Kontrollorgane s. „Osteuropa“, März, S. 352). Diese 
Stelle hatte bisher einer der nächsten Mitarbeiter Stalins 
inne, Kaganowitsch, der aber die Verkehrsabteilung im Zentral- 
komitee übernommen hat, d.h. die Aufgabe, nun der Eisenbahn- 
und Verkehrskrise erfolgreich zu Leibe zu gehen. Daraus, daf 
Jakowlew in der Arbeit bleibt und Jurkin 1. Stellvertreter des 
neuen Volkskommissars für die Sowjetlandgüter (auch hier ist 
natürlich das Kollegium aufgelöst) geworden ist, geht hervor, daß 
man zwar mit den genannten hohen Beamten unzufrieden war. 
aber ihre Sachkunde offenbar erhalten wollte, und ferner, daß es 
sich bei diesem Wechsel nicht um eine grundsätzliche Änderung 
der Agrarpolitik handelt, sondern nur um die Behebung der 
großen organisatorischen Mängel. 


Bis 15. Mai soll die ganze Reorganisationsarbeit durchgeführt 
sein. Man glaubt wohl, daf die Zeit zwischen Frühjahrssaat- 
kampagne und Ernte noch am ehesten für eine solche Umwälzung 
geeignet sei, die, wie sich beim Studium der grundlegenden Ver- 
ordnungen ergibt, außerordentlich tief greift. Die Einzelheiten 
interessieren nicht, die Hauptsahe ist die Vereinheit- 
lichung des Apparates und die Durchführung der sog. „ein- 
heitlihen Befehlsgewalt“. Dabei muf noch angefügt werden, 
daß in der Diskussion über die Reorganisation immer mehr her- 
vorgehoben wird, was auch sonst bekannt ist: die Zeit der Be- 
gründung der Sowchose und Kolchose sei zu Ende, es komme 
jetzt auf die Verbesserung der Technik im Sinne einer vernünf- 
tigen Fruchtwechselwirtschaft u. dgl. an. 

Dazu gehört wohl auch die Verordnung vom 27. März über 
die Reform der „landwirtschaftlichen Technika“, mit 3—4jähriger 
Lehrzeit für Hörer von 16—30 Jahren. 


2. Landwirtschaft. 
Bis zum 10. Mai waren durch die Frühjahrssaatkam- 


pagne — das Frühjahr hat dies Jahr ungewöhnlich früh be- 

gonnen — bestellt: 56,9 Mill. Hektar, gleich 613 % des Plans und 

um fast 141, Mill. mehr als zum gleichen Termin des Vorjahres. 

Auf die Kollektivwirtschaften entfallen 44 Mill. Hektar, auf 

ne 5,9 Mill. Hektar, auf die Einzelwirtschaften 6,8 Mill. 
ektar. 
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Obwohl die Ernte im ganzen besser als erwartet war und 
die Regierung eine große Reserve mit der durchgeführten Ge- 
treidebereitstellung hat, ist kein Zweifel, daß sich vor allem die 

kraine in einer Ernährungskrise, ja in Hungersnot be- 
findet. Daß ihre Versorgung mit Mehl, Butter usw. ungenügend 
sei, wird in den Daten der Sowjetkontrolle über die Lebens- 
mittellage der Ukraine direkt zugegeben. Ebenso wird fest- 
gestellt, daf die genossenschaftlihe Getreideankaufsaktion 
(s. „Osteuropa“, Februar, S. 291) unbefriedigend verläuft — die 
Bauern haben, wenn sie ihre Pflichtabg an Getreide an 
den Staat erstattet haben, nicht genug mehr zur Verfügung, so 
daß die 100 Mill. Pud, die Snrekauf werden sollten, nicht er- 
reicht werden. 


Demgemäft ist wohl im ganzen trotz der besseren Ernte und 
der rd. 23 Mill. Tonnen Getreide in der Hand des Staates, für 
dies Jahr bis zur neuen Ernte mit einer umfangreichen 
Getreideausfuhr nicht zu rechnen. Im Jahre 1933 hat die 
Sowjetunion im ganzen 1,77 Mill. Tonnen ausgeführt (1,82 Mill. 
Tonnen 1932). 


Die Schwierigkeit der Ernährung geht indirekt auch aus der 
Verordnung vom 26. April hervor, durch die die Kontrolle über 
die staatlich festgesetzten Kleinhandelspreise für Lebensmittel 
und Massenbedarfsartikel im staatlichen und Genossenschafts- 
handel sehr verschärft wird. 


Eine Gesamtübersicht über die landwirtschaft- 
liche Erzeugung gibt abermals die ausgezeichnete Arbeit 
von Otto Schiller: „Rußland. Die landwirtschaftliche Erzeu- 
gung der Sowjetunion“ (in „Berichte über Landwirtschaft“, her- 
ausgegeben vom Reichsministerium für Ernährung und Landwirt- 
schaft, Band XIX, Heft 2, S. 282—310). Besonders die gründlichen 
Untersuchungen und Klarstellungen zur Agrarstatistik und 
Ernteerhebung sind in dieser Arbeit sehr wertvoll. 


3. Verkehrswesen, Industrie, Finanzpolitik. 


Die bekannte Eisenbahnkrise hat sich in der Berichts- 
zeit in mehreren fürchterlichen Eisenbahnunglücken, für die die 
Schuldigen schwer bestraft worden sind, ausgewirkt. Eine Flut 
von Verordnungen ist zur Behebung dieses Grundübels er- 
gangen: vom 23. März über eine planmäflige Ordnung des Güter- 
verkehrs, vom 26. April über die Lieferong von Waggons, Ersatz- 
teilen usw. für 1934, vom 28. April über die Verantwortlichkeit 
der Eisenbahnen usw. für nicht rechtzeitige Erfüllung des Plans 
für Befrachtung und Entfrachtung. Außerdem ist, wie erwähnt, 
der Kampf gegen die Eisenbahnkrise unter besondere Obhut 
Kaganowitschs gestellt worden. Die Verordnungen sowie die 
Pressebesprechungen zeigen aber, daf bisher eine Behebung der 
Not nicht gelungen ist. 
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Gleichfalls ist man daran, die Verkehrskrise auf dem 
Wasserwege zu erleichtern: Verordnung vom 15. März über 
die Reorganisation der Organe der Verwaltung des Wassertrans- 

ortes (der Leiter Janson ist gleichfalls abgesetzt, sein Nach- 
olger als Volkskommissar für die Wasserwege ist Pachomow, 
bisher Chef des Exekutivkomitees von Nishnijnowgorod), weiter 
die Verordnung vom 5. Mai über Transportpläne auf dem Wasser- 
wege mit erhebiidier Senkung der Tarife. 

Bezüglih der Industrie ist nur im ganzen erneut zu 
sagen, daf nach der Atempause zum Zweck der „technischen 
Rekonstruktion“ sowohl Hauptnachdruc auf der Schwerindustrie 
bleibt, wie das Tempo der Industrialisierung weitergehen soll. 
Die Schwerindustrie hat auch im Anfang 1934 ein erheb- 
liches Wachstum infolge der gewaltigen Kapitalinvestierungen 
aufgewiesen. Wie sehr dabei ein Druck ausgeübt wird, beweist 
an einer anderen Stelle die Verordnung vom 17. März, die jede 
Sicherheit des Lohnbezuges beseitigt. Sie schreibt vor, daß, 
falls der Arbeiter die für ihn bestimmte Norm schuldhaft nicht 
erreicht, die Bezahlung angepaftt wird der Menge und Qualität 
seiner Arbeit „ohne Sicherung irgendeines Minimallohnes“ für 
ihn; bei systematischer Nichterreichung der Norm erfolgt Ent- 
lassung oder Überführung in eine andere Arbeit. Diese Bestim- 
mungen gehen außerordentlich weit, und im ganzen hat heute 
der Arbeiter im Sowjetstaat nach keiner Richtung überhaupt 
mehr eigentliche Arbeitsrechte. 


Erleichtert wird dieser Druck der Regierung dadurch, daf es, 

obwohl es offiziell nicht zugestanden wird, Abeni o 
keit gibt (seit Oktober 1930 ist bekanntlich die Arbeitslosen- 
unterstützung beseitigt). Die rücksichtslose Durchführung des 
Paßsystems und besonders der Abbau von Beamten und Ange- 

stellten, über den hier fortlaufend berichtet wurde, schafft fort- 
esetzt eine „Reserve-Armee“ für die Staatsindustrie, desgleichen 
ie landlos gewordenen Bauern. 

Zu den Sorgen kommt weiter hinzu, daß die Zahl und Aus- 
bildung der heimischen Fachleute nicht voll ausreichend ist. 
1933 war die Zahl der Fachleute mit mittlerer technischer Aus- 
bildung 669 000, 1928: 313000. Die jungen Fachleute, also die, die 
während des ersten Fünfjahrplans studiert haben, nehmen etwa 
die Hälfte der Gesamtzahl für Fachleute ein. 

An Stelle von Kalmanowitsch wurde Präsident der Staats- 
bank Marjassin, 1894 geboren, erst seit 1915 Mitglied der Partei. 
seit 1931 Vizepräsident der Reichsbank. 

Diese hat nach 6 Monaten endlich wieder einenEmissions- 
ausweis veröffentlicht, und zwar für den 1. April. An diesem 
Tage betrug (nach dem „Östexpref“) der Umlauf an Tscher- 
woneznoten 33288 Mill. RBL, während er sich nach dem 
letzten veröffentlichten Ausweis vom 1. Oktober 1933 auf 
33874 Mill. Rbl. und am 1. Juli 1933 auf 3356,2 Mill. Rbl. 
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stellte. Als Deckung des Notenumlaufs werden im Ausweis vom 
1. April d. J. angegeben 810,7 Mill. Rbl. Gold, 8,8 Mill. Rbl. 
sonstige Edelmetalle und 30,1 Mill. Rbl. ausländische Banknoten. 
Die Notendeckung stellte sich auf 35,5 %. 


Ein Überblick über den gesamten russischen Geldumlauf, der 
sich am 1. Juli 1933 auf 6528 Mill. Rbl. stellte, läßt sich aber nicht 
- gewinnen, da der letzte Emissionsausweis des Finanzkommis- 
sariats der Sowjetunion über den Umlauf von Staatsgeld am 
1. Januar 1934 veröffentlicht worden ist. Damals betrug der 
Staatsgeldumlauf insgesamt 3429 Mill. Rbl. 


Eine weitere Einzelnotiz, aber wichtiger Art, von der Haupt- 
ee der Goldindustrie „Glawsoloto“: 1933 war die 
russische Goldgewinnung 85—89000 kg. 


Zum zweiten Fünfjahrplan gehört genau wie beim ersten auch 
dieinnere Anleihe, die in der Verordnung vom 14. April auf- 
gelegt worden ist, als „staatliche innere Anleihe des zweiten Fünf- 
jahrplans, Emission des zweiten Jahres“. Sie wird in Höhe von 
31% Milliarden auf 10 Jahre aufgelegt, zum Zweck der Finanzie- 
rung des zweiten Fünfjahrplans und besteht wie die früheren An- 
leihen aus zwei Teilen: einer unverzinslichen Prämienanleihe und 
einer festverzinslichen 10-%-Anleihe ohne Gewinn. Das ist seit 
1927 die siebente derartige Industrialisierungsanleihe — wie oft 
hervorgehoben, sind das Zwangsanleihen in direkten Abzügen vom 
Lohn und Gehalt, also nur eine andere Form der Besteuerung. 


Die Agitation für die neue Anleihe hat mit voller Kraft be- 
reits eingesetzt. Eine Übersicht über die Anleihebesitzer und den 
Anleiheertrag ergibt, daß die Anleihen immer mehr auch bei den 
Bauern untergebracht worden sind. Fast 14 der staatlichen Auf- 
wendungen für wirtschaftliche und soziale Zwecke wurde mit 
diesen inneren Anleihen aufgebracht, die, wie die Sowjetpresse 
immer hervorhebt, zumeist überzeichnet worden seien. Daß die 
Erträge der Anleihen eine große Kapitalakkumulation erweisen, 
kann man nur mit großen Einschränkungen sagen. Auch das ist 
nicht ganz richtig, daß das Rekonstruktionsprogramm der Fünf- 
jahrpläne „durch eigene Mittel, ohne nennenswerte Auslands- 
hilfe ‘ durchgeführt werden könnte. Denn was sind die jahre- 
lang gewährten Kredite für Auslandsbezüge denn anders als 
eine indirekte Auslandshilfe oder umgekehrt Verschuldung des 
Staates an das Ausland? Und das Streben der Sowjetpolitik, die 
bisherigen sog. kurzfristigen Kredite in langfristige zu ver- 
wandeln, widerspricht ja jener These auch einigermaßen. Übri- 
rens läßt die Sowjetregierung die Zeichnung dieser Anleihen auch 
ür Ausländer zu, gegen Auslandswährung: und zwar ohne 
Einschränkung. Früher war das auf Ausländer beschränkt, die 
in der Sowjetunion ihren dauernden Wohnsitz hatten. 

Im ganzen ist zur „Planfrage“ nur noch zu sagen, daß der 
staatliche Planausschuß der Sowjetunion einen neuen Chef er- 
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halten hat, Meschlauk. Seine beiden Stellvertreter sind Smirnow 
und Quiring geworden. 


An die in „Osteuropa“ behandelten Fragen des 1. Fünfjahr- 
plans schließt sich im gewissen Sinne die wertvolle Arbeit an 
von R. Schweitzer: „Die betriebswirtschaftlihen Planungs- 
experimente der Sowjetindustrie. Das System der Planorgane 
und betriebswirtschaftliche Einzelfragen der Planung“ (in „Der 
Be Betriebswart“ 14. Jahrg. Nr. 3, S. 183—1%), auf die 

ingewiesen sei. 


4. InnerePolitik. 


Aus den sog. „Losungen“ zum 1. Mai war nur wichtig. 
daß gleich der dritte Punkt die Weltrevolution betraf und im 
übrigen sowohl die Sozialdemokratie wie der Faschismus allge- 
mein angegriffen wurde. Auch die Presse brachte zu dem Termin 
weltrevolutionäre Betrachtungen, freilich reichlich allgemein. 


Konkreter war auch diesmal und noch mehr als früher der 
militärische Charakter: die Maifeier ist immer mehr zu 
einer immer größer werdenden Parade geworden, in der dies- 
mal auch außerhalb Moskaus liegende Garnisonen vorbei- 
marschierten, 2500 Tanks vorbei kamen, große Abteilungen 
motorisierter Kavallerie, darunter Kosaken und Tscherkessen 
auf Motorrädern, und 900 Bombenflugzeuge über den Kreml 
flogen. Dementsprechend hielt auch Woroshilow die Ansprache 
im Sinne des Wehrgedankens und der Verteidigungsbereitschaft. 


Am 30. März war M. J. Kalinin 15 Jahre Vorsitzender des 
ZIK der RSFSR und 10 Jahre des ZIK der Sowjetunion. Kalinin 
ist als Reichspräsident der Sowjetunion auch außerhalb Ruflands 
bekannt. Ein ausgesprochener und typischer Großrusse, 1875 in 
einem Dorfe im früheren Gouvernement Twer geboren, kam 
er als Junge in eine Gutsbesitzerfamilie und auf diese Weise 
in eine Ausbildung in Petersburg, für die er gute Gaben und vor 
allem ein ungeheueres Lesebedürfnis mitgebracht hat. Eine ge- 
regelte Ausbildung hat er nicht erhalten. Auch als Arbeiter ist 
er zwar fortwährend seit 1893 und 1895, aber unregelmäßig tätig 
gewesen. Seit 1895 ist er an Bildung von Zirkeln und Verbrei- 
tung von Flugblättern, natürlich illegal, in Petersburg beteiligt. 
1899 wird er zum ersten Male verhaftet. Strafweise hält er sich 
in Tiflis, Reval und Karelien auf. In der Revolution von 1%5 ist 
er sofort Parteimitglied geworden, war auch Mitglied des 
Arbeiterrats, Vertreter der Partei auf dem Kongreß in Stockholm, 
dann abwechselnd verhaftet und frei, seit 1919 Mitglied des 
Zentralkomitees und Vorsitzender des ZIK für RSFSR, seit 1924 
der Sowjetunion und seit 1925 Mitglied des Politbüros. Er ge- 
nieft eine große Popularität, die auch mit der Form seines Auf- 
tretens immer betont wird, indem er sich mit Hut und Regen- 
schirm von den anderen abhebt. Er hat nie einen persönlichen 
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starken Ehrgeiz bewiesen, gewiß auch keine schöpferische und 
leitende Kraft und desgleichen in den Parteikämpfien keine be- 
sondere Stellung genommen. Dafür hat er immer ausgeglichen 
und, indem er allen Klagen und Wünschen der Bevölkerung bei 
seinen Empfängen das Ohr lieh, überall populär und eindringlich 
zu sprechen wußte, sich eine bedeutende Stellung erworben, die, 
soweit man sieht, von keiner Seite ernstlich angefochten wird. 
Augenblicklich ist er auf einer Inspektionsreise nach dem Fernen 
Osten in Stun des Generals Blücher und einer großen Dele- 
gation des Generalstabs. Er hält groe Paraden ab und demon- 
striert durch sein Erscheinen, wie fest die Sowjetunion hinter 
ihren Absichten im Fernen Osten steht. 

Eine sehr wichtige Veränderung war die Ernennung des bis- 
herigen Vorsitzenden des Rates der Volkskommissare der 
Ukraine, W. J. Tschubar, zum stellvertretenden Vorsitzenden 
des Rates der Volkskommissare. Das gehört in die Bestrebungen, 

ie Sowjetukraine fester an den Moskauer Zügel zu bekommen. 
Nachfolger in Kiew, das ja jetzt Hauptstadt geworden ist, wurde 
Lubtschenko, früher 2. Generalsekretär der Partei in der Ukraine. 

Kujbyschew, der, wie berichtet, Vorsitzender der Kommission 
für Sowjetkontrolle geworden ist, wurde als erster Stellvertreter 
des Vorsitzenden des Rates der Volkskommissare und des „Rates 
der Arbeit und Verteidigung“ (STO) bestätigt. 

Am 30. April starb eine der unheimlichsten Figuren der 
Sowjetunion im 55. Jahre an längerer Krankheit, der Chef der 
GPU, W. R. Menshinski. Die Beisetzung wurde mit be- 
kannten höchsten Ehren vollzogen. Menshinski war seit 1902 
Parteimitglied, dann in der Emigration und wurde als Chef der 
GPU 1926 der Nachfolger von F. Dsershinski. In dessen Sinne 
hat der Verstorbene das fürchterlihe Amt, das ihm übertragen 
war, verwaltet. In letzter Zeit war er durch seine Krankheit 
gezwungen, sehr viel Arbeit schon abzugeben. Seine Mitarbeiter 
waren Jagoda, der in der GPU maßgeblich war und ist, und 
Akulow, der seit einiger Zeit Generalstaatsanwalt ist. In „Ost- 
europa“ wurde schon berichtet, daß auch die GPU in die ganze 
Welle der Verwaltungsreorganisation einbezogen ist. Die Nach- 
folge Menshinskis ist noch nicht entschieden. 

Am 19. April feierte das Oberste Gericht der Sowjetunion 
sein 10jähriges Bestehen. 

Schon aus den oben angeführten Verordnungen geht hervor, 
daß augenblicklich die Hauptaufgabe der inneren Politik die 
Durchführung der Parteibeschlüsse im Verwaltungsapparat, in 
dem der Abbau ununterbrochen weiter geht, ist. 

Durch Verordnung vom 7. Mai ist der jüdische National- 
rayon Birobidshan (im östlichen Sibirien) zu einem „jüdischen 
autonomen Gebiet im Bezirk des fernöstlihen Kreises“ aus- 
Bet worden. Das Gebiet ist 70000 qkm groß, so groß wie 

elgien und Holland zusammen, und dreimal so groß wie 
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Palästina. Sein Reichtum an Naturschätzen, besonders Erzen 
u. dgl. wird in der Presse besonders hervorgehoben, ebenso wie 
die Anwendung der von Lenin eingeführten Nationalitätenpolitik 
in dieser Frage. Seit 1928 war das schon in Aussicht und sollte 
die Überführung der „werktätigen pa nach diesem Stück des 
Fernen Ostens vor sich gehen. Während von den Naturschätzen 
sehr viel Aufhebens gemacht wird, vermift man in den Presse- 
mitteilungen Angaben über Zahlen schon in das Gebiet abgewan- 
derter o s wird nur hervorgehoben, daf viele inter- 
nationale Zellen des „Oset“ und die ZlKs von Weiftrufland und 
RSFSR mitgeholfen hätten. 

Parteifragen: Am 15. Mai fing der letzte Abschnitt der 
1933 begonnenen Tschistka an. Rund 1 Million Mitglieder 
sind bereits geprüft, davon 17 % ausgeschlossen. 34 Million sind 
noch zu prüfen in neun Gebieten, für die die Kommissionen am 
7. Mai ernannt wurden. Darunter sind Mittelasien, Nordkauka- 
sus, Westsibirien, das übrige innerrussische Gebiete. 


Der letzte bedeutende Führer der O p position, Rakowski, 
ist nunmehr auch in Gnaden aufgenommen. Er hat dazu auch 
das übliche Bekenntnis der Reue abgelegt, das sich freilich sehr 
zu seinen Gunsten von ähnlichen Äußerungen anderer Mitglieder 
unterscheidet. Er hat fünf Jahre in der Verbannung in Barnaul 
in Treue zu Trotzki ausgehalten. Jetzt trennt er sih von ihm 
und gibt zu, daf die ganze „Opposition von links“ und das 
Trotzkische Programm unhaltbar sei. Das heißt: er erkennt 
realistisch den Sie Stalins an, ohne sich die Stalinsche Politik 
ganz zueigen zumachen. Von einer neuen Verwendung Rakowskis, 

er früher wichtige Posten gehabt hat, ist noch nichts bekannt. 

Für Trotzki war das ein schwerer Verlust. Er steht jetzt 
buchstäblich ganz allein. Die Vorgänge um seinen Aufenthalt 
in Barbizon in Frankreich, die Ablehnungen fremder Regierun- 
gen, ihn aufzunehmen, das Suchen nach einem neuen Wohnsitz, 
alles das hat nur noch abenteuerliches oder anekdotisches Inter- 
esse. Die Bezeichnung des „lebenden Leichnams“ im Anschlufl 
an das Tolstoische Stück ist wohl ganz zutreffend. Trotzki hat, 
wie seine ganze Richtung, im heutigen Ruflland keinen Rückhalt 
mehr, wo Stalin unbedingt herrscht. 


5. Kultur. 


Man kann wohl unter diesen Teil aufnehmen den Bericht 
über die Tscheljuskin-Expedition, die in der Berichts- 
zeit zu einem Ende und Erfolg, jedenfalls der Rettung der Be- 
terip en unter großen Leistungen der Flieger gekommen ist. 

er „Ischeljuskin“, ein Transportschiff von 3607 Tonnen, 
war ausgesandt zum wissenschaftlichen Studium der Frage, ob, 
wie der Führer, Professor Schmidt, es formulierte, die „Nord- 
passage für Schiffe möglich ist, die, ohne wie Eisbrecher gebaut 
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zu sein, doch für Reisen in dem Meere der Arktis besonders aus- 
gerüstet sind“. In dieser Aufgabe, die der Sowjetregierung be- 
sonders am Herzen liegt, hatte der Dampfer am 19. September 
die Insel Koljutschin erreicht, wo Nordenskjöld mit der Wega 
1878 überwintert hat. Er war ohne Hilfe von Eisbrechern schon 
in die Behringstrafe gekommen. Dort wurde er von Treib- 
eis erfaßt und am 13. Februar, 266 km vom Kap Deschnew ent- 
fernt, von Eismassen zerdrückt. Von hier beginnt der heroische 
Kampf mit Eis und Wetter, der durh Geschick und Disziplin, 
durch Funkverbindung mit Moskau und vor allem durch die 
ash ee der Flieger schlieflih im März und April, bis zum 
13. April, mit der Rettung der gesamten Besatzung einschliefllich 
der Hunde, des Materials und der Filmstreifen endete. Nur ein 
einziges Menschenleben ist zugrunde gegangen. 


Die Namen der Flieger sind: Ljapidewskij, Lewanewskij, 
Molkow, Kamanin, Slepnew, Wolopjanow und Doronin. Sie sind 
alle mit der neuen Auszeichnung, die dafür geschaffen worden 
ist, bedacht, nämlich zu „Helden der Sowjetunion“ ernannt 
worden. 

Der Leiter der Expedition, Professor Dr. Otto Schmidt, 
erkrankte schwer und konnte sich erst in Alaska wieder her- 
stellen. Er kehrte über Nordamerika und Europa nach Moskau 
zurück, wo große Ehren ihn erwarteten. Er ist 1891 in Mogilew 
geboren, hat Mathematik in Kiew studiert, wo er Dozent wurde, 
und ist heute Professor der Mathematik an der Universität 
Moskau, sowie Leiter der „Hauptverwaltung des nordischen See- 
weges“ beim Rat der Volkskommissare, auch Redakteur der 
„Großen Sowjet-Encyclopädie“. Als Forschungsreisender nahm 
er 1928 an der ersten deutsch-russischen Pamir-Expedition teil, 
1929 und 1930 studierte er mit dem Eisbrecher „Sedow“ Franz- 
Josephs-Land und 1932 leitete er die Expedition auf dem „Sibir- 
Jakow“ von Archangelsk nach dem Stillen Ozean. 


Das wissenschaftliche Material soll sehr erheblich sein und 
unterliegt der Beurteilung der Fachgelehrten. Der Zweck der 
Expedition aber war nicht nur wissenschaftlich, sondern jene 
oben von Schmidt selbst bezeichnete praktische Aufgabe. Die 
Frage ist, ob diese Aufgabe vollständig im positiven Sinne ge- 
löst ist. Schmidt hat sich darüber im Rundfunk wie folgt geäußert: 


„Durch die erste Reise des ‚Tscheljuskin‘, vor allem aber durch die 
Fahrt im Treibeis, sind unsere Kenntnisse in der Polarschiffahrt beträcht- 
lich bereichert worden. Aus den Erfahrungen, die wir gemacht haben, 
können wir zwei Schlüsse ziehen. 

Erstens: Die Fahrt durch die Nordpassage ist für Handelssciffe 
solider Bauart möglich; die Schiffahrt in diesen Gewässern soll und kann 
sich entwickeln. 

Zweitens: Für die schwierigsten Teile der Route, im Eismeer und im 
Tschukotishen Meer, müssen Eisbrecher bereit sein, um den Schiffen, wenn 
sich die Notwendigkeit dazu ergeben sollte, Hilfe bringen zu können. Ein 
Eisbrecher hätte im Oktober oder im November den ‚Tscheljuskin’ mühe- 
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los aus der Umzwängung des Packeises im Behring- oder im Tschukotischen 
Meer befreien können. 


Das Überwintern von Schiffen ist zu teuer und verurteilt die Handels- 

flotte, die für das wirtschaftliche Leben des Landes unerläßlich ist, zur 

- Bewegungslosigkeit. Die Anwesenheit von Eisbrechern — selbst von solchen 

mittlerer Durchbruchskraft — auf diesen hohen Breitegraden wird aus der 

Überwinterung von Schiffen eine historische Tatsache machen, die der Ver- 
gangenheit angehört.“ 


Das ist an sich nicht zu bestreiten. Auch ist durchaus richtig, 
daß der „Tscheljuskin“ den größten Teil der Behringstrafße schon 
passiert hatte und nur noch ein paar Seemeilen vom Stillen Ozean 

etrennt war. Der Nachweis aber, daß die Straße so zu durch- 

ahren ist, war an sich ja schon längst erbracht. Die Frage ist 
nur, ob es möglich ist, den nördlichen Seeweg zurückzulegen, 
ohne im nordischen Eismeer überwintern zu müssen. Nur dann 
kann der wirkliche Zweck des großen Unternehmens als möglich 
bezeichnet werden, nämlich hier eine neue Schiffahrtsstrafe zu 
erschließen, einen regelmäßigen Verkehr wenigstens während der 
wenigen Sommermonate, der sowohl für die Versorgung der an- 
grenzenden russisch-asiatischen Gebiete, wie für die Ers ließung 
der gewaltigen Teile von Asien unter russischer Herrschaft von 
Be Bedeutung sein würde. Man braucht nur an sibirischen 
eizen, Kupfer, Manganerze, Gold, Silber usw. dabei zu denken. 


Unzweifelhaft wird die Sowjetunion sehr nachdrücklich auf 
diesem Wege weiterarbeiten, einen Handelsweg zwischen Europa 
und dem Fernen Osten über das nordische Eismeer sicherzustellen. 
Da wird sich freilich erst zeigen müssen, ob, wenn das gelungen 
ist, tatsächlich, wie es in Presseäußerungen dazu hieß: „sich das 
Bild der Welt ebenso verändert, wie das nach der Eröffnung der 
Kanäle von Suez und Panama der Fall war. Die Sowjetgelehrten, 
-Ingenieure und -Forscher, die an der Sibirischen Küste des Nörd- 
lichen Eismeers tätig sind, verändern ebenso entscheidend das 
wirtschaftliche Gesicht der Erdkugel, wie es Magellan verändert 
hat, als er im Jahre 1520, nachdem er Südamerika umsegelt hatte, 
nach Asien gelangte.” — 

Durch Verordnung vom 25. April hat die Regierung die Ver- 
legung der Akademie der Wissenschaften der Sowjet- 
union vom 1. Juli 1934 an nach Moskau verfügt im Zusammen- 
hang mit den Beschlüssen und Bestrebungen, die Akademie in 
immer engere Zusammenarbeit mit den praktischen Aufgaben 
der Gegenwart und des zweiten Fünfjahrplans zu bringen. Die 
Akademie selbst begrüßt diese Übersiedlung, womit ihr ja ein 
großes Feld praktischer Arbeit in den exakten Wissenschaften 
(Naturwissenschaften, Geographie usw.) eröffnet wird. Es ist 
freilich eine sehr starke Umwandlung, die sich so mit der Aka- 
demie seit ihrer Gründung unter Peter dem Großen und seit ihrer 
Tätigkeit unter Katharina II. vollzieht. Auch das Leningrader 
Institut für experimentelle Medizin (Leitung Professor Fedorow) 
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Eine weitere wissenschaftliche Angelegenheit, auf die wir im 
einzelnen nicht eingehen können, ist die Verordnung vom 
27. März über die Neugestaltung und Verwaltung des Biblio- 
thekwesens in der Sowjetunion. 

Die Kommunistishe Akademie in Moskau hat beschlossen, 
Gelehrtengrade zu schaffen, wie Doktor des Leninismus, 
Doktor der Geschichte der Kommunistischen Partei, und über- 
haupt die akademischen Titel zu verleihen, und a damit ihre 
Absicht, sich gleichberechtigt neben die andere Akademie und 


neben die Universitäten zu stellen. 


Eine Verordnung vom 13. März des Rates der Volkskom- 
missare für RSFSR führt einen siebenjährigen allgemeinen 
obligatorischen polytechnischen Unterricht ein, so daß „im 
Lehrjahr 1935/36 alle Kinder, die die Grundschule in den Städten 
beendet haben und in dem folgenden N se die, die auf dem 
Lande das absolviert haben, in diesen Unterricht aufgenommen 
werden können“. Der Plan soll bis Mitte dieses Jahres aus- 
gearbeitet sein. 

Eine andere Verordnung vom 23. April des Zentralkomitees 
der Partei läßt die Überlastung der Kinder erkennen, 
indem sie sich sehr scharf gegen die Überladung des Unterrichts 
mit politischen Dingen wendet. Der Eifer, die Beschlüsse des 
17. Parteikongresses überall zu verbreiten, ist zu groß geworden. 
Das Zentralkomitee verbietet jetzt die Behandlung dieser Fragen 
des letzten Parteikongresses und der marxistisch-leninistischen 
Fragen in der Grundschule überhaupt und für die Mittelschule 
soll jede Überlastung ausgeschlossen sein. 

Die durchgreifende Schulreform in der Verordnung vom 
16. Mai, die das ganze Schulwesen neu ordnet, wird in 
gröfferem Zusammenhang im nächsten Heft erörtert. 


Die neue Satzung des Verbandes der Sowjetschrift- 
steller ist fertiggestellt und soll auf einem Schriftsteller- 
kongre am 25. Juni endgültig bestätigt werden. Das ist ein 
wichtiger Schritt. Im Jahre 1932 waren die Schriftstellerverbände 
alle aufgehoben worden und wurde die Vorbereitung für einen 
einheitlichen Schriftstellerverband für die Sowjetunion getroffen. 
Die Einleitung des Satzungsentwurfs zeigt, welche Absichten 
dabei verfolgt werden, also die Einfügung der Schriftsteller in 
den sozialistischen Aufbau, die Schaffung einer neuen Schrift- 
stellergeneration auf Grund der „neuen schöpferischen Prin- 
zipien, die auf der einen Seite umfassen die kritische Aneignung 
der literarischen Erbschaft der Vergangenheit und auf der ande- 
ren Seite die Aneignung der Erfahrungen des siegreichen Aufbaues 
des Sozialismus und des Wachstums der sozialistischen Kultur, 
ausgedrückt in den Prinzipien des sozialistischen Rea- 
lismus, der die Grundmethode für die künstlerische Literatur 
und literarische Kritik in der Sowjetunion sein soll“. Nach dem 
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Kongreß und wenn die Organisation fertig ist, soll das zusam- 
meniassend in „Osteuropa“ dargestellt werden. 

Schließlich einmal eine kirchliche Frage, die offenbar 
im Zusammenhang mit der Möglichkeit der Anerkennung der 
Sowjetunion durch Jugoslawien erneut gestellt wurde. Der 
Moskauer Metropolit Sergius hat sich an den serbischen Patri- 
archen Barnabas gewendet mit der Aufforderung, die Synode 
der russischen Sae hionann unter den früheren Metro- 
politien von Kiew, Antonius, die von der serbischen Kirche ge- 
schützt wird, aufzulösen. Eine Antwort der serbischen Kirche 
darauf ist uns nicht bekannt geworden. 


6. Außenhandel und weltwirtschaftliche 
Beziehungen. 


Die Linien für den sowjetrussishen Außenhandel 1933 
liegen klar zutage: er hat sich in höherem Maße verringert als 
der Außenhandel der Mehrzahl der kapitalistischen Länder und ist 
in fortwährender Schrumpfung. Einfuhr und Ausfuhr zeigen 
Strukturwandlungen: in der Einfuhr der Sowjetunion steigen die 
Gruppen Rohstoffe und Halbfabrikate, vermindern sich die 

ertigwaren, besonders die Industrieausrüstungen. In der Aus- 
fuhr nehmen die verarbeiteten Produkte zu. Trotz mancherlei 
Verschiebungen in der geographischen Verteilung bleiben 
Deutschland und England die wichtigsten Länder; sie haben 1933 
in der Ausfuhr der Union 34,8 % und in der Einfuhr 51,3 % ein- 
genommen. 

Die Zahlen für Januar 1934 sind sehr verspätet veröffent- 
licht worden. Der „Ostexpref“ macht dazu darauf aufmerksam, 
daß sich dies aus einer grundlegenden Umgestaltung der Außen- 
handelsstatistik erklärt, die für Einfuhr und Ausfuhr jetzt eine 
einheitliche Nomenklatur eingeführt habe. Der Januar zeigt 
aber die alten Züge des Auftenhandels. 

Im April hat der Aufßenhandelskommissar, Rosengolz, noch 
einmal dass Außenhandelsprogramm der Sowjetunion 
entwickelt, das auch bekannt ist: möglichst keine einseitige Be- 
ziehung, also Einkauf gegen Devisen, sondern Austausch in Ein- 
und Ausfuhr, ferner an Stelle der kurzfristigen Kredite (die 
übrigens auch schon lange genug erstreckt waren) langfristige, 
niedrig verzinsliihe. Die Schwierigkeiten, diese Grundsätze 
durchzuführen, sind bei der Gesamtlage der Welthandelsbezie- 
hungen nicht gering. Die Sowjetunion wird sicher noch auf 
längere Zeit mit weiter andauernder Schrumpfung ihres Außen- 
handels und daraus sich ergebenden Schwierigkeiten rechnen 
müssen, um so mehr als Ergebnisse des zweiten Fünfjahrplans 
für die Ausfuhr noch lange auf sich warten lassen werden. 


Dabei stellen sih die Erwartungen auf die Ver- 
einigten Staaten hierin immer mehr als Enttäuschungen 
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heraus. Die Neigung zu großen Krediten ist in Amerika nicht 

ewachsen. Dazu kommt jetzt die Erschwerung durch die sog. 
Johnsonbill die die Gewährung von Anleihen an Staaten, 

ie mit ihren Schuldenzahlungen an die Vereinigten Staaten im 
Rückstand sind, verbietet. Die Auslegung der Bill ist nicht un- 
umstritten, auch steht nicht fest, ob sie in dieser Schärfe über- 
haupt aufrechterhalten werden kann. Aber sie stellt gegenwärtig 
den russisch-amerikanischen Handel überhaupt in Frage. Be- 
kanntlich haben Litwinow und Roosevelt bei Anwesenheit des 
ersteren in Amerika die Schuldenfrage beiseite gelassen. Jetzt 
ist sie wieder hervorgeholt: Amerika verlangt seine Anleihe von 
187 Mill. Dollar an die Kerenskiregierung mit Abzug von 30 Mill. 
Dollar, die es zurückerhielt, und rund 500 Mill. Dollar privater 
Forderungen. Die Sowjetunion macht dem gegenüber wiederum 
ihre er auurr geltend, bestreitet auch die ganze Grundlage 
der Kerenski-Anleihe. Genug: trotz einer großen Reise ameri- 
kanischer Industrieller, die für den Sommer organisiert wird, und 
eines großen allgemeinen Interesses in Amerika für die russischen 
Angelegenheiten sind die Wirtschaftsbeziehungen in einer bisher 
nicht zu überwindenden Stagnation. 

Auch die mit England und Frankreich haben trotz der 
Abkommen die Erwartungen nicht voll erfüllt. Dazu ist der 
schwedische Kredit (s. „Osteuropa“, April, S. 439) schließlich 
gescheitert. Die schwedische Regierung wollte, daf eine Anleihe 
von Schweden bezahlt werden sollte. Der Widerstand dagegen in 
Schweden hat die Sowjetregierung veranlaßt, ihrerseits dem 
durch eine Ablehnung der Anleihe zuvorzukommen, obwohl deren 
Bedingungen für Rußland recht günstig waren. Eine ent- 
sprechende norwegische Aktion ist, soweit uns bekannt, noch 
nicht zum Ziele gediehen. 

Die Verhandlungen zwischen Rufland und Deutsch- 
land sind mit einem Schlußprotokoll vom 20. März zum 
Abschluß gekommen, das „Regelungen für das Jahr 1934 enthält; 
insbesondere sind Vereinbarungen über den Verkehr mit der 
Reichsbank und über die devisenrechtlichen Fragen getroffen 
worden“. Ein Auftragsprogramm ist darin nicht enthalten, aber 
man erhofft eine Belebung aus der enon und dem Rück- 
gang, in den das deutsch-russische Geschäft geraten ist. Auch 
über die Einzelfragen sonst wurde eine Einigung erzielt. Das 
Rahmenlieferanssabkonmen wird verlängert. Es bleibt bei den 
darin festgesetzten Kreditbedingungen. Die Bestellungen Ruß- 
lands in Deutschland haben im Januar und Februar nur je 
4 Mill. RM. erreicht. 

Der Rückblick auf 1933 über den deutsch-russischen 
Handel, den der „Ostexpreß“ gibt, zeigt, daR die Russen 1933 
an Deutschland bar gezahli haben 750 Mill. Mark. Die russische 
Einfuhr aus Deutschland ging von 327,7 Mill. Rbl. auf 148 Mill. 
zurück, die russische Ausfuhr nach Deutschland nur von 100,4 
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Mill. Rbl. auf 85,7 Mill. Die Zahlen; beweisen, daß Deutschland 
dem russischen Wunsch des Austausches von Einfuhr und Aus- 
fuhr im Rahmen des Möglichen weithin entgegengekommen ist, 
während sämtliche wichtigen Posten der russischen Einfuhr aus 
Deutschland erheblich zurückgegangen sind. 


II. Polen. 


1. Wirtschaft. 


Das Konjunkturforschungsinstitut Polens hat eine Berech- 
nung der Einkommensverteilung und -Höhe für 1929 hergestellt 
und das Gesamteinkommen mit 18 Milliarden Zloty berechnet. Im 
weiteren teilt dazu der „Ostexprefß“ folgende interessante Einzel- 
zahlen mit: Hiervon entfallen 11 Milliarden auf die Einkommen 
der in freien Berufen, in der Industrie und im Handel Tätigen, 
der Handwerker und schließlich der Bauern. Das reine Arbeits- 
einkommen beziffert sih auf 7 Milliarden Zloty, wovon ein 
Drittel von den geistigen Arbeitern und zwei Drittel von den 
sonstigen Arbeitern verdient wurden. Von den Arbeitern er- 
hielten im Durchschnitt ein Viertel weniger als 95 Zloty monat- 
lih. Die Hälfte der geistigen Arbeiter verdiente durchschnitt- 
lich bis zu 280 Zloty und ein Viertel mehr als 430 Zloty monatlich. 
Daraus ergibt sich, daß die Löhne und Gehälter in Polen zu den 
niedrigsten in Europa gehören und an die in Österreich und 
in der Tschechoslowakei gezahlten heranreichen. In den auf das 
Jahr 1929 folgenden Jahren haben sich die Verhältnisse noch be- 
deutend verschlechtert, was auch aus dem Rückgang im Verbrauch 
der hauptsächlichsten Konsumgüter ersichtlich wird. 

Dem sei hinzugefügt, daß der am 1. April in Kraft getretene 
Staatshaushalt, wenn man alles zusammenrechnet, rund die 
Hälfte der Ausgaben für Rüstungszwecke vorsieht und daf 
bei einem Volkseinkommen für 1933, das auf 11 Milliarden Zloty 
berechnet wird, die öffentlichen Lasten 5 Milliarden oan so 
daß bei einer Bevölkerungszahl von 33 Millionen ein rch- 
schnittseinkommen von 330 Zloty und eine Belastung von 150 Zloty 
pro Kopf herauskommt. 

Wenn also der Staatshaushalt nicht erheblich beschränkt 
werden soll, muß die Wirtschaft in die Höhe kommen, d. h 
die Landwirtschaft als DIN Ne, die nach wie 
vor in gespanntester, namentlich Verschuldungslage ist und in 
der Getreideproduktion bereits einen Rückgang aufweist, der 
dem Minderverbrauch im Lande entspricht. 

Im un DE mit dieser Lage hat sich der Landwirt- 
schaftsminister recht charakteristisch über einen „Fünfjahrplan“ 
zum Umbau der landwirtschaftlichen Struktur geäußert (Bericht 
der „Deutschen Rundschau in Polen“, 22. April), in der Richtung 
der inneren Kolonisation, die die landwirtschaftliche Bevölkerung 
aus den zu stark bevölkerten Gebieten verschieben soll, mit 


550 


Hilfe des Zwangslandkaufs, ferner in der Richtung der Zusam- 
menlegung von Zwergwirtschaften und der Parzellierung. 


Die Bank Polski hat am 28. April den 10. Gedenktag 
ihrer Gründung begangen. Ihr Präsident, Dr. Wroblewski, 
wurde für fünf Jahre erneut in seinem Amt bestätigt und hat da- 
bei folgendes Programm geäußert: „Der Anschluß Polens an den 
Block der Staaten mit Goldwährung hat Polen unzweifelhaft 
Vorteile gebracht und dank der Deflationspolitik ist Polen das 
einzige Agrarland Europas, in dem der Geldverkehr trotz der 
Wirtschaftskrise keinerlei Einschränkungen unterworfen ist. 
Dank dieser Deflationspolitik wird es Polen möglich sein, seine 
F Beer stufenweise zu ändern und andere Mittel an- 
zuwenden, die zu einer Besserung der Wirtschaftslage des Lan- 
des führen. Polen wird bald die Deflationspolitik aufgeben und 
eine Politik der Kreditausweitung und des billigen Geldes be- 
treiben können. Eine Ermabigung des Diskontsatzes der Bank 
Polski liegt jetzt im Bereich des Möglichen.“ 


Der Außenhandel ist eine große Sorge Polens. Auch er 
eht zurück, hat von 1932 auf 1933 8% verloren. Man rechnet 
reilich jetzt damit, daß im Jahr 1933 der tiefste Punkt erreicht 
ewesen sei, und der Bericht der deutsch-polnischen Handels- 
cammer über die Wirtschaftslage im Frühjahr in Polen bestätigt 

auch, daß die Außenhandelsumsätze sich gehoben haben. 


Auf diesem Gebiet ist eine wichtige Frage die Kohlen- 
ausfuhr, über die in einer Konferenz in London mit England 
auf eine Einigung verhandelt wurde. Man stellte sich diese so 
vor, daR Polen auf Skandinavien zugunsten der englischen Kohle 
verzichte und dafür Österreich bevorzugt erhalte, ferner die neu- 
eroberten Umsatzgebiete in Italien, Griechenland usw. Die Eini- 
gung kam nicht zustande. Dagegen hat Westinghouse Ld. den 
polnischen Staatenbahnen eine Anleihe von 132,4 Mill. Zloty auf 
10 Jahre für die Lieferung von Luftdruckbremsen für die Güter- 
zige der polnischen Eisenbahnen gewährt. Das ist eine der 
größten Anleihen, die in dieser Weise in den letzten Jahren von 
der englischen Industrie gegeben worden sind. oo 


Ein böses Kapitel in den polnisch-französischen 
Beziehungen, über das auch Barthou bei seinem Aufenthalt nur 
hinweg geredet hat, sind die Wirtschafts-, d. h. die Kapital- 
beziehungen. Der Streit mit den Aktionären von Zyrardòw ist 
noch nicht beendet. Ein neuer in der Petroleumindustrie hat sich 
angeschlossen. Die längst fällige zweite Rate der Eisenbahn- 
anleihe für die „Kohlenbahn“ wird aus Frankreich nicht bezahlt. 
Der Zinsendienst für französische Anleihe ist sehr hoch, jährlich 
85 Mill. Franken. Und Polen strebt begreiflicherweise, seine 
Handelsbilanz mit Frankreih in Ausgleich zu bringen. Auch 
eine Lösung dieser Spannungen ist nicht erzielt. 
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2. Staat und Parteien. 


Die Verfassung hat den Senat noch nicht passiert. In 
Kraft getreten ist das Ceset vom 23. März 1933, das die vorhan- 
denen vier Gemeindegesetze ersetzt und die Gemeindever- 
waltung einheitlich regelt, so daß überall Neuwahlen not- 
wendig waren. 


Das lange angekündigte Revirement im Kabinett 
ist am 13. Mai eingetreten. Das gesamte Kabinett trat zurück, 
aber neu besetzt wurden nur Ministerpräsidium, Handelsministe- 
rium und Wohlfahrtsministerium. Die neuen Minister sind: für 
Handel Major Reichmann, für Wohlfahrt der Woiwode von 
Kielce, Paciorkowski. An die Spitze der Regierung trat der bis- 
herige Unterstaatssekretär im Finanzministerium, Professor 
Leon Kozlowski. Er ist 1892 in Kongreftpolen geboren, hat 
Geologie, Geographie und Vorgeschichte dert ist Tübinger 
Doktor und war 1928—1930 Professor an der Universität Lem- 
berg. Er ist in der Unabhängigkeitsbewegung hervorragend tätig 
gewesen, seit 1919 Abgeordneter, wurde 1930 Minister für Agrar- 
reform und gehörte auch den Legionären an. Die anderen Mi- 
nister, darunter vor allem der Außenminister, Oberst Beck, 
bleiben im Amt. Aus den Persönlichkeiten der neuen Herren 
schließt man auf die Absicht, den Kampf gegen die Wirtschafts- 
krise besonders energisch aufzunehmen, vielleicht auch im Sinne 
der Planwirtschaft, jedenfalls eines stärkeren Eingreifens des 
Staates in die Wirtschaft. 


Am 1. Mai wurden 15000 Beamte in höhere Stufen versetzt. 
wovon der größte Teil die niederen Besoldungsstufen betraf. 


Sehr wesentlich sind die Vorgänge in den Parteien. Die 
Christlich-demokratische Partei (Vorsitzender Korfanty) hat sich 
gespalten, eine neue Partei der Christlich-sozialen Vereinigung 
ist entstanden. Korfanty ist auch persönlich, d. h. wirtschaftlich- 
pekuniär im schnellen Niedergang. 


Noch wichtiger ist die Spaltung in der Nationaldemo- 
kratie, die am 14. Mai mit einem Aufruf eines neuen „national- 
radikalen Lagers“ an die Öffentlichkeit trat. Die Träger sind 
ehemalige Frontkämpfer, die Programmsätze recht radikal. Ein 
„entschiedener Bruch mit der jetzigen Struktur und eine ent- 
schieden nationale Wirtschaftsstruktur“ wird verlangt. Aus den 
Leitsätzen seien (nach der „Deutschen Rundschau in Polen“, 
17. April) folgende Sätze wiedergegeben: 

„1. Der Polnische Staat soll alle von Polen in kompakter Masse 
bewohnten, sowie unter dem Einflusse der polnischen Zivilisation stehen- 
den Länder in seinen kulturellen und politischen Bereich und in seine 
Grenzen einschließen. 

2. Der Polnische Staat soll die gerüstete Organisation der Nation sein, 
in welcher der Soldatengeist der Nation und der nationale Geist die Armee 
durchdringt, in welcher der Militärdienst eine ehrende Pflicht jedes Polen 
und die wichtigste Etappe der nationalen Erziehung ist. 
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3. Im Polnischen Staat können öffentlihe Rechte nur diejenigen 
besitzen, welche Erben der polnischen Zivilisation, oder würdig sind, ihre 
Mitschöpfer zu sein. Die ukrainische und weißrussische Bevölkerung soll 
volle Bürgerrechte haben*). 


Ein Jude kann nicht Bürger des Staates sein. Solange er noch die 
Inischen Gebiete bewohnt, soll er lediglich als dem Staate zugehörig 
Behandelt werden. 


4. Die heutige wirtschaftliche Struktur, die auf sozialer Ungerechtigkeit 
ruht, die Quelle jüdischer Einflüsse sowie des Elends und der Ausbeutung 
der polnischen arbeitenden Massen ist, muß als unmoralisch und für die 
Nation schädlich umgestürzt werden. Andererseits muß das Privateigentum 
als Grundlage der Existenz der Familie, nicht aber als Quelle der Aus- 
beutung und Mißbräuche, behandelt werden. 


5. Die polnische Nation soll Eigentümer der natürlichen Reichtümer 
des Landes und ihr einziger Wirt sein. Die polnische Produktion soll, von 
der Weltkonjunktur unabhängig gemacht, alle wesentlichen Bedürfnisse 
der polnischen Wirtschaft befriedigen. 


6. Anrecht auf Besitz polnischen Landes hat vor allem der polnische 
Bauer. Der Staat soll bestrebt sein, eine möglichst große Anzahl von 
kleinen und mittleren Wirtschaften durch Parzellierung großer agrarischer 
Gebiete (Latifundien) zu schaffen. Die jüdische Vermittlung im Handel 
mit Agrarprodukten muß beseitigt werden.“ 

In den weiteren Punkten der Deklaration wird u. a. der 
Schutz des Nationaleigentums gegen das iuternationale Kapital, 
die „Enteignung und Nationalisierung der Anstalten; des öffent- 
lichen Nutzens, sowie der auf fremdem Kapital fundierten Berg- 
werksunternehmungen, Hüttenwerkunternehmen und Elektri- 
zitätswerke“ verlangt. 


Die Deklaration betont zuletzt noch einmal, daf das Natio- 
nal-radikale Lager „die internationalen kommunistischen Frei- 
maurer und kapitalistischen Organisationen“ bekämpfen werde. 
Führer ist ein Journalist mit Namen Jean Mosdorf, Organ ein 
Wochenblatt „Die Stafette“. Am 3. Mai, dem polnischen Staats- 
feiertag, trat die Organisation zum ersten Male in Warschau 
demonstrativ in einem Zuge auf die Straßen. 


Weiter gärt es in der Bauernpartei, d. h. der bekannten 
Vereinigung der drei bäuerlichen Parteien des früheren „Piast“, 
der „Wyzwolenie“ und der radikalen Bauernpartei. Der Führer 
Witos ist bekanntlich in Verfolg des Brester Prozesses ins Aus- 
land gegangen. In den Bauernparteien streiten offenbar prole- 
tarisch-kommunistische Tendenzen mit dem Streben, mit der 
Regierung in Fühlung zu kommen, für die sich hier eine große 
Chance und eine größere Verbreiterung ihrer Basis bieten würde. 
Die landwirtschaftliche Not ist unbestreitbar, die sozialen Span- 
nungen unter den Bauern, verschärft durch die nationalen Gegen- 
sätze, desgleichen. Kommt die Regierung und ihre „Sanierungs- 
partei“ dem entgegen, wozu freilich Entschlüsse namentlich in 
sozial-politischer Beziehung notwendig wären, so kann sie von 
hier eine mächtige Verstärkung ihrer ganzen Position erreichen. 


m 


*) Die Deutschen werden nicht erwähnt. 
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Schließlich ist auch Kenntnis zu nehmen von dem Streit zwi- 
schen Altenund Jungeninder PPS, wobei die Jungen in 
der Hauptsache kommunistische Juden sind, gegen die die Älteren 
ihrerseits kämpfen. 

ganzen nimmt die Gärung besonders in der Jugend 
immer stärker zu, die geistige Einwirkung der in Deutschland 
zur Herrschaft gekommenen Gedanken wird immer stärker. Ein 
eigentliches Programm, eine ausgearbeitete Ideologie fehlt aber 
der Jugend bisher. In diesem Kampfe dreht es sich nicht um 
das eigentliche Nationale oder Nationalistische, sondern um die 
Fragen des Antisemitismus und der sozialen Reform im radikalen 
Sinne. Vielleicht vollzieht sich auf dieser Linie die Annäherung 
zwischen der Jugend des Regierungslagers und der aus der 
Nationaldemokratie kommenden und abgesplitterten Jugend, die 
beide fordern: Klarheit in der Judenfrage und radikale 
‘soziale Reform. 
Dabei ist charakteristisch und interessant, daf die Bewegung 
für Arbeitslager und freiwilligen Arbeitsdienst immer stärkere 
Kreise zieht und die Regierung auch schon ein Reglement für 
Arbeitslager herausgegeben hat. Wobei weiter sehr weittragend 
ist die Diskussion, af man auf solche Weise überhaupt zu einer 
Strukturverschiebung in der ganzen Bevölke- 
rung des Staates komme, will sagen: den übervölkerten, 
namentlich vom Bürgertum übervölkerten Westen, also Groß- 
len und Pommerellen: davon entlaste durch Überleitung nach 
dem Zentrum und dem Östen, indem somit besonders Kaufleute 
und Handwerker aus dem Westen in einer städtischen Kolonisie- 
rung dahin übergeführt würden. Das sind noch sehr schwache 
Ansätze, aber sie sind hochinteressant, weil sie sich aus klar zu- 
tage liegenden großen Strukturverschiedenheiten, Strukturfehlern 
in der sozialen Gliederung des polnischen Staates herleiten. 


Die neue Bewegung hat auch die Deutschen in Polen 
ergriffen. Wir notieren eine erste Versammlung in Dirschau 
(am 1. Mai) einer „Jungdeutschen Partei“ in Nordpommerellen, 
einen Aufruf des Herrn von Witzleben: „Ein offenes Wort an 
alle, die guten Willens sind“ (Deutsche Rundschau in Polen, 
14. Februar), den Aufruf eines „Deutschen Jungvolks in Polen, 
Sitz Graudenz“ (ebenda, 28. April), und einen Aufruf: „Unser 
Bekenntnis“ mit einer Auseinandersetzung über die Alten und 
die Jungen in derselben Zeitung, 8. Mai. Abschliefendes über 
diese Bewegung ist noch nicht zu sagen. Leider hat diese Aus- 
einandersetzung unter den Deutschen ein Todesopfer gefordert, 
indem ein Anhänger der „Jungdeutschen Partei“ einer Schlägerei 
mit Angehörigen des „Jungblocks“ in Graudenz zum Opfer fiel. 

Zu den rar Beziehungen sei gleich- 
falls nur notiert einerseits die Schließung von neun deutschen 
Privatschulen im Posenschen und der Strafantritt, zu dem der 
Präsident des deutschen Volksbundes in Polnisch-Oberschlesien, 


554 


Fürst Pleß, in Kattowitz gezwungen wurde, andererseits die 
große Erklärung des Cardinal-Primas Hlond an einen französi- 
Een Kane im „Czas“ (6. April) mit dem Glauben an die 
deutsch-polnische Verständi En die deutsch-polnische Agrar- 
konferenz in Warschau de ießlich auch die Eröffnung des 
regelmäßigen täglichen Flugverkehrs zwischen Berlin und War- 
schau am 28. April. 

Die Außenpolitik ist im Eingangsartikel des Heftes be- 
sprochen. 


IH. Polen — Gdingen — Danzig. 


Die Entwicklung Gdingens ist soweit gediehen, daf es tat- 
sächlih Hauptdurcgangsstelle des polnischen Aufßenhandels 
geworden ist. 1933 wurden (das Folgende nach dem „Ostexpref“) 
6,1 Mill. Tonnen brutto in 100 verschiedenen Warenpositionen 
umgeschlagen. Die Einfuhr Polens über Gdingen betrug (in 
Netto-Tonnen nach den Angaben des Warschauer Statistischen 
Hauptamtes): 


in %, der Gesamteinfuhr 


Jahr in 1000 to inMill.Z. dem Gewichte dem Werte 

nach nach 
1929 218 65 4,28 2,03 
1930 343 84 9,61 3,75 
1931 507 106 17,30 7,24 
1932 347 133 19,40 15,48 
1933 696 296 29,54 35,79 

Die Ausfuhr Polens in der gleichen Zeit: 
in %, der Gesamteinfuhr 

Jahr in 1000to inMill.Z. dem Gewichte dem Werte 

na nach 
1929 2402 7i 11,42 2,51 
1930 2932 147 15,49 6,04 
1931 4573 283 24,45 15,09 
1932 4547 217 33,67 20,01 
1933 4987 239 38,40 24,89 


Aus diesen Zahlen ist zu ersehen, daß Polen bereits im letzten 
Jahr fast 30% seiner Einfuhr und nahezu 40 % seiner Ausfuhr 
über Gdingen geleitet hat. Dabei fehlt in der Ausfuhr noch das 
Getreide, weil in Gdingen die Vorrichtungen für die Getreide- 
verladung nicht vorhanden sind. An der Erweiterung und dem 
Ausbau des Hafens wird ununterbrochen gearbeitet, mit großen 
finanziellen Opfern des Staates, der ja allein diese Anlage schafft 
und entwickelt. Man bemüht sich auf alle Weise, für diesen 
Hafen den Verkehr mit der Tschechoslowakei, Österreich, Ungarn 
usw. zu gewinnen, ebenso werden die Schiffahrtslinien ent- 
wickelt. Gdingen soll der „slawische Hafen Europas“ werden. 


Das kann auf die Dauer nur entweder im Wettbewerb oder 
in einer Verständigung, Teilung und Regelung mit Danzig ge- 
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schehen, wovon man noch erheblich entfernt ist. Die Zoll- und 
Wirtschaftsverhandlungen zwischen Danzig und Polen wurden 
jetzt fortgesetzt, womit wohl ein Zwischenfall, die Sperrung des 

arenverkehrs von Danzig nach Polen durch die polnische Zoll- 
kontrollstelle, beseitigt ist. 


IV. Litauen. 


. Am 6. April feierte der Staatspräsident, Anton Smetona. 
Jen 15. Jahrestag seiner Wahl zum Staatsoberhaupt Litauens. 

Das Gesetz zur Wahl einer Volksvertretung ist fertig. Die 
Wahlen werden voraussichtlich für den Sejm und die Selbstver- 
waltungsorgane im Herbst statifinden. Auch der memelländische 
Landtag soll nach diesem neuen Wahlgesetz gewählt werden. Die 
neue Vertretung soll dann den ständischen Gedanken verkörpern. 

Die Gesamtsitwation Litauens nah innen und 
außen ist merkwürdig und gespannt. Im Innern herrscht die 
nationalistische Partei der Tautininkai, die auch die Jugend für 
sich hat, zusammen mit der Mehrheit der Offiziere, mit denen 
1926 der Staatsstreich gemacht wurde. So ergibt sich eine mili- 
tärisch-faschistishe Ideologie, die an der Umgestaltung des 
Staates im ständischen oder italienischen Sinne arbeitet. Die 
TE Führerschicht stützt sich dabei auf die bäuerliche 

asse. 

Nach außen ist dieser Nationalismus mit den Schlagworten: 
Wilna und Memel bezeichnet. Innenpolitish n nicht voll- 
kommen ausgeglichen und sicher, sieht sich Litauen heute in der 
Außenpolitik recht isoliert.. Die Stützung durch Rußland ist 
immer schwächer geworden, das Verhältnis zu Deutschland hat 
sich durch Litauens Schuld immer mehr gespannt. Und bisher 
ist die Wilnaerörterung nicht zu etwas Greifbarem gediehen. 
Der Staat weiß so eigentlich nicht recht, wo er steht und wohin er w ill 


V. Lettland. 


Lettland ist in lebhafter handelspolitischer Verhand- 
lung mit England, das hier wie überall im Osten vorwärts strebt. 
Die Fragen sind zumeist die gleichen. England wünscht Er- 
höhung seiner Ausfuhr an Kohle, Textilwaren und dergleichen, 
das betreffende baltische Land, also hier Lettland, wünscht Sicher- 
stellung seiner Butter- und anderer landwirtschaftlicher Ausfuhr. 

Die Verfassungsfrage war weiter entwickelt worden. 
Am 4. Mai war die Debatte über die Vorlage im ganzen abge- 
schlossen. Angenommen war die Bestimmung, daf der Staatspräsı- 
dent direkt vom Volk auf 5 Jahre gewählt wird, abgelehnt aber 
sein Recht, den Landtag aufzulösen. 

Die Richtungen, die miteinander kämpften, waren die Sozial- 
demokraten und kleinen Minderheiten, die die Verfassung nicht 
ändern wollten, der Bauernbund, der besonders scharf in der 
Richtung: Macht dem Staatspräsidenten kämpfte, und die ver- 
mittelnden Parteien, die einen Kompromifßt anstrebten. Im Herbst 
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sollten Neuwahlen stattfinden und der jetzige Staatspräsident, 
Koellsis, dann die erweiterten Vollmachten kraft der neuen Ver- 
fassung erhalten, so daf erst 1936 zum ersten Male der Staats- 
präsident direkt durch das Volk gewählt würde. | 

Die Spannung im Kampf um die Verfassungsreform und fast 
uoch mehr um das Gesetz für Regierungsvollmachten im Kampf 

egen die Wirtschaftskrise war indes schon zu groß geworden, AR 
der Kampf um die Staatsgewalt sich so ruhig hätte weiter 
entwickeln können. In der Nacht vom 15./16. Mai verhängte die 
Regierung (durch den Ministerpräsidenten Ulmanis und den 
Kriegsminister General Balodis) über das Land den A usn a h me- 
zustand: „Die Regierung sah sich, wie die lettländische Tele- 
graphenagentur meldete, zu dieser Maßnahme gezwungen, da sie 
von Vorbereitungen zu einem bewaffneten Staatsstreich Kenntnis 
erhalten hatte, ferner wegen der Unfähigkeit des Parlaments und 
der Unmöglichkeit, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, 
um die wirtschaftlichen Gefahren zu bekämpfen. In Anbetracht 
der immer größer werdenden Unzufriedenheit in den weitesten 
Kreisen erblickte die Regierung in der gegenwärtigen Lage die 
drohende Gefahr innerer Unruhen und erachtete es als ihre 
Pflicht, diese mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln ab- 
zuwenden.“ 

Bei den sozialdemokratischen Führern, besonders dem Parla- 
enep iei centen, wurden erhebliche Waffenvorräte gefunden. 
Verhaftungen in sozialdemokratischen und in der sog. Legionär- 
bewegung und Schließungen von Zeitungen, darunter aller sozial- 
demokratischen, aber auch der neuen „Rigaer Tageszeitung“ 
folgten. Ein neues Kabinett wurde schnell gebildet, in dem 
Präsident (zugleich Außenminister) Ulmanis und Kriegsminister 
General Balodis ist. Es ist kein Parteienkabinett, sondern eine 
(bürgerlich-nationalistische) a u to ri tä re Regierung der Persön- 
lichkeiten, geführt von Ulmanis, der sich auf den Bauernbund und 
das Militär stützt. | 

Der Umsturz, mit dem, wie eigentlich nicht überrascht, Lett- 
land nun Estland folgt, ist gegen Links, Sozialdemokratie und 
Parlamentswirtschaft, aber auch gegen den Faschismus gerichtet. 
Er hat sich in voller Ruhe vollzogen. Wenn auch Voraussetzungen 
und Nüancen in Lettland etwas anders als in Estland waren, so 
ist Bewegung und Ergebnis im Wesen doch gleich zu beurteilen. 
Mit dem 15./16. Mai hat auch für Lettland eine neue Ära be- 

onnen, mit der es in den großen Strom der neuen europäischen 


ewegung einmündet. 
VI. Estland. 


Estland hat mit Deutschland am 29. März ein Zusatz- 
abkommen zum Handels- und Schiffahrtsvertrag vom 7. Dezem- 
ber 1928 abgeschlossen, mit einer Verständigung über die est- 
nische Ausfuhr von Butter und Eiern, die Devisenfrage u. dgl. 
Das Abkommen gilt bis 31. Dezember. 
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Desgleichen hat Estland mit England am 19. April ein 
Handelsabkommen abgeschlossen, das in der gleichen Richtung 
wie die Verhandlung mit Lettland läuft. Wir haben schon vor 
nn Zeit („Osteuropa“, April, S. 432) auf die Bestrebungen 
Englands hingewiesen, für seine Waren im Osten stärkeren Äb 
satz zu erhalten und dies mit Hilfe der Kontingentierung zu er- 
reichen. Dahin gehören seine Abkommen mit den skandinavi- 
schen Staaten, mit Finnland und nun auch Estland. 


Nach dem Umschwung, d. h. der Ausschaltung des Verbandes 
der Freiheitskämpfer aus dem politischen Leben, sind auch die 
Wahlen für Staatspräsident und Parlament aufgeschoben wor- 
den. Der Verband der Freiheitskämpfer ist verboten, 
ihre Mandate in den verschiedenen Körperschaften für ungülti 
erklärt. Desgleichen werden die sog. Schutzkorps, die a 
Estland so wie Finnland seit Jahren geschaffen hatte, jetzt im 
Regierungssinne gesäubert. Etwa 18000 Mitglieder wurden dar- 
aus entfernt, die der Regierung nicht politisch zuverlässig er- 
schienen. Das Schutzkorps zählt noch 33000 Männer, 12500 
Frauen, 10000 Knaben und Mädchen. 


Die Regierung wird überhaupt auf dem Wege von Verord- 
nungen des Staatsältesten und des mit dem Schutz im Innern be- 
trauten Generals Laidoner weitergeführt, negativ gegen jene 
Organisationen, dann auch durch Maßnahmen wie Festsetzung 
einer Altersgrenze für Staatsbeamte und Offiziere, die es bisher 
nicht gab, positiv in einer Armeereform, die das Land nach dem 
Territorialsystem in 8 Wehrkreise eingeteilt hat, auch die höhere 
Führung stark umgestaltet hat und so eine engere Berührung 
zwischen Armee und Reserve herstellen, überhaupt die Armee im 
ganzen vorwärts bringen will. Weiter durch eine grundlegende 
Änderung im Steuersystem und ein großes Arbeitsbeschaf- 
fungsprogramm, das eine Rückwanderung der Bevölkerung 
aus den Städten auf das Land durchführen will (man rechnet 
10—12000 Arbeitslose bei 1,1 Mill. Gesamtbevölkerung) und 
schließlich durch eine neue Kulturpolitik, die auch das 
Problem der Überfüllung der Hochschule und des intellektuellen 


Stadtproletariats anfassen will. 


Es hängen so recht schwere Aufgaben miteinander zusam- 
men: die Verstädterung der Bevölkerung, die dünne Bevölkerung 
auf dem Lande, die Abwanderun vom Land. der Geburtenrück- 

ang in den Städten, die Überfüllung der Mittelschulen und der 
Universität und damit überhaupt die ganze geistige Umbildung,. 
in der das Land ist. Der Halt soll dur eine von einem General 
verbürgte „demokratische Diktatur“ gegeben sein, die den 
Faschismus fernhalten will, überparteiliche Organisationen für 
die Präsidentschaftskandidatur entweder von Laidoner oder von 
Päts schaffen und so dieses Zwischenregime auf längere Zeit ver- 
ankern will. | 
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VIL Finnland. 


Finnland hat am 24. März einen Handelsvertrag mit 
Deutschland geschlossen, der den vertragslosen Zustand seit 
Ende 1933 beendete. Auch hier war die Frage: finnische Ausfuhr 
von Butter und Eiern und Gleichstellung Deutschlands mit Eng- 
land auf dem finnischen Markt die Hauptsache, wofür Finnland 
das Ausfuhrinteresse für sein Holz, besonders das veredelte Holz 
und den Schutz der eigenen Industrie anstrebte.e Damit sind auf 
dem Wege auch hier der Kontingentierung ab 1. April wieder 
normale Handelsbeziehungen hergestellt worden. Deutschland 
exportiert nach Finnland 1 % seiner Gesamtausfuhr. Finnland 
dagegen ist mit 10 % seiner ganzen Ausfuhr an Deutschland 
interessiert, die es nicht irgendwie anders unterbringen könnte. 

Der Aufstand von Mäntsälä, den die Lappoleute im März 
1932 machten, ist endgültig liquidiert mit dem letzten und schwer 
verschärften Urteil gegen die Führer (darunter Kosola und der 
frühere Generalstabschef M. Wallenius) und durch die Ablehnung 
einer Aktion des Reichstages für die Verurteilten. 

Gleichfalls gegen diese Organisation geht das sog. Blusen- 
gesetz, angenommen am 26. März, das das Tragen von Uniform 
und Abzeichen für Parteien und Organisationen verbietet. Die 
Lappomänner tragen schwarze Blusen mit dunkelblauen Kra- 
watten. Die Bewegung heißt jetzt „Vaterländische Volks- 
bewegung“. An ihrer Spitze steht Professor Sundstroem. 

Ein weiteres Ausnahmegesetz gegen Mißbrauch der Presse 
wurde angenommen, die älteren Gesetze gegen den Kommunis- 
mus wurden erneuert. Interessant ist dabei, daß die Sozialisten 
im Reichstag für diese Gesetze stimmen, deren Spitze gegen die 
a ee eht. | 

on den nbnahiien zur Finnisierung hat die Umge- 
staltung der Universität ke die meiste Aussicht. Sie soll 
im Herbst so durchgeführt werden, daß die Universität lediglich 
die finnische Sprache verwendet. 

Der große Spionageprozefß wurde am 23. D mit um- 
fassenden Verurteilungen beendet. Die Hauptangeklagte, Marie 
Martin, erhielt 8 Jahre Zuchthaus. Die Macht, zu deren Gunsten 
spioniert worden ist, wurde im Urteil nicht genannt. Alle Welt 

er weiß, daß darunter die Sowjetunion gemeint war. Doch 
erkannte man das Bemühen der amtlichen Politik, daran das Ver- 
hältnis zu Sowjetrufßland nicht zu verschärfen, das in der gleichen 
Zeit durch eine Reise finnischer Prefßvertreter in Rußland auch 
sorglich behandelt wurde. 

n der Außenpolitik im ganzen ist, wie der Eingangsartikel 
auch zeigt, Finnland von einer merkwürdigen Passivität. 


Abgeschlossen am 24. Mai 1934. 
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Dokumente. 


Schlußprotokoli zur Verlängerung des nen Nichtangriffspaktes 
vom 5. i 1934, 


„In Verbindung mit der Unterzeichnung des heutigen Protokolls über 
die Verlängerung der Geltungsdauer des zwischen der Republik Polen und 
der Sowjetunion am 25. Juli 1932 abgeschlossenen Nichtangriffspakts konsta- 
tiert jeder der beiden Vertragschließenden nach neuerlicher Prüfung aller 
Bestimmungen des in Riga am 18. März 1921 geschlossenen Friedensvertrages, 
der auch weiterhin die Grundlage der gegenseitigen Beziehungen bildet, dafi 
der Nichtangriffspakt keinerlei Verpflichtung enthält und mit keinerlei 
Erklärungen verbunden ist, die im Gegensatz zu den Bestimmungen des 
erwähnten Friedensvertrages und besonders zu dessen Artikel III stehen. 
Im Sinn des Vorangeführten stellt die Regierung der Sowjetunion fest, daß 
die Note des Volkskommissars Tscitscherin vom 38. September 1926 an die 
litauische ierung nicht in der Weise ausgelegt werden kann, als ob diese 
Note das Ziel verfolge, daß die Regierung der Sowjetunion sich in die in ihr 
erwähnten territorialen Fragen einzumischen gedenkt.“ 


Anmerkung: Im Artikel III des Friedensvertrages wurde von russischer 
Seite auf alle Rechte und Ansprüche in den westlich der im Rigaer Friedens- 
vertrage festgesetzten Grenze gelegenen Gebiete verzichtet, während Polen 
auf alle Ansprüche in den östlich dieser Grenze liegenden Gebieten ver- 
zichtete. Ferner enthält der Artikel die Erklärung, daf alle Angelegen- 
heiten, die das zwischen Polen und Litauen strittige Gebiet betreffen, aus- 
schließlich diese beiden Staaten angehen. 


Bücherschau. 


_ Rußland und die Vorgeschichte des Weltkrieges. 


Klein, Alfred: DerEinfluß des Grafen Witte auf deutsc- 
russische Beziehungen. Münster i. W. 1933. (Diss.) 107 S. 

Bickel, Dr. Otto: Rußland und die Entstehung des Bal- 
kanbundes 1912. Ein Beitrag zur Vorgeschichte des Weltkrieges. 
Königsberg Pr. und Berlin. Ost-Europa-Verlag 1933. Osteuro- 
nn Degen hrsg. v. Otto Hoetzsch. Neue Folge, Band 14. 
173 5. 06,— ; 


Auf Grund hauptsächlich deutscher Quellen versucht der Verfasser ein 
Bild von der Stellung des Grafen Witte zu den Fragen der russischen Außen- 
olitik, die das deutsch-russische Verhältnis betreffen, zu zeichnen. Dieses 
ild konnte ohne Benutzung des zahlreichen in russischer Sprache vorliegen- 
den Materials nicht vollständig werden, und der Verfasser hat mit Recht 
darauf verzichtet, Wittes innenpolitishe und volkswirtschaftlihe Einstel- 
lungen im Zusammenhang zu skizzieren. Er hält sich im wesentlichen 
an die amtlichen Dokumente der Auswärtigen Ämter, die freilich ihrer 
Natur nach die Haltung eines Mannes wie Witte in den außenpolitischen 
Fragen nicht immer ganz zu klären vermögen. 


Zuerst wird die Stellung Wittes zu den deutsch-russishen Wirtschafts- 
beziehungen, zur ÖOstasien-Politik (Kiautschou) und zur Frage der Bagdad- 
Bahn untersucht und dann in einem 4. Abschnitt, „Wittes Stellung zu der 
Frage einer Kontinentalliga”, der na Hintergrund skizziert. Witte 
erscheint darin als einer der Urheber und energischsten Verfechter des 
ungeheuren Gedankens eines von Wladiwostok bis Finisterre reichenden 
Staatenbloks. Auch die Stellung Wittes in den Verhandlungen von Björkö 
und ihrem Nachspiel ist gründlich untersucht und richtig gesehen worden. 
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Obwohl der Verfasser sih im allgemeinen mit seinem Urteil zurückhält, 
bringt die Arbeit doch eine willkommene Bestätigung bisher (besonders aus 
O. Hoetzsc, „Rußland“, 1917) bekannter Anschauungen. 

Ein weiterer Beitrag zur politischen Geschichte Rußlands vor dem Welt- 
kriege ist die Arbeit von Otto Bickel. Sie gibt eine erste zusammen- 
fassende Schilderung der russischen Balkanpolitik in den Jahren 1908/12, 
die sich in der Hauptsache auf den Aktenpublikationen aufbaut, wobei freilich 
das Fehlen der russischen Akten besonders deutlich ches ist. Das Haupt- 
verdienst der Arbeit ist die Problemstellung, obwohl diese auf Grund des 
benutzten Materials nicht erschöpfend durchgeführt werden konnte. Immer- 
hin führt Otto Bickel in interessante und bisher noch wenig erforschte 
Zusammenhänge hinein, die ihre ganz besondere Bedeutung dadurch erhalten, 
daß sie den Ausbruch des Weltkrieges entscheidend muDeDDnn re 


Erofejeff, N. und I. A. Raeff: Das russische Eisenbahn- 
wesen. Mit 4 Diagrammen und vielen Zahlentabellen. Berlin. 
Selbstverl. 1933. 78 S. Monographien „Industrie und Technik 
Rufllands“, Heft 1. 


Die Veröffentlihung einer zusammenfassenden Darstellung des russi- 
schen Eisenbahnwesens gerade jetzt, nachdem die Bedeutung der Verkehrs- 
einrichtungen für die volkswirtschaftlihe Entwicklung der Sowjetunion so 
sehr in den Vordergrund trat, ist sehr begrüßenswert. Das vorliegende Werk 
bringt zum ersten Mal eine in deutscher Sprache abgefafte abgerundete 
Übersiht der russischen Eisenbahnwirtshaft mit Berücksichtigung ihrer 
wichtigsten technishen Probleme. Es ist von sachverständigen Fachleuten 
geschrieben und enthält daher sehr :beachtenswertes, fleifig zusammen- 

etragenes, technisches und statistisches Material in großer Fülle. Die Ver- 
asser bringen zuerst eine kurze Darstellung der russischen Eisenbahn- 
geschichte (mit besonderer Berücksichtigung der Netzentwicklung), gehen dann 
zur Beschreibung des gegenwärtigen Standes der wichtigsten Teilgebiete 
russischer Eisenbahnwirtschaft (Bahnkörper, Oberbau, Brücken, Fahrzeug- 
park, Verladevorrichtungen usw.) über und schließen mit der Schilderung 
er letztjährigen Betriebsergebnisse (namentlich der Unfallstatistik). In 
manchen Fällen wird dabei die Grenze der Objektivität überschritten; so 
z. B. bei der abfälligen Beurteilung des Umfanges der Neubautätigkeit 
während der letzten Jahre (S. 17—18), der nicht mit den letzten Vorkriegs- 
jahren, sondern mit den Projekten von Borissow und Grinewetzkij 
verglihen wird. Diese Projekte sahen zwar weitaus umfangreichere Neu- 
bauten vor, können aber nur als Projekte angesehen werden. Abgesehen 
von dieser betont subjektiven Einstellung und einer gewissen stilistischen 
Daun eg hennelt des Textes stellt die vorliegende Monographie ein sehr 
bemerkenswertes Quellenwerk dar; als bisher einzige derartige Veröffent- 
lichung in deutscher Sprache ist sie für das Studium der russischen Eisen- 
bahnwirtschaft kaum zu entbehren. C. P. 


Bolschewismus und Emigration. 


Kologriwof, Iwan v.: Die Methaphysik des Bolschewis- 
mus. Drei Vorlesungen über seine geistigen Quellen, seine Ge- 
schichte, sein Wesen. Salzburg. Pustet. 1934. 80 S. 2,20 RM., 
S. 3,90 RM.; Lw. 2,90, S. 5,—. 

Stepun, Fedor: Das Antlitz und Gesicht der Revolution. 
Bern. Gotthelf Verlag. 1933. 104 S. 4,— RM., Subskr.-Pr. 3,60 RM. 


Ein Versuch, die Grundlagen des Bolschewismus aus der geistigen Ent- 
wicklung Rußlands darzustellen. Der Standpunkt des Verfassers ist der 
vieler russischer Emigranten: Ablehnung des Bolschewismus als eines zer- 


561 


störenden Einbruchs westlicher Ideen in Rußland — andererseits seine Recht- 
fertigung, soweit in ihm, wenn auch in verzerrter Form, die messianische 
sra des Russentums fortwirkt und sich gegen den europäischen Einfluß 
wendet. 


Der Gedankengang ist folgender: In der Idee des „Dritten Rom“ zu 
Beginn des 16. Jahrhunderts hat der „russische Messianismus“ seinen ersten 
Ausdruck gefunden. Diese messianishe Weltmactsidee verliert mit der 
Kirchenspaltung seit 1656 ihre religiöse Substanz — sie wird „nihilistisch“ 
und drängt zur „Negation aller eingelebten Werte“. Mit Peter dem Großen 
vollendet sich die Zerstörung des religiös bestimmten Nationalismus. Seitdem 
zwingt die Staatsmacht dem Volke einen von ihr gewollten und erdachten 
Kulturtyp auf und die Folgen sind: rs Zerstörung des Volksorganismus, 
sein „Mangel an Form“ und die „schwache Entwicklung der Persönlichkeit“. 
Der Marxismus am Ende des 19. Jahrhunderts bringt einen neuen Einbruch 
europäischer Ideen, zerstört den „russischen Volkssozialismus“, nimmt aber, 
„besonders in der kommunistischen Richtung, vieles von seinem Geiste in 
sich auf“. Er mündet schliefßlih in den Bolschewismus. 


Kologriwofs Behandlung der geistigen Strömungen in Rußland folgt 
dem hergebrachten Schema der Aneinanderreihung russischer Denker: 
Tschaadajew, die Slavophilen und Westler, Herzen, Bakunin, Tschernyschewski, 
Lawrow, Michajlowskij usw. Wichtigste Zusammenhänge bleiben dabei 
unerkannt. 

Interessanter ist die geistige Haltung des Verfassers selbst. Als Russe 
ist er Apologet der russischen Geschichte, auch ihrer bolschewistischen Phase, 
denn auch in dieser sieht er den Glauben an Rußlands Weltmission wirksam. 
„Die Vorstellung des Proletariats als Befreier, als Träger der Wahrheit, ver- 
einte sich wunderbar mit der alten Idee des Messianismus Rußlands, dem 
dritten Rom, wiederauferweckt durch die Slavophilen, unter einem anderen 
Gesichtspunkt wiederaufgenommen von Bakunin. Darum gelang die Synthese 
ohne jede Schwierigkeit und ganz natürlich.“ Kologriwof hätte hinzufügen 
können, daß aus dieser Idee schon vor dem Eindringen des Marxismus auch 
die Lehre von der „Weltrevolution“, der Empörung gegen Europa entwickelt 
wurde und eben darum in den Bolschewismus einging. Nicht die russische 
Weltmachtsidee ist es, mit der Kologriwof sich auseinandersetzt, sondern der 
Verlust ihrer religiösen Substanz, ihre Wendung ins „Nihilistische“. Die Schuld 
hieran mit allen geschichtlichen Voraussetzungen und Folgen dieses Ereig- 
nisses sieht er in dem europäischen Einfluß auf Rußland. Hierin steht er 

anz auf dem Boden slavophiler und eurasischer Anschauungen und hier 
liegt der Ausgang für seine Polemik gegen den Bolschewismus. Dieser 
hat „die Seele eines ganzen Volkes vergewaltigt“, und zwar nicht eigentlich 
durch seine „proletarische“ Idee, die ja den messianischen Inhalt russischer 
Überlieferung in sich aufnahm, sondern durch die Methoden, mit denen er 
sie dem Volke aufzwängte. Darin nämlich wiederholt der Bolschewismus die 
Revolution Peters des Großen, dessen gewaltsame „Europäisierung Ruß- 
lands“. Es ist die alte These des russischen Nationalismus, aus welcher her- 
aus Dostojewski die „Verneinung Europas“ begründete, als einen „Protest 
der russischen Seele... im Namen ihres echt russischen, ursprünglichen, 
eigenen und dann unterdrückten Kulturversuchs“. Kologriwof wiederholt die 
traditionelle Auffassung der Slavophilen, wonach die „Formlosigkeit" des 
russischen Volkes, sein Mangel an originaler Kulturentwicklung — den schließ- 
lich auch tiefnationale Russen wie Samarin, Danilewski, Leontjew immer 
wieder feststellen mußten — und die entsprechende Rolle des Staates eine 
Folge des einbrechenden Europäismus gewesen wäre, während sidh das wirk- 
liche Verhältnis zwischen Ursache und Wirkung gerade UMEEREUT et 


Was Stepun in diesem Buche sagt, verkündigt er seit Jahren. Auch die 
Prägnanz und das Feuer des Ausdrucks sind ihm nicht verloren gegangen. 
Dennoch ist dieses Buch mehr als schon Gesagtes. Es ist nicht bloß ein Ruß- 
landbuch, sondern ein Revolutionsbuch. Aus dem Schauspieler, Ästheten und 
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Soziologen ist ein Theolog geworden, ein von Gott durch das Schicksal Ge- 
lehrter. Der tiefe Glaube an eine Verwirklichung reinsten Christentums als 
Antithese der russischen Revolution bestimmt seine Deutung, nachdem er 
im ersten Teil in bekannter Weise das geistige und soziale Bild des russischen 
19. Jahrhunderts gezeichnet hat. H. W. 


Das Judentum in Rußland. 


Fehst, Hermann: Bolshewismus und Judentum. Das 
jüdische Element in der Führerschaft des Bolschewismus. Berlin. 
ckart-Kampf-Verlag. 1934. 169 S. 3,50 RM. 


Ljutostanski, J. J.: Die on in Rußland. I. Bd.: Leben 
und Treiben im jüdischen Kahal. II.: Jüdische Ritual-Morde in 
Rußland. Berlin. Verl. Deutsche Kultur-Wact. Je Bd. 2,85 RM.; 
Lw. je Bd. 3,85 RM. 


Herman Fehst, Dozent an der Deutschen Hochschule für Politik, sucht 
die Rolle der Juden in der bolschewistischen Oktober-Revolution und ihren 
wirklichen Anteil an der Führerschaft des Bolschewismus mit wissenschaft- 
licher Genauigkeit festzustellen. Ausgehend von der politischen, sozialen 
und geistigen Situation des Judentums im alten Rußland, untersucht der Ver- 
fasser die Rolle der Juden in den revolutionären Parteien und ihre Mit- 
wirkung beim Umsturz. Im zweiten Teil wird die Lage der Juden in der 
Sowjetunion, ihr Anteil am obersten Parteiapparat ünd allen Positionen von 
entscheidender politischer Bedeutung untersucht, in den drei Perioden der 
2. Lenins, der Epoche des „Kampfes um die Macht“ und der Epoche 

talins. i 


Der Verfasser kommt zu dem Ergebnis, daf das Judentum, trotzdem es 
zunächst dem Menschewismus, dann dem Trotzkismus näher stand, mit seinem 
Instinkt für die kommende Konjunktur rechtzeitig sich zuerst in dem Lenin- 
schen, dann in dem von Stalin reformierten Parteiapparat festgesetzt habe 
und dadurch seine Se uns im Zentrum der Sowjetmacht uneingeschränkt 
bis heute behaupte, trotz des immer stärker werdenden Widerstandes von 
seiten breiter Schichten der russischen Bevölkerung. 


Eine eingehendere Berücksichtigung der Bedeutung von einzelnen In- 
stitutionen des höchsten Staats- und Parteiapparates Sowjetrußlands, die ja 
bekanntlich stark fluktuierend ist, hätte dieses Urteil noch rechtfertigen 
müssen. Der prozentuale Anteil des Judentums an und für sich gibt noch 
kein zutreffendes Bild. 


Das Buch enthält eine Fülle sehr wertvoller Tabellen und sonstiger 
statistischer Aufstellungen, die in mühevoller Kleinarbeit aus sowjetrussischem 
und jüdischem Material zusammengetragen worden sind. Damit ist dem 
alten Problem erstmalig eine objektive Unterlage gegeben worden. 


Freilich vermißt man eine prinzipielle Auseinandersetzung, die gerade 
auf Grund des vorgebrachten Tatsachenmaterials hätte vorgenommen werden 
können, eine Darlegung der tieferen Beziehung beider Mächte: Bolsdhewis- 
mus und Judentum auf der begrifflichen Ebene. Eine solche auf den Kern 
der beiden Phänomene ausgerichtete Analyse hätte das Urteil des Verfassers 
erst eigentlich fundieren können. Eine Weiterarbeit auf Grund des vortreff- 
lichen Tatsachenmaterials, die erst an diese Probleme heranführen würde, 
bleibt zu hoffen. 


Beiträge zu dem Problem des Judentums im alten Rußland sind die 
beiden nun ins Deutsche übersetzten Schriften Ljutostanskis, die schon 
Ende der siebziger Jahre im Kampf gegen die geheimvolle Macht des tal- 
mudistischen Judentums und der abgeschlossenen Welt jüdischer Sekten, be- 
sonders Westruflands entstanden sind. E. Sch. 
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Russische Musik. 


Klinsky, Emilian: Vierzig Donkosaken erobern die 
Welt. S. Jaroff und sein Donkosakencor. Leipzig. Matthes- 
Verlag 1933. 111 S. 2,85 RM. 


Schaljapin, Fedor: Ohne Maske. Pneu 
40 Jahre Sänger. Unter der Zarenherrschaft. — Unter den Bol- 
schewiken. — In der Fremde. Berlin. Drei-Masken-Verlag o.]. 


293 S. Geh. 5,50 RM., geb. Lw. 6,50 RM. 


Der Geschichte dieser Sängerschaft, von der man mit Recht sagen kann, 
daß sie durch ihre Kirchen- und Volkslieder sich die Sympathie der ganzen 
Welt errungen hat, ist das vorliegende Buch gewidmet. r große Erfolg, 
der die tapferen Sänger aus den elenden Cholerabaracken auf der Insel Lem- 
nos in die größten Konzertsäle dreier Erdteile geführt hat, ist ein schlagen- 
der Beweis, was eine Gemeinschaft zu leisten imstande ist, wenn zur rechten 
Zeit ein Führer auf den Plan tritt. Wenn es den Donkosaken immer wieder 
gelingt, überall vor vollen Häusern ihre Kunst zu zeigen, so liegt es wohl 
daran, daf der geniale Dirigent Jaroff ganz neue Wege des Chorgesanges 
gegangen ist und dadurch auf das musikbegeisterte Publikum Europas und 
Amerikas ungeahnte Wirkungen erzielt hat. 

Es ist gut und kann als ein bedeutender Gewinn für die russische Kul- 
turgeshichte der letzten Jahrzehnte verbucht werden, daß nad den zahl- 
reichen Politikern und Militärs, die ihre Lebenserinnerungen der Nachweit 
überliefert haben, auch einmal ein Künstler, zumal vom Format eines Fedor 
Schaljapin, zu Wort kommt. Die allgemeine, weit über die Grenzen seines 
Vaterlandes hinausreichende Beliebtheit dieses wirklich genialen Künstlers 
hatte wohl ihren Grund darin, daß Schaljapin nicht nur ein ganz hervor- 
ragender Opernsänger, sondern — was gerade bei Künstlern dieser Art so 
selten anzutreffen ist — auch ein begnadeter Schauspieler war. Die viel- 
seitige, reiche Künstlernatur Schaljapins offenbart sich in seinen Memoiren 
auf jeder Seite, und man könnte dieses Buch „Die Bekenntnisse eines großen 
Künstlers“ nennen. Wenn er eingangs sagt: „Ich zeige mich dem Leser ohne 
Maske“, so trifft das für den Künstler Schaljapin in hohem Mafie zu. 
Allerdings nur für den Künstler; denn der Mensch Schaljapin behält die 
Maske an, mimt vor dem Leser, wie er das früher vor dem Zuschauer im 
Theater tat. Man hat an seinem Charakter früher seine allzu bereitwillige 
Anpassungsfähigkeit und den häufigen Gesinnungswecsel mit Recht be- 
mängelt. Er verwahrt sich in seinen Lebenserinnerungen oft und energisch 
gegen diesen Vorwurf, sieht aber wohl selbst diese Mängel seiner Natur ein, 
wenn er schreibt (S. 239): „Allerdings ist auch nicht zu bestreiten, daß die 
Künstler sehr anpassungsfähig sind und sich ziemlich leicht auf neue Menschen 
und neue Verhältnisse umstellen. Vielleiht kommt es daher, weil ja das 
Spielen auf der Bühne den Schauspieler Zune auch in jeaer wirklichen 
Lebensveränderung nur gewissermaßen einen Wechsel von Dekorationen und 
der zu spielenden Gestalten zu sehen.“ Schaljapin verkörpert die Gegen- 
sätze des Zeitalters des sterbenden Zarismus mit seiner raflinierten Kultur, 
seiner Pracht und — seiner Armut. F. St. 


Polen und Litauen. 


Halecki, O.: La Pologne de 963 à 1914. Essai de synthèse 
historique. Paris. F. Alcan. 1933. XV + 348 S., 1 Karte. 15,— Fr. 

Bossin, André: La Lithuanie. Préface de M. Lhéritier. 
Paris. Rieder-Verl. 1933. 119 S. 18, — Fr. 


Der bekannte polnische Historiker O. Halecki, Professor der War- 
schauer Universität, gibt in Aegrenpiet, durchdachter und plastisher Form 
eine Gesamtdarstellung der Geschichte Polens, seit ihren Anfängen und bis 
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zum Ausbruch des base Als Ausgangspunkt nimmt er den wohlberech- 
neten Entschluß des polnischen Herzogs Mieszko, des wirklichen Begründers 
der Piast-Dynastie, sih und sein Land dem Schutz des deutschen Kaisers 
Otto I. anzuvertrauen, wodurch er ausdrücklih seine Souveränität an- 
erkannte; bald darauf (im Jahre 966) bekehrte er sih zum römischen 
Christentum. Damit tritt Polen in die europäische Geschichte. _ 
Das Buch gliedert sich in vier ungefähr gleiche Teile, die den Haupt- 
Prasen der polnischen Geschichte entsprechen: Der Periode der Piast- 
ynastie, 963—1370 (Bildung des Staates und der Nation), der Jagellonenzeit, 
1370—1572 (die größte Machtentfaltung nach außen), der Zeit der Wahlkönige, 
1572—1795 — die der Verfasser als ein „demokratisches Experiment“ bezeich- 
net — und schließlich der Zeit der „Prüfung“. Im Vordergrund stehen die 
Po den und dynastischen Fragen, dann das überall stark betonte Ver- 
ältnis der Treue zur römischen Kirche. Das übrige Gebiet der geistigen 
Kultur wird nur gestreift; das Wirtschaftliche aber kaum berücksichtigt. 
Einiges in Haleckis Auffassung der sozialen Verhältnisse Polens er- 
scheint nicht sehr überzeugend: so z. B. die Behauptung, daß „Polen niemals 
den eigentlichen Feudalismus gekannt habe“ (S. 32) — eine Behauptung, die 
noch ölters auf den ganzen osteuropäishen Raum angewandt wird und die 
R wenigstens in dieser schroffen Formulierung, nicht aufrecht erhalten 


In seinem Bestreben — soweit es sich mit seinem heißen Patriotismus 
vereinigen läßt —, möglichst objektiv zu urteilen, verschweigt der Verfasser 
nicht die inneren Defekte und Mängel des polnischen Staates, auch zur Zeit 
der großen äußeren Erfolge; er beurteilt streng manche schwere Fehler der 
polnischen Politik, so z. B. unmittelbar vor und während der „Wirrenzeit“ 
in Rußland (S. 173f.). Ohne Nachsicht ist er für die Könige der sächsischen 
Dynastie. In der Regierungszeit des letzten polnischen Königs Stanislaw — 
August Poniatowski erblickt er aber die „Renaissance“. Sehr fein ist die 
Gegenüberstellung, im letzten Kapitel, der romantischen Dichtung und der 
romantischen Politik. 

Das kleine Bändchen von A. Bossin, welces in der von P. Caron 
und M. Lhéritier herausgegebenen Folge erscheint, ist von gest politischen 
Einstellung frei; es will nur sachlich sein. In fünf kurzen Kapiteln versucht 
der. Verfasser, auf Grund eigener Anschauung und etlicher, nicht allzu gründ- 
licher Literaturkenntnis, die geographisch-klimatischen und demographischen 
Verhältnisse Litauens, die Geschichte des Landes (wobei besonders die ältere 
Periode, bis zur ersten Aufteilung Polens, nur ganz flüchtig berührt wird), 
die wirtschaftliche Lage — der noch am sorgfältigsten bearbeitete Abschnitt —, 
die politische und administrative Organisation, und schließlich das geistige 
Ieben zusammenzufassen. Verhältnismäßig ausführlich werden die verwickel- 
ten Wilnaer und die Memeler Fragen, „die neuralgischen Punkte Europas“ be- 
handelt. Der historische Teil enthält einige Fehler: Der Großfürst Nikolaus 
habe, am 14. August 1914, die „Unabhängigkeit“ Polens proklamiert (S. 36), 
der Reichskanzler Prinz Max von Baden habe, am 20. Oktober 1920, den 
litauishen Nationalrat (Taryba) ermächtigt, eine Regierung zu bilden (S. 38) 
usw. Sonderbar klingt die Behauptung (S. 16), daß die litauische Sprache 
„est considérée comme la racine det toutes celles qui sont employées à l’occi- 
dent”. Die Statistiken reichen höchstens bis 1931, in den meisten Fällen aber 
nur bis 1928, Die Abbildungen beschränken sich auf einige zufällige Amateur- 
aufnahmen. 

Das hübsch geschriebene Vorwort von M. Lhéritier betont den für 
den französischen Leser noch nicht geläufigen Begriff von Osteuropa und die 
enge Interessenverbundenheit der zu diesem Komplex BEBSTEROEN, unse 

i . V. 


Polnisches Recht. 


Das polnische Recht der Schuldverhältnisse und das 
polnische Handelsgesetzbuh nebst den zugehörigen Einfüh- 
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rungsbestimmungen in deutscher Sprache. Hg. v. d. Geschäfts- 
stelle Posen der deutschen Sejm- und Senatsabgeordneten. 
Poznan (Posen). 164 S. 2.50 RM. 


Das polnische Einkommensteuergesetz nebst 
Ausführungsvorschriften, Rundschreiben des Finanzministeriums 
und Entscheidungen des Obersten Verwaltungsgerichts nebst 
Nachtrag. Poznan (Posen). Druck und Vlg. Concordia Sp. Akc. 
re und Verlagsanstalt. 189 S. Gesamtpreis f. D. Ausland 
6,— i 

Wirschubski, Gr eg or: Das polnische Strafgesetzbuch 
vom 11. Juli 1932 und die kriminalpolitischen Forderungen der 
a ia Leipziger Diss. Dresden A. 1. Risse-Vlg. 1933. 52 5. 
3,— ; 

Mit der Veröffentlichung der deutschen Übersetzung des polnischen Ge- 
setzes vom 27. Oktober 1933 über das Recht der Schuldverhältnisse und des 
polnischen Handelsgesetzbuchs vom gleichen Tage hat die Geschäftsstelle der 
deutschen Fraktion, die bereits seit 1920 fortlaufend Übersetzungen polnischer 
Gesetze und Verordnungen herausgibt, der deutschen Öffentlichkeit zweifel- 
los einen großen Dienst erwiesen. Leider weist die Übersetzung als solche 
auch diesmal ernste Mängel auf, die den praktischen Wert der Leistung nicht 
unerheblich beeinträchtigen. Beide Gesetze lehnen sich, wie Dr. Freund in 
seinem Aufsatz „Die Vereinheitlihung des Rechts in Polen“ („Osteuropa“, 
Mai 1934) nachgewiesen hat, an deutsches Rechtsdenken und deutsche Rechts- 
sprache an. Der Übersetzer hätte sich seine Aufgabe und dem Leser das Ver- 
ständnis des Gebotenen zweifellos wesentlich erleichtert, wenn er sich an die 
Ausdrucksweise des BGB. und HGB. gehalten hätte. Die Übersetzung wim- 
melt von schwerfälligen und ohne Zurückgreifen auf den Urtext oft nicht ver- 
ständlichen laienhaften Umschreibungen. Sinnstörende Mängel, die leider nicht 
vereinzelt dastehen, berühren doppelt peinlich, weil es sih ja um die Ver- 
öffentlichung einer berufenen und auf diesem Gebiet so verdienstvollen 
Stelle handelt. 

Außer dem vorliegenden Kommentar hat der gleihe Verlag Über- 
setzungen des neuen polnischen ZPO., des StGB., des Versammlungs- und Ver- 
einsgesetzes sowie des neuen Zolltarifs herausgegeben. Neben einer Reibe 
von Vorzügen — klare und übersichtliche Anordnung des Stoffs, gute Sach- 
register — weist die vorliegende Arbeit unschwer zu behebende Mängel auf: 
eine Reihe von Abkürzungen wird nicht näher erklärt (z. B. D.P.O. u. a), die 
Entscheidungen des Obersten Verwaltungsgerichts ungenau, ohne Angabe der 
Nr. der amtlichen Sammlung, angeführt. Die Übersetzung weist sprachliche 
Härten und ee klingende, halbdeutsche, halbpolnishe Wortbil- 
dungen auf (z, B. Staatsdanina, Walddanina statt Staatsabgabe, Waldabgabe). 


Im Vorwort weist der Verfasser auf die grundlegenden Meinungsver- 
schiedenheiten hinsichtlich des Begriffes dieser kriminalpolitischen Forde- 
rungen hin. Für ihn ist die ideale Richtschnur der Gedanke einer Spezial- 

rävention, die Sein und Inhalt aus dem Humanitätsideal schöpft. in diesem 
deal ihre Begrenzung findet und in deren Gemäßheit das Strafrecht umzu- 
gestalten ist. 

Kurzen Überblicken über die Vorgeschichte des polnischen StGB. die 
wichtigsten kriminalpolitischen Lehren der Gegenwart sowie über die 
Frage der Kodifizierung von Übertretungen, die, nach dem Vorbilde des alten 
Rußland, in Polen gesondert behandelt werden, folgt die Betrachtung der ein- 
zelnen Strafen, der Strafzumessung und der Sicherungsmittel. Der Verfasser 
gelangt zu dem Ergebnis. daß das Gesetzbudı dem Richter zwar wirksame 
Waffen für die u unverbesserlicher Verbrecher biete, dat 
es jedoch für die zweckmällige Behandlung anderer Kategorien von Rechts- 
brechern nicht genügend elastisch sei. 
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Die Arbeit von Wirschubski zeugt von gediegener Sachkenntnis und 
dürfte zweifellos eine gute Einführung in das Verständnis der polnischen 
Strafgesetzgebung bedeuten. Bl. 


j Volkskunde. 


Schier, Bruno: Hauslandscaften und Kulturbewegung 
im östlichen Mitteleuropa. Reichenberg. Sudetendeutscher Ver- 
lag Franz Kraus. 1932. 456 S. 15,— RM., Ln. 16,— RM 


Moszyński, Kazimierz: Kultura ludowa ‘Słowian. 
I. Kultura materjalna (Volkskultur der Slaven. I. Materielle 
Kultur). Krakau. Poln. Akad. d. Wiss. 1929. 


Die gelehrte Verwirrung, die eine allzu große Einzelerzeugung in der 
vergleichenden Wörter- und Sachenkunde des germanisch-slavischen Kultur- 
raumes angerichtet hatte, ist durch B. Schier beendigt worden. Endlich ist 
wieder ein Überblick über das Gegebene möglich und das einzelne zugleich 
prne ga gedeutet. Dem Freunde Osteuropas wird nunmehr endgültig 

lar, was der Osten an Deutschland und was Germanen und Deutsche an 
den Osten abgegeben haben (siehe die kurze Inhaltsangabe, die der Ver- 
fasser selbst in „Forschungen und Fortschritte“ VIII Nr. 27 dargeboten hat). 
Der breite Kulturstrom aus dem Osten in die Alpenländer ist in seiner Fülle 
erstaunlich. Sollte er wirklih nur aus „Einflüssen“ bestanden haben, die 
ausgerechnet dort ihren Weg erzwangen, wo überdies die Brücke zwischen 
Waag und Inn nicht überzeugend geschlossen ist? Müssen wir nicht viel- 
mehr eine vorgeschichtliche Situation postulieren, die durch verwandte Ur- 
formen gerade in den Alpen dem Ostischen den Eingang erleichtert hat und 
die auch rassenkundlich Belesbar ist? Im Osten wiederum weist der Ver- 
fasser, wenn auch nicht mit aller Bestimmtheit, dem Ostgermanentum eine 
so stark führende Rolle zu, daß eigentlih nur das Dach mit Firstsäule und 
das Schwitzbad dem Slaven überlassen bleiben, einschließlich der Eigenart, 
Ältestes mit größerer Treue gegen jüngere Fortschritte zu bewahren als der 
Germane. Es sei angeregt, vieles, was bei Schier ostgermanisch heißt, als 
indogermanischh anzuführen, denn die Bauforschung findet davon genug in 
Erscheinungen, die nach der exeventiven Methode einem vorgescichtlichen 
Hauptnenner zuzuweisen sind, so das Vorhallenhaus, der quadratische Block- 
bau, der Zwiehof und Geringeres. Wie ist der Aspekt des Buches, von 
dem man ohne alle Phrase sagen kann, daß es im besten Sinne aus „Blut und 
Boden“ erwachsen ist, von einem emsigen Gelehrten geschaffen, der zugleich 
elernter Handwerker ist, vor allem von einem deutschen Menschen, der als 
Pionier auf der Scheide von Deutschtum und Slaventum steht und weiß, was 
„Volk“ und was „Grenze“ bedeutet. H. W. 

Die Arbeit des Krakauer Volkskundlers ist ein orientierendes Hand- 
buch für den slavistischen Lehrbetrieb, andererseits als Vorarbeit für eine 
spätere zusammenfassende Darstellung der slavischen Volkskultur gedacht, in 
ausdrücklicher Beschränkung auf die „niederen“, von keiner höheren Zivili- 
sation beeinflußten Formen der materiellen Kultur. Beachtenswert ist der 
Versuch, das Material so zu gruppieren, daß sich schon aus einer rein be- 
schreibenden Darstellung die Grundzüge der kulturgescichtliden Entwick- 
lung ergeben. Wenn sich auch bei der Durchführung dieses Prinzips manche 
Unklarheiten und Inkonsequenzen ergeben, so vermittelt doch das Buch zahl- 
reiche überaus interessante Einblicke in die Entstehungsgeschichte verschiede- 
ner Formen der primitiven materiellen Kultur und kann auch dem Nicht- 
slavisten manche Anregung vermitteln. Eine gewisse Einseitigkeit des vor- 
wiegend auf polnishem Staatsgebiet gesammelten Materials wird die Spezial- 
forscher zu ergänzenden und berichtigenden Einzeluntersuchungen anregen, 
um so mehr, als das Buch auch methodisch sehr interessante Möglichkeiten 
eröffnet. Als Ausgangspunkt für weitere Forschungen kann es sowohl der 
slavischen, als auch der allgemeinen Volkskunde wertvolle Dienste a 

.B. 
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Tukalewskij, Wl.: Goethe und Sowjetrußland. Sonder- 
druck. Prag. 1933. 31 S. 


Die kleine Schrift enthält eine sehr instruktive Übersicht über die russi- 
schen Goethe-Veröffentlihungen des Jubiläumsjahres. Daß „die gemein- 
same Linie von Goethes Schaffen mit der Epoche des revolutionären Aufbaues, 
welchen die Sowjetunion in den letzten Jahren durclebt”, dabei besonders 
scharf hervorgehoben wird, ist selbstverständlih. Doc weit wichtiger als 
das, was die heutigen Sowjetgrößen über Goethe denken, sind die zahlreichen 
neuen Materialien über Goethes russische Beziehungen, die jetzt zum ersten- 
mal veröffentliht worden sind, vor allem in den Goethe-Heften (richtiger: 
-Bänden) der Zeitschrift „Literaturnoje Nasledstwo“. Auch über das Verhält- 
nis der russischen Dichter zu Goethe und die russischen Goethe-Übersetzer 
sind mehrere wertvolle Arbeiten erschienen. Eine die Jahre 1780—1932 um- 
fassende Pibliograpaie der russishen Goethe-Literatur (von V. Zubow) weist 
913 Titel auf. Es wäre sehr zu wünschen, daß einige dieser russischen Arbei- 
ten auch deutschen Lesern zugänglich gemacht würden. A.L. 


Zwei Jahrgänge „Oktjahrj“. 


Oktjabrj. Literaturno-chudoshestwennyj i obschtschestwenno- 
polititscheskij shurnal. Moskau 1932, H. 1—12; 1933, H. 1—12. 


Die vorliegende Zeitschrift hat als Organ der gleichnamigen radikalen 
Literaturgruppe und der großen proletarischen Schriftstellerorganisationen 
(MAPP und RAPP) lange lahre hindurch im Mittelpunkt der Auseinander- 
setzungen über die Orientierung der Sowjetliteratur gestanden. Sie besitzt 
auch jetzt, nachdem die rivalisierenden Einzelverbände durch das Dekret des 
ZK vom 23. April 1932 aufgelöst worden sind, als Sprachrohr des Organisa- 
tionskomitees des Gesamtschriftstellerverbandes der Union eine gewisse 
offizielle Funktion. Das hindert nicht, daß sich der Mitarbeiterstab, der bis- 
her in der Hauptsache von den Erfolgreichen dieser Gruppe, wie Libedinskij, 
Fadejew, Panferow, Scholochow, repräsentiert wurde, in den letzten Jahren 
auffallend verjüngt hat. Man findet hier neue Namen und, wenn auch keine 

rundsätzlih neuen Themen — der Industrialisierungsrausch beherrscht die 
Ian en genau sowie die Alten —, so doch die vorhandenen in neuer Be- 
leuchtung. 

Vor allem: die Jungen kommen nicht mehr von der hohen Literatur her, 
sondern aus der publizistischen und journalistischen Praxis. Sie sind nicht 
die bewährten Romanciers, die nun im Zuge der Planjahre in die Fabriken 
geschickt werden, damit jeder aus dem neuen Material seinen Beitrag zu den 

eforderten aktuellen Themen stellt. Sie haben (etwa als Arbeiter- und 
auernkorrespondenten) erst ihre Werksartikel und „Otscherki”“ für Zei- 
tungen geschrieben und besitzen jetzt den Ehrgeiz, ihre Kenntnisse zur 
höheren Form des Romans zusammenzufassen. Das bedingt große Fehlschläge 
in der Komposition, aber dafür kennen sie ihren Gegenstand von der Pike 
auf. So hat der (inzwischen verstorbene) Ja. Iljin schon vor einigen Jahren 
eine ganze Textilfabrik in Moskau mit ihren charakteristischen Vertretern 
vom Administrator bis zu den einzelnen Arbeitern geschickt abporträtiert, 
und daher stehen auch in seinem Roman „Das große Laufband” (Boljschoj 
konvejer, 1933, H. 9—12) die lebendigen Typen und Fragen der speziellen 
Praxis im Vordergrund. Das Thema bildet ein offenbar viel besprochener 
„Fall“, (den auch Besymenskij gelegentlih einer Diskussion über die 
Sowjetdichtung in derselben Zeitschrift, 1933, H. 9, S. 169) erwähnt: Bei der 
Stalingrader Traktorenfabrik hat man einen ausgezeichneten Meister, der die 
Arbeiter an dem neuen großen laufenden Bande eingearbeitet hat, von seiner 
Stelle an eine andere versetzen müssen, weil er, sobald das Band hundert 
Traktoren am Tage liefern sollte, seiner Aufgabe nicht mehr gewachsen war. 
Daran knüpft nicht nur eine lange Diskussion über die Anwendung oder 
Nichtanwendung amerikanischer Methoden in der russischen Wirtschaft mit 
ihrem ungeschulten Arbeitermaterial, sondern es wird auch im weiteren Ver- 
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folg der gesamten „Schuldfrage“ noch alles Notwendige aufgedeckt bis zu 
den ausführli geschilderten unglaublichen hygienischen und moralischen 
Zuständen in den Arbeiterbaracken. Der „Fehler“ sitzt also nicht beim ein- 
zelnen, sondern in der durchaus unzureichenden Versorgung, Unterbringung, 
Schulung des Arbeitervolkes, über dem die Techniker und Verwalter des 
Werkes in olympischen Höhen tronen. Das ist natürlid eine Fundgrube 
für den Verfasser, der außer dem Haupt-,Fall” eine ganze Reihe von Einzel- 
fällen hineinverarbeitet hat. (Um so papierener wirken die grundsätzlichen 
Auseinandersetzungen am Schluß, wo der „vorbildliche“, und darum blasse, 
kuljtrabotnik mit den trotzkistischen Vertretern Zwiesprache über den Sinn des 
russischen Sozialismus hält.) 

Das mag als Beispiel genügen, wie die jungen „Oktjabrj"-Leuteschrift- 
steller sich induktiv ihre Romane aus der Fülle ihrer Alltagspraxis zu- 
sammenarbeiten, mit dem überall zu bemerkenden Interesse an der Einzel- 
biographie, der Kasuistik, erwachsen aus dem täglichen Umgang mit den 
Dingen, der das ursprüngliche Pathos zu nüchterner Lebensanschauung um- 
formt. So ist es ah in dem sehr viel schwächeren Roman von N. Kotschin, 
„Die Jungens" (Parni, 1933, H. 6-10) und G. Daljnij, „Die Frist“ (Srok 1932, 
H. 5—8) und anderen kleineren Versuchen. 

Ganz anders hat der erprobte Gleb Alexejew das Industriethema an- 
gepackt. Es sollte vom Ausbau des neu erschlossenen Gebiets von Bobriki 
(im Kohlenrayon unterhalb Moskaus) handeln, wo in den letzten Jahren eines 
der großen chemischen Kombinate und Elektrizitätswerke der Union angelegt 
worden ist. Das hätte einen schönen Durchschnittsroman mit „Aufbauenden“ 
und „Schädlingen” ergeben, von denen es schon Legion gibt. Alexejew ver- 
zichtet aber ganz auf diese Seite und baut dafür sein Thema ganz im Sinne 
der „Krajewedenje” auf der Lokalgeschichte des Gebietes auf. Der größere 
Teil des locker gefügten, im fabulierenden epischen Stil seines Lehrers Pil- 
niak erzählten Romans „Die Windrose" (Rosa wetrow, 1933, H. 7—10) ist eine 
„Reise in die Vergangenheit“ mit reicher Ausbeute an ses zu regionalen 
Bauernaufständen, Erinnerungen an die in Bobriki und Umgegend begüterten 
Grafen Bobrinskij, an Tolstoj und Jasnaja Poljana, an Peter und Katha- 
rina. So wird das Stück Erde, das eben der modernen industriellen Bearbei- 
tung erschlossen wird, als historisches Gebilde vor den Augen der Zeit- 
Ban noch einmal lebendig, während mit der gleichen Lebendigkeit und 

ae Ian einzelne Menschen aus der gegenwärtigen Aufbaukampagne der 
Bobriki-Unternehmungen festgehalten werden. Gelegentlich überschneiden 
sich dann beide Ebenen und es gibt reizvolle Kombinationen, etwa wenn der 
auf Heller und Pfennig berechnete Ertrag eines dem Grafen Bobrinski ge- 
hörigen Waldstücks aus den fünfziger Jahren in Wettbewerb tritt mit den 
Millionenvoranschlägen, die der Fünfjahrplan für eine auf dem gleichen 
Grund und Boden errichtete chemische Fabrik festgesetzt hat; oder wenn von 
der Verwandlung der Nachkommen leibeigener Bauern und herrschaftlicher 
Kutscher in Zeitgenossen des industriellen Aufbaues durch die Generationen 
hindurch launig erzählt wird. Hier ist ein recht beachtliher Weg zur künst- 
lerischen Anknüpfung der krajewedenje an den Gegenwartsroman vorge- 
zeichnet. Dagegen hält sich lsbach, der vor einigen Jahren mit vielbeachteten 
Skizzen aus dem Leben der Roten Armee („Mit Flinte und Buch“) hervortrat, 
in seinem neuen Roman „Freude“ (Radostj, 1933, H. 5—8) durchaus in kon- 
ventionellen Grenzen des Industrieromans. 


Abseits steht ein begabter Vertreter der Jüngeren, B. Gorbatow, der die 
entscheidenden Entwicklungsjahre seiner Generation im Roman wiederauf- 
leben läft (Moje pokolenije, 1933, H. 8, 9, 10, 12). Das ist der russische Jahr- 
“gang 1902, der im Kriege gehungert hat und in der Revolutions-. und Bürger- 
E rierozeit verwahrlost, der lernen will und weder Lehrer noch Schule vor- 
findet, der arbeiten will und überall vor verschlossene oder zerstörte Werk- 
stätten kommt. Eine Generation, die in den Radikalismus der kriegskommu- 
nistischen Zeit hineingewachsen ist und den Umbruch der NEP. verbittert 
mitansieht. (Als einer aus der Gruppe der Getreuen nach dieser Seite hin 
nicht festbleibt, wenden sich die anderen mit Verachtung von ihm ab.) Was 
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wird aus ihnen? Ein paar schließen sich zusammen und ziehen aus der klei- 
nen Previnzstadt, wo sie als brave Handwerkersöhne aufgewachsen sind, hin- 
aus, durchs Land. Sie hungern sich durch, ohne der zur des Räu- 
berns zu verfallen. Das Schicksal treibt sie in Wind und Wetter herum, und 
nur die Starken können sich een en. Der Autor hat recht, wenn er sei- 
nen Altersgenossen, Aljoscha, Pawlik, Julka und Motja, sagt: „Es lohnt sich 
schon, daß man von uns ordentlich schreibt. Aber man schreibt nicht von uns. 
Darum schimpft nicht gleich, daß ich’s getan habe. Ich habe alles getan, 
was ich konnte.“ Das Ganze: ein Stück Naturgeschichte des russischen Nach- 
wudhses, den mit dem alten Rußland kaum noch eine Erinnerung ne 


Notiz. 


Professor Dr. Otto Schmidt, der Leiter der Tscheljuskin-Expedition, 
über die in der Übersicht dieses Heftes ausführlich berichtet ist, wird auf der 
Rückreise, die er über Amerika nach Moskau nimmt, auch in Berlin Station 
machen, so daß voraussichtlich die Gelegenheit sein wird, diese Persönlichkeit 
selbst über ihre Leistung dort zu hören. 
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„Der polnische Bauer in der Geistesgeschichte 
und Dichtung Polens.“ 


Vortrag von Professor Dr. Thaddäus Zielinski, Universität 

Warschau, gehalten vor der „Deutschen Gesellschaft zum Studium 

Osteuropas“ am 19. Juni m a: alten Aula der Universität 
erlin. 


Der Dank meinerseits dafür, daß ich in diesem alten schönen 
Saale vor einem so auserlesenen Publikum reden darf, gebührt 
natürlich in erster Linie sowohl Sr. Magnifizenz, den Herrn 
Rektor der Universität Berlin, wie der „Deutschen Gesellschaft 
zum Studium Osteuropas“, und ich bitte, diesen Dank deshalb 
nicht für weniger aufrichtig und herzlich zu halten, wenn ich ihn 
hier in aller Kürze abstatte. Es zwingt mich dazu der Umstand, 
daß ich Ihre freundliche Aufmerksamkeit auf längere Zeit in 
Anspruch nehmen mug, so daf es mich drängt, so bald als möglich 
zu meinem Thema zu kommen. 


Dieses Thema ist nun das Bauernproblem, genauer: das 
Problem der literarischen Darstellung der Bauernseele 
und des Bauernlebens. Dieses Problem ist bei uns in Polen 
ebenso lockend und ebenso schwierig gewesen wie anderswo, nur 
daft seine Lösung, soweit eine solche Lösung überhaupt möglich 
ist, dort eine eigenartige gewesen ist. Diesen Vorbehalt: „soweit 
sie möglich ist“, möchte ich vor allem begründen. Nach meinem 
Dafürhalten ist nämlich eine vollständige Lösung unmöglich. 
Wenn ich das beweisen soll, so möchte ich am liebsten an ein Wort 
von Oswald Spengler in seinem international bekannten Werke 
iiber den „Untergang des Abendlandes“ anknüpfen. Er sagt 
nämlich dort, wo er von Seelenzuständen redet, es gebe eine bloß 
daseiende, aber auch eine wache Seele. Dasein und Wach- 
sein, diese zwei Zustände unterscheidet er. Das Dasein ist vom 
Schicksal beherrscht, das Wachsein von der Kausalität. Das Da- 
sein spricht er nun der Bauernseele zu, das Wachsein der Seele 
des intelligenten Menschen, und damit ist das Problem in seiner 
nur teilweisen Lösbarkeit schon angedeutet. 

Die literarische Darstellung der Bauernseele ist nämlich die 
Darstellung einer daseienden, vom Schicksal beherrschte Seele 
durch die Mittel, über die der Schriftsteller verfügt, also durch 
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a im höchsten Sinne wache und von der Kausalität beherrschte 
Seele. 

Damit ist die Schwierigkeit des Problems genügend erklärt, 
aber nun bleibt zu erklären, warum das Problem von jeher so 
lockend war. Jemand, der mit der Literaturgeschichte nicht ge- 
nügend bekannt ist, wird darauf antworten: Fi bloRes Dasein, 
die ländliche Umwelt, mit der wir es zu tun haben, drängte zur 
Darstellung. Aber dem ist nicht so, und zwar deswegen nicht. 
weil, wenn es so wäre, dann die Behandlung eine zwar unvoll- 
kommene, aber doch eine realistische gewesen sein würde, und 
das war sie eben nicht, sondern sie war von Anfang an eine 
idealistische. Sie war deswegen idealistisch, weil sie an das 
Erbe der Antike anknüpfte, und die Antike hat dieses Problem 
von der idealistischen Seite angefaßt und behandelt. 

Die Antike hat uns das Bauernproblem in einer doppelten 
Gestalt überliefert, zunächst in der dramatischen, in der der 
Idylle im engeren Sinne. Da ist in erster Linie Theokrit zu 
nennen, der aber weniger selbst gewirkt hat, als durch seinen 
Nachahmer Virgil in dessen Eklogen, später dann der idyllische 
Roman des Longos „Daphnis und Chloe“. Das ist die dramatische 
Kategorie. Daneben gab es aber auch eine didaktische Kategorie. 
deren Vertreter auf griechischem Boden der alte Hesiod war. 
Aber auch der wirkte nicht unmittelbar, sondern wiederum durch 
seine römischen Nachahmer, wieder durch Virgil in dessen Gedicht 
vom Landleben, der Georgika. Also auf beiden Gebieten war 
Virgil, der große Zauberer des Mittelalters, der führende, der 
anregende Geist. 

n der didaktischen Form tritt die Arbeit in den Vorder- 
grund, der Arbeiter nur insoweit, als er diese Arbeit vollzieht 
an der Scholle, am Fruchtbaum, am Bienenstock. In der dramati- 
schen Form ist es anders. Da tritt die Arbeit mehr in den Hinter- 
Rune und in den Vordergrund treten die Arbeiter, ihr Eigen- 
eben, ihr Handeln, und hier hat die idyllische Poesie ihre Wur- 
zeln. Und weil dieses Eigenleben einen Spielraum verlangt, so 
wählt man mit Vorliebe diejenige Beschäftigung, die dem 
Arbeiter diesen Spielraum gibt, nämlich das Hirtenleben. 
Das ist nicht der einzige, aber mit ein Hauptgrund, warum das 
Idyll vorzugsweise ein Hirtenidyll ist. 


Dazu tritt jedoch folgender Grund hinzu, der die Bauernpoesie 
in der Neuzeit geradezu zu einem wictigen politischen 
Faktor macht. Es ist nämlich seit dem 4. Jahrhundert — Hesiod 
zähle ich nicht mit — Antisthenes und seine Schule, die Kyniker. 
die das Ideal des Menschen in der Bedürfnislosigkeit sahen, in ihr 
aber das wahre Glück, die wahre Weisheit, ja sogar die wahre 
Tugend. Dieses Ideal der Bedürfnislosigkeit fanden sie nun zu- 
nächst allerdings nicht in der umgebenden Bauernwelt — dazu 
kannte Athen doc seine Bauern zu gut, um sie zu idealisieren —, 
nein, es wurde gesucht und gefunden bei den Barbaren des Nor- 
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dens, von den Griechen also bei den Skythen, bei den Römern 
traten später die Germanen an die Stelle. Man idealisierte die 
Barbaren. 

Dies war also das Erbe der Antike, und so wird diese Illu- 
sion — nach deren Hauptvertreter Virgil darf ich sie wohl die 
a nennen — in ihrem Kampfe gegen 
die Realität siegreih. Der polnische Schlachtshitz — damit 
komme ich auf Polen —, der im wirklichen Leben, in seinem 
Verhältnis zu den Bauern mit den Viehtreibern und dergleichen 
zu streiten hatte, wußte sehr gut, daR er keine arkadischen 
Schäfer vor sich hatte. Aber wenn er die Feder ergriff, ließ er 
sich doch von der virgilianischen Illusion beherrschen und bevöl- 
kerte die Wiesen und Sandflächen Masoviens mit lauter Damons, 
Philemons usw. Diese Richtung begann schon in der polnischen 
Renaissance. 


Ich gehe darüber hinweg, um nur einen zu nennen, der ihr 
Hauptvertreter im 18. pa undert war, Karpinski. Kar- 
pinski lebt zurzeit in Polen, wenn auch unerkannt, weiter durch 
seine religiösen Lieder, hauptsächlich durch seine Weihnachts- 
lieder. Seine Hirtenlieder sind vergessen. Aber noch unser 
Bes Nationaldichter Mickiewicz hat sich seinerzeit an seinem 

iede von Philon begeistert und sogar aus ihm seine Begeisterung 
zu seinem Hauptwerk geschöpft, woraus hervorgeht, daß er doch 
nicht ganz zu verachten war. Mir genüge indessen, diesen einen 
Namen zu nennen. Er war Vertreter der dramatischen Richtung, 
deren Hauptvertreter bei uns in Polen Kozmian ist. 

Kozmian kennt der Pole zumeist nur von seiner schlechten 
Seite, nämlich als denjenigen, der Zeit seines Lebens unseren 
pronen Nationaldichter Mickiewicz befehdet hat. Es war eben 

ie Zeit des Kampfes zwischen der Warschauer Klassizität und 
der Wilnaer Romantik. Mickiewicz riß die Herzen hin durch 
seine Balladen und Romanzen, durch seine GraZyna, dann in der 
Fremde, als er auswandern mußte, durch seinen „Konrad Wallen- 
rod“ und zuletzt durch seinen „Herrn Thaddäus“, der zum pol- 
nischen Nationalheros geworden ist, dem unzählige Polen sogar 
ihren Eigennamen verdanken und unter anderen auch ich. Nun, 
Kozmian dructe nichts, er las nur sein Hauptgedicht, das „Pol- 
nische Landleben“, „Landbau“, im Kreise seiner Freunde in 
Warschau in der vollen Überzeugung, daß dieses Meisterwerk 
nur das Licht des Lebens zu erblicken kadi. um dem auf Sand 
gebauten Ruhme von Mickiewicz ein für allemal ein Ende zu 
machen. Er arbeitete daran, feilte und las nicht nur bis ins neunte 
p wie Horaz empfiehlt — nonum in annum —, sondern reich- 
ich das Doppelte, und als dieses Werk endlich erschien, 1839, war 
das Publikum, das für dieses Werk empfänglich gewesen wäre, 
schon dahin. Schon bei seinem Erscheinen war es ein totgeborenes 
Kind, und doch war es schade darum; hätte Kozmian dieses Werk 
ein halbes Jahrhundert früher unter König Stanislaus veröffent- 
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licht, sein Name würde auch in Ehren genannt werden neben den 
Namen der größten Dichter jener Zeit, eines Krasicki, eines 
Irembe&ki. Aber er kam, wie gesagt, zu spät. Dennoch ist dieses 
Werk nicht gering zu achten. Von keinem Tropfen dörflichen 
Schmutzes ist es bespritzt. Es ist reine Luft, die wir atmen, rein 
von den Ausdünstungen der Bauernhütten, aber auc rein von 
dem Sauerstoff der Leidenschaften. „Bei den Polen gibt es keine 
Lustbarkeit ohne Lärm und Spektakel“, sagte Sienkiewicz zu 
einem Ausländer. Bei Kozmian finden Sie davon nichts. Alles 
ist hier in größter Zucht. Die Gestalten bewegen sich wie die 
Schatten der Seligen im Elysium. Edel ist hier alles, aber auf 
die Dauer wirkt es doch eintönig. 


Schon damals, als Kozmian dieses sein Werk veröffentlichte, 
hat eine andere Strömung die Oberhand gewonnen. Ihr Reprä- 
sentant ist Kasimir Brodzinski. Brodzinski war 20 Jahre 
jünger als Kozmian, hat aber sein Hauptwerk, den Wieslaw“ 
20 Jahre früher (1820) veröffentlicht. enn ich Brodzinski erst 
nach Kozmian nenne, so scheint das gegen die Chronologie zu 
sein. Ja, gegen die tatsächliche Chronologie, gegen die äußere, 
nicht gegen die innere. Es ist das so, wie wenn in einem weit- 
verzweigten Baum ein Oberast sich senkt und unter einen Unter- 
ast zu hängen kommt. Der flüchtige Beobachter hält ihn dann 
für den Unterast, und erst bei näherem Zusehen merkt er, daf 
sich die Natur einen Scherz geleistet hat. Ähnlich ist es hier. Das 
Hauptwerk Brodzinskis, der „Wieslaw“, ist dennoch der Sohn 
oder Enkel des Landlebens von Kozmian, obgleich es ihm zeitlich 
vorangeht. 

m diesen „Wieslaw“ zu begreifen, muß man etwas vom 
Leben Brodzinskis wissen. Als halbe Waise aufgewachsen 
zwischen einer grausamen Stiefmutter und einem strengen Vater, 
flüchtet er sich auf den Hof zur bäuerlichen Umgebung, zu den 
Bauernmädchen, den Bauernweibern. Er war überhaupt mehr 
eine weibliche Natur. Und hier muß ich abermals Spengler und 
seine schönen Worte über die Bauernseele zitieren, die im 
2. Bande, Seite 113, zu lesen sind. Spengler sagt: 

„Der Bauer ist der ewige Mensch, unabhängig von aller Kul- 
tur, die in den Städten nistet. Er geht ihr vorauf, er überlebt 
sie, dumpf und von Geschlecht zu Geschlecht sich fortzeugend. 
auf erdverbundene Berufe und Fähigkeiten beschränkt, eine 
mystische Seele, ein trockener, am Praktischen haftender Ver- 
stand, der Ausgang und die immer fließende Quelle des Blutes, 
das in den Städten die Weltgeschichte macht.“ 

Er sagt weiter: 

„Die heutige Frömmigkeit des Bauern ist älter als das 
Christentum. Seine Götter sind älter als jede höhere Religion.“ 

Und da gestatten Sie mir auf die rätselhaften Worte zurück- 
zukommen, mit denen Kozmian das erste Buch seines Gedichts 


vom Landleben schließt. Dort sagt er: „Glücklich, wer die Gründe 
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der Erscheinungen erforscht.“ Felix, qui causas rerum cognoscit. 
Cognoscere causas, das ist sein Abschiedsgruß an seine epikurä- 
ische Vergangenheit, an die wache Seele 3 ikurs mit ihrer Kau- 
salität: rerum cognoscere causas. Und bald darauf fügt er die 
Verse hinzu, die eben das Rätsel darstellen: „Selig auch der- 
jenige, der die ländlichen Götier kennt“, fortunatus et ille, deos 
ui novit agrestes. Das sind eben diese ländlichen Götter, von 
den Span er spricht, und ich möchte sagen: Diese Stelle Speng- 
lers ist der 
Virgils. 

och ih bin mit Spengler noch nicht zu Ende. Er sagt 

weiter: 

„Seine wirkliche Ethik, seine wirklihe Metaphysik, die 
kein Stadtgelehrter je der Entdeckung für würdig gehalten 
hat, liegen außerhalb aller Religions- und Geistesgeschichte. 
Sie haben überhaupt keine Geschichte.“ 

Im Hinblick auf den letzten, den ich heute zu nennen habe, 
möchte ich sagen: Diese Religion des Bauern ist die Religion 
derErde,derheiligenErde. 

komme auf Brodzinski zurück, also seine Kindheit. 
Kinder und Bauernmädc&en können recht gut ihren Traum zu- 
sammen träumen. Nachher geht es nicht mehr. Aus dem Bauern- 
mädchen wird ein Bauernweib. Die daseiende Seele bleibt eine 
daseiende. Das Kind intelligenter Eltern wird allmählich zum 
Jüngling, und da erwacht seine künftige wache Seele, da trennen 
sich die Welten. Und dennoch bleibt in dieser wachen Seele eine 
Erinnerung zurück, eine Erinnerung an dieses Kinderparadies, 
der selige Traum der Kinderjahre. Diese Erinnerung weckt die 
Sehnsucht, und eine Frucht dieser Sehnsucht ist eben der „Wies- 
law“. Soweit ist der „Wieslaw“ echt und bleibt echt. 


Diesen „Wieslaw“ kennt jeder Pole sehr gut von Kindheit 
an, er ist in illustrierten Prachtausgaben verbreitet. Sein Inhalt 
ist kurz folgender. In einer Hütte im Krakauischen, deren Be- 
sitzer der alte... Stanislaus ist, wachsen seine beiden Kinder 
auf, der Sohn, der nur ein Ziehkind ist, das ist Wieslaw, der Held, 
und eine viele Jahre jüngere Tochter Bronislava, Koseform: 
Bronja. Es ist ausgemacht, daf Wieslaw später die Bronja 
heiratet und auf diese Weise Güter und Anwesen seines Zieh- 
vaters erbt. Es kommt aber anders. Eines Tages schickt Stanis- 
laus diesen Jüngling nach Krakau, um dort Pferde zu kaufen. 
Unterwegs kehrt er in einem Dorfe ein, wo gerade Gesang, Tanz 
und allerhand Lustbarkeiten stattfinden, wo eine Art Kirchweih 

efeiert wird. Er wird freundlich aufgenommen, tanzt mit den 
auernmädchen, unter anderen mit einer, deren Name Halina, 
auf Deutsch Helene ist. Die Beschreibung dieser Lustbarkeit, 
dieser volkstümlichen Gesänge ist mit einer der Höhepunkte 
dieses hübschen Gedichts. Die Pferde kauft er nachher dennoch 


in Krakau; aber sein Herz läßt er bei der Halina zurück. Müde 
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este Kommentar zu den angeführten beiden Versen 


kehrt er heim. Stanislaus, der Ziehvater, ist betrübt. Bronja 
bricht in Tränen aus. Aber zu helfen ist nicht, mit der Liebe darf 
man nicht kämpfen. Ich bin nicht sicher, ob Stanislaus das ge- 
wußt hat. Bronislava hat es sicher gewußt. Nun, wie dem auch 
sei, Stanislaus fügt sich ins Unvermeidliche und schickt einen 
Werber in jenes Dorf, um die Halina bei ihrer Mutter, einer 
Witwe, anzuhalten. Diese Werbung ist nun der zweite Höhe- 
Bun sie ist wirklich allerliebst. Jan, so heißt der Werber, ist 

urchaus objektiv, die Kritik darf nicht fehlen. Es ist durchaus 
nicht nur Lobeswürdiges, was er von dem Freier, dem Wieslaw, 
erzählt. Jan ist ein Schlaumeier, er weiß sehr wohl, daft die Züge, 
die er von seinem Schützling hervorhebt, ihn bei den Bauern- 
mädchen nicht gerade herabsetzen, und so hat auch seine Wer- 
bung allerbesten Erfolg. Nur freilich, einen Haken gibt es doch: 
Die angebliche Mutter Halinas muß erklären, daf Halina nicht 
ihr leibliches Kind sei, sondern ein Findelkind, und so kommt 
es dann allmählich heraus, daß Halina die ältere verloren- 
geglaubte Tochter von Stanislaus ist. Und nun ist alles in Ord- 
nung. Wieslaw heiratet Halina und wird dennoch Schwiegersohn 
und Erbe von Stanislaus. Bronislava tröstet sich mit der wieder- 
gefundenen Schwester über den momentan verlorenen Bräuti- 
gam, und es wird ihr später nicht schlecht gehen. Brodzinski 
schließt sein Gedicht mit den Worten: „Wie sich die vereinte 
Familie gefreut hat, das werdet ihr, meine Leser, am besten nadh- 
fühlen können mit euren fühlenden Herzen.“ 


Auf das Gefühl ist hier alles berechnet. Wer streng urteilt, 
wird sagen: Der „Wieslaw“ gehört eben der sentimentalen Dich- 
tung an, und dennoch liegt dahinter viel mehr. Um das zu er- 
klären, muf ich etwas auf die politischen Verhältnisse 
Polens im 19. Jahrhundert eingehen. Da war Polen be- 
kanntlich wenigstens in seinem Hauptteil ein Bestandteil des 
russischen Reiches. Die Frage der Leibeigenschaft war in Polen 
ebenso umstritten wie in Rußland. Es ist ein Irrtum zu glauben, 
daf die Bewegung gegen die Leibeigenschaft in Polen nicht un- 
abhängig von Rußland entstanden wäre. Aber freilich, das ent- 
scheidende Wort hatte Rußland zu sprechen, und da ist es not- 
wendig, auch für Polen die verschiedenen Lager zu unterscheiden, 
die zu dieser Aufhebung der Leibeigenschaft geführt haben. 

Da müssen wir natürlih zunächst die Bauern selbst 
nennen, die nach Freiheit strebten. Dieses Bestreben war selbst- 
verständlich berechtigt, ist aber dennoch, weil es ihre eigene 
Sache war, als egoistisch zu bezeichnen. Da waren zweitens die 
Sachwalter dieser Befreiung in den oberen Schichten. Da müssen 
wir, um gerecht zu sein, drei Gruppen unterscheiden: 1. die De- 
klassierten, die, weil sie in ihrem eigenen Stande, dem 
Adelstand, keine oder zu wenig Anerkennung fanden, sich nun 
zu Sachwaltern der Unterdrückten machten. Hier war das Be- 
streben natürlich ebenfalls als egoistisch zu bezeichnen; 2. die 
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Realpolitiker, die den Kaiser Alexander II. zur Vornahme 
der Bauernbefreiung rieten, weil sie einsahen, daf es so nicht 
weiterging, daß ein Fortbestand der Leibeigenschaft eine poli- 
tische, ja sogar eine finanzielle Gefahr wäre. Ob man nun dieses 
Bestreben egoistisch oder altruistisch nennen soll, ist schwer zu 
bestimmen. Wenn egoistisch, so ist jedenfalls ein aufgeklärter 
Egoismus gemeint. Endlich die dritte Gruppe, die für uns die 
Haupleruppe ist, das sind die wahren Idealisten. 

Zu denen gehören die Schriftsteller, angefangen mit dem 
jetzt vergessenen Grigorowitsch, fortgefahren mit dem unver- 
gessenen und unvergefllihen Turgenjew, hauptsächlich seinem 
„Tagebuch eines Jägers » weiterhin Nekrassow, ein Dichter und 
deswegen im Ausland weniger bekannt, um so bekannter in Ruß- 
land, ein Talent, doch kein Charakter. Endlich der prom und 

efährlichste von allen: Leo Tolstoi. Warum ich ihn den gefähr- 
ichsten nenne, darüber will ich gleich reden. 

Diese Idealistengruppe drängte zur Bauernbefreiung, und 
damit der Bauer befreit werde, mußte er als der Freiheit würdig 
dargestellt werden. Daher die idealisierende Tendenz, 
daher die wiedererwachte virgilianische Illusion. Es klingt viel- 
leicht seltsam, wenn ich das Wort „virgilianische Illusion“ von 
Schriftstellern gebrauche, bei denen ich nicht mehr sicher bin, ob 
sie Virgil gelesen haben. Aber die Sache ist dennoch die, von der 
ich rede: es ist die wiedererwachte virgilianische Illusion. Der 
Bauer sollte als trefflich, die Bedrücker, also die Gutsbesitzer als 
durchaus minderwertig bezeichnet und dargestellt werden. Wer 
anders gedacht hätte, wäre der allgemeinen Verachtung als 
Reaktionär, als Obskurant usw. verfallen. Daß nun die Bauern 
nicht alle Ideale darstellten, daß die Gutsbesitzer auch nicht alle 
lauter Frefßsäcke und Wollüstlinge waren, das konnte erst viel 
später gesagt werden, damals nicht, und darin bestand nun die 
Gefahr. Mit den Philemons und Damons hat es keine Not. Jeder- 
mann wußte und erkannte gleich, daß diese Gestalten keine 
realen Gestalten waren. Anders stand es mit den Bauerngestal- 
ten Tolstois. Sein Akim aus der „Macht der Finsternis“, sein 
Karatajew aus „Krieg und Frieden“ waren durchaus mit realen 
Farben dargestellt. Man konnte sich leicht der Täuschung hin- 
Een und man gab sich der Täuschung hin. Die Intellektuellen, 

eren Schicht sehr dünn war — wie dünn, hat erst die Revolu- 
tion 1917 gezeigt —, ließen sich mit einem gutmütigen Lächeln 
das Zepter aus der Hand nehmen und vertrauten sich dem länd- 
lichen Proletariat an in der Hoffnung, dort lauter Akims und 
Karatajews zu finden. Und da erwachte die Bestie und zerriß 
diejenigen, die sich ihr anvertraut haben. Von oben betrachtet 
ist hier nichts zu tadeln, es ist eben die daseiende, die traumhafte 
Seele. Gestern waren es Akim und Karatajew, früher Stanislaus, 
Wieslaw, Jan, heute kam die Bestie zum Vorschein. Morgen sind 
es wieder Akim, Wieslaw usw. Das Gesetz der Identität gilt für 
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dieses Traumleben nicht. Der Mensch ist er selbst und ist es 
wiederum nicht. 

Doc zurück zu Brodzinski. Er hat auch eine eigene Theorie 
zur Begründung seines Standpunktes im „Wieslaw“. Diese 
Theorie lautet dahin, daß das Charakteristikum der slawischen 
Seele die Sanftmut ist. Daher ist das Idyll ihre natürliche Poesie. 
Brodzinski starb 1835, hat also den Bauernaufstand von 1846 
nicht mehr erlebt. Wenn er ihn erlebt hätte, wer weiß, ob er an 
seiner Theorie noch festgehalten hätte. 


Ich habe soeben russische Schriftsteller genannt, weil, wie 
gesagt, das entscheidende Wort in der Bauernbefreiung Rußland 
gehörte und Polen davon mitbetroffen wurde. Ich könnte Ihnen 
sehr gut eine Reihe sehr tüchtiger polnischer Schriftsteller 
nennen, Zeit- und Gesinnungsgenossen der von mir genannten: 
aber mein Bestreben geht nicht dahin, Sie unter einem Wust 
von Namen zu erdrücken. Mit Absicht beschränke ich mich auf 
sehr wenige Namen. Drei habe ich schon genannt: Karpinski, 
Kozmian, Brodzinski. Auf den vierten komme ich gleich, es ist 
der auch in Deutschland wohlbekannte Wladyslaw Reymont 
und sein Roman: „Die Bauern*).“ 


Reymont war durch sein ganzes Leben vorbereitet, Darsteller 
der Bauernseele und des Bauernlebens zu werden. Er war aller- 
dings als langjähriger landwirtschaftlicher Praktikant dazu be- 
rufen. Es war aber nicht sein einziger Beruf, er lernte auch das 
Schauspielerwesen kennen. Dem entsprang sein Roman „Die 
Komödiantin“. Er lernte das Wesen der sibehner kennen, 
das er wieder in einem trefflichen Roman schilderte: ‚Der 
Träumer“, das Leben der Arbeiter im polnischen Manchester, 
Lodz. Sein Roman „Das gelobte Land“ meint aber durchaus nicht 
das Land der Arbeiter, sondern das Landleben. 

So ist also dieser Hauptroman: „Die Bauern“ ein Roman des 
Milieus. Die Romane des Milieus haben zum Unterschied von 
den psychologischen Romanen das an sich, daß ihr Inhalt nicht 
aufgeht im Inhalt der dargestellten Menschen. Aufer diesem 
Menscheninhalt gibt es noch einen doppelten Inhalt, nämlich die 
Erde und ihre Arbeiten und die Zeit und ihre Feste. 


Die Erde und ihre Arbeiten, das ist die Bedingung 
des Daseins jener Menschen. Die Zeit und ihre Feste ist der 
Zweck. Das klingt vielleicht auf den ersten Blick paradox, ich 
werde aber darüber später noch einige Worte sagen. Ausgehen 
muß man natürlich von dem Menschen. Der Held, Macie j Borina, 
ein reicher Bauer, hat verschiedene Kinder, von denen nur der 
Sohn Antek und die Schwiegertochter Hanka in Betracht kommen, 
Hanka, auf Deutsch Ännchen. Jetzt ist er ein alter Mann und 
das Gesetz der Erde verlangt von ihm wie von allen, die in der- 


*) In deutscher Uebersetzung erschienen im Verlag von E. Diederichs, 
Jena, 4 Bde., 1912. 
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lee Lage sind, eine Anwendung des Goetheschen Verses vom 
itier: 

Das halbe Leben stürmt ihr fort, 

Verdehnt den Rest in Ruh‘. 


Auf den Bauern angewendet heiftt „Das halbe Leben stürmt ihr 
fort“: „Das halbe Leben arbeite und erwirb.“ „Verdehnt den 
Rest in Ruh”: d. h. abermals auf den Bauern angewendet: „Leg’ 
dich auf die Ofenbank und laß’ dich bis an dein selig’ Ende von 
deinen Kindern Den und füttern.“ Das wäre sehr gut an- 
gewandt; denn Antek ist von Natur ein gehorsamer Sohn, und 
seine Frau, die brave Hanka, sagt an einer Stelle: „Mein 
Schwiegervater hätte es bei mir sehr gut gehabt, mein eigener 
Vater hätte es nicht besser gehabt.“ Aber das ist eben das Gesetz 
der Erde, ein grausames Gesetz, und hier haben wir das König- 
Lear-Problem in bäuerliher Behandlung: Sich pflegen, füttern 
lassen von den Kindern, den Erben, er, der der reichste Bauer im 
Dorfe gewesen ist, dessen Stimme in der Gemeinde am meisten 
gegolten hat, zu einem Möbelstück werden, das will er niht um 
die Welt, und so beherbergt der Witwer Maciej eine doppelte 
Hauswirtschaft: rechts ist Antek mit Hanka, links Maciej. Diese 
zweite Hauswirtschaft ist da, der Hausherr ist da, aber keine 
Hausfrau ist bei ihm. Ein Ereignis läßt diesen so recht die Bitter- 
keit dieses Loses empfinden. Eine Kuh geht verloren. Nach 
seiner Überzeugung ist es die Schuld seiner Kinder Antek und 
Hanka; sie haben nicht zugesehen. Als Hanka in Tränen aus- 
bricht, sagt ihr Mann: Sei nicht blöd, es ist nicht unser Verlust, 
sondern der des Vaters. Damit so etwas nicht wieder vorkommt. 
ist eine Hausfrau nötig. Also muf Maciej zum zweitenmal hei- 
raten. Das Gesetz der Erde wird zum zweitenmal verletzt und 
in noch krasserer Weise. Denn natürlich werden weitere Kinder 
nicht ausbleiben. Auch für die zweite Hausfrau muß ein Witwen- 
teil erübrigt werden. Das Erbe wird deshalb zusehends schmäler, 
und so kommt es zu heftigen Auftritten zwischen Vater und 
Sohn. Die Folge ist: Antek und Hanka werden aus dem Hause 
geworfen. Der Alte kann sich das noch leisten. Nun, er ist alt und 
insofern für ein frisches Bauernmädchen kaum sehr begehrens- 
wert; aber er ist der reichste Bauer im Dorf und so darf er wäh- 
len, und in seiner greisenhaften Torheit wählt er gerade das 
hübscheste Mädchen de: Dorfes. Die wird nun Held der Erzäh- 
lung. Ihr Name ist Jagna, Koseform Jagusija. In diese ist nun 
der Dichter Reymont förmlich verliebt. Nach ihm hätten wir in 
Jagnas Charakter drei Züge zu unterscheiden: Erstens ist sie 
vollkommen uneigennützig. Daf sie den Maciej überhaupt hei- 
ratet, daran ist ihr zweiter Charakterzug schuld. Sie ist nämlich 
zweitens durchaus passiv. Die Mutter will es so haben, also ge- 
horcht sie der Mutter. Aus dem Vermächtnis macht sie sich nicht 
viel. Sie wird später in ihrem Streit mit der Schwiegertochter 
ihr dieses Vermächtnis ins Gesicht schleudern: Die Mutter hat es 


579 


so gewollt. Auch ihrem Manne, dem Maciej, gegenüber ist sie 
folgsam. Er heißt sie Mist ausführen, das tut sie nicht oft: denn 
Maciej ist in seine junge Frau verliebt und spart ihr gern harte 
Arbeit; aber das verlangt er von ihr: Sie soll hübsch zu Hause 
bleiben. Das tut sie auch bis zu einem gewissen Zeitpunkt. Und 
hier ist es, wo ihr dritter Charakterzug in Frage kommt. Sie ist 
nämlich sinnlich. Dabei ist sie schön, und diese Züge zusammen- 
genommen ergeben, daß ihr es an Liebesabenteuern nicht fehlte, 
selbst diejenigen abgezogen, die ihr die Klatschsucht ihrer Nach- 
barinnen andichtete. Ob sie mit dem Herzen dabei war, ist schwer 
zu sagen. Wir haben ja eine träumende Seele vor uns. Aber 
einen gab es, dessen bloßer Anblick ihr Blut in Wallung brachte, 
und dieser eine war Antek, der verheiratete Antek, der Sohn 
ihres eigenen Mannes. Das König-Lear-Problem kompliziert 
sich mit dem Hyppolitos-Peter-Problem. 

Also wie gesagt, bis zu einem gewissen Zeitpunkt gehorcht 
sie ihrem Mann und bleibt zu Hause, aber nicht länger, und eines 
Tages ist das Dorf entsetzt über ein Schadenfeuer, das über das 
Haus Maciejs losbricht, und sie sagt, daß Maciej den Schober in 
Brand gesetzt habe, um diejenigen, die dort waren, mit ver- 
brennen zu lassen, Antek und Jagna. Mit seiner Riesenkraft 
kann Antek sich und Jagna retten. Aber nun ist ihm klar: Sein 
Vater hat einen Mordversuch begangen, er kann und will es ihm 
heimzahlen. Die Gelegenheit dazu gibt ein Bauernkrawall mit 
dem Gutsbesitzer. Es wird eine Schlägerei, womöglich eine 
Schießerei geben, Antek ist mit dabei, seine Flinte nimmt er mit. 
Warum? Ja, wenn bei dieser Schießerei der Alte eine Kugel 
durch den Kopf bekommt, wer will dann untersuchen, von wem 
die Kugel stammt? Es kommt dazu. Antek legt an, schlägt das 
Kreuz — jawohl, vor seiner Missetat schlägt er das Kreuz, so ist 
diese traumhafte Seele —, aber plötzlich ein Schrei, der Flur- 
schütze hat den Maciej zu Boden geschmettert. „Mein Vater, sie 
ermorden meinen Vater!“, dieser Ruf aus dem Abgrund läßt mit 
einem Male den Vatermörder verschwinden und den Sohn wieder 
in Erscheinung treten. Er seinerseits schlägt dann den Flur- 
schützen tot. Maciej schlägt die Augen auf und sagt: „Antek, 
mein Sohn, du bist es.“ Ein Lächeln durchleuchtet seine Züge. 

Maciej stirbt durch den langen Frühling hindurch. Seiner 
jungen Frau Jagna ist er durchaus zuwider, mit jedem Tage 
mehr. Antek ist auh nicht da. Für den Totschlag des Flur- 
schützen sitzt er im Gefängnis, und so kommt Jagnas tiefster Fall. 
Sie wird die Geliebte des Dorfschulzen. Warum? Aus Passivität. 
Liebt sie ihn? Nein. Er ist verheiratet, alt und häßlich; aber sie 
muß, Schicksal! Das wird im Dorfe ruchbar. Der Skandal ist 
groß, und während so der Unwille des Volkes gegen Jagna 
wächst, kommt noch etwas hinzu, es tritt ein Novize aut, der Sohn 
des Organisten. Den hat der Pfarrer zu sich beschieden, er will 
ihm helfen. Es ist ein blutjunger Mann. Seine Worte treffen 
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agnas Seele wie ein Regen das dürre Erdreich. Sie ist ganz hin 
avon und aud er wird kn Von Liebe ist beiderseits nichts 
u spüren, wenigstens nichts von sinnlicher Liebe. Sie betet zu 
hm wie zu einem Heiligen. Sie Pr „Ein Heiliger, ein Heiliger.“ 
So ist es im Innern. Aber äußerlich sieht es doch sehr anders aus. 
Zu den vier Ehebrüchen gesellt sich nun für Jagna noch ein 
Sakrileg. Das Brennmaterial ist da, nur ein Funke ist nötig, da- 
mit er aufflammt. Diesen Funken ergibt eine Revision der Ge- 
meindekasse, wo sich herausstellt, daß der Dorfschulze 5000 Rubel 
veruntreut hat. Seine ganze Wirtschaft wird nicht hinreichen, um 
diese Lücke zu stopfen, das Dorf wird nachzahlen müssen. All- 
gemeiner Unwille bricht aus. Es heißt: Mit wem hat er das ver- 
untreut? Natürlih mit der Jagna, das war seine Liebe. Nun 
kommt das Dorfgericht, eine entsetzliche Szene, die Austreibun 
Jagnas aus dem Dorf, die zu einer wahren Hinrichtung wird. 
Sie findet mit ihrer Mutter Zuflucht in einer Hütte aufterhalb 
des Dorfes. Aber wer sie gesehen hat, weiß, daß sie nicht mehr 
lange leben wird. Und wieder leuchten auf den Feldern die Sen- 
sen und Sicheln, wieder ist es weiß in den Händen des Schniitters, 
rot die Röcke der Schnitterinnen, die Erntezeit ist da, die Zeit 
schwerer Arbeit; denn trotz allem, was geschehen ist, trotz allem 
Menschenschicksal und über allem Menschenschicksal muß sie 
doa gebären und ihre Frucht trägt die Erde, diese heilige 
rde. 

Das ist der eine Inhalt. Mit dem zweiten: die Erde und 
ihre Arbeiten will ich Sie nicht aufhalten. Aber mit ein paar 
Worten muß ich mich noch dem dritten zuwenden, nämlich der 
Zeit und ihren Festen, schon um zu erklären, daf wir 
darin den Zweck des Daseins dieser Leute zu suchen haben. Um 
uns davon zu überzeugen, genügt es, eine Parallele zu ziehen 
zwischen den „Bauern“ Reymonts und „La terre“ von Zola. Daß 
diese Parallele zugunsten Reymonts ausfallen wird, glaube ich 
behaupten zu können auch ohne übermäßigen patriotischen Stolz. 
Aber ich will auf etwas anderes hinzielen. Das Gefühl der Ode 
nämlich, das einem bei der Lektüre von „La terre“ überkommt, 
ist weniger den vielen Unsauberkeiten zu verdanken, von denen 

er Roman strotzt — die sind für viele ein Anziehungspunkt 
mehr —, sondern dem, daR das Leben dieser Leute eigentlich 
zwecklos ist. Man lebt, um zu erwerben und man erwirbt, um zu 
erwerben; einen anderen Zweck kann man für diese Leute nicht 
nennen. Dieses Leben ist also nicht lebenswert. 

Damit bitte ich nun die „Bauern“ Reymonts zu vergleichen. 
Da heift es: „Sie leben, um zu erwerben“ — ganz recht — „und 
eigensüchtig sind sie“ —, hier haben wir keine virgilianische 
Illusion —; „aber sie erwerben, um ihre Feste feiern zu können.“ 
Das geht mit ebensolcher Sicherheit aus dem Roman hervor. Die 
Feste waren der Zweck des Lebens. War etwa Reymont der erste, 
der diesen Gedanken aussprach? Als klassischer Philologe freue 
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ich mich sagen zu können: Nein, dies war der Standpunkt der 
f romien antiken Welt. Als bei Aristophanes jemand den Helden 
ragt, warum er den Äeschylos aus der Unterwelt heraufbringen 
will, antwortet er: „Damit die Stadt gerettet ihre Feste feiern 
kann.“ Und dasselbe finden Sie sehr schön und ausführlich ent- 
wickelt in der Rede des Perikles im zweiten Buch des Thuky- 
dides. Freilich, wenn ich zu wählen hätte zwischen den Festen 
des Perikles aus dem Heidnischen und den etwas derberen bäuer- 
lichen Festen Reymonts, würde ich vielleicht die ersteren wählen, 
vielleicht aber auch nicht. Aber diese Wahl hat uns die Geschichte 
unmöglich gemacht. Unsere Feste sind eben die christlichen 
Feste; andere haben wir nicht, und darum müssen wir die Lehre, 
die aus der Lektüre von Reymont hervorgeht, erfassen: Achtung 
den christlichen Festen, das Milieu ist religiös. Damit ist nicht alles 
gesagt. Es ist christlich religiös. Auch das ist noch nicht alles. Es 
ist katholisch, aber auch das ist nicht alles: es ist polnisch- 
katholisch, und das Polnisch-katholische hat doch mehr das 
Eigenartige, das Reymont sehr gut zur Darstellung gebracht hat. 

Das sind also die Kirchenfeste, Weihnachten, Ostern, Pfing- 
sten, Fronleichnam. Das sind ferner die Eigenfeste: Taufe, Hoch- 
zeit, Tod, Begräbnis. „Tod ein Fest?“ Ja, ich kann das mit vollem 
Bewußtsein behaupten und bitte Sie nur, bei Reymont die paar 
Stellen nachzulesen, wo er den Tod der alten Bettlerin Agathe 
darstellt, wie sie ihr einziges gutes Kleid auf diesen feierlichen 
Moment aufspart, um den Tod in ihm zu erwarten, weil eben der 
Tod für sie nicht ein Tod ist, sondern eine Himmelfahrt. 


Träger der Religion sind überall der Priester und der Pro- 
phet. Beide haben Šie bei Reymont. Der Priester ist natürlich 
der Pfarrer des Dorfes. Er ist nicht idealisiert, wie bei Victor 
Hugo in den „Miserables“ der Bischof ... Er ist ein rechter 
Dorfpfarrer. Er hat eine Kompetenz, die er lieber ausgiebig als 
knapp haben will. Aber trotzdem ist seine Autorität groß. Aus 
seinem Munde von der Kanzel herab genannt zu werden, ist eine 
Strafe, die sehr empfindlich ist. Und als der Skandal mit dem 
Dorfschulzen losbricht, ist gerade Fronleichnam und der Pfarrer 
befiehlt geradezu, daR vor seinem Hause kein Altar aufgestellt 
wird. Diese Strafe ist ebenfalls sehr empfindlich. Aber anderer- 
seits weiß er mit seiner Autorität hauszuhalten. Als der Krawall 
bei dem Gutsherrn ausbricht, zieht er sich zurück, gegen diese 
Hochflut wird er machtlos, ebenso bei der Austreibung Jagnas. 

Interessant ist der Volksprophet Rochus. Woher er kommt, 
weiß man nicht. Das eine weiß man, er hat eine Pilgerfahrt zum 
Heiligen Grab unternommen und das erhöht sein Ansehen bei 
den Dorfleuten ins Ungeheuerliche. Er ist dabei ein guter Katho- 
lik. Es ist hier keine Feindschaft zwischen Prophet und Priester. 
Aber freilich, er ist ein Katholik im Sinne der neutestamentlichen 
Apokryphe. Er erzählt den Leuten auch Geschichten von den 
Königen, die unseres Stammes waren, von der Geschichte Polens, 
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er lehrt die Buben und Mädels Polnisch lesen. Dabei kommt er 
in Konflikt mit der russifizierenden Gewalt. Man ist ihm auf der 
FE Aber die Bauern geben ihn nicht los, und eines Tages ver- 
schwindet er ebenso rätselhaft, wie er gekommen war. Doc 
können wir sicher sein: er wird schon zu seinen geliebten Leuten, 
wie er sie nannte, wiederkommen, und ist es nicht er, so ist es 
ein anderer. Denn es gilt hier doch auch für dieses sittliche 
Vorbild, daß es offenen Sinn verlangt, gerade so wie ihr sinn- 


liches Vorbild, die Erde, diese heilige Erde! 


UdSSR und Frankreich’. 
Von Ernst Schüle. 


Noch vor wenigen Jahren wäre wohl jedem europäischen 
Staatsmann oder Diplomaten eine Annäherung und gar ein 
Bündnis zwischen der Sowjetunion und Frankreich als schlechthin 
unmöglich erschienen. Heute ist das Unwahrsceinlihe Wirk- 
lichkeit geworden: der bürgerlichste Staat Europas und die 
Union der sozialistischen Sowjetrepubliken haben sich auf der 
internationalen Arena die Hand gereicht und die ersten Schritte 
zur gegenseitigen Annäherung bereits getan. 


Bis ins 19. Jahrhundert hinein waren die Beziehungen zwischen 
Frankreich und Rußland locker und unorganisch geblieben. Die 
Linien der russischen Politik, mit ihrer doppelten Fx ansion nach 
Zentral- und Ostasien auf der einen, nach Ost- und Südosteuropa 
auf der anderen Seite, und die der französischen, mit der durch die 
Jahrhunderte ununterbrochen fortlaufenden Tendenz zur Rhein- 
grenze, überkreuzten sich nicht, aber sie berührten sich auch 
nicht. „Für Rußland ist die Zeit noch nicht gekommen — so 
schrieb Moltke in einer Denkschrift aus dem Jahre 1860 —, wo 
ein Zusammenwirken des slawischen Ostens mit dem romanischen 
Westen gegen das Zentrum Europas die Lage der Welt um- 

estalten kann.“ Erst mit der Begründung des zweiten Deutschen 
Reiches trat die grundlegende Veränderung im russisch-französi- 
schen Verhältnis ein: im geeinten Deutschland war der Faktor 
erstanden, der den Beziehungen der beiden Mächte erst Sinn und 
Richtung geben konnte. Beide waren, von ganz verschiedenen 
Voraussetzungen aus, gleichmäßig gegen die mit der Begründung 
des Deutschen Reiches entstandene Veränderung im europäischen 
Gleichgewicht eingestellt, und es bedurfte der Staatskunst eines 
Bismarck, der übrigens immer die Vereinigung der beiden bei 
jeder europäischen Krise als selbstverständlih ansah, um 
20 Jahre lang mit immer neuen Mitteln eben dieser von ihm selbst 


1) Vgl. dazu die schon in „Osteuropa“ erschienenen Aufsätze: UdSSR 
und USA (Juni/Juli 1932): UdSSR und Türkei (August 1932); UdSSR und lta- 
lien (November 1932); UdSSR und Japan (Mai 1935). 
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schier als zwangsläufig empfundenen Verbindung dennoch vor- 
zubeugen und dabei die Schlüsselstellung Deutschlands in allen 
Fragen der europäischen Politik zu behaupten. Das ganze kom- 
plizierte System der Bismarckschen Bündnispolitik, jenes kunst- 
volle „Spiel mit den fünf Kugeln“, das im Rückversicherungs- 
vertrag mit Rußland seine letzte Vollendung erhalten hatte, war 
eben darauf angelegt, den Anschluß der französischen Republik 
an das Zarenreich unmöglich zu machen. Sogleih nach dem Ab- 
gange Bismarcks wurde jedoch schon das wichtigste Stück aus 
dem Bollwerk von Sicherungen, das er um seine Schöpfung auf- 
geführt hatte, herausgebrochen; der Rückversicherungsvertrag 
wurde nicht mehr erneuert, und Paris benutzte sofort die Ge- 
legenheit, um aus der politischen Isolierung, in der es 20 Jahre 
lang hatte gezwungenermaßen verharren müssen, herauszutreten. 
So vollzog sich der Anschluß Frankreichs an Rußland, durch die 
russischen Anleihen auf dem französischen Geldmarkt schon vor- 
bereitet, in den bekannten Etappen vom „Nichtangriffspakt“ 
von 1891 bis zur Unterzeichnung dcr Militärkonvention im Jahre 
1894. Der Weg war beschritten, der zur Spaltung des Kontinents 
in zwei Gruppen, die russisch-französische und die der Mittel- 
mächte, und schließlich zum Weltkrieg führen sollte. 
So war es die Verbindung zwischen der französischen Re- 
publik und dem Zarenreicdh gewesen, die den Untergang des 
zweiten Deutschen Reiches verursacht hat. Ängstliche Stimmen in 
der deutschen und ausländischen Presse und Publizistik ver- 
leichen schon die heutige Situation mit der der neunziger ae 
des vorigen Jahrhunderts. Ist dieser Vergleich haltbar? Sollte 
auch das Dritte Reich der Umklammerung ‚des slawischen Ostens 
und des romanischen Westens“ nicht entrinnen können? Oder 
sind die treibenden Kräfte der heutigen Annäherung zwischen 
Frankreich und der Sowjetunion doch so anders geartet, daß jede 
Parallele sih bei ruhiger Prüfung der Sachlage verbietet? 


I. 


1917—1924. 


Der Weltkampf der Sowjetunion gegen die Interventionsmächte. 
Frankreich und die Sowjetunion bis zur Anerkennung. 


Frankreich und das Zarenreich waren vereint in den Welt- 
krieg eingetreten, und dennoch begrüßte die französische Öffent- 
lichkeit den Zusammenbruch des zaristishen Regimes im März 
1917 mit unverhehlter Freude — wie weit die französische Diplo- 
matie sogar an seinem Sturze mitbeteiligt war, läßt sich heute 
noch nicht feststellen. Neue Hoffnungen auf eine energische 
Weiterführung des Krieges gegen Deutschland knüpften sich an 
das Manifest der provisorischen Regierung: „Die provisorische 
Regierung wird treu alle ihre Bündnisse wahren und ihr Mög- 
lichstes tun, um die Armee mit allem Nötigen zu versorgen und 
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den Krieg zu einem siegreihen Ende zu führen.“ Die fran- 
zösischen Sozialisten sahen in ihr, durch die Person Kerenskis 
garantiert, die Machtübernahme durch den russischen Sozialis- 
mus. Kerenski versäumte auch nicht, auf ihre telegraphische 
Kundgebung zu antworten, er werde den Krieg gegen den deut- 
schen Militarismus „bis zu einem der Demokratie würdigen 
Ende“ führen. Der Sieg der Bolschewiki versetzte die Entente- 
nächte in die größte Ratlosigkeit: ohne die tieferen Ursachen der 
Revolution zu erkennen, sahen sie nur die Gefahr eines Sonder- 
friedens der Sowjetmacht mit den Mittelmächten immer näher 
rücken. Sehr bald schlug jedoch die Haltung der Alliierten von 
Abwartung zu Feindseligkeit um. Am selben Tage, an dem der 
Protest der Alliierten gegen die Annullierung der auswärtigen 
Anleihen und Schulden der zaristischen Regierung durch das 
Dekret vom 23. Januar 1918 erfolgte, begann auch die Offensive 
der rumänischen Truppen auf Odessa. 


Die Unterzeichnung des Brest-Litowsker Friedensvertrages 
durch die Sowjetregierung eröffnete dann erst eigentlich die 
Interventionsperiode.e. Die Entente, vor allem Frankreich, be- 
trachtete diesen Schritt als militärischen Verrat an den Bünd- 
nissen und wandte ihre Unterstützung denen zu, die den Kampf 
gegen die Sowjetmacht aufnahmen. Frankreich war es, das in 
der furchtbaren Krise des Sowjetstaates im Jahre 1918 überall 
im Hintergrund der Unternehmungen der Gegner der Sowjet- 
macht stand, das Denikin im Süden, Polen und Rumänien im 
Westen, Koltschak im Fernen Osten unterstützte. Im Februar 
1919 hatte die ukrainische Regierung Petljuras mit Frankreich 
eine ME getroffen, wonach dieses sich eine Kon- 
zession auf alle ukrainischen Eisenbahnen für 50 Jahre erteilen 
lief, um die Zahlung der Zarenschulden sicherzustellen; außer- 
dem hatte es auf 5 Jahre die Kontrolle des ukrainischen Finanz-, 
Handels-, Industrie- und Militärwesens verlangt. Der Vorstoß 
der Polen 1919/20 wurde von französischen Generalstäblern ge- 
leitet — bekanntlich war der General Weygand, heute einer der 
aktivsten Verfechter einer russisch-französischen Militärallianz, 
der militärische Berater Pilsudskis im russisch-polnischen Kriege 
und der eigentliche Sieger von Warschau gewesen —, französische 
Kriegsschiffe erschienen vor Odessa und wurden nur durch 
Meuterei und Streik der Besatzung am aktiven Eingreifen in den 
Bürgerkrieg gehindert; der Rückzug der tshechischen Legionäre 
und die Operationen Koltschaks wurden desgleichen von fran- 
zösischen Generalen dirigiert. Und wiederum war es Frankreich, 
das die Niederlage der Roten Armee vor Warschau in jenem 
Augenblick, der über die Zukunft des Bolshewismus in West- 
europa entschieden hat, sofort mit der Anerkennung Wrangels 
als „rechtmäßigen Gewalthabers in Rußland“ beantwortete. 


Wenn sich zu Anfang des Jahres 1918 der Bolschewismus mit 
der Idee der Weltrevolution noch in der Offensive befunden 
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hatte, so sah er sich nunmehr in einen Verteidigungskampf gegen 
die ehemaligen Alliierten Rußlands verstrickt. In diesem Kampf 
erwachte aber auch die nationale Idee, die Idee der Unabhängig- 
keit Rufllands, zu neuem Leben. Wie das revolutionäre F an 
reich der Konventszeit durch die levée en masses zu einem neuen, 
ungeheuer wirksamen Staatsbewußtsein gekommen war, so 
wurde auch die bolschewistische Regierung eben infolge der Be- 
drohung von außen ihrer inneren Schwierigkeiten Herr. Alle 
die Kräfte, die sich gegen Reaktion und Fremdherrschaft zur 
Wehr setzen wollten, nahmen jetzt ihre Zuflucht zu der Sowjet- 
macht, deren leidenschaftliher Appell an das revolutionäre und 
das nationale Gefühl den stärksten Widerhall finden mußte. 


Für die auswärtige Politik der Sowjetunion war die Inter- 
ventionsperiode von grundlegender Bedeutung: die Gefahr des 
„Kreuzzuges der kapitalistischen Welt gegen den ersten Arbeiter- 
und Bauernstaat“ blieb der Alpdruc der russischen Außenpolitik 
auch in den folgenden Jahren. Daß eine Verständigung mit den 
Ententemächten ausgeschlossen war, zeigten die Konferenzen von 
Genua, dem Haag und Lausanne, wo über Schulden- und Ent- 
schädigungsfragen ohne jede Aussicht auf Erfolg mit der russi- 
schen Delegation verhandelt wurde. Die Bolschewiki sahen in 
der von Frankreich erzwungenen Durchführung des Versailler 
Vertrages ein System, das „nicht nur auf der Vernich- 
mn Sowjetrußlands, sondern auch auf der Ver- 
nichtung Rufllands als Großmacht aufgebaui“ 
sei?). Der Aufßenkommissar Tschitscherin erklärte offen: „Die 
Politik des französischen Imperialismus bedroht nicht nur 
Deutschland, sondern ganz Europa und insbesondere auch Ruß- 
land“ (1922). Da die Sowjetregierung den Völkerbund als ge- 
schlossenen Kreis kapitalistisch-bürgerlicher Staaten ablehnte, 
bemühte sie sich von nun an, während sie selbst den Schwer- 
punkt ihrer politischen Aktivität nach Osten verlegte, die euro- 
päischen Mächte in ein solches Verhältnis zueinander zu setzen, 
daß sie sich keinesfalls mehr gegen Ruflland zusammenschließen 
konnten. Ohne sich durch ein politisches Bündnis binden zu 
wollen, erkannte die Sowjetregierung nun die Bedeutung 
Deutschlands als des wichtigsten Faktors in 
ihrer europäischen Abwehrstellung: das war von 
Moskau aus gesehen der eigentliche Sinn des Vertrages von 
Rapallo. Denn die Russen mußten das Bestreben der Alliierten. 
unter der Ägide Frankreichs eine geschlossene Front gegen Sow- 
jetrußland herzustellen, mit dem Kampf gegen das System von 
Versailles beantworten. Dieser Kampf richtete sich 
nicht gegen den Versailler Vertragalssolchen, 
sondern gegen dieHegemoniederEntentemächte 
(Frankreichs auf dem Kontinent, der Angel- 


») Vgl. K. Radek: „Die Liquidation des Versailler Vertrages” (1922). 
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sachsen in der Weltpolitik), die durch ihn ge- 
sichert werden sollte. 


Der Interventionskampf der Alliierten hatte im Jahre 1922 
mit einer Niederlage für sie geendet. Der Angriff auf die Sow- 
jetunion hatte nur die moralische Position der Sowjetregierung 
verstärkt und zur Nationalisierung der bolschewistischen Ideo- 
logie geführt. So zogen die Interventionsmäcte denn auch das 
Fazit daraus, indem sie mit Rußland in normale Handels- und 
politische Beziehungen traten. Nur in Frankreich hielt der Haf 
und die Abneigung gegen die Sowjetunion, durch den bis in die 
Jüngste Zeit wirksamen Einfluß der russischen Emigration ge- 
schürt, noch weiter an. | 


Erst nah dem Wahlsieg der Linken konnte die An- 
erkennung (am 28. Oktober 1924 unter der Ministerpräsident- 
schaft Herriots) vollzogen werden’). Der Notenwechsel zwischen 
Herriot und Rykow stellte einen regulären Austausch von 
diplomatischen Vertretern in Aussicht, sowie Verhandlungen 
alle meiner und wirtschaftlicher Art. Ausdrücklich wurde darin 
betont, daß die französische Regierung die Rechtsansprüche „auf 
die Verpflichtungen des russischen Staates und seiner Untertanen 
dem französischen Staate oder seinen Bürgern gegenüber“ auf- 
rechterhalte, und die Nichteinmischung in die inneren Angelegen- 
heiten als selbstverständlich ansehet). 


JI. 
1924—1931. 

Der weltpolitische Gegensatz zwischen der Sowjetunion und England 

in seiner Rückwirkung auf die französisch-russischen Beziehungen. 
Schuldenverhandlungen und Dumpingperiode. 

Als die Anerkennung der Sowjetunion durch Frankreich 
vollzogen wurde, war die weltpolitische Lage Ruflands schon in 
ein neues Stadium getreten. Der Kampf zwischen der 
Sowjetunion und England auf dem Schauplatz 
Mittel- und Ostasiens hatte bereits eingesetzt, 
der alte Gegensatz, der seit der Mitte des 19. Jahrhunderts be- 
stand und durch die Vermittlung Frankreichs seit 1907 nur not- 
dürftig überbrückt worden war, trat durch die hochgespannte 
Aktivität der Sowjetmact in Asien, in erster Linie in China, 
durch die kommunistische Propaganda aber auch in Vorderasien 
und Indien, aufs neue zutage. England sah sich zum Widerstand 


3) Herriot hatte schon im Jahre 1922 die Sowjetunion bereist und über 
diese Reise ein Buch geschrieben („La Russie nouvelle", 1922), das bei einer 
wohlwollenden Schilderung der inneren russischen Verhältnisse mit dem Auf- 
ruf zur Wiederherstellung normaler Beziehungen schloß, mit den Worten: 
„Man muf daran arbeiten, die russische Republik mit der 
französischen Republik auszusöhnen.“ 

t) Der Notenwedhsel über die Anerkennung ist abgedruckt bei: Peter 
Kleist, Die völkerrechtlihe Anerkennung Sowjetrußlands (1934), S. 119 ff. 
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ezwungen, es mußte, um sich in Asien gegen die bolschewistische 

efahr zu verteidigen, die Gegner der Sowjetunion in Nord- und 
Osteuropa mobilisieren, es bemühte sich auch um den Eintritt 
Deutschlands in den Völkerbund hauptsäclich deshalb, um gegen 
die deutsch-russische Verbindung ein Gegengewicht zu schaffen 
Aber hier kreuzten sich seine Bemühungen mit denen Frank- 
reichs: England versuchte seine Machtstellung in Nord- und Ost- 
europa gegen Rußland zu begründen und auszubauen, 
Frankreich die seinige gegen Deutschland zu festigen. 


Die Sowjetregierung übersah diese Lage vollkommen: ihre 
Politik war in Asien Angriff, in Europa Abwehr 
gegen England. Sie wußte auch, daf beide Mächte in der 

erfolgung ihrer Ziele bei dem Gegenspieler des anderen Unter- 
stützung suchen mußten: England bei Deutschland, Frankreich 
bei Rußland. So nahm man in Moskau den Kontakt mit Paris 
auf, in der Hoffnung, dort einen Partner zu finden, der im ge- 
gebenen Augenblick gegen England ausgespielt werden konnte, 
und zugleich um die englische utschlandpolitik, „die Verskla- 
vung des ausgebeuteten Deutschland durch das angelsächsische 
Kapital und seine Indienststellung gegen die Sowjetunion“, zu 
neutralisieren. Freilich, man war noch weit davon entfernt, die 
Verbindung mit Berlin deshalb zu kompromittieren, gab doch 
schon die Möglichkeit an und für sich, den Faden nach Paris 
weiter zu spinnen, der Sowjetdiplomatie eine neue Karte in die 
Hand: jedoch sind die Ansätze eines klug berechneten Systems 
doppelter Rückendeckung (mit Deutschland gegen England und 
Frankreich, mit Frankreich gegen England und Deutschland) in 
dieser Periode schon deutlich sichtbar. 


Das war die Situation, als zwischen der Sowjetunion und 
Frankreich die Diskussion der Schulden- und Wirtschaftsfragen, 
die als Ouverture für eine allgemein-politische Annäherung ge- 
dacht war, eröffnet wurde. Das Jahr 1925 war noch über ein- 
leitenden Besprechungen über den Gegenstand der künftigen 
Verhandlungen vergangen, ein „Comité Consultatif des Affaires 
Russes“ war — von seiten der französischen Regierung — unter 
dem Vorsitz de Monzies°) gegründet worden, desgleichen hatten 
sich die Inhaber der russischen Papiere zu einem „Comite Con- 
sultatif de la Dette Russe“ zusammengesclossen. Der französi- 
schen Regierung, die mit der Anerkennung der Sowjetunion 
(entgegen der Stimmung der Mehrheit der Bevölkerung) der 
öffentlichen Meinung gegenüber doch gewissermaßen einen 
Wechsel auf die Regelung der Schuldenfrage ausgestellt hatte. 
der mit der Verschlechterung der Finanzlage noch größere Be- 
deutung erhielt, war an einer Regelung der Schuldenfrage sehr 
viel gelegen. Am 26. Februar 1926 wurden so die Verhandlungen 
„zur Prüfung der gesamten zwischen Frankreich und der UdSSR 


6) Vgl. dazu de Monzie, Manuel de la Russie Nouvelle. 1930. 
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bestehenden Schwierigkeiten“ aufgenommen. Der sowjetrussische 
Botschafter in Paris, Rakowski, führte die russische Delegation, 
de Monzie, damals Minister der öffentlichen Arbeiten, die fran- 
zösische. Das Programm der Franzosen war in der einleitenden 
Rede des letzteren klar ausgesprochen: „Wir Franzosen geben 
nicht die Wahrung der Rechte auf, die dem Schutz und der Ehre 
unserer Regierung anvertraut wurden von der Masse der kleinen 
Leute, den wohlwollenden Gläubigern jenes Rußlands, dessen 
alien Nachfolge die UdSSR angetreten hat. Wir legen 
Eröleren ert.auf die Resultate der Verhandlungen als auf die 
orm, in der sie erreicht werden können, und sind bereit, die 
Modalitäten eines Systems zu diskutieren, das die Verpflich- 
tungen der Vergangenheit liquidieren soll, unter Schonung und 
Beachtung der gegenwärtig vorhandenen Mittel.“ Der Nominal- 
wert der gesamten „dette russe“ wurde auf 123% Milliarden 
Franken an Staatsanleihen und 1%, Milliarden Franken an staat- 
lih garantierten Eisenbahn-Prioritäten und Pfandbriefen ein- 
eschätzt. Die russische Delegation hatte zunächst als definitive 
egelung für diese Summen die Zahlung von 62 Annuitäten zu 
je 40 Mill. Goldfranken vorgeschlagen, stellte jedoch dabei als 
edingung die Gewährung von Krediten für Bestellungen in 
Frankreich, die man französischerseits nicht annehmen zu können 
glaubte. Auch ein weiterer Vorschlag der Zahlung von 72 Annui- 
täten zu je 72 Mill. Goldfranken scheiterte an der Frage der 
Kredite. do wurden die Verhandlungen vorläufig unterbrochen 
und erhielten erst mit dem Abbruch der englisch-russischen Be- 
ziehungen im Jahre 1927 einen neuen Antrieb. Die Russen 
schlugen nunmehr (September 1927) 62 Annuitäten zu je 60 Mill. 
Goldfranken vor (was ein Fünftel der Vorkriegszinszahlungen 
Rußlands an Frankreich ausgemacht hätte), gestanden in der Re- 
elung der Schuldenfrage die Meistbegünstigung zu und ver- 
angten als Gegenleistung für 120 Millionen Dollar Exportkredite, 
die auf sechs Jahre verteilt und in sechs Jahren rückzahlbar sein 
sollten, während ihre erste Forderung sich auf 225 Millionen 
Dollar belaufen hatte. Dafür sollten Bestellungen an die fran- 
zösische Industrie in der Höhe von 600 Millionen Dollar ver- 
geben werden. Freilich wollten die Russen die Frage der Ent- 
schädigung für private Ansprüche französischer Untertanen 
überhaupt erst nach Erledigung der -Schulden- und Kreditfragen 
Behandeln: In diesem Augenblick hatte es zum erstenmal den 
Anschein, als ob eine definitive Übereinkunft in der Schulden- 
frage bevorstünde — da wurden plötzlich die Verhandlungen 
(faktisch, formal erst 1930) abgebrochen. 


Was hatte diese überraschende Wendung verursacht? War 
sie wirklich der Rede Rykows zuzuschreiben, der auf einem Kon- 
En der ukrainischen kommunistischen Partei erklärt hatte, daß 

ie russisch-französischen Verhandlungen ergebnislos gewesen 
seien, während sie noch im vollen Verlauf waren? Oder war der 
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Zwischenfall, den Rakowski verursacht hatte, daran schuld 

ewesen?®). Diese Vorgänge sind zweifellos eher als Symptome 
denn als Ursachen des plötzlichen Umschwunges in den russisch- 
französischen Verhandlungen anzusehen. Solange diese sich nur 
auf finanzielle und wirtschaftliche Fragen erstreckten, bezeigten 
die Franzosen keine wirkliche Energie. Es war vielmehr Briands 
Gedanke gewesen, einen Nichtangriffspakt mit Rußland und im 
Zusammenhang damit ein „Ostlocarno“ zustande zu bringen, das 
die Befriedung des Ostens erreichen sollte, im Gegensatz zu 
England und über den Kopf Deutschlands hinweg — damit ge- 
dass er die Schuldenverhandlungen mit Rußland zu kombinie- 
ren. Die Russen dagegen zeigten keine besondere Begeisterung 
für diese Kombination und sahen eher darin ihre eigentlichsten 
Interessen bedroht, die nach wie vor in der Versteifung der 
kontinentalen Gegensätze lagen, bei einem wenigstens annähern- 
den Gleichgewicht der Kräfte, Noch befanden sich Frankreich 
und Rußland auf zwei verschiedenen Fronten in der europäischen 
Politik, noch war Ruflland auf der Seite der Gegner des Ver- 
sailler Systems. 


Nach dem Stillstand der Schuldenverhandlungen wurde in 
Frankreich die antibolschewistische Stimmung wieder stärker 
und die Beziehungen der beiden Mächte verschlechterten sich 
immer mehr und stagnierten schließlich in den Jahren 1929—1950 
völlig. Daran vermochte auch die Unterzeichnung des Kellogg- 
paktes (August 1928) und das Zustandekommen eines Abkommens 
zwischen dem Allrussischen Naphtha-Syndikat und der Petrofine 
Française (Oktober 1928) nichts zu ändern. Die Gegensätze 
traten auf der vorbereitenden Abrüstungskonferenz, wo die 
Russen den deutschen Standpunkt energisch unterstützten, be- 
sonders scharf zutage und verschärften sich immer mehr durch 
die wirtschaftlichen Spannungen. Eine heftige Aktion gegen das 
russische „Dumping“, das in dem für Frankreich stark passiven 
Saldo der russisch-französischen Handelsbeziehungen zum Aus- 
druck kam, setzte in Frankreich ein, Bestrebungen, die schließlich 
zur Restriktion des russischen Exports nach Frankreich durch die 
Antidumping-Gesetze der Regierung Tardieu (Oktober 1930) 
führten. Damit war der Tiefpunkt des russisch-französischen 
Verhältnisses seit der Wiederherstellung der diplomatischen Be- 
ziehungen erreicht, entsprechende Maßnahmen der Russen gegen 


e) Rakowski hatte eine Erklärung der (Links-) Opposition mit unter- 
schrieben, in der es u. a, hieß: „Alle Proletarier der kapitalistischen Staaten 
haben die Pflicht, an der Überwindung ihrer Regierung aktiv mitzuarbeiten: 
alle ausländischen Soldaten, die nicht die Sklavenhalter ihrer eigenen Regie- 
rung unterstützen wollen, sind verpflichtet, in die Reihen der Roten Armee 
überzugehen, denn die Union der sozialistischen Sowjetrepubliken ist das 
Vaterland der Arbeiter.“ Dagegen hatte die französische Regierung in An- 
betracht der Stellung Rakowskis als sowjetrussischer Botschafter in Paris 
den schärfsten Protest eingelegt und schlieflich dessen Abberufung durch- 
gesetzt. 
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.den französischen Import nach Rußland führten zum offenen 
na Jedoch im Feldzug gegen das russishe Dum- 

ing erwies sich die russische Seite, die im staatlichen Außen- 

andelsmonopol eine viel schärfere Waffe in der Hand hatte, als 
die stärkere. Die am Russengeschäft interessierten französischen 
Industriekreise, in der Kammer rührig von de Monzie vertreten, 
Pan angesichts der raschen Schrumpfung der französischen 

infuhr nach Rußland, für die Abschaffung der Importlizenzen, 
und vom Juni 1931 ab wurden bereits wieder Verhandlungen 
über wirtschaftliche Fragen aufgenommen, die bald darauf zur 
Aufhebung der Gesetze führten. Damit war die Antidumping- 
Propaganda zusammengebrochen und der Weg zu einer gründ- 
lichen Revision des politischen und wirtschaftlichen Verhält- 
nisses der beiden Länder freigelegt. Im Herbst 1931 wäre so die 
Peripetie des russisch-französischen Verhältnisses seit 1924 zu 
verzeichnen. 


IH. 
1931 — 1934. 
Japan in vorderster Linie der Gegner der Sowjetunion. Die Rückwirkung 
der veränderten weltpolitischen Situation auf die auswärtige Politik der 
Sowjetregierung nach Westen hin und auf das russisch-französische Verhältnis. 
Die neue Wendung der russisch-französischen Beziehungen. 

Für die dritte Epoche der russisch-französischen Beziehun- 
en, deren Vorspiel im Herbst 1931 mit der Wiederaufnahme 
er Wirtschaftsverhandlungen begonnen hatte, ist die Tatsache 

von grundlegender Bedeutung, daß in der Weltpolitik Japan in 
die vorderste Reihe der Gegner der Sowjetunion tritt, währen 

das russisch-englische Verhältnis gleichzeitig entlastet wird. Die 
mit ungeheurer Energie vorwärts getriebene japanische Offen- 
sive im Fernen Osten ist es, durch die nunmehr der Sowjetstaat 
am meisten bedroht wird, und mit der er sich — da der Weg 
seiner eigenen politischen und wirtschaftlichen Entwicklung 
ebenfalls nach dem asiatischen Osten führt — auseinander- 
zusetzen hat. Wenn die Furcht vor der Bedrohung durch eine 
Offensive des „Weltkapitals“, des „europäischen Imperialismus“ 
schlechthin, wie sie in der ersten Periode der sowjetrussischen 
Außenpolitik vorgeherrsctt hatte, reichlih schimärisch, wenn 
auch nach den Erfahrungen der Interventionszeit verständlich 
war, wenn die Gefahr der „Einkreisung der Sowjetunion durch 
den britischen Imperialismus“ auch noch etwas Gespenstisches 
gehabt hatte — die Lage im Fernen Osten seit dem Jahre 1931 
ist für Ruflland eine sehr reale Bedrohung. 

Die kommende Auseinandersetzung mit Japan zwingt Ruß- 
land zur Revision seiner politischen Beziehungen mit den übrigen 
Mächten, sie verändert seine Stellung zum Völkerbund, sie ist 
die Ursache seiner außenpolitischen Aktivität nach Westen hin, 
sie erscheint auch als die treibende Kraft in der neuen Wendung 
der russisch-französischen Beziehungen. 
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Für die russische Politik handelte es sich zunächst darum, 
sich nach West-Europa hin die Hände frei zu machen, d. h. sich 
gegen ihre Nachbarn in Ost-Europa zu sichern. Der Weg nach 

arschau und Bukarest führte aber über Paris. 
jet war der politische Anreiz, der bei den Schuldenverhand- 
ungen noch gefehlt hatte, gegeben, und so kamen die seit Ende 
1931 aufgenommenen Verhandlungen über einen Nictangriffs- 
pakt zwischen der Sowjetunion und Frankreich sehr rasch in 
Gang. Denn auch für Frankreich, das durch die Vorgänge in 
Deutschland im Sommer und Herbst 1932 sehr beunruhigt wurde, 
war eine Verbindung nach Rußland hin in diesem Augenblick sehr 
erwünscht, während gleichzeitig seine politischen Bündnisse in 
Ost- und Südosteuropa eine offensichtliche Krise durchmachten. 
Bei der Bereinigung des Verhältnisses zwischen Rußland und 
seinen östlichen Nachbarn waren die durch Frankreich über- 
mittelte Erklärung der friedlichen Absichten der Sowjetunion 
Rumänien gegenüber und der Nichtangriffspakt mit Polen die 
letzten Etappen, die vor dem Abschlusse mit Frankreich noch 
zurückgelegt werden mußten. 


Das Schlichtungsabkommen und der Nichtangriffspakt mit 
Frankreih wurden am 29. November 1932 unterzeichnet’). Der 
Nichtangriffspakt enthält die Verpflichtung der Enthaltung von 
Kriegs- und Angriffshandlungen und von Beistandsleistung im 
Falle eines Angriffs einer dritten Macht, die Bestätigung früherer 
Vereinbarungen mit anderen Mächten, die durch den gegenwär- 
tigen Vertrag nicht berührt werden sollten, die Enthaltung von 
wirtschaftlihem Boykott, die erneute Festsetzung des Grund- 
satzes gegenseitiger Nichteinmischung in die innerpolitischen 
Verhältnisse und die Nichtduldung militärischer Organisationen, 
die den bewaffneten Kampf gegen den anderen vertragschließen- 
den Teil zum Ziele haben, noch von Organisationen, „die sich 
die Rolle der Regierung oder Vertretung des ganzen oder eines 
Teiles seiner Gebiete anmaßen“. Die Unterzeichnung des Nicht- 
angriffspaktes bedeutet eine wichtige Epoche im russisch-fran- 
zösischen Verhältnis®). Sie war der Auftakt zu der engeren 
Verbindung der beiden Mächte, die in der Folge, durch die neue 
Wendung der europäischen Politik, die das ehr 1933 brachte, 
außerordentlich begünstigt, sehr rasch weiter gedieh. Der Sieg 
des Nationalsozialismus in Deutschland war es in erster Linie. 
der diese Entwickelung beschleunigte. Selbstverständlich mußte 
die Vernichtung des Kommunismus in Deutschland die bolsche- 
wistische Regierung stark verstimmen, während sie auch sofort 
In der Ostpolitik des „militanten Nationalsozialismus“ eine Be- 


7) Vollständiger Text bei: Hoetzsch-Bertram, Dokumente zur Weltpolitik 
der Nachkriegszeit, Heft 6, Der Europäische Osten. 

8) Der Nichtangriffspakt mit Rußland wurde in der französishen Kam- 
mer einstimmig angenommen; im Senat sprachen Eccard und Barthou (!) 
dagegen. 
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Irohung gegen die Sowjetunion zu erblicken vorgab. Freilich, 
lie deutsche Revolution war für Rußland nicht die wirkliche 
Jrsache der Umstellung seiner Politik, die der Weltgegensatz 
‚u Japan nach wie vor bestimmte, dagegen wirkte sie ohne 
Zweifel auf Frankreich als die eigentlich treibende Kraft zur 
weiteren Ausgestaltung seiner Beziehungen mit der Sowjet- 
nnion. Angesichts der Vereinheitlihung der politischen Willens- 
bildung in Deutschland und der neuen Sinngebung der deutschen 
Politik, mußte Frankreich versuchen, nunmehr alle in Europa 
dafür in Betracht kommenden Kräfte gegen das erwachte und 
innerlich erstarkte Deutschland ins Feld zu führen. So ergriff 
man auch gerne die Hand, die sich von Moskau her bot. Es war 
zu verlocend, die Karte, die Deutschland einst in seinem Spiel 

ehabt hatte und deren es sich oft bedient hatte, nun selbst in 

ie Hand zu nehmen und gegen Deutschland auszuspielen. In 
der Folge waren es hauptsäclic drei Faktoren, die die Zu- 
sammenarbeit der russischen und der französischen Außenpolitik 
begünstigten: 


i. die Neuorientierung der internationalen 
Verhältnisse, verursacht A den Austritt Japans und 
Deutschlands aus dem Völkerbund, für Rußland erleichtert durch 
die Anerkennung von seiten der Vereinigten Staaten. Rußland 
erkennt nunmehr im Völkerbund ein Instrument seiner Siche- 
rungspolitik nach Westen, Frankreich in den russischen Sicher- 
heitswünscen eine neue Möglichkeit der Unterstützung seiner 
Abrüstungs- und osteuropäischen Politik. So wenig die Mitarbeit 
Rufllands in Genf an sich ein Novum darstellt, so neu ist jetzt die 
Form, in der sie erfolgt, die Rührigkeit, mit der der russische 
Delegierte den französischen Standpunkt unterstützt, mit neuen 
Initiativen und Vorschlägen aufwartet (so der einer ständigen 

Friedenskonferenz, die an die Stelle der Abrüstungskonferenz 
treten solle). Im ganzen ist die russische Politik in Genf heute 
schon zu übersehen. Man ar sich in Moskau, daß die Nicht- 

angriffspakte doch nur eine allgemeine und nur negative Formel 
enthalten, die an und für sich noch nicht genügt, um die Sicher- 
heit in Osteuropa zu garantieren. Andererseits hat auch die in 
den Pakten mit den osteuropäischen Staaten enthaltene Defini- 
tion des Angreifers nur dann wirkliche Bedeutung, wenn sie 
die Verpflichtung zu Sanktionsmafßnahmen und gegenseitiger 
Beistandsleistung gegen jeden eventuellen Angreifer enthält. So 
sieht man jetzt in Moskau das Sicherheitsproblem in dreifacher 
Abstufung: vom bloßen Nichtangriffspakt über die Definition 
des Angreifers bis zur Sanktionsverpflichtung und Bee ige 
Hilfeleistung. Es ist die logische Weiterentwicklung dieser Poli- 
tik, daß sie zunächst versucht, einen Pakt über gegenseitige 
Hilfeleistung in die Wege zu leiten, der sich auf die mittel- und 
osteuropäischen Staaten beschränken würde, in Wirklichkeit aber 
nichts anderes bedeuten würde, als ein „Ostlocarno“ unter Um- 
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peang Deutschlands, das Briand einst schon erstrebt hatte, und 
as nunmehr den Sowjetstaat gegen jede Gefahr von Westen 
her schützen soll. Frankreich hätte dabei den Vorteil, seine seit 
dem Genfer Protokoll von 1924 unentwegt festgehaltene Sank- 
tionsidee und den ebenfalls von ihm propagierten Gedanken 
von Regionalabkommen auf dem ganz besonders schwierigen 
Boden Osteuropas zum erstenmal verwirklicht zu sehen, ein 
danke, der sich dann auch auf ein allgemein-europäisches Sicher- 
heitssystem übertragen ließe. Ferner würde damit Deutschland 
vor ein fait accompli gestellt und könnte dann noch mehr als 
Störenfried im Kreis der Nationen Europas verdächtigt werden, 
da es selbstverständlich eine Einladung, diesem Sicherheitsbund 
beizutreten, ausschlagen müßte, mit der natürlich der Verzicht 
auf die Revision seiner Östgrenzen verbunden wäre. Die 
Vollendung dieses Systems würde der Eintritt der Sowjetunion 
in den Völkerbund darstellen, der einmal die definitive Wieder- 
kehr Rußlands in den Kreis der europäischen kapitalistischen 
Staaten (den man einst als geschlossene Front, geschaffen, um 
den ersten Arbeiter- und Bauernstaat der Welt zu vernichten, 
betrachtet hatte) bedeuten würde, und der weiterhin auch eine 
starke Verschiebung der Situation in Genf selbst zur Folge hätte, 
die sich vielleicht bis zu einer Revision der Satzungen erstrecken 
müßte. Diese sih anbahnende Entwicklung führt zu dem zwei- 
ten Faktor, der für die neueste Phase der französisch-russischen 
Beziehungen von großer Bedeutung war: 


2. Die Neugestaltung des Verhältnisses der 
Sowjetunion zu den Staaten der Kleinen Entente 
und Südosteuropas. Die Anerkennung Rußlands von seiten 
der Kleinen Entente hat sich in den letzten Tagen vollzogen (am 
9. Juni 1934; nur Jugoslawien hinkt um ein paar Tage nach) und 
war, wie man aus dem Notenwechsel erfährt, schon seit der 
Zagreber Konferenz der Außenminister der zur Kleinen Entente 

ehörigen Staaten (Januar 1934) beschlossen worden. Daft Herr 

arthou dabei hinter den Genfer Kulissen energisch soufflierte. 
war immerhin recht deutlich hörbar. Für Rußland ist der durch 
die Anerkennung Rumäniens ausgesprochene Verzicht auf Bes- 
sarabien ein Opfer, das es seiner neuen Ost- und Südosteuropa- 
Politik bringen mußte. Auch die Anerkennung Rußlands durch 
die Balkanstaaten, die noch ausstehen, dürfte nunmehr nur noch 
eine Frage der Zeit sein — damit wären dann für den Eintritt der 
Sowjetunion in die Liga der Nationen die nötigen Voraussetzun- 
gen geschaffen. Der letzte Faktor, der das russisch-französische 
Verhältnis entscheidend mitbestimmte, war 

3. die Neuregelung des deutsch - polnischen 
Verhältnisses. Mit der Unterzeichnung des deutsch-polni- 
schen Paktes und der Wirtschaftsvereinbarungen hat die deutsche 
Regierung die direkte Verbindung mit Warschau aufgenommen. 
Für Warschau bedeutet dies den vor Europa erbradıten Beweis, 


594 


daß es wohl fähig ist, die Politik einer selbständigen Großmacht 
zu treiben, und ferner, daß es gegen die neue russisch-französische 
Freundschaft auch seinerseits Gegengewichte schaffen kann. Es 
bedurfte der Reise Barthous nach Polen, um vor allem das 
psychologische Verhältnis zwischen Paris und Warschau wieder 
in Ordnung zu bringen, auf sein Drängen war auch der russisch- 
polnische Nichtangriffspakt erneuert worden?). Für die deutsche 
Ostpolitik aber hat der Vertrag mit Polen eine grundsätzliche 
Bedeutung: er ist der erste Schritt zu einer auf das föderative 
Prinzip begründeten Neuordnung Europas, unter stärkster Be- 
rücksichtigung der Rassen- und Nationalitätenverhältnisse, der 
Beginn einer neuen nationalsozialistischen Außenpolitik, für die 
man in Polen wohl Verständnis hat, und die überhaupt im Osten 
und Südosten Europas eine starke Anziehungskraft ausübt und 
noch mehr ausüben wird, in der Rußland eine (vor allem ideolo- 
gische) Gefahr für sich erblickt, und die in Frankreich bis jetzt 
völlig unbegriffen bleibt. 


Am 11. Januar 1934 wurde auch ein Handelsvertrag 
zwischen Frankreich und der UdSSR unterzeichnet. Damit war 
— vorbereitet durch die Reisen Herriots und Pierre Cots nach 
Rußland im August und September 1933 — eine weitere Stufe 
auf dem Wege der Annäherung der beiden Mächte erreicht wor- 
den, die ihre Wirtschaftsbeziehungen regeln und gleichzeitig 
eine breitere Basis für eine künftige Neubelebung des russisch- 
französischen Warenaustausches schaffen sollte. Der Vertrag 
(dessen wirtschaftliche Bedeutung in Abschnitt IV behandelt 
wird) regelt 1. die Zollfragen, indem Frankreich Rußland den 
Minimaltarif oder feste Kontingente für die hauptsäclichen 
russischen Ausfuhrartikel zugesteht:; 2. die Finanzierung des 
Warenaustausches, indem Rußland für 250 Millionen Franken 
Bestellungen an die französische Industrie vergeben will und 
dafür Kredite erhält, die durch Petroleumlieferungen seinerseits 

arantiert werden sollen; 3. die Regelung der rechtlichen Lage 
der russischen Handelsvertretung in Frankreich (als einer Regie- 
rungsvertretung zur Durchführung des russischen staatlichen 
Auficahandelsntsnopols) und des französischen Handelsattaches 
in Rußland. Der Vertrag gilt nur für ein Jahr — die Schulden- 
frage bleibt darin überhaupt unberücksichtigt. 


Die jüngste Entwicklung der letzten Monate steht unter dem 
Zeichen der Reintegration der Sowjetunion in die europäischen 
zwischenstaatlichen Beziehungen; der Eintritt Rufßlands in den 
Völkerbund ist nur noch eine Frage der Zeit, er wird vorbereitet 
durch die Verbindung Ruflands mit den am status quo inter- 
essierten Staaten, wobei die Sowjetunion vor allem den Gewinn 


°) Barthou berichtete darüber in der Kammer: „J’ai apporté dans mes 
conversations toute la force de persuasion dont j’etais capable, pour rappro- 
cher les deux pays...“ (Temps, 27. Mai 1934.) 
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aus ihrer Verbindung mit Frankreich hat, daß man ihr von Pari: ' 


aus den Weg nach den ost- und südosteuropäischen Staaten 
ebnet und sie sich so gegen den sehr realen Druck Japans iu 
Fernen Osten und angeblich auch gegen die Bedrohung durd 
den „deutschen Revisionsdrang“ sichern kann. Dabei ist die 
Sowjetpresse sichtlich bemüht, unter der Agide Radeks, des ein- 
stigen erbitterten Kämpfers gegen das System von Versailles. 
die letztere Gefahr besonders hervorzuheben, um die Solidarität 
mit Frankreich im „Kampfe um den Frieden“ zu begründen. Fü: 
Frankreich ist die Unterstützung seiner Abrüstungs- und Sicher- 


heitsthesen durch Rußland in Genf von großem Wert, insbeson- | 


dere angesichts des englischen Widerstandes, und das neue Inter- 
esse der Russen am status quo in Europa ist für die französische 
Politik eine wirksame Handhabe zur Verfolgung ihrer gegen 
Deutschland gerichteten Ziele. Wieweit die russisch-französische 
Annäherung schon jetzt zum Bündnis oder gar zur Militärallianz 
vorgeschritten ist, läßt sich noch nicht übersehen, erscheint aber 
doch bei der prinzipiellen Abneigung der Russen gegen eine 
Festlegung in Europa wenig wahrsceinlich!°). 


IV. 
Die Wirtschaftsbeziehungen. 


Erst durch den Handelsvertrag von 1934 war die rechtliche 
Grundlage geschaffen worden, auf der eine normale Entwicklung 
der russisch-französischen Wirtschaftsbeziehungen möglich ist. 
Wenn die Verbindung des zaristischen Rufland mit der französi- 
schen Republik durch die russische Anleihepolitik, diesich seit dem 
Ende der achtziger Jahre des 19. Jahrhunderts fast ausschließlich 
auf den französischen Geldmarkt konzentriert hatte, überhaupt 
erst vorbereitet und begründet wurde, so trat bei den Beziehun- 
gen zwischen Frankreich und der Sowjetunion gerade der umge- 

ehrte Fall in Erscheinung: es hat fast 10 Jahre seit der Wieder- 
herstellung normaler diplomatischer Beziehungen gedauert, bis 
eine vertragliche Normierung der Wirtschaftsverhältnisse zu- 
stande kam, während zwischen der Sowjetunion und anderen 
Staaten (England!) Handelsverträge und Wirtschaftsvereinbarun- 
gen lange vor der de-jure-Anerkennung abgeschlossen wurden. 
Die französische Geschäftswelt, der französische Sparer und 
Rentner, die ihre Kapitalien dem zaristischen Rußland zur Ver- 
fügung gestellt hatten, konnten nach dem Verlust dieser Mil- 
liardenbeträge der Sowjetunion, die an seine Stelle getreten war 


10) Bis jetzt wurde nur, auf Anregung des französischen Generalstabs- 
chefs Weygand, der Austausch von Militärattaches zwischen Paris und Mos- 
kau vorgenommen; ferner hat eine russische Militärkommission Frankreich 
bereist, um dort Betriebe zu besichtigen und Bestellungen zu vergeben (An- 
fang 1935). 
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und deren innerpolitischen und wirtschaftlichen Verhältnissen sie 
außerdem mit dem größten Mifttrauen gegenüber standen, un- 
möglich das für die Gestaltung normaler Handelsbeziehungen 
nötige Vertrauen entgegenbringen. Das Ressentiment des um die 
„papiers russes“ betrogenen französischen Rentners stand einer 
Ausgestaltung der Wirtschaftsbeziehungen zwischen Frankreich 
und der UdSSR als unüberwindbares Hindernis im Wege, dessen 
Ausmaß man nur dann richtig einschätzen kann, wenn man die 
Bedeutung des psychologischen Momentes im französischen Wirt- 
schaftsleben in Betracht zieht. So ergeben denn auch die Han- 
delsbeziehungen zwischen Frankreich und der Sowjetunion ein 
sehr unstetes Bild!!): 


1913 1923/24 | 1924125 1925126 | 1926/27 1927/28 | 1929 | 1930 | 1931 | 1932 119332) 


Russische Aus- 

fuhr nach 

Frankreich 

in Millionen 

Goldrubel. .1100,9| 15 22 39 54,1 | 40,6 | 42,5 | 44,1 | 28,3 | 28,5 | 21,5 
Französische 

Einfuhrnach 

Rußland in 

Mill.Goldrbl. | 59,9) 2,3 92| 19,3| 22,1| 35,8 31,6 | 29,7 | 14,9| 3,8| 5,0 


Aus dieser Tabelle und der nachstehenden graphischen 
Skizze ist das starke Überwiegen der russischen Ausfuhr nach 
Frankreich über die französische Einfuhr nach Rußland ersicht- 
lich. Zur Zeit der Schuldenverhandlungen hatte die russische 
Ausfuhr sogar 54% der Vorkriegsausfuhr nach Frankreich er- 
reicht, und sie hatte sich, trotz der Restriktionsmaßnahmen von 
1930, auch in den Jahren 1931—1933 noch auf einer gewissen Höhe 
halten können (etwa 28 % der Vorkriegsausfuhr). Dagegen ver- 
ringerte sich die französische Einfuhr nach Rußland, die ebenfalls 
in den Jahren 1926—1928 über 50 % der Vorkriegseinfuhr erreicht 
hatte, seit-1931 sehr schnell, und betrug 1932 nur noch 7 %, 1933 
nur noch 9% der Vorkriegseinfuhr. Der prozentuale Anteil des 
Warenaustausches zwischen den beiden Staaten an ihrer ge- 
samten Ein- bzw. Ausfuhr ergibt folgendes Bild'?): 


u) Die Zahlen sind nach der russischen Statistik (Vneönaja Torgovlija) 
angegeben. 


ı2) Die entsprechenden Angaben der französischen Statistik, die nach 
anderen Gesichtspunkten erhoben wird, geben keinen zutreffenden Ver- 
gleichsmalstab. Nach dem „Annuaire Statistique“ berechnet, betrug der pro- 
zentuale Anteil der französischen Ausfuhr nach Rußland 1929 0,5 %, 1930 0,4 %, 
1931 0,2 %, der französischen Gesamtausfuhr, und der prozentuale Anteil fran- 
zösischer Einfuhr aus Rußland 1929 1,2%, 1930 1,25 %, 1931 1,2% der fran- 
zösischen Gesamteinfuhr. 
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1924 | 1925 | 1926 | 1927 | 1928 | 1929 | 1930 | 1931 | 1982 


Prozentualer An- 
teild.russischen 
Ausfuhr nach 
Frankreich an 
der russ.Gesamt- 


ausfuhr....... 7,2 %0 | 4,9 %/0 | 4,5% | 42% | 3,5 2/0 | 4,9 %o 


Prozentualer An- 
teild.russischen 
Einfuhr aus 
Frankreich an 
derruss.Gesamt- 
einfuhr ...... 0,9 %/0 | 1,1 9/0 | 2,9 9/0 | 2,9 %/0 | 3,8 9/0 | 4,3 %0 | 2,8 9/0 | 1,3 Yo | 0,5% 


Die Tabelle zeigt, daß auch der prozentuale Anteil der 
russischen Ausfuhr nach Frankreich und der russischen Gesamt- 
ausfuhr sich a... von dem einmaligen Höhepunkt im 
en 1927) im allgemeinen auf der gleichen Höhe gehalten hat. 

ie französische Einfuhr nach Rußland dagegen zeigt auch in 
ihrem Verhältnis zur russischen Gesamteinfuhr (bei einem sehr 
geringen Volumen) große Schwankungen, von 4,3 % im Jahre 
1929 bis 0,5 % im Jahre 1932. Im allgemeinen ist der Anteil des 
russisch-französischen Warenaustausches am Gesamtaußenhandel 
der beiden Länder (etwa gegenüber dem russisch-deutschen) 
überraschend gering. 


Auch die Struktur der russisch-französischen Wirtschafts- 
beziehungen hat sich im Verhältnis zur Vorkriegszeit fast in allen 
Positionen stark verändert. Während die hauptsächlihen Posi- 
tionen der russischen Vorkriegsausfuhr nach Frankreich in 
Weizen (1913 33%), in Flachs (12%) und in Holz (10%) be- 
standen, ist seit 1924 das Petroleum an die erste Stelle getreten, 
mit durchschnittlich 20% in den Jahren 1926—1929, und 65 % in 
den Jahren 1931—1932. Daneben spielten noch Holz und Holz- 
produkte mit durchschnittlich 10% eine gewisse Rolle, in weite- 
rem Abstand folgten dann Manganerz, Getreide, Felle usw. Die 
französische Ausfuhr nach Rußland zeigt eine noch stärkere Ver- 
schiebung, die die Veränderungen im Aufbau der französischen 
Wirtschaft und die zunehmende Bedeutung der Ausrüstungs- und 
Schwerindustrie innerhalb derselben widerspiegelt. Während 
in der französischen Vorkriegseinfuhr nach Rußland Verbrauchs- 
waren (Stoffe, Textilien, alkoholische Getränke, Luxusartikel 
usw.) an erster Stelle standen, wuchs in der Nachkriegszeit der 
Import an Halbfabrikaten und Fertigwaren (insbesondere Ma- 
schinen, Apparate, Transportmittel, chemische Produkte) stark 
an, während unter den Verbrauchswaren nur noch Gewebe und 
Garne eine gewisse Bedeutung behalten. Aus der Struktur der 
russisch-französischen Handelsbeziehungen ergibt es sich ganz 
klar, daß Rußland in keiner Position auf den französischen 
Import angewiesen ist, es könnte (und der Wirtschaftskrieg der 
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Jahre 1930/31 hat es auch gezeigt) seinen ganzen Bedarf ander- 
 weitig decken. Frankreich ist dagegen zum mindesten an einer 
Position im Warenaustaush mit Rußland aufs stärkste inter- 
essiert: dem russischen Petroleum. Die französische 
Marine ist ein Großabnehmer für russisches Ol, in dem Bestreben, 
von den angelsächsischen Trusts unabhängig zu sein. Schon im 
Jahre 1928 war ein Vertrag mit dem Alleussischen Naphtha- 
syndikat zustandegekommen (s. o.), und nun sollen regelmäßige 
Lieferungen der Russen, als Garantie für die ihnen gewährten 
Exportkredite, einsetzen. Auch die Holzausfuhr Rußlands nach 
Frankreich spielt eine besondere Rolle, da Frankreich für be- 
stimmte russische Hölzer (besonders Nadelschnittholz) wohl auf- 
nahmefähig wäre, aber die Konkurrenz zwischen dem russischen 
Holzimport und dem aus den französischen Kolonien fürchtet. 
Die Bedeutung des Handelsvertrages vom 11. Januar 1934 
darf in diesem Rahmen nicht überschätzt werden. Rußland hat 
für eine Reihe von Waren seiner Ausfuhr nach Frankreich 
Mindestzollsätze zugestanden bekommen (so für Getreide, Faß- 
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und Papierholz, Kaviar, Därme usw.), aber die natürliche 
Basis der gemeinsamen Wirtschaftsinteressen 
und -traditionen ist noch sehr schmal. Rußland will 
weiterhin besonders Maschinen, Flugzeugmotore, Transportmittel 
u. dgl. in Frankreich bestellen, während Frankreich hauptsäch- 
lich Interesse am russischen Petroleum und Holz hat. Im allge- 
meinen wird die starke, durch psychologische Momente bedingte 
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Figenrichtung der französischen Wirtschaftsbeziehungen und 
Kapitalbewegungen sich nicht so leicht auf das russische Geleise 
hinüberführen lassen, wie es die politischen Kreise erstreben. 
während Rußland selbstverständliih mit dem Außenhandel; 
monopol das Regulativ für die Gestaltung seiner Handelsbezie- 
hungen, auch nach politischen Gesichtspunkten, immer in der 
Hand hat. Die nachstehende Skizze soll die Entwicklung der 
Handelsbeziehungen im Zusammenhang mit der politischen Ent- 
wicklung veranschaulichen. Dabei ist besonders eindrucksvoll. 
wie stark die politische und die wirtschaftliche Entwicklung aus- 
einanderführt (während z. B. die Ausfuhr Deutschlands nad 
Rußland noch im Jahre 1933 das Dreißigfache, im Jahre 1932 das 
Hundertfache der französischen betragen hatte). 


y. 
Die geistig-kulturellen Beziehungen. 
Wie Rußland und Frankreich als politische Gebilde, so ver- 


körpern auch der Russe und der Franzose als Menschentypen 
die größten Gegensätze auf dem europäischen Kontinent. Von 
festen natürlichen Grenzen umsäumt, reich gegliedert und viel- 
gestaltig, nur nach Osten hin geöffnet, weist shon der geographi- 
sche Lebensraum des Franzosen die Tendenz zur Ce oaa 
heit, die bis zur Abgeschlossenheit geht, zur Einheitlichkeit und 
zur Gruppierung um ein einziges natürliches Zentrum auf; in 
stärkstem Kontrast dazu steht die ungeheure Weiträumigkeit und 
Gleichförmigkeit der großen russisch-asiatischen Tiefebene. Dem 
an Volkskörper in Frankreich steht im russischen Staat 
as bunteste Völkergemisch gegenüber, der gefestigten Lebens- 
und Kulturform eine werdende, in ihrer Entwicklung immer 
wieder abgeschnittene, dem einheitlichen und zielstrebigen Ge- 
schichtsverlauf ein gebrochener, mit immer neuen Ansätzen und 
immer neuen Mißerfolgen, und schließlich: dem individualisti- 
schen, geprägten Welt- und Lebensgefühl des Franzosen das 
jugendlich-unbestimmte Gemeinschaftsgefühl und -bedürfnis des 

ussen. So sind zwischen den beiden wohl „Affinitäten” — der 
äußeren Lebensform — denkbar und wurden mitunter auch her- 
vorgehoben, aber es sind die Affinitäten von Gegensätzen, die 
keine innere Verwandtschaft zeigen. Schon frühzeitig wurde 
auf beiden Seiten diese Wesensfremdheit empfunden: Den Fran- 
zosen erfaßte ein unwillkürliches Gefühl des Unbehagens gegen- 
über der ungeklärten Dynamik des Russentums, und der Russe 
empfand die Enge und Kleinräumigkeit des französischen Lebens 
als bedrückend. So ist es Diderot, der die Phrase vom „Kolof 
auf tönernen Füßen“ zuerst geprägt hat!) und auch aus Auße- 
rungen Rousseaus, Condillacs, Napoleons („In 50 Jahren wird 


13) Mémoires du Comte de Ségur, Bd. III, S. 214. 
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Europa republikanisch oder kosakisch sein“ ist ein bekannter 
Ausspruch des letzteren) redet Befremden, Verachtung oder 
heimliche Furcht. Für das liberale Frankreich des 19. Jahr- 
hunderts ist Rußland der ausgesprochene Feind der Zivilisation 
und der modernen bürgerlichen Gesellschaft. „Rußland gilt 
nichts in Rußland. Es gibt dort keine Nation, es gibt nur ein Büro 
und eine Peitsche. Das Büro ist der Deutsche, die Peitsche ist 
der Kosak. Rußland ist eine Lüge. Eine Lüge im Grundherrn, 
eine Lüge im Priester, eine Lüge im Zaren. Éin Crescendo von 
Lügen, von Täuschungen, von Illusionen . . .14)“, so urteilt der 
Historiker Michelet über Rußland. Umgekehrt galt auch Frank- 
reich dem zaristischen Rußland als der europäische Unruhstifter 
und Feind des auf das legitime Prinzip begründeten Völker- 
friedens. Trotz des unzweifelhaft starken Einflusses der fran- 
zösischen Literatur, Sprache und Kultur im alten Rußland, der 
sich aber nur auf die obersten Schichten erstreckte und über die 
Rezeption äußerer Lebensformen (die ebensogut als „westlich“ 
denn als französisch bezeichnet werden könnten) doch eigentlich 
nicht hinausgegangen war, hatte das Zarenreich aus seiner Ab- 
neigung gegen die französische Republik kein Hehl gemacht, 
während andererseits auch der „Zarismus“ bei den französischen 
Liberalen und Radikalen einen instinktiven Widerwillen aus- 
löste — aber die gegenseitige auf dem Widerspruc der inner- 
politischen Systeme Erründeis Abneigung war doch nicht so 
stark gewesen, daß sie das politische und militärische Bündnis 
der beiden Staaten hätte hindern können. 


Auch heute besteht zwischen Frankreich und Rußland ein 
ewaltiger Gegensatz der politischen und kulturellen Lebens- 
ormen. Der Sowjetrusse hat sich durch die jahrelange Agitation 
in Presse und Publizistik daran gewöhnt, im Franzosen die ver- 

abscheuungswürdigste Inkarnation des „Burshui“ zu sehen, wäh- 
rend die Angst und die Abneigung des französischen Bürgertums 
gegen das bolschewistische Rußland zum mindesten so groß ist 
wie die des Zarenreiches vor der französischen Republik und 
durch die überaus zahlreichen Inhaber der „papiers russes“ auch 
dauernd wach gehalten wird. So wird von den französischen 
Kreisen, die die „mentalité de droite“ besitzen, noch auf lange 
Zeit hinaus keine Revision ihrer Gefühle gegenüber dem bolsche- 
wistischen Rußland zu erwarten sein, wenn sie auch die „bolsche- 
wistische Gefahr“ durch die Niederlage des Kommunismus in 
Deutschland und Mitteleuropa schwinden sehen und einer politi- 
schen Annäherung Frankreichs an Sowjetrufland nicht offen 
widerstreben. Anders ist dagegen die Haltung des Teiles der 
französischen Öffentlichkeit, der der politischen Gruppierung oder 
der Mentalität nach zur Linken gehört. Der Standpunkt des 
liberalen, heute des radikalsozialistischen Franzosen, der die 


u) Pologne et Russie, S. 105. 
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en gegen das zaristische Rußland nie überwunden hatte, 
ist vielmehr im allgemeinen nicht ausgesprochen sow jetfeindlich. 
Der Kult der französischen Revolution, eine Art Rerolulions: 
mystik, die die Grundlage der radikalen Ideologie ausmacht, laßt 
ihn auch das weiteste Verständnis für die russische Revolution auf- 
bringen. Von dem Gefühl der Loyalität gegenüber jeder anti- 
monarchistischen Revolution durchdrungen, sieht er in der revolu- 
tionären Ideologie des Bolshewismus eine gewisse Verwandtschaft 
mit der von 1789, in dem Bewußtsein, da jene noch lange nicht 
ihre endgültige Form gefunden habe und ihre Härte, ihren Fana- 
tismus mit der Zeit noch verlieren werde. Für diese Haltung ist 
der Führer des Radikalsozialismus, Herriot, selbst der beste Zeuge. 
Auf seinen zwei Reisen durch Rußland (1922 und 1933, die letzte 
dauerte nur knapp 14 Tage), besuchte er eifrig Kolchose und 
Museen, Kathedralen und Fabriken, erklärt dann in zahlreichen 
Interviews, daß es in Rußland keine Hungersnot gebe, daß Ruß- 
land vor einer Machtentfaltung, die nur mit der der Vereinigten 
Staaten vergleichbar sei, stehe, daß er die Arbeiter, Bauern und 
alle Werktätigen der Sowjetunion beglückwünsche, so großartige 
Erfolge verwirklicht zu haben. Daft die Sowjets eine solche 
Stimmung auszunützen verstehen, zeigt die Tatsache, daß sie 
sämtliche Filmaufnahmen von der Reise Herriots zu einem Ton- 
film zusammengestellt haben, mit einer russischen, einer fran- 
zösischen und einer englischen Version). Die Komik, die darin 
liegt, Herriot als Star eines sowjetrussischen Propagandafilms 
auftreten zu sehen, empfand man aber auch in Frankreich, und 
der recht dünne Faden der kulturellen Beziehungen zwischen 
Rußland und Frankreich ist durch seine Reise nicht wesentlich 
verstärkt worden. 

Der Einfluß der französischen Literatur und Kultur im heu- 
tigen Rußland ist äußerst gering, auch die Kenntnis des Fran- 
zösischen ist sehr stark zurückgegangen. Umgekehrt ist der Ein- 
fluß der sowjetrussischen Literatur und Kunst in Frankreich 
stärker, wenn er auch durch die russische Emigration, die in 
Frankreich etwa 200000 Köpfe zählt, in Paris allein rund 150 000, 
{eilweise paralysiert wurde. Auch in Frankreich hatte es (in 
den Jahren 1924—1926) eine Inflation an russischer Literatur o 
geben, Dostojewskij, Tolstoj und Turgeniew wurden und werden 
in allen Schichten viel gelesen, von den neueren neben Gorki 
besonders Pilnjak, Schölochow. Alexej Tolstoi. Unter den bil- 
denden Künsten ist es vor allem die Architektur, die unter dem 
starken Einfluß der russischen Formen steht!®). Unter den Lite- 
raten ist es eine kleine Gruppe von Ideologen, die eine kultu- 
relle Zusammenarbeit mit der Sowjetunion fordern, unter ihnen 


15) Temps, 14. Sept. 1953. Ein neues Buch Herriots, „Orient“, worin er 
die Eindrücke seiner letzten Reise in Südost- und Osteuropa verarbeitet hat, 


ist soeben erschienen. 
16) Ihr Wegbereiter ist der Architekt Le Corbusier. 
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Andre Gide, der von einer Rufllandreise im Jahre 1932 als Ver- 
künder der bolschewistischen Heilsbotschaft zurückgekehrt ist, 
Malraux, unter den jüngeren wohl die stärkste Begabung, Romain 
Rolland, Gionot, die Gruppe um die (inzwischen wieder einge- 
gangene) Zeitschrift „Plans“ und die der kulturmüden Soziologen 
Aron-Dandieu und andere. Die Literatur über Sowjetrußland 
ist auch in Frankreich überaus zahlreich). Auch die wissen- 
schaftliche Beschäftigung mit der Sowjetunion 
ist bis jetzt noch recht gering. Das von Ernest Denis be- 

ründete „Institut d'Etudes Slaves“ in’ Paris pflegt in erster Linie die 

ulturellen Beziehungen mit der Tschechoslowakei, Polen und 
Jugoslawien. In jüngster Zeit (Mai 1934) wurde ein Besuch fran- 
zösischer Gelehrter in Moskau organisiert, der „zu einer Befesti- 
gung der russisch-französischen Freundschaftsbande“ führen 
sollte und zu geräuschvollen Manifestationen der neuen Freund- 
schaft Anlaß gab. Auch für die Zukunft werden wohl auf beiden 
Seiten weitere Bemühungen, den geistigen Kontakt zwischen 
Frankreih und der Sowjetunion ie unternommen 
werden, deren Erfolg abzuwarten bleibt. 

Die französische kommunistische Partei ist, wie jede andere, 
moskauhörig, hat aber nur eine sehr geringe Bedeutung, die 
immer mehr zurückgeht. Der innerpolitishe Kampf in Frank- 
reich wird nicht mehr in erster Linie gegen den Kommunismus, 
den man zu wenig ernst zu nehmen braucht, geführt werden, 
sondern gegen den Sozialismus, so daß eine Belastung des 
russisch-französischen Verhältnisses von dieser Seite her nicht 
bevorstehen dürfte. 


VI. 


Die russisch-französische Annäherung und Deutschland. 


In einer Rede bei der 4. Session des ZIK hat der Präsident 
des Rates der Volkskommissare, Molotow, bei einem Überblick 
über die außenpolitische Lage der Sowjetunion den Satz aus- 
gesprochen: „Wir sind überzeugt, daß unsere Zusammenarbeit 
mit Frankreich in ein neues Stadium eingetreten ist und eine 

ute Zukunft vor sich hat). Nach der wechselvollen Entwick- 
ung der Beziehungen der beiden Mächte im letzten Jahrzehnt 
hat es auch wirklicb den Anschein, als ob nunmehr über die Kon- 
solidierung der politischen Beziehungen hinaus ihre dauernde 
Kooperation in der europäischen Politik gesichert sei, die sich 
vor allem gegen die Mitte Europas wendet. Frankreich ist der 
Wegbereiter der russischen Südost- und Östeuropapolitik ge- 
worden, Rußland der Garant des Versailler Systems im Sinne 


17) Sämtliche über die Sowjetunion bis 1930 in französischer Sprache er- 
schienenen Werke sind in der ausgezeichneten Bibliographie von Victoroff- 
Toporoff, „Rossica et Sovietica“, Paris 1951, zusammengefaltt. 

138) Izvestija, 29. Dez. 1955. 
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Frankreichs. Die ZielederfranzösischenPolitik sind 
dabei, wenigstens was Europa anbelangt, klar, denn es sind die 
alten, an denen sie seit 16 Jahren unverändert festhält. Wie wei 
sich Frankreich auch in der Weltpolitik, d. h. in erster Linie in 
Ostasien an Rußland binden wird, bleibt bis jetzt völlig undurd- 
sichtig. Obwohl es einerseits von dem Anspruch der Japanir auf 
die unbedingte Vorherrschaft in Ostasien in seinen direkten Ín- 
teressen (Indochina) bedroht wird, scheint es bis jetzt doch keines- 
wegs sich auf die russische Fernostpolitik festlegen zu wollen. E: 
scheint im Gegenteil — der seltsame Vorgang der Anerkennung: 
Mandschukuos durch San Salvador, die offenbar von Frankrei 

betrieben wurde, weist darauf hin — seine Fernostpolitik als Re- 
gulativ für seine Beziehungen mit der Sowjetunion in Europa 
zu betrachten, eben um sich Moskau auf dem europäischen Terrain 
leichter gefügig machen zu können. Rufllands Ziele, die es 
bei der Verbindung mit Frankreich verfolgt, sind ebenfalls klar: 
Sicherheit nach Westen im Falle eines Konfliktes im Fernen 
Osten, gefestigt durch einen europäischen Beistandspakt. dessen 
Voraussetzung der Eintritt in den Völkerbund ist, und darüber 
hinaus — als logische Folge seines intimen Verhältnisses zu 
Frankreich — die Garantie, daß dessen Beziehungen zu England 
nicht allzu eng werden, im Sinne der von Rußland immer ge- 
fürchteten alten Entente. Und in der Tat ist schon heute die Un- 
ruhe, die die neue russisch-französische Freundschaft in Eng- 
land hervorruft, deutlich spürbar. Dabei hat freilich die russische 
Politik gegenüber der französischen einen gewaltigen Vorteil: 
sie istin Europa nicht mehr primär interessiert. 
Während Frankreich durch den Kampf für die Behauptuns 
seines politischen und militärischen Übergewichts in Europa ge- 
bunden ist, verfolgt die Sowjetunion hier nur Ziele der Siche- 
rung und Rückversicherung. Während Frankreih immer nur 
nach einer Richtung (d. h. gegen die Mitte) arbeiten kann, ver- 
mag sich die russische Politik in jede Konstellation einzuschal- 
ten, wobei für sie keine Bindung in Europa definitiven 


Charakter hat. 


Das führt zur Beantwortung der eingangs aufgeworfenen 
Frage nach dem eigentlichen Charakter der russisch-französischen 
Annäherung in ihrem Verhältnis zu der Situation der neunziger 
ae des vorigen Jahrhunderts. Das alte Rußland hatte nach 

em Südosten Europas und nach den Meerengen hin eine durà 
jahrhundertealte Traditionen ihm vorgeschriebene Expansions- 
politik getrieben, die es in einen unüberbrückbaren Gegensatz 
zur Habsburgermonarcdie versetzt und die sich schließlich mit 
dem Dran dr französischen Republik nach der Wiedererobe- 
rung Elsaß-Lothringens vereint hatte. Der Sowjetstaat, weit 
entfernt, nach Westen hin expansive Politik treiben zu wollen, 
beschränkt sich vielmehr in ona ausschließlich auf die Defen- 


sive, um alle seine Kräfte nach dem asiatischen Osten hin frei- 
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setzen zu können. Für ihn kommt es ausschließlich darauf an, 
welche Konsequenzen sich aus dem Kräftespiel in Europa für die 
Weltpolitik und speziell für die Fernostpolitik der großen 
Mächte ergeben. 

Wenn also der Vergleich der heutigen Lage mit der zur Zeit 
der Entstehung des französisch-russischen Zweibundes auf Grund 
der klaren realpolitischen Tatsachen abzulehnen ist, so bleibt 
doch die Frage der Bedeutung dieser Entwicklung für Deutsch- 
land zu beantworten. Es war ein Fehler der Außenpolitik des 
Weimarer Staates an dieser Stelle, daß sie die damalige Stellung 
Sowjetrußlands gegen das Versailler System und seine weit- 
gehende Unterstützung für Deutschland als definitiv und in dem 
gemutmafßten territorialen Revancheanspruch Rußlands auf die 
östlichen Provinzen des polnischen Staates begründet betrachtete. 
Das hieß die Vielschichtigkeit der sowjetrussichen Außenpolitik 
mißverstehen, die letzthin in der außenpolitischen Ideologie des 
bolschewistischen Staates und der Idee der Weltrevolution — für 

ußland — verwurzelt ist. Die Sowjetunion bleibt nach wie vor 
an der Aufrechterhaltung und Versteifung der europäischen 
Gegensätze interessiert, und wird, sobald sie eine Verschiebung 
zugunsten des einen Teiles zu spüren glaubt, sich auf die Seite 
des anderen schlagen. Die Spannung in Europa, die dessen 
Kräfte vom Standpunkte der Sowjetunion aus neutralisiert, ist 
es eben, woran dieser gelegen ist. Deshalb verfolgt sie mit Be- 
unruhigung die Entwickelung in Deutschland, wo das ganze Volk 
jenen Kampf begriffen und aufgenommen hat, die Fortschritte, 
die der Revisionsgedanke in den angelsächsischen Staaten in den 
letzten Jahren gemacht hat, und das Verständnis, das auch in 
Südost- und Osteuropa für eine Bereinigung der durch das Ver- 
sailler System geschaffenen Gegensätze zu erwachen beginnt. 
Von diesem Blickpunkt aus muß auch die Bedeutung ihrer gegen- 
wärtigen Verbindung mit Frankreih für Deutschland ein- 
eschätzt werden: das primäre und andauernde Interesse an der 
solierung Deutschlands hat nur Frankreich, während sie für 
Rußland nur Mittel zum Zweck ist. Die deutsche Politik 
wird ihre Stellung nach Ost- und Südosteuropa hin selbsttätig 
ausbauen, wobei die Linie Berlin—Warschau eine neue prin- 
zipielle Bedeutung erhält, sie wird aber auch den Draht nach 
Moskau eben deshalb, weil die Sowjetunion als außenpolitischer 
Faktor nicht zu ihren dauernden Gegnern gehört, nicht ab- 
reifen lassen und die auf die politische Situation des Augenblicks 
abgestellten Schachzüge der Moskauer Politik nicht als prin- 
zipielle Feindschaft gegen Deutschland auffassen. 
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Georgien und der deutsche Geist. 


Von Mario Krammer. 


Grigol Robakidse, der georgische Dichter, in dessen 
Werken die Seele seines Volks Gestalt gewinnt, kam zu uns. 
Seit langem mit unserer Sprache und Bildung vertraut, ein 
Schüler Leipzigs, ist Robakidse in Berlin heimisch und zum deut- 
schen Dichter geworden!). In seinen Büchern offenbart sich das 
Grenzenlose, Überzeitliche des Volkes. Es umgibt jeden einzel- 
nen wie eine Atmosphäre, ohne die er nicht sein kann. In ihrem 
Anhaud spürt er das Ewige; sie ist der „Körper Gottes“. Nament- 
lich bei Festen und Beratungen handelt der Stamm wie ein 
Mensch. Seine Seele bildet den Mythos, dessen Gewalt jeden 
erfaßt, der den Boden dieses schönen Landes betritt. Ihm ist 
zumute, wie im Traum, er geht durch ein Märchenland. Da ist 
Romantik Gegenwart, da Liebe ein Brennen in unerschöpflichem 
Licht, da schwinden die allzuhellen Werte des Abendlandes, dafür 
erwacht ein „sechster Sinn“, der das Geheimnis der Schöpfung 
belauscht. Bald glauben wir im Mittelalter zu sein, in den großen 
Tagen der Königin Tamara, bald umgibt uns die Luft chaldäischer 
Zauberei und sumerischer Weisheit. Im christlichen Gewande 
lebt urweltlicher Gottesdienst fort. Maria ist die Erdmutter, 
St. Georg Dionysos; über Megrien, das alte Kolchis, strahlt die 
Mondgöttin ihren unheimlichen Glanz aus. Steinbock und Stier 
sind den Georgiern heilig, das Pferd erleben sie als S ol und 
Gleichnis des Himmlischen, weil es kosmische Erscheinungen 
eher empfindet als der Mensh. Auc das „ewig Weibliche“ ist 
dem Grunde der Dinge näher als alle Männerklugheit. Hier sind 
die Frauen Feen und Hexen, Amazonen und Königinnen, sie 
wissen um die geheimen Tränke des Todes und der Liebe. Neben 
ihnen stehen die Männer wie Kentauren, wie Zauberer; sie sind 
des Gottes und des Weines voll. Sie singen immer. Aus dem 
Volke steigt, mit dem Volke lebt der Dichter. Alte Chroniken 
und Mären von Medea gehen von Mund zu Mund. 

Dies Leben entfaltet sich dort noch heute. Die Romane 
Robakidses spielen in der Gegenwart. Ihr Vordergrund ist oft 
filmisches Geschehen. Da sausen Autos, da blitzt die Licht- 
reklame, da rast die politische Propaganda durch die Straßen. 
Türken und Russen marschieren, die GBU arbeitet und der Bahn- 
zug ist mit Flüchtlingen überladen. Die heutige Welt des Orients 
tut sich auf, die das Alte verachtet, die Europas Fabriken zu über- 
trumpfen sucht. Aber im phantastischen Schein des grellen Mit- 


1) Grigol Robakidse wurde am 27. Oktober 1884 in Westgeorgien geboren. 

Er entstammt einer alten Familie des Landes. In Dorpat und Leipzig hat er 

studiert, vornehmlich op ie später hat er in Petersburg und Paris 

elebt und den Nahen Osten, besonders Persien und die Türkei bereist. Seit 
März 1931 lebt er in Deutschland. 
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tags um Hamadan geistern die Gestalten der Assyrer und 
Alexanders. Und hinter dem geschäftiigen Talmi der Moderne 
steigen die Schneeberge des Kaukasus auf und bergen in sich 
ein Volk der Hirten, Bauern und Jäger von einer reinen Größe 
des Menschentums, die uns oft verwandt anspricht. 

Aus der in Gott gegründeten Gemeinschaft dieses echten 
Volkstums vermag sich niemand zu lösen. Wer je aus diesem 
Quell trank, kehrt zu ihm zurück. Der Held des „Schlangen- 
hemdes?)“, Archibald Mackasch, ist in England aufgewachsen, ohne 
rechtes Wissen um seinen Ursprung. Ihn lockt der Osten und in 
Georgien findet er Vater und Bruder. Durch das Opfer einer 
geliebten Frau erhält er sie sich und gewinnt so die Wurzeln 
seines Seins. Er ist mutiger als Hamlet, der dem Ruf des Vaters 
zu folgen zögert. Ihm ähnlich ist Thamas aus der „Gemordeten 
Seele“, ein junger Georgier, ein echtes Kind seiner Nation, ge- 
nährt von Sonne und Erde, Sang und Wein, gewachsen am Frleb- 
nis Dostojewskijs und der Frau, ein Mann wie ein Baum. Er ist 
Beamter der Sowjets in Tiflis, aber mitten im Geklapper des 
staatlichen Apparats und unter den Augen der Spione bleibt der 
Geist der Heimat in ihm mächtig. Verfolgt findet er auf dem 
Wege über das „Totenhaus“ Gott den Vater, wie er zu ihm aus 
Himmelsluft und Tierauge spricht. 

Ihm gegenüber steht ein anderer Georgier, Dschughaschwili, 
der Welt bekannter unter dem Namen Stalin. In ihm erblickt 
der Dichter den Menschen, der seinen Vater haft und der sich 
damit gewaltsam von den kosmischen Bindungen gelöst hat, die 
nur Vater und Mutter, Geliebte und Kind, Heimat und Volk ver- 
mitteln können. Jener lebt in der kalten Sphäre des Geistes, er 
besitzt alle Erkenntnisse und ist doch nur ein tönendes Erz. Er 
kennt die Liebe nicht und mag sie nicht. Er möchte den blühen- 
den Leib dieses Volkes töten, seine Seele morden. Das Leben 
quält ihn und so zwingt er es in den starren Bann seines aus- 
geklügelten Systems. Er ist der abgefallene Dämon, der ewige 
Gegenspieler des Herrn. Aber gerade als Mephisto weckt er 
neuen Glauben. 

Es ist nicht Feindschaft gegen den Kommunismus Rußlands 
als solchen, der hier aus Robakidse spricht. So seelenmordend, 
so lebensfern wie er, ist auch der westliche Kapitalismus. Die 
ganze entgötterte Welt der Gegenwart überwindet er vom Erleb- 
nis der Nation und Heimat aus, die zu Gott führen. Gerade das 
bringt ihn uns heute nahe. Es ist auch nicht Kritik am Bolsche- 
wismus auf gleicher rationalistischer Ebene mit ihm. Sondern 
ein Dichter tritt dem System, der Ratio und ihrem Triumph 
gegenüber. Er zeigt, wie und wo sie im Menschlichen verwur- 
zelt ist. Er gestaltet die Führer mit unheimlicher Eindringlich- 


2) Robakidse: Das Schlangenhemd. Jena. Diederichs. 223 S. Leinen 


4.40 RM., geh. 2,70 RM. l 
Robakidse: Die gemordete Seele. Jena. Diederichs. 1933. 210 S. 
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keit. Sie haben wirklich etwas von bösen Geistern und so sind 
sie nur im Namen Gottes zu beschwören. Die „Gemordete Seele“ 
ist für uns eines der wichtigsten Bücher der Gegenwart, weil es 
in uns die Kraft des Glaubens stärkt. 

Georgien wird heute für Robakidse mehr und mehr zu einem 
Symbol. Man könnte dafür auch unser Land setzen. Nur hat der 
Dichter dort, wo alles Leben farbiger, ursprünglicher und näher 
zu Gott ist, reichere Möglichkeiten der Gestaltung. Als die Flut 
des seelenlosen, allmächtigen Rationalismus um uns höher und 
höher stieg, so zwischen 1925 und 1930, da wuchs gleichmäßig auch 
in uns das „Heimweh“, die Sehnsucht nach überweltlichen 
Quellen des Lebens. Dieser Abfall von der Ratio bedeutet keinen 
Rückfall in Dunkelheit und Dumpfheit. Auch bei Robakidse 
nicht. Er ist ein am abendländischen Geiste geschulter, selb- 
ständig durchgebildeter, ungewöhnlich besessener Mensch. Nur 
so vermag er dem Reichtum des heimischen Daseins die klare, 
durchleuchtete Form zu geben, eine Form, die echt, lebenerfüllt 
ist une doch jedes Abgleiten ins Alltäglich-Naturalistische ver- 
meidet. 


Ein georgisches Märchenbuch. 


Seit alter Zeit lieben die Georgier Märchen und Sagen. 
Mochte der Himmel heiter oder trübe sein, das Volk sang und 
erzählte, die Gebildeten erfreuten sich an literarischer Arbeit. 
Keine andere Dynastie hat so viele Geschichtsschreiber und 
Dichter hervorgebracht wie die der Bagratiden. Wie Vorposten 
waren im Mittelalter die Klöster rings um das Land verstreut. So 
strömte das geistige Gut des islamischen Orients wie der Christen- 
heit auf tausend Kanälen nach Georgien. 

In diese Welt werden wir eingeführt durch die „Georgi- 
sche Bibliothek“. Sie will die bedeutendsten Werke der 
alten Literatur des Landes uns in deutscher Sprache zugänglich 
machen. Ihr erster Band bringt „Die Weisheitder Lüge“, 
ein Märchenbuch von Sulchan-Saba Orbeliani, übersetzt 
von M. v. Tseretheli, eingeleitet von ihm und von S. Awa- 
Jischwili (Verlag von A.Metreweli, Berlin- Wilmersdorf 1933). 

Dieser Orbeliani (geboren 1658) ist ein echter Vertreter der 
alten Kultur des Landes: Ritter, Hofmann, Diplomat und daneben 
noch vielseitiger Schriftsteller. Bald stand er mitten im politi- 
schen Leben seiner Zeit, bald lebte er zurückgezogen im Kloster. 
Damals wurde Georgien von Türken und Persern so bedrängt, 
daß er als Gesandter seines Königs die Hilfe des Papstes und 
Ludwigs XIV. erbat. Er verhief ihnen dafür den Anschluß des 
orthodoxen Landes an die römische Kirche und die Eröffnung 
neuer Handelswege über Georgien zum Orient. Als diese Pläne 
scheiterten, ging er mit seinem Herrn in die Verbannung nach 
Rußland. Schon damals suchte Georgien Anschluß an den Zaren, 
den Beschützer der Christen im Osten. Etwa hundert Jahre 
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später wurde es ein Teil des russischen Reiches. Aber damals 
erreichte Orbeliani nichts. Ohne seine schöne Heimat wieder- 
gesehen zu haben, starb er 1726 im kalten Norden zu Moskau. 

Geschrieben hat er mancherlei, so ein grundlegendes „Geor- 
Ma Lexikon“ und theologische Werke. Uns berührt beson- 

ers seine „Weisheit der Lüge“, d. h. die Weisheit, die im Märchen 
enthalten ist. Es ist eine Sammlung von 152 kleineren und 
größeren Fabeln, Märchen, Anekdoten, Märchen, gespannt in 
eine Rahmenerzählung und so ein Seitenstück zu Tausend und 
eine Nacht, dem Decamerone, den Canterbury Tales u. a. Den 
Rahmen bildet das unermüdlich streitende Gespräch eines Veziers, 
eines Eunuchen, und eines Prinzenerziehers miteinander, dem 
jungen Zögling und seinem königlichen Vater. Das Buch ist also 
eine Art „Fürstenspiegel“. Eifersüchtig und bissig, aber vergeb- 
lich sucht der Eunuch, eine halbkomische Figur, dem edlen Vezier 
und dem weisen Erzieher ihren Einfluß streitig zu machen. ei 
erzählt zu seiner Verteidigung Geschichten. Ein Ende findet 
dies Gespräch natürlich nie. 

In diesem Rahmen ist der Reichtum jener Erzählungen ein- 
eo pann Da wird viel von Tieren, aber auch von guten und 
schlechten Herrschern, von bösen Frauen und treuen Dienern, 
von Barbieren, Kaufleuten, Ärzten, von Zauberern, Riesen und 
Teufeln erzählt. Awalischwili weist die Fäden auf, die diese Ge- 
schichten mit dem übrigen Orient verknüpfen. Teils stammen 
sie aus Georgien, teils aus der persisch-türkishen Nachbarschaft. 
Manches ist uns ael P. Hebel oder Andersen vertraut. Es ist 
jenes internationale Märchengut, das seit frühen Tagen von Volk 
zu Volk gewandert ist, die uralte Form moralischer Lehre durch 

leichnishafte Erzählung, wie sie ja auch die Evangelien bieten. 

ie war immer beliebt, weilsie anschaulich und einprägsam, heiter 
und ernsthaft zugleich ist, weil sie mit der Fülle ihrer Themen 
die Ganzheit des Lebens umfaßt, den Menschen zeigt, wie er 
ist, mit seinen Br und kleinen Zügen. 

Aber Orbeliani war nicht nur ein Sammler. Wir spüren den 
Reiz seiner reifen Persönlichkeit, die der bunten Vielfalt die Ein- 
heit seines knappen, kräftigen Stiles aufgedrückt hat, der immer 
verdichtet und zusammenrafft, der das Wesentliche in epischer 
Klarheit schlicht und volkstümlich herausbringt und daher auf 


uns noch wirkt. 


Bischof Theophil Meyer f. 


Am 28. April 1934 starb in Moskau der evangelische Bischof 
Theophil Meyer. Sein Hinscheiden bedeutet nicht nur für die 
evangelische Kirche, sondern auch für das Deutschtum in Ruß- 
land einen sehr schweren Verlust. Th. Meyer, der ein Alter von 
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68 Jahren erreicht hat, war geborener Balte, hatte in Dorpat 
studiert und begann seine seelsorgerische Laufbahn in den Kolo- 
nien Südruflands. Wenige Jahre vor dem Weltkriege wurde er 
an die St.-Petri-Pauli-Kirche in Moskau berufen. Er gehörte dann 
zu jenen Geistlichen, die auch nach dem bolschewistischen Um- 
sturz im Amt verblieben. Im Jahre 1923 nahm er als Vertreter 
der evangelisch-lutherischen Kirche Rußlands am ersten luthe- 
rischen Weltkonvent in Eisenach teil; im Jahre darauf wurde die 
erste Generalsynode der evangelisch-lutherischen Kirche Rufllands 
einberufen. Ihr Zustandekommen war zum größten Teil ein Ver- 
dienst der Energie Meyers und seines diplomatischen Geschicks. 
Auf dieser Synode wurde er zum Bischof gewählt. Das wesent- 
lichste Ergebnis dieser und der zweiten Synode im Jahre 1925 
war der Zusammenschluß und die einheitliche Organisation der 
lutherischen Gemeinden Ruflands. Jetzt ist diese Organisation 
allerdings längst wieder zerschlagen. Wie schwer Meyer in den 
letzten Jahren darunter gelitten hat, läßt sich nicht ermessen. 
Im Sommer 1925 unternahm Meyer im Auftrag der Synode eine 
große Visitations- und Erkundungsreise nach Sibirien, da die 
Diasporagemeinden jenseits des Ural wegen der Unmöglichkeit, 
Delegierte nach Moskau zu senden, in die Gesamtorganisation 
noch nicht hatten hineinbezogen werden können. Meyers Auf- 
gabe war, die kirchliche Verbindung mit den verstreuten Ge- 
meinden wiederherzustellen und ihnen die Wohltat der Neuord- 
nung zugänglich zu machen. Er hat seine Reise in einem sehr 
lesenswerten Buche geschildert*). Es bietet viel mehr als einen 
bloßen Bericht über eine kirchliche Visitation, es gibt ein sehr 
anschauliches Bild von dem Leben (oft nur Vegetieren) der durch 
ganz Sibirien versprengten Deutschen. Überaus deutlich zeigen 
diese Schilderungen, was für eine große auch nationale Be- 
deutung die evangelische Kirche Rußlands gehabt hat, wie durch 
die Zugehörigkeit zur Kirche den Leuten auch ihr Deutschtum 
erhalten blieb, selbst dort, wo seit Jahrzehnten kein ordinierter 
Geistlicher vorhanden war, sondern die kirchlichen Handlungen 
von „Notstandspredigern“ ausgeübt wurden, die den visitieren- 
den Bischof nicht selten argwöhnisch, ja feindselig empfingen. 
Das Sibirienbuch Meyers ist erfüllt von tiefem Glauben an 
den Neuaufbau und die Festigung des Luthertums in Rußland. 
Auf den gleichen Ton waren audı seine Reden beim Eisenacher 
Weltkonvent gestimmt. Die Entwicklung der Dinge in den zehn 
darauf folgenden Jahren hat diesen Glauben wohl erschüttern, 
aber nicht zerstören können. A. 


*) ‚Nah Sibirien im Dienste der evangelisch-lutherishen Kirche.” 
Dresden und Leipzig, C. Ludwig Ungelenk, 1927. 202 S. mit Abb. 
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Rußland und Osteuropa. 
Monatsübersicht. 


Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


I. Rußland. 


1. Auswärtige Politik. 


Im Vordergrunde des Monatsberichts hat diesmal die Außen- 
politik Rufllands zu stehen, seine Teilnahme an der Sitzun 
der Abrüstungskonferenz in Genf vom 29. Mai bis 8. Juni a 
seine Verhandlungen mit Frankreich und der Kleinen Entente. 


In der Sitzung des Büros in Genf am 10. April hatte der Ver- 
treter Rußlands, der Gesandte B. Stein, folgende Erklärung ab- 
gegeben, die schon die Linie Litwinows auf der Sitzung des 
Hauptausschusses bezeichnete: 

„Die Konferenz kann sich nicht darauf beschränken, mehr oder weni- 
er offen den Zusammenbruch ihrer Bemühungen um eine allgemeine 
üstungsherabsetzung festzustellen... Die sowjetrussische Delegation 
schlägt der Konferenz vor, sich unmittelbar an die Prüfung aller ihr 
unterbreiteten Vorschläge zu machen, die eine Verstärkung der Sicherheit 
anstreben, vor allem aber die unterbrochene Aussprache über die Definition 
des Angreifers zu gutem Ende zu führen, damit diese für alle Mitglieder 
der Konferenz obligatorisch wird.“ 

Auf dieser Linie hat Litwinow gearbeitet in dem Bestreben, die 
Konferenz selber weiter flott zu halten und dabei, damit zugleich 
den Ball im Sinne Frankreichs zu schlagen. Es ist eine auf Frank- 
reich abgestellte Völkerbundspolitik, die Rußland so treibt und 
mit der es selbst, wiederum an Frankreichs Hand, in den Völker- 
bund hereingehen will. Rußland ist damit ohne Zweifel von 
seiner alten Grundlage abgegangen, auf der es das Streben 
Deutschlands nach Gleichberechtigung grundsätzlich anerkannte 
und auf der es die Pariser Friedensverträge ebenso grundsätzlich 
nicht anerkannte. Es erkennt zwar auch Jetzt nicht formell diese 
Verträge an, aber es tritt auf den Boden dieser Verträge, indem 
das Moment der Sicherheit mit der Schärfe und Ausschlieflichkeit 
in den Vordergrund gerückt wurde, wie das Litwinow in seiner 
Rede am 29. Mai tat. 


Er stellte den Fehlschlag der Abrüstungskonferenz fest und 
nahm den Standpunkt ein, daf die Konferenz nicht ihre Arbeit 
zu einem gedeihlichen Ende würde führen können, sie in einer 
Sackgasse sei. Daraus zog er aber nicht den Schluß, daß sie nun 
auffliegen müsse, sondern er wies ihr einen anderen Weg, eine 
neue Tätigkeit, nämlich „für die Sicherheit mit Hilfe der Nicht- 
angriffspakte oder der Regionalpakte zur gegenseitigen Hilfs- 
leistung‘. Es war nicht ganz leicht für ihn, zu begründen, warum 
denn neben dem Völkerbund eine neue Konferenz gebildet 
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werden sollte, aber sein Gedankenzusammenhang war deutlich. 
Er wollte sich jetzt noch nicht bestimmt dahin aussprechen, daß 
nun Rußland dem Völkerbund beizutreten wünscht, — darüber 
hat er sich in der Rede nicht klar geäußert. Darum schlug er vor. 
„die Konferenz in eine permanente, sich periodisch versammelnde 
Friedenskonferenz umzuwandeln. Bisher sind die Friedens- 
konferenzen zusammengerufen worden hauptsählih nach 
Kriegen, jetzt sollte die Konferenz zur Verhinderung des Krieges 
und seiner schweren Folgen geschaffen werden. Sie soll aus- 
arbeiten, erweitern und vollenden die Methoden der Befestigung 
der Sicherheit, rechtzeitig Warnungen vor drohenden Kriegs- 
gefahren aussprechen, auf Hilferufe bedrohter Staaten rechi- 
zeitige Hilfe erweisen, sei es moralische, ökonomische, finanzielle 
oder andere Hilfe.“ Damit wurde eindeutig an bekannte fran- 
zösische Gedankengänge angeknüpft und die Rede so geschlossen: 
„Die Sowjetregierung ist zu noch weitergehenden Maßnahmen für die 
Aufrechterhaltung des Friedens bereit. Diese Mitarbeit der Sowjetregierung 
an einer internationalen Sache oder mit irgendeiner internationalen Orga- 
nisation hat die gewaltige moralische Kraft eines immer stärker werdenden 
und mächtigen Staates von 170 Millionen auf seiner Seite, der aber endgül- 
tig mit der gesamten Vergangenheit militärischer Eroberungen, mit Plün- 


derungen und Annexionen ge rochen hat und der während der 16 Jahre 
seiner jungen Existenz reichliche Beispiele seiner aufrichtigen Friedensliebe 


gegeben hat.“ 
Dementsprechend reichte Rußland seinen Vorschlag ein*). 


Die „Prawda“ kommentierte dieses Auftreten (31.Mai) fol- 
gendermaßen: 


„Wenn die Abrüstung als Mittel einer Sicherung des Friedens einen 
Mißerfolg erlitten hat, so ist es klar, daß andere Mittel für die Friedens- 
sicherung gesucht werden müssen, denn für die Sowjetunion handelt es sich 
nach wie vor um die Wahrung des Friedens. Wenn die Genfer Konferenz 
sich als unfähig erwiesen hat, so folgt daraus noch lange nicht, daf sie ein- 
fach begraben werden muf, wie kriegslustige Gruppen in kapitalistischen 
Ländern vorschlagen. Nein, wer wirklich an der Erhaltung es Friedens 
interessiert ist, der ist auch verpflichtet, mit allen Kräften darauf hinzu- 
arbeiten, daß die Konferenz neue Mittel für die Sicherstellung des Frie- 
dens erhält. Die Konferenz braucht ein neues konkretes Aktionsprogramm 
für die Festigung des Friedens. Dieses Programm hat Genosse Litwinow 
dargelegt... Simons Rede zeigt, wo sich diejenigen Kräfte befinden, 
welche die werktätige Menschheit einer neuen Katastrophe entgegentreiben. 
Barthous Rede beweist, daß innerhalb der kapitilistischen Welt es gegen- 
wärtig doch Kräfte gibt, die bemüht sind, eine solche Katastrophe abzu- 


wenden.“ 

Das Eigentümliche dieses Gedankenganges sowohl im allge- 
meinen als Be von russischer Seite liegt ja auf der Hand: die 
Konferenz droht an der Abrüstungsfrage zu scheitern und als 
Ausweg schlägt man eine noch viel größere Aufgabe für sie 
vor —, das Ganze in einer nun vollständigen Wendung zum Völ- 
kerbund hin. In „Osteuropa“ brauchen wir das nicht im einzelnen 
zu belegen; wir haben hier immer Ruflands Haltung zum Völ- 


*) Wortlaut in Dokument Nr, 1. 
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kerbund mit seiner grundsätzlichen Ablehnung, seinen Vor- 
behalten usw. genau verfolgt. Diesmal hat Rußland zusammen 
mit Frankreich sich auf das äußerste bemüht, den Völkerbund vor 
der Niederlage zu bewahren, die auch ihn trifft, wenn die Ab- 
rüstungskonferenz scheitert. Die „Iswestija“ (1. Juni) hat das 
so begründet: 
„Japan und Deutschland sind aus der Abrüstungskonferenz aus- 
eschieden. Die Vereinigten Staaten sind nicht gewillt, irgendwelche feste 
indungen für den Fall der Kriegsgefahr zu übernehmen. England und 
Frankreich haben sich sowohl in der Äbrüstungsfrage wie auch in der Sicher- 
heitsfrage entzweit. Es bleibt nur eins übrig: en zu sammeln, die 
gegen die Kriegsgefahr kämpfen wollen, die Verpflichtungen genau festzu- 
egen, welche jede dieser Mächte übernimmt, niemand irgendwelche Ver- 
flihtungen aufzuzwingen, die einmal übernommenen aber einzuhalten. Der 

ertreter der Sowjetregierung hat in seiner Rede mit unerbittliher Logik 
das gesagt, was ist, gleichzeitig aber auch das, was getan werden muß. Sein 
Vorschlag entspricht voll und ganz dem Ernst der Lage.“ 

Damit ist, um des Friedensinteresses willen, das ja auf russi- 
scher Seite ganz ehrlich ist, und das, wie bekannt, im Fernen 
Osten gefährdet ist, die Br zu den Pariser Frie- 
densverträgen und zum ölkerbunde vollzogen. 
Dabei bleibt ganz offen und wurde auch von Litwinow nicht ent- 
fernt angedeutet, wie denn nun Rußland sich praktisch die Ein- 
haltung einer Verpflichtung denken würde, wie sie die 
„Iswestija“ formuliert, und wie Frankreich sie vornehmlich von 
England jetzt fordert, die Verpflichtung zu der, wie man in Genf 
sagt, „automatischen und kollektiven Sanktion“. Sowohl in Mos- 
kau wie in Paris wird man sich sicherlich das doch nun auf die 
praktische Konsequenz und Ausführbarkeit hin durchdenken, 
wobei man an beiden Stellen ins Leere stößt, in die Unausführ- 
barkeit derartiger ee auf russischer Seite, 
und in Moskau wohl auch gleich mit dem Willensvonbehalt, ge- 
gebenenfalls die Verpflichtung nicht einzuhalten. 

Aber nach außen führt das weiter. Am 28. Mai haben 
„Iswestija“ und „Prawda“ die Frage des Eintritts Rußlands in 
den Völkerbund behandelt und zum ersten Male diese Absicht 
offiziell zugegeben. So die „Iswestija”: 

„Darin liegt nichts Verwunderliches, daß die französische Politik, die 
sieht, wie die Sowjetunion mit allen Kräften jede Friedensinitiative unter- 
stützt, nach der Verbindung des Völkerbundskampfes um den Frieden mit 
der analogen Aktion der Sowjetunion strebt. Eine Reihe von Staaten, Mit- 
glieder des Völkerbundes, tritt auf mit der Initiative, die Sowjetunion zu 
bitten, im Ziele, eine gemeinsame Front im Kampf gegen die kriegerischen 
Tendenzen zu bilden. Es handelt sich hier nicht um eine Initiative der 
Sowjetregierung, die es nicht gab und worüber die ausländische Presse die 
Unwahrheit schrieb, sondern es handelt sich darum, ob die Sow jetregierung 

ositiv oder negativ Stellung nimmt zu der Initiative, die durch andere 
Stanton begonnen wurde. Die Sowjetregierung zieht ernsthaft die Argu- 
mente in Erwägung, die von den am Frieden interessierten Mächten zu- 
gunsten seines Eintritts der Sowjetunion in den Völkerbund vorgebracht 
werden. Dies geht aus der von dem französishen Außenminister Bar- 
thou erwähnten Tatsache hervor, daß er mit Außenkommissar Litwinow in 
Genf eine Unterredung gehabt habe.“ 
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Und dazu in ähnlicher Weise in der „Prawda“ (30. Mai) Radek, 
ebenso verhüllt und schließlich ebenso deutlich erkennen lassend, 
daß man in Moskau sich jetzt dem Völkerbunde anschließen will: 


„Der Völkerbund oder das, was von ihm geblieben ist, ist in der 
se Inge geschichtlichen Etappe nicht mehr fähig, die Rolle eines 
rganisators eines internationalen Feldzuges gegen die Sowjetunion zu 
spielen. Der Völkerbund war aber auch nicht imstande, die Rüstungen 
herabzusetzen und den Frieden sicherzustellen. Alles, was bei der Ent- 
stehung des Völkerbundes von bolschewistischer Seite in dieser Hinsicht 
vorausgesagt wurde, hat sich bestätigt. Aber — in den Reihen des Völker- 
bundes befinden sich diejenigen Mächte, die an einer Wahrung des Friedens 
interessiert sind. Und darum konnte Genosse Stalin seinerzeit auf die Frage 
eines amerikanischen Journalisten über die Einstellung zum Völkerbunde 
sagen, daß diese nicht unter allen Umständen negativ sein müßte. Die 
historische Entwicklung des Völkerbundes hat eine schroffe Wendung ge- 
macht. Die bürgerlihen Mächte, die einen gemeinsamen Feldzug gegen 
die Sowjetunion planten, haben sich veruneinigt. Die Sowjetunion aber ist 
zu einer gewaltigen internationalen Kraft geworden, ihren Feinden gefähr- 
lich, aber fähig, ihren Freunden Beistand zu leisten. Die Sowjetunion hat 
bewiesen, daß sie unentwegt eine Politik des Friedens verfolgt. Das Auf- 
treten des französischen Außenministers Barthou, der im Namen der Sache 
des europäischen Friedens den Eintritt der Sowjetunion in den Völkerbund 
erstrebt, ist ein Beweis für die Wirkung der Kraft der Sowjetunion und 
ihrer Friedenspolitik sogar auf die Großmächte, soweit diese an der Festi- 
gung des Friedens interessiert sind.“ 


Das wird von verschiedenen Seiten begrüßt. Der tür- 
kische Außenminister Tewfik, der in der ganzen Situation 
offenbar sehr energisch im russischen Sinne arbeitet, hat in Paris 
am 26. Mai erklärt, die Türkei wünsche den Eintritt Rufllands in 
den Völkerbund sehr, denn dieser würde eine große politische 
Tat für den allgemeinen Frieden für Rußland und für ganz 
Europa sein. Für Frankreich sei eine Äußerung des Depu- 
tierten Basdy, Präsident der Kommission des Auswärtigen in der 
„Depeche de Toulouse“ (2. Juni) wiedergegeben: 


„Eine einzige Macht ist heute in der Lage, die Abrüstungskonferenz zu 
retten, Sowjetrußland, das zu sehr auf sein Interesse bedacht ist, als dal 
es nicht die Gelegenheit benutzen würde. Seine Annäherung an Genf ge- 
schieht nicht aus gefühlsmäßigen Gründen, sondern weil Moskau aus den 
Fehlern Japans Kapital zu schlagen sucht. Für uns ist es wichtig. daß diese 
Taktik dem europäischen Frieden dient. Rußland kehrt ins europäische 
Konzert zurück unter dem Zeichen der Sicherheit und der Stabilität. Würde 
nur Frankreich diesen Gedanken einer Umwandlung der Abrüstungskonfe- 
renz in eine Sicherheitskonferenz verteidigen, so fehlte ihm die Neuheit und 
Überzeugungskraft. Die junge Energie Ruflands kann Wunder wirken. 
Rußland bringt neue Pläne und mit ihnen eine materielle Macht, die der 
Genfer Institution mangelte. Durch eine seltsame Rollenvertauschung wird 
somit Sowjetrußland, das sich in einer jahrelangen Isolierung befunden. 
zum verbindenden Faktor der internationalen Solidarität. Daß die Inter- 
vention Rußlands zuguusten von gegenseitigen Hilfsversprechen eine ge- 
waltire Tragweite hat, geht schon aus der Beunruhigung jener Mächte her- 
vor, die eine französisch-russische Allianz fürchten. Es handelt sich aber dies- 
mal, im Gegensatz zu 1892, um einen europäischen Pakt, der vor allem dem 
Bedürfnis nach regionaler Organisation der Sicherheit dienen soll.” 


Aus Italien die „Gazetta del Popolo“ (5. Juni): 


„Wir erinnern daran, daß 1. die fascistische Regierung die erste war, 
die Sowjetrußland anerkannte, was in zahlreichen Ländern und besonders ın 
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Frankreich seinerzeit lebhaftes Bedauern auslöste; daß 2. Italien niemals an 
einem der antirussischen Feldzüge, die von Frankreich finanziell unterstützt 
worden waren, teilgenommen hat; daß 3. die italienische Regierung sich dem 
Ausschluß Sowjetrußlands aus dem Studienkomitee für die Vorbereitung 
Paneuropas widersetzte, der im Prospekt Briands vorgesehen war und auch 
vom rumänischen Außenminister Titulescu unterstützt wurde; daß 4. Italien 
es durchgesetzt hat, daß trotz zahlreichen gegenteiligen Vorschlägen Rußland 
zur Teilnahme an der Abrüstungskonferenz eingeladen wurde; daß 5. Italien 
stets darauf hingewiesen hat, daß eine der Schwächen des Völkerbundes im 
Ausschluß Sowjetrußlands aus der Genfer Organisation liege. Durch das 
Fernbleiben der Vereinigten Staaten und den sis Japans und Deutsch- 
lands ist der Völkerbund noch weiter geschwäct worden. Diese Argumente 
sollten genügen, um Behauptungen gewisser französischer Blätter, wonach 
sich Italien dem Eintritt Sowjetrußlands in den Völkerbund widersetze, 
zu entkräften.“ 


Noch scärfer erklärte der Chefredakteur des „Giornale 
d'Italia“, Gaida (4. Juni): 

„Der Eintritt Rußlands in den Völkerbund kann, wenn man dieses 
Problem unabhängig betrachtet von dem Gebrauch, den einige Seiten davon 
machen möchten, nur die bedingungslose Zustimmung Italiens finden. Es ist 
für Rußlands Beteiligung am Völkerbund, der ‚ein Bund aller und nicht nur 
einiger Staaten sein muß und nicht seine Aufgabe erfüllen kann, wenn große 
Mächte wie Deutschland und Rußland fehlen‘. Italien lehnt aber ab, daß 
Rußlands Beteiligung am Völkerbund nur ‚den französischen Absichten ent- 
sprechend als ein Ded mantel für eine Allianz- und Einkreisungspolitik’ 
benutzt wird.“ 


Gegen Rußlands Eintritt in den Völkerbund hat sich am be- 
stimmtesten die Schweiz ausgesprochen, die auch die Anerken- 
nung Rufßlands heute noch durchaus ablehnt. Zweifelnd und 
skeptisch sind die Äußerungen aus England, doc wird von 
dort schwerlich ein entscheidender Widerstand kommen, wenn im 
Herbst auf der Völkerbundsversammlung die Frage des Beitritts 


Rußlands akut werden sollte. 


Schwierigkeiten an anderen Stellen sind schon aus der Welt 
geräumt: am 9. Juni haben Litwinow einerseits, Benesch und 
Titulescu andererseits Noten ausgetauscht, mit denen die diplo- 
matischen Beziehungen zwischen Rußland und den beiden ande- 
ren Staaten aufgenommen wurden*). Schon im Januar hatte die 
Kleine Entente in ihrer Sitzung in Zagreb die Aufnahme der 
normalen Beziehungen zu Rußland in das Auge gefaßt. Der Ab- 
schluß der Konvention über die Bestimmung des Angreifers am 
3. Juli 1933 hatte das an der schwierigsten Stelle ermöglicht, näm- 
lich an den Beziehungen zwischen Sowjetrußland und Rumänien. 
Doc hat damals Rußland das Recht Rumäniens an Bessara- 
bien noch nicht formell anerkannt. Jetzt ist in dem zweiten Brief 
Titulescus an Litwinow und der entsprechenden identischen Ant- 
wort des letzteren den rumänischen Wünschen Genüge geschehen. 
Denn diese Absätze sind ein ausgesprochener Nichtangriffspakt, 
d. h. die gegenseitige Garantie der Souveränität, sowie das Ver- 
sprechen der Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten. 


*) Wortlaut der Noten: Dokument Nr. 2. 
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Wichtig ist weiter für beide im besonderen die Verpflichtung, 
Organisationen nicht zu dulden, die auf dem Gebiete des anderen 
on Zweck bewaffneten Kampfes mit den anderen Staaten ver- 
olgen. 

Zwischen Rußland und der Tschechoslowakei waren 
längst keine Reibungen und Schwierigkeiten. Tatsächliche Be- 
ziehungen haben bereits seit dem 5. Juni 1922 bestanden. In der 
inneren Politik der Tschechoslowakei war es freilich lange Zeit 
Kramarz, der Beneschhs Absicht, Rußland anzuerkennen, ent- 
gegenarbeitete, von dem es aber in den letzten janzen immer 
stiller geworden ist. Für die Tschechoslowakei fällt, abgesehen 
von den Beziehungen zu Frankreich, die hier diese Wendung för- 
derten, das Wirtschaftsinteresse in das Gewicht: die Industrie in 
der Tschechoslowakei erwartet russische Bestellungen. 

Jugoslawien hat mit der gleichen Aktion bisher gezögert. 
Man denkt an die verwändischaftlichen Beziehungen des Königs 
Alexander mit der Zarenfamilie, auch an Rücksichten auf die hier 
besonders zahlreichen Emigranten, und auch an den Widerstand 
der orthodoxen Kreise. Aber ausschlaggebend ist auch hier der 
Zusammenhang der Kleinen Entente im ganzen, ferner der 
Wunsch der französischen Politik, der Jugoslawien gern folgt, 
weiter die Tatsache, daß Ungarn Rußland auch anerkannt hat, 
und vor allem im ganzen der innere Sinn und die innere Bedeu- 
tung der ganzen Aktion für die Mächte der Kleinen Entente, daß 
damit Sowjetrußland auch hier auf den Boden der Friedensver- 
träge tritt, jede Unterstützung einer Revisionsbewegung durch- 
aus abweist. 

Auch in Polen begrüßt man („Gazeta Polska“, 10. Juni) 
diese Anerkennung, für die die polnische Politik ja ihrerseits 
zwischen Rußland und Rumänien gearbeitet habe. 

In Paris sieht man dadurch erst recht eine Kriegsgefahr in 
Osteuropa ge und den Weg zu einem sog. „Ost- 
locarno“ frei, worunter dann wohl nur noch verstanden werden 
würde die formelle Anerkennung und Garantie des jetzigen 
(‚renzzugs. 

Bulgarien wird, wie das die Erklärung der neuen Regie- 
rung Georgiew schon ankündigte, gleichfalls mit der Anerken- 
nung folgen. 

er Erfolg Titulescus in Sachen Bessarabiens ist nicht 
gering, ist doch nun Rumänien dieses Gebietes sicher und wird 
nun die Grenze zwischen beiden Staaten, die seit 1918 geschlossen 
war, geöffnet. Der Erfolg für Rußland ist im ganzen gesehen 
zweifellos noch größer. Die „Iswestija“ sagte zur Anerkennung 
on Rumänien und die Tschechoslowakei (10. Juni) das fol- 
gende: 
„Die Anknüpfung normaler diplomatisher Beziehungen geschieht, 
während drohende Wolken der Kriegsgefahr sich über dem europäischen 


Kontinent zusammenballen. Die friedensfördernde Initiative der Sowjet- 
union, die bereits in dem Pakt über die Definition des Angreifers einen 
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Ausdruck gefunden hat, wurde von einer Reihe von Staaten unterstützt, so 
auch von Rumänien und der Tschechoslowakei. Es ist klar, daß die Regie- 
rungen beider Länder die ganze Bedeutung dieses Pakts als Sicherheits- 
faktor erkannt haben. Aber eine wirksame Zusammenarbeit zur Auffin- 
dung der Mittel, die den Frieden sichern, wurde durch das Fehlen normaler 
diplomatischer Beziehungen erschwert. Die Erkenntnis dieser Binsenwahr- 
heit hat Rumänien und der Tschechoslowakei geholfen, den Widerstand 
derjenigen Kreise zu überwinden, die sich am wenigsten von der Rück- 
sichtnahme auf die Lebensinteressen ihrer Länder leiten ließen.“ 


Alles das geht ineinander und soll sich gegenseitig fördern: 
die Anerkennungen, das russische Paktsystem, das Streben nach 
dem Völkerbunde und das immer enger werdende Verhältnis zu 
Frankreich. 

In der Berichtszeit ist Neues aus den französisch-russi- 
schen Verhandlungen nicht bekannt geworden. Der „Temps“ 
hat (23. Mai) den Schritt Rußlands zum Völkerbunde als in Aus- 
sicht stehend bezeichnet und das so weitergeführt, was in die 
Gesamtauffassung, die man in Paris von der großen europäischen 
Umgruppierung hat, gut hereinsehen läßt: 

„Danach gibt es gegenwärtig zwei Fragen, die aus der logischen Ent- 
wicklung der sowjetrussischen Außenpolitik ersichtlich sind: 1. die Wieder- 
herstellung normaler Beziehungen zwischen Sowjetunion, Kleiner Entente 
und Balkan-Entente, die zu dem erwähnten Eintritt Sowjetrußlands in den 
Völkerbund führen wird: 2. die Sicherheitsfrage im Osten wie im allge- 
meinen. Wenn für letztere die ständige Mitgliedschaft Sowjetrußlands in 
Genf auch wichtig ist, so sind doch hier noch erhebliche Schwierigkeiten zu 
überwinden, da Rußland wegen seiner politischen Lage im Fernen Osten 
und in Europa unter gewissen Vorurteilen leidet und die Wünsche der 
Sowjetunion einen besonderen Charakter aufweisen. Es ist möglich, 
daß Litwinow über seine bisherigen Gedanken hinaus einen Schritt weiter- 

eht und den Grundsatz der eu akte zugunsten eines wahrhaften 
ystems gegenseitiger Hilfspakte fallen läßt. Denn ein ae Hrn 
ist nur eine vage und negative Formel, die keine ausreichende Sicherheit 
verbürgt, während die Definition vom Angreifer nur Wert hat, wenn sie 
von reellen Sanktionen begleitet ist, die sih gegen jeden angreifenden 

Staat zu richten hätten. Dies sieht die im onen Jahr in London abge- 

schlossene Konvention nicht vor. Die logische Folgerung der in Aussicht 

genommenen Politik geht also dahin, nach Möglichkeiten für einen gegen- 
seitigen Hilfspakt zu suchen.“ 

Es ist ein eigenartiger Weg, den so Rußland von dem Freund- 
schaftsvertrage mit der Türkei von 1921 und dem Rapallovertrag 
bis heute gegangen ist und auf dem es nun in der Völkerbunds- 
ponuk enden will und zugleich ın einem großen Garantie- und 

riedenspaktsystem, das zwischen Rußland und Frankreich einem 
Bündnis verzweifelt ähnlich sieht. Auch hier ist nicht nötig, noch 
einmal die Motive aus der inneren und äußeren Politik heraus 
darzustellen. 

Kein Wunder, daß bereits heute Rußland auch den Vorberei- 
tungen der neuen Flottenkonferenz im Jahre 1935 seine 
Aufmerksamkeit zuwendet. Die „Iswestija“ (11. Juni) tun das 
in dieser Form: 

„Die Frage der Rüstungen zur See kann überhaupt nicht isoliert be- 
handelt werden und ebenso, wie die Genfer Verhandlungen in das Problem 
der europäischen Sicherheit münden, werden die Besprechungen in London 
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das politische Problem des Stillen Ozeans zur Grundlage haben. Der vor 
zwölf Jahren in Washington erreichte Flottenkompromift bildete einen Teil 
der politischen Abmachungen hinsichtlich Ostasiens, die in der Verständigung 
«der neun Mächte hinsichtlich Chinas festgelegt sind, und diese blieb audı 
- das Fundament der Flottenkonferenz von 1930. Aber diese Vereinbarung 
ist durch die allbekannten Äußerungen der japanischen Angriffslust auf 
dem asiatischen Festlande zerrissen worden. Und dem Abschluß eines neuen 
Flottenpaktes mußte unvermeidlich vorausgehen die Wiederherstellung sei- 
ner notwendigen politischen Voraussetzungen in dieser oder jener Form. 
Unnötig ist nachzuweisen, daß diese Aufgabe unter den gegenwärtigen Ver- 
hältnissen der scharfen baue der imperialistishen Widersprüche im 
allgemeinen und der im Stillen Ozean im besonderen unerhörte Schwierig. 
keiten bietet.“ 
Zwischenfälle aller Art im Fernen Osten, Miftrauen in 
Moskau gegen die Rüstungen in Mandschukuo und die sog. jung- 
asiatische Bewegung, gelegentliche Meldungen über neue Ver- 
handlungen über die ostchinesische Bahn — das ist alles aus dem 
Fernen Osten. Weder von Japan noch von Rußland aus ist 
im Berichtsmonat die Lage besonders angespannt worden. 
Desgleichen ist auch aus den Beziehungen Rußlands zu den 
Vereinigten Staaten nichts Wesentliches zu berichten. 


2. Außenhandel und Aufenhandelspolitik. 


Die weltpolitischen Beziehungen Sowjetrußlands werden, 
wie eben wieder dargestellt wurde, enger und enger. Die welt- 
wirtschaftlichen Beziehungen aber lockern sich. Jetzt liegen die 
Zahlen für den Außenhandel im 1. Quartal 1934 vor. Nach dem 
„Ost-Expreß“ betrug die russische Einfuhr in den ersten drei 
Monaten 1934 im sn zu den entsprechenden Zeitabschnitten 
der beiden vorhergehenden Jahre wie folgt (in Mill. Rbl.): 


1. Quartal 1934 1.Quartal 1933 1.Quartal 1952 


Ausfuhr 84,6 101,1 | 144,5 
Einfuhr 49,5 83,4 192,1 
Gesamtbetrag 134,1 184,5 336,6 
Handelsbilanz + 35,1 E: AA — 47,6 


Ausfuhr und Einfuhr schrumpfen immer mehr zusammen. Die 
Handelsbilanz aber ist aktiv. Nach den miaa Ländern be- 
trug (gleichfalls nach dem „Ost-Expref“) in Mill 


die die der 
Ausfuhr Einfuhr Gesamtumsatz 
1. Quartal 1. Quartal 1. Quartal 
1934 1933 1934 1933 1934 1953 
England 13,6 21,7 8,7 6,3 22,3 28,0 
Deutschland 14,1 26,6 8,0 46,5 22,1 73,1 
Mongolei 6,6 5,9 4,3 4,3 10,9 10.2 
Italien 5,3 5,6 2,6 4,9 7,9 10,5 
Holland 4.2 3.6 3,3 0,7 7.5 4,3 
Frankreich 5,5 6,0 1,7 1,4 7,2 7.4 
USA. 3,1 2,5 3,1 3,9 6,2 6,4 
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Der Gesamtumsatz des englisch-russischen Handels hat im 
1. Vierteljahr 1934 den Umsatz mit Deutschland übertroffen. 
Auch in der Schiffahrt ist die englische Konkurrenz gegen Deutsch- 
land stärker geworden. 

mmer wieder müssen die allgemeinen Tendenzen 
der Außenhandelsentwicklung der Sowjetunion her- 
vorgehoben werden: der Bi von Ausfuhr und Einfuhr im 
Zusammenhang der Weltwirts aftakriıse und der Devisenfrage, 
die Verschiebung strukturell im Außenhandel überhaupt, nament- 
lich in der Einfuhr nach Rußland, die Aktivität der Handelsbilanz. 
das Streben nach Ausgleichung der Zahlungsbilanz und die Ten- 
denz nach immer größerer industrieller Unabhängigkeit. Die 
Sowjetbetrachtung (z. B. wieder in einem Aufsatze des Volks- 
kommissars Rosengolz, in der Zeitschrift der Berliner Handels- 
vertretung Nr. 8/9, 2. April- und 1. Mai-Heft) hebt begreiflicher- 
weise die eigene Tätigkeit, den eigenen Erfolg, die Benutzung 
des Außenhandelsmonopols usw. wesentlich hervor und verhüllt 
die Tatsache, wie sehr die russische Außenhandelspolitik durch 
die Weltwirtschaftskrise auch zu dieser Umgestaltung veranlaft 
worden ist, der alle mit der Sowjetunion Handel treibenden 
Staaten Rechnung tragen müssen. 


3. Wirtschaft. 


Bis zum 10. Juni waren in der Frühjahrssaat angebaut 
93,3 Mill. Hektar, zur gleichen Zeit des Vorjahres 83,9 Mill. Hek- 
tar, wonach der Voransclag ganz (zu 100,4%) durchgeführt 
worden ist. 

Die Befriedigung darüber, daf so die Vorbereitungen ge- 
klappt haben, wird beeinträchtigt durch die Aussichten auf die 
Ernte, die im Augenblick infolge der Dürre besonders in der 
Ukraine und im Nordkaukasus wenig günstig sind. Die Sowjet- 
regierung spannt alles an, um die Ernteeinbringung zu sichern: 
Dekret vom 29. Mai über die Einbringung der Heuernte (von der 
gewöhnlih ein Drittel verloren ging), ferner Dekret vom 
10. Juni über die Einbringung der Getreideernte (Bereitstellung 
aller Maschinen usw.). Auch die Aussichten auf die Baumwoll- 
ernte in Zentralasien sind ungünstig. 

Die Aussicht auf eine ungünstige Ernte hat schon zur Stei- 
gerung der Lebensmittelpreise geführt. Die Sowjet- 
regierung hat mit Verordnung vom 31. Mai die Preise für das 
rationierte Brot um das Doppelte erhöht und dementsprechend 
die Löhne der Arbeiter auch erhöht. In der Einleitung dieses 
Dekrets hieß es: 

„Ein teilweises Verderben der Saaten in den Südgebieten der Union 
in Verbindung mit der Dürre im Mai d. J. hat eine Erhöhung der Markt- 
preise für Brot mit allen daraus sich ergebenden Folgerungen hervor- 

erufen. Dieser Umstand nötigte den Rat der Volkskommissare und des 


/entralkomitees, den zu niedrigen Preis für rationiertes Brot zu erhöhen. 
In Berücksichtigung dessen, daß die Erhöhung der Preise auf rationiertes 
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Brot die Lage der niedrig bezahlten Arbeiter und Angestellten erschweren 
kann, wurde verordnet, die Monatslöhne der niedrig entlohnten Arbeiter 
und Angestellten um 95 Mill. Rbi. vom 1. Juni an und bis Ende d. J. um 665 
Mill. Rbl. zu erhöhen.“ 
Das ist das Eingeständnis einer wenig erfreulichen Lage der 
städtischen Bevölkerung in bezug auf die Lebensmittelversorgung. 


Im Berichtsmonat sind wichtige Verordnungen über die Be- 
steuerungderBauernschaft ergangen. Diesel.ast ist eine 
dreifache: zunächst die Getreideablieferungspflichit, 

eregelt durch das Naturalsteuergesetz vom 10. Januar 1934 
A „Osteuropa“, Märzheft, S. 357 f.). die Getreideabgabe, die der 
Staat sich sichert, um damit die Versorgung der Armee, der Be- 
amtenschaft usw. zu garantieren. Sodann die Landwirt- 
schaftssteuer, jetzt für das Jahr 1934 durch Verordnung 
vom 31. Mai bekanntgegeben. Im wesentlichen werden die vor- 
jährigen Steuersätze ibehalten mit Vergünstigungen und 

teuerbefreiungen für die Kolchosbauern und scharfem Steuer- 
druk für die sog. Kulaken. Schlieflih die sog. „Selbst- 
besteuerung der Landbevölkerung“, gleichfalls in der Ver- 
ordnung vom 31. Mai für dieses r geregelt. Der Sinn dieser 
Steuer geht aus der Bestimmung hervor, daß diese zur Befriedi- 

ung der kulturellen und wirtschaftlichen Bedürfnisse auf dem 

ande dienen soll. Daher gehen die aufkommenden Mittel zu 
75 % in die Dorf- und Rayonbudjets für die kulturellen und wirt- 
schaftlichen Maßnahmen und zu 25% zu freier Verfügung des 
Dorfrates für die besonderen Bedürfnisse des Dorfes, die nicht 
vorausgesehen sind. Diese Selbstbesteuerung wird nach Sätzen. 
die die Verordnung festlegt, durch Mehrheitsbeschluß im Dorfe 
auferlegt und durchgeführt. Leider fehlt hier der Raum, einmal 
der Frage näherzutreten, ob sich danach im ganzen die steuer- 
liche Belastung eines russischen Bauern verschiedener Kategorien 
einigermaßen exakt berechnen läßt. 


4. Industrie. 


Auh im Volkskommissariat der Schwerindu- 
strie ist, wie überall sonst, das Kollegium aufgelöst worden. 
Stellvertreter des Volkskommissars rdshonikidse wurden 
Pjatakow (der das Rahmenlieferungsabkommen vom 15. Juni 1932 
mit Deutschland gemacht hat), Michael Kaganowitsch (der Bruder 
des bekannten nächsten Mitarbeiters Stalins) und Rudhimowitsch 


Für die Produktion der schweren Industrie in den ersten 
4 Monaten 1934 liegen die Angaben vor. Sie sollte gegen das 
Vorjahr die Produktion um rund ein Viertel steigern, was für 
die ersten 4 Monate noch übertroffen worden ist. Einige Zahlen: 
die Kohlenförderung erreichte 29,4 Mill. Tonnen, die Petroleum- 
gewinnung 8,2 Mill. Tonnen (nach dem Bericht der Royal Dutch 
war die Petroleumproduktion Rußlands 1932: 21 396000 Tonnen. 
1933: 21 440 000 Tonnen = etwa ein Sechstel der amerikanischen), 


620 


die ann von Eisenerzen betrug 5,9 Mill. Tonnen, von 
Roheisen 3,1 Mill. Tonnen, von Stahl 2,9 Mill. Tonnen usw. Die 
Produktion von Roheisen und Stahl ist danach gegen das Vorjahr 
verdoppelt worden. 

Ein besonderer Nachdruck wird jetzt auf die Steigerung der 
Goldproduktion gelegt, die in der Hand einer „Haupt- 
ar (Glawsoloto, Chef Serebrowski) steht. Ohne Zweifel 
ist die Goldproduktion Sowjetruflands einer sehr großen Steige- 
rung fähig. Jede Wirtschaftsgeographie des Landes spricht von 
den Goldvorkommen und die Entdeckungen neuer Goldvorkom- 
men gehen immer weiter. Die wichtigsten Gebiete dafür sind: 
Kasakstan, Westsibirien, Transbaikalien und das Uralgebiet. Das 
erstere ist erst zur Sowjetzeit entdeckt worden und soll eines der 
wichtigsten Zentren der Golderzgewinnung werden. Aber es 
fehlt noch an den Ausrüstungen und dann hapert es in der Trans- 
portfrage. 

Das ist ja nach wie vor das Hauptsorgenkind und es scheint 
sich trotz aller scharfen Verordnungen in der Eisenbahn- 
Misere nichts zum Besseren zu wenden. Jeder Berichtsmonat 
bietet das gleiche Bild. 

Die neue Anleihe („Östeuropa“, Juniheft, S. 541), die am 
15. April in Höhe von 3,5 Milliarden Rubel aufgelegt war, war 
am 20. Mai vollständig gezeichnet. Dafür ist auch mit allen Mitteln 
geworben worden, die erfolgreichen Werber wurden mit Preisen 
ausgezeichnet. Die Anleihe dient zur Finanzierung des zweiten 
Fünfjahrplans. 


5. Innere Politik. 


Der Berichtsmonat war sehr reih an Skandalen: in 
Kiew, wo auch hohe Sowjetbeamte beteiligt waren, in Leningrad, 
im Mittelwolgagebiet, Korruptionsvorgänge von ungewöhnlichem 
Umfang, die in Kiew auch in die GPU übergegriffen hatten. 

Daher kommt es wohl auch, daß im Berichtsmonat die 
Diskussion über die Justiz besonders lebhaft war. Auf einer 
Tagung der Richter und Staatsanwälte wurde die Justiz sehr 
scharf kritisiert, sowohl vom Vorsitzenden des. Obersten Gerichts 
der Union, Winokurow, wie von dem stellvertretenden General- 
staatsanwalt Wyschinski, der übrigens die mafllose Hetze gegen 
die Fachleute, Ingenieure usw. besonders geifelte. Generalstaats- 
anwalt der RSFSR ist der bisherige Cesandie in Warschau, 
AUlOBOWSOIWEREJENED, geworden, der gleichfalls zur Justizreform 
spra 

j Ein bemerkenswerter Erla war vom 8. Juni über die Ver- 
änderung der Strafbestimmungen gegen Landesver- 
rat, Fahnenflucht usw. 

Von Verwaltungsmaßnahmen ist anzumerken die Teilung 
des Uralgebietes und Schaffung eines besonderen „Gebietes 
Ob-Irtysch“ mit dem Zentrum Tjumen, das im äußersten Süd- 
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westwinkel des Gebietes liegt. Das neue Gebiet soll die bisher 
ganz unerschlossenen Bodenschätze des in jeder Beziehung rück- 
ständigen Reichsteiles erschließen, hat dafür freilich zunächst nur 
150 km Eisenbahnen. Es soll besonders zur Versorgung von 
Kasakstan und Mittelasien mit Holz dienstbar gemacht werden, 
wozu aber Flufßkorrektion und Ausbau der Flotte auf den 
Flüssen Ob und Irtysch notwendig ist. Auch die wissenschaft- 
liche Erforschung des Gebietes soll in Fluß kommen und so das 
halb wüste Norduralgebiet erschlossen werden. Bisher waren 
die Wirtschaftsorgane für dieses Gebiet in Tobolsk, d. h. 1000 bis 
1500 km südlich von der Arbeitsstätte. 

Desgleichen wurde das „Zentral-Schwarzerde-Gebiet geteilt 
in 2 Gebiete: Woronesc (frühere Gouvernements Woronesch und 
Tambow) und Kursk (frühere Gouvernements Kursk und Orel). 


Derartige Maßnahmen und weiterhin die Überlegung, wie 
etwa die ob besprochenen Steuerverordnungen durchgeführt 
werden, legen immer wieder die Frage nahe, wie die Sowjetunion 
die Riesenaufgaben verwaltungsmäßig löst. Die Hauptlast 
liegt dafür auf den Dorfsowjets, die im „Wettbewerb“ (sog. 
sovrevnowanie) zwischen Stadt- und Dorfräten ganz A 
seit 1931 erzogen und ausgebildet werden. Die häufiger zitierte 
Zeitschrift „Sovetskoje Stroitelstvo“ enthält darüber immer das 
Material, so in Nr. 5 (Mai 1934) einen instruktiven Artikel über 
„Bestand und Organisation des Apparates der Dorfräte“, wo auch 
über die Kosten, die Veränderungen in den Dorfvorsitzenden 
usw. Mitteilungen gemacht sind. 1932 nahmen an dem Wett- 
bewerb erst 15% der Rayone und von im ganzen 63 199 Dorf- 
räten nur 808 teil. Der Dorfrat, der gut besteht, wird dann je- 
weils zum Wettbewerb in der höheren Stufe, Rayon und Gebiet. 
zugelassen. Diese Wettbewerbe und dann die sog. Umwahl der 
Räte in Stadt und Land dienen zur Erziehung der lokalen Ver- 
waltungsführer und so über die sog. Sektionen, Deputierten- 
gruppen usw. zu einer Organisierung und Erziehung der Massen. 

Dieses Problem wird besonders noch durch die Nationaliı- 
tätenfrage, die nationale Gemischtheit der Bevölkerung der 
Sowjetunion erschwert. Die Zeitschrift „Revoljucija i Nacional- 
nosti“, die in ihrer Nr. 4 das Jubiläum Kalinins (s. „Osteuropa“ 
Juniheft, S. 542 f.) feierte, hob besonders dessen Verdienste nach 
dieser Richtung hervor und teilte die interessante Einzelheit mit. 
daß Kalinin, durch und durch Großrusse und geboren in einem 
Zentrum Grofßrußlands, dem Gouvernement Twer, von Kindheit 
auf doch mit der Nationalitätenfrage in Berührung gekommen 
sei, weil in diesem Gouvernement etwa 230000 sog. Twersdie 
Karelier, also Finnen wohnten. | 

Zuletzt die Tschistka. die nun schon 11% Jahre läuft. 
Am 2. Januar 1933 kam die Verordnung heraus. Über 1 Million 
Mitglieder und Kandidaten sind geprüft, jetzt ist noch % Million 
übrig, so daß die ganze Parteisäuberung bis Ende des Jahres 
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dauern wird. Dabei hat sich das Ziel etwas verschoben. Ursprüng- 
lich war es Feststellung von Verfehlungen gegen die „General- 
linien“, jetzt geht es — sehr bezeihnend — gegen Korruption 
und die sog. nationale Gefahr, vor allem in der Ukraine, aber 
auch in Zentralasien. 

Im Herbst wird der 7. Weltkongreß der Kommunisti- 
schen Internationale in Moskau stattfinden, wofür die 
Tagesordnung veröffentlicht wurde. Auch sonst aus Artikeln der 
Sowjetpresse, z. B. über die Aufgaben der Kommunisten in Ame- 
rika, sieht man, daß die weltrevolutionäre Tendenz ganz 
und gar nicht aufgegeben ist, wozu dann merkwürdig paßt, daß 
etwa bei Gelegenheit jener Verordnung über den Landesverrat 
oder der Tscheljuskin-Expedition der Appell an das Vaterland 
mit diesem Namen und Ausdruck in den Zeitungen auch erscheint. 


6. Kulturpolitik. | 
Auch die Schulfrage und Schuldiskussion geht seit 


der erwähnten Verordnung vom 15. Mai („OÖsteuropa“, Juniheft, 
S. 547) immer weiter. Die Ergebnisse des Schulunterrichts werden 
sehr offen kritisiert, das Überwuchern der marxistischen Formeln, 
die Mangelhaftigkeit des Unterrichts namentlih in Geographie 
und besonders Geschichte, die Schwierigkeiten in den Schulbauten 
und dergleichen mehr. Für die Lehrbedürfnisse ist charakte- 
ristisch, daß für die Zeit vom 1. Juni auf den 1. August 1934 
110 Mill. Schulhefte, 25 Mill. Bleistifte, 30 Mill. Federn, 3 Mill. 
Radiergummis und 3 Mill. Federhalter bereitgestellt werden 
müssen. 

Die Erörterung greift aber auch die prinzipielleren 
Fragen, wie eben beim Gescichtsunterridıt und der Bedeutung 
der Geschichte, den Lehrbücern und dergleichen an. Darunter 
war ein Artikel der Frau Krupskaja, der Witwe Lenins 
(„Iswestija“, 23. Mai), besonders bemerkenswert über das „Mi- 
nimum allgemeiner Bildung“. Die Spitzen des Artikels waren 
sehr deutlich zu erkennen mit der Forderung eines Zeugnisses 
über die Aneignung eines solhen Minimums und der dafür 
nötigen Schulen und Programme, mit dem Hinweis weiter, daß 
die Komsomol Migheder es an diesem Minimum völlig fehlen 
ließen, daß die Gewerkschaften und die Kolchosniki sich dafür 
interessieren müßten und daß die Rote Armee schon längst hier 
ihre Pflicht in der Ausbildung der Soldaten auch in der Richtung 
der allgemeinen Bildung vollkommen erfülle. 

Eine Einzelheit sei angemerkt: Regeln für die Aufnahme 
von Ausländern in die Hochschulen der Sowjetunion, die 
mit dem nächsten Lehrjahr zugelassen: werden und wenn sie den 
Anforderungen der Vorbildung genügen, die Aufnahmeprüfung 
in der Muttersprache ablegen dürfen. 

Der rückkehrende Führer der Tscheljuskin-Expedition 
wurde, wie sich denken läßt, mit größter Begeisterung emp- 
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10. Juni) „Der nordische Seeweg und die Fahrt des Tscheljuskin“ 
stellte noch einmal Sinn und Aufgabe der Unternehmung zu- 
sammen, die bewiesen habe, daf „der nördliche Seeweg ineiner 
Navigationsperiode von einem Lastdampfer befahren werden 
könne, wenn dieser nur etwas fester sei als die gewöhnlichen 
Transporter. Auf den drei Teilen dieses Weges, Karisches Meer, 
Buchten von Nowaja Semlja, ostsibirishes und Tschukotisches 
Meer müssen starke Eisbrecher arbeiten. Sehr wichtig ist außer- 
dem die Teilnahme der Luftschiffahrt, die ein organisiertes Netz 
von Flugbasen brauct, sowie der Bau eines Netzes von Radio- 
stationen.“ 


10. jun Ein Artikel seines Vertreters Bajewski („Iswestija“, 


II. Polen. 
Wirtschaft. 


Der wichtigste Teil in der Wirtschaftskrise Polens ist die 
landwirtschaftliche Not. Diese stellt dem Regierungs- 
block immer dringlichere Aufgaben und auch ihn vor die Ent- 
scheidung, ob die Bekämpfung der Not in der Richtung des Groß- 
grundbesitzerinteresses oder des Bauern gehen soll. Bisher ist 
sehr stark die erste Linie eingehalten worden, ohne greifbaren 
Be und mit Steigerung der Verschuldung, so daft jetzt der 
Ruf: Entschuldung das Wesentliche ist. Jetzt vollzieht sich eine 
Annäherung der Bauern an die Regierung, wurde doch schon der 
frühere Abgeordnete der „Wyzwolenie“ Poniatowski als neuer 
Landwirtschaftsminister genannt. Von einem Fünfjahrplan für 
den Umbau der landwirtschaftlichen Struktur Polens (Parzellie- 
rung und innere Kolonisation, Zusammenfassung des Splitter- 
besitzes), wurde in „Osteuropa“, Juniheft, S. 550f. schon ge- 
sprochen. Über die Erwägung und den Antrag ist das noch nicht 
hinaus: man denkt an den Erwerb von 225 000 Hektar, gegebenen- 
falls durch Zwangsankauf, von denen rund 40 % auf die west- 
lichen (!) Woiwodschaften fallen sollen. Würde darin nicht 
wieder der Pferdefuß: gegen den deutschen Besitz, stecken? 

Soeben hat das Landwirtschaftsministerium Zahlen über die 
Agrarreform und Parzellierung 1919—1933 veröffentlicht. 
Danach (nach dem „Östexpref“) wurden in dieser Zeit 2187 955 
Hektar parzelliert, die von 584716 Käufern übernommen wurden. 
Es kamen also durchschnittlich 3,7 Hektar auf einen Käufer. 
Von der Gesamtsumme fallen 501824 Hektar auf die von 
der Regierung durchgeführte Parzellierung (120011 Stellen), 
1545864 Hektar auf die private Parzellierung (444528 Stellen), 
49442 Hektar auf die von der Staatlichen Landwirtschaftsbank 
durchgeführte Parzellierung (9026 Stellen), 142243 Hektar 
auf die Militäransiedlungen (7841 Stellen) und 39563 Hektar 
auf ehemalige Ansiedlungen (3310 Stellen). In der gleichen 
Zeit wurde die Arrondierung von 4426% Bauernwirtschaften mit 
insgesamt 3257651 Hektar vorgenommen, wovon 63957 Wirt- 


624 


schaften mit 402571 Hektar auf das Jahr 1933 entfallen. Schlief- 
lich wurden 594 517 Hektar als Entschädigung für Nutzungsrechte 
ausgeschieden und 4904 kleine Pächter auf 37 352 Hektar als Be- 
sitzer eingesetzt. Leider fehlt eine Aufspaltung dieser Angaben 
nach Nationalitäten. 


Polen ist nach vielen Seiten hin in lebhaften Wirtschafts- 
und Handelsvertragsverhandlungen und sieht an den Zahlen 
seines Außenhandels mit Befriedigung, daR dieser zunimmt. 


Nach dem „Ost-Expref“ waren in den ersten 5 Monaten dieses 
Jahres die Umsätze (in Mill. Zloty): 


Einfuhr Ausfuhr Saldo Einfuhr Ausfuhr Saldo 
1934 


1933 
pour 64,7 71,4 + 67 65,6 80,7 + 15,1 
ebruar 55,9 66,3 + 10,4 56,1 68,9 + 12,8 
März 59,0 75,4 + 16,4 72,8 87,6 + 14,8 
April 56 705 + 49 60 72 + 102 
Mai 64,1 73,9 + 98 66,2 78,0 + 11,8 


Zusammen: 309,3 357,5 + 48,2 326,7 391,4 + 64,7 
Der Außenhandel hat also in dieser Zeit erheblich zugenommen. 
Was im besonderen ‚Deutschland anbetrifft, so ist in den 
ersten 3 Monaten die Handelsbilanz Deutschlands auf Polen sehr 
stark passiv geworden: 


„Die deutsche Ausfuhr nach Polen ist in dem genannten Zeitraum 
gegenüber derselben Spanne des Vorjahres erheblich gefallen, nämlih — 
nach von dem Statistischen Hauptamt in Warschau veröffentlichten Ziffern — 
von 36,675 Mill. auf 21,147 Mill. Zioty Wert, darunter im März auf 8,1 Mill. 
Zloty, während die polnische Einfuhr nach Deutschland angestiegen ist, und 
zwar von 38,089 auf 42,526 Mill. Zloty, wovon 17,763 auf den März entfallen. 
Die polnische Ausfuhr nach Deutschland betrug also mehr als das Doppelte 
der deutschen Ausfuhr nach Polen. Das polnische Aktivsaldo stellt sich da- 
mit auf 21,379 Mill. Zloty gegenüber 1,414 Mill. Zloty im ersten Vierteljahr 
v. J. und 12 Mill. im ganzen fajre 1933, wo 167 Mill. Zloty Einfuhr aus Polen 
145 Mill. Ausfuhr dorthin gegenüberstanden.“ 


(Handelsteil der DAZ, 23. Mai.) 


Politik. 


Am 27. Mai fanden in 341 Städten Polens nach dem neuen 
Wahlgesetz die Wahlen zu den Gemeinderäten statt. 
Gewählt wurde nur in 254 Städten, in 87 war nur eine Liste ein- 

ereicht. Die Wahlbeteiligung war 80—70 %. Das Regierungs- 
ager, der Pilsudskiblock hat im ganzen die Mehrheit errungen, 
freilich mit bemerkenswerten Angaben. In Lemberg und Wilna 
siegte der Block, dagegen siegte in Lodz und Lublin die oppo- 
sitionelle Mehrheit. Der neue Lodzer Stadtrat zeigt folgende 
Verteilung seiner 72 Mandate: Nationales Lager 40 Mandate, 
Juden 10, Allgemeiner Wahlblock (Regierungsliste) 9, Sozialisti- 
scher Blok (PPS, Bund und Deutsche Sozialisten) 7, Zionisten 
4 Mandate, die Deutsche Wahlfront und die Poalej Zion haben 
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je ein Mandat erhalten. Interessant ist daran, daß die National- 
demokratie 40, die Sozialisten nur 7 Sitze erhalten haben. Die 
Wahlen zeigten überhaupt im ganzen, wie ununterbrochen die 

olnishe Sozialdemokratie zurückgeht, daß ferner die 
Juden fast überall geschlossen waren und so Erfolge erzielten 
und daß die Nationaldemokratie doch noch einen rechten 
Rückhalt im Volke hat. 

Das führt wieder auf die Krise in der polnischen Innen- 

pe litik. Vor allem hat die Judenfrage, der Antisemitismus 

ei diesen Wahlen und überhaupt in den letzten Wochen und 
Monaten an Schärfe gewonnen. Die „Gazeta Polska“ mußte zu- 
S daß die Wahlsiege der Nationaldemokratie der klaren 

tellungnahme zur Judenfrage zu danken wären. Nach wie vor 
aber lehnt das Regierungslager eine solche klare Stellungnahme 
ab und weist dazu einfach auf die Macht hin, die es und der 
Marschall in der Hand habe. 

Ein Symptom dieser Krise war die Ermordung des Innen- 
ministers Oberst Bronislaw Pieracki am 15. Juni durch einen 
bisher nicht ermittelten Attentäter. Der Eindruck der Tat war 
außerordentlich, sie hatte im neuen polnischen Staat ihresgleichen 
nur einmal, in der Ermordung des Staatspräsidenten Narutowicz 
im Dezember 1922. Pieracki, 1894 geboren, im Kriege Legionär, 
dann Generalstabsoffizier geworden, seit 1928 Abgeordneter, seit 
Juni 1931 Innenminister, war politisch nicht besonders hervor- 
getreten, wenn er auch sein Amt als Polizeiminister energisch 
wahrgenommen hatte. Die Einrichtung von Konzentrationslagern 
und der Kommentar der „Gazeta Polska“ vom 20. Juni dazu 
zeigen, daß die Regierung sehr entschieden gegen derartige 
Terrorversuce vorzugehen entschlossen ist. 

Auf der deutschen Seite nimmt die „jungdeutsche Be- 
wegung“ immer mehr zu, die zugleich der Kampf der jungen 
gegen die ältere Generation ist. 


Auswärtige Politik: 


Bei der Tagung der Abrüstungskonferenz hat Polen 
durch seinen Außenminister sich bemerkenswert von dem fran- 
zösisch-russischen Standpunkte distanziert. Die Rede des Ministers 
Beck berührte mit keinem Worte die Sicherheitsfrage und unter- 
strich so die Selbständigkeit der Politik, die Polen durch die Ab- 
kommen gewonnen hat. 

Für die Völkerbundsversammlung am 10. September hat 
Polen den Antrag eingereicht, daß die bisherigen Minder- 
heitsschutzverträge durch eine Konvention ersetzt 
werden sollen, die alle Mitglieder des Bundes gleichmäßig 
binde. Es ist klar, daß eine solche Konvention, die alle Mitglieder 
unterzeichnen würden, nur sehr allgemein sein könnte. Das ent- 
spricht dem polnischen Wunsche, mit der Verallgemeinerung eine 

rweichung oder Verwässerung dieser an sich schon nicht sehr 
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wirksamen Bestimmungen zu erzielen. Polen hat schon länger in 
dieser Richtung gewirkt. Deutschland hat dem zugestimmt, da- 
gegen lehnen die anderen Großmächte, insonderheit Italien, eine 
derartige Bindung ab. 

Höchst wirksam war im Sinne der deutsch-polnischen 
Verständi gu ng das ungemein eindrucksvolle Auftreten des 
deutschen Reichsministers Dr. Goebbels mit seinem Vortrage in 
Warschau am 14. Juni über: „Das nationalsozialistische Deutsch- 
land als Faktor des europäischen Friedens.“ In den gleichen 
Rahmen gehört die Vortragsreihe der „Deutschen Gesellschaft 
zum Studium Osteuropas“, in der zuerst am 19. Juni der große 
Philologe Professor Zielinski von der Universität Warschau 
Fe) 


IIL Litauen. 


In der Nacht vom 6./7. Juni spielte sih in Kowno ein 
Militärputsch ab, mit dem der frühere Ministerpräsident 
Woldemaras gewaltsam an die Regierung gebracht werden sollte. 
Durch das Geschick und die Festigkeit des Staatspräsidenten und 
die Zuverlässigkeit der Truppen kam das aber nicht zustande, 
der Putsh war noch in der Nacht selbst mißglückt. 

Die äußeren Formen waren so wie bei dem Putsch vom 
17. Dezember 1926, durch den Woldemarasan die Macht kam. 
Dessen Rolle ist diesmal nicht ganz klar geworden. War er füh- 
rend oder wurde er nur geführt? Tedenfalls ist die Macht, das 
Militär und die Polizei in den Händen der Regierung geblieben. 

Ganz ohne ernsten Hintergrund war das aber nicht. Sonst 
wäre die Regierung nicht sofort umgebildet worden. Der Mi- 
nisterpräsident Tubelis ist als solcher geblieben. Es schieden aus, 
neben unwichtigeren Ministern, der Kriegsminister (Oberst Gie- 
dratis) und der Außenminister (Dr. Zaunius); der neue Außen- 
minister ist der bisherige Chef des politischen Departements im 
Außenministerium, Lozoraitis. 


Dieser Wechsel gibt vielleicht auch einen Wink zur Beur- 
teilung des Putsches, bei dem also das Militär und die Außen- 
olitik eine Rolle gespielt hätten. Beides ist wahrscheinlich. 
Zum ersteren liegt die Vermutung nahe, daß das Militär hier 
gegenüber der zunehmenden Faschisierung der Regierungs- 
partei, von der wir regelmäßig berichteten, etwas ähnliches ver- 
suchen wollte, wie es in Bulgarien geglückt ist, d. h. einem 
eigentlich faschistischen Umschwung zuvorkommen und sich in 
seiner Macht behaupten. Zur Außenpolitik sei daran erinnert, 
daß Woldemaras vor einiger Zeit (s. „Osteuropa“, Aprilheft, 
S. 425£.) in einer Königsberger Zeitung sehr scharf die Außen- 
politik Litauens und seines Außenministers kritisiert hat, weil 
sie in der Memelfrage das Verhältnis zu Deutschland unerträg- 


*) Der Vortrag ist am Anfang dieses Hefts abgedruckt. 
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lih zuspitze und im ganzen Litauen gefährlich isoliere. Dann 
hätte dieser Putsch, der sonst ziemlich lächerlich gewesen ist. 
doch einen größeren Hintergrund. Woldemaras ist am 17. Juni 
wegen Betei igung an dem Putsch vom Feldgericht zu 12 Jahren 
schweren Kerker verurteilt worden. 


IV. Lettland. 


Die neue Regierung hat die städtischen Verwaltungen auf- 
gelöst, die marxistischen Blätter verboten, das Minderheiten- 
schulwesen mit dem allgemeinen Schuldepartement vereinigt. 
Positive Maßnahmen end das Verbot der Zwangsversteigerung 
von Bauerngütern, das Verbot von Kürzung der Arbeitslöhne 
und eine nn Sparpolitik. 

Das neue Regime ist, wie schon erwähnt, nicht faschistisch 
oder nationalsozialistish. Das Bauerntum hat durch Ulmanis 
eine autoritäre Regierung errichtet und die Linke, Marxisten und 
Juden, verdrängt. Ulmanis steht also ungefähr so wie der Gene- 
ral Laidoner in Estland: Diktator, aber mit demokratischer An- 
neue Über die neuen Verfassungspläne ist noch nichts be- 

annt. 

Der Art des Regimes entspricht, daß es nationalistisch 
ist, wie es in der Regierungskundgebung hief: „Wir wünschen 
ein Lettland, in dem unsere nationale, selbständige lettische 
Kultur gedeihen kann, ein Lettland, in dem das Lettische blüht 
und das Fremde schwindet. Ein Lettland muß erstehen, das end- 
lih einmal der Forderung des Volkes nach einem starken und 
lettischen Lettland gerecht wird.“ Und der bekannte. 
ausgesprochene Gegner der “Minderheiten, der frühere Minister 

kujeneek, ist in der neuen Regierung stellvertretender Minister- 
präsident geworden. 

Für die Deutschen bedeuiet das zwar bisher nicht. daf 
ihre Schulen gefährdet sind, wohl aber, daß sie ihre eigene Schul- 
verwaltung verloren haben, die wie erwähnt in das allgemeine 
Schulwesen des Staates eingeordnet ist. Auch die deutschen 
Stadträte sind aus der Rigaer Stadtverwaltung entfernt worden. 
Ferner wurde die bekannte alte ausgezeichnete „Baltische Mo- 
natsschrift“ verboten. Der Zug im ganzen wird minderheiten- 
feindlich schlechthin sein. Der Nachdruck wird auf die Wirt- 
schaftspolitik gelegt, d. h. die Förderung der Landwirtschaft, der 
landwirtschaftlichen Ausfuhr. 

Alles das kann auf die auswärtige Politik zurückgreifen. Jetzt 
sind Litauen, Lettland und Estland TERT politisch gleich- 
geschaltet und finden sich so vielleicht leichter in einem balti- 
schen Bunde zusammen. 


V. 


Aus Estland und Finnland ist wesentlich Neues nicht zu be- 
richten. 
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Estland und Lettland hatten auf das litauische Memorandum 
über einen baltischen Zusammenschluß grundsätzlich 
zustimmend geantwortet. Litauen hat darauf gebeten, Vertreter 
nach Kowno zu entsenden, wo über die Möglichkeit des An- 
schlusses von Litauen an den bekannten lettisch-estnischen Ver- 
trag vom Februar 1934 gesprochen werden würde. Ulmanis will 
eine entschiedene Völ erbundepolitik treiben und wünscht 
Schaffung des baltischen Blockes und te Beziehungen zu 
Deutschland. Kurz, in dieser Frage eines baltischen Zusammen- 
schlusses ass die Tendenzen doch auch jetzt noch recht sehr 
durch- und gegeneinander. 


Abgeschlossen am 21. Juni 1934. 


Dokumente. 


1. Der russische Antrag an die Genfer Abrüstungskonferenz vom 4. Juni 1934. 


Der Hauptausschuß beschlieft: 1. sofort die unterbrochenen Arbeiten für 
das Studium der vorliegenden Vorschläge für Verträge gegenseitiger Hilfe- 
leistung sowie für die Begriffsbestimmung des Angreifers wieder aufzu- 
nehmen; 

2. der Konferenz zu empfehlen, als Vollkonferenz zusammenzutreten 
wegen der ganz besonderen Wichtigkeit, die in der gegenwärtigen Stunde 
einer erweiterten und ununterbrochenen Organisation und der Aufrechterhal- 
tung des Friedens zukommt. Ferner soll die ununterbrochene Fortdauer der 
Konferenz für die Herabsetzung und Begrenzung der Rüstungen erklärt wer- 
den, indem man ihr gleichzeitig den Auftrag gibt, die Konferenz umzunennen 
mit dem folgenden Zielen: 

a) Die Fortsetzung der Arbeiten mit dem Ziele, zu versuchen, eine Ver- 
ständigung über ein Abkommen zur Herabsetzung und Begrenzung der 
Rüstungen zu erreichen; 

b) eine Verständigung und die Annahme von Entscheidungen und von 
Maßnahmen herbeizuführen, die neue Sicherheitsbürgschaften schaffen; 

c) alle Vorkehrungen zu beschließen, die geeignet sind, einer bewaffneten 
Auseinandersetzung vorzubeugen; 

d) die Kontrolle der Ausführung des Abkommens und der Entschei- 
dungen der Konferenz zu sichern; 

e) die Konsultation bei einer Möglichkeit der Verletzung der internatio- 
en Verträge im Hinblick auf die Aufrechterhaltung des Friedens herbei- 
zuführen. 

Der Wechsel des Namens der Konferenz wird in keiner Weise die vorher 
bestehenden Beziehungen zwischen der Konferenz und dem Völkerbund be- 
rühren. 

3. Das Präsidium der Konferenz zu beauftragen, die Geschäftsordnung 
zu prüfen in Übereinstimmung mit der Erweiterung ihrer Aufgaben und sie 
aa ihrer Abänderung einer Prüfung durch die Vollkonferenz zu unter- 
werfen. 

2. Briefwechsel zwischen Benesch, Titulescu und Litwinow in Genf. 


a) 1. Brief Titulescusan Litwinow: 


„Genf, den 9. Juni. Herr Volkskommissar, ich habe die Ehre, Ihnen fol- 
gendes mitzuteilen: Auf der am 22. Januar 1934 in Agram abgehaltenen Kon- 
ferenz der Kleinen Entente haben die drei Minister untereinander beschlossen, 
daß es angezeigt wäre, daß die Staaten der Kleinen Entente die normalen 
diplomatischen Beziehungen mit Sowjetrußland aufnehmen, sobald die not- 
wendigen diplomatischen und politischen Bedingungen vorhanden seien. Auf 
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Grund der berg: die ich mit Ihnen, Herr Volkskommissar, zu un 
des Monats Juni hatte, hat der ständige Rat der Kleinen Entente in Genf fest- 
gestellt, daß die diplomatischen und politischen Verhältnisse es jedem ein- 
zelnen der zur Kleinen Entente gehörenden Staaten nun erlauben, im geeig- 
neten Augenblick gemäß dem Agramer Beschluß zu handeln. In Anbetract 
des Vorerwähnten schätze ich mich glücklich, Sie davon in Kenntnis zu setzen, 
daß die Regierung des Königreiches Rumänien auf Grund der zwischen uns 
erfolgten Unterredungen beschlossen hat, die normalen diplomatischen Be- 
ziehungen mit der sowjetrussischen Regierung aufzunehmen und die Er- 
nennung eines außerordentlichen Gesandten und bevollmäcdhtigten Ministers 
vorzunehmen.“ 
b) Antwort Litwinow:s: 

„Genf, den 9. Juni. Herr Minister, ich schätze mich glücklich, Sie davon 
in Kenntnis zu setzen, daß die sowjetrussische Regierung auf Grund unserer 
Unterredungen beschlossen hat, mit der Königlichen en Rumäniens die 
normalen diplomatischen Beziehungen herzustellen und die Ernennung eines 
außerordentlichen Gesandten und bevollmäcdtigten Ministers vorzunehmen. 
Ich habe die feste Überzeugung, daß die auf diese Weise hergestellten Be- 
ziehungen stets normal und freundschaftlich bleiben, und daß unsere Nationen 
zum gegenseitigen Wohle an der Aufrechterhaltung des Friedens weiter mit- 
arbeiten werden.“ 

Der Brief Beneschs und Litwinows Antwort an diesen waren identischen 
Wortlauts. 
c) 2. Brief Titulescusan Litwinow. 

„Genf, den 9. Juni. Durch den Austausch der Briefe zwischen uns am 
9. Juni sind die normalen diplomatischen Beziehungen zwischen unseren Län- 
dern hergestellt. 

Zum Zweck der Sicherung einer normalen Entwicklung dieser Be- 
ziehungen in der Richtung einer immer größeren Annäherung und wirklichen 
und dauernden Freundscaft, habe ich die Ehre, die folgende Abrede zu be- 
stätigen: 

Die Regierungen unserer Länder garantieren gegenseitig die volle 
Achtung der staatlichen Souveränität von jeder von ihnen und die Enthal- 
tung von jeder direkten oder indirekten Einmischung in die inneren An- 
gelegenheiten und in die Entwicklung der anderen Seite, und im besonderen 
von jeder Agitation, Propaganda und jeder Art Intervention oder ihrer Unter- 
stützung. 

Sie verpflichten sich außerdem nicht herbeizuführen, nicht zu unter- 
stützen und nicht zu erlauben den Aufenthalt von Organisationen auf ihrem 
Gebiet, die zum Ziel den bewaffneten Kampf gegen die andere Seite haben, 
oder Gewaltanschläge versuchen gegen seine politische oder soziale Ordnung 
oder die terroristische Akte gegen ihre offiziellen Vertreter propagieren oder 
vorbereiten, ebenso auch von Organisationen, die sich selbst die Rolle einer 
Regierung des anderen Staates oder eines Teiles seines Gebietes beilegen. 

Sie verpflichten sich gleichfalls zu verbieten die Werbung, wie auch den 
Einmarsch auf ihr Gebiet oder Durchzug durch ihr Gebiet von bewaffneten 
Kräften, Geschützen, Kriegsmaterial, Munition und jeder Art von Kriegs- 
materialien, die für diese Organisationen bestimmt sind.” 


Die Antwort Litwinows vom gleichen Tage war identishen Wortlauts. 
dd Communique des Ständigen Rats der Kleinen Entente. 


„Genf, den 9. Juni. Heute, den 9. Juni 1934, haben Volkskommissar 
Maxim Litwinow und Außenminister Benesch in Genf gleichlautende Schrei- 
ben gewechselt, durch die die normalen diplomatischen Beziehungen zwischen 
der Tschechoslowakei und Sowjetrußland hergestellt werden. Ferner sind 
zwischen Litwinow und Titulescu ebenfalls gleichlautende Schreiben aus- 
getauscht worden, durch die die diplomatischen Beziehungen zwischen Ru- 
mänien und Sowjetruflland eingeleitet werden. Die jugoslawische Regierung 
wird ihren Entschluß erst fassen, wenn Jeftitsch nach der Rückkehr von seiner 
offiziellen Pariser Reise Bericht erstattet haben wird. Der Austausch dieser 
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Dokumente ist das Ergebnis der in den letzten Tagen geführten Verhandlun- 
en zwischen den Mitgliedern des ständigen Rates der Kleinen Entente und 
itwinow, und erfolgte auf einstimmigen Beschluß des Ständigen Rates und 

auf Grund der Entschließungen der beteiligten Regierungen.“ 


Bücherschau. 


Russische Landwirtschaft. 


Schiller, Otto: Die landwirtschaftlihe Erzeugung der 
Sowjetunion in „Berichte über Landwirtschaft“, Bd. XIX. Heft 2. 
Berlin. Verlag Parey. 1934. 28 S. 


Auf Grund des neuesten statistishen Materials gibt Schiller wieder einen 
gründlichen und sachlich nüchternen Jahresbericht, der diesmal „nur eine 
zahlenmäflige Darstellung der Entwicklung der russischen Landwirtschaft“ 
sein will. Denn der innere Aufbau des Agrarsozialismus, über den Sc, in 
„Die landwirtschaftlichen Probleme der Sowjetunion“ (1931) und „Die Krise 
der sozialistischen Landwirtschaft in der Sowjetunion“ (1933) berichtet hat, 
hat seit 1932 keine grundlegende Neuordnung aufzuweisen. 

: geht auf die einzelnen Betriebszweige der Landwirtschaft ein, 
worunter beim Ackerbau die Getreideerzeugung mit fast 80prozentigem An- 
teil eine überragende Rolle spielt. Die Schwierigkeiten und Schwankungen 
in den Methoden der Erntehebung, wie sie der „erbitterte Kampf zwischen 
Bauernschaft und Regierung um das Getreide“ mit sich bringt, machen einen 
Vergleih der Erntezahlen der einzelnen Jahre untereinander unmöglich. 
Dadurch ist auch das für 1933 statistisch ausgewiesene Ergebnis der Rekord- 
ernte von 8,8 dz/ha in Frage gestellt. 

Wenn trotzdem die Ernte 1933 die der Vorjahre übertrifft, so führt das 
Sc. vor allem auf die günstigen klimatischen Verhältnisse in den Haupt- 
nn zurück, z. T. auch auf die im Verlauf der mehrjährigen 

rfahrung eingespielten Arbeitsorganisation in den Kollektivwirtschaften 
und Staatsgütern. Bei den technischen Kulturen zeigt sich ein stärkerer Rück- 
gang der in den Vorjahren übertriebenen Ausdehnung der Anbaufläche und 
„ur geringe Ertragssteigerungen je ha. Nur bei der Getreideproduktion 
hat sich ein gewisser Fortschritt gezeigt und es bleibt nach Sch.s Urteil frag- 
lich, ob dieser Fortschritt auch ungünstige klimatische Bedingungen über- 
dauern wird. 

Die mehrmals zurückgeschraubten Sollziffern des zweiten Fünfjahr- 
plans sehen bis 1937 eine Ertragssteigerung beim Getreide auf durchschnitt- 
lich 10 dz/ha vor, die durch intensivere Fruchtfolgen, künstlihe Düngung und 
weitere Mechanisierung erreicht werden soll. 

In dem zweiten großen Produktionszweig der Landwirtschaft, der Vieh- 
zucht, kann man auch heute noch von einer akuten Krise sprechen, wie auch 
der vom Verf. angeführte Rechenschaftsbericht Stalins auf dem 17. Partei- 
kongreß eindeutig darlegt. Seit 1929 wird darin eine Einbuße an Pferden 
von 51 %, an Rindvieh von 43%, an Schafen und Ziegen von 66% und an 
Schweinen von 42 % festgestellt. Innerhalb der verschiedenen Viehhaltungs- 
methoden, auf die im einzelnen eingegangen wird, zeigt sich in den sozia- 
listischen Teilen schon eine langsam aufbauende Tendenz. Die Vermehrung 
der Bestände in den Viehzucdhıtsowchosen wird aber durch die Einbußen bei 
den übrigen Staatsgütern wieder ausgeglichen. Ebenso sind die Verluste an 
Vieh bei den Einzelbauern infolge deren bedrängter wirtschaftlicher Lage 
noch höher als der Zuwachs in der kollektiven Landwirtschaft, so daf im Ge- 
samtergebnis mit Ausnahme der Schweine auch 1955 noch eine weitere Ver- 
minderung der Bestände herauskommt. 

Die Aufbaupläne für die Viehzucht im zweiten Fünfjahrplan halten sich 
im Rahmen des Möglichen und sehen bei gegenwärtigen Zuwachsprozenten 
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für 1957 bei den Schweinen eine Erhöhung, bei Rindvieh eine Erreihung des 
Bestandes von 1927 vor, während die Pferde- und Schafbestände auch dann 
noch nicht auf der alten Höhe sein werden. Die individuelle Viehhaltung 
der Kolcdhosbauern wird gegenwärtig am meisten gefördert, weil man sid 
von der Verlagerung der Viehzucht in den Einzelbesitz mit Recht am ehesten 
eine Wiedergesundung verspricht. Wie für viele andere Gebiete der sowjet- 
russischen Politik, so ist auch für die Agrarpolitik die Abkehr von Experimen- 
ten und neuen Versuchen charakteristisch, die der Tendenz „der allmählichen 
Festigung des Erreichten und der Hebung der Leistungen“ Beni a. 


Mandschurei. 


Maier, Dr. Hans: Die Mandschurei in Weltpolitik und 
Weltwirtschaft. Weltwirtschaftliche Vorträge und Abhandlungen 
der Handelshodhschule Leipzig, Nr. 9. Leipzig. Deutsche wissen- 
schaftliche Buchhandlung. 1930. 59 S., 8 Abb. 

Fischer, I: Manchukuos Kampf und Sieg. Hamburg. 
Otto Meißner Verlag. 1933. 342 S. 

Manchoukuo, Handbook of information, publish by Buro 
of Information and Publicities Department of foreign affairs 
Manchoukuo Government. Hsinking. 1933. 161 S. 1 Karte u. Abb. 


Trotz ihrer Veröffentlihung vor den jüngsten Ereignissen in der 
Mandscurei, gehört die kleine Arbeit von Maier noch immer zu den besten. 
was über die Mandschurei heute zur Verfügung steht. Als Teilnehmer der 
Stötznerschen Heilung-Kiang-Expedition hat Verf. 1927 sich eine gründliche 
Vorstellung von Land und Leuten verschaffen können. Das Bild, das er ent- 
wirft, konzentriert sich auf die Aufzeigung der großen Linien. Statistische 
Angaben finden sich nur spärlich, um so mehr Wert legt dafür Verf. auf eine 
klare, knappe Herausarbeitung der wesentlichen Wirtschaftsfragen des Lan- 
des, angefangen mit der Frage der chinesischen Einwanderung und endigend 
mit der Stellung im Welthandel. 


Der Vorzüge dieser übersichtlichen Darstellung Maiers wird man erst 
beim Lesen des Buches von I. Fischer bewußt. ie sein Titel zeigt, wall 
sein Verfasser vor allem die politischen Vorgänge, die zur Bildung des neuen 
Mandschureistaates geführt haben, darlegen, versucht jedoch zugleich auch eine 
Vorstellung von der wirtschaftlichen Bedeutung der Mandschurei zu ver- 
mitteln. Leider geht ihm jedoch dabei in der Fülle der Einzelangaben die 
große Linie so gut wie ganz verloren. Einen großen Teil des Buches nehmen 
historische Reminiszenzen aus der Geschichte der Mandschurei ein. Erst im 
dritten Kapitel wird dann ganz mit unnötiger Breite die Auseinandersetzung 
der Japaner mit den Russen und das japanische Fußfassen in der Mandschu- 
rei eingeführt. Erst die nächsten beiden Kapitel, die sih mit Japans Beitrag 
zur wirtschaftlichen Entwicklung der Mandschurei und zur Entwicklung von 
Wissenschaft und Kultur daselbst befassen, bringen eigentlih beute noch 
aktuelle Gesichtspunkte. Dabei ist es aber wiederum für die ausgesprochene 
Zielsetzung des Werkes als eines projapanischen Plädoyers charakteristisch. 
daß den japanischen Beiträgen zu Wissenschaft und Kultur der gleiche Raum 
eingeräumt wird, wie der wirtschaftlichen Entwicklung des Landes in den 
letzten 25 Jahren. Beide Abschnitte fußen im übrigen durchweg auf den An- 
gaben der großen „Reports” der südmandschurischen Bahn und des „Manschu- 
rian Yearbook“ und weisen die gleichen Einseitigkeiten wie diese auf. Ein 
sechstes Kapitel bringt die Gravamina, die die Japaner als Begründung fur 
ihr Vorgehen in der Mandschurei zusammengetragen haben. Das siebente 
und das adıte Kapitel die Schilderung der Unabhängigkeitserklärung der 
Mandschurei und die Leistungen des neuen Staates seit seinem Bestehen. Ein 
Anhang endlich bringt persönliche Eindrücke des Verfassers an die führenden 
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Staatsmänner des Mandschureistaates und seine Stellungnahme zu einzelnen 
besonders wichtigen Phasen der mandschurischen Politik der letzten Jahre. 
Ein selbständiger Wert kommt mit Ausnahme vereinzelter Angaben der 
Arbeit nicht zu. 

Wesentlich erfreulicher und brauchbarer präsentiert sich das kleine, vom 
mandschurischen Auswärtigen Amt herausgegebene Handbuch, das trotz sei- 
ner Selbstcharakteristik als eines „bescheidenen Versuchs, den Wünschen der- 
er Bere zu werden, die brauchbare Informationen über die allgemeine 

e und die Vorgänge in der Mandscuurei zu erhalten wünschen“, eine vor- 
treifliche Informationsquelle ist. Die historische Vorgeschichte ist hier auf 
das Minimum herabgedrüct. Dafür gibt das Büchlein eine ausgezeichnete 
klare Übersicht über den gegenwärtigen Stand der Behördenorganisation wie 
der Wirtschaft der Mandschurei. Die Darstellung der Verwaltungsorganisation 
wird auf das wünschenswerteste ergänzt durch Listen sämtlicher diplo- 
matischer Vertreter in der Mandscdurei, eine Übersicht über die gesamte 
dort erscheinende Presse und die wichtigsten ausländischen Pressekorrespon- 
denten. Die Wirtschaftsabschnitte bringen nicht nur eine Fülle neuer An- 
gaben über die Entwicklung der Währung und der Staatsfinanzen, sondern 
auch sonst das Zahlenmaterial überwiegend bis zum Ende 1932, in vielen 
Fällen sogar bis zum Sommer 1933. Dem praktischen Charakter des Ganzen 
entspricht ein Anhang, der die wichtigsten Zoll- und ee ie ent- 
hält. Ein weiterer kurzer Anhang behandelt endlich Kwantungpachtgebiet 
und die Bahnzone der südmandschurischen Bahn. R. 


Russische Wirtschaftsfragen. 


Krimmer, Dr. Alexandre: Sociétés de Capitaux en Russie 
Imperiale et en Russie Soviétique. Paris. Librairie du Recueil 
Sirey. 1934. 640 S. 50 fr. 


rimmer ist russischer Emigrant und hat jetzt in Tunis eine zweite Hei- 
mat gefunden. Hier hat er seine Studien fortsetzen können, die er bei Kriegs- 
ausbruch in Moskau abbrechen muftte. Der Titel des mehr als 600seitigen 
Buches läßt auf eine juristische Arbeit schließen. Das Buch geht aber über 
eine wirtschaftsrechtliche Arbeit weit hinaus, beleuchtet schlagartig die wirt- 
schaftliche Verflechtung der russischen Wirtschaft mit dem Auslande und die 
russische Wirtschaftspolitik der letzten Jahrzehnte. 

In dem kürzeren ersten Hauptteil erörtert der Verfasser die Rolle des 
ausländischen Kapitals in der russischen Vorkriegswirtschaft, insbesondere die 
Verteilung dieses Kapitals auf die einzelnen Wirtschaftszweige. Der zweite 
und längere Hauptteil beschäftigt sich mit der Konzessionspolitik der Sowjet- 
regierung, von dem ersten Versuch der Hereinnahme ausländischen Kapitals 
durch die Sowjets an bis zum Zusammenbruch dieser Konzessionspolitik. 

Kr. hat erstaunlich reichhaltiges Material zusammengetragen. Er kennt 
die deutsche, französische und englische einschlägige Literatur so gut wie 
die russische und ist deshalb in der Lage, dem Leser ein deutliches Bild zu 

eben von dem verfehlten Versuche, die Sowjetwirtschaft „durch kapitalistische 
nseln befructen zu wollen“. 

Besonders wertvoll ist das Buch dadurch geworden, daf der Verfasser, 
um zu einem Schlußurteil zu kommen, die grundsätzlihen Besonderheiten 
kapitalistischen und sowjetistischen Wirtschaftens hat gegenüberstellen müssen, 
was ihm vortrefflich gelungen ist. R.S. 


Deutscher Osten und Osteuropa. 


Bauer, Heinr.: Geburt des Ostens. Drei Kämpfer um eine 
Idee. Frundsberg-Verlag, Berlin. 1933. 220 S. 4,60 RM. 

Freytag, kar Raum deutscher Zukunft. Grenzland im 
Osten. Carl Reißner, Verlag, Dresden. 1933. 252 S. Geh. 4,— RM, 
geb. 5,50 RM. | | 


4 633 


Arndt, Gotthard: Grundsätze der Siedlungspolitik und 
Siedlungsmethode Friedrichs des Großen. Schriften zur Förde- 
rung der inneren Kolonisation. H. 52. Deutsche Landbuchhand- 
lung, Berlin. 1934. 74 S. 2,— RM. 

Koch, Erih: Aufbau im Osten. W. G. Korn, Verlag, Bres- 
lau. 1934. 217 S. 4,— RM. 

Schmalz, Heinz: Die Industrialisierung Ostpreußens als 
Schicksalsfrage für den gesamtdeutschen und osteuropäischen 
Raum. Schriften für neues Bauerntum. H. 53. Deutsche Land- 
buchhandlung, Berlin. 1934. 43 S. 1,50 RM. 

Laeuen, Harald: Östliche Agrarrevolution und Bauern- 
Din W. G. Korn Verlag. Breslau. 1934. 180 S. Leinen 4,— RM.; 


art. 3,— RM. 

Europa und insbesondere Deutschland stand nach 1871 unter dem Gesetz 
der verstärkten Bevölkerungskonzentration und Verstädterung, der ein 
Stagnieren bzw. absolutes Zurückgehen der Bevölkerung des platten Landes 
im breiten Umkreis der industriellen Zentren entsprach. In Ost- und Süd- 
osteuropa — mit Ausnahme der baltischen Ostseeprovinzen — hatten die 
Agrarreformen der sechziger ae eine außerordentliche ländliche Bevölke- 
rungsverdichtung zur Folge, die zu den Agrarrevolutionen der Nachkriegs- 
zeit führte. 

Inzwischen ist es Gemeingut des deutschen Volkes geworden, in seinem 
Osten die Chance für den Neubau des nationalsozialistischen Reiches und 
die Brücke zu den Staaten des Ostens zu erkennen. Die angezeigten Bücher 
zielen auf diese gegenwartsgeschichtliche Lage. 

Einen Begriff von der Idee des Ostens — oder besser dem in den bal- 
tischen Ländern verwirklichten Herrschaftssystem — will B a u e r s Buch geben. 
Drei Hochmeister des Deutschen Ordens repräsentieren drei Phasen im Auf- 
bau jenes einzigartigen Staatswesens, das dem deutschen Volkstum den 
a gewann, über den es seither nicht mehr wesentlich vordringen 
sollte. 

Freytag gibt Eindrücke von einer Motorradfahrt durch Polen und die 
Randstaaten mit Streifzügen durch die jeweilige Landes- und Ortsgeschichte, 
die Gegenwartslage und Mentalität der Bevölkerung. 

Arndt zielt unmittelbar auf die gegenwärtige Siedlungsfrage, deren 
„einzig brauchbares Vorbild“ ihm die friderizianishe Kolonisation ist. Die 
Darstellung der Methoden erfolgt unter dem E a der „Betriebs- 
größe“ Bauern- bzw. Rittergut und deren „organischer ingerere. in die 
gesamte Landwirtschaft. Dem Verfasser ist es an dem Nachweis gerere 
daß die friderizianischen Siedlungen nie auf landwirtschaftlichem Kultur- 
boden, sondern auf Öd- und Unland, den brach liegenden Außenschlägen und 
zweiten Bauernhufen und allenfalls auf Staats-(domänen)land angesetzt wor- 
den sind. In der Tat hat diese Handhabung der Siedlungspraxis vor allem 
nach den Steinschen Reformen bzw. nach 1861 bis nach Weißrußland hinein — 
soweit der Mir nicht üblih war — eine außerordentliche Verdichtung der 
Bevölkerung ermöglicht. Die ost- und zwischeneuropäischen Länder der Nadı- 
kriegszeit aber haben gezeigt, daß die Fragen der Ende DIN rialon 
und Agrarverfassung politis a wurden und nur politisch zu lösen sind. 
Von da her erscheint auch der Arndtsche Versuch nicht als der richtige Ansatz. 

Ein Bekenntnis zum Führer, zum Neubau des nationalsozialistischen 
Reiches und zum Preuftentum sind die gesammelten Reden und Aufsätze 
Kochs. Preußen als Bewegung und Führer der Bewegung, Preußen als 
Staat, der das Rassengemisch im deutschen Osten bändigt, ihm seine Ban 
Form und seinen sozialistischen Gehalt gibt. Preußen sind für Koch die 

roßen „sozialistischen“ Könige Friedrih Wilhelm I. und Friedrich der Große, 
die mit dem Volk und für das Volk gegen Adel und Stände stehen, wie heute 
Führer und Volk gemeinsam die Reaktion niederzuwerfen haben. Das 
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Primat der Politik gilt ihm für den Osten absolut. Aus jedem Satz seines 
Buches spricht der unbedingte Wille zum Aufbau eines neuen Reiches, eines 
neuen Europa: ob vom Östpreußenplan, von der nationalsozialistischen 
Außenpolitik des Friedens und der direkten Verständigung, ob von der Volks- 
tumsarbeit oder der Kulturpolitik der Reichsuniversität die Rede ist. Ueber 
allem steht die unbedingte Treue des Landmeisters Koch zu seinem Hodh- 
meister und Führer Adolf Hitler. 

DieSchmalzsche Schrift geht auf die Pläne zum Aufbau der Provinz 
Ostpreußen und ihre Stellung im zwischeneuropäischen und Ostseeraum ein. 
Verständigung und Wirtschaftsfriede mit Polen, Begegnung mit der Führer- 
demokratie der Randstaaten, Achtung jeden Volkstums sind ihm leitende 
Prinzipien für die Ostpolitik. 

Prinzipielle Bedeutung für das deutsche Problem des Verhältnisses von 
Stadt und Land sowie für die Zusammenhänge zwischen Deutschland und dem 
Osten kommt dem Werk Laeuens zu, das — 1929 erschienen — jetzt in einer 
neuen Fassung vorliegt. Ihm geht es um die politische Verfassung des Land- 
volkes und die Frage: „Ob es noch einmal möglich ist, das Staatsleben vom 
Lande her neu aufzubauen." Die Arbeit bewegt sich in den Gedankengängen 
Moeller van den Brucks. 

Ländlihes Eigentumsrecht heift Verantwortung und Verpflichtung für 
das Ganze von Volk und Staat. Entsprechend steht dem Staat die planmäfßige 
Raumbesetzung und Raumgestaltung zu, nach der sich seine „totale Agrar- 

olitik“ und die Enge line der Ber ur von Grund auf“ zu 
timmen hat. Vor allem gilt es, die gegenwärtigen Formen der politischen 
Verfassung des platten Landes in ihrer geschichtlichen Bewegung und Be- 
dingtheit zu sehen und Schöpfungen des 19. Jahrhunderts nicht für, ewig gül- 
tige oder gar mystische Normen zu halten. L.s Analyse der europäischen — 
insbesondere osteuropäischen und ostdeutschen — Agrarverfassung steht da- 
mit unter der zentralen Fragestellung: Wie und wo ist die politische Führun 
des Landvolkes und seine unmittelbare Einbeziehung in den Staat mögli 
gewesen und heute verwirklicht? 


Nach einem historischen Exkurs zur Römischen Landverfassung und 
ihren Nachwirkungen bis zur Gegenwart kommt L. zur Ablehnung der west- 
europäischen Lösungen. Osteuropa ist zunächst, und vor allem Rußland. Der 
Auflösung der politischen Bindungen von Zar, Adel und Bauernschaft mit 
dem Offenbleiben neuer Ordnungen ist das Kapitel der „schwarzen Um- 
teilungen“ bis zu Stolypin gewidmet. Der Versuch zu einer deutschen Ost- 
markenpolitik endete, da sie keine echte Kolonisationsarbeit leistete, damit, 
daß Polen die Führung beim Vordringen Westeuropas in den Ostraum über- 
nahm. Auch die zwischeneuropäischen Agrarreformen der Nachkriegszeit 
bringen bei ihren westlichen nationaldemokratischen Gedankengängen keine 

ositive politische Neuordnung des Ostraumes. Die immer stärkere Ab- 
ängigkeit des „mündigen“ Bauern — der statt geführt zu werden, mit 
„Lehren” versorgt wird — von städtischen Ideologien reift ihn mit der Ver- 
wirtschaftung in die Krise des Kapitalismus und den Prozef der Verelendung. 
Die Bemühungen der tschechisch geführten „grünen Internationale“ waren 
zum Scheitern verurteilt, weil sie das Problem der Herrschaft nicht sahen, 
über die sich die Staatsmacht hätte an den Boden binden lassen. In der 
russischen Kolchoswirtschaft — die nach der ungeheuren Mobilisierung der 
Bevölkerung neue Bindungen ermöglicht und die Arbeit zum „Kennzeichen 
der Lehensbewährung” macht, sieht L. ein bewufßtes oder unbewuftes Ein- 
biegen in die europäische — will sagen deutsche nationalsozialistishe — Ent- 
wiclungslinie. 

Man wird nicht übersehen dürfen, daf die Schaffung eines neuen Staats- 
baues aus den Zellen ländlicher Gemeinden von klarer, übersehbarer Füh- 
rung und Gefolgschaft — wie ihn L. vorschlägt — bei der notwendigen Be- 
grenzung des ländlichen Lebensraumes — auch bei gewerblicher Durch- 
setzung — entweder zu einer quantitativen Beschränkung des Volkskörpers 
oder zu einem neuen ver sacrum der überzähligen Jungmannschaft führen 
müßte. Eine gültige Lösung der Agrarfrage, die einen ähnlichen Bestand 
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hätte wie L.s geschichtlich vorbildliches Modell der preußischen Gutsherr- 
schaft als Mittler zwischen Volk und Staat, ist noch nirgends gefunden; eine 
schematische Lösung kann es nicht geben. H.H. 


Zur polnischen Geistesgeschichte. 


Zaleski, Z. L.: Attitudes et destinées. Faces et profils 
d’ecrivains polonais. Paris. Verlag „Les Belles Lettres“. 1932. 
374 S. 25 Fr. 


Warrain, Francis: L’Oeuvre philosophique de Hoené 
Wronski. Vorwort von Z. L. Zaleski. I. Bd. Paris. Verlag Vega. 
1934. XXIV + 276 S., 1 Bildnis. 35 Fr. 


Der bekannte Literarhistoriker und Essayist Z. L. Zaleski hat in 
einem Band eine Reihe von geistreichen Aufsätzen vereinigt, die ursprüng- 
lih in verschiedenen französischen Zeitschriften erschienen sind. Sein Buch 
a für einen ausländischen Leser ein Führer durch die polnische Dich- 
ung sein. 

Nadh einer kurzen Einführung, in der er die polnischen Romantiker den 
Antiromantikern gegenüberstellt und die „permanente Aktualität des Ro- 
mantismus“ in der polnischen Literatur des 19, und 20. Jahrhunderts nach- 
weist, skizziert er die Hauptgestalten der polnischen Dichtkunst und Philo- 
sophie, von Mickiewicz, „dem sittlichen Führer Polens“, bis auf die „Jung- 
olen“-Bewegung unserer Tage. Am packendsten und originellsten sind die 

apitel über den „Messianisten“ Hoen@ Wronski, dessen mystische Exaltation 
des schöpferischen Intellektes großen Einfluß auf die spätere Entwicklun 
des polnishen Romantismus ausgeübt habe, über den Dichter Slowacki un 
über die Hauptvertreter des polnischen Romans: Zeromski, Reymont, Weyssen- 
hoff. Im Schlußkapitel charakterisiert er die neueste Phase in der Entwick- 
m des polnishen Romans. Während ältere Generationen in der schrift- 
stellerishen Tätigkeit eine politische Mission erblickten, emanzipiere sich der 
zeitgenössishe Roman in rashem Tempo von dieser „edlen Knechtschaft”, um 
sich den allgemeinen Aufgaben ästhetischer, sozialer und psychologischer Art 
zuzuwenden. Im Einklang mit den allgemeinen Tendenzen unserer Zeit, 
herrshe auch hier der Wille nah Ordnung, Konstruktion und strengem 


Gefüge. 

In dem Vorwort zu den philosophischen Werken Hoene Wronskis, 
deren erster Band jetzt in einer kritischen, auf sechs Bände berechneten Aus- 
gabe vorliegt, faft Zaleski nochmals die Hauptzüge der unruhigen, kompli- 
zierten Persönlichkeit des polnishen Philosophen zusammen und skizziert 
die Grundrichtungen seiner Lehre, die er irgendwo „auf dem Wege von Kant 
zu Hegel“ situiert. 

Fr. Warrain gibt in der Einleitung zu den von ihm zusammen- 
gestellten und eingehend kommentierten Texten eine Übersicht der umfang- 
reichen und vielseitigen literarischen Tätigkeit Wronskis, der sich auch viel 
mit reiner Mathematik und Technologie beschäftigte, sowie den Plan der 

anzen Publikation. Die Auswahl der Texte folgt einem systematischen 
rinzip. So enthält der erste Band die wichtigsten Texte aus seinen zu 
verschiedener Zeit entstandenen und ausschließlich in französischer Sprache 
erschienenen, teilweise jetzt schwer zugänglichen Schriften, die „den Messia- 
nismus“, „die Philosophie“, „methaphysische Entwicklungen“, „die Methodo- 
logie der Geschichte“ behandeln. Unedierte Texte sind in diesem Band nicht 
aufgenommen worden. W.v.R. 


Pomirowski, Leon: Walka o nowy realizm (Der Kampf 
um einen neuen Realismus); Nowa literatura w nowej Polsce 
(Neue Literatur im neuen Polen). Warschau. Gebethner & Wolff. 
1933. 
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‚ _ Das Doppelwerk Pomirowskis stellt sich die Aufgabe, die neueste pol- 
nische Literatur in ihrem Verhältnis zur geschichtlichen Gegenwart, zu den 
Problemen und Aufgaben der polnischen Eigenstaatlichkeit zu behandeln. 
Dabei beschränkt er sich aber nicht auf eine rein darstellende Analyse, son- 
dern will zugleich der polnischen Dichtung den Weg weisen zu einer produk- 
tiven Mitarbeit am Aufbau des nationalen Eigenlebens. 

Von besonderem Interesse ist der Band, der dem Kampf um einen 
„neuen Realismus" gewidmet ist. Hier werden, um mit dem Verfasser zu 

en, die „theoretischen Grundlagen“ dargelegt, auf denen dann die kri- 
tischen Einzeldarstellungen des zweiten Bandes aufgebaut sind. 

Als das beherrschende historische Phänomen, von dem sämtliche Be- 
trachtungen auszugehen haben, erscheint die neuerworbene Unabhängigkeit 
des polnischen Staates. Der plötzliche Übergang von dem „theoretischen 
Polen“ als Wunscbild der Vorkriegszeit zu der unerbittlichen Realität des 
heutigen „konkreten Polens“ stellt das polnische Leben vor kaum geahnte, 
überraschende, oft deprimierende Aufgaben und Erkenntnisse. Das gilt zu- 
nächst für das praktische Leben: die neue Verantwortlichkeit auf sozialem 
und wirtschaftlihem Gebiete, die Technisierung, die Weltkrise mit allen 
ihren Folgen — alles das ist heikles und gefahrenreiches Neuland. Das gilt 
aber in noch stärkerem Mafle von dem geistigen und politischen Leben: die 
etwas primitiven Ideale der Vorkriegszeit, die man mit dem bloßen Wort 
„Freiheit” erfaßt zu haben glaubte, versagen in dem komplizierten Getriebe 
der Neuzeit; die „Formung der Freiheit” tritt als neue und bedeutend 
schwierigere Aufgabe in den Vordergrund. Für die Literatur aber ergibt 
sich statt der früheren etwas schematischen Freiheitspredigt die Notwendig- 
keit, den Sinn der aufdringlichen „Gegenwart“ — als eines rein zeitlichen 
Überganges und als einer ganzheitlichen Kulturaufgabe — zu erfassen und zu 
formulieren, ihre Stellung zwischen der gerade in Polen so starken „Tra- 
dition“ und der nationalen Zukunft festzulegen. 

Von hier aus ist auch der vom Verfasser verfochtene Begriff des „neuen 
Realismus“ zu verstehen. Er wird dem „oberflächlichen“ rein deskriptiven 
Naturalismus des 19. Jahrhunderts ebenso betont entgegengestellt, wie dem 
als Reaktion darauf entstandenen „Modernismus“ und „Symbolismus“. 

Sinn dieses „neuen Realismus“ erblickt der Verfasser darin, das Leben selbst, 
die „umgebende Welt“, in ihren tiefsten seelischen. Grundlagen zu verstehen, 
den „neuzeitlichen Menschen“ objektiv und vorurteilsfrei zu analysieren und 
dann die so gewonnenen Erkenntnisse mit möglichst „wesensgemäßen“, von 
keiner Konvention getrübten Mitteln darzustellen. Die Dichtung soll sich 
als verantwortungsbewußter, unbestechliher und kampfbereiter Regler in 
die Beziehungen von Mensch und Welt einschalten. Die traditionelle Auf- 
gabe der polnischen Literatur, „Dienerin am Volksganzen“ zu sein, soll nicht 
aufgehoben werden; doch soll dieses Dienstverhältnis durch intensive Be- 
rührung mit der „Fülle des Lebens“ vertieft und befructet werden, 
die Dichtung soll zu einem Bestandteil des Lebens selbst werden, ihre 
Schöpfungsformen sollen ungezwungen und organish aus den Lebens- 
rozessen selbst herauswachsen. Daraus ergibt sich dann letztlich die These: 
r „neue Realismus“, die „echte Lebenswahrheit” der Dichtung sei im 
wesentlichen eine „Frage der Form” — eine etwas paradox klingende Fest- 
stellung, äußerst charakteristisch jedoch für ein Volk von so intensiver lite- 
rarischer Kultur. 

Es ist klar, daß damit kein ausschliefllih polnishes Problem berührt 
wird, und der Verfasser ist sich der Verbindung mit der allgemeinen litera- 
rischen Situation Europas vollkommen bewußt. Doch lehnt er — zweifellos 
mit Recht — eine Überbetonung der „Einflüsse“ von außen ab und bemüht 
sich, die Rolle der rein nationalen Momente in ihrem ganzen Umfange zu er- 
fassen und klarzulegen. In dieser Beziehung ist ihm manche glänzende Einzel- 
charakteristik, mandó treffende volkspsychologische Formulierung geglückt, 
um deretwillen man gern über einzelne Überspitzungen und Starrheiten der 
Konstruktion hinwegsieht. l 
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Notizen. 


Polnische Ferienkurse für Ausländer vom 16. Juli bis 25. August 1934. 


Das polnische Unterrichtsministerium veranstaltet auch in diesem Som- 
mer Kurse für Ausländer in polnischer Sprache, die in die Geschichte der pol- 
nischen Kultur einführen sollen. Die Kurse unter Leitung des Warschauer 
Historikers Prof. M. Handelsman und unter Mitwirkung namhafter Per- 
sönlichkeiten finden in Krakau, Warschau und Gdingen statt. Chr. 


Zeitschrift für Ostrecht. 


Mit dem Erscheinen des dritten Heftes von Band VIII, dem ein ausführ- 
liches Gesamtverzeichnis der Aufsätze und Gesetzesmaterialien für die Jahre 
1925—1934 beigegeben ist, stellt die „Zeitschrift für Ostrecht“ ihr Erscheinen 
ein. In „Osteuropa“ wird über die Rechtsentwicklung Ost- 
europas ständig weiterhin berichtet werden. 


Eingegangene Bücher: 


Dominique, Pierre: Siberie rouge. Paris. Editions des Portiques. 
1933. 254 S. 12 fr. 


Evain, Emmanuel: Le probleme de l'indépendance de l'Ukraine et la 
France. Paris. Felix Alcan. 1931. 133 S. 


Fechter, Paul: Moeller van den Bruck. Ein politisches Schicksal. 
Berlin. Frundsberg-Verlag. 1934. 79 S. 


Gayl, Frhr. von: Der politische und wirtschaftliche Kampf um Ost- 
Dielen ae Ende des 19. Jahrhunderts. Leipzig. Quelle & Meyer. 1934. 
50 5. 1,— ; 


Guichen, Vicomte de: Questions d’histoire diplomatique et écono- 
mique contemporaines. Paris. Pedone. 1933. 224 S. 25 fr. 


Guterman, Samuel: L’organisation du crédit en Pologne. Son évo- 
lution depuis la première stabilisation. Paris. Pedone. 1931. 613 S. 80 fr. 


Handelsman, Marceli: Czartoryski, Nikolaus Ier et la Question du 
Proche Orient. Paris. A. Pedone. 1934. 150 S. 20 fr. 


Mitarbeiter an diesem Heft sind: 


Privatdozent Dr. Max Braun, Leipzig; Vizekonsul Dr. Christiani, Ber- 
lin; Dr. Helmut Haufe, Königsberg; Professor Dr. Otto Hoetzsch, Berlin; Dr. 
Mario Krammer, Berlin; Dr. Arthur Luther, Leipzig; Dipl.-Landwirt Dr. 
Horst Eberhard Mentzel, Königsberg; Professor Dr. W. v. Rakint, Berlin: 
Dr. Herbert Rosinski, Berlin; Dr. Ernst Schiüle, Berlin; Privatdozent Dr. 
Schweitzer, Berlin; Professor Dr. Thaddäus Zielinski, Warschau. 


Zuschriften durch die Redaktion. 


' Diesem Heft der Zeitschrift liegen Prospekte der Firmen 
Verlag Luken & Luken, Berlin SO 16 und 
Deutscher Betriebswirte-Verlag G. m. b. H., Berlin W 35 
bei, die wir der Beachtung empfehlen! 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Dr. Werner Markert, Berlin; für Anzeigen: Erich 

Werner, Königsberg Pr. DA 1. Vj. 1233. Serag. Ost-Europa-Verlag, G. m. b. H., Königsberg Pr. 

Adolf-Hitler-Straße 6/8, Fernsprecher: Sammelnummer 34422. Druck: Ostpreußische Druckerei 
und Verlagsanstalt A.-G., Königsberg Pr. 
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„Wirtschaftskrise und Wirtschaftspolitik Polens.“ 


Vortrag von Professor Dr. Edward Lipinski, 
Direktor des Instituts für Konjunkturforschung in Warschau, 
gehalten am 4. Juli 1934 vor der 
„Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas“. 


Das Jahr 1925 brachte für Polen eine schwere wirtschaftliche 
Depression, die mit der Währungskrise, welche das Land damals 
durchmachte, im Zusammenhang stand und bis Anfang 1926 fort- 
dauerte. In diesem Jahre trat dann ein Umschwung im Wirt- 
schaftsleben ein. Die Jahre 1927 und 1928 werden durch eine 
starke Belebung der Wirtschaft gekennzeichnet. Bedeutende 
Kredite und Anleihen flossen ins Land. Neben einem recht stür- 
mischen Tempo der Entwicklung der alten Industriezweige 
= wuchsen neue, mit modernster Ausstattung ausgerüstete Anlagen 
in den großen Industriezentren empor. Aber schon Ende 1928 
sind die ersten Schrumpfungserscheinungen zu verzeichnen. Die 
völlige Auswirkung der Krise brachte jedoch erst die zweite 
Hälfte des Jahres 1929. Die in dieser Zeit einsetzende Weltwirt- 
schaftskrise und in besonderem Maße die Weltagrarkrise hatten 
eine Verschärfung der Lage in Polen zur Folge. Mitte 1930 wur- 
den Symptome einer leichten Besserung bemerkbar, die aber bald 
durch die nun zum Ausbruch kommende Weltkreditkrise zunichte 
gemacht wurde. 


Den besonderen Charakter der Krise in Polen, die in man- 
cher Hinsicht eigenartige Züge aufweist, bestimmen mehrere 
Faktoren. An erster Stelle muß der überwiegende Agrar- 
charakter des Landes angeführt werden. Etwa 64 %: der Bevölke- 
rung lebt von der Landwirtschaft. Es ist klar, daß der Agrar- 
charakter des Landes verschärfende Wirkung gehabt hat, wenn 
auch die Tatsache, daß der arbeitslose Industriearbeiter, der noch 
unlängst Kleinbauer war und sich noch nicht gänzlich von seiner 
Dorfgemeinschaft gelöst hat, eine gewisse Gewähr dafür ist, daf 
in on persönlichen Schicksal äußerste Härten vermieden 
werden. 


Die Kaufkraft der Landbevölkerung ist entscheidend für den 
Absatz einiger großer Industriezweige, wie z. B. der Textil- und 
Lederindustrie.. Aber die Kaufkraft dieser wichtigsten Schicht 
der Bevölkerung ist in katastrophaler Weise gesunken. Nimmt 
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man das Jahr 1928 gleich Hundert an, so steht der Preisindex für 
Agrarprodukte augenblicklich auf etwa 40. Zwar sind auch die 
Preise für Industrieprodukte in demselben Zeitabschnitt bedeu- 
tend gefallen — von 100 bis etwa auf 60 — aber bei weitem nicht in 
dem Maße, wie die der Agrarprodukte. 1928 zahlte der Landwirt 
für einen Pflug 100 kg Roggen, während er jetzt dafür 273 kg 
abgeben muß. Ein paar Stiefel kosteten ihn 1928 99 kg Roggen, 
jetzt Sapeken 192 kg. . 

Noch eins muß in Betracht gezogen werden. Die Landwirt- 
schaft ist stark verschuldet in die rise geraten. Dabei ist die 
steuerliche Belastung im allgemeinen fast unverändert geblieben. 
Die Folge dieser Lage der Dinge ist, daß der Großteil der land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung als Abnehmer von Industriepro- 
dukten fast nicht mehr in Frage kommt*). 

Eine weitere Ursache des scharfen Verlaufes der Krise ist der 
Schuldnercharakter des Landes. Seit 1929 hat Polen nicht nur 
keine neuen Anleihen erhalten, es mußte vielmehr bedeutende 
Beträge nebst Zinsen dem Auslande zurückzahlen. Hinzu kam 
noch, daß bedeutende Summen der kurzfristigen Kredite in der 
Zeit der Kreditkrise 1931/1932 zurückgezogen wurden, und dieser 
Umstand mußte naturgemäß die Möglichkeit der Rückzahlung 
von Schulden und Zinsen in hohem "Maße erschweren. Dabei 
stieß die polnische Warenausfuhr auf unüberwindliche Schwie- 
En da ee und Rohstoffe den Hauptanteil der 
polnischen Ausfuhr bilden. Polen verlor seine besten Abnehmer 
— Deutschland, Österreich und die Tschechoslowakei. 

Aber nicht nur die Lebensmittelausfuhr, auch der Export von 
Rohstoffen, der bekanntlich in hohem Maße konjunkturbedingt 
ist, geriet infolge der Krise ins Stocken. Bei dieser Gelegenheit 
ist es vielleicht angebracht, einiges über die sogenannte Kauf- 
krafterhaltungstheorie zu sagen. Nach dieser Theorie kehrt die 
in Form von Zinsen, Kapitalien oder Tributen ausgeführte Kauf- 
kraft wieder in das Ausfuhrland zurück, und zwar als Zahlungs- 
leistungen für ausgeführte Waren. Wie das Beispiel der deut- 
schen Reparationszahlungen und die polnische Erfahrung be- 
weisen, ist diese Theorie nicht immer zutreffend, ganz besonders 
aber dann nicht, wenn sie ein Land betrifft, daß wie Polen mit 
einer Ausfuhr zu rechnen hat, die so wenig elastisch und so sehr 
konjunkturbedingt ist. So blieb Polen nichts anderes übrig, als 
die Ausfuhr durch Preissenkung der Exportwaren und ein aus- 
gedehntes System von Ausfuhrvergütungen aufrechtzuerhalten, 
um seinen laufenden Verpflichtungen nachkommen zu können. 
Es ist selbstverständlich, daß diese beiden Mittel — Preissenkung 


*) Trotzdem darf man als sicher annehmen, daß die Krise in Polen 
milder als in den ausgesprochenen Industriestaaten verlaufen wäre, wenn 
sich zur allgemeinen Depression nicht auch noch die Weltagrarkrise gesellt 
hätte. Ergeben hätte sich ein milderer Verlauf aus dem Überwiegen der 
kleingewerblichen Struktur des Landes, da ja bekanntlih das Kleingewerbe 
bedeutend krisenfester ist als die großkapitalistischen Betriebe. 


640 


und Ausfuhrvergütungen — die Volkswirtschaft stark belasten 
mußten. Dabei hat man bis jetzt von jeder Kun des 
Devisenverkehrs abgesehen und alle Auslandsschulden pünktlich 
bezahlt. Erst unlängst hat Polen die aus den Kriegsschulden ent- 
standenen Zahlungen an Amerika eingestellt. 


Der sonstige Schuldendienst wird fortgesetzt, ja manche 
Zahlungen werden sogar in Gold-Dollars geleistet. 

Als ein dritter, die Lage Polens erschwerender Umstand ist 
die Beibehaltung der Goldwährung und der sich daraus ergebende 
Deflationsdruck anzuführen. 


Das Festhalten an der Goldwährung muf naturgemäß eine 
Schwächung der Konkurrenzkraft auf dem Weltmarkte, ganz be- 
sonders in den Ländern bedeuten, in denen es zu einer Wäh- 
Une En Lug ekommen ist. Zwar hat der gewaltige Preis- 
sturz die Lage Polens in bezug auf die Konkurrenzfähigkeit ein 
wenig BEN SER, aber dieser enorme Preisfall hat auch eine be- 
deutende Verminderung der Rentabilität der Betriebe mit sich 
not da die Produktionskosten nicht in demselben Maße wie 

ie Preise gefallen sind. Über das Maß des Preissturzes gibt die 
Indexzahl der Preise der im Lande selbst erzeugten Rohstoffe 
einen Begriff, die im Vergleich zu 1928 um 38% gesunken ist. 
Unter den Goldwährungsländern ist Polen das einzige, in dem 
die Preise so stark heruntergegangen sind. Die Produktions- 
kosten sind aber nicht in entsprechendem Maße gesunken, um die 
Rentabilität der Betriebe wiederherzustellen. Unsere auf Stabi- 
lität gerichtete Währungspolitik hat sich dementsprechend auf 
die Senkung der Produktionskosten eingestellt, von der richtigen 
Voraussetzung ausgehend, daß die private Investitionstätigkeit an- 
geregt wird, falls die Produktionskosten sich entsprechend ver- 
mindern. 


Es ist aber gleich auf die Schwierigkeiten hinzuweisen, die 
eine solche Politik zur Folge haben mußte. Bei dem seit einigen 
are bestehenden Staatshaushaltsdefizit konnte schwerlich eine 

enkung der Steuersätze und der Eisenbahntarife usf. durch- 
geführt werden, ohne eine Verschlechterung des Steueraufkom- 
mens befürchten zu müssen. Nichtsdestoweniger hat diese Politik 
bemerkenswerte Resultate aufzuweisen. Die Preise der von den 
staatlihen Monopolen erzeugten Artikel, wie Alkohol, Ziga- 
retten und Salz, sind herabgesetzt worden, was sogar zu einer Ver- 

rößerung der Einnahmen geführt hat. Seit März v. J. hat die 
rs eine Preissenkungsaktion eingeleitet, die das Ziel ver- 
folgte, die durch die Kartelle gebundenen Preise herabzusetzen, 
wobei wichtig ist, daß Polen zu den am stärksten durdikartelli- 
sierten Ländern gehört. Dieses Überhandnehmen der Kartelle 
wird verständlich, wenn man bedenkt, daf Polen nicht nur hohe 
Zollmauern hat, sondern daß die zur Kartellbildung besonders 
geeignete Rohstoffindustrie einen überwiegenden Anteil am groß- 
gewerblichen Sektor des Landes hat. Die Maßnahmen der Re- 
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gierung, die eine Preisermäßigung der kartellisierten Waren be- 
zweckten, fielen in die Zeit von März 1932 bis März 1933. Die 
Hauptaktion erfolgte jedoch erst in der zweiten Hälfte dieser 
Jahresfrist. Sie erstreckte sich auf eine Reihe wichtiger Waren, 
wie Kohle, Koks, Walzeisen, Zement, Mineralölprodukte, Papier, 
Scheibenglas, Kali, Jutesäcke, Emaillegeschirr, gufeiserne Röh- 
ren, Isolationsröhren, Radiatoren, Stahlabgügse, Schwefelsäure, 
Chlorkalk usw. Die Kohlenpreise erfuhren eine Ermäfigung um 
20 %, Walzeisen um 15 %, Zement um 25 %. Im Herbst 1933 wurde 
das Zementkartell aufgelöst, worauf die Zementpreise weiterhin 
mehr als zur Hälfte sanken. Die Durchführung der Preissen- 
kungsaktion kartellisierter Erzeugnisse hatte zur Folge, daß der 
Index der gebundenen Preise seit März 1932 bis März 193 um 
14% herunterging. Jene Aktion ist aber nicht als abgeschlossen 
anzusehen, man plant des weiteren auch eine Herabsetzung der 
Belastung der Produktionskosten, wie z. B. der Eisenbahntarife. 


Zwei Perioden der Krise sind deutlich zu unterscheiden. Die 
erste dauerte bis Ende 1930, wo es zu einer Besserung zu kommen 
schien, die zweite — seit Ende 1930, eine Vertrauens- und Kredit- 
krise —, die von der allgemeinen Weltkreditkrise, dem Pfund- 
sturz und den überall einsetzenden Einfuhrerschwerungen her- 
vorgerufen wurde. Mitte 1932 erfolgte eine Stabilisierung auf 
dem bis dahin erreichten, übrigens sehr niedrigen Niveau, bei 
BeiSlseieem Andauern von Deflationserscheinungen auf dem 

eldmarkte und bei fortdauerndem Preisrückgang. Mitte 1932 
wurde der Tiefpunkt der Krise erreicht. Von diesem Zeitpunkte 
an machen sich Symptome einer Besserung der Lage bemerkbar. 
Die Liquidierung von Vorräten und starke Enthortungsprozesse 
waren die Hauptursache der leichten Besserung. Von 1930 bis 
1932 wurden dem Wirtschaftsleben Polens bedeutende Summen 
durch Hortungen entzogen. Die Hortung war eben in diesem 
Zeitpunkt neben dem Abfluß ausländischer Kapitalien die Haupt- 
ursache für die Verstärkung der Deflationserscheinungen und die 
Vertiefung der Krise. 

Erst nach Wiederherstellung des Vertrauens im Kreditver- 
kehr und des Glaubens an die Beständigkeit der Währung 
konnte der Rükfluß der gehorteten Kaufkraft ins Wirtschafts- 
leben erfolgen. Die 1933 einsetzende Entwertung des Dollars, 
der in Polen hauptsächlich gehortet wurde, war neben der Un- 
sicherheit in bezug auf die Stabilität einiger anderer Währungen 
ein die Enthortung beschleunigendes Moment. Die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse der zweiten Hälfte des Jahres 1933 gestalteten 
sich unter dem Einfluß der erwähnten Tatsache. 

Die nun auf den Markt gelangenden Geldmittel wurden nur 
in geringem Maße in langfristigen Darlehen angelegt, als wesent- 
liche Anlageobjekte kam die Finanzierung von Warenvorräten 
und des Baues von Kleinwohnungen für eigene Rechnung in 
Frage. Das erstere erklärt die auf den ersten Blick wenig be- 
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re aber ganz erhebliche Produktionssteigerung von Ver- 
rauchsgütern, vor allem in der Textilindustrie. Die andere Er- 
scheinung — die Entwicklung der Bautätigkeit — wurde zum Aus- 
ganapan i für die Steigerung der Produktion in der Mineral-, 
etall-, Holz- und Eisenindustrie. In bezug auf den langfristigen 
Kredit äußerte sich diese Belebung in einer ziemlich starken Er- 
höhung der Kurse der staatlichen San ne und Pfandbriefe, 
was jedoch bis jetzt noch keine Grundlage für die Wiederher- 
stellung der privaten Emissionstätigkeit abgeben konnte. 

Auch die neuen Exportmöglichkeiten (Holz nach England 
und Eisen nach Ruflland) haben zum Aufschwung beigetragen. 
Die polnischen Ausfuhrziffern haben im laufenden Jahre eine 
bedeutende Besserung aufzuweisen, obwohl die sg hole der 
Ausfuhr keinen allzu großen Einfluß auf die wirtschaftliche 
in ihrer Gesamtheit ausgeübt hat. 

Zahlenmäßig stellt sich der Aufschwung folgendermaßen dar: 
Der allgemeine Index der industriellen Produktion betrug in den 
ersten 5 Monaten dieses Jahres durchschnittlich 66 gegen 50. ın 
derselben Zeit des Vorjahres, d. h. 23% mehr. Der Index der 
Produktionsgüter betrug 50,7 gegen 41,2, d. h. auh um 23 % 
mehr, der Index. der Verbrauchsgüter 70,4 gegen 55,0, also um 
28% mehr. Auch der Konsum weist E kenwirig eine leichte 
Zunahme auf, und zwar als Folge der Steigerung des Beschäfti- 
gungsgrades in der Industrie. In größeren, durch die periodische 

tatistik erfafßten Unternehmungen stellt sih der Bescäfti- 
gungsgrad auf 470000 gegen 420 000 Arbeiter im Vorjahre. 

Seit Sommer 1932 bemerken wir eine allmähliche Verflüssigung 
des Geldmarktes. Die weitere verp unk der Kredite tritt 
nicht als ein aktiv auf die allgemeine wirtschaftliche Lage ein- 
wirkender Faktor auf, sondern ist eine Folge der fortschreitenden 
Liquidation der Verschuldung. Infolge der Schuldenabzahlung 
werden die Umsatzmittel der Banken frei, der Markt wird ent- 
spannt. Der Kreditbedarf sinkt dank der Herabsetzung der Um- 
satzwerte und Löhne in höherem Maße als das Kreditangebot; 
der Marktprozentsaiz fällt. 

Die Rendite der Meripepiere mit fester Verzinsung erreicht 
Mitte 1932 ihren Höhepunkt, was die Lage des Kapitalmarktes 
charakterisiert, und sinkt seither in raschem Tempo. Der Durch- 
schnitt der Rendite stellte sich im Juni 1932 auf 18, gegenwärtig 
auf 11%. Die paas Kursdynamik beobachtet man auch in bezug 
auf Aktien, auch hier fällt der Wendepunkt auf den Sommer 1932. 

Auf die Verbilligung des Zinsfußes für langfristigen Kredit 
folgt die Verbilligung des Bankkredits. Gegen Ende 1933 er- 

äßigte die Emissionsbank die Verzinsung auf 5%; dies ist 
einseitdemBestehendiesesInstitutesnochnicht 
notierter Satz. Die bessere Solvenz der Bankklienten er- 
möglichte u. a. die Herabsetzung der Verzinsung kurzfristiger 
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Der Bankzinsfuß stellt sich auf 6 %, es läßt sich also bedeu- 
tende Senkung des Zinsfufes für langfristige Kapitalien sowie 
eine Verringerung der Spanne zwischen der Verzinsung lang- und 
kurzfristiger Kredite feststellen. 


- Welche Ursachen hat nun diese Entwicklung hervorgerufen? 
Eine gewisse Rolle in dieser Hinsicht hat die Einstellung der 
Se Ve gespielt. Die Entlastung des Marktes 
von der Nachfrage nach langfristigen Krediten im Zusammenhang 
mit der Einstellung der Kriegsschuldenzahlungen mußte eine 
bedeutende Verbilligung dieses Kredits herbeiführen. 

_ Ein weiteres Moment ist der Prozeß der Verminderung der 
Kassareserven. 

Die Insolvenzwelle und die Vertrauenskrise hatten zur 
Folge, daß ein bedeutender Teil der Kaufkraft für Sicherheits- 
reserven bestimmt wurde, was die Umwandlung dieser Kaufkraft 
in Bargeld erforderte und mit einer gewaltigen Schrumpfung der 
Warenkredite zusammenhing. 


Einen Begriff von dieser Schrumpfung gibt die Tatsache, daft 
sich der Wechselumlauf von 3,2 Milliarden Zloty im Jahre 1930 
auf 1,1 Milliarden gegenwärtig vermindert hat. Nach der Besse- 
rung der Solvenz und der Eindämmung des Tempos des Preis- 
sturzes sind die Sicherheitsreserven in normale, der Kontinuität 
der Produktion dienende Reserven verwandelt worden. Mit 
anderen Worten, sie wurden verliehen und lieferten die Mittel 
zur Finanzierung des Handels und der Industrie in der Form von 
Warenkrediten. Die Hortung von Gold hat seit der Wiederher- 
stellung des Vertrauens in die Stabilität der Währung aufgehört 
und das Gold fließt jetzt den Kassen der Emissionsbank zu. 
Ein weiteres spezifisches Moment bildete die Entschuldungs- 
aktion in der Landwirtschaft. Die vorgenommene Konvertierung 
ermäßigte die Last der bereits aufgenommenen Verpflichtungen 
und verminderte die Kreditnachfrage seitens der Landwirtschaft. 
Was die Kreditbeziehungen mit dem Auslande anbelangt. 
so ist gegenwärtig ein Zufluß ausländischer Kredite besonders 
aus England, in Form von lang- und kurzfristigen Warenkrediten 
zu beobachten. 


Trotz der scheinbaren Schwäche des polnischen Geldmarktes 

war die in konjunktureller Hinsicht so wichtige Besserung dieses 
Marktes eine Folge spontaner Prozesse und nicht die Folge einer 
Intervention. Die Interventionsaktion hatte sich auf zwei Mafnah- 
men begrenzt: die Durchführung eines gemäßigten Entschuldungs- 
Ba in der Landwirtschaft und die Finanzierung des 
aufenden Defizits durch die Emission der Nationalen Anleihe, 
sowie die Ausgabe von kurzfristigen Schatzscheinen im Werte 
von 100 Mill. Zloty. Es ist damit zu rechnen, daf die erwähnte 
Zinsbaisse, im Zusammenhang mit dem Nachlassen des Kredit- 
bedarfes des Staates, zu einer weiteren Verflüssigung des Geld- 
und Kreditmarktes führen wird. 
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Von allgemeinerem Interesse dürfte wohl die Frage sein, 
weshalb Polen keine eigentlihe Ankurbelungspolitik getrieben 
hat. Die Gründe dafür sind sowohl wirtschattlicher als auch 
politischer Natur. Polen hat nach dem Kriege zwei Inflationen 
erlebt. Das erste Mal eine große 1920—1923, und das andere Mal 
1925, wo es zum Sturz der unlängst stabilisierten Währung kam. 
Die Erinnerung an beide Inflationen ist noch sehr lebendig und 
jede neue Bedrohung der Währung müßte eine Panikstimmung 
und Spekulationswut entfesseln. Der starke Eindruck, den die 
Inflationszeit hinterlassen hat, hat dazu geführt, daß es im Ge- 
schäftsleben üblich geworden ist, Kalkulation und wirtschaftliches 
Rechnen in Gold oder in fremder Goldwährung — längere Zeit 
in Dollars — vorzunehmen. Zieht man diesen Umstand in Be- 
tracht, so wird es verständlich, weshalb die Regierung jede Er- 
schütterung der Währung zu vermeiden sucht. Eine Geldentwer- 
tung würde nicht nur zu Preistreibereien, sondern auch zur 
Lockerung der mit so großer Anstrengung erzielten Konsolidie- 
rung der Wirtschaftsverhältnisse führen. Das Ansteigen der 
Preise würde die Ausfuhrprämie zunichte machen, die sich etwa 
aus der Devalvation ergeben könnte. Eine Geldentwertung, die 
eine Flucht in die Sachwerte hervorrufen müßte, hätte wohl eine 
vorübergehende Belebung des Absatzes zur Folge, aber die sta- 
bile Währung hat, wie richtig vorausgesehen wurde, positivere 
und nachhaltigere Wirkungen gezeitigt. Nach einer Zeit des 
Hortens und Notenhamsterns ist es, wie schon erwähnt wurde, 
dank des Vertrauens in die Währung, allmählich zu einem Ent- 
hortungsprozeß gekommen, der zu einer Zunahme der Spar- 
einlagen und zu einer Steigerung der Nachfrage nach Wert- 
papieren und nicht zuletzt zu einer Belebung der Investitions- 
tätigkeit geführt hat. Polen hat als erstes der Goldblockländer 
eine zielbewußte Preis- und Kostensenkungspolitik eingeleitet, 
während Frankreich, Holland, Italien und Belgien diesen Weg 
erst ein Jahr später beschritten haben. So ist denn Polen 
das einzige unter den Goldwährungsländern, in 
dem es zu einer gewissen Belebung der Wirtschaftstätigkeit ge- 
kommen ist. 


Die Wirtschaft hat bei uns den Zustand der Aufschwungs- 
reife erreicht. Die Liquidations- und Bereinigungsprozesse haben 
bereits große Fortschritte gemacht. Nur an äußeren Antriebs- 
kräften fehlt es noch, um den Anstieg selbst Tatsache werden zu 
lassen. Solche äußeren Antriebskräfte wären Kapitalieneinfuhr 
und ein größerer Auslandsabsatz. Ohne Mitwirkung dieser Fak- 
toren kann kein wesentlicher Wirtschaftsanstieg einsetzen, da 
jede mit eigenen Kräften unternommene Produktionssteigerung 
eine umfangreiche Rohstoff- und Maschineneinfuhr zur Folge 
haben müßte. Das Land würde seinen Auslandsverpflichtungen 
nicht nachkommen können und miißte die Deflationspolitik fort- 
setzen, was naturgemäß mit dem Aufhalten des Anstiegs gleich- 
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bedeutend wäre. Sollte es also in der nächsten Zukunft zu keiner 
Kapitalbewegung von den Gläubiger- zu den Schuldnerländern 
= zu keiner Intensivierung des internationalen Warenaus- 
tausches kommen, so wären die Aussichten auf ein rascheres 
Tempo der Wirtschaftsentwicklung in Polen — und sicherlich 
nicht nur in Polen allein — ziemlich gering. Die Behauptung ist 
nicht ohne weiteres von der Hand zu weisen, daf die mit so 

roßem Eifer betriebenen Autarkiebestrebungen ihr gut Teil zur 

erarmung der Völker und zur Verlangsamung des Fortschrittes 
beigetragen haben. 

Ein sich selbst überlassenes Polen kann keine großzügige 
Aktion unternehmen, die eine Beschleunigung des Tem der 
wirtschaftlichen Entwicklung zum Zwecke hätte. So ist diese in 
gewisser Hinsicht konservative Wirtschaftspolitik, die von der 
polnischen Regierung eingeschlagen worden ist, bei den in Polen 
obwaltenden Verhältnissen und der Finanzschwäche als die einzig 
mögliche zu nennen. 

Die dargelegte Krisenpolitik der Regierung, die direkte 
Ankurbelungsmethoden vermeidet, konnte nicht zu einer in 
raschem Tempo durchgeführten Belebung der Industrie und da- 
mit zu einer erheblichen Verminderung der Arbeitslosigkeit 
führen. Diese ist immer noch ein aktives Problem. Anfang 1931 
hat man den sogenannten Arbeitsfonds gegründet, um Arbeitslose 
produktiv zu beschäftigen. Diese Maßnahme tangierte zwar nicht 
im geringsten die prinzipiellen Richtlinien der von der Regie- 
rung befolgten Deflationspolitik, sie erweiterte aber bedeutend 
den Umfang der Investitionstätigkeit, besonders dort, wo sich 


die Krise in hohem Maße fühlbar machte. 


Der Arbeitsfonds verausgabte in der ersten Periode seiner 
Tätigkeit im Geschäftsjahre 1932/33 für die Finanzierung öffent- 
licher Arbeit 50 Mill. Zloty, 1934 ist dieser Betrag auf 60 Mill. 
Pen Außerdem befaßt sich der Arbeitsfonds mit Arbeits- 
osenunterstützung, die übrigens auf 30 Mill. beschränkt ist und 
sich derjenigen Arbeiter annimmt, die auf Grund der Arbeits- 
losenversiherung kein Recht auf Unterstützung haben. Trotz- 
dem der Arbeitsfonds über verhältnismäßig geringe Summen 
verfügt, hat er doch bedeutende Resultate aufzuweisen. Die Zahl 
der bei öffentlihen Arbeiten beschäftigten Arbeiter, die im 
April 1932 kaum 17000 betrug, ist im April 1934 auf 64000 
gestiegen. 

Die von Polen in der Krisenperiode befolgte Deflations- 
olitik -erforderte u. a. eine weitgehende Herabsetzung des 

taatshaushaltes. 

Die A D welche 1929/30 — außerordentliche In- 
vestitionen und Reserven miteingerechnet — 3039 Mill. Zloty 
betrugen, sanken 1933/34 auf 2206 Mill., d. h. um über 25 %. 

Die Einnahmen schrumpften in demselben Zeitabschnitt von 
3030 Mill. auf 1869 Mill. zusammen, d. h. um 38 %. Die Einschrän- 
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"kung der Ausgaben erwies sich also als etwas geringer als die- 
jenige der Einnahmen. Das auf diese Weise entstandene Defizit 
wurde zum Teil durch Heranziehung von Schatzreserven, zum 
Teil durch Ausnützung des Kredits bei der Emissionsbank gedeckt. 

Eine Senkung der Staatsausgaben ist wegen des besonderen 
Charakters der Aufgaben der Verwaltung nur in geringem 

afe in Form einer Einschränkung der Staatstätigkeit möglich. 
Die Einschränkung der „Produktion staatlicher Leistungen“ 
konnte folglich nur auf gewissen, weniger bedeutenden Gebieten 
vor sich gehen. Wenn der Staat auch nicht in der Lage war, die 
Produktion seiner Leistungen einzuschränken, so tat er dies be- 
sonders radikal in bezug auf seine Investitionstätigkeit. Ziffern- 
mäßig sank diese im Staatshaushalt von 259 Mill. Zloty im Jahre 
1929/30 auf 70 Mill. im Jahre 1932/33. Im Rahmen des Staats- 
haushaltes war der Gehälterabbau der Staatsangestellten das 
Hauptinstrument der Deflationspolitik. Die Gehälter der Staats- 
angestellten wurden in Polen um fast 25 % gesenkt. Der Einfluß, 
den dies auf den Markt ausübte — sei es direkt als Folge der 
großen Rolle, welche die Gehälter der Angestellten des Staates 
und der Selbstverwaltungsorgane in Polen spielen —, sei es in- 
direkt — infolge der dadurch hervorgerufenen gleichartigen Be- 
wegung der Gehälter der Privatangestellten —, wirkte sich als 
Baissetendenz von Gehältern und Preisen in der gesamten Wirt- 
schaft aus. 

Ein Faktor von verhältnismäßig geringerer Bedeutung war 
die Verminderung der Schuldenlast infolge des Währungssturzes 
und der Einstellung der Kriegsschuldenzahlung. Der Betrag für 
die Verzinsung und Tilgung der Schulden ist von 251 Mill. Zloty 
im Jahre 1929/30 auf 188 Mil. im Jahre 1932/33 gesunken. Im 
ey 1933 wurde die „Nationale Anleihe“ subskribiert, 
welche 340 Mill. erbrachte, wovon im Geschäftsjahr 1933/34 etwa 
150 Mill. eingelaufen sind. 

Der Haushalt für das laufende Jahr 1934/35 ist beinahe aus- 
geglichen. Den Ausgaben von 2185 Mill. Zloty stehen Einnahmen 
von 2136 Mill. gegenüber. Mit Einbeziehung des Restes der noch 
ausstehenden Eingänge aus der „Nationalen Anleihe“ bedeutet 
das die Aufrechterhaltung des gegenwärtigen Standes, ohne 
daß es notwendig ist, ie Deflationspolitik 
weiter zu verschärfen. 


Ein besonders wichtiges Problem bildet die Agrarpoli- 
tik der polnischen Regierung. Polen ist bekanntlich kein aus- 
BenpEo en: Getreideausfuhrland. Neben Jahren, in denen wir 

etreide ausführen konnten, gab es auch solche, in denen man 
in geringerem ab Getreide einzuführen genötigt war. 
Ein- und Ausfuhr von Getreide halten sich annähernd die Waage. 
Vor dem Einsetzen der Krise wurde bei uns sogar eine so- 
une Prokonsumentenpolitik getrieben und Ausfuhrzölle auf 
etreide eingeführt, um eine Verteuerung des Brotes zu verhin- 
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dern. Erst 1929 ist eine Änderung dieser Politik zu verzeichnen. 
Einfuhrzölle sind eingeführt worden und man leitete umfassende 
Maßnahmen in die Wege, um die Preise für Agrarprodukte nicht 
fallen zu lassen. Getreide und Mehl wurden mit Zöllen ec 
Ausfuhrprämien wurden bewilligt, eine Getreidestelle wurde 
gegründet, die den Zweck hatte, auf den Getreidemarkt einzu- 
wirken, den Getreideüberschuß von dem Markte fernzuhalten, 
bzw. Getreideverkäufe zu tätigen. Sogenannte Registerkredite 
wurden gewährt, die ein Abstoßen des Getreides sofort nach der 
Ernte verhindern sollten. Durch diese Maßnahmen wurde er- 
reicht, daß die Getreidepreise in Polen um 50 % über den Welt- 
marktpreisen liegen. Gewiß ist es nicht gelungen, die Preise 
annähernd auf der Höhe zu halten wie in Deutschland oder in 
Frankreih. Auch war es nicht möglich, den Preisfall überhaupt 
zu verhindern, aber ohne die erwähnten Maßnahmen wäre gewiß 
ein weiterer Fall eingetreten, was eine Verschärfung der Not der 
Landbevölkerung mit sich gebracht hätte. Zwei Gründe sind es, 
die die Unmöglichkeit, die Agrarpreise auf höherem Niveau zu 
erhalten, erklärlih machen. Einmal hatte Polen gerade in diesen 
Jahren einen bedeutenden Getreideübersch aufzuweisen, 
andererseits ist der bedeutende Umfang dieses Überschusses aus 
einer Verminderung des Konsums der Landwirte 
selbst zu erklären. In dem Wirtschaftsjahr 1926/27 haben 
wir bedeutende Posten von Getreide eingeführt, obwohl die 
Ernte nicht viel geringer war als 1933/34. Wir gehen also wohl 
nicht fehl, wenn wir annehmen, daß sich die Lage der Landwirt- 
schaft erst dann mildern wird, wenn eine allgemeine Besserung 
der industriellen Konjunktur eintritt und die Kaufkraft der 
städtischen Bevölkerung sich in dem Maße bessert, daß der Kon- 
sum von Agrarprodukten, wie Fleisch, Eier- und Molkereipro- 
dukten steigt. Die Steigerung des Absatzes dieser Produkte 
dürfte die Lage der Landwirtschaft verbessern, was eine Steige- 
rung des Getreidekonsums durch die Landbevölkerung selbst und 
eine Zunahme von Getreideverfütterung nach sich ziehen wird. 


Die Ansichten über diese Fragen divergieren in Polen stark. 
Die einen sind für eine schärfere Politik der Prämien, die eine 
wesentliche Steigerung der Getreidepreise und Lebensmittel an- 
strebte, nach dem Grundsatz: „Hat der Bauer Geld, so hat es die 
ganze Welt“, die anderen dagegen vertreten die Ansicht. daf 
nicht nur eine Prämienpolitik bei starkem Haushaltsdefizit die 
Lage noch verschlimmern muß, sondern daß eine rapide Steige- 
rung der Getreidepreise zu einer Verschärfung der Krise führen 
kann, da die Lebenskosten dadurch in die Höhe gehen würden. 
was entweder eine Senkung des Lebensstandards der Arbeiter 
oder Steigerung der Löhne zur Folge haben müßte. Die Regie- 
rung steht nach wie vor auf dem Standpunkte einer mäßigen 
Interventionspolitik, die gegenwärtig auf alle Getreidearten 
ausgedehnt worden ist. ' 
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Die Entschuldung der Landwirtschaft ist gegen- 
wärtig das brennendste Problem der Agrarpolitik der Regie- 
rung. Der Kredit war in Polen immer ziemlich teuer, das war 
der Grund, weshalb bei uns die Verschuldung auf eine Flächen- 
einheit nicht solches Ausmaß annahm wie in Deutschland. Nichts- 
destoweniger ist die Schuldenlast der Landwirtschaft infolge des 
Preisfalles ganz gewaltig gestiegen. Diese Sachlage veranlaßte 
die Regierung, das Entschuldungsproblem der Landwirtschaft 
einer Lösung zuzuführen. Verordnungen wurden erlassen, die 
einen Verkauf von Landgütern zu einem unter zwei Drittel des 
Wertes liegenden Preise verhinderten, der Zinsfuß für den 
Rn Teil der Verschuldung wurde ermäßigt, besondere 

chlichtungsstellen wurden geschaffen, deren Aufgabe es ist, 
Verträge zwischen Gläubigern und Schuldnern herbeizuführen. 
Schließlich wurde eine besondere Bank gegründet, die die in der 
Landwirtschaft eingefrorenen Kredite übernimmt und daher zur 
Verflüssigung der Geldinstitute, die den Landwirten Kredite ge- 
währten, beiträgt. Aber alle diese finanziellen Maßnahmen der 
Regierung haben sich als nicht ganz genügend erwiesen. Die 
Regierung wird vielleicht vor die Notwendigkeit gestellt werden, 
eine weitere Entschuldungsaktion durchzuführen, die die Kon- 
version von sämtlichen kurzfristigen Anleihen in langfristige zur 


Aufgabe haben dürfte. 


Nach dieser kurzen Darstellung der Entwicklung der Krise 
und der Wirtschaftspolitik in Polen gehe ich zur Charakterisie- 
rung gewisser struktureller Wandlungen und einiger Struktur- 
eigenschaften der Wirtschaft in Polen über. Im Laufe der Zeit 
sind bedeutende Änderungen in der Struktur der Wirtschaft vor 
sich gegangen. Von starkem Einfluß in dieser Beziehung war der 
1925 ausgebrochene — im gleichen Maße für beide Länder un- 
Br — deutsch-polnische Zollkrieg. Vor dem Zollkriege 

etrug die Ausfuhr nach Deutschland annähernd 50 % der Ge- 
samtausfuhr, seit 1925 sinkt dieser Prozentsatz stark und beträgt 
jetzt nur etwa 17 %. Dagegen ist der Anteil der westeuropäischen 
Länder von etwa 20 % auf etwa 40 % gestiegen. Aber nicht nur 
territoriale Änderungen sind eingetreten, auch die Struktur des 
Absatzes selbst hat sich verändert: der Anteil der Ausfuhr von 
Fertigfabrikaten ist von 14 % im Jahre 1928 auf fast 24 % im 
er 1933 gestiegen. Auch die Zusammensetzung der Ausfuhr 
andwirtschaftlicher Erzeugnisse hat starke Strukturwandlungen 
aufzuweisen. An Stelle der überwiegenden Ausfuhr von leben- 
dem Vieh und Getreide ist die Ausfuhr von Vieh- und Molkerei- 
rodukten getreten. Vor 1925 z. B. betrug der Ausfuhranteil von 
Schweinen 9% der Gesamtausfuhr, die Produkte der Fleisch- 
industrie machten nur 10 % aus. Jetzt ist das Verhältnis Pen 
umgekehrt: nur noch 10 % werden als Lebendware ausgeführt, 
wobei nicht mehr Deutschland, sondern England, Holland, Frank- 
reich und Spanien als Absatzmärkte in Betracht kommen. Wie 
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die Struktur der Ausfuhr, so hat auch die der Einfuhr starke 
Wandlungen durchgemacht. Vor dem Zollkrieg betrug die 
deutsche Einfuhr nach Polen etwa 40 % unserer Gesamteinfuhr. 
Diese Ziffer ist jetzt bis auf etwa knapp 18% gesunken. Die 
Hauptbezugsländer sind England und die übrigen westeuro- 
päischen Länder geworden. 

Die industriefreundliche Wirtschaftspolitik der Regierung 
und vielleicht auch der deutsch-polnische Zollkrieg haben bei der 
Stärkung der natürlichen Industrialisierungstendenzen mit- 
gewirkt. Das Fortschreiten dieses Prozesses läßt sich natürlich 
nicht in Ziffern darstellen, auch ist es mir im Rahmen dieses 
Vortrages nicht möglich, die neuen Fabrikationsgebiete nur 
einigermaßen erschöpfend aufzuzählen, die in letzter Zeit ent- 
standen und sich entwickelt haben. 

Es dürfte keine Übertreibung sein, wenn ich feststelle, daß 
man auf manchen Gebieten ganz Bedeutendes geleistet hat. Auf 
dem Gebiete der chemischen, der elektrotechnischen und der Ma- 
schinenindustrie, im Lokomotiv- und Eisenbahnwagenbau, in der 
Galanterie-, Wirk- und Seidenwarenindustrie, in der Kunst- 
seidenindustrie usw. sind nicht nur neue Fabrikationszweige 
geschaffen worden, auch die Qualität der Erzeugnisse steht nun 
nicht denen der alten Industriestaaten nach. 

Gewißt, nicht jede Industrialisierung ist als Fortschritt an- 
zusehen, und es sind auch bei uns wie anderswo Fehler in dieser 
Hinsicht begangen worden, bedeutet doch verfehlte Industriali- 
sierung Kapitalaufzehrung oder mindestens Kapitalverschwen- 
dung. Eine volkswirtschaftlich richtige Industrialisierung bedeutet 
aber nichts anderes als der Einsatz produktiverer Arbeitsmetho- 
den, was zur Hebung der Produktionskraft, also auch zur Stär- 
kung der Kaufkraft der Bevölkerung führt. Die Industrieländer 
sind die besten Kunden auch auf dem Weltmarkte. 

Und wie gering die Kaufkraft in Polen ist, ersehen wir aus 
der Tatsache, daf 1929, also in einer Zeit der guten Konjunktur 
der Prozentsatz der Arbeiter, die weniger als 120 Zloty — in 
reeller Kaufkraft etwa 100 RM. — monatlichen Verdienst hatten, 
36 % betrug. Laut Aufstellung des internationalen Arbeitsbüros, 
das den durchschnittlichen Reallohn des englischen Arbeiters als 

leich 100 annimmt, ist die Indexzahl für Deutschland 82, für 
olen dagegen nur 51. Die jährliche Konsumption an Baumwoll- 
stoffen beträgt für Deutschland 4,4 kg; für Polen nur 1,9 kg. 

Entscheidend für die Notwendigkeit der Industriali- 
sierungistaberinersterLiniedieüberausstarke 
Übervölkerung des polnischen Dorfes. Auf 100 ha 
landwirtschaftlich benutzter Fläche entfielen im Jahre 1921 in 
Polen 70,7 Menschen, in Deutschland 50,4, in Frankreich 57,9 und 
im Agrarland Dänemark 35,8. In den letzten 13 Jahren hat sich 
dieses Verhältnis noch zuungunsten Polens verschoben, da Polen 
bis jetzt den größten Bevölkerungszuwachs aufzuweisen hat. In 
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den 10 Jahren von 1921 bis 1931 ist Polens Bevölkerung um 
18,2% gewachsen. Zwar hat die neuentstandene Industrie einen 
Bruchteil dieses Zuwachses zu erfassen vermocht, aber bei weitem 
nicht den ganzen Zuwachs. Dabei ist bekanntlich fast jede Aus- 
wanderung der Bevölkerung durch die Maßnahmen der Ein- 
wanderungsländer unmöglich gemacht worden. Zwar schreitet die 
Agrarreform fort, die den Zweck verfolgt, neue Siedlungsstellen 
zu schaffen. In der Zeit 1919—1933 wurden über 2 Millionen 
Hektar parzelliert, die von 584716 Käufern übernommen wurden, 
aber das ist noch keine Lösung des Problems. So entsteht eine 
Autgabe, die die größte ope aller polnischen Staatsmänner ist. 
— Ein Problem tür etwa 6 Millionen nicht voll ausgenützter 
Arbeitskräfte auf dem Lande und für etwa 500000 junger 
Menschen, die jedes Jahr auf dem Arbeitsmarkte erscheinen, um 
Brot zu finden, Arbeit zu schaffen. 

Eine große Aufgabe, die sicherlich nicht auf einmal gelöst 
werden kann! Polens führende Männer, die man eine Generation 
von Kämpfern nennen darf, sind sich der Größe und Tragweite 
dieser Aufgabe bewußt, und das bietet eine Gewähr dafür, daR 
man keine Anstrengungen und keine Mittel scheuen wird, um 
diese Lebensaufgabe unseres Staates zu lösen. | 


Der zweite Fünfjahrplan für Russisch-Asien. 
Von Otto Hoetzsch. 


Das umfangreiche „Projekt des 2. Fünfjahrplans der arwi g der 
Volkswirtschaft der SSSR 1933—1937" in drei Bänden wird Herr Professor 
Otto Auhagen im nächsten Heft eingehend analysieren. Im folgenden 
wird darum nichts vom Grundsätzlihen und Allgemeinsachlichen vorweg- 
enommen, sondern diese Skizze beschäftigt sih nur mit der Anwendung 
es 2. Fünfjahrplans und seiner Absihten auf Russisch-Asien, im 
Anschluß an meine Monatsübersicht: Rußland in Asien (Maiheft 1934, S. 477 
bis 489), in der das gleiche Thema erörtert war auf Grund der ‚„Itogi“ 
(Übersichten) über die „Ausführung des 1. Fünfjahrplans“. Daran wird un- 
mittelbar mit dem Projekt für den 2. Plan angeknüpft. 


I. 


Schon in den „Itogi“ war sehr viel Zukunftsmusik. In dem 
zu besprechenden 2. Teil: „Plan der Entwicklung der Rayone“ 
(570 Seiten) ist überhaupt nur von Zukunft, Programm, Absicht, 
Plänen die Rede. Die Grundlinien des Programms sind die 
gleihen der Durchführung eines riesigen Verschmelzungs- 
prozesess mit Verlagerung mancher Schwerpunkte des Industriali- 
sierungsprogramms weiter nach Asien herein, aus militärischen 
Gründen, im ganzen aber eben für eine Industrialisie- 
rung, die aus dem Riesenreic eine Einheit machen will. Eine 
Einheit im sozialistischen Sinne, aber: was hier geplant wird, ist 
kapitalistische, staatskapitalistische Politik, die das 
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Kolonialreih entwickeln und zusammensdließen will. Esis 


sehr charakteristisch, daß in dem ganzen Bande von Arbeiter- 
fragen in jedem Sinne des Wortes, von Beschaffung der Arbeits- 
kräfte etwa oder gar von Sozialpolitik u. dgl., nicht an einer eir- 
zigen Stelle die Rede ist. Staatskapitalistisch, genauer gesagı 
binnen-merkantilistisch ist der ganz ausschlaggebend: 
Zug, der dieses Programm bestimmt. Es ist so eine eigentümlicre 
Verwirklichung einer Forderung, die Lenin einmal aufgestell 
hat mit dem Satze: „Eine einigermaßen vollständige Untersuchung 
des Prozesses der Kolonisierung der Randgebiete und der Aus- 
dehnung des russischen Gebietes unter dem Gesichtspunkt der 
Entwicklung des Kapitalismus würde eine besondere Unter- 
suchung erfordern.“ Eine Untersuchung dieser Art stellt der 
Plan in gewissem Sinne dar, und wer nicht wüßte, daß ein sozia- 
listisches Staatswesen ihn verwirklichen will, bei dem Studiun 
dieses absolut merkantilistisch-kapitalistisch angelegten Plan: 
würde er überhaupt nicht auf den Gedanken kommen. 


Nach dem Vorwort, das Kuybishew verfaftt hat, stand 
im Mittelpunkt schon des 1. Plans: „die Schaffung der 
2. Kohlen-Metall-Basis im Osten, d. h. des Kombi- 
nats Ural-Kusnezk, und der stärkste Aufschwung in der 
industriellen Entwicklung der nationalen Republiken und Ge- 
biete. Die Bewegung der Industrie nach dem Osten, ihre An- 
näherung an die Quellen des Robstoffes und die mehr gleid- 
mäßige Verteilung über das Territorium der Union — in dieser 
Richtung gingen die Bemühungen in der Entwicklung der 
Produktivkräfte während des 1. Fünfjahrplans. Der 2. Plan 
setzt das in viel weiterem Maßstabe fort. Zusammen mit der 
Festigung der Grundindustriebasen der Union — der Ukraine 
des Kombinats von Ural-Kusnezk, der Industriegebiete des Zen- 
trums — nimmt der 2. Fünfjahrplan in Aussicht die Schaffung 
einer großen Gruppe von neuen Gebieten, von neuen Stütz- 
punkten für Kohle, Metall, Maschinenbau, die die Vollendung de 
weitesten Programms der Rekonstruktion der Volkswirtschaft 
der Rayone der Union sichern sollen. Diesen Anstößen zur En:- 
wicklung der Grundzweige der schweren Industrie entsprid! 
die Schaffung einer neuen Energiebasis in Form eines BE 
Systems von Gebiets- und aa Fabrik-Elektrostationen, die 
zugleich mit den Grundwirtschaftszentren auch die früher in wirt- 
schaftlicher Beziehung rückständigen Rayone umspannen sollen. 
Ein besonders breiter Bau von neuen Unternehmungen der leid- 
ten und Nahrungsmittelindustrie, aufgeführt in den Hauptrayons 
der Produktion landwirtschaftlicher Rohstoffe besonders im 
Osten, wird ungeheuere Bedeutung haben für die Industriali- 
sierung einer groen Gruppe von Rayonen, indem er so eine voll- 
ständig neue geographische Verteilung dieser Zweige der Volks- 
wirtschaft schafft und die wirksamste Ausnutzung der Rohstoffe 
und Arbeitsvorräte der Rayone sichert“. Die volle Kollektivie- 
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rung und Technisierung der Landwirtschaft „stellen von neuem 
Fragen der Spezialisierung der Rayone des Bundes nach der Pro- 

tion der Volkswirtschaft unter möglichst wirksamer Aus- 
nutzung der Boden- und klimatischen Bedingungen der einzelnen 
Gebiete“. Der Plan ist so getragen von einem binnen- 
merkantilistischen Ausgleichsstreben „der Orga- 
nisation einer starken Weizenproduktion in den Bedarfsgebieten, 
die in Produktionsgebiete verwandelt werden sollen“. Hier 
fügen sich ohne weiteres die alten Pläne der Arbeitsteilung für 
Mittelasien und Transkaukasien ein, wie die Notwendigkeiten 
der Verkehrspolitik und die wissenschaftliher Erforschung. 
Werden doch Gebiete in dieses System mit hereingezogen, die 
zum Teil noch ganz unbekannt sind! 


Der 2. Plan ist so von Plankommissionen in den Republiken 
und Gebieten vorgearbeitet und in einer Unionskonferenz unter 
Teilnahme der Akademie der Wissenschaften, der Volkskom- 
missariate usw. abgeschlossen worden. Nicht weniger als 2000 
aktive Teilhaber waren an der Arbeit beteiligt. Trotzdem muß 
auch das Vorwort feststellen, daß Lücken vorhanden sind und 
der ganze Plan nicht gleichmäßig, vollständig ist. Auch leidet 
er darunter, daf sich inzwischen (ie wir immer in „Osteuropa“ 
berichten) die Verwaltungseinteilung (für Nordkaukasus, untere 
Wolga, Ural) geändert hat und so das hier Wiedergegebene nicht 
ganz dazu klappt. Der Plan ist nebenbei gesagt ja auch ein Bei- 
trag zu dem Problem der Rayon- und Gebietsverwaltung in der 
Sowjetunion. 

er tragende Gedanke ist also klar: das Streben, die Indu- 
strialisierung der Sowjetunion unter dem Gesichtspunkt der 
„räumlichen Rohstoffnähe und des geringsten Arbeitsverlustes 
bei Übergang von der Rohstöffserarbeitun bis zur Herstellun 
von Fertigwaren“ (so formuliert in einem Artikel der Zeitschrift 
der Berliner Handelsvertretung, Nr. 6/7, S. 24 f: „Die geographi- 
sche Verbindung der industriellen Großunternehmungen der 
UdSSR im 2. Planjahrfünft“) zu Ende zu führen, und zwar, um 
noch einmal den Ausdruck zu bringen: binnen-merkantilistisch 
im Sinne der Autarkie. | 


Dabei wird aber dieser Begriff nicht ausschließlich auf das 
Reich angewendet, das ein selbstgenügsamer Großwirtschafts- 
raum werden soll — das soll er natürlich werden —, sondern 
wird ae der Durchgang genommen durch die Anwendung 
des gleichen Prinzips auf die einzelnen Unterwirtschafts- 
räume, in denen in sich Landwirtschaft und Industrie so aus- 
geglichen werden sollen, daß es eigentliche landwirtschaftliche Zu- 
schufgebiete nicht mehr gibt. Die Notwendigkeit zu dieser Kom- 

lizierung drängt sich auf wegen der Größe des Gebietes, der das 
Vekene auch noch nicht entfernt entspricht, erschwert aber 
die gesamte Planarbeit vom Reichsstandpunkte aus. Ganz von 
selber kommt dem, der die bekannten Denkschriften von Stolypin 
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und Kriwoschein aus 1912 und 1913 in Erinnerung hat, der Ver- 
gleich mit den Vorkriegsprogrammen des russischen Merkantilis- 
mus. Tatsächlich unterscheidet sich beides wirklich nicht viel 


voneinander! 
II. 


Der 2. Band des 2. Fünfjahrplans, den wir hier zugrunde 
legen, enthält keine Scheidung in den europäischen und den asia- 
tischen Teil. Von den 28 Gebieten, die er jeweils in einem 
Kapitel und dann in einer Fülle von Tabellen behandelt, nehmen 
wir hier 15 heraus. Die einzelnen Zahlen können nicht wieder- 
gegeben werden. Die Kapitel sind gleichmäßig, oft schematisch 
und schablonenmäfig angelegt, behandeln die Pläne und Aufwen- 
dungen für schwere Industrie, leichte und Nahrungsmittel- 
industrie, Verkehrspolitik, besonders Elektrifizierung, Kolonial- 
politik und Kulturpolitik, letztere nur im Sinne der Bildungs- 
und Gesundheitspolitik, während eine eigentliche Bevölkerungs- 
politik kaum je zu Wort kommt, nicht einmal oder nur ganz 
selten das Problem der noch nicht ansässigen Bevölkerung. 
Fragen, wie die des geistigen Verhältnisses der eingesessenen 
Bevölkerung zu diesem ganzen Werk und ähnliche feinere Pro- 
bleme werden von dem einseitigen und nur mit Zahlen arbeiten- 
den Wirtschaftsrationalismus, der den Plan bestimmt, überhaupt 
nicht berührt. 

Die Tabellen gehen sehr ins einzelne mit den Aufwendungen 
nach Gebieten und: den Beiträgen, die das einzelne Gebiet für die 
Gesamtvolkswirtschaft leisten soll, bis in die einzelnen Unter- 
nehmungen und Anlagen, so daf im ganzen ein recht vollständi- 

es Bild herauskommt von dem, was ist oder besser gesagt, von 
em, was sein soll, im Jahrfünftvon 1933—1937 wer- 
densoll. | 
Was gehört in diesem Sinn zu Russisch-Asien? Das 
nachher zu besprechende neue Buch von Erich Thiel, „Verkehrs- 
eographie von Russisch-Asien“ (S. 31) zieht folgende Teile 
eran, die auch wir hier betrachten und nur ergänzen durch die 
Arktis, die der 2. Fünfjahrplan auch organisch heranzieht, sowie 
durch Baschkirien und das Tatarengebiet als Verbindungsgebiete. 
Vielleicht erleichtert es das Verständnis, wenn wir nach dem 
Thielshen Buche Gebietsgröße und Bevölkerungszahl nach dem 
Stand vom 1. Januar 1931 wie folgt wiedergeben: 


Größe Bevölkerung Bevölkerungs- 
Gebiet 1000 qkm in 1000 dichte 
Uralgebiet*) 1 335,6 1 910,9 1,4 
West-Sibkraj 1 304,8 83841 6.4 
OÖst-Sibkraj 3 568,5 2 964,8 0,8 


*) Das Uralgebiet ist nur mit seinen asiatischen Teilen, bestehend aus 
den Bezirken Irbit, Ishim, Kurgan, Tjumen und Tobolsk, nach dem Stande 
von 1926 angegeben. 
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Größe Bevölkerung Bevölkerungs- 


Gebiet 1000 qkm in 1000 dichte 

akutien 3 937,2 312,5 0,07 

erner Osten 2 333,5 1 644,6 0,7 
Kasakstan 2 859,7 7 260,5 2,5 
Karakalpakien 124,0 346,0 2,7 
Kirgisistan 159,2 1 115,9 5,6 
Usbekistan 168,1 4 753,8 2,8 
Tadshikistan 141,8 1 187,5 8,3 
Turkmenistan 491,2 1 156,3 2,3 


Diese Gebiete gruppieren wir nach ihrer Lage in die vier 
großen Teile: Sibirien, das alte Turkestan, Kaukasus und die 
immer wichtiger werdenden Verbindungsgebiete und heben nur 
a wesentlichste aus diesem 2. Bande über den 2. Fünfjahrplan 

eraus. 


A. Sibirien. 

1. Westsibirien. Es gehört zu den neuen Industrie- 
gebieten und soll zu einer der wichtigsten Basen der Industriali- 
sierung der östlichen Rayone werden, mit der Spezialisierung 
nach Steinkohle, schwarzer und Buntmetallurgie und dem Schwer- 


Maschinenbau, daneben auch mit der Entwicklung besonders des 
Weizenanbaues und der Zuckerrübe. 


In bezug auf Kohle soll Westsibirien unter den Rayonen 
am Ende des Plans stehen an zweiter Stelle, in bezug auf Gufß- 
und Walzeisen an dritter, Zink an erster und Blei an vierter 
Stelle. Hier wird „Kusbaf“, die 2. Kohlenbasis der Union für 
das Kombinat Ural—Kusnezk, von entscheidender Bedeutung. 
Die Förderung soll im 2. Plan von 7,1 Millionen auf 20 Millionen 
Tonnen 1937 steigen. 569 Millionen Rubel werden für den 
Kohlenbergbau, davon 230 für den Bau neuer Schächte auf- 
gewendet. 

Die Förderung von Eisenerz soll 1937 1,3 Millionen Tonnen 
erreichen. Daneben soll der Maschinenbau erweitert werden. 

„Die Vielseitigkeit der Bedürfnisse des Gebietes und das 
Fehlen irgendeiner wesentlichen Basis der Verarbeitung der 
lokalen landwirtschaftlichen Rohstoffe zu Anfang des Jahrfünfts 
bedingt den Umstand, daß Westsibirien sich nicht spezialisiert 
auf die Entwicklung einzelner Zweige der leichten Industrie, 
sondern emporwächst als ein neuer starker Textilrayon und ein 
Rayon der Nahrungsmittelindustrie, die fast alle einzelnen 
Zweige umfassen soll.“ Von den letzteren soll die für West- 
sibirien neue Zuckerindustrie besonders grofe Bedeutung 
erhalten. 

Für all das ist notwendig intensive Entwicklung der Elektri- 
zitätswirtschaft (neue Flektrozentrale Kemerowo) und die 
Eisenbahnpolitik: Vollendung der Linien Kusnezk—Mundybasch, 


Ansherka—Kemerowo, Nowo-Sibirsk—Leninsk und Atschinsk— 
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Jenissejsk. Außerdem wird der Westausgang aus dem Kusbafl 
nach dem Hauptmagistrale und diese selbst von Omsk ab mit 
einem zweiten Gleis (mit elektrischem Betrieb) versehen. 

Die Kollektivierung hat zu Anfang des 2. Plans etwas über 
58 % der Bauernwirtschaften erst erfaßt. 327 Sowchose gibt es. 
Die Saatfläche des vergesellschafteten Sektors betrug 1933: 
91,7% der ganzen Saatfläche des Gebietes. 


2. Ostsibirien, das ziemlih kurz abgemacdt wird und 
erst ganz am Beginn der Industrialisierung, der Ausnutzung 
seiner unzweifelhaft riesigen Rohstoff- und Einergiekräfte steht. 
Zuerst kommt die gründlihe Rekonstruktion der Gold- 
industrie, die also notwendig ist, dann Steinkohle und weitere 
Produkte des Bergbaues. Auch hier wie überall sollen die näch- 
sten Produktionsmittel, d. h. die Maschinen, in Maschinenfabriken 
des Gebietes beschafft werden können. 

Der Gesamtbetrag der Kapitalaufwendungen für den 2. Plan 
ist (ohne Goldindustrie) 21% Millionen Rubel, davon 1009 auf 
die Industrie. Von dieser wieder ist eine Grundindustrie der 
Kohlenbau; die Förderung soll von 2,2 Millionen auf 
4,6 steigen. 

Hier sind ganz besonders wissenschaftliche Untersuchungen 
der noch nicht erforschten Bodenschätze nötig, wofür 77 Mill. 
Rubel ausgeworfen werden. 

Besonderer Nachdruck wird auf die Holzindustrie ge- 
legt, die für den Bedarf anderer Gebiete, besonders von Mittel- 
asien und Kasakstan, sowie für den Export über den Hafen 
Jgarka arbeitet. Äußerst wichtig für das Gebiet und die nächsten 
östlichen Rayone ist die Entwicklung der Salz gewinnung. 

Die Kollektivierung hat hier erst 49,2% der Bauernhöfe 
gewonnen. 

Neue Eisenbahnlinien werden geplant, von denen die 
wichtigste die Lena-Eisenbahn ist, 700 km lang: „Der Lena-Weg, 
der die Haupteisenbahnmagistrale mit dem Fluß Lena verbindet 
und dadurch für die wirtschaftliche Ausnutzung neue Reichtümer 
des Nordostens heranziehen würde, geht über die Grenzen des 
2. Fünfjahrplanes hinaus.“ 1937 soll nur zur Benutzung fertig 
werden das Stück bis zur Angara. Ein zweites Gleis der Trans- 
baikal-Eisenbahn soll gebaut werden. 

Über die Wasserverbindung (Selenga, Angara, Jenisseij) 
un Pu Bekanntes wiederholt (s. unseren Artikel Maiheft, 

. 482 }.). 

3. Fernöstliches Gebiet: „der Vorposten des sozia- 
listischen Staates am Stillen Ozean und einer der wichtigsten 
Rayone für Export von Holz, Fischprodukten, Naphtha, Kohle 
ad Pelzwaren, ein Riesengebiet von 2,8 Millionen Quadrat- 
kilometer, außerordentlich reich an Naturschätzen“ — man be- 
merkt ohne weiteres, warum das Gebiet für Sowjetregierung 
und Fünfjahrplan so wichtig ist, das sich industriell shwach ent- 
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wickelt und in der landwirtschaftlichen Versorgung ein Defizit 
hat. Hier wird die Aufgabe der weiteren „Forcierung“ der In- 
dustrie gestellt, die Umgestaltung, daß zu der Holz- und Fisch- 
industrie, die die einzigen Zweige waren, nun die schwere In- 
dustrie hinzutreten soll, wozu freilich hier erst recht wissenschaft- 
liche Untersuchungen notwendig sind. Ferner die Entwicklung 
der Handelsflotte auf dem Meer und den Flüssen, die die Union 
von der Notwendigkeit, fremde Handelsschiffe zu benutzen, 
freimachen soll, und „die Verbindung des Küstengebietes mit 
Sachalin, Kamtschatka und anderen Nordgebieten festigen soll“. 


Die Kapitalaufwendungen sollen hier 4072 Millionen Rubel 
betragen, davon die Hälfte allein auf die Schwerindustrie. 


Auf das Petroleum der Insel Sachalin wird besonderer Nach- 
druck ne: die Förderung soll sich vervierfachen. 

Goldgebiete sind hier vor allem im Norden: Bezirk Ochotsk 
und Amur. 

Daß das Gebiet nur auf die eine Eisenbahnlinie an- 
gewiesen ist, wird nachdrücklich bedauert. Der große Gegen- 
stand für den 2. Plan ist die Magistrale Baikal-Amur: „sie 
soll durch das schwach erforschte Gebiet des Amur und des 
Küstengebietes gehen und ein ungeheures Gebiet mit riesigen 
Reichtümern beleben. Zwei Drittel davon, 1850 km, laufen durch 
das fernöstliche Gebiet, aber — die Bahn wird erst im 3. (!) Fünf- 
jehrpren fertig!“ 

ür den Wasserverkehr nimmt der 2. Plan ein Riesen- 
werk in Aussicht, nämlich die Regulierung des Amur, mit 
einem Flufßhafen in Chabarowsk. Ferner wird geplant eine 
Chaussee von Chabarowsk nach Wladiwostok. 


Besonders steht der Ausbau der Luftverbindungen im 
Vordergrunde, dessen sich die nachher zu erwähnende „Haupt- 
verwaltung des nördlichen Meeresweges“ anzunehmen hat. 


Hier findet sich ausnahmsweise auch einmal eine Bemerkung, 
aber nur allgemeiner Art, über die Nationalitätenpolitik und die 
nationalen Rayone mit dem Satz: „Einen besonderen Platz 
nimmt ein die Entwicklung von Birobidshan, des nationalen 
Jüdischen Rayons.“ 

Der ganze Teil läßt erkennen, daf dieser „Vorposten der 
Sowjetunion am Stillen Ozean“ noch sehr weit zurück ist und 
daneben seine Verbindung mit dem gesamten Reiche sehr dünn 
und schwach ist. 

4 Jakutenrepublik: „reih an Naturschätzen, aber 
wenig erschlossen“, führend in der Goldproduktion, mit einer 
Bevölkerung, die in der Hauptsache Jäger und Fischer sind. 
Näheres über die Goldproduktion wird leider nicht ge 

Die Kohlenförderung soll von 30000 auf 250000 Tonnen 
steigen. 

Aber hier sind erst die Vorbedingungen zu ordnen: die Um- 
gestaltung der Agrarverfassung und der ganzen Lebensweise, in 
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der die Einwohner des Gebietes noch sind. Eisenbahnverbindung, 
Flußsciffahrt, Kulturpolitik ist alles hier noch mehr Zukunfts- 
musik als sonst. Das Jakutengebiet spielt bisher eine irgendwie 
wesentliche Rolle nicht, wird nur immer wichtiger, je mehr die 
Bemühungen um die Arktis vorwärts gehen. 

5. Arktis. Die „Aneignung“ (oswojenie) der Arktis wird 
über die wissenschaftliche Erforschung hinaus zu einem integrie- 
renden Glied in diesem 2. Fünfjahrplan. Er bringt den Hinweis 
auf die „gewaltigen Reichtümer“ verschiedener Art und dann: 
„Über das nördliche Polarmeer führt der kürzeste Weg aus dem 
Atlantischen in den Stillen Ozean. Die Eroberung dieses Weges 
eröffnet zugleich die Möglichkeit der schnellsten und billigsten 
Verbindung mit den reichsten Rayonen der Subpolarzone: 
Jakuten-Republik, ostsibirischer und fernöstliher Kreis, un 
wird die stärkste Rolle in ihrer industriellen Entwicklung 
spielen.“ Das soll für die eigentlichen Nordgebiete ebenso gelten. 

Auch das ist nichts Neues; die Erschließung und Fruchtbar- 
machung des sog. „nördlichen Weges“ gehörte auch schon in die 
Vorkriegskolonialpolitik. Und wesentlich Neues bringt auch 
dieser Abschnitt des Fünfjahrplanes darüber hinaus nicht. Die 
bekannten Fahrten, Verbindungsnotwendigkeiten usw. werden 
aufgezählt. Das Organ dafür ist die „Hauptverwaltung 
des nördlichen Seeweges“, die für die Kapitalanlagen 
und Arbeiten dafür 250 Millionen Rubel zur Verfügung hat. In 
das, was eigentlich wirtschaftlich möglich wäre, was dieses Gebiet 
wirtschaftlih beitragen könnte für die Gesamtzwecke des 
2. Fünfjahrplans, kann noch in keiner Weise eingedrungen 
werden, das ist noch nicht einmal in Anfängen. 


B. Zentralasien. 


1. Usbekistan, wie bekannt, die „Hauptbaumwollbasis 
der Union“, mit allen gleichfalls längst bekannten und noch nicht 
ausreichend gelösten Problemen (Bewässerung, Ordnung der 
Agrarverhältnisse usw.) und der Aufgabe, die Union unabhängi 
von der Einfuhr ausländischer Rohbaumwolle zu machen. Au 
hier wird nicht recht klar, wie gerade hier gegenüber den sar- 
tischen Baumwollkleinbauern Sie „große sozialistische Wirt- 
schaft auf hoher technischer Basis“ durchgeführt ist: 1933 waren 
kollektiviert 70,5 der sog. „Dekchan-Wirtschaften“. Ungefähr 
5000 ha sollen im 1. Fünfjahrplan neu bewässert worden sein. 
Die Anbaufläche für Baumwolle war 1933: 932 000 ha. Die Anbau- 
fläche im ganzen soll im Fünfjahrplan von 2,4 Millionen in 1932 
auf 2,790 Millionen in 1937 steigen, und zwar (wenn wir die be 
treffende Stelle Seite 204 richtig verstehen), ausschließlich zu- 
gunsten des Kornbaues, während die Fläche des Baumwollbaues 
in diesem Jahrfünft mit 935 000 ha fast stabil bleiben soll. Da- 
nach würde die Tendenz also hier mehr im Sinne der Wirtschafts- 
ausgleichung im einzelnen Gebiet gehen, als im Sinne der 
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Arbeitsteilung für das ganze Reich: Turkestan-Baumwolle gegen 
sibirischen Weizen. 

Nur mit einem Satz wird erwähnt die Seßhaftmachung 
der Nomaden. Auc jetzt noch muß wie vor dem Kriege die 
wissenschaftliche Erforschung der Hilfsquellen des 
Gebietes als notwendig bezeichnet werden. 

Die Fabrikanlagen erstrecken sich vor allem auf die Ver- 
arbeitung der Baumwolle. 

Die Kapitalaufwendungen für Usbekistan betragen 2060 Mil- 
lionen Rubel für das 2. Jahrfünft. 

Der ganze Abschnitt ist recht zusammenhanglos und wenig 
Man hat den Eindruck, als wenn übermäßig viel dafür 
nicht gearbeitet würde. 

2. Turkmenistan soll im 2. Fünfjahrplan den zweiten 
Platz (nach Usbekistan) im Baumwollanbau erweitern und da- 
neben ein besonders großer Viehzuchtrayon bleiben. Auch hier 
werden Aufgaben der Bewässerung gestellt. Die Kapitalanlagen 
für die Industrie sollen 589 Millionen Rubel, davon 352 für die 
schwere Industrie betragen. Eine besonders starke Entwicklung 
der Baumwolle verarbeitenden Industrie wird in Aussicht 
genommen. 

Daf hier noch grofe Schwierigkeiten vorhanden sind, wird 
mit folgendem Satz verhüllt angedeutet: „Der Kulturaufbau des 
2. Planes soll sichern die endgültige Liquidation der Reste feudal- 
kapitalistischer Lebensformen, die Liquidation der religiösen 
Vorurteile, des allgemeinen und technischen Analphabetentums 
und soll zugleich die turkmenischen Frauen und kleinen Natio- 
nalitäten in die Produktion hereinführen.“ Hier erst recht hat 
man den Eindruck, daß große Schwierigkeiten vorhanden sind; 
das Kapital ist ebenfalls recht inhaltslos. 

3. Tadshikistan, die jüngste Republik, die „später als 
die anderen mittel-asiatischen Republiken die Macht des Emirs 
von Buchara abwerfen konnte, und in der der sich lang hin- 
ziehende Kampf mit dem Basmakentum den einzigen Zweig der 
Volkswirtschaft hier, die Landwirtschaft, zu voller Zerstörung 
brachte“. Im 2.. Jahrfünft soll es eine führende Rolle in der Pro- 
duktion der ägyptischen Baumwolle spielen. Daneben steht 
Gartenbau und Weinbau. Auch die Industrialisierung wird in 
Aussicht genommen. Die Kohlenförderung soll 50000 Tonnen 
erreichen. | | | | 

Bahnverbindungen sind notwendig. Im 1. Fünfjahr- 
plan wurde die Bahn Termes-Stalinabad (Hauptstadt) in Be- 
nutzung genommen, die die Hauptstadt mit den anderen Gebieten 
verbindet, und in Angriff genommen der Bau einer Ren 
Chaussee von Osch nach dem Pamir und Chorog, die die trucht- 
baren Rayone des Ferganatals mit den entfernten Berggebieten 
des Pamir verbinden soll. Diese Chaussee soll im 2. Fünfjahr: 
plan völlig fertig werden, neben anderen Automobilstraßen, 
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darunter namentlich einer Strafe von Stalinabad über Ura-Tjube 
nach Taschkent, die auf 537 km u ist. 

Das ganze Gebiet des ehemaligen Generalgouvernements 
Turkestan soll vor allem den Bedürfnissen nach subtropischen 
Anlagen dienen. Dafür gibt es auch besondere Organe im Land- 
wirtschaftskommissariat, ein subtropisches Komitee und ein 
Institut für subtropische Kulturen. Die Möglichkeiten sind ohne 
Zweifel sehr grof, neben Baumwolle hier namentlih für die 
Kautschukgewinnung. Aber alles steckt hier noch mehr als 
überall sonst im Projekt. 

Immer wieder hat man den Eindruck, als wenn hier die 
Schwierigkeiten ganz besonders groß sind und man so recht 
eigentlich nicht voran kommt. Nicht ohne Grund wird ja auch 
heute noch das Betreten des Gebietes an eine beinahe nicht zu 
erreichende Eintrittserlaubnis gebunden, obwohl deren politische 
Motive mit dem Vertragsverhältnis zu Persien und Afghanistan 
und mit dem Verhältnis zu England heute ganz oder so gut wie 
ganz weggefallen sind. 


C. Kaukasus. 


1. Nordkaukasus, „der stärkste landwirtschaftliche 
Rayon nach Produktion des Weizens, der Sonnenblume und einer 
Reihe von Spezialkulturen, zugleich einer der ersten Rayone der 
durchgeführten (sploschnaja) Kollektivierung, aber auch reich 
an Naphtha, Kohle, Buntmetallen, Rohstoffen für die Chemie“. 
Das Gebiet u eigentlich mehr zu den Verbindungsgebieten, 
ist aber doch andererseits auch mit dem asiatischen Teil stark 
verknüpft. 

Im Vordergrund steht die N a ph t h a - Gewinnung, die 1937: 
12050000 Tonnen erreichen soll. Die Kohlenförderung soll von 
4642 000 in 1932 auf 9500 Millionen Tonnen in 1937 steigen. 

Der Maschinenbau soll hier besonders lese werden. 
„Die Gunst der geographischen Lage und der Transportwege, die 
Nähe der metallurgischen Basis, das Vorhandensein der Energie- 
basis und der Arbeitskraft werden die industrielle Kraft des 
Nordkaukasus vielfach erhöhen und bedeuten so einen starken 
er der Beschleunigung im Tempo der Industrie-Entwic- 

ung. 

„Der 2. Fünfjahrplan legt auch den anang der a une 
der chemischen Industrie, als deren Hauptge iet die Republi 

t. 


Daghestan (am Kaspischen Meere) erschein 
Neu wird sein die Textilindustrie. 
Besonders wird hier die Elektrifizierung gepflegt. 

Für die Verbindung wird im 2. Plan größte Bedeutung 
haben der Bau des Wolga-Don-Kanals, der „verbilligen 
und sichern wird die Versorgung der Wolga-Gebiete mit dem 
Metall und der Kohle des Südens, dem Getreide einen billigen 
Ausgang nach den auswärtigen Märkten gibt und für die Ver- 
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sorgung des Südens mit Holz und Baumaterial wichtig werden 
wird“. 

Ferner sollen die vorbereitenden Arbeiten für den Bau des 
Manytsch-Kanals begonnen werden, der das Kaspishe und 
das Asowsche Meer miteinander verbinden soll. 

Besondere Sorge wird verwendet auf die Kurorte an der 
Ostküste des Schwarzen Meeres, des Gebietes von Sotschi und 
Mazesta. 

2. Transkaukasien, ein sehr reicher und zugleich wirt- 
schaftlich sehr komplizierter Rayon der Union, die Hauptbasis 
für die Petroleumindustrie, die 1932: 56,7 % der Gesamtpetro- 
leumförderung des Reiches aufwies. Ferner das Haupt- 
gebiet für Manganerze, die zweite Baumwollbasis des Reiches, 
überhaupt ein Gebiet für Spezial- und subtropische Kulturen, be- 
sonders der Zitruskulturen. 

Auf die technische Rekonstruktion der Petroleumindustrie, 
über deren Mängel ja viel geklagt wird, soll ein besonderes Ge- 
wicht gelegt werden. Im ganzen will die Union 4,7 Milliarden 

auf die Petroleumindustrie verwenden, davon 1,48 Mil- 
liarde oder 31,6 % auf Transkaukasien. Die Gesamtproduktion 
soll im Plan auf 63,5 % der Gesamitförderung des Reiches ge- 
Ri werden. 

icht näher bezeichnete Aufgaben sind geplant für die Er- 
weiterung der Erzwerke von Tsciaturi. 

Die lege der Spezialkulturen (Tee, Zitrus, Baumwolle, 
Gummi, Taba erfordert große Bewässerungsanlagen. Im 
ersten Plan sollen 354000 ha so gewonnen sein, der 2. Plan sieht 
eine Steigerung um 179000 ha vor. Wer den Mangel an Tee und 
Zitronen, die in Rußland so starke Bedarfsartikel sind, kennt, 
weißt, daß hier noch längst nicht der Bedarf gedeckt ist. Garten- 
bau, Weinbau, Seidenzucht schließen sich an, ebenso Gemüsebau. 

Auch hier sieht man durch die Zahlen und Zeilen die großen 
Schwierigkeiten, die namentlich der Melioration und der Be- 
ehe a deiner Und auch hier wieder ein altes In- 
ventarstück der Kolonialpolitik, das immer noch nicht ausgeführt 
ist: „Große Bedeutung hat für die Verbindung mit den anderen 
Gebieten der Union der Beginn (!) des Baues der Gebirgsbahn 
durch das Kaukasusgebirge.“! 


D. Verbindungsgebiete. 


1. Das Uralgebiet, das größtenteils zu Asien gehört und 
jetzt in zwei Verwaltungsgebiete zerlegt ist (s. er 
uliheft, S. 621 f.), das „ist und soll noch mehr werden das 
Zentrum der zweiten Kohlen- und Metallbasis für den Staat, 
später das erste. Es wird spezialisiert für entwickelte Schwarz- 
metallindustrie, auch Buntmetallindustrie, Bergbau, Chemie und 
Maschinenbau. Es soll am Ende des 2. Plans einnehmen in der 
Kohlenförderung den dritten, in der Schwarzmetallurgie den 
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zweiten, für Kupfer den ersten, für Aluminium den zweiten, für 
Maschinenbau den vierten Platz usw.“. Dem Abschnitt spürt man 
an, daß dies Gebiet den Männern des Plans ganz besonders am 
Herzen liegt. Die Ben sollen nicht weniger 

101, Milliarden Rubel = 10,6 % allerAnlagen a up! betragen. 
Auf die Schwerindustrie des Ural wird ein Fünftel aller Anlagen 
dafür im Staat und 68,5 % aller Kapitalanlagen für den Ural 
verwendet. 

„Die Stelle, die der Ural in den Grundzweigen der Industrie 
einnimmt, bedingt eine beträchtliche Verstärkung seiner Ver- 
bindungen. Das Uralgebiet soll geben Eisenerz an West- 
sibirien, (Jualitätsmetalle an die nächsten Gebiete von Sibirien. 
Baschkirien und Kasakstan, Holz an das letztere, soll vor allem 
mit seiner Industrieentwicklung und Spezialisierung das Kombi- 
nat Ural-Kusnezk stützen. Mit seinen Metallschätzen aller Art 
(auch Nickel, Platin, Asbest u. dgl.) soll es gleichsam ausstrahlen 
als Rohstoffversorger weithin in die Union, deren Industrie- 
zentrum sich immer mehr dahin verschieben soll.“ Es versteht 
sich, daß dabei der Ausbau des „Giganten“ von Magnitogorsk be- 
sonders unterstrichen wird. 

Die Förderung von ‚Eisenerz soll während des Plans von 
3 121 000 Tonnen auf 10300000 Tonnen steigen, die Kohlenförde- 
rung von 3,1 Mill. auf 13 Mill. Tonnen, die aber für den Kohlen- 
bedarf nicht ausreicht, sondern aus dem Kusbaß und aus Kara- 
ganda ergänzt werden muß. I 

- Doch sollen leichte und Nahrungsmittelindustrie, „die bisher 
hier einen der letzten Plätze in der Union einnehmen“ nicht ver- 
nachlässigt werden. Ebenso nicht die Landwirtschaft und Vieh- 
zucht im zentralen und südlichen Uralgebiet (Rayon von Tschel- 
jabinsk und Troizk). 

Die Eisenbahnmagistrale für das Kombinat Kusnezk-Magnit- 
naja wurde schon erwähnt. 

‚2. Kasakstan, dessen Bedeutung sein soll: „Hauptgebiet 
der Buntmetallurgie und wichtiges Gebiet für Kohle und Naphtha, 
zugleich ein ganz bedeutendes landwirtschaftliches Gebiet der 
Union.“ Daher die große Aufwendung von Kapital im neuen 
Plan, nicht weniger als 4% (4 Milliarden Rubel) des Gesamt- 
betrages. Für Blei soll das Gebiet den ersten Platz, für Kupfer 
den zweiten, für Petroleum den dritten in der Union einnehmen. 

Auf das Bassin von Karaganda werden 252,5 Mill. Rubel 
verwandt, davon 100 auf Schachtbauten. 

Die Ausbeute an Petroleum soll versiebenfacht wer 
den: von 249000 Tonnen in 1932 auf 1,7 Millionen in 1937. Es 
handelt sich dabei vor allem um das bekannte Gebiet von Emba. 

Kollektiviert waren am Ende des 1. Plans 70 % der Bauern- 
wirtschaften. | 

Hier ist ganz besonders ein Riesentransportpro- 
gramm notwendig: 2000 km neue Eisenbahnlinien werden in 
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Aussicht genommen, fast ein Sechstel des ganzen Eisenbahn- 
plans für die Union. Das Gebiet von Karaganda soll einen näch- 
sten Ausgang nach Südural und unterer Wolga (Akmolinsk- 
Kartala 850 qkm) erhalten. Das Erzgebiet von Altai wird durch 
die Beendigung des Baues der Linie Ridder—Rubzowka ver- 
bunden. Die Verbindung mit Mittelasien wird verbessert durch 
die Linie Tshimkent—Taschkent, zur Entlastung des Stückes 
Arys—Taschkent. Zweite Gleise sollen gebaut werden auf den 
überlasteten Stücken der Taschkentbahn und der Bahn Samara— 
Slatoust. „Von Ilezk nach Arys und Taschkent und von llezk nach 
Uralsk wird eine neue Eisenbahnlinie den Frachten von Osten 
nach den Häfen des Schwarzen Meeres und dem Zentrum einen 
kürzeren Ausgang gewähren.“ 

Man sieht, in dieser Ecke, die immer stärker an Bedeutung 
gewinnt, sind die Pläne sehr weitgehend und andererseits die 
Aufgaben angesichts der kulturellen und wirtschaftlichen Rück- 
ständigkeit sehr schwierig. Schwerlich wird man heute schon auch 
für die Zentren des Gebietes, nämlih Karaganda, Tschimkent, 
auch die Hauptstadt Alma-Ata von einer wesentlichen Kommu- 
nalwirtschaft sprechen können. 

3. Baschkirien, „ein wichtiges Glied im System des 
Kombinats von Ural—Kusnezk, Gebiet der Konzentration einer 
Reihe von führenden Zweigen der schweren Industrie, aber auch 
der Landwirtschaft, stärkste Basis für das Kombinat zur Versor- 
gung mit Naphthaprodukten“. 

„Die Spezialisierung der Landwirtschaft ist hier charakte- 
risiert durch die Weizenrichtung in der Entwicklung der südwest- 
lichen Rayone und die Verstärkung der Spezialisierung der 
nordwestlichen auf Kartoffelbau und Schweinezudht.“ 


Das Verkehrssystem wird bestimmt durch die Linie Samara— 
Slatoust. Eine Linie Sterlitamak—Ufa in Länge von 170 km und 
eine von Ufa nach Magnitnaja sind projektiert. 

4. Kirgisenrepublik, „behält im 2. Plan die Bedeutung 
eines Hauptviehzuchtrayons für Mittelasien und ist daneben 
Basis für die Versorgung Mittelasiens mit Steinkohle und dazu 
Gebiet der Buntmetallurgie, der Nahrungsmittel- und leichten 
Industrie“. 

Die Entwicklung der Landwirtschaft hängt wesentlich von 
der Förderung der Bewässerungsprobleme ab. 


„Die Erschließung der in jeder Beziehung reichen Nord- 
rayone ist verbunden mit dem Bau der Eisenbahn nach Rybatsche 
(westliches Ufer des Issyk-Kul). Der Hauptplangegenstand aber 
ist die Eisenbahnlinie von Frunse—Rybatsche—Turugard (523 km) 
und wieder die Linie, schon oben erwähnt, Osch—Pamir—Chorog 
(754 km), die im ersten Plan begonnen ist. „Mit Fertigstellung 
dieser Linie wird Kirgisistan die [ransportverbindung von Süden 
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5. Gebiet der Karakalpaken, nach Südwesten am Aral- 
see, wichtig für den Baumwollbau, are 202 der a ar 
noch ein Gebiet der nomadisierenden Viehzucht und auch na 
diesen Planangaben mit am weitesten zurückgeblieben. 


6. Die Tataren-Republik mit der Hauptstadt Kasan, 
ein Verbindungsgebiet, das doch mehr nach dem europäischen 
Teile gehört und, wie schon früher („Osteuropa“, Maiheft, S. 482) 
hervorgehoben, als besonders wichtig und vorgeschritten ge- 
rühmt, für Großindustrie sowohl Großlandwirtschaft und Vieh- 
zucht. Die Kapitalaufwendungen sollen im ganzen 929,2 Millio- 
nen Rubel betragen. 


Zwei ganz wichtige Eisenbahnlinien werden projektiert, 
nämlich: Gorki (früher Nishni-Nowgorod)—Kasan und Kasan— 
Bugulma, welch letztere Linie die Republik von Nordwesten 
a dem Südosten durchschneiden und zwei Magistralen ver- 
binden wird. 


III. 


Das eben gegebene Bild konnte und sollte nicht vollständig 
sein. Aber es erweckt eine Vorstellung über das Geplante. Dafür 
kommt jetzt als wertvolles Mittel der Orientierung gerade zu- 
recht, in den „Osteuropäishen Forschungen“ Neue Folge 
Bd. 17) erschienen: „Verkehrsgeographie von Rus- 
sisch-Asien“ (Ost-Europa-Verlag 1934, XI und 324 Seiten 
mit Karten und Bildern) von Erich Thiel. Soweit das rein Geo- 

raphische in Frage kommt, fühle ich mich nicht zuständig. Aber 
ür den Forscher Osteuropas im allgemeinen ist diese Verkehrs- 
geographie von Russisch-Asien sehr wertvoll, als Grundlage 
En für Studien, wie die eben hier mitgeteilten oder etwa 
ür das Buch von Niedermayer und Semjonow. 


Ein Schüler des Königsberger Geographen A. Schultz, hat 
E. Thiel das ungemein zersplitterte und ungleichartige Material 
mit größter Sorgfalt zusammengestellt, ein Material, das zudem 
durch Gesichtspunkte der Statistik und namentlich das ununter- 
brochene Verändern und Planen der Sowjetwirtschaft fortwäh- 
rend verschoben wird. 


Das Buch stellt in einem allgemeinen Teil Natur und Ver- 
kehr, Mensch und Verkehr, die Verkehrsmittel und ihre Ver- 
breitung dar und in einem speziellen den Wasserverkehr (mit 
dem wichtigen Kapitel über den nördlichen Seeweg), den Land- 
verkehr (vor allem natürlich die Eisenbahnen), den Luftverkehr 
und Nachrichtenverkehr und ist mit Karten und Bildaufnahmen 
zu weiterer Veranschaulichung recht wertvoll ausgestattet. Wer 
sich für die mühselige Behandlung der Probleme, wie in diesem 
Aufsatz hier, interessiert, dem sei das Buch von Thiel als Nadh- 
schlage- und Orientierungswerk in seiner Vollständigkeit und 
Anscaulichkeit empfohlen. 
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IV. 


Eine Zusammenfassung ist kaum auszuführen und auch nicht 
notwendig. Es ist ein riesenhaftes Planen, hinter dem das Maf 
des Erreichten noch weit zurück ist. Der Reichtum an Natur- 
schätzen, die unzweifelhaft vorhanden, aber zum Teil noch nicht 
einmal erforscht, geschweige denn gehoben sind, — der, wie wir 
sagten, binnen-merkantilistische Zug des Ausgleichs innerhalb der 
Reichswirtschaft und innerhalb der einzelnen Gebiete mit der 
darin liegenden Antithese und ihrem Widerspruch —, die revol- 
tierende Bedeutung des Automobils, des Radios und des Flug- 
zeugs für diese Pläne, die ohne diese technischen Einrichtungen 
absolut Phantasien wären — das zunehmende Zusammenwachsen 
der Reichsteile, auf solchem technischen Wege und mit dieser 
Wirtschaftspolitik, zu einem einheitlichen Volkswirtschaftsgebiet, 
das sind die Hauptgesichtspunkte von innen heraus. 

Von da in die Weltwirtschaft, in die Folgen für die 
Weltwirtschaft herein schon zu orakeln, wäre völlig überflüssig. 
Auch die bei der Anerkennung der Sowjetunion durch Amerika 
gestreifte Frage, ob und wie No. im russisch- 
sibirischen Raume ein Betätigungsgebiet finden würde 
und wie dadurch dieser Raum neu gestaltet werde, kann nur 
vorläufig als Problem hingestellt werden. 

icht Problem aber, sondern Tatsachen sind die ver- 
schiedenen politischen Situationen und Konflikte, die bei 
der Betrachtung des Fünfjahrplans für Russisch-Asien unaus- 
gesetzt mit gesehen werden müssen, also: ostchinesische Bahn 
und Verhältnis zu China und Japan — Streben Rußlands, in den 


neuen Flottenpakt hineinzukommen — Verschärfung der Lage 
2 urn ecan — Beziehungen zu Afghanistan, Persien und 
ürkei. 


Daß eine auch nur annähernde Ausführung dieser vielfach 
in das Grenzenlose schweifenden Planung nur möglich ist, wenn 
Rußland für eine längere Zeit absolut sicher auf Frieden 
rechnen kann und selber Frieden hält, das wissen die Verfasser 
dieses Planes ebenso genau wie es seinerzeit Witte und etwa 
Kriwoscein im Vorkriegsrußland für ähnliche grofe Konzep- 
tionen auch gewußt haben! | 


Eine polnische Jugendzeitung. 
Von Arved Bär. 


Die politisch aktive Jugend Polens steht in zwei Lagern: in 
der „Legion der Janeen (Legjon Młodych) und in dem national- 
radikalen Laner (ONR Obóz narodowy radykalny). Die „Legjon 
Młodych“ soll etwa 30000 Mitglieder zählen, von denen vielleicht 
die Hälfte Arbeitslose sind, der Rest junge Intelligenz; die 
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„Legjon Młodych“ hat eine Wochenzeitung, die über der Ebene 
des tagespolitischen Schlagwortes steht: „Państwo Pracy. 
„Staat der Arbeit“. 

Schon der Titel besagt, wodurch die Haltung der Zeitung 
bestimmt wird: von staatlihem Denken und von einer sozialisü- 
schen Gemeinschafts- und Wirtschaftsideologie. Da die Jugend 
bereits einen starken polnischen Staat vorfindet, drückt sich der 
Nationalismus in der üblichen Berufung auf die Vergangenbeit. 
in einem ungeheuren Stolz („Polen braucht uns“) und in der An- 
erkennung der nationalen Leistung der Generation aus, die der 
Staat geschaffen hat. Schon mit dem Namen „Legion der Jungen’ 
wird ja an diese Tradition angeknüpft. „Früher waren wir 
nichts, heute sind wir gleichberechtigt unter Großmächten wie 
Deutschland, Rußland, Frankreich.“ Der nationale Rahmen des 
Staates ist also selbstverständlich; es geht heute um den sozia- 
listischen Aufbau des Staates. Dabei beruft man sich auf Pilsudski. 
der seinen Kampf um das unabhängige Polen auch mit Arbeitern 
und Bauern als Soldaten geführt hat. „Soziale Gerechtigkeit is: 
Grundlage des Staates. fede: hat ein Recht auf Arbeit. Nur 
Arbeitsleistung begründet Rechte.“ 


Das geht ebenso gezen die Schlachta und ihr letztes wid- 
tigstes Privileg, den Großgrundbesitz, wie vor allem gegen die 
Grofindustrie. Der Großindustrielle ist zudem nicht nur der 
Kapitalist, der den Arbeiter ausbeutet, sondern er ist auch der 
Ausländer. Die antikapitalistische Propaganda nimmt einen 
breiten Raum ein: mit großaufgemachten Berichten über Ín- 
dustrieskandale, mit Berichten über die Notlage der Arbeiter. 
aber auch mit belehrenden Aufsätzen über kapitalistische Wirt- 
schaftsformen, auch über den Aufbau einer sozialistishen Wirt- 
schaft in etwas sehr allgemeinen Formen, „Bestallung der 
triebsleiter durch den Staat, Verstaatlichung der Produktions 
mittel und Enteignung des Grofigrundbesitzes müssen zu 
staatlichem Wirtschaftsplan führen“. 


Neuerdings ist auch mehr vom Bauern die Rede und zögernzd 
von landwirtschaftlichen Fragen. Die Hodhschätzung der Arbeit 
zeigte sich z. B. am 1. Mai, der von der Legion der Jungen als 
Feiertag der Arbeit festlich begangen wurde. In ihrer sozialisti- 
schen Haltung ist auch die Kritik an den Nationaldemokraten 
begründet, denen man Paktieren mit ausländischen Mächten und 
sozialem AA nn vorwirft. Wie das staatliche und sozia- 
listische Denken alles beherrscht, sieht man aus ihrer Stellung zu 
den Juden, aus der allerdings keine praktischen Folgerungen 

ezogen werden. „Die Juden sind schädlich, denn sie sind keine 

oldaten, sie arbeiten nicht, sondern handeln nur. Der Staat 
soll ihr Leben schützen, aber ihnen die Arbeitsmöglichkeit neb- 
men, damit sie auswandern (5 Millionen).“ 


Am aufschlufreichsten für die Haltung der Zeitung ist der 
Grundsatz der Führerauslese. „Soldat und Arbeitsmann sind die 
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Elite der Nation.“ Deshalb ist Pilsudski das Ideal des Führers. 
Der Klassenstaat wird als unbrauchbar, unwirklich und unwürdig 
a obwohl man für die russische Jugend herzliche Sym- 
: pathien hat und sich für ihre Mobilisierung von bewußten Kadern 
' zum Umbau der bestehenden Verhältnisse aus eigener Kraft 
interessiert. „Vor Radikalisierung der Massen müssen die Führer 
: radikalisiert sein und ihre Parolen auch persönlich durchführen.“ 
- Da die Begriffe von einer erstrebten neuen Massenkultur noch 
sehr vage sind, will man zunächst an die Erziehung dieser Elite 
ehen, die in steter Verbindung mit den Massen bleiben muß 
ER des Proletariats und Proletarisierung der 
. Legion“). 
| Hier setzt auch die Kritik an der jetzigen Regierung ein: 
zwar erkennt man sie an — sie hat den Staat und die neue Ver- 
fassung geschaffen; aber sie ist noch zu eng mit der Industrie, mit 
.dem Grofgrundbesitz und mit der Kirche verbunden. Mittel zur 
Bekämpfung der Not sind nicht Teillösungen, sondern ein grund- 
legender Neubau. 

Mit der Kirche hat die Zeitung im vorigen Jahr eine heftige 
Fehde gehabt. Der Erzbischof hat in einem Hirtenbrief die Le- 
Kon der Jungen kommunistischer Anschauungen bezichtigt. 

agegen Panstwo Pracy: „Sache der Kirche ist das religiöse 
Leben des Einzelnen, in Fragen des Staates und der Gesellschafts- 
ordnung kann sie sich nicht mischen, ohne für eine ausländische 
Macht (den Vatikan!) oder für eine bestimmte Klasse einzutreten. 
Außerdem ist ihr im Interesse ihrer Machtstellung nur daran 
gelegen, das Volk unwissend zu halten.“ 
iese Bindung erscheint dem deutschen Beobachter ziemlich 
locker. Die Rubrik „Organisationschronik“ weiß zu berichten 
von Kandidatenkursen, das sind Einführungsvorträge für die 
Anwärter, von Diskussionsabenden und wieder Diskussions- 
abenden, ganz gelegentlich von der Arbeit in einem Betrieb, von 
einem Ausflug, von einem Aufmarsch vor dem Kreisführer. Daß 
man diesen Mangel an Lebendigkeit überwinden will, zeigt auch 
das Interesse für die kleineren Oseania ionen der noch jüngeren 
en on wie das „Lager der Arbeiterjugend“, die „Junge 
arde“. 

Sehr lebendig ist der künstlerische Teil: ein guter Sozial- 
roman, Gedichte und Briefe von jungen Arbeitern, Musikrezen- 
sionen, Bericht über einen eigenen Dichterabend, Buchberatung 
und -kritik. nà 

An der Zeitung spricht das ernste und unbedingte Wollen an, 
das selbst hinter vielen Großsprechereien steckt („Kampf ist 
not!“), ebenso die kluge und witzige Angriffsfreude, der Wille 
zur Gerechtigkeit und die saubere Grundlage des Leistungs- 
maßtstabes. | 
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Rußland und Osteuropa. 
Monatsübersicht. 


Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


I. Rußland. 


1. Innere Politik. 


Dieses Mal ist die innere Politik in den ne hier ge- 
rückt, in der es wieder lebhafter geworden ist. rund is 
das Weiterwirken des Parteikongresses und seiner Beschlüsse 
Zwar war der 11. Jahrestag der Unionsverfassung, der an 
6. Juli er wurde, kein bedeutender Vorgang. Er wurde in 
der üblichen Weise kommentiert mit nachdrückliher Betonung 
der Friedenspolitik und, was wir anmerken, mit der Phrax 
(Iswestija, 6. Juli): „Das ist die außenpolitische Fahne unsere 
sozialistischen Vaterlandes (rodina).“ Aber das innerpolitisce 
Leben wird lebendig erhalten, indem im Berichtsmonat die Be- 
rufung des 7. Rätekongresses der Union auf den 15. Ja- 
nuar 1935, dementsprechend des 16. Rätekongresses der RSFSR 
auf den 5. Januar 1935 verkündet wurde. Behandelt sollen 
werden: Bericht der Regierung (Molotow), Bericht über die 
Schwerindustrie (Ördshonokidse), Bericht über die Viehzud: 

andwirtschaftskommissar Tschernow. und Volkskommissar für 

ie Sowchose Kalmanowitsch). Auf dem Kongreß wird das Zen- 
tralkomitee und der Rat der Union sowie der Nationalitätenrat 
neu gewählt. Das belebende Element für die Innenpolitik liegt 
dabei weniger in den Sachfragen, die vorzubereiten sind, sondern 
in der Wahlkampagne für die Neuwahl der Räte von unten 
bis oben, mit der zugleich der bekannte „Massenwettbewerb“ der 
Räte verbunden ist. 


Die beiden Kontrollkommissionen, die auf dem 
Parteitag eingesetzt wurden, haben im Juni und Juli getagt, die 
für Parteikontrolle, die an Stelle der Arbeiter- und Bauern- 
inspektion getreten ist, und die für Sowjetkontrolle. Die Unter- 
schiede der Kompetenzen werden nicht ganz klar. Die erstere 
scheint eine Art politischer Oberrechnungshof zu sein, die zweite 
mehr das Kontrollorgan für die Wirtschaftsfragen. In den 
Zeitungen nahmen die Verhandlungen einen recht großen Raum 
ein. Und die Ergebnisse der Untersuchungen sind nach den Be- 
schlüssen besonders der Kommission für Parteikontrolle 
(Iswestija, 4. Juli) wenig befriedigend gewesen. Man hatte zu 
tadeln, daß die Entschlietungen des Parteikongresses zu langsam 
und unzureichend durchgeführt würden, man tadelte das geringe 
Leben in den Gewerkschaften und im Komsomol, sowie in der 
Presse, der sog. „leichten Kavallerie“ des Staates. Durch Wieder- 
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gabe der Debatten, auch durch Fotografien des ziemlich großen 
„Plenums“ der Kommission und Veröffentlichung der Reden von 
Kaganowitsh und Kujbyschew wurde versucht, das Interesse 
auf diese Inspektionsorgane zu richten. Die Rede des letzteren 
enthielt einen lehrreichen Abschnitt über die Methoden der Kon- 
trolle, die ja durch Bevollmächtigte der Kommission tief in die 
einzelnen Bezirke, Kreise, Organisationen, Zellen usw. ein- 
dringen soll. 


Das ist also Kontrolle Nr. 3, wenn wir als Nr. 2 die Wahl- 
kampagne dieses Jahres und als Nr. í die sih allmählich dem 
Abschluß nähernde Tschistka nehmen. Die großen Mängel 
auch in der letzteren Arbeit, der Parteisäuberung beleuchtete ein 
scharfer Artikel von Jaroslawskij (Iswestija, 24. Juni). Schon die 
Vorbereitung wurde als unzureichend bezeichnet, und auch hier 
fanden sich die Klagen über Komsomol, Gewerkschaften und die 
„leichte Kavallerie‘. Nimmt man hinzu die Hetzkampagne für 
rechtzeitige Einbringung der Ernte, so ist kein Wunder, daß 
diese Beanspruchung durch Staat und Partei mit Ermüdung und 
Don eit erwidert wird. Diesmal fällt besonders auf die 
Reihe der Klagen über die Jugendorganisation, den Komsomol. 


Im Zuge der Verwaltungsumgestaltung zur „einheit- 
lichen Befehlsgewalt“, den wir immer verfolgen, ist 
unter dem 20. Juni auh das Kriegskommissariat um- 

estaltet worden. Es wurde umbenannt in „Volkskommissariat 
ür Verteidigung der Sowjetunion“. Aufgehoben wurde der 
revolutionäre Kriegsrat und das Kollegium im Volkskommissa- 
riat. An der Spitze steht jetzt in dieser einheitlichen Befehls- 
gewalt der bisherige Kriegsminister Woroscilow. Der 1. Stell- 
vertreter ist J. B. Gamarnik, ein geborener Weifßtrusse, bisher 
Chef der politischen Verwaltung der Roten Armee seit Oktober 
1929, 1894 geboren, seit 1916 Parteimitglied, in der letzten Zeit 
des Weltkrieges und danach in der Ukraine tätig gewesen. Der 
2. Stellvertreter ist ein sehr bekannter General, M. N. Tu- 
chatschewski, ein alter Offizier der Zaren-Armee, Oberleutnant 
im Weltkriege, dann rasch aufgestiegen in der Roten Armee, 
besonders populär durch seine Leistung im Feldzug gegen Polen 
1920, dann OÖberkommandierender des Wehrkreises Leningrad, 
seit 1931 schon stellvertretender Kriegskommissar, häufiger auch 
im Auslande gewesen. Beide Stellvertreter sind alte Kameraden 
des no snnuniaiere, die in der gleichen Weise weiterarbeiten 
werden. 


Der Einschnitt mit dieser an sich selbstverständlichen Maf- 
nahme ist insofern erheblicher, als der revolutionäre 
K riegsrat verschwindet, eine der ältesten Behörden des 
Sowjetstaates und verbunden mit dem Kampf gegen die Inter- 
vention. Eine Bedeutung hat er gegenüber der starken Persön- 
lichkeit des Kriegskommissars Woroschilow schon länger nicht 
mehr gehabt. Jetzt wird (Iswestija, 21. Juni) „die Verwaltungs- 
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form, die sich in den ersten Jahren des Sowjetregimes heraus 
bildete, als endgültig veraltet“ erklärt, die Veränderung des 
Namens des Ministeriums solle hervorheben, daf das Heeres 
wesen nur der Verteidigung, nicht dem Angriff oder der Expan- 
sion diene, und daß es keine „Militär-Partei mit eigener Politik” 


Gleichzeitig wurde der frühere Chef des Generalstabes und 
frühere Stellvertreter des Kriegskommissars new, in der 
Zaren-Armee Oberst im Generalstab gewesen, zum Obersten 
Chef der Luftabwehr der Sowjetunion ernannt. 

Zwei Erlasse warfen ein besonderes Licht auf Armee und 
Rüstungsfrage: die Anordnung einer grundlegenden Revision der 
Verptlegung in der Armee, über die namentlich bei den 
Offizieren sehr geklagt wird, und (Verfügung des Zentral- 
komitees der Partei, 14. Juli) Lohnerhöhungen, im Durchschnitt 
um 10 %, einmalige Dienstalterszulagen und Einkommensteuer- 
herabsetzung — um 50% — für die Arbeiter und estelliea 
in der Rüstungsindustrie! (Ein sehr aufschlußreiches Bild über 
die ganze Organisation der Landesverteidigung in Sowjetrußland 
enthält die Studie über das russische Heeressystem von General 
v. Cochenhausen in dem Sammelband „Wehrgedanken“, Ham- 
burg, 1933.) 

Ebenfalls im Zuge der Verwaltungsneuordnung lag die nod 
wichtigere Umgestaltung der GPU (Verordnung vom 
10. Juli), die eine ganze Gerichtsreform in sich schloß. Damit ver- 
schwindet nicht das Organ, aber der Name der GPU. An seine 
Stelle tritt für die Union ein Volkskommissariat der inneren 
Angelegenheiten (abgekürzt: Narkomwnudel), mit den Aufgaben: 
Sicherung der revolutionären Ordnung und der Staatssicherheit 
— Schutz des allgemeinen (sozialistischen) Eigentums — Amt der 
Akten des Zivilstandes (Standesamt). Dazu werden sog. Haupt- 
verwaltungen gebildet für: Staatssicherheit, die Bauern- un 
Arbeitermiliz, den Schutz an der Grenze und im Innern, für die 
Feuerwehr, für die Korrektions-Arbeitslager und Arbeitssied- 
lungen, die Abteilung des Standesamtes und die Verwaltungs 
und Wirtschaftsabteilung. In den Bundesrepubliken sollen ent- 
sprechende Kommissariate organisiert werden. Nur in RSFSR 
wird an Stelle eines Kommissariats ein Bevollmäctigter des 
Sowjetunions-Kommissariats ernannt, also die Ne Zen- 
tralisation zwischen der Union und dem größten Bundesstaat 
sichergestellt. 

: Das Richterkollegium der GPU, das ohne die ordentlichen 
Gerichte Recht sprechen, Strafen verfügen, auch Todesurteile 
fällen und vollstrecken lassen durfte, wird aufgelöst. Das neue 
Volkskommissariat und seine lokalen Organe haben nur die 
Voruntersuchung durchzuführen und dann die Angelegenheit an 
die ordentlichen Gerichte weiterzuleiten. Damit fällt das Recht, 
selbständig Todesurteile auszusprechen, für dieses Polizeimini- 
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sterium weg. Angelegenheiten in Sachen der Staatssicherheit 

werden dem Obersten Gericht der Union übergeben, Verrats-, 

S on und ähnliche Fälle dem Kriegskollegium des Obersten 
richtes. 

Für diese neue Tätigkeit werden beim Obersten Gericht der 
Sowjetunion und den entsprechenden Instanzen der Volks- 
republiken besondere Senate gebildet, Gerichtskollegien aus dem 
Vorsitzenden und zwei Mitgliedern. Verbrechen gegen den Eisen- 
bahn- und Wassertransport werden dem Transport- und Wasser- 
kolleg des Obersten Gerichtshofs der Union und den Unter- 
gerichten der Eisenbahnlinien und Wasserwege übergeben. Alles 
andere wird nach der allgemeinen Ordnung der Gerichte ab- 
geurteilt. 

Die Verordnung fügt dem auch hinzu die REDE der An- 
fechtung der Urteile. Urteile des Obersten Gerichts und der 
Bundesrepubliken werden von einem „Gerichts-Aufsichtskolleg 
des Obersten Gerichtshofs“ geprüft, bestehend aus dem Vor- 
sitzenden des Obersten Gerichts und seinen beiden Vertretern. 
Sie haben das Recht, die ergangenen Urteile und Entscheidungen 
unmittelbar zu korrigieren oder zu verändern. An diesen Ver- 
handlungen muß der Generalstaatsanwalt des Reiches oder sein 
Stellvertreter teilnehmen. Gegen diesen Entscheid zweiter 
Instanz ist weiter Protest möglich von seiten des Präsidenten des 
Obersten Gerichtshofs und des Generalstaatsanwalts, der dann 
zu behandeln ist vom Plenum des Obersten Gerichtshofs und vom 
Präsidium des ZIK. Entsprechend wird auch die Vermehrung der 
Ftatsstellen für diese neuen Aufgaben überall angeordnet, deren 
Pläne dem ZIK einzureichen sind. 


Zugleich wird beim neuen Volkskommissariat ein besonderes 
Komitee gebildet, das gemäft besonderer Verordnung das Recht 
hat, administrativ Ausweisung, Verschickung, Überführung in die 
Korrektions-Arbeitslager bis zu fünf Jahren und auch die Aus- 
weisung aus den Grenzen der Sowjetunion auszusprechen. Ein 
Gesamtstatut soll vom Kommissariat dem Rat der Volkskommis- 
sare eingereicht werden. 


Das ist im ganzen eine sehr umfassende und tiefgreifende 
Umgestaltung. Die „Iswestija“ (11. Juli) formulierten das so: „Das 
bedeutet, daß die Feinde im Lande jetzt vernichtet und geschlagen 
sind. Das bedeutet, daß der Kampf der noch nicht beendet ist, 
zwar weitergeht, aber in erheblichem Maße mit anderen Methoden 

eführt wird. Das bedeutet, daß jetzt in großem Umfang zunimmt 

ie Rolle der revolutionären Gesetzlichkeit, der be- 
stimmten, durch Gesetz festgesetzten Regel. Das bedeutet, daß 
die Rolle der Gerichtseinrichtungen wächst, die gemäß den be- 
stimmten Normen des Prozesses entscheiden.“ as man damit 
sagen will, ist klar und ebenso, wie weit das richtig ist und inwie- 
fern am bisherigen Zustand so sehr viel wesentliches nicht ge- 
ändert wird. 
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Die Maßnahme gehört zu der Konzentrierung und Ver- 
einheitlichung der Behörden, die im Fluß ist. Sie nimmt der 
GPU einen Teil ihrer Selbständigkeit, wobei nicht ganz klar 
wird, was mit den bekannten Elitetruppen der GPU wird. Die 
Grenz-GPU und die Sicherheits-GPU bleiben, aber darüber hin- 
aus gab es ja in den großen Städten, besonders in Moskau. 
weitere militärische Formationen unter dieser Bezeichnung. Die 
Sachbeschränkung liegt auf dem Gebiete der aan, 
die für das neue Polizeiministerium erheblich eingeschränkt wird. 

Ein tiefgreifender Kurswechsel ist das im ganzen nicht, um so 
mehr als die leitenden Männer darin die gleichen geblieben sind. 
Innenkommissar wurde G.G. Jagoda, der schon zu Lebzeiten 
der verstorbenen berüchtigten beiden ersten Leiter der Tscheka 
und der GPU, Dsershinski und Menshinski, sehr wesentlich und 
bestimmend gewesen ist. Er stammt aus dem Gouvernement 
Nishni-Nowgorod, ist seit 1907 Parteimitglied, war 1911 verhaftet 
und verschickt, wurde 1920 Vertreter von Dsershinski, 1924 stell- 
vertretender Präsident der GPU. In dem rühmenden Artikel 
über seine Personalien wird er ein „glänzender Organisator der 
wirtschaftlichen und kulturellen Arbeiten genannt, mit dessen 
Name verbunden ist u. a. der Bau des Weißmeer-Kanals“. Das 
sagt genug: Jagoda ist vor allem bemüht gewesen, die Ver- 
schickten in der Zwangsarbeit in solchen schweren Aufenunter- 
nehmungen zu verwenden. Seine beiden Vertreter sind J.S. 
Agranow, ein altes Mitglied der GPU, und G.E. Prokofjew, der 
erst seit kurzem in dieser Arbeit ist. Der Generalstaatsanwalt 
ist wie bisher Akulow. 

Auch für das Volkskommissariat der Leicht- (verarbei- 
tenden) Industrie wurde die Umorganisation nach den 
neuen Grundsätzen verfügt (Verordnung vom 17. Juli). 

Am 22. Juni ist die Regierung der Ukraine unter großen 
Feierlichkeiten von Charkow nach Kiew übergesiedelt, nachdem 
sie fast 15 Jahre in Charkow an der Grenze des ukrainischen Ge- 
bietes ihren Sitz gehabt hatte. Nachdem man sehr viel Geld auf 
den Ausbau von Charkow verwendet hat, muß nun die Stadt Kiew 
erst wieder in ‚Verfassung gebracht, neue Straßen, Elektrizitäts-, 
Gas- und Wasserwerke u. dgl. angelegt werden. 


2. AuswärtigePolitik. 


Mehrere wichtige Veränderungen in der diplomatischen 
Vertretung der Sowjetunion sind zu berichten. Der bisherige 
Botschafter in Berlin, L.M. Chintschuk, wurde abberufen. 
An seine Stelle tritt der bisherige Botschafter in Ankara. J. S. 
Suritz. Chintschuk hat fast 4 Jahre die Sowjetunion in Berlin 
vertreten, ein hervorragender Fachmann in der Wirtschaft, in die 
er wohl wieder zurückkehren wird. Suritz war 11 Jahre Bot- 
schafter in Ankara und vorher Gesandter in Kabul. Sein Nach- 


folger in Ankara wurde der frühere stellvertretende Außen- 
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kommissar und der stellvertretende Sachverständige für die Fern- 
ostfragen, L.M. Karachan. Kurz danadı ist wieder ein Posten 
frei geworden durch den Tod des Botschafters in Paris, W.S. 
Dow Baren ski, der, von Haus aus Elektroingenieur, und bis 
1924 der auswärtigen Politik vollständig fremd, seinen Staat in 
Schweden und Japan vertreten hat und seit Oktober 1927 als 
Nachfolger Rakowskis Botschafter in Paris war, als solher auch 
oft in Genf erschien. 

So een der Berichtsmonat für die bekannten großen Ab- 
sichten und Hoffnungen der Sowjetunion in der Außenpolitik 
war, so verhältnismäßig wenig hat darüber in der Sowjetpresse 

estanden, die offenbar zur Zurückhaltung veranlaft worden ist*). 
an mußte sich der Pariser Presse bedienen, um über die Ost- 
paktfrage und das geplante französisch-russische Bündnis 
einiges zu erfahren, so die Mitteilung von Pertinax (12. Juli) über 
die Londoner Besprechungen Barthous: 
„Der französische Minister des Äußern sagte den Engländern, daß die 
Sow Jeteg erunk der französischen Regierung im letzten Halbjahr nichf 
weniger als sechsmal eine diplomatische und militärische Zusammenarbeit 
vorschlug. Die Herren Doumergue und Barthou waren schließlich der An- 
sicht, daf nicht länger ausgewichen werden dürfe, wenn man nicht riskieren 
wolle, Rußland mit seinen Rohmaterialien wieder Deutschland in die Arme 
zu werfen. Unter diesen Umständen erscheint das Projekt des Nordost- 
aktes als eine Anpassung des Bündnisangebotes der Sowjets an die Gen- 
er Auffassung, wonach die Regionalpakte jedermann offenstehen müssen.“ 

Die Projekte sind alle miteinander verknüpft: das sog. Ost- 
locarno, das Rußland. Polen, die drei anderen Randstaaten (Finn- 
land bleibt draußen), Tschechoslowakei und Deutschland zeichnen 
sollen und für das Frankreich nur eine Garantie übernähme — 
der Eintritt Rußlands in den Völkerbund, mit dem es zugleich 
Garant für das alte sog. Westlocarno würde — der neue fran- 
zösisch-russische Vertrag, der ebenso wie der Vorschlag des Ost- 
locarnos der deutschen Regierung durch den englischen Bot- 
schafter am 12. Juli überreicht worden ist. 


Die Moskauer Presse kommentierte die Unterhausrede 
Simons vom 13., besonders auch die Äufße en Churchills und 
Chamberlains, zustimmend. Sie sprach aus, das Ostlocarno 
„eine ungeheure Rolle bei der Festigung des Friedens nicht 
nurin Europa spielen würde“, als Rückendeckung der Sow- 
jetunion egen Japan. Sie redete (Polemik mit der „Gazeta 

olska“) Polen zu, beizutreten. Und sie drückte die Erwartun 
oder Hoffnung aus (Iswestija 16. Juli), daß Deutschland sich au 
anschließen werde. Nach einer Pat-Meldung aus London (18. quli) 
hat der russische Botschafter dort offiziell mitgeteilt, daß die Sow- 
jetunion mit den Auffassungen Englands über den Ostpakt voll- 
ständig übereinstimme. 

So ist Rußland also jetzt bereit, im Ostlocarno die Aufgabe 
des Garanten der Grenzen im Osten und als Völkerbundsmitglied 


*) Der Dokumenten-Anhang fehlt in diesem Heft aus Raumgründen. 
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auch im Westen zu übernehmen. Es gewinnt damit eine große 
Bedeutung für das europäische Staatensystem und vollzieht eine 
Wendung (auch im antirevisionistischen Sinne bezüglich der 
Friedensverträge), an die man n vor einem Jahre sicherlich 
nicht so gedacht hat. Das Aufnahmegesud in Genf liegt anschei- 
nend schon vor. In Genf wird auch schon der Anteil der Sowjet- 
union am Budget des Völkerbundes ausgerechnet, mit 2,4 Mil- 
lionen Schweizer Franken. l 

Der nach außen nicht hervortretenden, aber hinter den Ku- 

lissen um so eifrigeren Tätigkeit der russishen Außenpolitik, 
ehen parallel die Bemühungen auf militärischem Gebiete; 
aterialbestellungen in Frankreich, Besuch des Oberbefehls- 
habers der russischen Luftstreitkräfte, General Alxnis, in London 
mit Bestellungen bei der Flugzeugindustrie, die gegenseitige 
Ernennung von Militär- und Luftattachés in London und Moskau 
und eine Militärkommission für Kriegschemie in Italien. 

So vollzieht sich die Umbildung der Sowjet-Außenpolitik 
mehr und mehr, die im Ausgang paradox wirkt. Um so mehr, als 
ja mit dieser Eingliederung in eine Politik der sog. „Friedens- 
ordnung“ der Zusammenhang zwischen Sowjetregierung und 
3. Internationale nicht zerrissen ist. Im Berichtsmonat hat 
das Zentralkomitee der letzteren wieder etagt und ein neuer 
Kongreß ist von ihr auf den Herbst 1934 berufen, der siebente, 
nachdem seit 1928 eine Pause gewesen war. Es sei angemerkt, 
daß im amerikanischen Kongreß-Ausschuß über die ausländische 
Propaganda am 12. Juli von dem Erzbischof Stevenson diese Be- 
ziehungen sehr scharf hervorgehoben wurden, mit dem Vorwurf, 

das Versprechen bei Anerkennung der Sowjetunion, kommu- 
nistische Propaganda nicht zu treiben, nicht gehalten worden sei. 

` Der lebhaften Tätigkeit im Westen und deren zu erwarten- 
den Wirkungen entspricht es jetzt schon, daß die Lage im 
Fernen Osten sich beruhigt und man in Moskau eine merk- 
liche Entspannung feststellt. Allerdings hat man noch einen be- 
sonderen Etrich darunter gemacht, indem man zum 10. Jahrestag 
der Gründung der mongolischen Volksrepublik am 12. Juli in 
ihrer Hauptstadt Ulan-Bator eine große Vertretung unter Füh- 
rung des eben genannten Karachan demonstrativ entsendet hat. 
nter dem 20. Juni hat der deutsche Reichspräsident den bis- 
herigen deutschen Botschafter in Moskau, Nadolny, in 
den einstweiligen Ruhestand versetzt und den Grafen v. d. Schulen- 
burg, bisher Gesandten in Bukarest und vorher in Warschau, 
Tiflis und Teheran tätig gewesen, zum Botschafter ernannt. 


| 3. Wirtschaft. 


InderFrühjahrssaatkampagne sind bis 15. Juli end- 
gültig 94,3 Mill. Hektar angebaut worden, so daf der Voranschlag 
zu 101,5 % durchgeführt ist, gegenüber 9,4 % im Vorjahr. Die 
Kollektivwirtschaften erreichten dabei 104,7 %, die Sowjetland- 
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güter %,1 %, die Einzelbauern nur 89,8 %. Unter den Teil- 

ebieten des Sowjetstaates steht die Krim mit 114,8 % des 
ee an der Spitze, dann der Nordkaukasus mit 
108,4 %, die Wolgadeutsche Republik mit 108 % und die Sowjet- 
ukraine mit 100,5 %. | 


Die Ernte ist schon in vollem Gang, namentlih in der 
Ukraine, Nordkaukasus, Kasakstan, Aserbeidshan und Wolga- 
gebiet, aber auch in den Zentralgebieten. (Eine anschauliche 
graphische Darstellung in Iswestija 16. Juli.) Die Sorge um sie und 
um die sog. Getreidebereitstellung ist nicht gering. Das 
Zentralkomitee der Partei, das Ende Juni tagte, erklärte, trotz 
teilweiser Dürre im Süden werde die Ernte im ganzen nicht 
schlechter als im Vorjahr ausfallen. Aber vor der Kommission 
für Sowjetkontrolle wurden die Schwierigkeiten unverhüllt ein- 

estanden. . Eine besondere „Getreidekonferenz“, berufen durch 

as Komitee für die landwirtschaftlichen Bereitstellungen beim 
Rat der Volkskommissare, erörterte alle Fragen der Einbrin ; 
der Getreidebereitstellung und dergleichen. Mitglieder des Kom- 
somol werden für die Ernteeinbringung „mobilisiert“ und scharfe 
Maßnahmen zur Bewachung der Ernte getroffen. Auch der Gene- 
ralstaatsanwalt schärfte dergleichen allen Organen ein. Bis zur 
Erfüllung der Voranschläge der Getreideablieferung dürfen die 
Bauernwirtschaften nur 10—15 % des gedroschenen Getreides für 
sich behalten. Der freie Getreidehandel ist wiederum vom 
1. Juli an verboten und wird erst nach der Durchführung der 
Getreideablieferung und Rückerstattung der Saatdarlehen frei- 
gegeben. (Die Maßnahmen über Erfüllung des ee Dans 
und zur Hebung der Viehzucht sind in zwei großen Entschliefun- 

en des Zentralkomitees der Partei vom 1. Juli sowie in einer 

erordnung über die Getreidebereitstellung vom Rat der Volks- 
kommissare vom 26. Juni niedergelegt. Von der Darstellung der 
Einzelheiten darin sei mit Rücksicht auf den Raum abgesehen.) 

Die Schwerindustrie hat im 1. Halbjahr 1934 den Vor- 
anschlag zu 47,8 % durchgeführt. Die Produktionssteigerung 
gegen das Vorjahr sollte im. ganzen 23 % betragen und trägt 
jetzt für das 1. Halbjahr 8 %. An Kohle sind im 1. Halbjahr 
44 Mill. Tonnen gefördert worden. Der Halbjahresplan für Aus- 
beute des Goldes wurde nach Mitteilung vom 26. Juni völlig er- 
füllt. Zahlen wurden indes dafür nicht angegeben. Die Ausbeute 
soll für diese 6 Monate 151 % der Ausbeute des Vorjahres be- 
tragen haben. 


Im Berichtsmonat wurde wieder einmal ein Ausweis der 
Reichsbank zum 1. Juli veröffentlicht, nach dem der Umlauf 
an Tscherwoneznoten 3421,6 Mill. Rubel beträgt gegenüber 3328,8 
Mill. Rubel am 1. April. Das ist gegen den 1. Juli 1933 eine Zu- 
nahme um 65,4 Mill. Rubel. Nach diesem Ausweis sind an Deckun 
vorhanden: 822,1 Mill. Rubel Gold, 8,6 Mill. Rubel andere Edel- 
metalle und 28,7 Mill. Rubel ausländische Banknoten. Danach 
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- von 20,8 Mi 


wäre die Notendeckung 25,1 %. Der gesamte Geldumlauf ist 
das noch nicht, weil Mitteilungen über den Umlauf des anderen 
Staatsgeldes fehlen. Der Goldvorrat bietet sowohl in bezug auf 
die Deckung der Noten wie im Hinblick auf die Verpflichtungen 
der Sowjetregierung aus dem Außenhandel kein ungünstiges 
Bild. Die Zahlungsbilanz hängt freilich allein von der Gestaltung 
der AusfuhrausRußland ab. 


4. Außenhandel. 


Wir sehen davon ab, die jetzt für die ersten vier Monate vorlie- 
genden Angaben über Ein- und Ausfuhr zu veröffentlichen, 
nachdem wir im Juliheft (S. 618) für das 1. Quartal die Zahlen 
gebracht haben, um so mehr, als die bekannten wesentlichen Züge 
nicht verändert sind. In Aus- und Einfuhr der Sowjetunion stand, 
die vier Monate zusammengenommen, das Britische Weltreich 
an erster Stelle; es hat Deutschland auch in der Einfuhr nach 
Rußland überholt. Da in den letzten Wochen die russischen Be- 
stellungen in England in Auswirkung des neuen englisch-russi- 
schen Handelsabkommens und im Ausgleich der Handelsbilanzen 
zugenommen haben, wird die Spanne zwischen dem englischen 
und deutschen Rußlandgeschäft zuungunsten des deutschen weiter 
zunehmen. In den ersten fünf Monaten 1934 hat Rußland in England 
für 3449 355 Pfund Sterling gegen 1 436756 Pfund Sterling in der 
gleichen Zeit des Vorjahres bestellt und hat England um 31,6 % 
mehr an russischen Rohstoffen als in der gleichen Zeit des Vor- 
jahres aufgenommen. 


Wichtig ist der fast völlige Stillstand in diesen vier Monaten 
1934 im Geschäft mit den Vereinigten Staaten; die auf die 
Anerkennung in dieser Richtung gesetzten Hoffnungen des Han- 


dels und Kredits haben sich nicht bestätigt. 


Im französischen Geschäft ist eine Steigerung noch nicht 
eingetreten, trotz des neuen Handelsvertrages vom 11. Januar, der 
im Berichtsmonat von der Kammer ratifiziert wurde. Die Finan- 
zierungsbemühungen sind noch nicht recht in Gang. 


Der Petroleumvertrag mit Spanien ist mit dem 30. Juni 
abgelaufen. Die Neigung, ihn zu erneuern, scheint in Spanien 
vorhanden zu sein, obwohl es von diesem Geschäft nicht viel 
habt hat. Die Bilanz war nur zugunsten Rußlands aktiv, das für 
80 Mill. Peseten Petroleum lieferte und für nicht mehr als 
1% Mill. dagegen abnahm. 

on Einzelheiten des Exports seien für die ersten vier Monate 

die Zahlen für Naphtha und Getreide wiedergegeben. Der 

Naphthaexport betrug im ganzen 1421976 Tonnen im Werte 

ll. Rubel egen í 761 785 Tonnen für 33 Mill. Rubel in 

der gleichen Zeit des Vorjahres, der Getreideexport: 136558 

Tonnen Weizen für 3,4 Mill. Rubel gegen 45724 Tonnen für 

1,6 Mill. Rubel. Danach ist der Naphthaexport der Menge nach 
zurückgegangen, die Weizenausfuhr beträchtlich gestiegen. 
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Der „Osteuropamarkt“ (Konigsberg. Jun Junie 1934) veröffent- 
liht wieder dankenswerterweise rsiht über den 
deutsch-osteuropäischen er Me im ersten 
ee ahr 1934, worin der Umsatz mit Sowjetunion, Polen, Finn- 
land, d. Danzig. Litauen, Lettland, Estland zusammengefaßt ist. 
Lehrreich ist dabei das Bild des Ges amtumsatzes für das 
erste Viertel in den letzten 11 Jahren wie folgt: 


Januar/März Mill. RM. 


1924 278,4 
1925 . 463,7 
1926 . 408,0 
1927 . 452,8 
1928 . 570,9 
1929 . 497,7 
1930 . 508,6 
1931 . 371,9 
1932 . . 332,2 
1953 211,8 


1934 . | | |. 1229 


Der Rückgang ist a grof und hat i in der Berichtszeit den bis- 
her tiefsten Stand auf nahezu 14 erreicht. 


Im besonderen die Ausfuhr stellte sich so (in Mill. Mark): 


Januar/März 
1924 1934 
UdSSR . . . . 157 21,0 
Polen. . . . . 583 7,5 
Finnland . . . 19,0 75 
Danzig . . . . 17,4 31 
Litauen . . . . 123,8 3,8 
Lettland . . . . 149 4,7 
Estland a... Bd 6 
Östeuropa . . . 146,5 49,2 
die Einfuhr: 
Januar/März 
1924 1934 
UdSSR . .. . 33,7 38,7 
Polen. . . . . 678 16,2 
Finnland . .. 52 44 
Danzig . . .. 75 3,8 
Litauen. . . . 96 4,9 
Lettland. . . . 52 4,1 
Estland 23,9 1,7 
Osteuropa . . . 131,9 73,8 


Die Einfuhr Deutschlands aus den Oststaaten hat sich also 
vergrößert, während die Ausfuhr stark abgenommen hat. 
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Nach der gleichen Tabelle betrug der Anteil Osteuro- 
as am ganzen deutschen Außenhandel im 1. Viertel der 
etzten 8 Jahre in Prozenten: 


Januar/März Gesamtausfuhr Gesamteinfuhr 
1927 wur % 8,4 7,5 
1928 . . 2 . . 106 6,5 
1929. |: 90 67 
1930 . . . .. 7,6 7,7 
1931 . 5. 8 5 9,5 7,4 
19352 . . . . . 142 8,4 
1933 . . . . . 14,6 6,8 
1934 4,5 6,4 


Der Anteil Osteuropas an der Gesamtausfuhr "Deutschlands 
war also 1932 am höchsten und ist dann immer mehr zurüc- 
gegangen, vornehmlich infolge des Rückganges der deutschen 
Ausfuhr nach der Sowjetunion. Ebenso iopen die Verhältnisse 
bei der Einfuhr: 1932 höchster Stand und dann Rückgang. 

Die Bilanz des deutsch-osteuropäischen Handels ergibt ein 
Passivum zuungunsten Deutschlands von 24,67 Mill. gegen 
ein Aktivum von 65,12 Mill. RM. im ersten Viertel 1933. tiv 
war nur der Handel mit Finnland und mit Lettland, und zwar 
mit 3,08 Mill. bzw. 0,66 Mill. RM. Mit den übrigen Oststaaten 
war er passiv, und zwar mit der UdSSR mit 17,75 Mill. RM., mıt 
Polen mit 8,69 Mill. RM., mit Litauen mit 1,14 Mill. RM., mit 
Danzig mit 0,71 Mill. RM. und mit Estland mit 0,13 Mill. RM. 


Für das deutsche Rußlandgeschäft 1934 ist, wie 
erwähnt, mit zunehmender englischer Konkurrenz zu rechnen, 
die sich damit erklärt, daß England viel leichter russische Aus- 
fuhrwaren aufnehmen kann als Deutschland. Deutschland bemüht 
sich aber nach wie vor seinerseits auch um diesen Ausgleich der 
Handelsbilanz, der von sowjetrussischer Seite jetzt in inter- 
nationalen nn gefordert wi Einige grund- 
sätzliche Bemerkungen dazu seien wegen ihrer großen Be- 
deutung im Wortlaut angefügt. Ä 


Die „Ostwirtschaft“ (Organ des Rußland-Ausschusses 
der deutschen Wirtschaft) schrieb in Nr. 5, Mai 1934: 


„Alle Welt weiß, daß Rußland seine Einfuhr durch Warenausfuhr be- 
zahlen muß, unter Ausgleich der Spitzenbeträge durch seine Goldproduk- 
tion. Die Empfehlung des Rußland-Ausschusses war um so berechtigter, 
als eine ganze Reihe von Staaten erheblichen Absatz in Deutschland zu 
verzeichnen haben, ohne auch nur im entferntesten entsprechende Mengen 
deutscher Waren zu beziehen. Es bedurfte mancher Aufklärungsarbeit, 
um hier dem Prinzip der Gegenseitigkeit Geltung zu verschaffen, das darin 
gipfelt, daß uns die handelspolitische Abschließ vieler Länder dazu 
zwingt, eine planvolle Verlagerung der notwendigen Einfuhr nach den Län- 

.dern vorzunehmen, die bereit sind, Deutschland entsprechende Werte ab- 
zunehmen. Sowjetrußland gegenüber gewinnt dieser Grundsatz noch des- 
halb ganz erhebliche nes und: weil der Bezug russischer Waren nach wie 
vor mit Reichsmark, also ohne Inanspruchnahme von Devisen, bezahlt wird. 
was eine außerordentliche Entlastung für unsere Reichsbank bedeutet. 
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Volkswirtschaftlich betrachtet muß Industrie und Handel im deutsch- 
russischen Geschäft enger als bisher zusammenarbeiten. Der Handel kann 
unseren Absatz nach Rußland vergrößern, wenn er als Einkäufer Erzeug- 
nisse verschiedenster Art aus Rußland bezieht, die er bisher traditions- 
gemäß in Ländern einkaufte, die nur wenig deutsche Erzeugnisse ab- 
nahmen. Auch sonst muß erwogen werden, wie im Interesse der Belebung 
unserer gesamten Volkswirtschaft Zugeständnisse hinsichtlich der Einfuhr 
von Erzeugnissen aus der UdSSR gemacht werden können.“ 


Das Blatt schloß diese Auseinandersetzungen mit den zutreffenden 
Bemerkungen: 


„Die deutschen Bemühungen, dem russischen Geschäftspartner behiilf- 
lich zu sein, gehen aus den Zahlen deutlich hervor. Deutscherseits darf 
aber erwartet werden, daß angesichts dieser Bemühungen nun von Sowjet- 
rußland auf dem Gebiete der Bestelltätigkeit bei uns entsprechende An- 
strengungen@gemacht werden und diese Diskrepanz wieder verschwinde. 
Die deutsche Handelsbilanz gegenüber der UdSSR muß angesichts der be- 
sonderen Lage Deutschlands wieder aktiv werden und bleiben. Erfreu- 
licherweise ist festzustellen, daß diese langjährige deutsche Forderung von 
maßgebenden russischen Stellen gewürdigt wird.“ l 

Die russische Wirtschaftszeitung „Sa Industrialisazijn“ 
(12. Juni 1934) polemisierte dagegen, wie folgt: 

„Welche ‚besondere Lage‘ Deutschlands meint die Zeitschrift ‚Die Ost- 
wirtschaft‘? Diese ‚besondere Lage‘ ist wahrscheinlich damit gemeint, daß 
Deutschland eine passive Handelsbilanz mit einer ganzen Reihe von Über- 
seeländern hat, oder damit, daß Deutschland beträchtliche Schulden gegen- 
über den angelsächsischen Staaten, der Schweiz, Holland usw. hat Es ist 
nicht verständlich, warum die UdSSR unbedingt Deutschland ihre -Devisen 
und Gold zur Abdeckung seiner Verpflichtungen zur Verfügung stellen 
muß, zum Wiederaufbau der deutschen Wirtschaft, und warum Rußland 
Zahlungen leisten soll, die Deutschland an dritte Länder weiterleitet. Es 
ist auch nicht verständlich, daß Rußland unbedingt in der Handelsbilanz 
Peer bleiben muß, weil Deutschland mit den dritten Ländern eine passive 

delsbilanz hat. | 

Die deutsch-russische Handelsbilanz war in den letzten Jahren passiv für 
Deutschland, und wenn die Bilanz für Deutschland im Jahre 1933 bis Mitte 1934 
aktiv wurde, so ist dies nur auf die außergewöhnlich beige Bestellungen (auf 
Grund der entsprechenden Kredite), die die UdSSR in dieser Periode des 
ersten Fünfjahrplans für die Errichtung der technisch-ökonomischen Un- 
abhängigkeit der UdSSR erteilte, zurückzuführen. Im Augenblick ist für 
derart große Bestellungen keine unbedingte Notwendigkeit vorhanden. 
Wenn man schon von der passiven Seite einer Handelsbilanz sprechen muß, 
so neigt nach der ganzen Struktur der deutsch-russischen Handelsbeziehun- 
gen die Möglichkeit der passiven Bilanz mehr nach deutscher Seite hin. 


Deutschland führt nach Rußland in der Hauptsache Fertigwaren aus, 
während es hauptsächlich aus Rufland Rohstoffe und Lebensmittel impor- 
tiert. UdSSR liefert nach Deutschland Waren, die Deutschland sowieso ein- 
führen muß und z. T. aus Ländern, mit denen Deutschlands Bilanz sowieso 
passiv ist. Wir haben solche Waren im Auge wie: Naphtha, Erze, Lebens- 
mittel, Rohstoffe für die Textilindustrie usw... .. Es ist unverständlich, 
warum die deutsche Presse es für richtig hält, daß die Bilanz mit den Über- 
seeländern, die die hauptsächlihen Lieferanten dieser Waren sind, passiv 
bleiben kann, während sie zu gleicher Zeit verlangt, daß bei den Handels- 
beziehungen mit der UdSSR Deutschlands Bilanz unbedingt aktiv gemacht 
werden und auch aktiv bleiben muß. 

Wir begrüßen das Interesse, welches sich jetzt in der deutschen Presse 

enüber den deutsch-russischen Handelsbeziehungen bemerkbar macht, 
denen man bisher wenig Bedeutung beigemessen hat. Wir sind der glei- 
chen Ansicht, daß die deutsch-russischen Handelsbeziehungen unbedingt er- 
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weitert werden können. Wir sind auch der Ansicht, daß Deutschland un- 
bedingt an einer Vergrößerung des russischen Importes interessiert ist, 
während Rußland Deutschland mit einer ganzen Reihe von Produkten be- 
liefern kann. Rußland verkauft diese Produkte in Reichsmark und enthebt 
somit Deutschland von Devisen- und Valuta-Ausgaben. Eine ausschlag- 
ebende Rolle ist auch der Umstand, daß Rußland einen der wichtigsten 
Kunden für Deutschland darstellt. 

Wir nehmen auch an, daß die russischen Einkäufe in Deutschland in 
dem Falle vergrößert werden können, wenn der russishe Export nad 
Deutschland die Möglichkeit der Vergrößerung bekommt und in diesem 
Falle die Sicherstellung der Zahlungen für russische Bestellungen durch 
vergrößerten Russen-Export gewährleistet ist. Es ist selbstverständlic. 
daß für die Steigerung der russischen Bestellungen die Gewährung besserer 
Kredite notwendig ist. Die Kreditbedingungen müssen von Grund auf ge- 
ändert werden, und zwar in bezug auf das Ziel als auch hinsichtlich der 
Form der Kreditbedingungen. Hierfür müssen sich die @utschen Wirt- 
schaftskreise unbedingt einsetzen.” 


Darauf antwortete die „Ostwirtschaft“ (Nr. 6, Juniheft) 
ihrerseits: 


„Diesen Ausführungen liegt ein auffallendes Mißverständnis zugrunde. 
Die Gestaltung der deutschen Handels- und Zahlungsbilanz ist nur ein 
Grund, weshalb Deutschland, anders als z. B. England, einen Aktivsaldo 
im Handel mit der UdSSR anstreben muß. Daf ein für Deutschland aktıver 
Saldo des deutsch-russischen Handels natürlich erscheint, mit anderen Wor- 
ten von Deutschland beansprucht und von der Sowjetunion hingeuoramen 
werden kann, ergibt sich aus ganz anderen Gründen, die in der Wirtschafts- 
struktur der beiden Länder liegen und gerade einem Wirtschaftlcr nicht 
hätten entgehen dürfen. 

Wenn Deutschland, wie der Verfasser selbst beiläufig erwähnt, nach 
Rußland in der Hauptsache Fertigwaren ausführt und von dort hauptsäd- 
lich Rohstoffe und Lebensmittel bezieht, so bedeutet das, daß die deutsche 
Handelsbilanz mit dem Wert der ausländischen Rohstoffe belastet wird, 
die in verarbeitetem Zustande nach der UdSSR geliefert werden, während 
für die russische Handelsbilanz eine solche Belastung bei der Ausfuhr nach 
Deutschland nicht entsteht. Eine für Deutschland wirklich ausgeglichene 
deutsch-russische Handelsbilanz könnte daher nur bei einem gewissen Aktiv- 
saldo zugunsten Deutschlands erreicht werden. Darüber hinaus — und das 
ist das Entscheidende — ist die UdSSR im Gegensatz zu Deutschland ein 
Goldgewinnungsland, das eine ausgeglichene Handelsbilanz, geschweige 
denn einen Aktivsaldo, nicht nötig hat. Die russische Handelsbilanz muß 
normalerweise (von der gegenwärtigen Anspannung der Zahlungsbilanz 
abgesehen) passiv sein, wenn der Aufwand von Menscenkraft für die 
russische Goldgewinnung und die in der letzten Zeit so erfolgreichen Be- 
mühungen um ihre Steigerung nicht wirtschaftlich zwecklos bleiben sollen. 
Es versteht sich aber ohne weiteres, und hierin wird uns siherlih auch 
der Wirtschaftler aus der ‚Sa Industrialisaziju‘ recht geben, daß bei einer 
dauernden Passivität der russischen Handelsbilanz Deutschland einen An- 
teil daran, d. h. einen Aktivsaldo, beanspruchen kann, der der Bedeutung 
Deutschlands für die Deckung des Bedarfes der Sowjetwirtschaft an ein- 
geführten Gütern entspricht.“ 


Wir haben hier diese Auseinandersetzungen so ausführlich 
wiederge eben, weil wir glauben, daf auch den Lesern von „Ost- 
europa diese grundsätzlichen Erwägungen zu kennen erwünscht 


sein mufi. 
5. Kulturpolitik. 


Im Berichtsmonat ist die Akademie der Wissen- 
schaften der Sowjetunion nach Moskau übergesiedelt. Das 
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wurde in der Presse lebhaft begrüßt, auch wurde der Präsident 
der Akademie, Akademiker Karpinski, vom Präsidenten des ZIK, 
Kalinin, empfangen. Die Arbeiten wurden am 26. Juni begonnen. 
Die Gründe der Verlegung aus Leningrad, wo sie seit ihrer Grün- 
dung 1925 gearbeitet hat, wurden schon mitgeteilt. Es soll ein 
engerer Zusammenhang der wissenschaftlichen, d. h. namentlich 
der naturwissenschaftlich-technischen Arbeit der Akademie mit 
dem Fünfjahrplan hergestellt werden. Wer je den groften Kom- 
plex der Aka ne im alten Petersburg gesehen hat, weiß 
welche ungeheure Arbeit und welche Riesengeldsummen für die 
Verlegun notig sein werden. Alle Institute müssen neu gebaut 
werden. Der Platz dafür ist bestimmt worden zu beiden Seiten 
der großen Kalugastraße im Süden der Stadt, beginnend von dem 
sog. „Neskutschny-Park“, der früher der schönste Moskauer Park 
war und, wie es scheint, jetzt durch diese Anlagen im wesent- 
lichen bebaut werden soll. Zuerst sollen die Bibliothek und die 
Institute der physikalisch-mathematischen Abteilung errichtet 
werden. Für einen Botanischen Garten ist ein großes Areal in 
Aussicht genommen. Was aus den Gebäuden und Anlagen der 
sog. Akademie-Insel in Leningrad wird, ist nicht bekannt. 


Beim Abschluß des Schuljahres Ende Juni waren wieder- 
um recht kritische Betrachtungen über die Mißstände im Schul- 
wesen zu lesen, sowohl in den äufteren Dingen (Schulbauten, 
Lehrbücher usw.) wie in bezug auf den Lehrplan und die Methode, 
ganz besonders im Geschichtsunterricht, an dem sehr scharf Kritik 
geübt wird. 


I. Polen. 
1. Wirtschaft. 


Hier verweisen wir nur auf den ersten Aufsatz in diesem 
Hefte, in dem der ausgezeichnete Vortrag des Direktors des pol- 
nischen Instituts für Konjunkturforschung, Professor Lipinski, 
vor der „Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas“ am 
4. Juli im Wortlaut wiedergegeben ist. 


Auch Polen ist natürlich beschäftigt mit der Frage nach dem 
Ausfall der diesjährigen Ernte, nach der sich die Möglichkeit 
der Getreideausfuhr und damit wiederum zu einem ganzen Teile 
die Handelsbilanz bestimmt. Im ganzen haben die ersten vier 
Monate 1934 in der Industrie eine gewisse Belebung gezeigt. Die 
Zahl der Arbeitslosen betrug am 23. Juni 312 406 (bei 32 Mil- 
lionen Einwohnern) und geht zurück. 

Am 6. Juli erging eine sehr wichtige Währungsverord- 
nung: Alle polnischen Schuldner, die Verpflichtungen in aus- 
ländischer Währung haben, dürfen künftig nicht in dieser Wäh- 
rung, sondern nur in Zloty bezahlen. Künftig dürfen Verpflich- 
tungen in fremder Währung nicht eingegangen werden. Es war 
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sehr üblich geworden, auch Inlandswechsel, ee ern 
und dergleichen in fremder Währung auszustellen. Die Maß- 
nahme begründet sich von selbst und bezieht sich nur auf den 
innerpolnischen Zahlungsverkehr, während die Privat- oder 
Staatsschulden an ausländische Gläubiger dadurch in keiner 
Weise berührt werden. 

Eine sehr interessante Übersicht über die Wirtschafts- 
struktur der polnischen Bevölkerung, auch im Ver- 
hältnis zu den einzelnen Glaubensbekenntnissen, brachte der 
„Ostexpreß“ (3. Juli). Danach sind 72,3 % der Bevölkerung Polens 
in der Landwirtschaft beschäftigt, 103 % in Bergbau und 
Industrie, 3,7 % im Handel, 1,8 % im Verkehr und 11,9% in allen 
anderen Berufen. Dem Glaubensbekenntnis nach sind 63,8 % 
katholisch, 11,2 % griechisch-katholisch (Ukrainer), 10,6 % grie- 
chisch-orthodox (Ukrainer, Weiftrussen, Russen), 105 % er 
und 3,8 % evangelisch (zumeist Deutsche). Von den in der 
wirtschaft Beschäftigten sind 61,8 % Katholiken, ihr Anteil ist also 
nicht viel geringer als der an der Gesamtbevölkerungsziffer. 
Griechisch-katholische und Griechisch-orthodoxe sind in dieser 
Berufsgruppe besonders stark vertreten, sie bilden 17,6 % bzw. 
16,0% der Landwirte. Die Evangelischen haben einen Anteil vor 
3,4 %, so viel wie ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung, dagege.. 
beträgt der Anteil der Juden nur 0,9 %. Von 100 in der Industrie 
Beschäftigten sind 65,1 % katholisch, kaum 3,3 % griechisch-katho- 
lisch und nur 2,2 % griechisch-orthodox. Der Anteil der Evan- 
gelischen beträgt 5,7 %, er ist also etwas höher als ihr Bevölke- 
rungsanteil, der Anteil der je den beträgt dagegen 235 %. Die 
Letzteren sind also an der Industrie Polens mehr als doppelt so 
stark beteiligt als an der allgemeinen Bevölkerungsziffer. Im 
Handel beträgt der Anteil der > 62,6 %, d. h. daß die Bevöl- 
kerungsgruppe, die ein Zehntel der Gesamtbevölkerung Polens 
ausmacht, zwei Drittel des Handels in ihren Händen hat. Der 
Anteil der Katholiken am Handel Bares 32,6 %, der der Evan- 
gelischen 2,9 %, der der Griechisch-katholischen 0,9 % und der 
Griechisch-orthodoxen 0,8 %. In den sonstigen freien Berufen ist 
der Anteil der Juden noch viel höher als im Handel. 


2. Innenpolitik. 


Am 28. Juni wurde der Oberstleutnant Maryan Zydram- 
Kuscialkowski als Nachfolger des ermordeten Pieracki zum 
Innenminister und der Kurator des Lyceums von Krzemeniec, 
Julius Poniatowski zum Landwirtschaftsminister ernannt, 
nach dem Rücktritt seines Vorgängers. Poniatowskis Name war 
schon früher für das Landwirtschaftsministerium genannt worden. 

In der polnischen Presse wurde viel hin und her geschrieben 
über die Frage: Kurswechsel nach links oder nicht? 
Jedenfalls kommen die beiden neuen Männer von der Bauern- 
seite, der Bauernpartei, für die sie Abgeordnete waren, also nach 
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den Verhältnissen im Sejm von links. Der neue Innenminister 
gehört zum engsten Kreise der Vertrauten des Marschalls. Er 
war im Kriege stellvertretender Kommandierender der Geheimen 
Militär-Organisation Pilsudskis (POW) und zuletzt kommissari- 
scher Bürgermeister von Warschau. r neue Landwirtschafts- 
minister ist einer der ersten agrarischen Fachleute des Landes. 
Man nimmt an, daß er nun besonders die bisher vernachlässigten 
Sorgen für den mittleren und kleinen Bauern an die Hand neh- 
men wird. Und das führt, wenn man es so einfach ausdrücken 
darf, mit der sog. „Front zum Dorfe“, doch zu einer Wen- 
dung nach links, im Nachgeben an bestimmte, namentlich in der 
Jugend vorhandene radikale Strömungen im Regierungslager. 
1 r „Wieczör Warszawski“, ein Blatt der Opposition, schrieb 
azu: 

„Unzweifelhaft wird er (Poniatowski) jetzt versuchen, den praktischen 
Rahmen der Agrarreform zu erweitern und den Landhunger der Klein- 
grundbesitzer zu stillen. Einen mäßigenden Einfluß wird auf diese Be- 
strebungen der Ministerpräsident Kozlowski ausüben, der durch seine Ab- 
stammung mit der Großgrundbesitzerschicht verbunden ist. Es scheint, daf 
wir uns am Vortage eines newen Kurses in der Innenpolitik befinden. Man 
erzählt, dem neuen Innenminister sei es um eine Fühlungnahme mit der 
Volksgemeinschaft, vor allem mit den Milieus zu tun, die liberale, sogar 
sozialistische Ansichten hegen. Einen solchen Kurs hatte gleih nach den 
Mai-Ereignissen der damalige Ministerpräsident Bartel genommen, mit wel- 
chem Minister Koscialkowskı in den leitenden Behörden der ‚Arbeits- 
partei‘ zusammenarbeitet.“ | 


Und das sehr verbreitete „ABC-Blatt“ sagte das noch deutlicher: 


„Die Personaländerungen bedeuten ‚eine Wendung in der Regierungs- 
politik‘, die seit 1930 ununterbrochen unter dem Zeichen der AS bersten- 
ruppe gestanden hatte. Schon die Ernennung des Prof. Kozłowski zum 
inisterpräsidenten, die für die bisher einflußreichsten Sanierungskreise 
eine beträchtliche Überraschung war, bildete das erste Anzeichen einer ge- 
wissen Änderung der Taktik der entscheidenden Faktoren. Wenn auch 
diese taktische Änderung nicht zu überschätzen ist, so ist sie ein Beweis 
für eine gewisse Änderung der Methoden. Nach einer Periode des ent- 
schiedenen Übergewichts der Militärpersonen kommt jetzt eine Etappe, in 
welcher die Rolle von Elementen, die die Politiker repräsentieren, zu- 
nimmt. Beide neuen Minister sind alte Parlamentarier, die seinerzeit Mit- 
glieder der Wyzwolenie-Partei waren. Ihr Eintritt in die Regierung hängt 
anz offenbar mit der Tendenz zusammen, deren Anbahnung die Berufung 
es Prof. Kozłowski zur Ministerpräsidentschaft war, nämlich mit der Wen- 
dung zum Linksteil der Volksgemeinschaft, insbesondere zur Landbevölke- 
rung. 


Es mag wohl auch eine gewisse Rücksicht auf diese Strö- 
mungen sein, daf die im Januar angenommene neue Verfas- 
sung (s. „Osteuropa“, Märzheft, S. 327 f.) vom Marschall zurück- 
gewiesen worden ist, der die Bestimmung über das Wahlrecht 
zum Senat für eine bestimmte Wählergruppe (Inhaber bestimmter 
Kriegsorden) abgelehnt hat. Der Vorsitzende des Regierungs- 
klubs, Oberst Slawek, sprach offen aus, daß der Marschall eine 
solche privilegierte Elite nicht schaffen wolle. Damit ist diese 
Idee gefallen und die Fertigstellung der Verfassung erneut ver- 
zögert. 
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Am 10. Juli machte die „Gazeta Polska“ erste Mitteilungen 
über den oder die Mörder des Innenministers, die aw 
der Geheimen ukrainischen nationalistischen Organisation 

UON) stammten; der Mörder selbst sei im Auslande. Der 
ustizminister dankte besonders der Hilfe der deutschen Behörden 
ei der Verfolgung. 


Über die Konzentrationslager als Folge der Mordts: 
wurde schon berichtet. Anfang dieses Jahres waren gerade di: 
Standgerichte aufgehoben worden, die seit 1931 in den drei 
Wojewodschaften Lemberg, Stanislau und Tarnopol gegen 
ukrainische Geheimorganisationen eingerichtet und im September 
1931 auf ganz Polen ausgedehnt worden waren. 387 Angeklagte 
wurden verurteilt, davon 254 zum Tode; der größte Teil gehörte 
sicher der ukrainischen Minderheit an. 


An einer anderen Stelle mußte gleichfalls der Radikalismu: 
bekämpft werden: durch Verordnung vom 11. Juli wurde da: 
sog. Nationalradikale Lager, die von der Nationaldem-- 
kratie abgesplitterte Organisation namentlich der Jugendlichen. 
mit allen Ortsgruppen aufgelöst wegen der Angriffe auf die Re- 

ierung, die einen gewaltsamen Umsturz angekündigt hätten 
benso wurde das Blatt dieses Lagers „Stafette“ geschlossen. 


Nach wie vor sind also die Spannungen im inner- 
politischen Leben Polens nicht gering: neben den alten 
aus der Nationalitätenfrage und aus der nationaldemokratischen 
Opposition, die im Se selbst zwischen den Konser- 
vativen und den Radikalen. Immer stärker scheint der linke 
Flügel des Er besonders in der Jugend zu einer 
Umgestaltung der Führung zu drängen. Man fordert die Ab- 
schaffung des sog. „Ballastes“, womit gemeint ist der Einfluß der 
Konservativen, de: rößeren Besitzes, der aristokratischen Grup- 
pen namentlich in Westgalizien. 

Für die Übersicht über diese Fragen ist eine Kenntnis der 
polnischen Presse nötig, über die das Organ des Reichs- 
verbandes der deutschen Presse, die „Deutsche Presse“ (Nr. 2%. 
1934) aus der Feder von F. Exner einen sehr instruktiven und 
klaren Überblick gab, aus dem Einzelheiten hier wiederzugeben 
leider der Raum nicht gestattet. 


3. Außere Politik. 


Im Berichtsmonat war der frühere Chef des französischen 
Generalstabes, General Debeney, mit dem Auftrag in Warschau. 
das Militärbündnis zwischen Frankreich und Polen von 1921 zu 
„modernisieren“. Einzelheiten darüber sind nicht bekannt. Die 
Aktion steht im Zusammenhang mit der Erörterung zwi- 
schen Frankreich und Polen, in der Frankreich immer 
dringlicher wird. Die bekannte Aufßenpolitikerin des „Deuvre”, 
Genoveva Tabouis, schrieb dazu (18. 6.): 
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„Auf Grund der Nachrichten, die wir aus den verschiedenen Kreisen 
erhalten haben, glauben wir uns zu der Hoffnung berechtigt, daf Warschau 
sich Rechenschaft darüber ablegen wird, daf dieses politische Spiel nicht 
bis in Ewigkeit fortdauern kann, insbesondere darum, weil es in unserem 

. Lande schon Politiker gibt, die daran denken, daß Polen eines Tages. vor 

. die Wahl gestellt werden muß. Unsere Militärmission wird in diesen Tagen 
nach Warschau fahren, um den Militärvertrag von 1921 den heutigen mili- 
tärischen Fortschritten anzupassen. Das wird der Prüfstein sein.“ 

Dem sekundierte der „Kurjer Warszawski“, das Organ des Gene- 

rals Sikorski (23. Juni): | | Pe: 

„Die Welt ist nämlich in zwei Lager’ geteilt, und es ist nicht gut, daß 
man jetzt überall die Frage hört: Wo ist Polen? Die ganze Welt soll es 
wissen, daß Polen, wiewohl es die sanfteren Beziehungen zu Deutschland 
schätzt und mit diesem keinen Streit vom Zaune zu brechen beabsichtigt, 
nicht nur an keinen aufrührerischen Plänen teilzunehmen gedenkt, sondern 
in der zusammengeschlossenen Reihe der Anhänger der Stärkung der Sicher- 
heit . . . Aufstellung nehmen wird...“ l 

In diesem Flügel der polnischen Presse und in der französi- 
schen ist seitdem dieser Ton immer lauter geworden, je umfassen- 
der die Erörterung über die Barthouschen Paktpläna und Polens 
Beteiligung daran geworden ist. Bisher ist nur bekannt, daß 
Polen sich an der Zeichnung eines (im Wortlaut nicht bekannten) 
Ostpaktes beteiligen soll, wozu es ebenso wie Deutschland ami 
12. Juli von England durch dessen Botschafter in Warschau ein- 
geladen worden ist. Die offizielle Haltung Polens zu dieser An- 
regung ist reserviert, mit Vorbehalten, and eine Festlegung oder 
Zustimmung ist noch nicht erfolgt (Gazeta Polska 14. Juli). _ . 

Dafür richtete sich die Aufmerksamkeit der polnischen 
Außenpolitik sehr stark nah Litauen, was wir nachher im Zu- 
sammenhang behandeln. 


. Zu den Mißverständnissen, von denen Barthou bei seinem 
Besuche in Polen sprach, gehört die immer brennender werdende 
Frage der polnischen Arbeiterin Frankreich, d. h. 
der zunehmenden Entlassung der dort beschäftigten polnischen 
Arbeiter besonders im Bergbau. Die Gesamtzahl dieser Arbeiter 
mit ihren Familien wird auf 700000 angegeben. In den letzten 
Jahren sind (bis zu 86000 im Jahre 1930) ununterbrochen Berg- 
arbeiter und ungelernte Arbeiter aus den östlichen .. Gebieten 
Polens zugeströmt, die dort keine Arbeit mehr fanden. Der 
frühere Weg der Sachsengängerei nach den deutschen Gütern 
ist versperrt, so ging man nach Frankreich, das man jetzt auch 
infolge der wirtschaftlichen Krise dort verlassen muß. Auch aus 
Belgien wurde die Entlassung polnischer Bergarbeiter gemeldet. 
Wenn so Frankreich keinen Platz mehr hat und da die Aus- 
wanderung nach Übersee nicht möglich ist, wird also Polen immer 
mehr ein „Volk ohne Raum“. | | ag 


IIL Memel, Baltenblock, Polnisch-litauisches Verhältnis. 
Wir sagen mit dieser Uberschrift nicht, daß diese drei Kom- 
plexe in sich eine Einheit bilden. Aber es ist gut, sie in diesem 
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Lichte zu sehen, und jedenfalls werden sie mindestens in Kowno, 
aber wohl auch an anderen Stellen in diesem Sinne gesehen. 


In Memel herrscht Kriegszustand. Ein Eingriff folgt dem 
anderen gegen das Memelstatut und seine Autonomie, in der 
richtszeit: die Entsetzung des Landespräsidenten Dr. Schreiber 
und seine Ersetzung durch einen Groflitauer, Reizgys — die 
Ernennung von zwei Grofßlitauern zu Landesdirektoren, so 
daß das neue Landesdirektorium ausschließlih großlitauisch 
zusammengesetzt ist —, weitere Entlassungen von deutschen 
Beamten — Enthebung des Memeler berbürgermeisters 
durch das Landesdirektorium und Besetzung des Amtes gleich- 
falls durch einen Großlitauer —, Schliefung von drei deutschen 
Parteien mit Entziehung des Wahlrechts für die Angehörigen 
dieser Parteien und Einziehung der Mandate, so daß der Landtag, 
nur noch 9—10 Mitglieder, eine litauische Mehrheit hätte — 
überhaupt Vorgehen wegen angeblicher Förderung der national- 
sozialistischen Bewegung —, Hochverratsprozefl gegen nicht weni- 

er als 107 Mitglieder der verbotenen Memelländischen Partei — 
länger kann eigentlich die Serie nicht sein, aus der das litauische 
Streben hervorgeht, das Memelstatut vollständig auszuhöhlen 
und dann beiseite zu werfen. 

Die deutsche Regierung hat durch eine Note vom 4. Juli 
und eine mündliche Auseinandersetzung des Außenministers vor 
den Vertretern der Signatar-Staaten nachdrüclichen Einspruch 
gegen die Verstöße und Eingriffe erhoben. Sie werden von der 
immer stärker werdenden faschistischen Bewegung in Litauen 
selbst unter Simonaitis getragen, die das Memelgebiet Litauen 
vollig assimilieren will. 

laubt Litauen sih dazu stark zu machen, indem es nun 
außenpolitisch aus seiner Isolierung herauszukommen strebt? 
Wie bekannt, hatte es die Anregung durch zwei Denkschriften 
gegeben, den Zusammenschluß der baltischen Staa- 
ten zu fördern. 

Diese Konferenz hat zwischen Vertretern Litauens, Lettlands 
und Estlands am 7. Juli in Kowno stattgefunden. Die bekannten 
Schwierigkeiten sind da erneut hervorgetreten. Weder Lettland 
noch Estland wünschen sich mit den Problemen Litauens (Memel 
und Wilna) und der sich daraus ergebenden Stellung gegen 
Deutschland und Polen zu belasten. Immerhin hat die Konferenz 
doch zu der ersten unmittelbaren Annäherung der drei Staaten 
geführt. Man will auch une möglichst gemeinsam bei inter- 
nationalen Verhandlungen, im Völkerbunde usw. vorgehen. 


Wichtiger noch war der Besuch des früheren polnischen 
Ministerpräsidenten Prystor in Kowno, wo er am 20. Juni auch 
vom Staatspräsidenten empfangen wurde. Der Besuch sollte 
eine Privatangelegenheit sein, aber ist ohne Zweifel eine lange 
vorbereitete, ım Auftrag Pilsudskis erfolgte Fühlungnahme mit 
der litauischen Regierung im Sinne einer Verständigung 
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über Wilna gewesen. Polen hat sich seit langem um die Wilna- 
frage und Litauen nicht besonders gekümmert, man kann sagen 
seit 1928. Jetzt erfolgte diese polnische Initiative, die von der 
polnischen Presse sehr lebhaft und interessiert kommentiert 
wurde. Dinge werden erörtert, die lange tot waren, wie die Auf- 
nahme konsularischer Beziehungen, die Wiedereröffnung der 
15 Jahre unterbrochenen Eisenbahnverbindung usw. Litauen hat 
durch die Niederschlagung des letzten Putsches seine Autorität 
gefestigt und der dabei endgültig er Woldemaras war 
ein alter unbedingter Gegner Pilsudskis, der einer Verständigung 
mit Deutschland nicht abgeneigt war. Der heutige Außenminister 
Litauens, Lasaraitis, ist ausgesprochen deutschfeindlih. Zum 
ersten Male seit langem scheint also tatsächlich die Bereinigung 
der Wilnafrage — man spricht von einer Autonomie usw. — in 
den Bereich der Möglichkeit gerückt. Wir halten das für wichtig 
genug, um eine Äußerung des Vertreters der „Gazeta-Polska“ in 
owno, T. Katelbach (11. Juli), hier wiederzugeben: 

„Die Atmosphäre, in welcher sich der Besuch Prystors in Kowno voll- 
zog, weist deutlich auf einen Stimmungsumschwung hin, wie er im litauischen 
Volke bezüglich Polens hervortritt. Das litauische Volk reagierte auf das 
Eintreffen eines so unerwarteten Gastes in Litauen wie auf eine zwar nicht 
alltägliche, aber immerhin natürlihe und verständliche Erscheinung, die 
vielleicht sogar bei der gegenwärtigen politischen Lage Litauens notwendig 
gewesen sei. Es hat sich bereits seit Monaten mit dem Gedanken vertraut 
are daß der Augenblick der Normalisierung der polnisch-litauischen 

eziehungen zwar langsam herannaht, daß dieser Augenblick jedoch die 
erste zeppe zur Regelung des Gesamtproblems darstelle. Der Besuch Pry- 
stors ist demzufolge hier als erste reale Ankündigung dieser Normalisie- 
rung angesehen worden. Mit wenigen Ausnahmen ist die Tatsache des 
Empfanges Prystors durch den Präsidenten Smetona und durch zwei Re- 
gierungsmitglieder keineswegs als ‚Vergehen‘ angesehen worden. Die Be- 
egnung des polnischen Gastes mit den höchsten Würdenträgern des 
itauischen Staates ist also als durchaus natürliche Erscheinung gewertet 
worden. Der Aufenthalt Prystors in Kowno wäre für die öffentliche Mei- 
nung Litauens erst dann unverständlich, wenn es zu diesem Zusammen- 
treffen nicht gekommen wäre. 

Im 14. Jahre der tragischen Mißverständnisse, welche die beiden Völ- 
ker trennen, erschien endlich in der Hauptstadt des emporstrebenden litau- 
ischen Volkes ein besonderer Gast aus Polen. Ein besonderer Gast deshalb, 
weil er, wenn auch als Privatmann, die ganze Autorität eines einst um die 
Unabhängigkeit kämpfenden und heute neu erstandenen Polens repräsen- 
tiert, das immer zu einem Frieden mit seinem litauischen Nachbarn bereit 
ist. Es scheint, daß die Regierung ebenso wie die öffentliche Meinung des 
Landes dies zu schätzen weiß.“ 

Und in diese Initiative und Verständigungsbereitschaft Polens, 
die seine Presse so ausspricht, kommt (der Außenminister Litau- 
ens ist seinerseits mit seinem estländischen Kollegen nach Moskau 
eingeladen) die Einwirkung Frankreichs. Der Vizepräsident 
der Radikalsozialistischen Partei Frankreichs, Pfeiffer, war in 
Kowno und sprach dort über Wilna und Ostlocarno. Ihm folgt, 
von der litauischen Regierung eingeladen, Herriot! 

So scheinen sich in dem durch die Überschrift bezeichneten 

oe. Komplexe recht wichtige Veränderungen vorzubereiten, 
ie wie gesagt in einer Einheit zu sehen zweckmällig ist. 
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IV. Litauen. 


| Die am Putsch Beteiligten sind jetzt abgeurteilt. 22 Offi- 
ziere degradiert, 46 strafversetzt, 32 gingen straflos aus. Der 
frühere Generalstabschef und zwei andere hohe Kommandeure 
wurden zum Tode verurteilt, aber vom Staatspräsidenten zu 
langen Zuchthausstrafen begnadigt. 

Der Putsch ist erledigt und mit ihm der zu 12 Jahren Kerker 
verurteilte Woldemaras. 

- Mit England schloß Litauen einen Handelsvertrag: 
Meistbegünstigung, Herabsetzun litauisher Einfuhrzölle, 
Kohlenkontingent aus England, Leine Zollermäfigungen von 
englischer Seite, aber ee im Sinne der schon länger 
beobachteten englischen Handelspolitik in den Randstaaten. 


V. Lettland. 


Die Weiterentwicklung der Regierung Ulmanis geht auf 
den bekannten Linien vorwärts. Das bedeutet neben der Be- 
festigung der Autorität dieser Regierung die Lettisierung. Ulmanis 
hat auf einer Reise durch die Provinz selbst gesagt, daß von den 
neuen Gesetzen einige das Wort wahr machten: „Wir sind Herren 
in unserem Lande, und dieser Staat muß ein lettischer Staat sein.“ 
Demgemäß würden die Schulfragen behandelt, in Riga und 
60 anderen Städten arbeiteten zum ersten Male seit 700 Jahren 
rein lettische Verwaltungen. 

Das neue Volksbildungsgesetz wurde am 12. Juli an- 
un und ist in Kraft getreten. Damit verschwinden alle 

ildungsselbstverwaltungen der Minderheiten, deren Angelegen- 
heiten an das Unterrichtsministerium übergehen. 

Am 17. Juli wurde ein neuer Handelsvertrag mit England, 
das im lettländischen Außenhandel an erster Stelle steht, unter- 
zeichnet. Lettland wird mindestens 70 % seines Kohlenbedarfs 
aus England, letzteres mindestens 3 % seiner Buttereinfuhr aus 
Lettland beziehen. Die Zollsätze Großbritanniens werden gegen- 
über Lettland lediglich „konsolidiert“! 


VI. Estland. 


Die Zahlungsbilanz Estlands für 1933 weist ein Kredit 
von 61,9 und ein Debet von 57,2 Mill. Kr. mit einem Aktivsaldo 
von 4,7 Mill. Kr. auf. Seine Auslandsschulden betrugen Ende 
1933 insgesamt 154,7 Mill. Kr. Die .Eestibank wies zum 30. Juni 
einen Gold- und Devisenvorrat von 29,0 Mill. Kr. gegen 19,6 zum 
gleichen Termin des Vorjahres aus. Der Notenumlauf ist von 
31,5 auf 32,2 Mill. Kr. gestiegen. Die Währungslage ist also 
günstig, die Politik der Abwertung der Krone hat sich nicht 
schädlich ausgewirkt. Auc die Mandel:bilanz und der 
Außenhandel stehen günstig: im 1. Halbjahr 1934 Ausfuhr 
27,15 Millionen Kronen (entsprechend 1933: 14,9), Einfuhr: 24,9 
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(13,6), also eine Aktivität der Handelsbilanz mit 2,1 Millionen 
Kronen (12). 

Auch Estland hat neue Handelsverträge geschlossen: 
mit Finnland (Kontingent von 33000 Tonnen Roggen und 
19000 Tonnen Weizen zur Ausfuhr nach Finnland zu ermäßigten 
Zollsätzen in 3 Jahren, gegen Zollermäßigungen für finnische 
Produkte der Gummi-, Metall- und anderen Industrien), mit Eng- 
land ON SEKOD NEE. aus Estland für England, allerdings mehr 
als Zusage, estnische Zollermäfigungen für englische Waren, 
keine Ermäfligungen für estnische Ausfuhr nach England) und 
mi Japan, was bei dem geringen Wirtschaftsverkehr nicht viel 

eutet. | 


VII. Finnland. 


Der Führer der La pe- Bewegung, jetzt Vaterländische 
Volksbewegung genannt, y. Kosola, wurde 50 Jahre alt. Er er- 
klärte, daß die Errungenschaften des Bauernzuges von 1930 ver- 
nichtet seien, der Marxismus und der bürgerliche Liberalismus 
triumphierten und die Vaterländische er Werk 
fortsetzen müsse. Die Regierungspolitik geht zwischen dieser 
Rechten und der Linken in der bicherigen Weise weiter. Die 
Verhaftung von drei aus Rußland gekommenen kommunistischen 
Ar onten hat die Sorge vor der kommunistischen Gefahr wieder 
ebt. 

In der Außenpolitik ist festzustellen, daf Finnland bei 
den Baltenpaktsverhandlungen gar nicht beteiligt ist und daft es 
auch nicht unter den Mächten ist, die für die Unterzeichnung des 
Ostpaktes gewonnen werden sollen. 


Abgeschlossen, den 22. Juli 1934. | 


Bücherschau. 


Weltkrieg und Intervention. 


Kürenberg, een v.: Rußlands Weg nach Tannen- 
berg. Universitas, Deutsche Verlags-A.-G. Berlin. 1934. 260 S. 
Pp. 5,20 RM., Lw. 5,80 RM. | 

Ignatieff, Paul: Ma Mission en France. Paris. Librairie 
des Champs-Elysées. o. J: 252 S. 

Janin, Général: Ma Mission en Sibérie. 1918—1920. 
Paris. Payot. 1933. 307 S. 24 Fr. 

In 70 Bildern schildert v. Kürenberg die Ereignisse, die sich im Juli 
und August des Jahres 1914 in Rußland abgespielt haben, in jenen 43 Tagen, 
die zwischen dem Besuch Poincar&s in Petersburg und der Schlacht bei Tan- 
nenberg liegen. Es wird in dem Buche der Versuch gemacht, auf Grund von 
Memoiren, Tagebüchern usw. den Verlauf der Geschehnisse zu rekonstruieren, 
in packender und literarisch einwandfreier Darstellung. Dabei geht aber die 
Flüssigkeit des Stils und die spannende Form allzusehr auf Kosten der histo- 
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rischen Treue und Gründlichkeit. Es würde zu weit führen, die zahllosen 
verzeihlichen und unverzeihlichen Errata im einzelnen aufzuzählen; die phan- 
tastischen, wenn auch noch so verlockenden Kombinationen des Verfassers 
sind in einer Darstellung, die den Anspruch auf historische Treue erhebt, 
unzulässig, und sind schon von berufener russischer Seite mit Recht s 
abgelehnt worden. Seltsam ist z. B. die Behauptung, das berühmte Manifest des 
Großfürsten Nikolaj Nikolajewitsch an die Polen sei ohne Wissen des russi- 
schen Außenministeriums verkündet worden, wenn im selben Side wird, 
daß es vom Fürsten Gregorij Trubezkoj verfaßt wurde, der d ein hoher 
Beamter des russischen Auswärtigen Amtes, der Chef der Abteilung „Naher 
Osten“ war! Tragikomisch wirkt die abenteuerliche Schilderung der Flucht 
des Generals Samsonow durch die masurischen Wälder nach der Schlacht bei 
Tannenberg, dem von einem revolutionären Studenten dabei ein Gedicht vor- 
gelesen wird, das von Sergei Jessenin stammt und erst fast ein Jahrzehnt 
später geschrieben wurde! ieser Irrtümer wegen kann das Buch Küren- 
bergs als historisches Werk, trotz der unzweifelhaften darstellerischen Fähig- 
keiten des Autors, nicht ernst nn werden. 

Die Aufzeichnungen des Obersten Grafen Paul Ignatiew, die seine 
Erlebnisse im Weltkrieg als Chef der Gegenspionagen zuerst an der österrei- 
cischen Front, dann in Paris schildern, sind flüssig und spannend geschrieben, 
enthalten aber nichts Wichtiges über die militärische und politische Situation 
Rußlands im Weltkrieg. 

Dagegen sind die Erinnerungen des Generals Janin, des Chefs der 
französischen Militärmission bei der Armee Koltshaks und Kommandeurs 
der tschechischen Legion, ein sehr wertvoller Beitrag zur Geschichte der 
Interventionskämpfe. Sachlihd und in anspruchsloser Form schildert der 
General die Opeac nen und Schicksale dieser Armee, die aus einem bunten 
Gemisch von Russen, Franzosen, Engländern, Amerikanern, Tschechen, Ja- 
panern und sogar aus einem kleinen Kontingent sonne Kriegs- 
gefangener bestand. Den zweifelhaften militärischen Wert dieser Truppe, 
Kegenu ber dem energischen Verteidigungswillen der Roten Armee, gesteht 

er. Autor offen zu — das ganze Buch gibt von der furchtbar gespannten 
Atmosphäre der Kämpfe in Sibirien ein gutes Bild. . Sch. 


Polnische Verfassung. 


Car, Stanislaw: Na drodze ku nowej kostytucji. (Auf 
dem Wege zur neuen Verfassung.) Warszawa: Nakladem ksie- 
garni F. Hoesicka, 1934. 203 Seiten. Ä 


In die Entwicklung, die bis zur Annahme des neuen, vom Regierungs- 
block ausgearbeiteten Verfassungsentwurfs im Sejm am 26. Januar 19% 
führte, gibt das Buch des ehemaligen Justizministers und derzeitigen Vize- 
sejmmarschalls Car einen ausgezeichneten Einblik. Car, der als Haupt- 
referent der Verfassungskommission des Sejm an dem Entwurf bis zu seiner 
Annahme durch ein Überrumpelungsmanöver des Regierungsbloks im Sejm 
wesentlichen Anteil hat, stellt einen Aufsatz aus .der Gazeta Polska, seine 
Referate im Verfassungsausschuß und der Plenarsitzung des Sejm sowie im 
Regierungsklub seit dem Jahre 1931, den Verfassungsentwurf und das Proto- 
koll der Sitzung vom 26. Januar zusammen. Dadurch wird die Entwickl 
der Verfassungsfrage, das langsame Hervortreten der neuen Prinzipien un 
die Sarung der Verfassungsgrundsätze im Verlauf der letzten Jahre deutlich 
gemacht. 

Es ging bei diesen Arbeiten vor allem um zwei Fragen: Um eine neue 
Grundlegung der Staatsführung und um das Problem der Demo- 
kratie. Die Staatsführung wurde gesichert, indem an die Stelle der Tren- 
nung von Legislative und Exekutive die „übergeordnete“ Gewalt des Staats- 
Base trat (Art. 2 des Entwurfs: „In seiner Person sammelt sich die ein- 

eitliche und unteilbare Staatsgewalt“). Andererseits wurde am Begriff der 
Demokratie festgehalten; er wurde aber mit einem anderen Inhalt erfüllt 
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An die Stelle der Formaldemokratie tritt die Leistungsdemokratie, in der 
nicht staatsbürgerliche Rechte und Pflichten als solche, sondern nur die Chance 
zu deren Erwerbung für alle Bürger gleich ist. Während der Sejm vor allem 
die „Funktion des Gesamtinstinkts" durch das Festhalten am bisherigen 
Wahlmodus ausüben sollte, suchte man den Senat zur neuen Form der Lei- 
stungsdemokratie zu machen. Aber diese Form zu finden, war offenbar, wie 
Car (S. 34) erkennen läßt, sehr schwierig. Schließlich wurde der Vorschlag des 
Obersten Sławek in den Entwurf eingearbeitet, der ein Wahlrecht zum Senat 
nur noch für die Bürger vorsah, „die nach dem Modus des Gesetzes als füh- 
rend in der Arbeit für das Gemeinwohl anerkannt werden“ (Art. 36). Für 
den ersten, neu zu wählenden Senat sollten die Inhaber des Ordens Virtuti 
Militari und des Unabhängigkeitskreuzes das Wahlrecht erhalten. Aber dieser 
Vorschlag einer Auslese von Wahlberechtigten konnte gleichfalls nicht be- 
friedigen, da er kein hinreichend objektives Verfassungsprinzip darstellte, 
Daher hat sich Pilsudski im Zusammenhange mit der Umbildung der Regie- 
rung nach der Ermordung des Innenministers Pieracki dagegen ausgesprochen. 
So ıst über das Problem der „Leistungsdemokratie“ und mit ihr den Ver- 
fassungsentwurf noch nicht entschieden. 

Ob und wann er Gesetz werden wird, ist nicht zu übersehen. Eins zeigt 
er in jedem Falle sehr deutlich: das Abrücken Polens von seinem west- 
europäischen Vorbild. Immer wieder hat sich Car in seinen Referaten mit 
der französischen Verfassung und ihrer Krise auseinandergesetzt.e. Immer 
eindeutiger wird in der polnischen Verfassungsdiskussion die Ablehnung 
Montesquieus, seiner Lehre von der Gewaltenteilung und des Parlamentaris- 
mus als einer Form, die „keine hinreichende Begründung im System der 
sozial-politischen Verhältnisse Polens hat“ (S. 148). Polen besinnt sich auf 
seine eigenen Lebensinhalte; für sie sucht es auch in der Verfassung, unab- 
hängig vom Schema der französischen parlamentarischen Demokratie, eigene 
Formen. In dieser Entwicklung, die Car in den Mittelpunkt seiner Ausein- 
andersetzungen gestellt hat, liegt das eigentlich Bedeutsame des Verfassungs- 
entwurfs, das auch dann bestehen bleibt, wenn die Regierung ihr Hinzögern 
der Verfassungsfrage noch längere Zeit fortsetzen sollte. Dr. E. M. 


Neuere Literatur über das Memelgebiet. 


Hallier, Dr. Joachim: Die Rechtslage des Memelgebie- 
tes. Eine völker- und staatsrechtliche Untersuchung der Memel- 
konvention. Frankfurter Abhandlungen zum modernen Völker- 
recht. (Herausgeber: Prof. Giese und Prof. Strupp.) Leipzig. 
Universitätsverlag Robert Noske. 1933. 232 S. 9,— RM. 


Barchert, Dr. Paul: Über die Kompetenzabgrenzung 
zwischen dem Memelgebiet und Litauen auf dem Gebiete des 
Strafrechts in Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit. Leipzig. Uni- 
versitätsverlag Robert Noske. 1933. 79 S. 4,— RM. 

„Memelland.“ In Völkerbund und Völkerrecht. Im Auftrage 
der Deutschen Gesellschaft für Völkerbundfragen herausgegeben 
von Staatsrat Prof. Dr. Freiherrn von Freytagh-Loringhoven. 
April 1934. Berlin. Heymanns Verlag. | \ 

Valsonokas, R.: Klaipėdos problema (Die Memelfrage). 
Bd. I. Memel. Verlag Rytas. 1932. 426 S. 10, — Lit. 

Valsonok, R.: Der Memeler Hafen und die litauische 
Verkehrspolitik. Sonderdruck der „Memeler Allgemeinen Zeitung“. 
Memel 1933. 58 S. s a | N 
‚Die völker- und staatsrechtlihe Lage des Memelgebietes, wie sie sich im 
Laufe der mehr als zehnjährigen Herrschaft des litauischen Staates auf Grund 
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der bestehenden ‘Verträge, Abkommen und Entscheidungen der verschiedenen 
Organe des Völkerbundes herausgebildet hat, ist so schwierig und kompli- 
ziert, daß ein jedesmaliges eifriges Studium des Gesamtproblems nötig war, 
um die Verhältnisse klar erfassen zu können, weil eine zusammenfassende 
Darstellung fehlte. Ä = 

Diesem Mangel hilft nun gerade in einem für das Memelgebiet mo 
erg entscheidenden Moment die hervorragende Arbeit Joahim Hal- 

iers ab. 

Der Verfasser hat der eigentlichen Abhandlung eine kurze geschicht- 
liche Skizze verausgeschickt, die dem Leser die heutige Lage des Memel- 
pone verständlich macht und die daher aufmerksam gelesen werden sollte. 

as Hauptgewicht der Arbeit legt Hallier auf die Darstellung des geltenden 
Rechts nach der Memelkonvention vom 8. Mai 1924 und hier wieder ganz 
besonders auf deren Be I, das sogenannte Memelstatut, während die An- 
lagen II und III dieser Konvention unberücksichtigt bleiben, da sie Hafen- 
und Transitfragen, also Sonderfragen und keine völker- und staatsrechtlichen 
Probleme betreffen. | 

Der Hauptteil zerfällt in vier Kapitel. Das erste handelt von der völker- 
rechtlichen Seite der Memelkonvention und zerfällt in 12 Unterabschniitte, 
von denen wir als die hauptsäcllichsten nennen die Abtretung des Memel- 
gebietes an Litauen; die Verpflichtung Litauens zur Gewährung der Autono- 
mie für das ee: das Verfahren bei der rer der Konvention, 
insbesondere die Garantie des Völkerbundes mit acht Unte : die 
Minderheitenbestimmung des Artikels 11 des Hauptteils der Memelkonven- 
tion; die Übertragung des ehemals deutschen Staatseigentums an Litauen und 
das Memelgebiet sowie Übernahme entsprechender en durch diese; die 
Regelung der Staatsangehörigkeit der ietszugehörigen; die Rechtsstellun 
von Personen und Gesellschaften fremder Staatsangehörigkeit und schli 
a die aa der Memelkonvention, insbesondere ihres 

uptteiles. $ | i 
Das II. Kapitel macht uns mit der staatsrechtlichen Stellung des Memel- 
ebietes nach dem Statut vertraut und behandelt u. a. das Gebiet und seine 
Stantsanschörigen. den Gouverneur, den Landtag, den Wirtschaftsrat, das 
Landesdirektorium,. die Gerichte, allgemeine Bürgerrehte und Beamten- 
SS LLIIUNE ED. die Revision des Statuts. 

Das IlI.. Kapitel stellt die. Frage, unter welche Kategorien staatsrecht- 
liher Gebilde das Memelgebiet einzureilien ist, stellt die verschiedenen 
wissenschaftlihen Thesen einander gegenüber und kommt in der eigenen 
Stellungnahme zu folgendem Ergebnis: = | Ä nz 
~ „Das Memeigebiet ist ein autonomes Land, das heißt ein mit umfassend- 
sten Zuständigkeiten in Normgebung und Normdurchsetzung ausgestatteter, 
wenn auch der Verfassungsautonomie entbehrender Staatsteil Litauens, dem 
diese Kompetenzen in Vaabhänpigkai von der litauischen Staatsgewalt zu- 
stehen und ihm nicht ohne seinen :Willen entzogen werden können.“ 

.:- Im IV. Kapitel finden wir. eine Zusammenstellung von sieben Memel- 
beschwerden vor dem Völkerbundsrat. _ | 

In einem kurzen, fünf Seiten umfassenden Schlußkapitel bringt der 
Verfasser die weiteren Ereignisse im Memelgebiet bis zum 1. Juni 192, um 
in einem Nachtrag noch auf die Entscheidung des Ständigen Internationalen 
Gerichtshofes im Haag vom 11. August 1932 über den Memelkonflikt einzu- 
gehen, die bereits nach Fertigstellung der Arbeit gefällt wurde. 

. [n einem Anhang wird der französische Text des Hauptteiles und der 
Anlage I der Memelkonvention beigefügt. Ganz besonders hinweisen möd- 
ten wird noch auf das reich und übersichtlich zusammengestellte Literatur- 
verzeichnis. naf 

. Das Buch bildet mit seinem reichhaltigen, klar dargestellten Material 
ein ausgezeichnetes Rüstzeug für jeden Politiker und Schriftsteller, der sich 
mit den Ostfragen befaßt, ist aber auch für alle anderen lesenswert, da es 
uns den Verlust, den wir mit dem Memelgebiet erlitten haben, deutlich vor 
Augen führt. | 
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Im Gegensatz zu der Schrift Halliers behandelt die Arbeit von Bor- 
chert die Memelkonvention hinsichtlich der Kompetenzverteilung zwischen 
Litauen und dem Memelgebiet auf dem Gebiete des Strafrechts und des 
Strafprozefrects, auf welchem sich im Laufe der Zeit eine ganze Reihe von 
Zweifelsfragen und schweren Konflikten ergeben haben, da die Memelkon- 
vention infolge ihrer überhasteten Schaffung eine ganze Reihe von groben 
Mängeln enthält. | 


Im ersten Kapitel werden die gesetzlichen Grundlagen der Zuständigkeits- 
abgrenzung zwischen den beiden Herrschaftsverbänden, der heutige Gesetzes- 
stand auf den Gebieten des materiellen und formellen Strafrechts und der 
Gerichtsverfassung im Memelgebiet und in .Litauen sowie die Art der recht- 
lichen Verbindung Litauens und des Memelgebiets im allgemeinen für die 
Kompetenzabgrenzung behandelt. 

ie Zuständigkeitsabgrenzung auf dem Gebiete des Strafrechts in Gesetz- 
gebung und Gerichtsbarkeit lautet das Thema des zweiten Kapitels, während 
as dritte Kapitel die Kompetenzkonflikte behandelt. 

Borchert sieht „die einzige Möglichkeit einer gerechten Lösung in der 
bereits wiederholt geforderten Schaffung eines Bee gebildeten Sonder- 
forums als überparteiliche Schiedsinstanz, die über alle zwischen den gesetz- 
Benencen Organen, Gerichten und Verwaltungsbehörden Litauens und des 

emelgebietes entstehenden Streitigkeiten wegen Verletzung der Memel- 
konvention zu entscheiden hätte... . Bevor nicht diese Lösung an die Stelle 
der bisher von Litauen geübten Methoden der Gewaltanwendung getreten 
ist, ist an eine Befriedung des Verhältnisses zwischen dem Memelgebiet und 
Litauen, die gleichermaßen im Interesse beider liegt, nicht zu denken“. . 


In einem Nachtrag wird das neue litauische Gerichts-Verfassungsgesetz, 
soweit es die berührten Fragen behandelt, einer kurzen Betrachtung unter- 
zogen, wobei Borchert zu dem Ergebnis kommt, dafl dies Gesetz, „soweit es 
auch für das Memelgebiet Geltung beansprucht, lediglich eine gesetzgeberische 
Kodifikation jener Rechtspraxis darstellt, wie sie bereits vorher ständig von 
Litauen gegenüber dem Memelgebiet gehandhabt wurde“. 


Frhr. v. F rotaen- oringhosen veröffentlicht einen Bericht 
über das Memelland, der nach einer nüchternen Gegenüberstellung der 
Völkerbundsbestimmungen und der Tatsache des fortwährenden Redhtsbruches 
durch Litauen die Frage stellt: „Wie lange wird dieses Treiben 
noch geduldet?” 


Eine beachtliche litauische Dart une ist der erste Band einer Arbeit 
Valsonoks über „Die Memelfrage“, die unter Berücksichtigung eines 
oßen Quellenmaterials und der Eesamien, besonders audı ‚der deutschen 
iteratur, die Geschichte des Memellandes bis zum Haager Schiedsspruch be- 
handelt. V.’s Bestreben ist, dabei der völkerrechtlihen Frage auszuweichen 
und den litauischen ze im Rahmen des gesamten Ostproblems geo- 
litisch zu begründen. Der zweite Band soll den Haager Schiedsspruch und 
ie wirtschaftlichen Probleme des Memellandes behandeln. 

Zum Schluß sei noch auf einen Vortrag Valsonoks hingoiriesen, der 
insofern bemerkenswert ist, als er mit der Tendenz seines Buches auch den 
Memeler Hafen im Licht der Geopolitik behandelt und auf die jetzige Lage 
desselben eingeht, wie sie sich infolge der verschiedenen Nachkriegsverträge 
ergeben hat. | | A. L. 
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Notiz. 


Auf dem dritten der von Professor Hoetzsch namens der „Deut- 
schen Gesellschaft zum Studium Osteuropas“ veranstalteten Erörterungs- 
abende über das wissenschaftliche Studium Osteuropas und des deutschen 
Ostens sprach am 10. Juli 1934 Professor Dr. O. Halecki, Ordinarius für 
osteuropäische Geschichte an der Universität Warschau, über das Thema „Der 
Begriff der osteuropäischen Geschichte“. Der Vortrag wird in der „Zeitschrift 
für osteuropäische Geschichte“ veröffentlicht werden. 
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Der zweite Fünfjahrplan. 
Von OttoAuhagen. 


Auf die Entschließung des Parteikongresses vom 10. Februar 
1934 über den zweiten Fünfjahrplan ist einige Zeit später die 
Veröffentlichung des den Beschlu sombere enden Entwurfes mit 
allen Einzelheiten in Buchform erfolgt, wobei schon an dieser 
Stelle hervorzuheben ist, daß die endgültigen Beschlüsse über die 
Entwicklung der Industrie erheblich hinter dem Entwurf zurück- 
bleiben. Das zweibändige und mit einem Anhang versehene 
Werk von im ganzen 1308 Seiten ist als eine besonders wertvolle 
Quelle für das Studium der Wirtschaftspolitik und Wirtschafts- 
entwicklung der Sowjetunion, sowohl vorwärts wie rückwärts 
betrachtet, zu bezeichnen. Die Ausarbeitung lag bei der Staats- 
plankommission unter der Leitung ihres Präsidenten Kujbyschew, 
der außer dem zahlreichen Stabe dieser Kommission über 50 her- 
vorragende Gelehrte der in Betracht kommenden Fachwissen- 
schaften zur allgemeineren Beratung und Hunderte von Wissen- 
schaftlern und Praktikern zur Bearbeitung einzelner Probleme 
heranzog. Namen bekannter Wirtschaftswissenschaftler und 
Statistiker, die schon vor dem Kriege ihren Ruf begründeten 
und bei der Ausarbeitung des ersten Fünfjahrplans noch mit- 
gewirkt hatten, sind in der Liste der jetzigen Mitarbeiter kaum 
noch zu finden. Aber auch dieser Entwurf stellt eine sehr acht- 
bare Leistung dar. Die Mitwirkung zahlreicher örtlicher Kapa- 
zitäten hat die Möglichkeit geschaffen, viele wichtige Einzelheiten 
des Entwurfes sachkundig zu bearbeiten. Beispielsweise sei hin- 

ewiesen auf die Ausführungen über die weitere Entwicklung des 
Baumwollhauc. die von undurchdacdten Beschlüssen früherer 
Jahre sich vorteilhaft abheben. Bezeichnend für das vergleichs- 
weise tiefere Eindringen in die Materie ist, um ein weiteres Bei- 
spiel anzuführen, die Erörterung über die Qualität der Kara- 
ganda-Kohle. 

Der Entwurf läßt in seiner Gesamtanlage und in seinen 
Finzelheiten erkennen, daß man über das erste Kindesalter der 
Fünfjahrplan-Politik hinweg ist. Die seit 1928 gesammelten Er- 
fahrungen sprechen aus ihm. Das Grundsätzliche tritt im Ver- 
de zum ersten Plane stark zurück; die Hauptziele sind für die 

olschewistische Wirtschaftspolitik keine Probleme mehr, sondern 
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Selbstverständlichkeiten. Das bedeutet aber nicht, daß der Ent- 
wurf der Wirklichkeit gerecht werde. Er beruht noch stärker 
als der erste Plan auf dem fanatischen Glauben an die Überlegen- 
heit des Sozialismus, an die Wirtschaftlichkeit höchster Mechani- 
sierung und an die Möglichkeit, den Menschen zum Kommunisten 
umzubilden, und so zeichnet sich auch dieser Entwurf durch hoch- 
are Optimismus aus. Nach den Ergebnissen des ersten 
ünfjahrplans auf dem Gebiete der Industrie wird es aber der 
ausländischen Kritik fern liegen, den neuen Plan lediglich als 
Phantasterei zu bezeichnen, wie dies überwiegend bezüglich des 
ersten Planes geschah. Übrigens werden auch die jetzigen über- 
triebenen Zielsetzungen zu gewissem Teil auf die Takti des An- 
spornens zurückzuführen sein. 

In seiner Gliederung unterscheidet sich der Plan nicht allzu- 
sehr von seinem Vorgänger. Der erste Plan war in drei Bänden 
dargelegt. Der erste Band gab eine zusammenhängende Über- 
sicht, der zweite zerfiel in zwei Teile, deren erster u näheren 
Entwurf für die verschiedenen Zweige der Volkswirtschaft 
brachte, während der zweite Teil vor allem die sozialpolitischen 
und kulturellen Aufgaben eingehend behandelte. Der dritte 
Band mit einem Anhang über die neu zu errichtenden industri- 
ellen Werke stellte den Plan für die einzelnen Gebiete der Union 
dar. Diesem dritten Bande entspricht in dem neuen Entwurf der 
zweite Band, der bei der regionalen Darstellung die geplanten 
Neubauten großen Mafßstabes aufführt. Nach den technischen 
Kategorien dieser Neubauten gibt der Anhang zum ersten Band 
eine gute Orientierung. In diesem ersten Bande ist im Unter- 
schied vom ersten Fünfjahrplan die einleitende, zusammenfassende 
Übersicht über den Gesamtplan nur kurz gefaßt; neben den ein- 
zelnen Zweigen der Produktion, des Güterumsatzes und des 
Verkehrs werden besonders Sozial- und Kulturpolitik behandelt. 
Der Finanzpolitik, die mit zu vielen „unbekannten Größen“ 
rechnen muß, sind in dem neuen Plane nur kurze Ausführungen 
gewidmet, jedoch sind auch eine Reihe von anderen Kapiteln 
allgemeinen Fragen, insbesondere auch der kulturellen Entwick- 
lung, gewidmet. Daneben werden die einzelnen Zweige der Pro- 
duktion und des Verkehrs behandelt. Wie beim ersten Plan 
schließt sich auch in dem neuen Entwurf an die textliche Dar- 
stellung eine große Zahl von Tabellen an. 

* * 


k 
Die Hauptgesichtspunkte, nach denen der Plan aufgestellt ist, 
sind foleende: Fredi werden soll die „Liquidierung der kapi- 
talistischen Elemente und Klassen und die Umwandlung der ge- 
samten werktätigen Bevölkerung in bewufßte und aktive Auf- 
bauer der klassenlosen sozialistischen Gesellschaft“. Die Soziali- 
sierung der Landwirtschaft soll durch Zusammenfassung der noch 
vorhandenen Individualbauern in Kollektiven vollendet werden. 
Durch schnelle Weiterentwicklung der Industrie quantitativ und 
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maschinell soll die „technisch-ökonomische Unabhängigkeit der 
Union vom Auslande endgültig gesichert“ werden. Ein Fehler 
des ersten Fünfjahrplans war die falsche Einschätzung der Trans- 
portfrage; die Mißstände, die sich infolge der Vernachlässigung 

es Verkehrswesens in den letzten Jahren zu einer schweren 
Hemmung der pan Entwicklung auswuchsen, haben zu 
der Forderung geführt, das Versäumte schleunigst nachzuholen. 
Ferner wird die Erfahrung beherzigt, daß es nicht allein auf die 
Quantität, sondern auf die ee der Produktion ankommi. 
Das Tempo der quantitativen Entwicklung soll verlangsamt wer- 
den, damit Kraft und Zeit gewonnen werden, um in der Arbeits- 
ausführung den hohen Ansprüchen des gewaltigen neuen Pro- 
duktionsapparates technisch zu genügen. Bessere fachliche Aus- 
bildung, und zwar auf der Grundlage einer gehobenen Allge- 
meinbildung, gehört zu den wichtigsten Zielen des neuen Planes. 
Auch auf jede andere Weise soll auf erhöhte Wirtschaftlichkeit 
in der Produktion und im Verkehr hingewirkt werden, um hier- 
durch auch die Möglichkeit zu gewinnen, den Reallohn zu er- 
höhen und die Lebenshaltung der breiten Masse zu heben. Um 
dieses Zieles willen soll auch die Verbrauchsgüter-Industrie im 
Verhältnis zur Produktionsgüter-Industrie stärker berücksichtigt 
werden als bisher. 

Besonders hervorzuheben ist schließlih, daf gemäß dem 
Grundgedanken der Staatsverfassung der Räteunion, die auf der 
Gleichberechtigung aller Landesteile und zugehörigen Völker- 
schaften beruht, die Gebiete fernab vom Zentrum, insbesondere 
die östlichen, wirtschaftlich und kulturell stärker berücksichtigt 
werden sollen. Unter den einzelnen Gebieten wird zum ersten 
Mal die Arktis aufgeführt, deren Erschließung und Entwicklung 
vor allem von der Schaffung eines brauchbaren Seeweges abhängt. 
Den Aufgaben auf diesem Gebiet dient die Ende 1932 errichtete 
Hauptverwaltung des Nördlichen Seeweges beim Rat der Volks- 
kommissare der Union. 


* * d 
An Umfang übertrifft die jetzt geplante Entwicklung die der 
ersten Planperiode bei weitem. Dementsprechend mutet die 


umme der Kapitalaufwendungen, die für den neuen Plan in 
Aussicht genommen sind, noch märchenhafter an. Während in 
der Bewertung nach den Preisen von 1933 im ersten Jahrfünft 
im ganzen für die vergesellschaftete Wirtschaft, für Kultur und 
Verwaltung 50,5 Milliarden aufgewandt wurden, werden für das 
zweite Jahrfünft 133,4 Milliarden vorgesehen. Der erste Fünf- 
jahrplan hatte mit einer viel größeren Investierungssumme zum 
Grundkapital, nach den Preisen der einzelnen Jahre mit 64,6 Mil- 
liarden gerechnet. Auf die gesamte Wirtschaft sich beziehend, 
schloß er vor allem auch die Bäuerliche Individualwirtschaft ein, 
so daß für die Landwirtschaft im ganzen 23,2 Milliarden vorge- 
sehen waren, während jetzt nur die für den vergesellschafteten 
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Sektor gemachten Aufwendungen im Betrage von 9,7 Milliarden 
aufgeführt wurden. Trotzdem bleibt eine Diskrepanz bestehen, 
da das Preisniveau von 1933 (wie aus dem Vergleich der Bewer- 
tung des 1928 vorhanden gewesenen Grundkapitals im alten und 
neuen Plan zu schließen ist) mindestens um 50 % höher liegt als 
die nach Absicht des ersten Planes von Jahr zu Jahr fallenden 
Preise jenes Jahrfünfts. 
ür die industriellen Investierungen in der ersten Plan- 
periode liegt das umgekehrte Verhältnis zwischen der Planziffer 
und der jetzigen Durchführungsziffer vor. Der Plan sah 164 
Milliarden vor, verausgabt wurden 24,8 Milliarden. Im zweiten 
ann sollen die Investierungen 69,5 Milliarden betragen. Der 
öwenanteil fällt mit 53,4 Milliarden auch im neuen Plan der 
Produktionsmittel-Industrie zu; immerhin ist die prozentuale 
Zunahme gegen die vorige Planperiode bei der Verbrauchsgüter- 
Industrie größer. Er beträgt 159,6 % gegen 250.8 % bei jener. 
Für die Investierungen im landwirtschaftlihen Sektor sind 15,2 
Milliarden im Vergleich zur vorigen Periode 157,3 % bestimmt. 
Von der Gesamtsumme der Investierungen (133.4 Milliarden) 
soll ein verhältnismäßig großer Teil, 39,25 %, auf die Ostgebiete 
entfallen, hiervon auf den Ural 10,63 %, Westsibirien 5,40, Ost- 
sibirien 2,22, auf den Fernen Osten 4,12 %, auf Kasakstan 4.05, 
auf Transkaukasien 5,25 und auf die mittelasiatischen Republiken 
5,62%. Die Belastung durch den ungeheueren Betrag der 
Investierungen fiel in der ersten Planperiode für die Finanzie- 
rung, für das laufende Volkseinkommen und für die Lebenshal- 
tung um so schwerer ins Gewicht, als die Fertigstellung der 
neuen Werke sich sehr lange hinzog und die dafür im Inland her- 
gestellten oder aus dem Auslande eingeführten Maschinen und 
anderen Objekte des Produktionsapparates oft jahrelang nutz- 
los herumlagen. Der Wirtschaftskontrolleur Rudsutak teilte auf 
dem diesjährigen Parteikongref mit, daß in der ersten Fünfjahr- 
planperiode in der Eisen- und Stahlindustrie einer Investierung 
von 3 Milliarden Rubel eine Inbetriebnahme nur von 1,5 Mil- 
liarden gegenüberstand. Im Entwurf des zweiten Planes wird 
eine Rechnung hierüber bezüglich der gesamten vergesellschaf- 
teten Volkswirtschaft der vorigen Planperiode aufgestellt; es 
wurden 50,5 Milliarden investiert und nur 38,6 in Betrieb ge- 
nommen; zu größtem Teil kam die Differenz auf Rechnung des 
Gewerbes, für das die Zahlen 24,8 und 15,7 Milliarden lauten. Da- 
gegen wird für die neue Periode insgesamt ein Nutzeffekt von 
132,0 bei Investierung von 133,4 Milliarden und für das Gewerbe 
69,0 gegen 69,55 vorgesehen. Trotz ungeheuren Mehraufwandes 
soll also die Wertsumme des zunächst ungenutzten Kapitals nicht 
steigen. Die Erreichung dieses Ziels würde ein großer Fort- 
schritt sein. 
Aus dem Überschuß der Investierung über die Abnutzung 
ergibt sich die Wertsteigerung des Produktionsapparates. Nach 
dem ersten Plan (1. 10. 1928 bis 1. 10. 1933) sollte das Grund- 
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kapital der Volkswirtschaft (Preise von 1925/26) von 70,2 auf 
127,8 Milliarden steigen, das der Industrie (einschließlich des 
Werkwohnungsbaues) von 9,8 auf 29,2. Der neue Plan gibt für 
die im wesentlichen vergesellschaftete Volkswirtschaft der vori- 
gen Periode (Preise 1933) 49,4 Milliarden Mitte 1928 und 85,2 Mil- 
iarden Mitte 1932 an, für das Gewerbe (ohne Werkwohnungen) 
10,5 bzw. 25,5 Milliarden. Im laufenden Jahrfünft soll das Grund- 
kapital der vergesellschafteten Volkswirtschaft bis Mitte 1937 auf 
195,2, das des Gewerbes auf 75,2 Milliarden steigen. Das be- 
deutet ein Anwachsen auf 294 % im Vergleich zu 1932 (in der Pro- 
duktionsmittelindustrie — „Gruppe A” — 315,9 %, in der Ver- 
brauchsgüterindustrie — „Gruppe B“ — 237,9 %). Für die ver- 
gesellschaftete Landwirtschaft ist ein Wachstum von 11,4 auf 
22,6 Milliarden, mithin auf 198,5 %, für das Transportwesen auf 
38,5 Milliarden oder 194,0 % vorgesehen, während in der vorigen 
Periode (1928—1932) das Grundkapital dieses Zweiges der Volks- 
wirtschaft nur von 15,37 auf 19,84 Milliarden, also kaum um 
30% stieg. Das vergesellschaftete Wohnungskapital soll von 
14,5 auf 26,8 Milliarden, somit auf 184,7 % anwachsen. 
%* %* 


* 


Bezüglich der Entwicklung der Produktion sind die Beratun- 
gen über den zweiten Fünfjahrplan zu wechselnden Beschlüssen 
elangt, die im Hinblick auf die wachsenden Schwierigkeiten und 
A PE und auf die übergrofße Belastung des Volkes auf 
eine starke Einschränkung des Programms, besonders hinsichtlich 
der Industrie, hinausliefen. Zu Beginn des letzten Jahres des 
alten Planes, im Januar 1932, wurden von Molotow und Kujby- 
schew für die bevorstehende Parteikonferenz hochgreifende Thesen 
aufgestellt, die sich für die wichtigsten Zweige der Industrie und 
des Bergbaus nach dem ungünstigen Verlauf von 1932 (Zunahme 
der industriellen Produktion nur um 13,6 % statt um 36 %) als 
unausführbar erwiesen. Ein Jahr darauf wurde daher für 1933 
eine Produktionsvermehrung der Industrie nur um 165 % 
beschlossen. Durchschnittlich sollte die Jahreszunahme in der 
neuen Planperiode nur 13—14 % betragen, während für die alte 
abgelaufene Periode der Jahresdurchschnitt auf 21—22 % berech- 
net wurde. In dem ersten Jahre der neuen Periode, 1933, wurden 
indessen nur 88% erzielte Um den Rückstand einzuholen, 
glaubten Molotow und Kujbyschew im Einvernehmen mit dem 
Politischen Büro Anfang 1934 dem Parteikongref eine durch- 
schnittlihe Jahreszunahme der Produktion der Gruppe A um 
15,9%, der Gruppe B um 21,9% vorschlagen zu können; im 
ganzen sollte der Jahresdurchschnitt der Zunahme 18.9 % be- 
tragen. Die diesen Durchschnitt ergebenden Planziffern der ein- 
zelnen Produktionszweige gingen in das Druckwerk des Ent- 
wurfes über. Während der Tagung des Kongresses entschied sich 
jedoch das Politische Büro auf Antrag mehrerer Volkskommissare 
und demzufolge auch der Kongreß für eine Herabsetzung der 
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Jahreszunahme in Gruppe A auf 145, in Gruppe B auf 185 und 
im ganzen auf 16,5 %. 

Demgemäß wurden wichtige Ziffern des gedruckten Ent- 
wurfes für das Schlußjahr 1937 bedeutend herabgesetzt, von 
denen ich folgende (auch im Vergleich mit den ersten Thesen) 
zusammenstelle: 


Tabelle. 


Verhältnis 


twurf 
Eatwur zu 1932 


Januar 1934 


Thesen 
Januar 1932 


Beschluß 


Gesamte Industrie | 
(Milliarden Rubel zu Prei- 
sen von 1926/27). ..... 102,713 92,7 214,1 


Gruppe A .......... 48,370 45,5 197,2 

GruppeB.......... 54,343 47,2 
Elektroenergie mindestens 

(Milliard. kwh)....... 100 38,0 38,0 283,0 
Kohle (Millionen t) ..... 250 152,5 152,5 237 
Erdöl (Millionen t) ..... 73 47,5 46,8 210 

mindestens 

Roheisen (Millionen t)... 22 18,0 16 260 
Neue Schienenwege (km) . | 25—30 000 11 381 11 000 113,3 


An sich rechnet auch der eingeschränkte Plan mit einer un- 

erhörten Anspannung aller Kräfte; ein Fortschritt bezüglich der 
Lebenshaltung des Volkes kann darin erblickt werden, daf im 
Gegensatz zu der ersten Periode die Erzeugung der Verbrauchs- 
güter stärker als die der Produktionsmittel entwickelt werden 
soll. Stalin selbst hat sich persönlich hierfür eingesetzt. Bei dem 
Ende 1933 erfolgten Empfang einer Delegation von Kollektiv- 
bauern des Bezirks Odessa, die über die unzureichende Waren- 
versorgung des Dorfes klagte, versprach er, daf künftig die 
Lieferung von Massenbedarfsfabrikaten verdoppelt und ver- 
dreifacht werden würde. 
Das Kleingewerbe (Handwerk, Hausindustrie), dem gerade 
für die Herstellung von Verbrauchsgütern besondere Bedeutung 
zukommt, wurde in der ersten Fünfjahrplanperiode stark ver- 
nachlässigt, auch soweit es genossenschaftlich arbeitete. Den ge- 
werblichen Genossenschaften soll jetzt wieder eine kräftigere 
Entwicklung ermöglicht werden. Vorgesehen ist eine Hebung 
ihrer Warenproduktion (in Preisen von 1932) von 5,7 Milliarden 
Rubel auf 13,3 Milliarden, also auf 234 %. 

So wünschenswert die Vermehrung der Verbraudhsgüter ist, 
so steht doch an staatlicher Wichtigkeit die Produktionsmittel- 
industrie voran; wenn Hindernisse eintreten, ist daher mit Be- 
stimmtheit zu erwarten, daß der Plan für Gruppe B hinter den 
für Gruppe A zurücktreten wird. Von der Schwerindustrie 
sollen besonders stark entwickelt werden die bisher noch rück- 
ständige Eisenindustrie, die Industrie der Buntmetalle, die Erzeu- 
gung elektrischer Energie, der Steinkohlen-Bergbau, die 
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chemische Industrie, die Industrie der Baustoffe und bezüglich der 
Fertigfabrikation vor allem der Maschinenbau. Kaum ein ande- 
rer Zweig der Industrie wird von dem Streben nach Autarkie so 
beherrscht wie dieser. Es gibt keine noch so gewaltige oder noch 
so feine Maschine, deren Herstellung die Sowjetunion sich nicht 
zutraut. Über die geplante Produktionsentwicklung nach dem 
Geldwert (Milliarden Rubel zu den Preisen von 1926/27) seien 
folgende Zweige angeführt: 


erhältnis 
1937 zu 1932 
o/o 
| 


Starkstromtechnik nebst Kessel- und 


Turbinenbau....... 222200000. 814,2 | 1850,0 228,3 
Schwachstromtechnik ..... 2.» 22202... 285,0 800,0 280,7 
Großmaschinenbau ............ le 148,3 415,0 279,8 
Transportmaschinenbau. ...........:.. 811,6 | 2480,0 305,86 
Kraftwagen- und Traktorenindustrie ..... 600,0 | 2575,0 429,2 
Landwirtschaftlicher Maschinenbau ...... 345,0 665,0 192,8 
Textilmaschinenbau Da E E E 60, 360,0 599,0 
Werkzeug- und Instrumentenfabrikation 188,0 630,0 335,1 


Über die Produktionsentwicklung einer Reihe der wichtigsten 
Industrien der Gruppen A und B in beiden nennen und im 
Vergleich mit 1913 gibt Tabelle 2 eine Übersicht. 

Tabelle2. 


Industrielle Produktion im I. u. Il. Fünfjahrplan. 
(Preise von 1926/27.) | | 


Tatsächliche Produktion 


Planziffern 


Verh.| Plan | Durch Plan 
1913 [1927/28] 1932 | 9798| für | fong | für 
oj |1932133| op | 1937 


Stromerzeugung(Milliard.kwh) | 1,95 | 5,050 13,39 | 265,1 | 22,0 160,9 |38,0 
Steinkohle (Mill. ù) ....... 28,9 | 35,4 |64,31 | 181,6| 75,0 |85,7 |152,5 
Erdöl (Mill.t) ........... 9,3 | 11,7 122,27 190,3] 21,7 1102,6 | 46,8 
Roheisen (Mill. t) ....... .1 4,2 3,3 6,16 | 186,71 10,0 !61,6 |1 
Stahl (Mil. t) ..... 2.200 4,3 3,97 | 5,89 | 148,41 10,4 156,6 |17 
Kupfer (100 t).......... 32,0 | 28,3 146,7 | 1650| 84,7 155,1 |155,0 
Maschinen (Milliard. Rubel). .| 0,6111 1,242 | 5,330| 429,1 į 43511125 | — 
Maschinenbau u. sonst. Metall- | 

verarbeitung(Milliard.Rubel)]| — — | 940 — — — 121,4 
Chemische Industrie 

(Milliard. Rubel) ........ 0,522: 0,678 | 1,900) 280,2] 2,368 | 80,2 5,500 
Zement (Mill. Faß)........ 12,3 | 11,9 1224 | 1882] 41,0 154,6 |48,3 
Ziegel (Milliard. Stück)... .. 2,144) 1,78 | 4,736! 266,11 9,3 150,9 8,0 
Schnittholz (Mill. cbm). .... — 111,55 |24,47 | 211,8] 42,5 |57,6 |43,0 
Baumwollgewebe (Mill. m) . .[2250 | 2742 |2719,7| 992] 4700 |57,9 15100 
Wollgewebe (Mill.m)...... 95 98,6 191,3 94,5 | 270,0 133,8 |2:0,0 
Leinengewebe (Mill. qm). ...| — |165 130,0 | 78,8 | 500 26,0 |600 
Lederschuhzeug (Mill. Paar) .| — 23 81,9 | 356,11] 80 102,4 | 180 
Möbel (Mill. Rubel) ....... — — (1720| — — | — 1551,0 
Metallwaren d. Massenbedarfs 

(Mill. Rubel) .......... — — |9110 | — — | -- |2825,0 
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Daß der Plan nicht auf allgemeinen Kalkulationen, sondern 
auf konkreten Einzelobjekten beruht, geht aus den Verzeich- 
nissen aller wichtigeren neuzuerrichtenden oder auszubauenden 
Werke hervor, die für die einzelnen Gebiete der Union auf- 

estellt sind. Nur auf eines sei hingewiesen, das schon seit langem 

ie besondere Aufmerksamkeit des Auslandes auf sich gezogen 
hat, auf Magnitogorsk. Im ersten Fünfjahrplan werden Berg- 
werk und Metallurgisches Werk summarisch, im neuen Plan ge- 
trennt aufgeführt. Im ersten Plan lauten die Angaben: 


Beginn des Baues . . . 2 . . . . 1926/27 
Gesamte Beendigung des Baues . . . 1932/33 
Gesamtkosten (Preise von 1926/27). . 183 Mill. Rubel 
Hiervon vor dem Beginn des Fünfjahr- 

plans verausgabt. . . . . 2... 1 Mill. Rubel 
Dagegen im neuen Plan: 


Bergwerk Metallurg. Werk 


Beginn des Baues . . . . 190 1929 
Beginn der Produktion . . 1952 1932 
Völlige Beendigung des 
Baues. . . . 2 2.2.0. 1937 1937 
Volle Gesamtkosten 
(Preise von 1933) . . . 109,6 Mill. Rub. 1371,1 Mill. Rub. 
Ausgaben bis Ende 1932. . 27,6 Mill. Rub. 587 Mill. Rub. 


Daß die Angaben über den Beginn des Baues nicht überein- 
stimmen, dürfte daraus zu erklären sein, daß der zweite Plan 
die ersten tastenden Anfänge unberücksichtigt läßt. Bemerkens- 
wert ist dagegen die ungeheure Überschreitung des anfänglichen 
Kostenanschlages; aus 183 Mill. wurden 1480,7 Mill., und aller 
Wahrsceinlichkeit nach wird auch diese Summe bei weitem nicht 
ausreichen; nach den bisherigen Aufwendungen ist ja noch nicht 
die Hälfte hergestellt. Diese Überschreitung besagt um so mehr, 
als das Produktionsprogramm sehr zusammengeschrumpft ist. 
Der Plan rechnete anfänglich nach vollem Ausbau des Werkes 
mit einer jährlichen Roheisen-Produktion von 4 Mill. Tonnen, 
jetzt dagegen nur mit 2,75 Mill. Tonnen. 


Aus der starken Berücksichtigung des Ostens mit der 
Investierung von Kapital ergibt sich auch eine entsprechende Ver- 
lagerung der Anteile der einzelnen Gebiete an der industriellen 
Produktion der Union, z. B 


Anteil an der Kohlenförderung (%) 


1932 1937 
Ural 4,9 8,7 
Westsibirien 11,2 13,3 
Kasakstan 1,3 5,0 
Mittelasien 1,2 2,3 


Anteil an der Erzeugung von Roheisen (%) 


1932 1937 
Süden 69,9 58,1 
Zentrum 6,1 8,5 
Osten 24,0 33,4 

Anteile des Ostens an der Verbrauchsgüter-Produktion (%) 

1932 1938 
Baumwollgewebe 1,76 9,59 
Wollgewebe 4,13 17,13 
Lederschuhzeug 7,92 24,25 
Zucker 1,52 11,17 


Diese Zahlen bezeugen den Willen, die peripherischen Ge- 
biete, insbesondere fremdvölkische Länder wie die mittelasiati- 
schen Republiken, nicht einseitig als agrarische Kolonien zu be- 


handeln. 


* 
* * 


Die schwierigsten Probleme des zweiten Fünfjahrplanes 
liegen auf dem Gebiete der Landwirtschaft. Hier gilt es auf- 
zubauen, was die Politik des ersten Planes zerstört hat. Wäh- 
rend die landwirtschaftlihe Produktion in dem Zeitraum von 
1927/28—1932/33 von 16,6 auf 25,8 Milliarden Rubel (Preise von 
1926/27) steigen sollte, ging sie zurück auf 13,072 Milliarden, und 
dabei wuchs in der gleichen Zeit (oder genauer: von Ende 1928 
bis 1932) die Bevölkerung von 154,2 auf 165,7 Millionen. Der 
zweite Fünfjahrplan strebt für 1937 einen Produktionswert der 
Landwirtschaft von 26,566 Milliarden an (Preise von 1926/27) und 
geht damit kaum über das Ziel des ersten Planes hinaus. 

Erreicht werden soll diese Verdoppelung der Produktion vor 
allem durch volle Sozialisierung der Landwirtschaft und durch 
eine nirgends ihresgleichen habende Mecanisierung. An Auf- 
wendungen aus öffentlichen Mitteln für die vergesellschaftete 
Landwirtschaft sind 15,2 oder einschließlih der Versorgung 
mit elektrischer Kraft, der technischen Betriebe und der an die 
Industrie angeschlossenen Sowchose 16,9 Milliarden (Preise von 
1933) für die neue Planperiode vorgesehen. Hierzu treten noch 
5 Milliarden zur Entwicklung der Kollektive aus deren eigenen 
Mitteln sowie 6,5 Milliarden, die die kollektivierten Bauern für 
die Hebung ihrer individualwirtschaftlihen Viehhaltung sowie 
für Wohnungsbauten aufwenden sollen. Das Grundkapital der 
vergesellschafteten Landwirtschaft steigt in der Planperiode je 
Hektar von 135 auf 217 Rubel. 

Von den staatlichen Aufwendungen sollen 7,192 Milliarden 
Rubel, also annähernd die Hälfte, auf die Sowchose entfallen. Sie 
zählten Anfang 1933 4523 und besäten 1933 14,107 Mill. Hektar 
gleich 10.8 % der gesamten Saatfläche. 1928 hatte ihre Saatfläche 
1,735 Mill. Hektar betragen. Wie überhaupt der landwirtschaft- 
liche Plan nicht auf die flächenmäfige Expansion, sondern auf 
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Siena Ieierung und Intensivierung hinzielt, so ist auch für die 
Sowchose nach der stürmischen Entwicklung der vorigen Periode 
vor allem eine Konsolidierung beabsichtigt. Die Sowchose sollen 
Vorbilder des mecanisierten Großbetriebes werden und dadurch 
die Entwicklung der Kollektivwirtschaft günstig beeinflussen. 
Auch sind sie in erster Linie zur Verbesserung des Saatguts und 
der Viehschläge berufen. 


Die Zahl der Kollektive stieg im Zeitraum vom 1. Juni 1928 
bis 1933 von 33300 auf 224500 bei einer Erweiterung der Saat- 
fläche von 1,367 auf 93,858 Mill. Hektar (gleich 72,4 % der gesamten 
Saatfläche). Die Zahl der kollektivierten Wirtschaften stieg von 
417000 auf 15196000. Am 1. Oktober 1932 waren nach einem 
je des Stillstandes 60,8 % kollektiviert; 1933 schritt die Kol- 
ektivierung wieder vorwärts, so daß am 1. Oktober 1933 68,0 % 
kollektiviert waren. Bis zur 100 prozentigen Kollektivierung 
bleibt besonders in den Gebieten Leningrad, Gorkij (Nishni- 
Nowgorod), Westgebiet, Weißrußland, in Östsibirien, im Fernen 
Osten sowie in Iranskaukasien und Tadshikistan noch viel zu 
tun übrig. 


Gemäß dem Willen der Parteileitung ist seit 1930 das Artel 
die fast ausschließliche Form der Kollektivierung geworden; in 
der Ukraine stieg der Anteil dieser Form von 24,6 im Jahre 1929 
auf 95,1 % im Jahre 1933, während der Anteil der schwächsten 
Form der Kollektivierung, der Bodenbearbeitungsgenossenschaft, 
von 71,8 auf 2,0% fiel. Die Zahl der Kommunen hat sich etwas 
gehoben; anteilmäßig ging sie von 3,6 auf 2,9 % zurück. 


Das Rückgrat der kollektivistischen Landwirtschaft sind die 
Maschinen-Traktoren-Stationen (MTS), deren Zahl von 2246 auf 
6000 steigen soll. Angeschlossen waren am 1. Juni 1953 41,2 % der 
Kollektive mit 55,4 % der gesamten kollektivistischen Saatfläche; 
1937 sollen sämtliche Kollektive angeschlossen sein, wobei die 
Hilfe der MTS sich auf eine Saatfläche von 110 bis 115 Mill. Hektar 
erstrecken soll. Die Stationen stellen aber keineswegs nur einen 
technischen Hilfsapparat dar, sondern gemäß der schon in den 
letzten Jahren begonnenen Entwicklung sollen sie die wichtigsten 
Instanzen für die wirtschaftliche Leitung und Kontrolle der 
Kollektivwirtschaft werden. 


Mit der Sozialisierung geht Hand in Hand die Mechanisie- 
rung. Schrittmacher ist in erster Linie der Traktor. In der ersten 
Planperiode wurden der Landwirtschaft an Traktoren zugeführt 
3,4 Mill. PS; im zweiten Jahrfünft sollen es 8,68 sein, wovon 2.23 
für die Sowchose und 6,45 für die MTS bestimmt sind. Der Be- 
stand soll sich von 2,225 Mill. PS Ende 1952 auf 8,200 Mill. PS 
Ende 1937 heben. (Diese Berechnung baut sich auf der Annahme 
einer offenbar viel zu geringen Abnutzung auf; beispielsweise 
sollen 1937 von 6,675 Mill. PS, die am Schluß des Vorjahres vor- 
handen waren, nur 850 000 ausscheiden.) 
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Der Traktor soll das Pflügen mit dem altertümlichen Haken 
(socha), worauf 1928 noch 9,8 % der Sommersaaten kamen, bis 
1937 gänzlich beseitigen; der Anteil des Pferdepfluges soll von 
89,2 auf 20 % sinken, während das Arbeitsfeld des Traktors von 
1,0 auf 80% steigt. Ähnliche Verschiebungen zwischen Hand-, 
Pferde- und mechanischer Kraft sind für Saat, Ernte und Drusch 
vorgesehen. | 


Die Ausnutzung der Traktoren ließ bisher sehr zu wünschen 
BE Angestrebt wird bessere und schnellere Arbeit, die weni- 
er durch Pausen unterbrochen wird. Auf diese Weise soll die 
agesleistung des Traktors 1937 im Vergleih zu 1933 beim 
Pflügen auf 178%, bei der Sommersaat auf 180 %, beim Ernten 
mit angehängtem Mähdrescher auf 544% und beim Dreschen 
auf 178% gebracht werden. 


An Mähdreschern, die sich einer starken Überschätzung bei 
der landwirtschaftlihen Verwaltung erfreuen und gegen deren 
allzu umfangreiche Anwendung die örtlichen Stellen sich zu weh- 
ren suchen, sollen im zweiten Jahrfünft 90 000 der Landwirtschaft 
zugeführt werden (hiervon 75000 den MTS, 15000 den Sow- 
chosen), während im ersten Jahrfünft der Landwirtschaft 15 500 
(hiervon den Sowchosen 12500) geliefert wurden. Der Bestand 
soll 1937 auf 100000 gebracht werden. Mit dem Traktor und Mäh- 
drescher, diesen beiden charakteristischsten Inventarstücken des 
mechanisierten Großbetriebes will die Sowjetunion 1937 die 
nordamerikanische Union (nach dem dort stabileren Stande von 
1930) bei weitem überflügelt haben. Die Zahl der Traktoren 
wird in der Sowjetunion zwar um 25,4% geringer sein; opti- 
mistisch wird jedoch angenommen, daß infolge der besseren Aus- 
nutzung die Traktoren in der UdSSR fast die 44,fache Arbeit 
leisten werden. Mit 100000 Mähdreschern will die Räteunion 
die doppelte Arbeit machen wie Amerika mit 61 000. 


Hand in Hand hiermit soll die Produktion sonstiger land- 
wirtschaftlicher Maschinen und Geräte steigen. Der Gesamtwert 
der im 2. Jahrfünft zu erzeugenden Maschinen, Geräte und 
sonstigen toten Inventars soll mit 2,7 Milliarden Rubel die Pro- 
duktion des ersten Jahrfünfts um 68,8 % übersteigen. Die bisher 
noch im ersten Anfang stehende Elektrifizierung der Landwirt- 
schaft soll bedeutende Fortschritte machen. Die Leistung der der 
Landwirtschaft dienenden Kraftwerke soll von 36000 auf 359 000 
Kilowatt steigen. 


Der zweite Fünfjahrplan will die Versorgung der Landwirt- 
schaft mit Mineraldünger ernstlich betreiben. Neben Phosphor- 
säure, die bisher fast ausschließlich berücksichtigt wurde, sollen 
auch Kali und Stickstoff zur Geltung kommen. Während der 
erste Fünfjahrplan der Landwirtschaft im Jahre 1932/33 7,170 
Mill. Tonnen an Mineraldünger liefern wollte, brachte das Jahr 
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1932 nur 1,333 Mill. Tonnen. Von 1932 bis 1937 soll die Produk- 
tion steigen (1000 Tonnen): 


an Stickstoffdünger . . . von 52,8 auf 1760 
an Kali . . . 2.2.2... von 79 auf 1680 
an Superphosphat . . . . von 612 auf 3400 
an Phosphoritmehl von 3% auf 2900 


zusammen 1937 11677 Tonnen. Der Stickstoff soll vor allem der 
Baumwollkultur zugute kommen. 


Neben allen sonstigen Maßnahmen, die der Hebung des 
Flächenertrages dienen, sind große Landeskulturarbeiten ge- 
plant. Im Wolsagebie: werden umfangreiche Bewässerungs- 
arbeiten vorbereitet, deren Fertigstellung im 3. Jahrfünft er- 
folgen soll. In der laufenden Periode soll die Bewässerungsfläche, 
vor allem in den Baumwollgebieten, um 1 Million Hektar erwei- 
tert werden. Von großer Bedeutung ist, daß an eine Kultivierung 
der Sumpf- und Buschwildnisse in der sogenannten „konsumie- 
renden Zone“, im Zentrum des europäischen Ruflands sowie west- 
lich und nördlich davon, energisch herangegangen werden soll. 
5 Mill. Hektar sollen hier meliorieri werden; ein Dekret vom 
23. April 1934 gewährt den Kollektiven für solche Arbeiten be- 
deutende Vergünstigungen. Damit wird endlich ein Ratschlag 
landwirtschaftswissenschaftliher Autoritäten befolgt, die immer 
wieder darauf hinwiesen, daß diese Zone zwar nicht solche 
Rekordernten einzelner Jahre abwirft wie die Steppengebiete 
des Südens und Ostens, im Durchschnitt längerer Ta resreihen 
aber infolge der geringeren Dürregefahr besser abschneidet. 


k * * 

Trotz des Gewinnes an Kulturland soll die Saatfläche nur um 
4,1 % steigen, von 134,4 auf 140,0 Mill. Hektar, während für die 
vorige Periode ein Zuwachs um 21,4 Mill. Hektar — bei großen- 
teils schlechter und verspäteter Bestellung — errechnet wird. 
Rationell, wie diese Verlangsamung der Expansion, ist auch die 
Verschiebung des Anbauverhältnisses. Die „technischen“ Kul- 
turen, deren gewaltsame Vermehrung teilweise in starkem Mig- 
verhältnis zu den für Bearbeitung und Aberntung verfügbaren 
Arbeitskräften stand, sollen im ganzen eingeschränkt werden, 
vor allem Sonnenblumen um 20,8 % (von 5,3 auf 4,2 Mill. Hektar). 
Flachs und Hanf sollen 4,4 bzw. 4,7 % ihrer Fläche (1932 2,51 und 
0,944 Mill. Hektar) verlieren. Baumwolle (1932 2,172 Mill. Hektar) 
soll nur 2,9% gewinnen, während Tabakbau (1932 95 000 Hektar) 
um 26,3 % und die Kultur der Sojabohne (1932 300 000 Hektar) um 
33,3 % erweitert werden sollen. Unter den übrigen Pflanzen- 
gruppen wird der Futterbau im Interesse der Viehzucht (1932 
10,63 Mill. Hektar) um annähernd 900 000 Hektar (8,6 %) und der 
Kartoffelbau (1932 6,1 Mill. Hektar) um fast 500000 Hektar (8 %) 
ausgedehnt. 
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Der Hauptgewinn fällt der weitaus wichtigsten Pflanzen- 
gruppe, dem Getreide zu, dessen Fläche von 99,7 auf 104,8 Mill., 
also um 5,1 Mill. Hektar oder 5,1 % anwadısen soll. Aber auch 
innerhalb dieser Gruppe sind Verschiebungen vorgesehen. Von 
den späteren Getreidesaaten sollen Buchweizen und Mais bedeu- 
tend ausgedehnt werden (von 1,66 auf 2,0 bzw. von 3,8 auf 45 
Mill. Hektar), wogegen die geringerwertige und noch spät säbare 
Hirse, die zur Planerfüllung sich besonderer Beliebtheit erfreute 
und daher von 1928—1932 einen Flächengewinn von 1,98 Mill. 
Hektar aufzuweisen hatte, von 7,67 auf 3,15 Mill. Hektar zurück- 
geht. Noch größer sind die Änderungen bei den frühen Getreide- 
saaten. Die Haferfläche wächst von 15,4 auf 17,1, die Gersten- 
fläche von 6,5 auf 7,6 Mill. Hektar. Die größte Verschiebung be- 
trifft das Brotgetreide; während der Roggen von 25,8 auf 23,7 
Mill. Hektar zurückgeht, dehnt sich der Weizen von 34,5 auf 40,8 
Mill. Hektar aus. Bei einer Zunahme der gesamten Saatfläche um 
5,6 Mill. Hektar soll demnach der Weizenbau allein um 6,3 Mill. 
wachsen. Von besonderer Bedeutung ist hierbei die Ausdehnung 
des Winterweizens um 21,9% (von 11,8 auf 14,4 Mill. Hektar); dies 
hängt wesentlich zusammen mit der Umgestaltung der Landwirt- 
schaft in der konsumierenden Zone, wo der Individualbauer in 
erster Linie Roggen baute. Nach Angabe des Entwurfs gibt der 
Weizen in dieser Zone einen höheren Ertrag als im Durchschnitt 
der Union (im Mittel der Jahre 1928—1932 9,6 gegen 8,6 dz vom 
Hektar). Der Zufuhrbedarf der konsumierenden Zone an Ge- 
treide soll trotz der Zunahme des städtischen Verzehrs um 21,5 
Mill. dz von 40,1 auf 15,9 Mill. dz zurückgehen. 


Auch sonst sind erhebliche geographische WISE des 
Ackerbaus geplant; Erweiterung für folgende Gebiete: Nord- 
gau auf 137,1 %, Karelien 126,9, Leningrad 130.5, Westgebiet 9,9, 
Moskau 112,8, Iwanowo 1285, Gorkij 112,5, Westsibirien 112,9, 
Ferner Osten 126,2, Usbekistan 115,3, Turkmenistan 117,4; da- 
gegen Einschränkung besonders für einen Teil der dürregefähr- 
deten Gebiete: Mittelwolga 98.0, Unterwolga 9.6, Nordkaukasus 
95,6, Kasakstan 98,0, ferner Uralgebiet 96.5, Tadshikistan 94.4. 
Die Ukraine im ganzen erfährt eine geringe Zunahme auf 101,7 %. 


Die Gesamtproduktion der Landwirtschaft soll, bewertet 
nach den Preisen von 1926/27, von 13,1 auf 26,6 Milliarden Rubel 
steigen, indem sie im Jahresdurchschnitt über 15 % wächst. Die 
Betrachtung, daß damit das Entwicklungstempo kapitalistischer 
Länder, z. B. Deutschlands in der Zeit von 1860—1913, bei weitem 
übertroffen wird, setzt unkritische Leser voraus, da ein solcher 
Vergleich schon wegen der Kluft zwischen dem Tiefstand der 
russischen Landwirtschaft von 1952 und dem Stande der deut- 
schen Landwirtschaft von 1860 nicht statthaft ist. 


Bei dem geringen Wachstum der Anbaufläche fällt der Haupt- 
teil der planmäfigen Mehrerzeugung des Ackerbaues der Hebung 
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des Hektarertrages zu. Vorgesehen ist für die wichtigsten Pflan- 
zen folgende Entwicklung (Doppelzentner je Hektar): 


1928-32 
(Mittel) 


Getreide überhaupt ........ | 
Winterweizen . . .. 2 2 2 2 20. 6 
Sommerweizen. . -. .. 2 2 2 202. 6,1 8,5 
Roggen . . . . 2 2 2 2 2 2 00. 8,0 11,5 
Haler 2:5 3 a0. 8 a ea ng 8,3 11,2 
Gerste y e a aoa ae re a 8,2 10,5 
Mais. au. 2 3 200 Ana ec ee ar 8,9 14,5 
Hire dh en ee y 5,6 7,5 
Buchweizen . . . .. 2 2 2 2 20. 5,5 7,1 
Rohbaumwolle (Bewässerungsland) 7,5 12,0 
Flachsfaser . . . .. 22 2 2 202.0 2,26 3,7 
Zuckerrüben. . . . 2: 2 2 2 202.0 120,1 200,0 
Sonnenblumen. . . . . . 2 2 2.0. 5,5 8,5 
Kartoffeln . . |11100011] 781 | 1100 


Unter den Mitteln zur Erzielung dieser Ergebnisse spielt die 
Verbesserung des Saatgutes eine hervorragende Rolle. Die An- 
wendung von Sortensaat soll bei den Hauptgetreidearten sich 
1937 auf 80 Mill. ha (90 % der Gesamtfläche) gegen 21,7 Mill. 
im ans: 1932 erstrecken. Wenn man berücksichtigt, daf ein 
ähnliches Ziel schon vor Jahren hatte erreicht sein sollen und wie 
bei dem heutigen Getreideerfassungssystem die Sortenfrage ver- 
nachlässigt wird, so erscheint dieser Punkt des Planes besonders traglich 


Im en wird eine Hebung der Getreideernte von 699 auf 
1106 Mill. dz vorgesehen (eine Verminderung um 200 Mill. gegen 
die Thesen von 1932). Das Ziel ist nicht erheblich weitergesteckt 
als durch den ersten Plan, der für 1932 1058 Mill. dz erreichen 
wollte. Die Produktion von Fladıs soll von 5 auf 9 Mill. dz, die 
von Rohbaumwolle von 12,7 auf 22,57 Mill. dz steigen. 

-= Nach den Erfahrungen der letzten Jahre kommt für die Ent- 
wicklung der Landwirtschaft eine besonders große Bedeutung 
dem System des Getreideverkehrs zu. Die Produktions- und Er- 
nährungskrise des Dorfes, die sich seit dem Winter auf 1928 mehr 
und mehr verschärfte, war zu erheblihem Teil besonders auf 
die Unterbindung des freien Handels und die viel zu hohe Ab- 
lieferungspfliht zurückzuführen. Folgende Entwicklung ist 
vorgesehen: 


Getreideverkehr 
(Mill. dz) 


1932/33 | 1937/38 


Bruttoernte . . . . . 2 2 2 2 20. 
Warenproduktion .. ....... 
Zwan Ton an den Staat... 
Kollektivhandel(einschließlichstaat- 

lichen Ankaufs) . . . 2... 
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Zwangslieferung an den 
taat (Mill. dz) 


1932/33 | 1933/34 | 1937/38 


Auf Kontrahierung. . . ...... 148,7 — —_ 


Getreidesteuer. . . . 2. 2. 2 2 2.02. — 155,9 125,0 
Naturalvergütung an die MTS... — 25,2 120,0 
Lieferung der Sowchose. ..... 16,2 20,4 30,0 
Mahlabgabe und Rückerstattung von 

Saatgutdarlehen . ........ 19.0 19,1 25,0 


Insgesamt | 183,95 | 220,6 | 300,0 


Wenn es tatsächlich gelänge, die Getreideproduktion um 
400 Mill. dz zu heben, so würde die Erhöhung der Ablieferung 
an den Staat um 116 Mill. dz keine Erschwerung, sondern eine 
Erleichterung der Last bedeuten. Die Lieferung der Kollektive 
würde zur Hälfte eine Vergütung für die produktive Hilfe der 
MTS sein, die Getreidesteuer könnte dann bedeutend ermäßi 
werden, und die Kollektive hätten noch etwas Getreide — durch- 
schnittlich fast 2 dz je angeschlossene Wirtschaft (Gesamtzahl der 
bäuerlichen Wirtschaften 23,6 Millionen) — für den Verkauf frei. 
Wenn aber die Ernte, was sehr viel wahrscheinlicher ist, durch- 
schnittlich weit geringer ausfällt, dann wird der Staat trotzdem 
das Seine fordern, und der Mangel an Getreide für Mensch und 
ei wird das Dorf weiter bedrücken und in seiner Entwicklung 

emmen. 


Die dringendste Aufgabe ist der Wiederaufbau der Vieh- 
zucht, die in der vorigen Planperiode sowohl mengenmäfig wie 
auch qualitativ zusammenbrah. Die Folge hiervon war nicht 
nur unmittelbar die schwere Ernährungskrise der se Tine 
sondern auch die Schädigung des Ackerbaues durch den Mangel 
an Zugkraft und tierischem Dünger. Gegen den Höchststand vor 
Beginn der Massenkollektivierung (1928/29) ist die Zahl der 
Pferde (nach der Angabe für 1933, vgl. Tabelle 3) um 17,4 Mill. 
oder 51,2 % zurückgegangen, die Zahl der Rinder um 31,4 Mill. 
oder 44,5 %, die Zahl der Schafe und Ziegen um 96,6 Mill. oder 
65,6 % und die der Schweine um 13,7 Mill. oder 52,9 %. 


Die Planziffer für 1937 steht bezüglich der Pferde bei voller 
Durchführung noch immer um 12,2 Mill. (zu größerem Teile 
Arbeitspferde) hinter dem Stande von 1929 zurück; da wahr- 
scheinlich auch die Zahl der Arbeitsochsen und Kamele noch nicht 
wieder auf die alte Höhe gebracht sein wird, so ist es fraglich, ob 
die Vermehrung des Traktorenparks den nötigen Ausgleich 
schaffen wird. Auch der ungeheure Verlust an Schafen wird 1937 
noch bei weitem nicht wieder eingeholt sein. Dagegen wird ge- 
hofft, den Rindviehstand annähernd auf die frühere Höhe zu 
bringen; zur Hebung der Versorgung mit Fleisch und Fett ist 
vor allem aber das sich schnell vermehrende Schwein berufen. 
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Tabelle 3. 
Viehstand (Mill. Stück). 


Plan 
1916 | 1928 1929 | 1932 | 1933 | 1937 


Pferde c u 2% 4. Kol 20 ar a 34,0 | 19,6 | 16,6 | 21,8 
Rindvieh . . . 2. 2: 2 2 2 2200. 68,1 | 40,7 | 38,6 | 65,5 
Schafe und Ziegen . . ... 2... 472 | 52,1 | 50,6 ı 96,0 
Schweine . . 2. 2 2 2 2 222 2 20. 20,9 | 11,6 | 122 | 43,4 
Tabelle 4. 
Von dem Viehstand im Juli 1933 entfielen (Mill. Stück) auf: 


| Individua- 
Zusammen | listische 

Viehhaltung 
(vergesell- (kollekti- 
schafteter an un 

chtkollek- 
Sektor) tivierte 
Bauern) 


Sowchose | Kollektive 


Schafe und Ziegen . .. . 
Schweine. .. . 2. ... 


Im ganzen soll die Produktion der Viehzucht während des 
zweiten Fünfjahrplans von 3,3 auf 7,3 Milliarden Rubel steigen. 
Zu diesem Zweck soll vor allem die sozialistische Viehzucht 
weiterentwickelt werden. 1933 befand sich der größere Teil des 
Nutzviehes noch in den Händen des Privatbesitzes, d. h. der ein- 
zelnen Bauern innerhalb und außerhalb der Kollektive (vel. 
Tab. 4). Von den Pferden waren nur 33,7 % im Privatbesitz, 
hieran nur die nichtkollektivierten Bauern beteiligt sind; mit 
der vollständigen Kollektivierung der Bauern wird 1937 der ge- 
samte landwirtschaftliche Pferdebestand sozialisiert sein. Vom 
Rindvieh kamen 1933 auf Privatbesitz 66,84 %, von Schafen und 
Ziegen 59,9 und von den Schweinen 53,3 %. Der zweite Fünfjahr- 
plan will aus triftigen Gründen die Viehhaltung der kollekti- 
vierten Bauern nicht nur nicht verringern, sondern sogar stark 
vermehren. Auch den Mitgliedern der landwirtschaftlichen Kom- 
mune ist im Gegensatz zu deren Grundbegriff neuerdings die 
Haltung von Vieh gestattet worden. Um die Selbstversorgung 
der Kollekiivhauera aus eigenem Stall zu beschleunigen, soll der 
sozialistishe Sektor während der neuen Planperiode 2 Mill. 
Kälber, 17,2 Mill. Ferkel und 1,2 Mill. Lämmer an sie abgeben. 
Im Vergleich zu 1932 soll die Rindviehhaltung der Kollektiv- 
bauern um 70,8 % anwachsen, die der Schweine um 236 %, die 
der Schafe und Ziegen um 45 %, die Geflügelhaltung um 145 %. 
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In absoluten Stückzahlen ist die Zunahme des sozialistischen 
Viehstandes geringer; dafür aber soll dieser Sektor die Wiege 
des qualitativen Fortschritts sein. In den Kollektiven bestehen 
neben der privaten Viehhaltung der einzelnen Mitglieder ver- 
ein Herden oder höher organisierte Absatzfarmen; 

iese sollen im Laufe des Jahrfünfts 60 bis 80 % der vergesell- 
schafteten Herden aufsaugen. Ein Rest der vergesellschafteten 
Herden wird bleiben, weil sie im einzelnen zu klein und verstreut 
sind, als daß sie zu Absatzfarmen zusammengefaßt werden 
können. Im übrigen sollen sich die sozialistischen Herden ganz 
aus eigener Zucht vermehren. Die Praxis wird wahrscheinlich 
anders aussehen, da ja die kollektivierte Einzelwirtschaft nicht 
mehr als eine Milchkuh halten darf; anderenfalls würde — was 
heute schon an manchen Orten gerügt wird — das Interesse der 
Mitglieder an der Kollektivwirtschaft zu sehr geschwächt werden. 
Der Viehstand in den Sowchosen und kollektivistischen Absatz- 
farmen soll sich folgendermaßen entwickeln (in 1000 Stück): 


Ahsatzfarmen 


Verhältnis 
zu 1932 


o/o 


Sowchose 


Verhältnis 


Ende1932/Ende1937| zu 1932 Ende10%2 Ende1957 


Rindvieh ..... 3 188,4 | 6180,0 | 193,8 5 304,7 | 8500,0 160,2 

davon Kühe... 1651,1 | 2415,0 146,3 1 883,3 | 4050,0 | 215,0 
Schweine ..... 1 822,7 | 5450,0 | 299,0 2 368,7 | 8207,4 346,5 
Schafe, Ziegen. . . 5 681,2 | 12200,0 | 214,7 5444,8 | 22631,0 | 415,6 
Geflügel. ..... 1 300,0 - 384,6 3630,0 | 15000,0 | 413,2 
Mutter-Kaninchen . | 1730,0 | 3100,0 | 179,1 1 040,0 | 3000,0 | 288,4 


In den milchwirtschaftlihen Sowchosen soll der ar je 
Kuh von 827 auf 1670 l — immer noch eine sehr geringe Lei- 
stung —, in den Absatzfarmen von 800 auf 1500 l steigen, in den 
Fleischsowchosen das durchschnittliche Lebendgewicht geschlach- 
teter Rinder von 2,2 auf 3 dz, in den Absatzfarmen von 1,55 auf 
2,20 dz, in den Schweinesowchosen das durchschnittliche Lebend- 
gewicht geschlachteter Tiere von 65,1 auf 128 kg, in den Absatz- 
farmen von 56 auf 90 ke. 

Im ganzen soll die quantitative und qualitative Hebung der 
Viehzucht die Produktion von Fleisch und Fett auf 222,5 % er- 
höhen, die Milchproduktion auf 160,4, die Eierproduktion auf 
293 %. Dabei soll durch Merinokreuzung die Wolle zu großem 
Teil verfeinert werden. Der Anteil der groben Wolle soll von 
39 auf 56% zurückgehen, während der der halbgroben von 5,2 
auf 32,6 und der Anteil der Feinwolle von 5,8 auf 11,4 % 
steigen soll. 


* $ * 


Mit dem technischen Fortschritt der Volkswirtschaft soll die 
Hebung der Wirtschaftlichkeit Hand in Hand gehen. Die Pro- 
duktivität der Arbeit (Erzeugung je Kopf) stieg in der vorigen 
Periode nicht in dem Verhältnis der zunehmenden maschinellen 
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und en Entwicklung des Betriebes; vielfach wuchs 
sogar die Summe der gezahlten Löhne stärker als der Wert der 
Erzeugung. Die Arbeitsproduktivität in der Staatsindustrie 
sollte in der ersten Planperiode um 110 % steigen; jetzt wird an- 
gegeben, daß sie nur um 41 % gestiegen ist; in der neuen Periode 
soll sie sich um 62,7 % verbessern. Besonders günstige Ergeb- 
nisse, an sich und im Verhältnis zum Aufwand an Löhnen, sollen 
z. B. in folgenden Zweigen erzielt werden: 


Prozentuale Hebung 


der Arbeits- 
produktivität 


der Lohnsumme 


Steinkohlenbergbau. .. .. 2.2... 191,0 129,5 
Eisenindustrie . . » 2. 2 2 22 220. 204,0 123,9 
Maschinenbau. . . . . 2 2 2 2 2 2 0. 185,0 115,7 


Aus dem größeren Wachstum der Arbeitsproduktivität als 
des Lohnes soll sich eine Ermäßigung der Produktionskosten von 
11,3 % ergeben, die im ganzen infolge sonstiger Verbesserungen 
um 26 % gesenkt werden sollen. Der erste Fünfjahrplan wollte 
die Produktionskosten der Staatsindustrie um 35 % senken; 
trotz der Neuschöpfung bestausgerüsteter Riesenwerke, die zu- 
letzt die ältere Industrie an Kapazität bei weitem übertrafen, 
war es im Endergebnis kaum gelungen, die Kosten herab- 
zudrücken. Sehr ungünstig stand es mit den Kosten auch in der 
staatlichen Landwirtschaft (Sowchose), wo der neue Plan eine 
Senkung um 63,3 % erreichen will. Vorgesehen ist ferner für den 
Eisenbahnbetrieb eine Verminderung der Kosten um 105, für das 
Bauwesen um 40 und für den Handel um 26 %. 

Die Kostensenkung in der Industrie soll im ganzen eine Er- 
sparnis von 14,001 Milliarden Rubel bringen, wovon auf die 
Differenz zwischen Lohn und Arbeitsproduktivität 6,074 ent- 
fallen, auf vorteilhaftere Materialausnutzung 3,750, ökonomi- 
schere Heizung und Kraftverwendung 0,933, geringere Ab- 
nutzung 0,007 und auf Verringerung der Verwaltungs- un 
sonstigen Generalunkosten 3,237 Milliarden. Mit überflüssigem 
Verwaltungspersonal ist im letzten Jahre schon energisch auf- 
geräumt worden. Der Fünfjahrplan sieht in dieser Beziehung 
vor, daß von 100 Arbeitnehmern der Anteil der Büro-Angestell- 
ten von 8,2 auf 5,7 sinken soll, während die Zahl der Arbeiter 
von 74,1 auf 80,0, die der im Betriebe tätigen Techniker und 
Ingenieure von 5,2 auf 5,8 steigen soll. Jugendliches Personal 
zehi von 4,8 auf 46 %, die Zahl der Fabrikschüler von 7,7 auf 
39% zurück. 

Für die gesamte Volkswirtschaft wird die Senkung der Pro- 
duktionskosten und der Ausgaben für den Umlauf auf über 
70 Milliarden Rubel veranschlagt. Jedes Prozent der Kosten- 
senkung soll 1937 im Verhältnis zu 1932 eine Ersparnis von mehr 
als 1,2 Milliarden erbringen. Die Kostensenkung bildet daher, 
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wie es auch im ersten Fünfjahrplan, damals erfolglos, vorgesehen 
war, einen wichtigen Faktor des Finanzplanes. Wie aus der 
Tabelle 5 hervorgeht, soll der Überschuß der vergesellschafteten 
Wirtschaft einschließlich der von ihr verausgabten Umsatzsteuer, 
berechnet nach den im Laufe des Jahrfünfts herabzusetzenden 
Verkaufspreisen, von 31,1 auf 61,5 Milliarden steigen und im 
Laufe des gesamten Jahrfünfts 262,2 Milliarden betragen. Hierzu 
kommen noch Rückstellungen für Amortisation im Gesamt- 
betrage von 20 Milliarden. An Steuern, Sparkasseneinlagen und 
durch Anleihen sollen aus der Bevölkerung 46,1 Milliarden her- 
ausgezogen werden, und mit sonstigen Einnahmen von 20,5 Mil- 
liarden stehen für die finanzielle Durchführung des Planes 
348,8 Milliarden zur Verfügung. Die Emission von Banknoten 
und Staatsgeld soll im Gegensatz zu dem Verlauf der vorigen 
Planveriode nicht als Finanzquelle benutzt werden. 


Tabelle5. 


Finanzquellen. 


Im Im 
1932 1937 1. Jahrfünft | 2. Jahrfünft 
Mrd. |Anteil|i Mrd. |Anteil| Mrd. |Anteil| Mrd. Anteil 
Rbl. 0%, Rbl. 0/0 Rbl. 0/0 Rbl. 0/0 


Akkumulierungen (Über- 
schüsse) der vergesell- 
schafteten Wirtschaft, 
ohne Berechnung der 
Preissenkung ... 31,1 | 69,7 | 100,5 | 83,3 | 73,6 | 61,3 i 332,2 | 79,3 


hiervon Gewinne 6,6 | 14,8 | 291 ! 24,1 | 19,1 | 15 9 79,7 ! 19,0 
f Umsatzsteuer | 196 | 435 | 63,0 | 522 | 423 | 35,2 |218,5 | 52,2 
Überschüsse der verge- | 
sellschalteten Wirt- 
schaft,mitBerechnung | 
der Preissenkung . . 31, 1 69,7 | 61,5 | 75,4 | 73,6 | 61,3 | 262,2 | 75,2 
Amortisierung d. stehen- 
den Kapitals. ... . 20) 45] 58| 71 6,3 | 5,2 | 20,0 | 5,7 
Heranziehung der Mittel 
der Bevölkerung. . . 82 | 184 | 93 | 11,4 | 21,5 | 17,9 | 46,1 | 13,2 
Sonstige Einnahmen. . 33| 741 5 0 6, 1 18, 7| 156 | 20,5 1 33| 74| 50| 61| 187 | 156| 205| 59 


Insgesamt unter Berech- | | | | ee an oe | 
nung der Preissenkung | 44,6 [100,0 | 81,6 | 100,0 | 120,1 348,8 

Die geplante Verwendung der Finansierongamitiel geht aus 
der Tabelle 6 hervor. Nach den Preisen der einzelnen Jahre sind 
für die Finanzierung der Volkswirtschaft im zweiten Jahrfünft 
208,2 Milliarden vorgesehen, denen an Überschüssen einschließ- 
lich der Abschreibungen auf Amortisationskonto 282,2 Milliarden 
gegenüberstehen. Die Wirtschaft wirft daher nach dem Plane 
74 Milliarden für andere Zwecke ab. 


Der Staatshaushaltsplan soll von dem Gesamtbetrage der 
Finanzquellen 254,2 oder 72,8% in Anspruch nehmen. Seine un- 
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mittelbaren Einnahmen aus der sozialistischen Wirtschaft sollen 
von 80,3 auf 82,7 % steigen, wogegen die aus der Bevölkerung 
herauszuziehenden Mittel von 16,8 auf 12,7 % sinken sollen. Dazu 
kommt indessen die letzten Endes der Bevölkerung zur Last 
fallende, im Finanzplan dem Überschuß der Wirtschaft zugerec- 
nete Umsatzsteuer, deren Anteil an den Staatseinnahmen 1932 
473% gegen 56,7% im Jahre 1937 betragen soll. Überhaupt ist 
ja die Höhe der Wirtschaftsgewinne wesentlich abhängig von 
der staatlichen Preisregelung, die in Gestalt der Preisschere vor 
allem die Bauern belastet. Es ist daher eine Verscleierung der 
volkswirtschaftlichen Sachlage, wenn im Entwurf des Planes aus- 
un wird, daß die Industrie dem Staatshaushalt 15,5 Milliar- 

en aus ihrem Überscufß (einschließlich der Umsatzsteuer) mehr 
gebe, als sie von ihm empfange, wogegen die Landwirtschaft mit 
einer Investierungs-Subvention von 19,1 Milliarden lediglich Zu- 
schufßbetrieb sei. Nicht die Industrie alimentiert die Landwirt- 
schaft, sondern umgekehrt. 


Tabelle 6. 
Verwendung der Finanzierungsmittel. 


1932 2lahrfonn 
Milliard.| Anteil |Milliard.| Anteil |Milliard. 
Rbl. | Co) | Rb. | Co | Rb 
Finanzierung der Volkswirt- | 
Schalt s 3.5.0: » 8. 5% 30,4 68,2 208,2 
hiervon: 
Kapital-Investierungen . .| 19,2 43,0 114,2 
Vermehrung der umlaufen- 
den Mittel. . . . 2. 2 2... 4,1 9,1 26,4 
Finanzierung der sozial-kultu- 
rellen Maßnahmen . . .. . 9,4 21,1 75,4 
hiervon: 
Kapital-Investierungen. . . 0,4 0,9 3,5 
Ausgaben für Verwaltung und 
Verteidigung. . ...... 
Schuldendienst . ...... 


Insgesamt . .. 2... 2... 


Überschuß der Einnahmen 
als Staatsreserve. .. .. . — — 


Von größter Bedeutung ist selbstverständlich, daß für Maß- 
nahmen der Sozial- und Kulturpolitik weit größere Mittel 
bereitgestellt werden sollen (1937 10,8 Milliarden mehr als 1952). 
Beispielsweise soll die Aufnahmefähigkeit der Grund- und 
Mittelschulen um 37,8 %, die der Hochschulen und Techniken um 
42,1 % vergrößert werden. Die rückständigen Gebiete Asiens 
sollen in dieser Beziehung besonders gefördert werden. 


% k % 
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Wie die Bruttoproduktion, soll auch die Nettoproduktion der 
Wirtschaft sich von 1932 bis 1937 mehr als verdoppeln. Im Unter- 


schied von der Bruttoproduktion mit ihren oppe men 
| trieben ab- 


stellt sie nur die Summe der Werte dar, die in den 


- züglich der ihnen zugeführten Rohstoffe und sonstigen Produk- 
- tionsmittel erzeugt werden. Die Nettoproduktion ist nach der 


Fünfjahrplan-Klassifikation identisch mit dem „Volkseinkommen“. 
Über dessen Entwicklung werden folgende Zahlen gegeben 


(Milliarden Rubel nach den Preisen von 1926/27): 


1927/28 1932/33 | 1932 1937 


tatsächlich) (Plan) (tatsächlich) 


En} 


Insgesamt ........ 24,4 49,7 45,5 108,1 
davon aus dem Gewerhe . 8,0 19,0 20,6 51,5 
der Landwirtschaft 10,8 16,7 8,4 17,6 


Für die Lebenshaltung des Volkes kommt es darauf an, 
welcher Teil des Volkseinkommens für den Konsum, welcher für 
die „Akkumulierung“ (zwecks Vergrößerung des Produktions- 
apparates usw.) zur Verfügung steht. Aus der Erkenntnis, daß 
eine erhebliche Verbesserung der Lebenshaltung anzustreben ist, 
soll bei der vorgesehenen Verdoppelung des Volkseinkommens 
der Anteil des Konsums von 72,8 auf 795 % erhöht, der der 
Akkumulierung in der Wirtschaft von 245 auf 18,7 % herab- 
gesetzt werden. 


Demgemäß wird eine bedeutende Erhöhung des Lohnes ge- 
plant. Über die Löhne der Arbeiter in der Grofiindustrie wäh- 
rend der ersten Fünfjahrplanperiode gab eine frühere Statistik 


folgende Zahlen (Jahresbetrag in Rubeln): 


1927: 775,68 1930: 999,60 
1923: 851,28 1931: 1173,96 (4. Vierteljahr) 
1929: 931,80 


Nach dem Entwurf des zweiten Planes stieg der Lohn derselben 
Kategorie 1932 im Jahresmittel auf 1385,0 Rubel; 1937 soll er um 
25 % höher sein und 1731,1 Rubel betragen. Diese Zahlen be- 
treffen den Nominallohn. Der Reallohn nahm während der 
vorigen Periode eine viel ungünstigere Entwicklungslinie als die 
obige Zahlenreihe. Der Preisindex im Kleinhandel sollte für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse von 209 auf 166, für gewerbliche 
von 205 auf 158 sinken. In Wirklichkeit trat eine außerordent- 
liche Erhöhung auf der ganzen Linie ein. Wenn die Lebens- 
haltung der Arbeiter im Jahre 1932 mit der des Jahres 1927 ver- 

lichen wird, so kann nicht daran ae werden, daß der 

eallohn in der vorigen Periode sich verschlechterte, statt sich 
um 69 %, wie es der Plan wollte, zu verbessern. Der neue Plan, 
der übrigens ein näheres Eingehen auf die Preisverhältnisse ver- 
meidet, will die Preise für Nahrungsmittel um 395 %, für ge- 
werbliche Erzeugnisse um 40,3 % senken und dadurch eine 
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a de Reallohnes auf 210 % im Vergleich zu 1933 erreichen. 
Diese Erhöhung soll einschließen, daß in dem Haushalt der 
Arbeiter und Angestellten die Ausgaben für Lebensmittel (zu 
den Preisen von 1932) auf 2105 % und für gewerbliche Bedarfs- 
artikel auf 2685 % steigen. 

Auch die Lage der kollektivierten Bauern, die ja nicht 
Lohnempfänger sind, soll sih im Rahmen der vorausgesetzten 
Entwicklung der Kollektivwirtschaft zu hoher Rentabilität be- 
deutend verbessern. Stalins Verheißung, die Kolchosniki wohl- 
habend zu machen, soll in Erfüllung gehen. Ihre Lage soll 1937 
sogar besser sein als die der früheren wohlhabenden Individual- 

auern. Während diese 197 nur ein Reineinkommen von 
83 Rubel je Kopf erzielten, sollen die Kolchosniki 1937 127 Rubel 
vereinnahmen (der Rubel durchgehend nach den Preisen von 
1926/27 gerechnet). 

An Verbrauchsgütern sollen 1957 auf den Kopf der Bevölke- 
rung beispielsweise folgende Mengen fallen: 


Baumwollgewebe . . . . 32,32 m Kartoffeln . .. . 2... .153,4 kg 
Wollgewebe. ...... 1,49 „ Pflanzenöl und Margarine . 44. 
Leinengewebe. ..... 2,04 „ ZUCKEr 2.0.0 a a u: 
Strickwaren . ..... 17,31 Rub. Milch (Erzeugnisse um- 
Lederschuhzeug. . . . . 1,13 Paar gerechnet) ........ 1693 „ 
Toilettenseife . . . .. . 0,59 kg Eier (Stück) . ...... . 67,0 
Petroleum ....... 150 „ Fleisch. .. l.. . 2.2... 33,7 kg 
Mehl (Brot umgerechnet) 198,5 „ Fish: 2... 4 u.a: 8: a 10,8 „ 
Graupen. ... 2.2... 212 „ 


Die künftige Norm der Erzeugnisse der Viehzucht ist immer noch 
niedrig angesetzt. Der vorige Plan strebte für 1932/33 folgende 
Beträge an: 


| Stadt | Land 
Milch . . .. 2. 2 2.. 339,3 228,0 
Blr 2 5 mw 155,0 12,0 
Fleisch . . ...... 62,7 26,4 


Im Interesse der besseren Verwertung der Nahrungsmittel- 
vorräte und gemäß den grundsätzlichen Zielen des Kommunis- 
mus, die den Menschen, insbesondere auch die Frau, immer mehr 
in den Gemeinschaftsrahmen einspannen wollen, soll die gesell- 
schaftliche Speisung derart weiterentwickelt werden, daß in der 
Stadt die Zahl der im Jahresdurchschnitt erfaßten Personen von 
13,1 auf 27,0 Mill. steigt und auch auf dem Lande im Jahre 1957 
6,6 Mill. Menschen daran beteiligt sind. 

Sehr ungünstig lauten die Planziffern bezüglich der Woh- 
nungsfrage. Zwar soll die städtische Wohnfläche von 185,1 auf 
246,5 Mill. qm anwachsen; da aber auch die städtische Bevölke- 
rung sich nach dem Plan von 38,7 auf 45,0 Mill. vermehren wird, 
so wächst die Wohnfläche je Kopf nur von 4,78 auf 5,47 qm, 
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während nach dem ersten Fünfjahrplan die Wohnfläche je Kopf 
von 5,7 auf 6,3 qm steigen sollte. Bei voller Planerfüllung wird 
demnach 1937 die Wohnfläche noch enger sein als 1927. 


%* k * 


Zweifellos ist auch der zweite Fünfjahrplan von großem 
Optimismus beherrscht. Der Optimismus hat seine anspornende 
und antreibende Bedeutung, aber er ist auch eine große Ge- 
fahrenquelle. Aus der überschnellen Entwicklung der Industrie 
während der vorigen Planperiode ergaben sich schwere Schäden 
für die Qualität und Wirtschaftlihkeit der Produktion, und vor 
allem führte sie zu übermäfiger Bedrückkung der Landwirtschaft. 
Der für die neue Periode vorgesehene Jahresvermehrungskoefli- 
zient von 16,5 % ist zwar bedeutend geringer als in der vorigen 
Periode, aber doch noch außerordentlich hoch. Die absoluten 
Mengen der angestrebten Zunahme sind um ein Mehrfaces 
größer als in der vorigen Periode. An Steinkohle beispielsweise 
soll die Produktion um 88,2 Mill. zunehmen gegen 28,9 in der Zeit 
von 1927/28 bis 1932; für Erdöl lauten die Ziffern 24,5 gegen 10,6, 
für Roheisen 9,8 gegen 2,9, für Stahl 11,1 gegen 1,92 Mill. t. 

Als der neue Plan zu Anfang dieses Jahres beschlossen 
wurde, war ein Jahr seiner Laufzeit bereits verstrichen. Daß 
die Produktion der Großindustrie 1933 nur um 8,8% zunahm, 
bedeutete volkswirtschaftlih kein Unglück; das vorige Jahr 
brachte eine Atempause, die der angestrebten Konsolidierung 
der neuen Industrie zugute kommen konnte. Um so bedenklicher 
erschien es im ersten Eindruck, als die Kontrollziffer für 1934 — 
offenbar zur Einholung des Rückstandes von 1933 — auf 21 % er- 
höht wurde. Es schien so, als ob schon nach einem Jahre zu dem 
überstürzten Tempo der ersten Planperiode zurückgekehrt 
werden sollte. Die anfänglichen Bedenken sind inzwischen da- 
durch abgeshwäct worden, daß tatsächlich im bisherigen Ver- 
lauf des neuen Jahres wenigstens ein großer Teil der Schwer- 
industrie diese Planziffer erfüllt hat. Vor allem ist dies bei der 
bisher so rückständigen Eisenindustrie der Fall. Viele Gruben 
und Hocöfen, die in den letzten Jahren noch im Stadium des 
Baues sich befanden, sind jetzt in Betrieb genommen worden. 
An Roheisen soll die Produktion 1934 um 37.9 % steigen; die 
Produktion des ersten Halbjahres übertraf die des Vorjahres um 
54,2%. Die Kohlenförderung stieg im ersten Halbjahr um 25,5 %, 
was etwa dem Jahresplan entspricht. In anderen Industrien, 
z. B. in der Gewinnung und Verarbeitung von Erdöl oder in der 
Textilindustrie, waren die Ergebnisse dieses Jahres bisher weni- 
ger befriedigend. 

Bei langsamerem Tempo würde es mit der Qualität und 
Wirtschaftlichkeit der industriellen Erzeugung bedeutend besser 
stehen. Fortschrittstendenzen sind bei den bestehenden Werken 
durchaus festzustellen; das gilt sowohl für die Einarbeitung der 
Ingenieure und sonstigen qualifizierten Kräfte wie auch für die 
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Einspielung des ganzen Produktionsprozesses. Das Gesamtergeb- 
nis wird aber immer wieder dadurch herabgedrüct, daß riesige 
neue Werke entstehen. Unter anderem fällt hier schwer in die 
Waagschale, daß immer wieder in großem Maße auf ungeschulte 
und unerfahrene Kräfte zurückgegriffen werden muß. In der 
Großindustrie soll die Zahl der Arbeiter um 51,3 %, die Zahl der 
Ingenieure und Techniker um 57 % wachsen! 


Es ist daher nicht wahrscheinlich, daß die Durchführung des 
Industrieplanes bedeutend besser gelingen wird als in der vori- 
en Periode. Quantitativ steht ein großer Fortschritt außer 
rage; bezüglich der Qualität und der Kosten wird die Entwick- 
lung nicht nah Wunsch Posen: Daher hängt auch der Finanz- 
lan zu wesentlichem Teil in der Luft. Die „Kontrolle durch den 
ubel“ wird im Interesse der Erziehung zu rentabler Wirtschaft 
allerdings mit großer Strenge ausgeübt. Die Wirtschaft aber ist 
auch in der Sowjetunion wendig, sie sucht sich zu helfen durch 
widerplanmäßige Preiserhöhung und, wenn dies verhindert wird, 
durch Qualitätsverschlechterung und, wenn diese mit schwerer 
Strafe bedroht wird (z. B. durch das Dekret vom 12. Dezember 
1933), durch Schuldigbleiben der Löhne oder durch Ersparnisse 
zu Lasten der Lebenshaltung der Arbeiter (Speiseanstalten, 
Werkwohnungen usw.). 


Im Interesse des Volkes liegt vor allem die Wiederaufrich- 
tung der Landwirtschaft. Es scheint so, als ob das Landwirt- 
schaftsjahr 1932/33 den Tiefpunkt darstellte. Der Hauptsturm 
der Kollektivierungskampagne ist vorüber. Wenn auc die 
kollektivistishe Form auf die Länge der Zeit nach meiner An- 
sicht einer individualistischen Bauernwirtschaft, der der We 
zum Fortschritt freigegeben wird, nicht ebenbürtig ist, so ist do 
auch sie fortschrittsfähig und kann sich zweifellos über das bis- 
herige Niveau der zwergbäuerlichen Mehrheit des russischen 
Dorfes hoch erheben. Die Einsetzung der politischen Abteilungen 
bei den Maschiinen-Traktoren-Stationen und Rätewirtschaften im 
ur 1933 hat ihren Zweck nicht verfehlt. Jedenfalls sind in der 

urchführung der Bestellungspläne quantitativ und zeitlich 
Fortschritte erzielt worden. Auch in der sozialistischen Vieh- 
zucht geht es aufwärts. Trotzdem halte ich es für unwahrschein- 
lih, daß die Produktionsziffern des landwirtschaftlichen Planes 
1937 auch nur annähernd erreicht sein werden. Das Gleich- 
gewicht zwischen Industrie und Landwirtschaft wird noch lange 
gestört bleiben. — 

Sozialistischen Geist atmet die Rätewirtschaft nicht. „Enthu- 
 siasmus der Masse“, wenn er je vorhanden war, ist durch den 
Druck der letzten Jahre erstickt worden. Das russische Wirt- 
schaftssystem ist ausgeprägtester Staatskapitalismus, der mit 
unerbittlicher Härte seine Ziele verfolgt. 

Meine Besprechung des ersten Kun jearp ons (Jahrgang 
1928/29 dieser Zeitschrift) schloß ich mit den Worten, daß die 
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russische Wirtschaft bei normal bleibenden Zeitumständen in 
eine Periode großen Fortschritts träte und bald wieder ein wich- 
tiges Glied der Weltwirtschaft werden würde. Die Weltwirt- 
schaftskrise hat allerdings die planmäßige Entwicklung der 
russischen Ausfuhr, die auf das Zweieinhalbfache wachsen sollte, 
verhindert. Dafür aber ist die Sowjetunion wieder eine um- 
worbene Weltmacht geworden. Mit ihrem neuen Industrieplan 
ist sie auf dem Wege, sich noch größeres Ansehen zu erzwingen. 


Probleme der polnischen Literatur. 


Von Max Braun. 


Die Wiedererstehung des polnischen Staates hat die pol- 
nische Literatur der Nachkriegszeit vor neue, scharf umrissene 
Aufgaben gestellt und ihr eine neue, charakteristishe Entwick- 
lung aufgezwungen. Zwei Aufgaben sind dabei bestimmend 

eworden. Das eine ist die Auseinandersetzung mit der großen 
iterarischen Tradition der Vorkriegszeit, namentlih mit dem 
literarischen Erbe des 19. Jahrhunderts. Das zweite ist die Not- 
wendigkeit, sich auf die grundlegend veränderten Lebensver- 
hältnisse einzustellen, die mit der Unabhängigkeitserklärung 
Polens geschaffen wurden. 

Beide Prozesse sind notwendig und entscheidend. Beide sind 
aber auch unlöslich miteinander verbunden, sind einer ohne den 
andern undenkbar. Denn die literarische Tradition ist selber 
aus einer Auseinandersetzung mit der polnischen Wirklichkeit 
heraus geboren. Die Vorkriegsliteratur lebte von der Idee eines 
„Dienstes an Polen“, des Kampfes um die künftige Unabhängig- 
keit des Landes. Diese Einstellung gab ihr innerhalb des pol- 
nischen Geisteslebens eine außerordentliche Kraft und Autorität, 
zwang aber zugleich das dichterische Schaffen in ganz bestimmte 
Bahnen, isolierte es im Rahmen der gesamteuropäischen Entwick- 
lung. Es war ausgesprocen eine Dichtung für Polen und die 
polnischen Interessen — daher auch, im Gegensatz etwa zur 
russischen Literatur, ihre geringe Durchschlagskraft nach außen, 
über die Grenzen des Polentums hinaus. 

Diese Einstellung wurde als solche nach dem Kriege nicht 
aufgegeben; nur hatten sich jetzt die Ziele selbst be ar 
geändert. Es handelte sich nicht mehr um die im Grunde doch 
ziemlich abstrakte und formlose, daher recht einfach zu formu- 
lierende Eroberung eines „ideellen Polen“; es hief jetzt, den 
über Nacht zur Wirklichkeit gewordenen polnischen Staat noch 
einmal konkret zu erobern. Der Kampf um den Staat schlecht- 
hin wurde durch einen Kampf um dessen Form, um dessen reale 
Gestaltung verdrängt — und damit schwanden auch alle Möglich- 
keiten der schematisierenden Vereinfachung, der romantischen 
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Idealisierung. All die zahllosen schwierigen Einzelprobleme eines 
modernen Staats- und Volkskörpers, die man bis dahin praktisch 
nicht gekannt hatte, erstanden jetzt auf einmal in ihrer ganzen 
verwickelten Brutalität. 

Das hatte aber zur Folge, daß die Fortführung der literari- 
schen Tradition zunächst notwendigerweise zu einem Kampf 
gegen diese zu eng gewordene, zu einseitige Tradition werden 
mußte. Ihre Herrschaft mußte gebrochen werden, um auf der- 
selben Grundlage eine neue, zeitgemäße Kunstübung aufbauen 
zu können. Die Grundtendenz dieser neuen Kunst ergab sich 
aber zwangsläufig aus den Veränderungen der Lebensverhält- 
nisse: sie konnte nur in dem Bestreben liegen, die Literatur an 
die konkreten Einzelerscheinungen des neuen staatlichen Eigen- 
lebens heranzuführen. „Unsere Poesie kommt heute schon ohne 
Narkotika aus, sie sucht keine romantischen Schatten. Sie ist 
nüchtern, sie hat weit aufgerissene Augen, sie kann gut sehen 
und denken und gerade darum versteht sie es auch, uns zu 

acken und aufzuwühlen!).‘“ Ein „langwieriger, schmerzhafter 
rozeß der Überwindung der schönen, gottgefälligen literarischen 
Vergangenheit?)“. 

Ganz sinngemäß beginnt daher die Nachkriegsperiode der 
polnischen Literatur mit einer Zertrümmerung der überlieferten, 
durch die Vorkriegsliteratur geheiligten und schematisierten 
Formprinzipien. Der romantischen national-erzieherischen Prosa 
(des 19. nen wird die Lyrik entgegengesetzt, die in 
einem elementaren Ausbruch eines ästhetischen Befreiungs- 
dranges einen gewaltigen Aufschwung erlebt. Die formalen 
u der westeuropäischen Moderne, bis zum Futurismus 
und seinen Nebenformen, werden der polnischen Dichtung ein- 
geimpft, jedoch ohne besonderen Erfolg. Die literarische Tradi- 
tion war zu stark, zu fest mit der Idee selbst des polnischen 
Lebens verbunden, um solchen formalen Bewegungen zu weichen 
— um so mehr, als diese selbst nur noch verspätete Nachzügler 
einer im Westen selbst bereits überwundenen Epoche waren. Sie 
haben zwar auch in Polen ihre bestimmte Aufgabe erfüllt, aber 
nur im Rahmen der bereits skizzierten Gesamtentwicklung. Sie 
trugen dazu bei, die Gebundenheit in der romantisch-nationalen 
Tradition zu lockern, erweiterten den Horizont der Dichtung. 
bereicherten sie um zahlreiche neue Ausdrucksmöglichkeiten und 
halfen — wie auch in Westeuropa — neue, bis dahin verpönte 
oder übersehene Stoffgebiete der dichterischen Behandlung zu- 
zuführen. Sie machten so den Weg frei für eine Eniwidelung. 
von der sie selbst bald überwunden und beiseite geschoben 
wurden. 

Die Dichtung wendet sich entschieden den Fragen und Stim- 
mungen der konkreten Wirklichkeit, des alltäglichen Lebens zu. 


1) Antoni Słonimski in „Wiadomości Literackie“, 29. 6. 1950. 
2) J. Kaden-Bandrowski, ebenda, 23. 3. 1930. 
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Bezeichnend in dieser Beziehung ist das Schaffen von Juljan 
Tuwim — eines der größten lyrischen Talente der neuen pol- 
nischen Literatur. Seine Kunst ist noch keine „Programmdich- 
tung“, kein Herausfeilen von Ideen und Begriffen. Aber gerade 
das ist das Neue, Richtunggebende an seiner Dichtung: er tritt 
nicht von außen her, mit fertigen Begriffen und Postulaten an 
das Leben heran, sondern versenkt sich in echt lyrischer Gefühls- 
mäßtigkeit in die mannigfachen Stimmungen des „grauen All- 
tags“, um sie aus sich heraus in ihrer ganzen Schwere, in ihrer 
ganzen geheimnisvollen Macht erstehen zu lassen — ein Dichter, 
von dem zutreffend gesagt worden ist, daß er „das Exotische in 
der Dynamik des Alltäglichen suct?)“. In ganz anderer Hal- 
tung, aber doch im wesentlichen verwandt, geht Kazimierz 
Wierzyński an das „neue Leben“ heran. In der Sammlung 
„Wiosna i wino“ (1919) tritt er als Sänger der dionysischen 
Lebensfreude, der hymnischen Lebensbejahung auf: eine not- 
wendige, erfrischende Reaktion auf die beinahe traditionell 
ewordene „Gedrücktheit“ der polnischen Literatur. In der 
ammlung „Laur olimpijski“ (1927) spezialisiert sich dieses 
kraftvolle Lebensgefühl in einer dichterishen Verherrlichung 
des Sports, in einem musikalisch empfundenen Hymnus auf den 
menschlichen Körper als Quelle neuer, dichterischer Erlebnisse. 
Unter all diesen thematischen Neuentdeckungen ist das Pro- 
blem der Großstadt von ganz besonderer Bedeutung. Seine Be- 
handlung bei den verschiedensten Dichtern läßt immer wieder 
einen eigentümlichen, sehr charakteristischen Grundzug hervor- 
treten: eine Art „schaudernden Staunens“, ein erschüttertes In- 
sich-Aufnehmen der Großstadteindrücke, Auflehnung und Be- 
wunderung zugleich. Eine Einstellung, die vielleicht als typisch 
für eine Dichtung bezeichnet werden kann, die nicht aus dem 
Phänomen „Großstadt“ herauswächst, sondern plötzlich und un- 
vermutet darauf gestoßen wird. Schon Wierzynski unterliegt in 
seinen späteren Werken („Pieśni fanatyczne“ 1929) dieser Grund- 
stimmung, die den ehemaligen Dichter der Lebensfreude zu einem 
schwermütigen Betrachter und Ankläger der menschlichen Not 
werden läßt. Aber die Grundhaltung ist bei ihm zunächst immer 
noch |yrisch-impulsiv: es ist eher ein Abreagieren der deprimie- 
renden Großstadteindrüke in einer stürmischen, aber etwas 
ziellosen Auflehnung, als eine eigentliche Analyse der Erschei- 
nungen. Fine ganz ähnliche Haltung finden wir auch bei Marja 
Pawlikowska (,Parzyz“ 1929) — ein etwas fassungsloses, in 
Stimmungen und Gefühlen befangenes Herumtasten an dem 
neuen Kulturphänomen. Diese rein lyrische Haltung kann aber 
auf die Dauer nicht genügen. Bei Marjan Piechal („Krzyk 
z miasta“ 1929) wird die lyrische Einstellung bereits durch stär- 
keres Eingehen auf die thematischen Probleme vertieft, wenn 
auch noch ohne eine bestimmte programmatische Haltung. 


3) Leon Pomirowski: „Nowa literatura w nowej Polsce‘, Warschau 1933. 
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Władysław Sebyla („Pieśni Szczorulapa“ 1930) bemüht 
sih um eine tiefere Analyse des Grofßstadtmenschen, seiner 
none und seines Schicksals, während der durch seine geist- 
reichen Zeitkritiken bekannte Antoni Słonimski einer ver- 
bittert-idealistischen, humanistisch-pazifistischen, etwas ober- 
flächlichen Auflehnung gegen das „Übel der Welt“ Ausdruck 
verleiht. Noch weiter Bi die programmatische Verengung der 
Begriffe in dem Großstadtzyklus („Miasto“ 1929) von Nina 
Rydzewska, und bei Tadeusz Peiper — einem bekann- 
ten, aus dem futuristischen Lager stammenden Theoretiker — 
läßt sich bereits ein Abgleiten ins kommunistische Fahrwasser 
feststellen („Naprzyklad“ 1931). Von hier aus führt schon ein 
direkter Übergang zu der eigentlichen „proletarischen Dichtung“, 
die in der üblichen Weise streng auf der Grundlage marxisti- 
scher Ideologie aufgebaut ist, ohne jedoch in formaler und künst- 
lerischer Beziehung eine Einheit zu bilden. Auf höherem litera- 
rishem Niveau hält sih die Dichtung von Władysław 
Broniewski, dem es gelingt, die formale Behandlung der 
inhaltlichen Gespanntheit anzupassen („Dymy nad miastem“ 
1927) und durch gelegentliches Zurückgreifen auf eine mehr 
lyrishe Behandlung des thematischen Materials die propagan- 
distische Schärfe zu mildern („Troska i pieśń“ 1932). Bruno 
Jasienski unternimmt — unter dem Einfluß der neuesten 
russischen Dichtung — den interessanten Versuch, seine eigenen 
sozialen Theorien mit der Form des Volksliedes in Beziehung 
zu bringen („Słowo o Jaköbie Szeli“ 1926). 


Es ist durchaus verständlich, daß diese städtisch orientierte 
Dichtung die eigentliche Trägerin der neuzeitlichen Problematik 
ist. Aber auch die regionale Dichtung kann nicht achtlos daran 
vorbeigehen. Die Staatsgründung mußte die Stellung der pol- 
nischen Provinz nicht unwesentlich verändern. Aus dem ziemlich 
formlosen, in den Weiten des russischen Raumes verfließenden 
platten Lande ist jetzt ein nationaler Binnenraum geworden, der 
eigentliche Kraftspeicher für einen ganzen in sich geschlossenen 
Staat. Die Wechselbeziehungen zwischen den Hauptstädten und 
der Provinz werden enger und schicksalhafter, und der land- 
schaftliche Dichter ist gezwungen, in seiner Weise Stellung dazu 
zu nehmen. Zugleich werden im geschlossenen Nationalstaat die 
kulturellen Möglichkeiten der Provinz wesentlich gehoben, es 
entstehen provinzielle Gruppen und dichterische Zentren, die sich 
um eine selbständige Entwicklung bemühen. Andererseits ist 
es aber verständlich, daß in diesen Sondergruppen die Verbin- 
dung mit der Tradition stärker ist, die Neuerungsbestrebungen 
schwächer hervortreten, das Verständnis für die brennenden 
Fragen der Gegenwart geringer sein muß, als in der Dichtung 
der Hauptstädte. Daher können in der regionalen Dichtung zwei 
charakteristische Eigentümlichkeiten festgestellt werden: erstens 
die Neigung zu einer „Rückkehr zur Natur“, die Predigt einer 
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einfachen Lebensverbundenheit und volkstümlichen Ursprüng- 
lichkeit, die leicht in eine wenig zeitgemäße romantisierende 
Primitivität der Anschauungen abgleitet; und zweitens eine 
damit zusammenhängende negative Reaktion auf die Einflüsse 
der Stadt, die gern als ein feindliches, naturwidriges Element 
aufgefaßt wird. Diese Eigentümlichkeiten kennzeichnen das 
Schaffen des äußerst fruchtbaren Emil Zegadlowicz, wie 
auch die Werke von Leonard Podhorski-Okolöw 
(„Bialorus“ 1924). Eigentlich regionale Verbundenheit, die Be- 
 sinnung auf die heimatliche Landschaft, spricht aus den Werken 

von Edward Kozikowski, einem tiefempfindenden Dichter 
der Beskiden, und von Witold Hulewicz, der in seinem 
Zyklus „Miasto pod chmurami“ (1931) den Versuch unternimmt, 


die Stadt Wilna zum Gegenstand einer lyrischen Gesamtcharakte- 
rıstik zu machen. 


Schärfer und eindeutiger kommt dieser Aktualisierungs- 
prozeß in der prosaischen Dichtun zum Ausdruk. Die durch 
die vollzogene Staatswerdung bedingte Lockerung des „natio- 
nalen Dienstes“ gibt der polnischen Literatur zunächst die Mög- 
lichkeit, sih dem bis dahin recht vernaclässigten Gebiet der 
en Analyse zuzuwenden. Es ist im Grunde derselbe 

organg, wie bei dem oben erwähnten Aufblühen der Lyrik: das 
unter den besonderen Verhältnissen der Vorkriegszeit zu kurz 
gekommene Gebiet des rein Menscdlichen bricht sich mit elemen- 
tarer Gewalt einen Weg ins Freie — bezeichnenderweise unter 
starker Teilnahme weiblicher Talente. In besonders feinfühliger 
Weise geht Zofja Nalkowska, eine der stärksten Begabun- 
gen der neuen polnischen Dichtung, an diese neuen Aufgaben 
eran. Sie geht in der Hauptsache von der Analyse des Erotischen 
aus, sucht aber von hier aus die geheimnisvollen unterbewufßten 
Quellen des menschlichen Handelns aufzudecken und nach den 
verschiedensten Gebieten des ethischen und sozialen Erlebens 
vorzudringen. In besonders charakteristischer Weise wird z. B. 
in „Niedobra Miłość“ (1928) eine „skandalöse“ Liebesgeschichte 
in einer kleinen Provinzstadt als Vorwand benutzt, die unge- 
ahnten Möglichkeiten, die geheimnisvollen dynamischen Kräfte 
der menschlichen Natur aufzuspüren. In dem psychologischen 
Drama „Dom kobiet“ (1931) wird mit aller Schonungslosigkeit 
die „erotische Grundlage“ des weiblichen Seelenlebens auf- 
gedeckt. In „Choucas“ (1927) wird die bunt zusammengewürfelte 
Bevölkerung eines Schweizer Hotels zum Abbild der „großen 
Welt“ der menschlichen Schicksale und Kämpfe. Neuerdings hat 
Nałkowska auch einen direkten Vorstoß in das Gebiet der 
sozialen Analyse unternommen, und zwar auf dem Umwege über 
das Problem des Verbrechens (in dem Novellenband „Ściany 
świata“ 1931, und in dem Drama „Dzień jego powrotu“ 1931). 
Psychologische, z. T. sehr subtile Analysen des Liebeserlebens 
finden wir auch in den Prosawerken des feinsinnigen Lyrikers 
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AH Iwaszkiewicz („Panny z Wilka“ 1933) und bei 
waSzelburg-Zarembina, bei der die Erotik bereits ins 
Metaphysische abgebogen wird („Chusta sw. Weroniki“ 191). 
Vielfach werden auch verschiedene Probleme des Ehelebens in 
Angriff genommen, so vor allem in dem gewaltigen Epos ‚‚Noce 
i dnie“ (1932—1933) von Marja Dąbrowska — einer aus- 
führlichen, gewissenhaften Analyse des Verhältnisses zweier 
schwer umeinander ringender Menschen. Herminja Nagle- 
rowa untersucht in „Zawalidroga“ (1930) das komplizierte 
Seelenleben eines zwischen seine geschiedenen Eltern gestellten 
Kindes — freilich mit etwas einseitiger Hervorhebung seines 
Verhältnisses zu deren reichlich primitivem Liebesleben. Um die 
Probleme der Kinderpsychologie bemüht sih auch Irena 
Krzywicka („Pierwsza krew“ 1930) und Elżbieta Szem- 
linska („Narodziny człowieka“ 1932 — eine Analyse des 
berganges vom Kinde zum Erwachsenen). Das Generations- 
problem wird z. B. von Adolf Rudnicki („Szczury“ 1932) auf- 
gegriffen. Einen in seiner Originalität bezeichnenden Versud 
unternimmt Marja Kuncewiczowa in der Novelle ‚.Przy- 
mierze z dzieckiem“ (1926), die den schweren seelischen und 
körperlichen Kampf der werdenden Mutter, die schmerzhafte 
Auseinandersetzung mit dem noch nicht geborenen Kinde schil- 
dert. Auch die Kriegsliteratur zeigt dieses typische Bestreben 
nach psychologischer Vertiefung. Das Problem des Krieges wird 
meistens vom Standpunkt seiner entfesselnden Wirkung auf die 
menschliche Psyche angefaßt. So bei Jerzy Kossowski 
(„Zielona kadra“ 1927) und in den Kriegsnovellen von Wier- 
zyüski („Granice świata“ 1932), während Andrzej Strug 
vielfach mit beinahe gesuchter Raffiniertheit die an der Grenze 
des Pathologischen liegenden Abzweigungen des Kriegserleb- 
nisses herausgreift („Klucz Otchłani“ 1929, „Żółty Krzyż“ 1935). 
Die „Dämonisierung des Alltags“, die Aufdeckung der im 
Durchscnittsleben und Durdhschnittsmenschen schlummernden 
destruktiven Kräfte spielt auch in dieser psychologischen Dich- 
tung eine wesentliche Rolle. Diese Tendenz kennzeichnet das 
Schaffen von Michal Choromanski, der in „Zazdrość i 
medycyna“ (1932) an das Problem der Eifersucht und der elemen- 
taren, vegetativen Weiblichkeit herangeht. Noch schärfer ist das 
Hineinwühlen in die Untergründe der menschlichen Natur bei 
Stanislaw Ignacy Witkiewicz ausgeprägt, der bereits 
mit den Mitteln der realen Wirklichkeit nicht mehr auskommt 
und zur apokalyptischen Utopie greift („Nienasycenie“ 1930). 
Allerdings machen sich bei demselben Witkiewicz auch schon 
konstruktive Bestrebungen bemerkbar, ein Suchen nach neuen 
Aufbaumöglichkeiten im Rahmen der konkreten Gegenwarı 
(„Pożegnanie jesieni“ 1927). Ähnliche Tendenzen vertritt auch 
der scharfe Analytiker der gegenwärtigen kulturellen Krise 
Tadeusz Kudliäski („Wygnancy Ewy“ 1932). 
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Auch die politischen und sozialen Probleme werden mit Vor- 
liebe von der psychologischen Seite her angepackt. Es entsteht 
eine Gattung, die man durchaus mit der oben besprochenen 
SAH Eee en Lyrik in eine Linie stellen kann, 
nur daft in der besonderen Technik der Prosadichtung die Kon- 
turen notwendigerweise schärfer und enger umrissen werden 
müssen. Anatol Stern („Namietny pielgrzym“ 1932) unter- 
nimmt z. B. den interessanten Versuch, das Verhältnis des ein- 
zelnen zur sozialen Gemeinschaft in der Gestalt eines Menschen 
zur Diskussion zu stellen, der von einem elementaren, kindlich- 
fanatischen Haß gegen jeden Zwang, gegen alle Unterwerfung 
und Unterdrückung beseelt ist un schliefllich an der Natur- 
widrigkeit einer solchen Haltung zugrunde geht — eine groß an- 
gelegte, philosophisch vertiefte Aufgabe, die jedoch künstlerisch 
nicht restlos bewältigt werden konnte. Aus der Problematik der 
ersten Nachkriegsjahre greift Tadeusz Lopalewski die 
Gestalt eines jungen Menschen heraus, den der grausame Kon- 
trast zwischen der wichtigen und ehrenvollen Stellung des kämp- 
fenden Soldaten und der Nutzlosigkeit des zu keiner „zivilen“ 
Tätigkeit fähigen Demobilisierten menschlich und sozial zu 
Boden wirft („Nierozsadny kochanek“ 1930). Man könnte also 
von einer großen literarischen Offensive zur Eroberung des 

enschen sprechen, die einerseits die polnische Dichtung aus 
ihrer bisherigen Isoliertheit herausführt, sie in den Ideenkampf 
der europäischen Literatur überhaupt einreiht, zugleich aber das 
nötige Material zum Aufbau des neuen polnischen Lebens zu- 
sammenträgt. 


Gegenüber der psychologischen und psychologisierenden 
Literatur vertritt Jan Wiktor bereits eine bewußte, auf Tat- 
sachen aufgebaute Analyse der Lebensverhältnisse. Die trüben 
Schicksale polnischer Auswanderer in Frankreich geben den 
äußeren Anlaß zu einer schonungslosen Entlarvung sozialer und 
moralischer Mißstände des kapitalistischen Betriebes — wobei 
allerdings die Menschengestalten ihre individuelle Lebenswahr- 
heit z. T. den persönlichen Absichten des Verfassers opfern 
müssen („Wierzby nad Sekwaną“ 1933). 


Das Verdienst, die sozialen und politischen Lebensfragen des 
neuen polnischen Staates in ihrer ganzen Breite literarisch auf- 
erollt zu haben, gebührt zweifellos Juljusz Kaden-Ban- 
Tow k „Generał Barcz“ (1923) — ein verkappter Pilsudski- 
Roman — bedeutete die erste Etappe dieser Auseinandersetzung 
mit der Gegenwart. Das Problem der Staatswerdung, des dra- 
matischen, nicht immer „moralisch einwandfreien“ Kampfes der 
Staatsraison, des politischen Aufbauwillens mit dem Chaos der 
allzumenschlichen Gefühle und Bestrebungen wird hier in einer 
Weise angepackt, die bereits alle persönlichen Kennzeichen des 
Verfassers trägt. Rücksichtslose Hervorhebung gerade der „pein- 
lichen“, fragwürdigen und unberechenbaren Untersrinde des 
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menschlichen Handelns — nicht ohne eine gewisse Neigung zu 
sensationeller, ja kolportagemäfiger Kama bang. namentlich im 
Erotischen; das ebenso unbedenkliche Aufspüren der geheimen 
Zusammenhänge zwischen dem urpersönlihen und politischen 
Geschehen; dazu eine expressionistisch angehaucte, barocke, 
nicht immer klare, aber stets effektvolle und farbige Darstellungs- 
weise — alles das hat Kaden-Bandrowski zu einer stark um- 
strittenen, aber doch auch zu einer der interessantesten Persön- 
lichkeiten der neueren polnischen Dichtung gemacht. 


Die im „Barcz“ begonnene Auseinandersetzung mit der pol- 
nischen Wirklichkeit führt Kaden-Bandrowski in dem groften 
Bergwerkszyklus „Czarne skrzydła“ weiter. Diesmal nimmt er 
die sozialen Probleme unter die Lupe. Unter starker Betonung 
der unausweiclichen, tragischen Schidksuleverbundenheit der 
„Kapitalisten“ und des „Proletariats“ im „Banne der Kohle“ als 
der gemeinsamen Arbeit und Lebensgrundlage, werden die 
Fragen des Klassenkampfes scharf und offen aufgeworfen. Ge- 
schont wird dabei niemand — weder die dem Geld versklavten 
Unternehmer, noch die vom Klassenkampf lebenden Bonzen der 
sozialistischen Organisationen. Diesen Gestalten der selbstver- 
nichtenden inneren Unfreiheit wird aber bereits in dem Haupt- 
helden Tadeusz Miniewski ein Vertreter der unmittelbaren, 
parteilosen, nach Wahrheit drängenden Menschlichkeit gegen- 
übergestellt, der — ohne deshalb zu einem reinen Raisonneur 
herabzusinken — als Ausgangspunkt für eine neue, gradlinige 
Ethik hingestellt wird. Die soziale Analyse wird dann weiter- 
geführt in „Mateusz Bigda“ (1933), wo wir übrigens einige Ge- 
stalten aus dem vorhergehenden Zyklus, darunter auch Tadeusz 
Miniewski, wiederfinden. In diesem Werk wird das Problem der 
polnischen Gegenwart noch breiter und tiefer aufgerollt. Mit 
größter Rücksichtslosigkeit wird hier das tragishe Grund- 
paradoxon der polnischen Wiedergeburt aufgedeckt: das dämo- 
nische Ausbrechen der persönlichen und standesegoistischen 
Leidenschaften und Gegensätze, die in der Zeit der Unabhängig- 
keit an der „polnischen Frage“ gewissermaßen vorbeiglitten und 
nun als die eigentlichen Nutzniefer der „nationalen Erlösung“ 
an die Oberfläche drängen. Die neuerworbene Unabhängigkeit 
als Auslösung einer schweren nationalen und moralischen 
Krise ... kein Wunder, daß die polnische Öffentlichkeit diese 
kühne Anklage nicht ohne eine innere Auflehnung schlucken 
konnte. Aber gerade diese letzten Werke beweisen, daß Kaden- 
Bandrowski der Gefahr eines rein destruktiven Niederreifßens 
der Ideale auszuweichen verstanden hat. Zweifellos sind seine 
Werke in vieler Beziehung als Reaktion auf die „programmatisch 
idealisierende, verschleiernde, schönfärbende“ Tendenz der Vor- 
kriegsliteratur (Pomirowski) aufzufassen. Aber diese brutale 
Umwertung ist schöpferisch und aufbauwillig. Ihr Ziel ist nicht 
die Vernichtung der Tradition, sondern deren Läuterung und 
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innere Stärkung. Diese kritische Aktion ist natürlich kein abso- 
lutes Novum in der polnischen Literatur; Anklänge an ältere 
Versuche en) sind unverkennbar. Neu und fruchtbar ist 
die entschlossene und mutige Wendung gerade zu den gefähr- 
lichsten Fragen der politischen Gegenwart, ohne jede Rücksicht 
auf etwaige Gefühlsverletzungen. 

So bildet sih in der neuen polnischen Literatur gewisser- 
mafßen ein aktivistischer Kern, eine Grundrichtung, die sich mit 
aller Energie um ein Verstehen und Beherrschen der neupolni- 
schen Wirklichkeit bemüht, revolutionär und traditionsgebunden 
zugleih. Die Grundlinien dieser Arbeit können als testgelegt 
betrachtet werden. Die kommende Entwicklungsperiode müfte 
den Ausbau, die Vertiefung und Ausfeilung namentlich in der 
Richtung einer dichterischen Synthese bringen. 


Rußland und Osteuropa. 
Monatsübersicht. 


Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


I. Der Ostpakt. 


Das Material über den sog. Ostpakt oder das Ostlocarno ist 
im Berichtsmonat umfangreich, aber dem Inhalte nach nicht er- 
Biebig. Noch nicht einmal sein Entwurf ist der Öffentlichkeit 
ekanntgegeben und ein Ergebnis haben die Verhandlungen noch 
nicht erzielt. Wer soll ihn nach dem Wunsche Frankreichs 
schließen? Deutschland, Sowjetunion, Polen, Tschechoslowakei, 
Lettland, Litauen, Estland und Finnland. Frankreich würde ge- 
wissermaßen als stiller Teilhaber dabei sein, England und Italien 
begleiten die Aktion mit wohlwollender Empfehlung. Von den 
genannten Staaten hat sich bisher nur Sowjetrußland festgelegt. 
Von der Tschechoslowakei hat man überhaupt dazu nichts gehört. 
Finnland lehnt (ebenso wie Schweden) den Beitritt zu dem Ost- 
locarno überhaupt ab. Die anderen Randstaaten verhandeln 
untereinander. Dabei suchen sich, wie zwei Schachspieler, der 
polnische und der russische Außenminister gegenseitig matt zu 
setzen oder zu umstellen. Das vollzog sich in einer lebhaften 
Reisetätigkeit: der polnische Außenminister, Oberst Beck, hat 
Reval und Riga besucht, die Außenminister Estlands und Litauens 
waren in Moskau, die Reisen Herriots nach Litauen und Litwi- 
nows gehören in das gleiche Spiel. 
Estland und Lettland scheinen sich nach beiden Stellen 
entgegenkommend geäußert zu haben. Sie haben dem Oberst 
Bed. versichert, daß sie mit Polen zusammengingen, und haben 
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in Moskau erklärt, daß sie dem Ostpaktgedanken wohlwollend 
ee stünden. Ihre Haltung ist ohne weiteres verständlich. 
ie wollen sich nicht eher binden, bevor der Plan überhaupt 
vorliegt. Sie wollen sih auch offenbar ohne Deutschland nur 
sehr ungern einem Pakt anschließen, der ihnen wenig eigent- 
liche Vorteile bringt, dagegen die Gefahr, in Konflikte ver- 
strickt zu werden, an denen sie nicht beteiligt sind, und in einer 
solchen Vereinigung dem Spiel der Großmächte untereinander 
re zu sein. Die Ausgangsstellung ist schon nicht klar: 
altischer Staatenbund unter polnisher Führung, was Polen 
wünscht? Oder Ostpakt unter russisch-französisher Führung? 
Das scheint in Kürze der Inhalt der Verhandlungen und Presse- 
erörterungen, bei denen sehr viele Worte gemacht worden sind. 
Und die Hauptsache ist darin die Sorge der kleineren Rand- 
staaten, von ihrer Souveränität viel, sogar alles aufgeben zu 
müssen, ohne greifbare Vorteile zu haben. Daher dieses schein- 
bare Schwanken, das ein wohl beredınetes und begründetes 
Zögern ist. 

Etwas anders liegt es mit Litauen, dessen Außenminister 
auch in Moskau war und das aus seiner Isolierung herausstrebt. 
Es hat in Moskau die traditionelle Freundschaft mit der Sow jet- 
union betont und sich zum Pakt freundlich geäußert, ist aber 
auch grundsätzlich zur Einigung mit Polen bereit, die ja über- 
haupt für das Ganze von wesentlicher Bedeutung ist. Von 
Polen wird das wieder zielbewußt weitergeführt: ein neuer 
Besuch von Prystor steht in Aussicht, eifrig arbeitet für die 
Verständigung der polnische Diplomat Mühlstein, in dem man 
den kommenden polnischen Gesandten in Kowno sieht, übrigens 
ein Schwiegersohn des Pariser Rothschild, und der Vertreter 
der „Gazeta Polska“ in Kowno, T. Katelbach, sekundiert diesem 

anzen Bemühen, das weder für die litauische noch die polnische 
eite noch einmal begründet zu werden braucht. 


Ehe Polen sich bindet, wird es demgemäß erst Klarheit 
über den sog. Baltenblock haben wollen und über das darin ent- 
scheidende Problem der Verständigung mit Litauen. Daher dieses 
Zurüchalten gegen ein immer stärker werdendes Drängen von 
Frankreich her. 

In Moskau begreift man diese schwierige Lage. Man hat 
sich seinerseits zwar mit der Erklärung festgelegt, die durch die 
russischen Botschafter in Paris, London und (am 21. Juli) in 
Berlin abgegeben worden ist, „daß die sowjetrussische Regierun 
mit der Ausdehnung der Locarno-Garantie der Sowjetunion au 
Deutschland und der Verbreiterung der französischen Garantie 
aus dem Ostpakt-Projekt auf Deutschland, wie sie von der eng- 
lischen Regierung vorgeschlagen und von Frankreih an- 
genommen worden sind, einverstanden sei“. Man wirbt um 
Polen, das auch die Differenz nicht verschärft: gegenseitige 
Fliegerbesuche, die sehr betont werden, und der Besuch der 
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polnischen Flotte in Leningrad unterstreichen den Willen zu 
einer Verständigung. 

Darauf ist Litwinow am 7. in das Ausland gefahren. Er 
wird seine Kur machen, Paris und Rom besuchen und bereitet 
den Eintritt der Sowjetunion in den Völkerbund vor. Das 
Sekretariat behauptet, daß weder eine offizielle noch eine ge- 
heime Anmeldung Rufllande schon vorliege, und die Absicht wird 
sicher auf Opposition zunächst stoßen, daß die Sowjetunion 
sofort, in derselben Weise wie seinerzeit Mexiko, aufgenommen 
werde. Besonders aus der Schweiz wird verlangt, daß Moskau 
auch dem Völkerbunde gegenüber die bekannte Propaganda- 
klausel auf sich nehme. 

So ist die ganze verwickelte Aktion eines Ostpaktes im Be- 
richtsmonat nicht wesentlih vorangekommen und die Un- 
geduld Frankreichs wird immer unverblümter. Es will 
vor Beginn der Völkerbundstagung Klarheit haben und fordert 
diese bis dahin vor allem von Polen (s. die Pariser Korrespon- 
denz der „Times“ 11. August). Der Standpunkt Deutsch- 
lands ist bekannt. 


II. Rußland. 
1. Wirtschaft. 


Am 10. August war die Ernte beendet auf einer Fläche von 
48,4 Mill. ha (= 59% der Saatflähe) gegen 475 Mill. ha im 
Vorjahr. 

Die Regierung hat erklärt, daß trotz der Dürre auf eine ver- 
hältnismäßi te Ernte zu rechnen sei, läßt aber durch die 
außerordent ichs Energie in bezug auf die Ernteeinbringung 
(Erlaß des Generalstaatsanwalts vom 1. August, verstärkter 
Druck auf die Einzelbauern und die Getreidebereitstellung) 
erkennen, daß sie etwas unruhig ist. Jedenfalls war im Berichts- 
monat die Aussicht auf eine ausreichende Ernte reichlich unsicher. 

Durch Verordnung vom 29. Juli wurde der Wintersaat- 
plan festgesetzt für eine Fläche von 37,7 Mill. ha, davon für 
die Kolchose 29 Mill. ha, für die Sowchose 3,3 Mill. ha und für 
die Einzelbauern 5,4 Mill. ha. 

Sehr schlecht ist, wie amtlich bekanntgegeben wurde, die 
Fleischbereitstellung für die erste Hälfte des Jahres 
1934 erfüllt worden, nur zu 12,9%. Eine Viehzählung ist, wie 
berichtet, im Juni vorgenommen worden; eine Gesamtübersicht 
über den Viehbestand ist uns noch nicht vor Augen gekommen. 

Eine Verordnung vom 3. August stellte einen sehr unbefrie- 
digenden Gang der Bereitstellung von Holz durch die Flöfßereien 
fest, was für den an sich schon nicht einfachen Gang des Außen- 
handels von Bedeutung ist. 

Desgleichen ist die Naphthaindustrie nicht sehr vor- 
wärts gegangen: die Rohölproduktion war in den ersten 6 Mo- 
naten 1934 11,8 Mill. t gegen 9,9 Mill. t in der gleichen Zeit des 
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Bundes- und autonomen Republiken, die die Arbeit der neuen 
Unionsvolkskommissariate für schwere, leichte, Holz- und Nab- 
rungsmittelindustrie im Sinne der Dezentralisation an der lo- 
kalen Stelle unterstützen sollen. 

Die Kommission für Parteikontrolle (s. „Osteuropa“ 
Sneis S. 668 f.) hat ihre Arbeiten abgeschlossen. Ihre Me- 
thoden wurden in der „Iswestija“ (27. Juli) unzufrieden kritisiert, 
die Berichte über ihre Entschliefungen gaben gute Einblicke in 
lokale Mißstände. 

Die Verwaltungseinteilung des fernöstlichen 
Gebietes wurde (Verordnung vom 22. Juli) umgestaltet. Neue 
„oblasti“ wurden geschaffen, nämlich 1. Ussuri mit der Haupt- 
stadt Nikoljsk-Ussurijsk, 2. Chabarowsk mit der gleichnamigen 
Hauptstadt, 3. Sejsk mit der Hauptstadt Ruchlowo und 4. Unteres 
Amur-Gebiet mit der Hauptstadt Nikolajewsk am Amur. In das 
Gebiet Kamtschatka wurden die „nationalen“ Bezirke (okruga) 
der Tschukoten und Korjaken einbezogen. 


Der Beamtenabbau geht weiter. Für RSFSR. sollen im 
Volkskommissariat der verarbeitenden Industrie 10,9, im Ver- 
sorgungskommissariat 12,1, im Unterrichtskommissariat 24,5, im 
Staatsplanausschuß 28,6 % der Beamten im laufenden Jahre ab- 
gebaut werden. Wie schwer die Lage der Abgebauten, denen 
weiteres Vorwärtskommen und Auskommen eigentlih ab- 
geschnitten ist, ist bekannt. 


Im Zusammenhang mit der Ernteeinbringung und der Um- 
estaltung der GPU namentlih stehen Justizfragen im 
ordergrund: ein scharfer Erlaß des Staatsanwalts von West- 

sibirien gegen die Terrorjustiz gegenüber den Bauern, ein großer 
Spionageprozeß Ende Juli mit Yoa von fünf Angestell- 
ten der Ural-Maschinenfabrik in Swerdlowsk zum Tode, Ge- 
haltserhöhung für die Untersuchungsrichter und Beamten der 
Staatsanwaltschaft und Bestrebungen auf Erhöhung des Bil- 
dungsniveaus der Justizbeamten und im weiteren Erörterungen 
über die sog. „revolutionäre Gesetzlichkeit“, in der 
man einen Rechtsbegriff, einen Begriff des „geheiligten und 
unantastbaren sozialistischen Staatseigentums“ durchsetzen will. 


Ein großes Dekret vom 19. Juli baute ein neues System der 
„obligatorischen Versicherung in den ländlichen Ort- 
schaften und Städten“ für 1935 auf, auf dessen Einzelheiten nicht 
eingegangen werden kann. 

Das Ordenswesen wurde neu geregelt. Es gibt jetzt vier 
Orden: Leninorden (für Verdienste um Wissenschaft, Kunst, 
Wirtschaft usw.), Orden der Roten Fahne (für die Armee), Orden 
der Roten Arbeitsfahne (für öffentliche Verdienste), Orden des 
Roten Sterns (für Verdienste um die Landesverteidigung). Außer- 
dem gibt es noch einen Ehrentitel „Helden der Sowjetunion“. 
Alle Örden haben nur eine Klasse und werden daher mehrmals 
verliehen. Die Verleihung bringt materielle Vorteile mit sich. 
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Die üblichen Befehle des Volkskriegskommissariats vom 
6. August liefen einmal beispielsweise in den Aufbau der 
Armee hineinblicken. Es kommen aus der Arbeiter- und 
Bauernarmee zu „langfristigem Urlaub“ zur Entlassung die 
Aufgebote von 1930—32 und es wurde einberufen zum aktiven 
Militärdienst der Jahrgang 1912 und die früher zurückgestellten. 
Die Wehrverfassung vereinigt bekanntlich allgemeine Wehr- 
pfliht und Miliz. Die Dienstzeit im stehenden Heer beträgt 
2 Jahre, denen der „langfristige Urlaub“ folgt. Der Einberufung 
ge t eine Ausbildung von 2 Jahren voraus. Neben dem stehen- 

en Heere stehen die sog. Territorial-Truppen, bei denen inner- 
halb von 5 Jahren 8 bis 11 Monate Übungen abgeleistet werden. 

In den Berichtsmonat fiel das fünfjährige Jubiläum der 
„Besonderen Roten fernöstlichen Armee“, die 1929 beim 
Konflikt mit China geschaffen wurde und unter dem bekannten 
General Blücher (Galen) steht. Das Grufßtelegramm des Zentral- 
komitees der Partei sei als charakteristisch im Wortlaut mit- 
e „Das Zentralkomitee ist überzeugt, daß die ruhmreiche 

ernöstliche Armee, deren unerschütterliche Macht unsere Feinde 

zu spüren bekamen, auch künftig sein wird die unerschütterliche 
Schutzwehr der fernöstlihen Grenzen unseres Vaterlandes (!) 
und der friedlichen Arbeit der Völker der Sowjetunion.“ 

Die rastlose Arbeit für die Wehr (oborona) ist sehr gut in 
den Militärblättern, vor allem dem Hauptblatt des Landesvertei- 
digungskommissariats, der „Krassnaja Swesda“, zu verfolgen, wo 
man sieht, wie die Gedanken und Pläne des Fünfjahrplans, des 
Wirtschaftsaufbaues, der Ausgestaltung der Verkehrsmittel und 
der Volksernährung in den Dienst der Reichsverteidigung und 
der strategischen Gesichtspunkte gestellt werden. 

Aus der Partei ist nur zu berichten, daf die zweite Etappe 
der Tschistka immer noch nicht abgeschlossen ist. 


3.Komintern. 


Der 20. Gedenktag des Weltkriegsausbruchs gab der Presse 
Gelegenheit, die weltrevolutionären Gedankengänge er- 
neut zu unterstreichen. Ins einzelne führte das das Organ des 
Komintern, die Zeitschrift „Kommunistische Internationale“, die 
die Aufgaben des Proletariats in neuen Richtlinien für die Zer- 
setzungsarbeit in den Armeen behandelte und diese Arbeit der 
technishen Umgestaltung der Kriegführung und seiner Vor- 
bereitung anzupassen sucht. Demgemäß wurden im einzelnen 
Anweisungen für die Arbeit des revolutionären Proletariats in 
den Stätten der Rüstungsindustrie, den Eisenbahnen, der Etappe 
gegeben. 

Wie schon mitgeteilt, wird im Herbst in Moskau der 
Z. Kongreß des Komintern stattfinden. Dafür ist der Finanz- 
bericht, und zwar auf 1932 veröffentlicht worden: Einnahmen 
1,1 Mill. Dollar, davon das meiste als Beiträge von 38 kommuni- 
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stischen Parteien mit 3,6 Mill. Mitgliedern. 19 Parteien und die 
Kommunistische Jugendinternationale bezahlen keine Beiträge. 
Die Ausgaben waren in derselben Höhe, davon 0,4 Mill. für den 
Apparat, 0,6 Mill. für Zeitungen und ähnliches, also Unter- 
stützungen an ausländische kommunistische Blätter, da die Presse 
in Rußland sowieso kommunistisch und Staatspresse zugleich ist. 
Für Dienstreisen, also Propagandafahrten, wurden fast 50000 
Dollar ausgegeben. 

Die Aufmerksamkeit des Komintern ist gegenwärtig beson- 
ders auf Frankreich, England und besonders Amerika, wo die 
Mitgliederzahl der Kommunistischen Partei auf 24000 berechnet 
wird, auch auf Holland und Finnland gerichtet. 


4. Kulturpolitik. 


Ein sehr energisches Rundtelegramm des Präsidenten des 
ZIK, Kalinin, an alle Vorsitzenden der Verwaltungsstellen 
schärfte die Tätigkeit für den Beginn des neuen Schul- 
jahres ein, die durchaus unbefriedigend vor sich gehe 
(Iswestija 28. Juli). Besonders der Wettbewerb der Dorfräte für 
eine bessere Vorbereitung zum neuen Schuljahr sei sehr schwach. 
Für Bau und Reparatur der Schulgebäude, Versorgung mit Heiz- 
material müsse besonders Sorge getragen werden. Ein solches 
Eingreifen bis in die untersten Verwaltungsstellen, also die 
Dorfräte, ist ungewöhnlich und läßt auf den unbefriedigenden 
Zustand der Vorbereitungen für das Schuljahr, das am 1. Sep- 
tember beginnt, schließen. 

Ein außerordentlich aufschlufreicher Artikel des bedeuten- 
den Moskauer Pädagogen, Professor A. Pinkiewitsch (Iswestija 
21. Juli): Bemerkungen über die höhere Schule gab einen 
lehrreihen Einblick in große Schwierigkeiten auf dem aka- 
demischen Gebiet: die Überlastung der Studenten, den Man- 
gel an Lehrbücern, die unbefriedigenden Prüfungen, die 
schwierige Lage der akademischen Lehrer. Unsere Zeitschrift 
wird sich bemühen, die Schulreform im ganzen bald 
darzustellen, die im 4. Jahr des 1. Fünfjahrplans begann und 
als Reform wenigstens abgeschlossen ist, insofern durch die 
Energie des Volksbildungskommissars Bubnow mit dem alten 
aus der Revolution stammenden System der Sowjetschule ge- 
brocen ist. Das System: Grundschule mit vier Stufen, sieben- 
jährige Halbmittelschule, zehniährige Vollmittelschule, ist fertig: 
ebenso die Umgestaltung der Lehrorganisationen und des Schul- 
betriebes wenigstens in den Äußerlichkeiten. Mit dem Lehrplan 
und den Lehrmitteln ist man noch nicht zu Rande und offenbar 
auch noch nicht mit dem Verhältnis zwischen dem aus der Revo- 
lution entstandenen neuen Schultyp des „Technikums“ zur 
Universität. 

In diese Reform gehört es, daß man den Geschichts- 
unterricht umgestaltet oder wieder einführt, wobei die 
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alten historischen Fakultäten an den Universitäten wieder auf- 
gelebt sind. Der Moskauer ist die Leningrader gefolgt, wo auf 
150 Vakanzen 300 Anmeldungen erfolgten, davon 50% Arbeiter 
und Arbeiterkinder. 

Durch Verordnungen vom 21. und 28. Juli wurde ein „Lite- 
raturfonds“ begründet zur Pflege der künstlerischen Litera- 
tur, der durch Honorarabzüge von 10 % auf seiten der Schrift- 
steller und der Redaktionen und durch 2% der Einnahmen der 
- Theater gebildet werden soll. Die Leitung wird durch das Prä- 
. sidium des neuen Verbandes der Sowjetschriftsteller ernannt, 
dessen sehr lebhaft vorbereiteter und begrüßter allgemeiner 
Kongreß am 15. August in Moskau begann. 


5. Auswärtige Politik. 


| Die Beziehungen mit Bulgarien, Tschechoslowakei und Ungarn 
- sind formell aufgenommen. In dem Protokoll zwischen Sowjet- 
union und Bulgarien vom 23. Juli steht die Verpflichtung 
beider Länder, sich nicht in die innerpolitischen Angelegenheiten 
- des anderen Landes zu mischen. Dabei wird ausdrücklich auch die 
= Agitation und Propaganda sowie ihre Förderung erwähnt. 
- Beiden Vertragsparteien wird durch das Abkommen untersagt, 
auf ihrem Hoheitsgebiete den Aufenthalt von Organisationen zu 
dulden, die sich die bewaffnete Erhebung gegen die Regierung 
des anderen Landes zum Ziele gesetzt haben: Auch die Neu- 
_ schaffung oder die Unterstützung solcher Organisationen ist ver- 
boten. Das gleiche gilt für Organisationen, die sich als Regie- 
rung des anderen Landes bezeichnen oder wenigstens Ansprüche 
auf ein Teilgebiet erheben. Der Transport bewaffneter Streit- 
. kräfte, von Waffen und Munition und ähnlichen Kriegsvorräten, 
‘ die zur Erregung oder Durchführung eines Aufstandes dienen 
könnten, id ebenfalls untersagt. Beide Vertragspartner ver- 
 pflichten sich, im diplomatischen Dienst keine politischen Emi- 
` granten zu verwenden. 
Aus Anla jenes Prozesses in Swerdlowsk haben führende 
‚ Organe der Sowjetunion, wie die Iswestija und das Blatt des 
“ Kommissariats der Schwerindustrie, „Sa Industrialisaziju“, 
‚ Angriffe gegen deutsche Firmen veröffentlicht, gegen die der 
deutsche Gescäftsträger, Herr v. Twardowski, auf das 
 schärfste Einspruch erhob. 
Die Sowjetregierung sagte ihre Teilnahme an der dies- 
` jährigen Königsberger Ostmesse ab. Sie gab ferner bekannt, wie 
DNB (11. August) meldete, daß sie Sendungen der Reichssamm- 
lung „Brüder in Not“ nach der Sowjetunion nicht mehr zuläßt. 
Sie hat sich hierbei darauf berufen, daß „Brüder in Not“ eine 
- antisowjetische Organisation sei. Die Bemühungen, die Sowjet- 
‘ regierung zu einer Aufgabe ihrer ablehnenden Haltung zu ver- 
 anlassen, sind leider erfolglos geblieben. Unter diesen Umstän- 
den besteht zur Zeit keine Garantie für die Durchführung 
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karitativer Waren- und Geldsendungen nach der Sowjetunion. 
Damit macht die Sowjetregierung ein rein caritatives Hilfswerk 
für ihre Reichsbürger deutscher Abstammung unmöglich. 


Am 8. August wurde im Reichswirtschaftsministerium auf 
Grund des Wirtschaftsprotokolls vom 20. März 1954 
mit Vertretern der Handelsvertretung der Sowjetunion ein Pro- 
tokoll unterzeichnet, mit dem der Warenaustausch der 
beiden Länder in Einfuhr und Ausfuhr nun wohl wieder leb- 
hafter in Gang kommt. Wie bekannt, handelt es sich dabei nicht 
nur um die russischen Bestellungen in Deutschland, sondern zu- 
Par auch um den Absatz russischer Waren auf dem deutschen 

arkt. 

Russische Fliegerbesuche fanden nicht nur in Warschau, son- 
dern auch in Italien und in Paris statt. 


Auf dem fernöstlichen Gebiete waren zunächst nur un- 
zusammenhängende Einzelheiten zu berichten: die Abneigung un 
Ablehnung Chinas, einen Nichtangriffspakt mit Rußland zu 
schließen, eine Rede des Generals Blücher in alarmierendem Ton 
über eine eigene Lebensmittelbasis für die Fernostarmee, das 
Interesse Moskau an den neuen kommunistischen Unruhen in 
Südcina (Futschau) und die nicht abreißenden, aber nirgends 
vorwärts führenden Erörterungen über den Verkauf der ost- 
chinesischen Bahn. In der letzten Frage aber ist man jetzt an 
einem toten Punkte angekommen, der leicht ein gefährlicher 
Wendepunkt in den russisch-japanischen Beziehungen überhaupt 
werden kann. Am 10. August teilte der russische Botschafter in 
Tokio mit, da die Sowjetunion das letzte Angebot der Man- 
dschurei für den Kaufpreis der Bahn vom 25. Juli nicht an- 
nehmen könne — man ist immer noch um 1 Milliarde Goldrubel 
in Angebot und Gegenangebot auseinander! Darauf hat Japan 
am 13. August beschlossen, eine weitere Vermittlertätigkeit 
zwischen Rußland und Mandschukuo einzustellen, um die es sich 
ein Jahr lang vergeblich bemüht habe. In diesem langen Hin 
und Her ist die russische Position immer schwächer geworden, 
die Bahn immer mehr heruntergekommen — im Berichtsmonat 
veröffentlichte der russische Direktor der Bahn einen langen 
Katalog der Bahnüberfälle, Eisenbahnkatastrophen, Mordtaten, 
Sachschäden usw., mit der Forderung nach Sicherheitsmaßnahmen. 
Diese hatte aber die unerwartete Wirkung, daft man Japan er- 
klärte, selber den Schutz der ostchinesishen Bahn übernehmen 
zu wollen, und darüber in Verhandlungen mit Mandschukuo ein- 
trat. Daran und an mancherlei anderen Zwischenfällen ist wieder 
eine gefährliche Hochspannung eingetreten. Dahin gehört auch, 
daß die Sowjetregierung den Vorschlag der japanischen „Nord- 
Sachalin-Erdölgesellschaft‘“, ihren bis Ende 1936 
laufenden Konzessionsvertrag auf weitere 10 Jahre zu verlän- 
gern, abgelehnt hat und damit an ein Lebensinteresse Japans 
rührt, das drei Fünftel seines Erdölbedarfs aus dem Auslande 
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beziehen muß und für das Sachalin dafür für die Versorgung 
immer wichtiger wird. Die Südhälfte gehört ja seit 1905 Japan, 
aber der Rußland verbliebene Nordteil der Insel ist viel er- 
giebiger für die Petroleumgewinnung als der Süden. 

In die Beziehungen mit Amerika scheint nach langen 
Monaten der Stille etwas mehr Leben zu kommen: man verhan- 
delt über die Schuldenfrage, die praktisch für Amerika gegen- 
über Rußland nicht bedeutsam, aber prinzipiell wichtig ist. 

Im ganzen lag das Schwergewicht der russischen Außen- 

dass nach Westen, in erster Linie nach dem Ostpakt. Wesent- 
| Se us grundsätzlich Neues ist auf keinem ihrer Felder zu 
erichten. 


II. Polen. 
1. Wirtschaft. 
Die Aussichten der Ernte sind infolge der Dürre und zu- 


letzt noch des schweren Hochwasserschadens recht schlecht. Die 
Getreidepolitik wird in den bisherigen Bahnen weiter- 
- gehen und die Ausfuhr fördern, die im wesentlichen verstaatlicht 
ist (auch die Mühlen sind jetzt einbezogen) und im Innern mit 
Krediten und Vorschüssen arbeitet. Die Getreideausfuhr wird 
im ganzen geringer sein. 
Der neue Ministerpräsident, Professor Kozlowski, hat am 
1. August vor den Abgeordneten und Senatoren des Regierungs- 
klubs eine große Programmrede gehalten (in der Gazeta Polska 
2. August veröffentlicht), die zur inneren Politik so gut wie nichts 
brachte und fast ausschließlich die Wirtschaftspolitik be- 
handelte, namentlich die Maßnahmen zur Behebung der landwirt- 
schaftlichen Krise: Umschuldung, Kredit usw. Interessant war 
seine scharfe Stellung gegen die Übertreibungen der sozialen 
Versicherung, in der das neue Gesetz zwar die Verwaltungsein- 
heit des Versicherungswesens geschaffen, aber an sich nichts 
gebessert habe. Hier wurde eine grundlegende Reform angekün- 
digt. In die Außenpolitik, die sonst gar nicht berührt wurde, 
wiesen die Bemerkungen über das Auslandskapital, daf das 
ehrlich und fruchtbar in Polen tätige ausländische Kapital immer 
geschützt und von der Regierung auf das eifrigste unterstützt 
. werden wird, das Kapital ai das glaube, in Polen nach Kolo- 
nialmethoden sich betätigen zu können, hätte in Polen nichts zu 
- suchen (das geht in erster Linie gegen die französische Beteili- 
. gung und Verwaltung in den Zyrardöw-Werken — eine Affäre, 
die zum Skandal geworden ist und die polnisch-französischen 
Beziehungen immer schwerer belastet). Die ganze Rede war 
. gestimmt auf den Schutz des kleinen Mannes — ein Gesichts- 
punkt, den man überhaupt als immer wichtiger für das heutige 
Pe Kabinett annimmt. Man glaubt audı, daß nunmehr der 
kannte Fünfjahrplan für die Parzellierung, der 
mindestens 625 000 ha parzellieren, Bauernwirtschaften erweitern 
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und zusammenlegen will, jetzt rascher vorwärts kommt. Immer- 

hin ist dem so gerichteten neuen Landwirtschaftsminister ein aus 

dem adligen Großgrundbesitz kommender Unterstaatssekretär 

een worden, der Graf Raczynski, bisher Wojewode von 
osen. 


2. Innenpolitik. 


Zur innenpolitischen Bewegung sind Einzelheiten nicht zu 
berichten. Sie geht in einer hochinteressanten Weise weiter so- 
wohl in der Jugend der Opposition (Nationaldemokratie). wie 
der Regierungsjugend (Legion Mlodych). Das Organ der letzteren. 
das wir regelmäßig verfolgen, ist Panstwo Pracy“. Trotz sehr 
großer Gärung, Unklarheit, Mangel an Zusammenfassung usw. 
ist die Linie, auf der sich die junge Generation Polens in beiden 
Lagern geistig vorwäriakämpit. eutlih. Sie ist ausgesprochen 
sozial, besser sozialistisch. Für sie ist der nationale Staat, 
der durch den Weltkrieg entstand und jetzt 15 Jahre besteht, 
etwas Selbstverständliches. Sie zweifelt nicht daran, daß er be- 
stehen bleiben wird. So steht ihr die Wiederherstellung des 
Staates längst nicht im Mittelpunkt, wie der älteren Schicht. Die 

ungen drängen nun nach Neuordnung in sozialer und wirtschaft- 
icher Beziehung. Soweit wir sehen, sind sie dabei von einer aus- 
esprochen völkischen Ideologie nur in dem Punkte der jüdischen 

rage berührt. Wesentlich Fir sie ist, während die Kirche sehr 
stark zurücktritt, manchmal als Gegner betrachtet wird, das 
radikal-sozialistische Programm im Sinne eines aus- 
gesprochenen Staatssozialismus. Pilsudski hat oft gezeigt, daf 
er elastisch neuen Strömungen nachzugeben versteht. Der Aus- 
druck dafür ist wohl die Übertragung der Ministerpräsidentschaft 
an den Professor Kozlowski und die Ernennung der beiden neuen 
Minister (s. „Osteuropa“, Augustheft S. 628 f). 

Hat man also in der polnishen Umgestaltung von heute ein- 
mal die Agrarfrage und Bauernbewegung und sodann diese radi- 
kal-soziale Jugendbewegung, so scheint es uns, als wenn auch der 
Weitergang in eine ausgesprochene und neue völkische 
Ideologie sich andeute. Wenigstens finden wir so bemerkens- 
werte Äußerungen auf dem im Berichtsmonat abgehaltenen 
Kongreß der Auslandspolen, da wir davon die 
„ideologische Erklärung“ und einiges andere in den Dokumenten 
im Wortlaut wiedergeben*). 

Der Kongreß fand vom 6. bis 9. August in Warschau statt 
und vertrat 8 Millionen Auslandspolen in 35 Ländern, von denen 
die Hälfte in Nordamerika wohnt — die zweitstärkste Gruppe ist 
die polnische Minderheit in Deutschland. Der Kongreß war von 
8000 Teilnehmern besucht. Allein aus Deutschland waren 
3000 Besucher gekommen. Das Deutsche Reich hatte ihrer Reise 


*) Dokument Nr. 3. 


740 


gar keine Schwierigkeiten gemacht (während den Reisen der 
eutschen aus Polen ja die hohen Paßgebühren entgegenstehen). 
Der Kongreß schloß mit der Begründung eines Weltbundes 
der Polen im Auslande, zu dessen Präsidenten bezeich- 
nenderweise gewählt wurde der Senatsmarschall W. Raczkiewicz. 
Neben ihm steht ein auf 5 Jahre gewählter Rat. 


Der Kongreß ging davon aus, daf die Polen überall auf der 
anzen Welt eine geschlossene Einheit in der Zusammenarbeit mit 
em polnischen Volk daheim bilden, worin sie die Entwicklung 

und Verbindung der polnischen Kultur erstreben wollen. Das 
Recht wurde ohne weiteres für jedes staatsbildende Volk in An- 
spruch genommen, nicht innerhalb der Staatsgrenzen lebende 
Stammesgenossen an sich zu fesseln und ihre Kräfte dem Mutter- 
lande nutzbar zu machen. Prinzipiell am deutlichsten äußerte sich 
zu dem „völkischen Begriff Polen“ der Führer der polnischen Dele- 
gation aus Deutschland, Dr. Kaczmarek. Die Polen aus den Ver- 
einigten Staaten traten dem Weltbunde nicht bei: „Wir sind 
in erster Linie Amerikaner, und erst dann Polen, und in Amerika 
besteht kein Minderheitenproblem.“ 


Hinzugefügt sei, daß am 7. August in Warschau eine große 
Kundgebung der polnischen Pfadfinder stattfand. Es wurde 
da auch ein führender Rat des polnischen Pfadfindertums im Aus- 
lande, der 70000 Mitglieder zählt, gebildet und an die Spitze be- 
rufen der Wojewode von Schlesien, Grazyaski. Dabei wurde von 
dem Führer dr polnischen Pfadfinder in Frankreich bei einer 
Kundgebung vor vielen Tausenden die folgende Erklärung ver- 
lesen: 

„Wir, die Pfadfinderjugend von außerhalb der Grenzen der Polnischen 
Republik, geloben der Polnischen Nation lebenslänglihe Treue und ver- 
sprechen, in den Ländern und Staaten, in welchen wir leben, den Namen 
Polens ruhmreih zu machen, mit den polnischen Pfadfinderverbänden in 
engster ideeller Verbindung zu bleiben und in der Person des Vorsitzenden, 
Wojewoden Dr. Michal Grażyński, den Führer des ganzen polnischen Pfad- 
findertums im Auslande zu ehren.“ 


Diese Vorgänge und Gedankengänge seien gewiß nicht über- 
schätzt, aber sie sind doch wichtig als Beitrag für eine Umbildung 
in der Ideologie der Polen, insonderheit der jungen Polen, die 
natürlich auch im Hinblick auf die Minera a da wichtig ist 
zu verfolgen (s. auch den Artikel von Erich Maschke: Krise der 
polnischen Jugend, „Tat“, Augustheft). 


Angefügt seien einige Daten über die polnische Aus- 
und Rückwanderung. 1929 wanderten 243000 polnische 
Staatsangehörige aus. davon 178000 nach dem europäischen Aus- 
lande, und kehrten 104000, davon 98000 aus Europa, nach Polen 
wieder zurück. Das ist die große Auswanderung nach Frank- 
reich, das 1929 81000 polnische Auswanderer aufnahm, und 
damals noch nach Deutschland mit einer etwa gleichen Zahl der 
Saisonarbeiterwanderung dahin. Seitdem gehen diese Zahlen 
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immer mehr zurück. 1933 sind ausgewandert 35 000 und kehrten 
18000 zurück. Die Zahlen im Verkehr mit Deutschland waren 
ganz gering: 701 Auswanderer, 704 Rückwanderer. 1933 gingen 
nach Übersee 17000. Im ganzen verliert also Polen durch Aus- 
wanderung verhältnismäßig wenig von seinem Bevölkerungs- 
überschuß (jährlich % Million), da die Auswanderung der Rück- 
wanderung beinahe entspricht, und da außerdem in der Aus- 
wanderung (nach Palästina) Juden sind, wohl auch aus den ande- 
ren Minderheiten Menschen das Land verlassen. Das Wande- 
rungsverhältnis mit Frankreich ist, wie schon berichtet (August- 
heft, S. 685) immer kritischer geworden, die Ausweisungspolitik, 
die Frankreich betreibt — über 6000 polnische Arbeiter sind schon 
ausgewiesen — hat zu Unruhen in einer Grube bei Lens geführt. 


Zur Minderheitenfrage ist noch zu berichten, daß 
leider das Vorgehen gegen den Prinzen Plefß ununterbrochen 
weitergeht, die Zentralregierung offenbar dem Wojewoden Gra- 
zynski nicht in die Zügel fallen will oder kann. 


Ferner hat die Untersuchung des Mordes am Minister Pie- 
racki ergeben, daß der Mörder aus der sog. U. O. M., der illegalen 
ukrainischen nationalen Emigration gekommen war. Auf 
die scharfen Angriffe der polnischen Presse daraufhin gegen das 
ukrainische Doppelspiel hat die größte ukrainische Partei, die 
sog. Undo im Lemberger „Dilo“ sich nachdrücklich gewandt: Die 

olitische Führung könne nicht die Verantwortung für die Radi- 
alisierung der ukrainischen Jugend übernehmen, die ja von ihr 
nicht genährt würde. Worin diese Radikalisierung der ukraini- 
schen gend ihren Grund hat, braucht nicht gesagt zu werden. 

Zur Außenpolitik ist das Nötige im Abschnitt über den Ost- 

pakt berichtet. | 


II. Danzig. 


Am 6. August ist zwischen den Regierungen der Freien Stadt 
Danzig und der Republik Polen ein großes Vorrercr unter- 
zeichnet worden, das die wirtschaftlichen und zollre&htlichen 
Beziehungen zwischen beiden Staaten der seit dem Antritt der 
Danziger Regierung im Vorjahre angestrebten Verständigungs- 
politik mit Polen einfügt, um damit zu einer dauerhaften 
Befriedung des Ostraums beizutragen. Es handelt sich um 
folgende Abmachungen: 1. Abkommen zur Regelung verschiede- 
ner Zollangelegenheiten, 2. Abkommen über die Beteiligung 
Danzigs an den polnischen Einfuhrkontingenten, 3. Abkommen 
über en Verkehr mit Lebensmitteln und Bedarfsgegenständen, 
4. Veterinärabkommen, 5. Pflanzenschutzabkommen, 6. Überein- 
kommen über den Absatz polnischer landwirtschaftlicher Erzeug- 
nisse im Zusammenhang mit der Danziger Marktregulierunge. 


Nach sechsmonatigen Verhandlungen ist damit das Verständ- 
nisprotokoll, das vor einem Jahre nach dem Amtsantritt der 
Nationalsozialistischen Regierung unterzeichnet wurde, weiter- 
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Eur und zwischen Danzig und Polen der Wirtschaftskrieg 
eendet worden. Danzig verzichtet auf das Recht auf Eigen- 
bedarfskontingente für die Dauer des Vertrages und macht Zu- 
geständnisse in der Zollverwaltung im Sinne einer stärkeren 
polnischen Ingerenz darauf. Polen gewährt Anteile an den pol- 
nischen Einfuhrkontingenten und läßt die von seinen Zollinspek- 
toren zu Unrecht ausgeübte Wirtschaftskontrolle fallen. Damit 
wird der Weg für die Wirtschaft Danzigs in das polnische Hinter- 
land endlich wieder frei. Eine neue Danziger ammer für den 
Außenhandel wird das Organ für diese neuen Beziehungen mit 
Polen sein. 

Danzig hat dabei Opfer gebracht, sich dafür aber Lebens- 
interessen seiner Wirtschaft gesichert, insonderheit auch den 
Schutz für seine Landwirtschaft. Es kann damit die höheren 
Produktionskosten seiner Landwirtschaft und Industrie aufrecht- 
erhalten, aber seine Waren im polnischen Wirtschaftsgebiet frei 
absetzen. So ist eine neue Grundlage sowohl für die Existenz- 
fähigkeit Danzigs wie für sein Verhältnis zu Polen geschaffen 
und der langjährige Wirtschaftskrieg beendet. 


IV. Litauen und Memel. 


Während aus Litauen nur Einzelheiten zu berichten sind, wie 
der 60. Geburtstag des Staatspräsidenten Smetona, ist leider die 
Entwiklung im Memelgebiet auf der bisherigen Linie 
weitergegangen. 

Der Landtag wurde aufgelöst mit der Begründung, er habe 
durch Sabotage der Abgeordneten bei der Sitzung am 27. Juli 
seine Arbeitsunfähigkeit erwiesen. Der Landtag war aber vom 
Gouverneur selbst beschlußunfähig gemacht worden. Die Auf- 
lösung widerspricht, wie der Haager Gerichtshof im Urteil vom 
11. August 1932 festgestellt hat, den Vorschriften des Memel- 
statuts. Werden Neuwahlen stattfinden? Und haben sie unter 
heutigen Verhältnissen einen Sinn, da sowohl die sozialistische 
Volksgemeinschaft, wie die Landwirtschaftspartei verboten sind? 
Ihnen wirft man staatsfeindlihe Arbeit vor, wozu ein riesiges 
angebliches Material zusammengetragen worden ist. Ferner 
wurde (16. August) allen Angestellten der autonomen Verwal- 
tung Er sundiki — ein Versuch, über die Sprachenkenntnis und 
-Prüfung die Deutschen aus den Amtsstellen zu entfernen. 


Während am 12. August Litauen in einem „Tag des Meeres“, 
den man dem polnischen Vorbild in Gdingen nachmachte. in Memel 
seinen Anspruch herausfordernd begründete, wird das Verhältnis 
zu Deutschland immer weiter verschärft: am 4. wurden nicht 
weniger als 23 führende deutsche Zeitungen bis zum 1. Januar 
1935 in Litauen verboten. Und keine der Signatarmächte rührt 
sich! Auf eine Anfrage im englischen Parlament antwortete 
Minister Eden lediglich, daß die Stelle, wohin Deutschland seine 
Beschwerde zu richten habe, der Völkerbund in Genf sei! 
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V. Lettland. 


Auch aus Lettland ist Unerfreuliches zu berichten. Der 
Kultusminister, Professor Adamowitsch, hat durch Erlaß den 
deutschen Sprachunterricht durch den englischen an den staat- 
lichen Grundschulen ersetzt. Der Erlak lautet: „In jeder Grund- 
schule wird eine Fremdsprache gelehrt. Von ihr werden alle die 
Schulkinder befreit, deren Eltern ihren Wunsch formell dahin 
geäußert haben oder die nach ein bis zwei Lehrjahren sich als 
unfähig erweisen, die betreffende Fremdsprache mit Erfolg zu 
lernen. In den öffentlihen Grundschulen wird die englische 
Sprache gelehrt. Der Unterricht in der deutschen Sprache wird 
in Klassen fortgesetzt, wo er bereits begonnen hat, im Einklang 
mit den Hinweisen des Kultusministeriums. In den öffentlichen 
Grundschulen, die unter besonderen Umständen arbeiten, und in 
Privatschulen sind Ausnahmen mit Erlaubnis des Kultusministe- 
riums zulässig.“ Der Minister begründete das ausdrücklich damit. 
daß man sich von dem „einseitigen Einfluß der deutschen Kultur“ 
befreien müsse. 


VI. Estland. 


Ein neues „Gesetz zur Regelung des Getreidemarktes“ 
wurde veröffentlicht. Die Verpflichtung des Staates zum Roggen- 
ankauf gegenüber dem Landwirt wird aufgehoben. Der Staat 
hat noch Roggenvorräte von etwa 28000 Tonnen. Er hat in der 
Zeit des Roggenmonopols, das vier Jahre besteht, 71 000 Tonnen 
Pre Die Einfuhr von Roggen und Weizen nach Estland ist 

onopol des Staates. Der Staat ist also jetzt nicht mehr gezwun- 
gen, Roggen anzukaufen, wird aber seinen Einfluß ausüben, um 
die Preise zu halten — die diesjährige Getreideernte ist gut, die 
Anbauflähe und Produktion ist in den letzten Jahren ständig 
gestiegen. 

Für die Ausfuhr Estlands kommt Getreide kaum in 
Frage, sondern Butter, Fleisch, Erzeugnisse der Holzindustrie. 
Immer mehr zeigt sich, daß das Zusatzabkommen zum estländisch- 
britischen Handelsvertrag vom 11. Juli („Osteuropa“, August- 
heft S. 689) Estland recht in seiner Bewegungsfreiheit einschränkt 
und wenig Sicherheit auf dem englischen Markt gibt. Dieser ist 
für Estland für Butter, Fleisch und Holz sehr wichtig. In dem 
Abkommen hat England zwar seine Vergünstigungen auf dem 
estländischen Markt in sehr bestimmter Form gefaftt und Estland 
stark gebunden, während es andererseits seine Zugeständnisse 
an Estland ganz allgemein gefaßt hat. Eine Sicherheit des Ab- 
satzes für seine Erzeugnisse in England hat damit Estland nicht. 
Betrachtet man so die Innen- und Außenwirtschaftspolitik des 
kleinen Staates, so erkennt man recht, wie schwierig die wirt- 
schaftspolitische Betätigung dieser Randstaaten überhaupt ist und 
wie eng ihr Betätigungsgebiet! 

Abgeschlossen am 20. August 1934. 
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Dokumente. 


1. Protokoll über die Verlängerung des Nichtangriffspaktes zwischen der 
UdSSR und Lettland vom 4. April 1934, 


Protokoll. 
Der Präsident der Lettishen Republik und das Zentralvollzugskomitee 
der UdSSR haben, 
geleitet von dem Streben, eine möglichst dauerhafte Grundlage für die 
Entwicklung der Beziehungen zwischen diesen Ländern zu sichern, 


in dem Wunsche, einander einen neuen Beweis der Unveränderlickeit 
und Dauer der zwischen ihnen glücklicherweise zustandegekommenen fried- 
lichen und freundschaftlichen Beziehungen zu geben, 


erfüllt von dem Wunsche, an der Festigung des allgemeinen Friedens, 
der Stabilität und der friedlichen Entwicklung der zwischenstaatlichen Be- 
ziehungen in Osteuropa beizutragen, sowie 


unter Feststellung, daß der Abschluß des Vertrages zwischen Lettland 
und der UdSSR zu Riga am 5. Februar 1932 eine günstige Wirkung auf die 
Beziehungen der beiden Länder und die Lösung der angegebenen Aufgaben 
ausgeübt hat, 


sich entschlossen, dieses Protokoll zu unterzeichnen, und zu diesem 
Zwecke ihre Bevollmächtigten bestimmt: 


Der Präsident der Lettischen Republik Herrn Dr. Alfred Bilmanis, aufer- 
Bean Gesandten und bevollmächtigten Minister der Republik in 
Moskau, 


Das Zentralvollzugskomitee der UdSSR Herrn Maxim Maximowitsc Lit- 
winow, Mitglied des Zentralvollzugskomitees der UdSSR und Volkskom- 
missar des Auswärtigen, l 

die nach gegenseitiger Vorweisung ihrer Vollmachten, die in guter und 
gehöriger Form befunden wurden, 

über folgendes übereingekommen sind: 


Art. 1. In Abänderung des Gültigkeitstermins des am 5. Februar 1932 
zu Riga zwischen Lettland und der UdSSR abgeschlossenen Vertrages, der im 
ersten Satz des Artikels 6 des genannten Vertrages vorgesehen ist, verbleibt 
dieser Vertrag in Kraft bis zum 51. Dezember 1945. 


Art. 2. Dieses Protokoll ist in zwei Stücken in lettischer und russischer 
Sprache abgefaßt, und zwar haben beide Texte gleiche Kraft. Es wird binnen 
möglichst kurzer Frist ratifiziert und die Ratifikationsurkunden werden zwi- 
schen den hohen vertragschließenden Teilen in der Stadt Riga ausgetauscht 
werden. 


Dieses Protokoll tritt mit dem Tage des Austausches der Ratifikations- 
urkunden in Kraft. 

Zu Urkund dessen haben die oben genannten Bevollmächtigten dieses 
Protokoll unterzeichnet und ihre Siegel beigesetzt. 


Geschehen in Moskau in zwei Stücken in lettischer und russischer 
Sprache am 4. April 1954. 


(gez.) Dr. Alfred Bilmanis. (gez) M. Litwinow*). 


* Die ebenfalls am 4. April 1954 in Moskau von der UdSSR 
und Estland und von der UdSSR und Litauen unterzeichneten Protokolle so- 
wie das am 7. April 1934 in Moskau von der UdSSR und Finnland unterzeich- 
nete Protokoll über die Verlängerung der betr. Nichtangriffsverträge lauten 
entsprechend. In Art. 1 des von der UdSSR und Litauen aufgenommenen 
Protokolls ist ausdrücklich erwähnt, daß das Abkommen vom 29. September 
1926 mitden beiden ihmangeschlossenen Noten der Regie- 
rungenLitauensundder UdSSR (Anmerk.: betr. Wilna) bis 31. 12. 
1945 verlängert wird. 
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2. Protokoll über die Verlängerung des Nichtangriffspaktes zwischen der 
UdSSR und Polen vom 5. Mai 1934. 


Das Zentralexekutivkomitee der Union der Sozialistischen Sowjet- 
republiken und der Präsident der Republik Polen, 

die von dem Bestreben geleitet werden, der Entwicklung der Beziehun- 
gen zwischen ihren Ländern eine möglichst feste Basis zu sichern, 

die den Wunsch haben, einander einen neuen Beweis für die Unver- 
änderlihkeit und den Bestand der glücklich zwischen ihnen entstandenen 
friedlichen und freundschaftlichen Beziehungen zu geben, 

die von dem Wunsche beseelt sind, zu der Festigung des allgemeinen 
Friedens sowie zur Stabilität und zur friedlichen Entwicklung der zwischen- 
staatlichen Beziehungen in Osteuropa beizutragen 

und die festgestellt haben, daß der Abschluß des Moskauer Vertrages 
vom 25. Juli 19532 zwischen der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
und der Polnischen Republik auf die Entwicklung ihrer Beziehungen und auf 
die Lösung der genannten Aufgaben wohltuend gewirkt hat, 

haben beschlossen, das gegenwärtige Protokoll zu unterzeichnen und zu 
diesem Zweck ihre Bevollmächtigten ernannt, und zwar: 

Das Zentralexekutivkomitee der Union der Sozialistischen Sowjet- 
republiken: Maxim Maximowitsch Litwinow, Mitglied des Zentralexekutiv- 
komitees der UdSSR und Volkskommissar des Äußern, 

der Präsident der Republik Polen: Julius Lukaszewicz, den außerordent- 
lichen und bevollmächtigten Botschafter der ee Polen in Moskau, 

die nach Berne et Vorweisung ihrer Vollmacten, welhe im ge- 
hörigen Zustand befunden wurden, 

über das Folgende übereingekommen sind: 

Art. 1. In Abänderung der Frist und der Art des Außerkrafttretens des 
in Moskau am 25. Juli 1932 zwischen der UdSSR und der Republik Polen 
unterzeichneten Vertrages, die in Artikel 7 vorgesehen sind, bestimmen die 
beiden vertragschließenden Parteien, daß dieser Vertrag bis zum 31. 12. 1945 
in Kraft bleibt. 

Jede der vertragschließenden Parteien besitzt das Recht, von dem Ver- 
trage zurückzutreten, wobei er sechs Monate vor Ablauf der obengenannten 
Frist gekündigt werden muß. Wird der Vertrag von keiner der vertrag- 
schließenden Parteien gekündigt, so verlängert sich seine Geltungsdauer 
automatisch auf weitere zwei Jahre; desgleichen gilt der Vertrag für jeweils 
um zwei Jahre verlängert, wenn keine der vertragschließfenden Parteien in 
der in diesem Artikel vorgesehenen Weise von dem Vertrage zurücktritt. 


Art. 2. Das gegenwärtige Protokoll ist in zwei Exemplaren ausgefertigt, 
jedes in russischer und polnischer Sprache, wobei beide Texte gleihe Gel- 
tung haben. Das gegenwärtige Protokoll wird möglichst bald ratifiziert wer- 
den, und die Ratifikationsurkunden werden zwischen den vertragschließenden 
Parteien in Warschau ausgetauscht werden. 

Das gegenwärtige Protokoll tritt vom Tage des Austauschs der Ratifika- 
tionsurkunden in Kraft. 

Zur Bestätigung dessen haben die oben genannten Bevollmächtigten das 
gegenwärtige Protokoll unterzeichnet und es mit ihren Siegeln versehen. 

Getätigt in Moskau, in zwei Exemplaren, in russischer und in polnischer 
Sprache am 5. Mai 1934. 


(gez) Litwinow. (gez) Lukaszewicz. 


Schlußprotokoll. 


Nachdem a. der vertragschließfenden Parteien im Zusammenhang mit 
der heutigen Unterzeichnung des Protokolls über die Verlängerung des am 
25. Juli 1952 zwischen der UdSSR und der Republik Polen geschlossenen Nicht- 
angriffsvertrages alle Bestimmungen des Rigaer Friedensvertrages vom 
18. März 1921, der auch heute die Grundlage ihrer gegenseitigen Beziehungen 
abgibt, von neuem geprüft hat, stellt sie fest, daß sie keinerlei Verpflichtungen 
besitzt und durch keinerlei Erklärungen gebunden ist, die den Bestimmungen 
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des genannten Friedensvertrages und im besonderen dem Artikel 3 dieses 
Vertrages widersprechen. 

Dementsprechend bestätigt die Regierung der UdSSR, daß die Note des 
Volkskommissars G. W. Tschitscherin vom 28. 9. 1926 an die Litauische Regie- 
rung nicht dahin gedeutet werden kann, als habe durch diese Note die Ab- 
sicht der Sowjetregierung bestanden, sich in die Regelung der in ihr ge- 
nannten territorialen Fragen einzumischen. 

Getätigt in Moskau in zwei Exemplaren in russischer und in polnischer 
Sprache am 5. 5. 1934. 

(gez.) Litwinow. (gez) Lukaszewicz., 


3. Weltkongreß der Polen in Warschau*). 


a) Erklärung vom9. August: 

Der zweite Kongreß der Auslandpolen stellt fest, daß die Polen, wo 
immer sie auch leben, eine geschlossene nationale Gemeinschaft bilden, die 
solidarisch in der Arbeit für das polnische Volk und im Streben nach Ver- 
tiefung und Entwicklung der nationalen Kultur ist. Der gute Name des pol- 
nischen Volkes, seine erhabene Größe und die schöpferische Kraft seiner 
nationalen Kultur sind das Gemeingut aller Polen. Die Sorge um dieses ge- 
meinsame Gut ist die ehrenvollste und höchste Pflicht jedes Polen. 

Der Kongreß gibt der Überzeugung Ausdruck, daß der unter den Völ- 
kern ausgesäte Hall den Frieden bedroht und den wirtschaftlichen Wieder- 
aufbau der Welt aufhält. Nur ein einträchtiges Zusammenleben der Völker, 
das aus der Überzeugung von der Wichtigkeit der gegenseitigen Achtung der 
Existenzrechte entspringt, ist imstande, allen Menschen in gleichem Maße die 
Teilnahme an den Segnungen der friedlichen Zivilisationsarbeit zu sichern. 
Jede Gewalt und Beunruhigung trifft in gleicher Weise alle Völker der Welt 
und erschüttert das gegenseitige Vertrauen und den Glauben an die Zukunft. 


Der Kongreß ist der Meinung, daß die Arbeit für das polnische Volk in 
keiner Hinsicht das angemessene Verhältnis der unter Fremden wohnhaften 
Polen zu ihrer Umgebung und zu ihrem Wohnstaat beeinträchtigen kann. Im 
Gegenteil, die Pflichten gegen den Wohnstaat müssen in voller Loyalität er- 
füllt werden, und die Teilnahme am öffentlichen Leben des Wohnstaates muß 
der Ehrgeiz jedes Polen werden. Ein derartiges Verhalten der unter Frem- 
den ansässigen Polen ist als die beste Gewähr dafür anzusehen, daß ihre 
Rechte auf freie kulturelle Entwicklung von dem von ihnen bewohnten Staat 
nicht nur gewährleistet, sondern auch geachtet werden. 

Indem der Kongreß in vollem Umfang die nationale und soziale Arbeit 
der polnischen Gruppen im Ausland auf allen Lebensgebieten würdigt und 
ihre wichtige Bedeutung für die Aufrecterhaltung des polnischen Besitz- 
standes anerkennt, legt er besonderen Nachdruck auf die Arbeit unter der 
Jugend, als der Generation, die in Zukunft aus unseren Händen die Sorge 
um die Aufrecterhaltung der nationalen Existenz breiter polnischer Volks- 
massen im Auslande übernehmen soll. 


b) AufrufdesKongressesandie Völker der Welt: 

Im Streben, der Welt ein besseres Morgen zu sichern, indem die Lebens- 
bedingungen der Staaten und Völker auf die dauerhafte Grundlage fried- 
lichen Zusammenlebens und gemeinsamer Arbeit gestützt werden, 

in der Einsicht, daß die Bürger fremder Nationalitäten nützliche Mit- 
glieder der Staatsgemeinschaft werden können, zu der sie gehören, wenn man 
ihnen die Möglichkeit gibt, ihre Rechte voll auszuüben und ihre Kultur zu 
pflegen, und wenn sie auf sozialem und wirtschaftlihem Gebiet nicht benach- 
teiligt werden, 

und in Erinnerung an die schöne und weise Losung des historischen 
Polen: „Die Freien mit den Freien, die Gleichen mit den Gleichen“ 


= *) Übersetzt von Dr. W. Christiani. 
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richtet der Zweite Kongreß der Auslandpolen an alle Staaten und Vol- 
ker der Welt die Aufforderung, in allen Staaten allen Staatsbürgern ohne 
Unterschied der Nationalität die völlige und tatsächlihe bürgerliche Gleich- 
berechtigung und die volle Freiheit der ungehinderten Entwicklung aller Kul- 
turwerte ihres Volkes zu sichern, und bekennt sich zu dem Glauben. daß die 
Notwendigkeit, diesen Grundsatz durchzuführen, eine der Hauptlosungen der 
heutigen Epoche werden wird, die die Staaten und Völker einer besseren, 
au schöpferische, unzerstörbare, geistige Werte gestützten Zukunft entgegen- 
ührt. 


c) Aus der Rede des Führers der Polendelegation 
aus Deutschland bei der Verhandlung der Satzungen: 


„Wir können kühn sagen, daß der Begriff ‚Polen — ein Volk‘ zum ersten 
Male in diesem Umfang von Polen angenommen worden ist. Auf dem Kon- 
are der Deutschen aus der ganzen Welt ist betont worden, daf das polnische 

olk ein Beispiel für sie sein könne. Das polnische Volk hat seine Konsoli- 
dierung in der ganzen Welt stärker gefördert als andere Völker. Der Be- 
griff ‚Polen — ein Volk‘ ist weiterals der ee 
E Begriff Polen — ein Staat. Unser Volk hat stets ge- 
ebt, obwohl der Staat von der politischen Karte der Welt gestrichen war. 
Wir in der Welt zerstreuten Polen gehören mit unseren Herzen zur Mutter 
Polen. Die Muttersprache ist für uns Polen in der Fremde ein heiliges Ge- 
fä der Gedanken und der tiefsten Empfindungen. Ein Auslandpole wird nie 
auf diese Sonne verzichten, die das Bewußtsein der Zugehörigkeit zum pol- 
nischen Volk ist.“ 


Bücherschau. 


Die Sowjetunion im Völkerrecht. 


Kleist, Peter: Die völkerrechtlihe Anerkennung Sowjet- 
rußlands. (Östeuropäische Forschungen. Neue Folge. Bd. 15.) 
Königsberg Pr. und Berlin. Ost-Europa-Verlag. 1934. 127 S. 
Brosch. 5,50 RM. 

„Richtlinien für den Rechtshilfeverkehr mit dem Aus- 
land in Strafsachen.“ (Aus: Amtliche Sonderveröffentlichungen 
der Deutschen Justiz. Nr. 3.) Berlin. Beckers Verlag G. Schenk. 
1934. 132 S. 2,— RM. 

Freytagh-Loringhoven, Prof. Dr. Frhr. v.: Sowjet- 
rußland und der Völkerbund. (Aus: Deutsche Juristenzeitung, 
H. 15.) München/Berlin. Verlag Beck. 1934. S. 960—964. 

Schmitt, Prof. Dr. Carl: Sowjetunion und Genfer Völker- 
bund. (Aus: Völkerbund und Völkerrecht, H. 5.) Berlin. Hey- 
manns Verlag. 1934. S. 2603—2608. 


Nach dem Buch von Metzler „Die auswärtige Gewalt der Sowjetunion“ 
ist diese Arbeit von Peter Kleist ein Betußenswerler Versuch, an das 
Problem „Sowjetunion“ mit dem Mittel der nüchternsten Wissenschaft, der 
Rechtslehre, heranzugehen. = 


Die Ergebnisse sind weit über ihre juristische Bedeutung hinaus inter- 
essant, so besonders die Zusammenstellung der Urteile nationaler Richter in 
Prozessen, die den offiziell nicht anerkannten Sowjetstaat betreffen. In einer 
Reihe von Staaten versuchten die Richter aus der fiktiven Nichtexistenz der 
nicht anerkannten Sowjetrepubliken auf das — gleichfalls fingierte — Weiter- 
bestehen des alten russischen Reiches und seines Rechts zu schließen. Es be- 
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durfte einer mehrjährigen Praxis, bis es sich herausstellte, daß das alte za- 
rische Recht ein „cadavero legislativo“ war, dessen Anwendung zu rechtlich 
unhaltbaren und praktisch unsinnigen Weiterungen führte. 


Auf dem gleichen Blatt steht das Verbleiben der zaristischen oder Ke- 
renski-Botschafter auf ihren Posten. Noch im Jahre 1922 vertrat Bachmetjew 
in den Vereinigten Staaten das Kerenski-Regime und übergab bei seinem Rück- 
tritt die Wahrung der von ihm vertretenen Interessen an seinen Finanz- 
attaché Serge Ughet. Als Kuriosum sei hier hinzugefügt, daß noch heute in 
Belgrad Herr Strandtmann als Vertreter Sr. Majestät des Zaren diplomatische 
Privilegien genieft. 

Ein weiteres politisches Ergebnis aus der Untersuchung ist ferner die 
aus dem ganzen Gang der Arbeit sich ergebende Entwicklung der Sowjet- 
union vom primär weltrevolutionären Bestreben der Jahre 1917 bis 1919 zu 
der umfassenden außenpolitischen Sicherungsarbeit, die mit dem Jahre 1924 
einsetzt und deren Höhepunkt wir in der Anerkennung durch die Vereinigten 
Staaten und in den Erörterungen über den Eintritt der Union in die Liga der 
Nationen erleben. Dadurch ist Kleists Arbeit zugleich eine wertvolle Unter- 
lage für das Verständnis der gegenwärtigen Sußenpolitischen Bestrebungen 
der Sowjetunion. 


Im Zusammenhang hiermit ist die Veröffentlihung des Reichs- 
ministersder Justiz interessant, weil sie zeigt, wie schmal die Brücken 
der praktischen juristischen Beziehungen zur Sowjetunion immer noch sind. 
Neben kurzen Angaben über Benachrichtigung und Besuchsverkehr der Kon- 
suln bei Festnahme von Sowjetangehörigen besagt der besondere Teil für die 
UdSSR bezüglich der Rechtsbeziehungen zu Deutschland in strafrechtlichen 
Angelegenheiten nur: „Rechtshilfeverkehr findet zur Zeit nicht statt.“ 


Von größter Bedeutung für die internationale Rechtsstellung der Sowjet- 
union sind in diesem Zusammenhang die Aufsätze von Freyta a -Loring- 
hoven und Schmitt, die man noch treffender mit „Weltrevolution und 
Völkerbund“ betiteln könnte, um diese politische Groteske zu bezeichnen. 


Beide Arbeiten weisen auf die völlige Aushöhlung der Liga der Nationen 
von jedem Recdhtsinhalt hin. „Aus dem Bund wäre“, schreibt Schmitt, „ein 
offenes Bündnis bestimmter Staaten geworden, die sich hinter dem durch- 
sichtigen Schleier der Genfer ‚Societe‘ mit Sowjetrußland zu einer Alliance 
alten Stils zusammenfinden.“ B.N. 


Industrieplanung. 


Schweitzer, Robert: Das Experiment der Industrie- 
planung in der Sowjetunion. Eine betriebswirtschaftliche Unter- 
suchung der russischen Industriepraxis mit Anhang. Berlin. 
Deutscher Betriebswirte-Verlag. 1934. 144 S. 5,— RM. 


Schweitzers Buch ist dem wichtigsten Abschnitt der russischen Wirt- 
schaftsplanung — der Planung der Industrie und des Industrialisierungspro- 
zesses in der UdSSR gewidmet. Der Verfasser nennt es eine „betriebswirt- 
schaftlihe Studie“. Damit ist aber nur eine Seite seiner Arbeit charakteri- 
siert. Der Verfasser konnte schon deshalb die innerbetriebliche Planung der 
Sowjetindustrie nicht isoliert betrachten, weil die Verkettung zwischen Ein- 
zelbetrieb und Gesamtwirtschaft in der verstaatlichten Industrie der Sowjet- 
union besonders eng ist. Aus diesem Grunde kennzeichnet der Verfasser 
zunächst die gesamtwirtschaftlichen Grundlagen: die volkswirtschaftliche Pla- 
nung, ihr System, ihre Organe und Methoden. Die Betriebsplanung wird in 
den großen Zusammenhang der Gesamtplanung organisch eingegliedert. Die 
innerbetrieblihe Planung stellt aber immerhin den Schwerpunkt der 
Schweitzerischen Arbeit dar. Es werden auf Grund bisher in deutscher 
Sprache unveröffentlichten Materials und eigener Studien neue Einblicke in 
die planwirtschaftlichen Experimente der Sowjetunion gewonnen. 
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Ganz klar macht der Verfasser den Charakter des innerbetrieblichen 
Grundprinzips der russischen Wirtschaftsführung, der Chosrastschet, die so- 
wohl als Wirtschaftlichkeitsrechnung wie als Rentabilitätsrechnung gekenn- 
zeichnet wird. Anschließend wendet er sich dann den Objekten der inner- 
betrieblichen Planung zu: den Betriebselementen, Kapital, Gewinn und Arbeit. 
Insbesondere gelingt es ihm, dem Leser ein deutliches Bild von der Fülle der 
Maßnahmen zu geben, die alle dazu dienen sollen, die Produktivität der 
Arbeit zu erhöhen, was der Verfasser mit Recht als innerbetriebliches Kern- 
problem der Sowjetindustrie bezeichnet. 

Aus dieser Untersuchung gewinnt der Verfasser die feste Basis für die 
Beurteilung der Industrieplanung der Sowjetunion. Er führt im Anhang bis 
in das Frühjahr 1934, bis zu den Perspektiven des zweiten Fünfjahrpians. 
Mit Recht hebt er hervor, daf einzelne realisierte Investierungs- und einzelne 
erfüllte Bruttoproduktionspläne nichts über die Leistungsfähigkeit der Plan- 
wirtschaft aussagen und daß der Beweis der Überlegenheit ieses planwirt- 
schaftlichen Wirtschaftsprinzips anderen Formen der Wirtschaft gegenüber 
solange nicht erbracht ist, als so a PR Defizite auf dem Gebiete der 
TemOrEung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln und Gebraudsgütern in- 
dustrieller Herkunft wie in der Gegenwart aufzuweisen sind. 

Die Studie ist gut und systematisch gegliedert und klar geschrieben. Die 
einzelnen Probleme werden nicht nur deskriptiv-analytisch, sondern auch kri- 
tisch durchleuchtet. Trotz der Mosaikarbeit, die in einer solchen Untersuchung 
liegt, wird die Linie konsequent eingehalten und die Phasen und Tatsachen 
werden richtig auf das „System“ bezogen. Wem an der Erkenntnis des 
Wesens und der Bedeutung der Be name gelegen ist, wird an der 
fleißigen und zuverlässsigen Arbeit Schweitzers nicht vorübergehen können. 


Französische Rußlandliteratur. 


5 Sa rriot, Edouard: Orient. Paris. Librairie Hachette. 1934. 
418 5. 

Herriot, Edouard: La France dans le monde. Paris. Li- 
brairie Hachette. 1933. 247 S. 


Zaitseff, Cyrille: Herriot en Russie. Paris. Nouvelles 
Editions Latines. 1934. 48 S. 4,50 Fr. 

Ignotus: A la recherche de l'équilibre mondial ... Le 
monde sans la Russie. Paris. Nouvelles Editions Latines. 1933. 
92 S. 7,50 Fr. 

LURSS telle quelle est. Collection de textes sovieti- 
ues et de documents recueillis, traduits et commentés par 
harles Ledré, Cyrille Zaitseff et Vladimir Lazarevski. Heft I: 

Quand le village appartient à l'Etat . .. Heft II: L’ouvrier, roi 
péra ... Paris. Nouvelles Editions Latines. 1934. Je 32 S. 
e 3, — Fr. 

Boret, Victor: Le paradis infernal. (URSS 1933.) Préface 
d'Edouard Herriot. Paris. Librairie Aristide Quillet. 1933. 420 S. 

Dominique, Pierre: Sibérie rouge. Paris. Editions des 
Portiques. 1933. 254 S. 12 Fr. 

hicry, Henry: Derrière le décor soviétique. Paris. Edi- 
tions des Portiques. 1933. 254 S. 12 Fr. 


Durch die politishe Annäherung Frankreichs an die Sowjetunion bat 
auch die französische Rufland-Literatur einen neuen Antrieb erhalten. An 
der Spitze steht Edouard Herriots jüngst erschienenes Buch „Orient“. 
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„Im Interesse des Friedens“, so meint Herriot, „gilt es, das zu suchen, was die 
Völker einander näherbringen kann, wo so viele Tatsachen und Personen sie 
trennen. Frankreich ist so schlecht unterrichtet!“ Die Zeit sei gekommen, 
um die in den Ländern des Ostens geschaffenen Tatsachen, „ohne jede Leiden- 
schaft, die sie entstellt hat, und ohne Vorurteil, das die öffentlichen Meinungen 
blind macht, zu studieren“. Jedoch Herriot hat eine große Leidenschaft, näm- 
lich die für das demokratisch-republikanische Prinzip, für die Ideen von 1789. 
So begab er sich im August und September des vorigen Jahres auf seine Reise 
durch Südost- und Osteuropa, um jene Ideen dort zu suchen und sich an ihrer 
Verwirklichung zu erbauen. 

Im ersten Kapitel, „Das Beispiel Griechenlands“, erfahren wir, daß die 

riechische Republik, „hervorgegangen aus den Ideen der Freiheit, die die 
ranzösische Republik über die Welt verbreitete, sih in diesem Geist ent- 
wickelt hat, um das zu werden, was sie geworden ist.“ Aus den zwei Kapiteln 
über Bulgarien kann der Leser wenig latsächliches entnehmen. Freilich war 
es uns bisher unbekannt, daß die Mariza in das Schwarze Meer fließt, und daß 
man in Tschamkoria die Bärenjagd betreibt. Auch die Begeisterung Herriots 
über die bulgarische „bäuerlihe Demokratie“, die nach dem Vorbild der 
großen westlichen Demokratien geleitet werde, vermögen wohl seine Leser, 
die durch die jüngsten Ereignisse in Bulgarien eines anderen belehrt worden 
sind, nicht mehr ganz zu teilen. „Der republikanische Frühling“ („Le prin- 
temps d’une république“, Kapitel 4), lacht der Türkei. Kemal Pascha, der 
die Türkei zweimal von ihren äußeren Feinden und durch die Einführung 
der Republik befreit habe, erhält eine seitenlange Würdigung. 

Dann sehen wir Herriot in Rußland, dem er den weitaus größten Teil 
des Buches widmet. Auf Grund einer knapp vierzehntägigen Reise durch das 
Land gibt Herriot eine Analyse der wirtschaftlichen, politischen und geistig- 
kulturellen Entwicklung Sowjetrußlands, mit einer wahrhaft enzyklopädischen 
Vielseitigkeit, einem Universalismus, die ihn zu den erstaunlichsten Resul- 
taten führen. 

In der Ukraine (Kapitel 7) werden Kolchose und Kathedralen, Museen 
und Fabriken besichtigt, wobei Herriot mit Urteil und Lob nicht spart. Hat 
er doch ganze fünf Tage in der „Ukrainishen Republik“ verbracht, und 
Odessa und Kiew, Charkow, Rostow am Don und natürlich auch Dnjeprostroj 
eingehend besichtigt, und dabei noch Zeit gefunden, „lange und detaillierte 
Unterredungen“ mit den lokalen Führern, mit Ingenieuren und Kolchosarbei- 
tern zu führen. Auf Siebenmeilenstiefeln eilt er alsdann „vom Kuban nach 
Moskau“. Das 9. Kapitel, „Im Revolutionsmuseum“, enthält nichts weniger 
als einen Abriß der russischen Geistes- und Sozialgeschichte, die bei Stenka 
Rasin und Pugatschew beginnt, zu den „rührenden Dekabristen“ übergeht 
und schließlich die revolutionäre Brwepunr im 19. und 20. Jahrhundert schil- 
dert. Das Wort Oberflächlichkeit ist für diesen Teil des Buches zu shwach. 

Im 10. Kapitel („Allgemeine Struktur“) bringt Herriot weitere Aphoris- 
men über die Verfassung und Verwaltung des Sowjetstaates; in einer „langen 

Unterredung“ setzt ihm Kalinin selbst die Grundzüge des sozialistischen Auf- 
baues auseinander. Im Kapitel über die „materielle Organisation“ erfahren 
wir desgleichen erstaunliche Dinge: so preist Herriot z. B. die Flugzeug- 
industrie als das „Symptom der allgemeinen Entwicklung“; durch die Be- 
sichtigung von zwei oder drei Fabriken in Moskau glaubt er sich dazu be- 
rechtigt, den gegenwärtigen Stand und die weitere Entwicklung der russischen 
Industrie in den rosigsten Farben zu schildern. Als Belege dienen ihm dafür 
die Reden Stalins auf dem diesjährigen Kongreß der Kommunistischen Partei. 
Desgleichen stützt er seine Bewunderung für die Rote Armee auf die Reden 
Woroschilows. Trotz der Schwierigkeiten, die für den russischen Export be- 
stehen, und die Herriot anerkennt (dabei richtet er an seine Landsleute einen 
herzhaften Appell, doch künftig ihre Handelsbeziehungen mit den Russen 
lebhafter zu gestalten), kommt er zu dem Ergebnis: „Gewiß, die Lebens- 
bedingungen scheinen für die ehemaligen Privilegierten weniger angenehm 
zu sein, sie haben sich jedoch für die Masse beträchtlich gebessert. Aus die- 
sem Grunde wächst auch die Bevölkerung rapid." 
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Ein weiteres Kapitel ist dem „intellektuellen Leben“ gewidmet. Es ent- 
hält eine russische Literaturgeschichte en miniature, sowie Betrachtungen über 
die russische Musik und Kunst; wir finden hier u. a. den lapidaren Satz: 
„Wie Stalin im Mittelpunkt des politischen Lebens der Union steht, so be- 
herrscht Maxim Gorki das geistige Leben.“ In dem Schlußkapitel faßt Herriot 
die Resultate seiner Eindrücke zusammen. Interessant für unsere Leser ist 
hier besonders seine Polemik mit Dr. Otto Schiller, dem er eine zu pessi- 
mistische Darstellung der russischen Agrarverhältnisse vorwirft. Aber es 
wird in diesem Abschnitt, wie übrigens auch in der außenpolitischen Studie 
Herriots „La France dans le monde“, die schon 1933 erschien, die poli- 
tische Absicht deutlich, die Herriot in seinem Buche zum Ausdruck 
bringen will und die sich auch durch alle Plattheiten und Naivitäten hindurch 
darin verfolgen läßt: Mit Genugtuung wird hier die Wendung der russischen 
auswärtigen Politik von Deutschland weg festgestellt, es wird die Bedrohung 
Rußlands durch den „deutschen Imperialismus“ betont, wobei natürlih auch 
das alte Märchen von den deutschen Annexionsgelüsten in der Ukraine wieder- 
kehrt, und es zeigt sich klar, daß Herriot mit der rosigen Schilderung der 
sowjetrussischen Verhältnisse den Zweck verfolgt, die Gegensätze der Men- 
talität und der nee Systeme, die zwischen der „französischen und 
der russischen Republik“ bestehen, zu übertünhen, und damit den neuen 
Freund um so leichter „für den Frieden“, wie Herriot ihn versteht, zu ge- 
winnen. 


Das Buch Herriots konnte auch in Frankreih nicht unwidersprochen 
bleiben. Sind doc die Kräfte, die sih der neuen Orientierung der fran- 
zösischen Osteuropapolitik widersetzen, besonders auch in den Ken der 
russischen Emigration sehr rege. So ist es auch ein russischer Emigrant, Cyrille 
Zaitseff, der in der kleinen Schrift „Herriot en Russie“ dagegen Stellung 
genommen hat. Er richtet sich vor allem gegen die Schönfärberei Herriots, 
daß es in Rußland keine Hungersnot gebe, gegen dessen seltsame Argumen- 
tation für den hohen Lebensstandard der russischen Massen, und gegen Her- 
riots Hymne auf die junge Industrie der Sowjetunion. 


Ein weiteres, in derselben Schriftenreihe erschienenes Büchlein eines 
unbekannten Verfassers, der jedoch ebenfalls der russischen Emigra- 
tion angehört, „A la recherche de l'équilibre mondial“, legt desgleichen ein 
beredtes Zeugnis davon ab, wie sich die russische Emigration in Frankreich 
gegen die neue Linie der französischen Außenpolitik zur Wehr setzt. 


Denselben Zweck verfolgen die beiden Heftchen a le village appar- 
tient à l’Etat... .“ und „L’ouvrier, roi misérable .. .“ Hier werden aus allen 
möglichen Sowjetzeitungen und -zeitschriften Äußerungen „bolschewistischer 
Selbstkritik“ über die Kollektivierung und über die Lohn- und Lebens- 
bedingungen des Industriearbeiters zusammengestellt und entsprechend kom- 
mentiert. 

Daß auch der radikal-sozialistische Franzose zu einem wesentlich an- 
deren Urteile über die Sowjetunion kommen kann als Herriot, zeigt die Arbeit 
des ehemaligen Landwirtschaftsministers Boret, „Le paradis infernal“. Das 
Buch will im Rahmen der Gesamtentwicklung der sowjetrussischen Wirt- 
schaft insbesondere die Agrarverhältnisse darlegen. Boret interessiert sich 
vor allem für die Frage des Verhältnisses von Bevölkerung und bebautem 
Land, des Lebensstandards des Landarbeiters, der Anwendung wissenschaft- 
licher Methoden auf die agrarishe Produktion. Er bekämpft das „falsche 
Ideal“ der Maschine und der Fabrik bei den Russen, die doch in erster Linie 
ein Bauernvolk seien und auch blieben, und ist im übrigen der Ansicht, daf 
das System der Kolchose nichts typisch Sozialistisches sei (!), daß überhaupt 
die russishe Wirtschaft sich kapitalisiere und das Land wieder verbürger- 
liche. Trotz seiner im ganzen recht wenig optimistischen Auffassung schließt 
audı Boret mit dem Appell an eine Ausgestaltung der russisch-französischen 
Wirtschaftsbeziehungen. 


Ein anderer Radikalsozialıst, Pierre Dominique, Publizist und Jour- 
nalist von Beruf, gibt in seinem Buch „Sibérie rouge“ in Form von lose zu- 
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sammenhängenden Skizzen die Erlebnisse einer Sibirienreise wieder. Domi- 
nique beobachtet scharf, hat auch vieles gesehen und zeichnet ein recht trübes 
Bild. Die zahllosen brutalen Szenen, der Schmutz, die Unordnung und die 
Einförmigkeit des dortigen Lebens schrecken ihn ab; die wichtigste Fest- 
stellung ist für ihn, daß es auch in Rußland keinen Sozialismus mehr gäbe, 
daß sih eine neue Oberschicht aus Technikern, Funktionären, Bürokraten 
und Militärs herausbilde. „Sie stellen ein Herrenvolk über das Volk der 
Handarbeiter dar. Sie sind eine Kategorie, noch keine Klasse. Aber ihre 
Kinder... werden vielleicht diese Klasse darstellen .. .“ 


Düster sind desgleihen die Eindrücke des Textilfabrikanten Henry 
Thiéry von einer Intouristreise. In seinem, mit Ausnahme des Titels, recht 
harmlosen Buche „Derrière le décor soviétique“ schildert Thiéry seine Reise- 
eindrücke (Moskau—Leningrad—Dnjeprostroj— Krim). Dabei sind nicht die 
Dinge, die er erzählt, von Belang, sondern die Art, wie der Durchschnittsfran- 
zose reagiert, wenn er dem sowjetrussischen Leben gegenübersteht. Keinen 
Augenblick können sich der Verfasser und sein Begleiter von dem Gefühl 
der Unbehaglichkeit, der Angst und des Milßttrauens frei machen, sie atmen 
erst wieder auf, als sie jenseits der Grenze sind. 


Alle Bücher zeigen, daß die offizielle Politik der Annäherung an die 
Sowjetunion (vgl. E. Schüle, Osteuropa, Juli 1954) nach wie vor einer brei- 
teren Basis in der öffentlichen Meinung Frankreichs entbehrt, daf man dort 
noch weit davon entfernt ist, das erreicht zu haben, was Herriot zu Anfang 
seines Buches empfiehlt, ohne allerdings selbst dazu beizutragen: Das Stu- 
dium der Tatsachen „ohne Vorurteil und ohne Leidenschaft“. .Sch. 


Kutschabski, W.: Die Westukraine im Kampf mit Polen 
und dem Bolschewismus in den Jahren 1918—1923. Berlin, Junker 
& Dünnhaupt. 1934. 439 S. 6 Karten. 


Es ist sehr zu begrüßen, daß diese Arbeit in den „Schriften der kriegs- 
geschichtlichen Abteilung im Historischen Seminar der Friedrih-Wilhelms- 
Universität Berlin“, herausgegeben von Walter Elze, Heft 8, erscheint, und 
zwar in der „allgemeinen Reihe“ der Schriften dieser sehr zielbewufßt und er- 
folgreich geleiteten neuen Abteilung in unserer Forschung. Der Inhalt des 
Werkes geht aus dem Titel hervor. Es ist das Ringen, das vergebliche Rin- 
gen des westlichen Teiles des ukrainischen Volkstunıs um einen eigenen 
nationalen Staat, das in jenen fünf Jahren im Kampf mit Polen und dem Bol- 
schewismus vor sich ging. Es ist ein Freiheitskampf großen und tragischen 
Stils, dessen Rahmen schon in Westeuropa so gut wie unbekannt ist, ge- 
schweige denn, daß die hodhinteressanten einzelnen Vorgänge in weiteren 
Kreisen geläufig wären. 

Das Buch schildert die Entstehung des westukrainischen Staates in Ost- 
galizien — diesen Staat selbst in seiner Organisation, in seinen Beziehungen 
zur Östukraine und seinem Verhältnis zu Polen und dem Bolschewismus, — 
sodann die Pariser Friedenskonferenz für diesen Bereich und den polnisch- 
ukrainischen Krieg um Östgalizien — schließlich den Untergang der ukraini- 
schen Staatlichkeit und die staats- und völkerrectliche Angliederung Ost- 
galiziens an Polen. Es geht so aus in der sog. „Autonomie“, die niemals durch- 
geführt worden ist, und im Hinweis auf die durchaus ungeordneten Zustände 
in dem früher sog, OÖstgalizien, die heute eine offene Wunde am Körper des 
polnischen Staates sind. Der Verfasser schließt mit folgendem Ausblick: 
„Doch hat die von den Polen mit so großer Sicherheit erwartete Polonisierung 
der Westukraine seitdem so gut wie nicht den geringsten Fortschritt getan, 
und damit ist die ukrainische Frage in Polen sowohl vom polnischen wie vom 
westukrainischen Standpunkt ungelöst geblieben. Und so hat es einstweilen 
den Anschein, als gehöre die Eroberung Ostgaliziens durch Polen nicht zu 
denjenigen schöpferischen Eroberungen, denen ein neues politisches und 
geistiges Leben entspriefit, sondern zu jenen zerstörenden Eroberungen, die 
ein Fludı gleichermaften für den Besiegten wie für den Sieger sind” usw. 
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Anmerkungen, eine umfassende Quellen- und Literaturübersicht und ein 
Register beschließen das Buch, dem sehr interessante Karten beigegeben sind. 


Der Verfasser war gut für diese Arbeit vorbereitet durch militärische 
Erziehung (er hat selbst als ukrainischer Soldat in diesen Jahren mitge- 
kämpft), politischen Sinn, Sprachkenntnis und historische Schulung. Schon 
in der Sammlung und Verarbeitung des Materials, das sonst überhaupt nicht 
so zusammenzubringen ist und durch die Drucklegung direkt vor dem Unter- 
gang gerettet worden ist, würde das Werk seinen Wert haben, namentlich 
da es die West- und Ostukraine in der Hauptsache gleichmäßig behandelt. Das 
Verständnis für das österreichische Staatswesen ist ebenso gut wie die Ein- 
sicht in die Zusammenhänge zwischen Kriegführung und Politik, wie über- 
haupt die Auffassung vom Wesen der Staatenbeziehungen. Besonders leben- 
dig und mit Sachkunde, auch Objektivität gegenüber den Polen, sind die 
Kriegshandlungen geschildert. Interessant ist, wenn auch wahrscheinlich das 
Urteil bestritten werden wird, die Analyse der Persönlichkeit von Petljura. 


Das Buch ist von einem leidenschaftlihen ukrainischen Patriotismus 
durchweht, dem entspricht eine scharfe Feindschaft gegen Polen. Doch ist der 
Verfasser nicht blind gegen die Fehler im eigenen Lager und beleuchtet diese 
mit Kritik, wie er überhaupt das ganze Material mit historischer Kritik be- 
handelt. Auch die polnische Literatur ist ausreichend berücksictigt. Mit Er- 
folg hat der Verfasser sich bemüht, auch die großen universalen Zusammen- 
hänge, in denen die Ukraine steht, zu verfolgen und zu schildern. 


Sicherlich wird die Kritik von diesem oder jenem Standpunkte aus sich 
dagegen wenden, aber tendenziös ist das Werk in keinem Fall. Der tatsäc- 
liche Verlauf ist vortrefflich geschildert und, wie gesagt, ein großes Material 
in dieser Arbeit der weiteren Forschung erhalten. Zu kurz gekommen ist 
die sog. „deutsche Zeit“ und deutsche Behandlung des ukrainischen Problems 
während des Krieges, was für das Gesamtbild wesentlich gewesen wäre. 

Ich wiederhole den Ausdruck meiner Freude, daß es möglich war. das 
Werk zu veröffentlihen. Die Leser von „Osteuropa“ werden daraus wert- 
volle Belehrung schöpfen, Anregung namentlich, über diese Probleme erneut 
nachzudenken, die ja nicht darum schon nur der Geschichte E weil 
der hier dargestellte Kampf um Freiheit und Unabhängigkeit fehlschlug, son- 
dern die gar sehr noch Probleme der Gegenwart und Zukunft sind und bleiben. 

Otto Hoetzsch. 


Litauen. 


Krikščiūnas, Jurgis: Die litauishe Landwirtschaft. 
Kaunas. Verlag Zemes Ukio Rümai. 1933. 304 S. 10,— Lits. 

Cesevičius, Domas: Das Finanzsystem Litauens. (Aus: 
Kölner Studien. Neue Folge. 3. Heft.) Berlin. Verlag Stilke. 
1934. 112 S. 

Commerce exterieur de Lithuanie en 1933. 6. annee. 
Kaunas. Bureau Central de Statistique. 622 S. 


Annuaire statistique de la Lithuanie. Année 1953. 
6. vol. Kaunas. Akc. „Spindulio“. 1934. 292 S. 


Litauen ist wohl das Land im ostmitteleuropäishen Raum, von dessen 
Geschichte, Nachkriegszeit und Gegenwartszustand trotz einiger vorzüglicher 
deutscher Arbeiten immer noch die geringste Kenntnis im Auslande ver- 
breitet ist. 

Dieser Umstand hat den früheren Landwirtschaftsminister KrikSciü- 
nas, der gegenwärtig Dozent an der litauischen Landwirtschaftsakademie ist, 
bewogen, für den nicht unterrichteten Westeuropäer eine Arbeit zu schreiben. 
„die erste, die ein genaues und vollständiges Bild von der litauischen Land- 
wirtschaft” geben soll. Diese von der litauischen Landwirtschaftskammer ge- 
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druckte Arbeit, in der die Untersuchungen von Oberländer und Essen als 
„nicht völlig erschöpfend, z. T. sogar auch irreführend“ bezeichnet werden, 
entpuppt sich aber als eine wissenschaftlih kaum brauchbare litauische Pro- 
pagandascdrift. Der Verfasser spricht von dem „eigenen Staat, den am Ende 
des 18. (!) Jahrhunderts die Russen in ihren Staat eingliederten“, während er 
die Eingliederung in den polnischen 1486 und endgültig 1569 ebenso wie das 
Problem der Polonisierung des litauischen Adels und der Oberschicht ver- 
schweigt. Die Altpreußen, Letten und Jatwingen werden zu den „litauischen 
Völkern“ gerechnet und nicht nur das Stromgebiet der Düna und Memel, 
sondern auch das des Pregels bis zur Weichsel zum Siedlungsgebiet der 
„litauischen Völker“ erklärt! Die Memel und die Städte Tilsit und Marggra- 
bowa sollen die litauische Westgrenze im 13. und 15. Jahrhundert gebildet 
haben, während die Memel niemals seit dem Frieden vom Melnosee (1422) 
bis 1919, weder staatlich noch siedlungsmäßig, die Grenze zwischen Ostpreußen 
und Litauen gewesen ist. 


Aber nicht nur der historische Teil, sondern auch die eigentliche Dar- 
stellung der Entwicklung der litauischen Landwirtschaft ist dank propagan- 
distischer Schönfärberei nur nach eingehender Kritik brauchbar, wenn auch 
manche interessante Zahlen und Angaben, z. B. über die landwirtschaftliche 
Betriebszählung 1930, darin enthalten sind. Die Bodenreform, die der Ver- 
fasser als Landwirtschaftsminister selbst mit durchgeführt hat, wird als großer 
Erfolg geschildert, wobei bezeichnenderweise deren politische Bedeutung, die 
Vernichtung der polonisierten adligen Großgrundbesitzer, wie überhaupt das 
Problem der polnischen Frage, verschwiegen wird. 


Spricht aus der Arbeit von Krikščiūnas die Tendenz eines ehemals füh- 
renden litauischen Agrarpolitikers, so ist in der Untersuchung von Cese- 
vıcius über das litauishe Finanzsystem die typische Einstellung der 
jungen litauischen Intelligenz enthalten, die noch durchaus an die westeuro- 
päische Kulturideologie glaubt. „Die höhere Wirtschafts- und Kulturstufe 
war das Ziel, das den enthusiastischen Führern des wiedergeborenen Staates 
vorschwebte ... Die Augen der litauischen Staats- und Volksführer richte- 
ten sich immer mehr nach Westeuropa. Von da aus wurden Ideen geschöpft 
und auch das Licht der wirtschaftlichen Vernunft erwartet.“ C. gibt ein 
recht aufschlußreiches Bild des litauischen Unternehmerstaates, der mehr als 
die Hälfte der Staatseinnahmen auf nichtsteuerlihem Wege erhält, wie z. B. 
15 9, aus dem Spiritus- und Branntweinmonopol. Er schildert auch die un- 
günstigen Folgen der Agrarreform für die Finanzen und deutet auch die 
nationalen Ursachen an. Die Frage des Memelgebietes umgeht der Verfasser 
dieser in Deutschland erschienenen Arbeit nach Möglichkeit. 


Unverständlih bleibt es, daß die Herausgeber dieser in den Kölner 
Studien 1934 erschienenen Arbeit Thesen wie die von dem „vor 200 (1?) 
Jahren selbständig gewesenen litauischen Staate“ und Kriegsmärchen wie das 
von der „Zerstörung und Erschöpfung des Landes und von der Zurück- 
drängung auf den Zustand der primitivsten Naturalwirtschaft“ durch Krieg 


une. Besatzung und der „Befreiung von der deutschen Okkupation“ zugelassen 
aben. 


Wichtiger als die beiden obengenannten litauishen Arbeiten sind die 
Veröffentlichungen der amtlichen litauischen Statistik. 


Ein reiches Zahlenmaterial über Export und Import bietet der „Außen- 
handel Litauens 1933“, wobei die Vergleichstabellen von 1923 bzw. 
1929 bis 1933 besonders wichtig sind. Dann folgen Einzelangaben nach Län- 
dern für 1931 bis 1933 und am Schluß Angaben über den Transit. 


Als Exportland steht Großbritannien an der Spitze, dann folgt Deutsch- 
land, beim Import ist es umgekehrt. Dabei ist zu bedenken, daß Litauen von 
Natur und infolge der Bedürfnislosigkeit der überwiegend bäuerlichen Be- 
völkerung ein ziemlich autarker Staat ist. Die Ausfuhr dient also nur zur 


Befriedigung der Bedürfnisse des kleinen städtiscdıen Sektors und der An- 
sprüche des Staates. 
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Eine allgemeinere statistische Übersicht bietet das „Statistische 
Jahrbuch 1933“, das ähnlih wie die Werke sonstiger Staaten aufge- 
baut ist. 

Auf der ersten Seite dieses amtlichen Werkes fällt ein Abschnitt über 
das „Besetzte Gebiet Litauens“ (Wilnagebiet!) auf. Die Kreise des Memel- 
gebiets werden im ganzen Buch nur mit litauischen Namen angegeben und 
an den Schluß der übrigen Kreise Litauens gestellt. Leider werden auch die 
Nationalitätenzahlen des Memelgebiets mit den ganz anders gelagerten in 
Grofllitauen zusammengeworfen. Auch fehlt die Gliederung der Schulen nach 
Nationalitäten, so daß Schlüsse auf diesem für alle Oststaaten so wichtigen 
Gebiete nicht möglich sind. Nur bei allen Teilen der auch sonst sehr breit 
behandelten Bevölkerungsstatistik sind die einzelnen Nationalitäten berück- 
sichtigt. Wichtig sind die Einzelangaben der ersten und bisher einzigen land- 
wirtschaftlichen Betriebszählung von 1930, ebenso die Daten über die Agrar- 
reform. Die Zahlen über die Landwirtschaft sind für dieses Agrarland be- 
sonders ausführlich; Handel, Kreditwesen, Finanzen und Industrie treten da- 
gegen zurück. Stärker wird wieder der Verkehr behandelt, während das Er- 
ziehungswesen sehr kurz gehalten ist. Den Schluß bildet die Justizstatistik. 


Der deutsche Forscher wird bei kritischer Sichtung in diesen beiden 
amtlichen Veröffentlichungen ein willkommenes Material über die Entwick- 
lung Litauens in den letzten Jahren finden. Dr. W. E. 


Notiz. 


Ein Nachtrag zum Vortrag von Professor Dr. Thaddäus Zieliński. 


In einer Besprechung des Vortrags über „Der polnische Bauer 
in der Geistesgeschichte und Dichtung Polens“ von Prof. 
Zieliński vor der „Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas“ (ver- 
öffentlicht „Osteuropa“, Juliheft 1934, S. 571 ff.) im Warschauer „Robotnik” 
(50. Juli 1954) werden folgende Ergänzungen gebracht, die unsere Leser auch 
interessieren werden: „Außer Mikolaj Rej (1505—1569) ist vielleicht zum 
erstenmal in der polnischen Literatur zur Verteidigung des Bauern und gegen 
seine Leibeigenschaft Frycz Modrzewski in seinem Werk über die Reform der 
Republik aufgetreten, worin er den Adel scharf verurteilt, weil er den Bauern- 
stand in Polen sich unterworfen hatte. Abgesehen von Modrzewski haben dar- 
über Orzechowski und Klonowicz geschrieben. Der erste hat als Publizist. der 
zweite als satirischer Dichter die Adelsherrschaft bekämpft und die Bauern 
verteidigt. Jan Kochanowski hat dem Volksleben seinen schönen Zyklus 
„Sobótka“ gewidmet. Piotr Skarga warnt in seinen „Predigten“ den Adel 
davor, die Bauern zu unterwerfen. Und kann man die Idylien von Szymo- 
nowicz und Zimorowicz übergehen? Gerade die Idyllen von Szymonowicz 
stützen sich auf das Elend der bäuerlichen Bevölkerung in Czerniccin (Die 
Schnitter). Es folgt das 17. Jahrhundert. Es entstand die berühmte Satire „Aus 
dem Bauern wird ein König“. Schriftsteller dieser Zeit, wie Starowolski, Ko- 
chowski, Potocki und Pasek, rufen die bäuerliche Bevölkerung zu den Waffen 
auf. Krzysztof Opalinski schreibt die Satire „Na opresyja chłopską“ (Gegen 
die Unterdrückung der Bauern). 

Eine entscheidende Wendung tritt zu Anfang des 18. Jahrhunderts ein. 
Das Manifest Kosciuszkos und der Sensenmänner findet einen Widerhall in 
den Werken der späteren Schriftsteller. Über den Bauern schreiben Staru- 
szewicz, Krasicki, der grofe Verteidiger der bäuerlichen Bevölkerung, Sta- 
nislaw Staszic und endlich Karpiński, sowie Dyonicy Kniaznin in seinen schö- 
nen Idyllen (Zosina und Maryna). Später tritt eine ganze Schar von Dichtern auf: 
z. B. hat Tymowski ein Gedicht „Gedanken eines Bauern“ verfaßt, auch an- 
dere haben über den Bauern geschrieben. 
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Ich komme auf die Zeit des Positivismus. Die Orzeszkowa hat den aus- 
gezeichneten Roman „Cham“ verfaft, Prus die „Placówka“. Sienkiewicz 
„Bartek, den Sieger“, Marja Konopnika den „Herrn Balzer in 
Brasilien“. Sehr gut charakterisiert Syrokomla im „Jan Deborög“ das Ver- 
hältnis des Gutsherrn zum Bauern: Der Herr ist am Ertrinken, da rettet ihn 
der Bauer; für die Rettung erhält er Land, dafür aber, daß er mit seiner 
gn Hand den Kopf des Aristokraten berührt hat, werden ihm dreißig 

chläge versetzt. 

In der neueren Zeit (Das junge Polen) haben die polnischen Dichter den 
Bauern zum Gegenstand zahlreiher Werke genommen. Ich nenne nur 
Wyspianskis „Die Hochzeit“, Tetmajers „Ksiądz Piotr“ (Pfarrer Peter) und 
lyrishe Dichtungen. Orkan war ein Bauernschriftsteller. Żeromski bemit- 
leidet die Lage des Bauern. Der Naturalist Dygasinski gibt wundervolle 
Schilderungen der ländlichen Natur. Reymont endlich tritt mit einem großen 
Bauernepos „Die Bauern“ auf, wofür er den Nobel-Preis erhalten hat. 


Und auc im unabhängigen Polen finden wir viele Bauernschriftsteller, 
die ihre Feder ausschließlich dem Bauern und seiner Lage widmen. Es ge- 
nügt, Stanislaw Mlodozieniec, den Bauerndichter, und den bekannten jungen 
Schriftsteller Leon Kruczkowski mit seinem vortrefflihen Roman „Kordjan 
i Cham“ zu nennen.“ 


Eingegangene Bücher: 


Dnistrjanskyj, Dr. Stanislaus: Der tschehoslowakishe Entwurf 
und der polnische Kodex des Obligationsrehts. Wien und Leipzig. Verlag 
Perles. 1934. 47 S. 1,80 RM. 


Dopkewitsch, Dr. Helene: Die Burgsuchungen in Kurland und Liv- 
land vom 13. bis 16. Jahrhundert. Riga. Verlag Bruhns. 1933. 194 S. 
1 Karte. 1 Tafel. 4,— RM. 


H a v er, Eva: Die Zerreißung der Kreise Groß-Wartenberg und Namslau 
durch den Vertrag von Versailles. (Aus: Darstellungen und Quellen zur scle- 
sischen Geschichte, Bd. 34.) Breslau. Selbstverlag des Vereins für Geschichte 
Schllesiens. 1933. 104 S. und 1 Karte. 


Hennig, Martin: Die evangelisch-lutherishe Kirche in Polnish-Wol- 
hynien. Ihre Geschichte, die Form ihres Dienstes und die Äußerungen ihrer 
Frömmigkeit. Leipzig. Zentralkanzlei des Gustav-Adolf-Vereins. 1933. 119 S. 
Broschiert 4,20 RM. 


Lietuvos Statistikos Metrastis 1933 m. (Annuaire statistique de la Lithua- 
nie. Année 1933.) Kowno. Akc. „Spindulio“ B-ves spaustuve. 1934. 292 S. 


Lück, Dr. Kurt: Deutsche Aufbaukräfte in der Entwicklung Polens. For- 
schungen zur deutsch-polnischen Nachbarschaft im ostmitteleuropäischen 
Raum. Mit einem Geleitwort von Dr. Hermann Rauschning. Plauen. Ver- 
lag Wolff. 1934. 680 S. Lw. 15,— RM., brosch. 14,— RM. 


Lück, Kurt: Die deutschen Siedlungen im Cholmer und Lubliner Lande. 
Mit Gemälden*und Zeichnungen von Friedrich Kunitzer. (Aus: Schriftenreihe 
Deutsche Gaue im Osten, Bd. 6.) Plauen. Verlag Wolff. 1933. 306 S. 


Oppenheimer, Dr. Ludwig: Groß- und Kleinbetrieb in der Siedlung. 
Jena. Verlag Gustav Fischer. 1934. 378 S. Brosch. 15,— RM., geb. 17,— RM. 


Schaeder, Dr. Hildegard: Die dritte Koalition und die Heilige 
Allianz. (Östeuropäische Forschungen. Neue Folge Band 16.) Herausgeber 
Prof. Dr. Otto Hoetzsh. Königsberg Pr. und Berlin. Ost-Europa-Verlag 
1934. VIII und 100 S. Kart. 450 RM. 


Schwidetzky, Ilse: Die polnische Wahlbewegung in Oberschlesien. 
Breslau. Hirt. 1954. 116 S. Kart. 2,50 RM. l 
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Steinmann, Dr. Friedrich, und Dr. Elias Hurwicz: Pobjedonoszew, 
der Staatsmann der Reaktion unter Alexander Ill. (Quellen und Aufsätze 
zur russischen Geschichte. Band 11.) Herausgeber Prof. Dr. Karl Stählin. 
Koni berg Pr. und Berlin. Ost-Europa-Verlag. O. J. VIII und 284 S. Geh. 

‚go ; 


Steller, Erna: Die Grenzen klagen an! Das Unrecht an Niedersclesien 
durch das Diktat von Versailles. Breslau. Verlag Handel. 1954. 16 S. —,15 RM. 


Thiel, Erih: Verkehrsgeographie von Russisch-Asien. (Östeuropäische 
Forschungen. Neue Folge. Band 17.) Königsberg Pr. und Berlin. Ost- 
Europa-Verlag. 1934. 324 S. Geh. 12,— RM. 


Tiander, Karl: Das Erwachen Osteuropas. Die Nationalitätenbewe- 
pung in Rußland und der Weltkrieg. Erinnerungen und Ausblicke. Wien- 
eipzig. Verlag Braumüller. 1934. 184 S. Brosch. 6— RM. 


Ungern-Sternberg, Dr. Leonie von: Krieg in China. Der Bürger- 
krieg in China und der ae ea Konflikt. Berlin. Verlag Junker 
und Dünnhaupt. 1933. 116 S. 4,20 RM. 


Vegesack, Siegfried von: Herren ohne Heer. Roman des baltischen 
Penta ums: Berlin. Verlag Universitas. 1934. 336 S. Pp. 4,80 RM., Lw. 
5,50 ; 


Wasilewski, Zygmunt: Wspölczesni. Charakterystyki pisarzy in dziel. 
(Zeitgenossen. Charakteristiken der Schriftsteller und ihrer Werke.) War- 
schau. Verlag Gebethner und Wolff. O. J. 340 S. 


Zinsser, Christian: Polen und Deutschland. (Aus: „Erwacendes 
Europa.“ Monatsscrift für nationalsozialistishe Weltanschauung. Außen- 
politik und Auslandskunde.) Jahrg. 1934. Heft 7. 18 S. —,50 RM. 


Mitarbeiter dieses Heftes sind: 


Professor Dr. Otto Auhagen-Berlin, Privatdozent Dr. Max Braun- 
Leipzig, Dr. Gerhard Dobbert-Rom, Dr. Werner Essen-Berlin, Pro- 
fessor Dr. Otto Hoetzsch-Berlin, Dr. Ernst Sch üle- Berlin. — Zu- 
schriften durch die Schriftleitung. 
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und Verlagsaustalt A.-G., Königsberg Pr. 
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OSTEUROPA 


ZEITSCHRIFT FÜR DIE GESAMTEN 
FRAGEN DES EUROPÄISCHEN OSTENS 


Im Auftrage der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas 
in Verbindung mit Otto Auhagen, Berlin; Otto Goebel, Hannover; 
Hans Jonas, Königsberg; Arthur Luther, Leipzig; Hermann Schu- 
macher, Berlin; Max Sering, Berlin; Kurt Wiedenfeld, Leipzig, 
herausgegeben von OTTO HOETZSCH 


Ost-Europa-Verlag/ Königsberg Pr. / Berlin W.35 


Herausgeber: Professor Dr. Otto Hoetzsch, Berlin W. 62, Einemstraße 23. 


Redaktion: Generalsekretär Dr. Werner Markert, Deutsche Gesellschaft 
zum Studium Osteuropas, Berlin W. 35, Am Karlsbad 29 


Die monatlich erscheinende Zeitschrift kostet vierteljährlich RM. 9.—. 
Anzeigenpreise: !/, Seite RM. 80.—; !/, Seite RM. 40.—; !/, Seite RM. 20.—. 


Heft 12 September 1934 


INHALT: 
OTTO AUHAGEN: Der zweite Fünfjahrplan 
MAX BRAUN: Probleme der polnischen Literatur 


Rußland und Osteuropa, Monatsübersicht: 
Innere und äußere Politik von OTTO HOETZSCH 


Was verlangt man von einem Rußlandbuch 


Diese Frage hat die große deutsche Presse beantwortet, 
als sie in umfangreichen Artikeln zu unserem erfolg- 
reichen Sammelwerk 


Probleme und Tatsachen 


Herausgegeben von Dr. Gerhard Dobbert 
Gr.-8°, XII und 284 Seiten, kart. RM. 6.40 


Stellung nahm. Die nachstehenden Auszüge, die wir den 
Besprechungen entnehmen, sind der Beweis, daß unser 
Buch in höchstem Maße. die Anforderungen erfüllt, die 
man von einem solchen, unter Mitarbeit von 16 der besten 
Rußlandkenner entstandenen Werk verlangen kann. 


„kein einseitig gefärbles Bild“ Berliner Lokalanzeiger 


„die letzten Etappen der wirtschaftlichen 
Entwicklung“ Berliner Börsenzeitung 


„überreichesInformationsmaterial,syste- 
matisch und mit gründlicher Kenntnis 
dargestellt“ Europäische Revue, Berlin 


„objektiver, umfassender und zuver- 
lässiger als die bisher vorliegende 
Literatur“ Germania, Berlin 


„zwar kritisch, aber doch objektiv“ Der Tag, Berlin 


„wirklich berechtigte Urteile, weil 
sie von wirklich Berufenen stammen“ Generalanzeiger, Dortmund 


„eine Neuerscheinung, die von dem 
üblichen Wege abweicht“ Essener Allgemeine Zeitung 


„wohltuend sachlich und sehrinnstruktiv“ Hamburger Anzeiger 


„es will der Wahrheit dienen, indem 
es frei heraussagt, was wirklich ist“ Hannoverscher Kurier 


„überall eingehende und gründliche 
Betrachtung“ Kasseler Neueste Nachrichten 


und „der Verlag sagt nicht zuviel, wenn er von einem umfassenden 
und objektiven Standardwerk spricht“ urteilt die „Kölnische Zeitung“ 


Durch jede Buchhandlung zur Ansicht! 


Ost-Europa-Verlag, Königsberg Pr. / Berlin W. 35 
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| Im Auftrage der Deutschen Gesellschaft zam Studium Osteuropas in 


Verbindung mit Otto Auhagen, Berlin; Otto Goebel, Hannover ; Hans 

Jonas, Königsberg; Arthur Luther, Leipzig; Hermann Schumacher, 

Berlin; Max Sering, Berlin und Kurt Wiedenfeld, Leipzig, 
herausgegeben von OTTO HOETZSCH 


Ost-Europa -Verlag / Königsberg Pr. /Berlin W. 35 
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Zur zwanzigjährigen Wiederkehr 


der a A eh Kämpfe in Oraphische Kunslanstali 
erscheint soeben: Buchdruck 
Führer über die GREEN 
. Chemigraphie 
osipreußischen a 


Schlachifelder 


Bearbeitet im Auftrage des Landesverkehrs- 


verbandes Ost- und Westpreußen von 

Major a.D.Dr. Walter Grosse. 

Mit einem Geleitwort vom Gauleiter und ° 
Oberpräsidenten der Provinz Ostpreußen 

Erih Koch. 

8°, VIII und 55 Seiten mit mehreren Karten- 


skizzen. Kartoniert RM. 0,60. ° a pflegi als Spezialität 
Auf verhältnismäßig kurzem Raum ist hier 
Tilsit den Druck von 


das gewaltige Geschehen in Ostpreuhen 
I act ba urn Ta cr missenschaftlichen 
ie a umbinnen, die Tage von 

Tannenberg, die Kämpfe an den Masurischen en 

Seen und die Winterschlacht in Masuren GDerken 

sind Gegenstand eindringlicher Beschrei- 


bung. Die Entwicklung der Gefechtslage wird 
durch übersichtliche Rartenskizsen erläutert. Dissertationen 


Der kri eschichtliche Teil des Buches ist 
geschickt mit einer Beschreibung der Wande- Schulmandkarten 
rungen über die ostpreußischen Schlacht- 


telder verbunden. Zeitschriften und Zeitungen 
Osi-Eurapa- Verlag, Königsberg Pr., Berlin W. 35 


SLAVISCHE RUNDSCHAU 


Berichtende und kritische Zeitschrift 
für das geistige Leben der siavischen Völker. 


Im Auftrage der Deutschen Gesellschalt für slavistische Forschung in Prag 
herausgegeben von FRANZ SPINA und GERHARD GESEMANN 


Verlag: 
Deutsche Gesellschaft für slavi- Walterde Gruyter &Co.,Berlin und 
stische Forschung, Prag 1.606. Leipzig,BerlinW 10, Geuihinersiraße 38. 


Die SLAVISCHE RUNDSCHAU erscheint seit 1929 sechsmal jährlich 
in en ausgestatteten, von Fall zu Fall illustrierten Heften 
zu 80—88 Oktavseiten. 

Die SLAVISCHE RUNDSCHAU führt die ständigen Rubriken: Aufsätze, 
Kulturchronik, Literatur, Bibliographie, Nekrologe. 

Die SLAVISCHE RUNDSCHAU ist regional gegliedert und bringt in 
jedem Hefte, möglichst in allen Rubriken, kritisches und berich- 
tendes Material aus dem geistigen Leben der Osislaven (Groß- 
russen, Ukrainer, Weißrussen), Westslaven (Polen, Cechoslovaken) 
und Südslaven (Serbokroaten, Slovenen, Bulgaren). 

Die SLAVISCHE RUNDSCHAU ist nicht nur für den slavistischen 
Gelehrten, sondern für weiteste Kreise der europäischen Gebil- 
deten bestimmt, insbesondere für den Politiker, Kaufmann, Diplo- 
maten, Künstler und Publizisten. 


Bezugspreis für den Jahrgang RM. 24.—. 


Deutsche wissenschaftliche Zeitschrift 
für Polen 


Begründet von Dr. Hermann Rauschning, seit 1927 hrsg. von Dr. Alfred Lattermann. 
Seit 1923 erscheinend, bisher 27 Hefte von je durchschn. 12 Bogen. Preis je Heft 4.20 RM., 
enthält zahlreiche Beiträge zur Geschichte vor allem des Deutschtums in Polen, besonders 
in der Provinz Posen, ferner aus der Vor-, Kunstgeschichte, der Landeskunde, den Sprach- 
und Naturwissenschaften, Bibliographien, Register und einen umfangreichen Besprechungs- 
teil. Ab Heft 12 sind die meisten Aufsätze als Sonderdrucke zu haben. 


Zu beziehen durch die 
Historische Gesellschaft für Posen, Poznan, Zwierzyniecka | 
oder durch den 


Verlag Günther Wolff, Plauen i. V. 


Im ersteren Verlage sind ferner zu haben: 


1. Deutsche Blätter in Polen, Monatsschrift 1924 -1931, begründet von Dr. Hermann Rausch- 
ning, seit 1927 hrsg. von Dr. Paul Zöckler. Darin grundlegende Sonderhefte über das 
aea in einzelnen Teilgebieten, jedoch einige bereits vergriffen. Einzelheft 1.20 RM. 

zw. 2.40 zl. 


. Schriftenreihe Polen. 1924—1929. 3 Bde. 
. Ostdeutsche Helmatbüicher. 2 Bde. 


. Gedenkbuch zur Erinnerung an die Einwanderung der Deutschen In Galizien vor 
150 Jahren. 1931. 4 RM. bzw. 8 zl. 


. Mittellungen der reichsdeutschen Vereinigung der Historischen Gesellschaft für Posen. 
2 tiefte. Enthält u. a. das Register der früheren Zeitschriften. 


. Zeitschrift der Historischen Gesellschaft für Posen 1885—1918 sowie 


. Historische Monatsblätter für die Provinz Posen. 1900 - 1923, nur noch eine Reihe Hefte 
und Sonderdrucke. 


Generalmajor a. D, Haenichen: 


Wie fiegten die Germanen am 


Zeutoburger Wald? 
Sagerfturm und VBerfolgungstampf 


Deutihe Zeitung, Berlin: 


vermehrt niht Die Unzahl von gelehrten trodenen Abhand- 
lungen, .... gibt eine lebendige Schilderung deg gigantifchen Kampfes .. 


Deutihe Erde, Münden: 


Uus der Feder eines deutich empfindenden militäriichen Fachmannes, 
eine Refonitruftion der Hermann-Schlaht von padendem Reiz. 


Mit zahblreihen Karten und Abbildungen. 
Breis in Halbleinen RM. 2,50. 
Zu beziehen durd alle Buhhbandlungen. 


Verlag Lufen&Lufen, Berlin 9,16 
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